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Die  Finanzpolitik  des  Nürnberger  Rates  in  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts. 

Von 
Johannes  Müller. 

I.  Die  Finanzlage  der  Reichsstadt  Nürnberg  um   das 

Jahr  15  70. 

Die  früher  festgehaltene  Fiktion,  daß  die  Finanzmisere 
Nürnbergs  erst  durch  den  Dreißigjährigen  Krieg  hervorgerufen 
worden  sei,  hat  längst  der  besseren  Einsicht  von  dem  finanziellen 
Niedergang  der  Reichsstadt  schon  seit  der  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts weichen  müssen,  und  zwar  hat  man  mit  Recht  als  einen 
Hauptgrund  der  unaufhaltsam  fortschreitenden  Finanznot  Nürn- 
bergs die  der  Stadt  durch  den  zweiten  Markgrafenkrieg  auf- 
gebürdete Schuldenlast  angesehen,  die  in  dem  Zeitraum  von  1552 
bis  1560  von  450  000  fl.  auf  4'/:;  Millionen  Gulden  angewachsen 
war  und  der  wirtschaftlichen  Widerstandskraft  des  scheinbar  noch 
kerngesunden    Gemeinwesens   einen   irreparablen   Stoß   versetzte. 

Weniger  bekannt  als  dieser  Einfluß  der  erwähnten  äußeren 
Katastrophe  auf  die  Finanzverhältnisse  Nürnbergs  sind  verschie- 
dene wirtschaftliche  Vorgänge  sowohl  innerhalb  wie  außerhalb 
der  Reichsstadt,  die  zeitlich  fast  genau  mit  dem  Ende  des  die 
Frankenlande  orkanartig  durchbrausenden  Markgrafenkrieges  zu- 
sammenfielen, und  von  denen  jeder  für  sich  der  Nürnberger 
Bürgerschaft,  insbesondere  dem  Handelsstand,  zwar  keine  unheil- 
baren Wunden  zu  schlagen  vermochte,  die  aber  in  ihrer  Gesamt- 
heit und  durch  die  ihnen  anhaftende  längere  Dauer  in  ihren 
Wirkungen  schließlich  so  verderblich  wurden  wie  das  Ungewitter 
des  zweiten  Markgrafenkrieges. 
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Der  folgenreichste  dieser  Vorgänge  wirtschaftlicher  Art  war 
die  Unterbindung  des  Verkehrs  mit  den  Niederlanden, 
der  für  die  Handelsblüte  Nürnbergs  im  16.  Jahrhundert  einen 
der  Hauptfaktoren  gebildet  hatte  und  der  mit  dem  Ausbruch  des 
niederländischen  Freiheitskampfes  zu  Ausgang  des  7.  Jahrzehnts 
einen  ganz  bedenklichen  Stoß  erlitt.  Die  Hemmung  dieses  Ver- 
kehrs, an  dem  vor  allem  Antwerpen,  der  Hauptstapelplatz  der 
Kolonialprodukte  Ost-  und  Westindiens,  der  Eohstoffe  Nord-  und 
Osteuropas  und  der  Manufakturwaren  Westeuropas,  beteiligt  war, 
läßt  sich  im  wesentlichen  auf  zwei  Ursachen,  auf  die  durch  die 
kriegführenden  Mächte  verübten  Gewalttaten  auf  der  großen 
Handelssti'aße  des  Niederrheins  und  auf  das  drückende  Steuer- 
uud  Zollsystem  Philipps  H.,  zurückführen,  das  vor  allem  die 
Ausfuhr  aller  Produkte  aus  den  Niederlanden  in  erschrecken- 
der Höhe  —  ein  Zehntel  vom  Wert  aller  Waren  —  belastete 
und  neben  neuerrichteten  Zöllen  am  Niederrhein  den  Groß- 
handel Nürnbergs  aufs  empfindlichste  schädigte. 

Die  Gewalttaten  der  Kriegführenden  in  den  Niederlanden 
gegen  die  Handelti-eibenden  begannen  im  Jahr  1568  während  des 
Zuges  Oraniens  gegen  Alba,  bei  dem  die  von  den  Niederlanden 
rheinaufwärts  fahrenden  Schiffe  der  Frankfurter  angehalten  und 
ihrer  spanischen  und  italienischen  Waren  beraubt  wurden,  und 
erreichten  ihren  Höhepunkt  in  der  am  4.  November  1576  durch 
die  Spanier  ausgeführten  Plünderung  Antwerpens,  durch  welche 
zwanzig  namhafte  Nürnberger  Handelshäuser  großen  Schaden 
erlitten. 

Die  Klagen  der  deutschen  Reichsstädte,  insbesondere  Kölns, 
Straßburgs,  Regensburgs,  Nürnbergs,  Ulms,  Augsburgs,  über  die 
schweren  Zölle  und  Auflagen  am  Niederrhein,  die  durch  Alba 
zu  Nym wegen,  Arnheira,  Duisburg  und  Dordrecht  seit  1566  er- 
hoben Avurden,  wurden  zum  erstenmal  auf  dem  Reichstag  zu 
Augsburg  1566  laut  und  wiederholten  sich  von  da  an  durch  die 
siebziger  und  achtziger  Jahre  des  16.  Jahrhunderts  auf  allen 
Städte-,  Reichs-  und  Reichsdeputationstagen,  ohne  bei  der  noto- 
rischen Schwäche  des  Reiches  gegenüber  dem  Ausland  zu  einem 
Ergebnis  zu  führen.  Mochten  die  Reichsstädte  in  den  bei  den 
Reichstagen   dieser  Zeit   übergebenen  Suppliken  die  Schädigung 
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des  gesamten  deutschen  Handels  noch  so  überzeugend  darlegen, 
mochte  der  Nürnberger  Handelsstand  in  seinem  am  13.  Oktober 
1571  dem  Rat  seiner  Vaterstadt  übergebenen  Bedenken  noch  so 
sehr  darauf  hinweisen,  wie  geringfügig  die  vom  Reiche  von 
seinen  Ausfuhrprodukten,  wie  Kupfer,  Zinn,  Schafwolle,  Wachs, 
Leder  und  anderen  Stoffen,  erhobenen  Zölle  gegenüber  dem  hohen 
Ausfuhrzoll  der  von  den  Niederlanden  heraufgehenden  und  im 
Inland  bereiteten  Waren  seien  ^):  die  Reichsregierung  bezw.  der 
Reichsfürstenstand,  der  durch  seine  beiden  Kollegien,  das  Kur- 
fürsten- und  das  Fürstenkollegium,  auf  den  Reichstagen  die 
Entscheidung  in  den  Händen  hatte,  verhielt  sich  diesen  Vor- 
stellungen gegenüber  mehr  oder  weniger  teilnahmslos,  ja  ver- 
mehrte unter  Umständen,  wie  es  die  rheinischen  Kurfürsten 
machten,  durch  Steigerung  der  Rheinzölle  die  Beschwernisse  der 
städtischen  Handelswelt. 

Diese  Zollerhöhungen  am  Niederrhein  bildeten  aber  nur  ein 
Glied  in  der  Kette  von  Verkehrserschwerungen,  die  zu 
Beginn  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  die 
Fürstenmacht  dem  städtischen  Handel  aufzulegen 
begann.  Ungefähr  in  demselben  Jahre,  in  dem  der  Herzog 
von  Alba  neue  Zölle  an  der  Nordwestgrenze  des  Reiches  ein- 
führte, belastete  König  Karl  IX.  von  Frankreich  die  deut- 
schen Kaufleute  mit  schweren  Zöllen,  ja  zwang  dieselben  auf 
Betreiben  der  den  Deutschen  mißgünstigen  Florentiner,  für  die 
in  Lyon   liegende   Schweizer   Besatzung   den  Sold  aufzubringen. 

In  noch  viel  höherem  Maße  als  in  Frankreich  waren  um  die- 
selbe Zeit  die  Zölle  in  Italien,  und  zwar  sowohl  in  den  von 
Spanien  beherrschten  Landesteilen  als  auch  in  den  übrigen  zu 
Nürnberg  in  Handelsbeziehungen  stehenden  Staaten  (Venedig, 
Genua),  gesteigert  worden.  In  A  q  u  i  1  a ,  dem  bekannten  Safran- 
markt im  Neapolitanischen,  wurde  der  Zoll  auf  ein  Pfund  Safran 
auf  einen  halben  Gulden  erhöht;  für  die  von  Mailand  über 
Bellinzona   oder  Como   herausgehenden   Güter   hatten   die  Nürn- 


1)  Supplik  der  nach  Italien,  Frankreich,  Spanien  und  den  Niederlanden 
handelnden  Kaufleute  an  den  Eat  von  Nürnberg  wegen  neuer  Imposten. 
1571,  Okt.  13.    Nürnberger  Kreisarchiv  S.  VII,  Lade  123,  Nr.  220. 
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berger  pro  Saum,  d.  h.  2^/2  Zentner,  einen  Zoll  von  3  Gulden 
zu  entrichten,  wozu  noch  Waggebühren  in  Mailand  selbst  und 
eine  von  den  Spaniern  auf  die  Häuser  gelegte  Steuer  kamen.  — 
In  Genua  war  der  Zoll  auf  eine  Kiste  mit  Samt,  der  früher 
23  g  16  Schillinge  betragen,  seit  1565  auf  36  g  11  Schillinge, 
der  Zoll  auf  einen  Ballen  Leinwand  um  15  ^  erhöht  worden. 
Transitgut  zahlte  in  Genua  im  allgemeinen  einen  Zoll  von  T'^/o 
des  Wertes,  während  Spezereien  und  Samt  nunmehr  einen  zehn- 
prozentigen  Einfuhrzoll,  Leinwand  einen  solchen  von  IP/sV»  des 
Wertes  zu  entrichten  hatten. 

Auch  in  Schlesien,  Böhmen,  im  Erzherzogtum  Ost  er- 
reich ^)  und  in  Bayern  waren  um  1570  die  alten  Zölle  ge- 
steigert und  neue  Mauten  errichtet  worden,  so  daß  sich  der  im 
Jahr  1571  zu  Eßlingen  versammelte  Städtetag  veranlaßt  sah,  bei 
den  Kreisversammlungen  den  Antrag  zu  stellen,  daß  dieselben 
zusammen  mit  den  Reichsstädten  an  den  Kaiser  Maximilian  die 
Bitte  um  Abstellung  dieser  Zollerhöhungen  richten  möchten.  „In 
Summa,  wir  Deutschen  werden,  wo  wir  hinauskommen,  von 
fremden  Nationen  im  wenigsten  verschont  und  uns  alle  alther- 
gebrachten Freiheiten  ohne  alles  Nachgedenken  entzogen  und 
dahin  gesehen,  wie  ein  jeder  Potentat  und  Herrschaft  sein  Land 
und  Untertanen  in  Aufnehmen  bringen  und  uns  davon  abstoßen 
kann."  So  urteilten  die  Nürnberger  Kaufleute  in  der  oben  er- 
wähnten Supplik  vom  13.  Oktober  1571  über  die  Wirkungen 
der  damals  rings  um  Deutschland  errichteten  Zollschranken,  die 
in  Verbindung  mit  den  den  Westen  und  den  Norden  Europas 
durch  tobenden  Kriegen  zweifellos  dazu  angetan  waren,  „die 
Kommerzicn  und  Hantierungen  an  allen  Orten  fast  mehrerenteils 
dauiederzulegen"  und  den  Wohlstand  der  vor  allem  auf  den 
Handel  angewiesenen  Reichsstädte  zu  untergraben. 

Auf  den  Rückgang  des  Nürnberger  Handels  in  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  wirkte  nun  neben  den  eben  ge- 
schilderten allgemeinen  Verhältnissen   noch   ein  besonderer  Um- 


1)  Im  Erzherzogtum  Österreich  ob  d.  Enus  wurde  z.  B.  i.  J.  1569  der  Vieli- 
zoll  (üchsenzüll)  von  12  ^  pro  Stück  um  15  kr.  pro  Stück  erhöht.  Nürn- 
berger Ratsbuch  33,  Fol.  302. 
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stand  ein,  der  einesteils  mit  den  von  Nürnberg  von  altersher 
besonders  gepflegten  Beziehungen  zu  den  großen  Handelsplätzen 
Italiens,  andernteils  mit  dem  in  Nürnberg  herrschenden  milden 
Zollsystem  gegenüber  den  Fremden  zusammenhing  und  dem  Nürn- 
berger Großhandel  einzelne  bisher  erfolgreich  gepflegte  Handels- 
sparten, wie  den  Spezerei-,  Samt-  und  Seidenhandel,  fast  ganz 
aus  den  Händen  wand.  Dieser  den  Nürnberger  Handel  in  höchst 
ungünstiger  Weise  beeinflussende  Vorgang  ist  die  um  die 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  beginnende  Niederlas- 
sung za^hlreicher  Italiener  in  Nürnberg  und  die  von 
diesen  Welschen  je  länger  je  mehr  betätigte  Beherrschung  des 
Handels  mit  Spezereien  sowie  mit  Samt-  und  Seidenwaren,  die 
von  den  Nürnberger  Kaufleuten  in  zwei  Gutachten  vom  Jahre 
1571,  in  der  schon  erwähnten  Supplik  vom  13.  Oktober  und 
in  einem  Bedenken  vom  10.  Dezember  1571,  in  treffender  Weise 
folgendermaßen  erklärt  wird. 

Zur  Zeit  Kaiser  Maximilians  I.,  so  erklären  die  Nürnberger 
Kaufleute  in  der  Einleitung  zu  ihren  die  italienischen  Zollver- 
hältnisse schildernden  Darlegungen,  war  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  der  Republik  Venedig  ein  Vertrag  abgeschlossen  worden, 
wonach  die  Venetianer  und  etliche  andere  Italiener  nicht  Macht 
haben  sollten,  über  Trient  hinaus  nach  Deutschland  zu  handeln, 
wogegen  die  Deutschen  nicht  über  das  Meer  hinaus  nach  der 
Levante  handeln  sollten.  Von  diesem  Vertrag  sind  nun  die 
Italiener  seit  etwa  einem  Meuschenalter  einseitig  abgewichen, 
indem  sie  sich  als  Händler  in  großer  Menge  im  Reiche  nieder- 
gelassen haben.  Nach  Nürnberg,  wo  vor  kurzem  über  zwei 
italienische  Kaufleute  nicht  gewesen,  das  aber  durch  seine  zen- 
trale Lage,  durch  die  Befreiung  der  Fremden  von  den  bürger- 
lichen Lasten  und  durch  seine  niedrigen  Zölle  für  sie  einen 
besonderen  Anziehungspunkt  gebildet,  sind  sie  seit  der  Zeit, 
da  ihnen  der  Rat  eigene  Haushalte  hier  zu  haben  vergönnt,  in 
großer  Anzahl  eingedrungen  und  haben  daselbst  die  vornehmsten 
Gewerbe,  als  den  Spezerei-,  Samt-  und  Seidenhandel,  an  sich 
gebracht,  desgleichen  auch  die  niederländischen  Handlungen  auf 
allerlei  Mittel  und  Wege  von  den  hiesigen  Kaufleuten  in  ihre 
Hände   gebracht.     Die   Erfahrung   gibt   nämlich,    daß    die   inlän- 
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discheii  Kaufleute  es  den  Italienern  bei  weitem  nicht  gleich  tun 
können  in  Ansehung  der  Vorteile,  die  sie  nicht  allein  im  Ein- 
kaufen in  ihrem  Land  mit  den  Zöllen  und  in  anderen  Wegen 
haben,  zu  denen  die  deutschen  Handelsleute  gar  nicht  zugelassen 
werden,  sondern  auch  heraus  in  den  Städten  Deutschlands,  wo 
sie  vor  den  Bürgern  freigelassen  werden,  sonst  aber  denselben 
Schutz  und  Schirm  genießen  wie  die  einheimischen  Händler. 
Den  Nürnberger  Kaufleuteu,  wie  den  Imhof  und  den  Welsern, 
die  bisher  viel  mit  Spezereien  gehandelt,  gereicht  z.  B.  das  zu 
merklichem  Abbruch,  daß  die  Italiener  von  ihrem  Land  aus  in 
die  fremden  Länder,  wo  solche  Waren  herkommen,  handeln 
können,  wogegen  die  Deutschen  solche  Spezereien  in  Venedig 
einkaufen  müssen,  wo  die  Italiener  10  bis  12  Gulden  auf 
jedes  Hundert  von  den  Deutschen  Nutzen  haben.  Können 
die  Italiener  schon  durch  diese  beiden  Vorteile  ihre  Waren 
gegenüber  den  deutschen  Kaufleuten  billiger  geben  und  so 
Deutschlands  Reichtum  aussaugen ,  so  verstehen  sie  ihre 
Handlung  vor  den  Nürnberger  Handelsleuten  noch  dadurch 
in  hohen  Schwang  und  Aufnahme  zu  bringen,  daß  sie  mit 
dem  Zoll,  der  an  ihm  selbst  allhier  gering  ist,  allerlei  ungebühr- 
liche Nebenwege  suchen,  so  daß  sie  bei  anderen  Vorteilen,  die 
sie  ohnedies  von  den  Deutschen  bei  den  Ihrigen  haben,  noch 
dazu  durch  allerlei  Mittel  die  Waren  dem  Käufer  ohne  Zoll 
hinauszubringen  pflegen.  Um  den  Zoll  zu  defraudieren,  brauchen 
die  Welschen  besonders  die  List,  daß  sie  ihre  Güter  für 
Transitwaren  ausgeben,  was  sie  darum  haben  durchführen 
können,  weil  auf  sie  kein  sonderlich  genaues  Aufmerken  ge- 
schehen, sondern  dem,  was  sie  selbst  fürgegeben,  geglaubt  worden. 
Aus  all  diesen  Gründen  sind  die  Italiener  in  Haufen  nach  Nürn- 
berg, allda  sie  ihre  Gelegenheit  besser  fanden  denn  sonstwo 
im  Reich,  eingedrungen  und  haben  alle  Gewerbe  und  Handlung 
dasell)st  an  sich  gezogen. 

„Da  nun'%  so  schlössen  die  nach  Italien,  Frankreich,  Spanien 
und  den  Niederhiiiden  handelnden  Nürnberger  Kaufleute  ihre 
Sup])lik  vom  13.  Oktober  1571,  ,,die  Italiener  uns  Deutschen 
nicht  den  geringsten  Vorteil  in  ihrem  Lande  gönnen,  vielmehr 
sich    wider    uns    joircn    und    unsere  Wohlfahrt    uns    allenthalben 
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entziehen  und  mit  allerlei  Beschwerden,  wo  sie  können  und 
mögen,  von  allem  Gewerbe  und  Handlung  uns  abzudrängen 
jederzeit  beflissen  sein,  auch  solchen  Beschwerden,  so  uns  in 
dieser  Stadt  von  ihnen  begegnen,  auf  anderen  Wegen  unseres 
Erachtens,  dieweil  sie  nunmehr  so  stark  eingewurzelt,  nicht 
vorzukommen  als  durch  eine  stattliche  neue  Auflage,  so  gelangt 
an  E.  Herrlichkeit  unsere  untertänige  und  hochfleißige  Bitte,  die 
wollen  gen.  Stadt  sowohl  als  gen.  Bürgerschaft  Wohlfahrt  und 
Nutzen,  auch  hiergegen  den  Schaden,  so  erfolgen  möchte  und 
bereits  vor  Augen  ist,  mitleidig  und  väterlich  erwägen  und  die 
Sachen  nicht  dahin  kommen  lassen,  daß  wir  samt  gemeiner 
Bürgerschaft  von  dem  Handel  allzusehr  gedrungen  und  den 
Italienern,  wie  sie  es  in  Frankreich  dahin  gebracht,  in  die  Hände 
sehen  müssen,  daß  vielmehr  die  geschwinden  und  schädlichen 
vorteilhaften  Finanzen  und  welschen  Praktiken,  dadurch  die 
Italiener  alles  haben  und  wir  Deutsche  endlich  nichts  behalten 
würden,  abgeschafft  und  eine  bürgerliche,  ehrbare,  jedem  erträg- 
liche Gleichheit  hergestellt  werde." 

Bei  der  Beurteilung  der  Wirkungen  dieser  für  den  Nürnberger 
Handelsstand  sehr  mißlichen  äußeren  Verhältnisse  darf  nun  aber 
keinesfalls  der  Umstand  übersehen  werden,  daß  die  Nürnberger  Kauf- 
leute, wie  sie  in  verschiedenen  ihrer  damals  verfaßten  Gutachten 
selbst  zugaben,  auch  durch  ihre  eigene  Schuld  gegenüber  den 
Italienern  um  jene  Zeit  ins  Hintertreffen  gekommen  waren.  Die 
Italiener  hatten  nämlich  schon  lange  vor  den  Deutschen  den 
Gebrauch  eingeführt,  ihre  Waren  auf  Wiederschicken  nach  den 
Haupthandelsplätzen  Süddeutschlands,  vor  allem  nach  Augsburg 
und  Nürnberg,  zu  versenden  und  von  diesen  Handelszentren  aus 
die  umliegenden  Gebiete  mit  Waren  im  Kommissionshandel  zu 
versorgen^).    Da  die  Italiener  infolge  des  direkten  Einkaufs  der 


1)  Vgl.  das  Gutachten  der  23  vornehmsten  Nürnberger  Kaufleute  vom 
16.  Mai  1572,  auf  die  Beschwerden  der  welschen  Händler  in  Nürnberg  be- 
züglich der  Ersteigerung  des  Zolls  an  den  Rat  von  Nürnberg  erstattet.  „Das 
Weglegen  der  Lager  der  Italiener  von  Nürnberg  nach  Leipzig,  Linz,  Wien, 
Krakau,  Warschau  und  anderen  Orten  ist  im  Falle  der  unbedingten  Abweisung 
der  Welschen  sehr  zu  fürchten ,  da  die  Italiener  in  Seide  und  Samt  besser 
sortiert   als   die   hiesigen  Händler  und  schon  lange  im  Gebrauch  haben,   ihre 
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Spezereien  in  Ägypten  und  der  Seiden-  und  Samtstoffe  in  ihrem 
eigenen  Lande  zudem  in  diesen  Waren  auch  besser  sortiert 
waren  als  die  Deutschen,  so  erlangten  sie  bei  ihrer  sonstigen 
Betriebsamkeit  gar  bald  auch  im  Detailhandel  mit  Samt  und 
Seide  die  bessere  Kundschaft,  namentlich  den  Adel,  wodurch 
dann  wieder  die  Krämer  in  Nürnberg  in  ihrem  Erwerb  stark 
beeinträchtigt  wurden '). 

So  litt  also  sowohl  der  Großhandel  als  auch  das  Krämer- 
handwerk Nürnbergs  durch  das  Eindringen  der  italienischen 
Händler,  wie  der  Balbani,  Vieri,  Odeschalca,  Torisani  usw., 
in  Nürnberg  fast  in  gleicher  Weise  und  dieser  Rückgang  des 
Wohlstandes  der  Kaufmannschaft,  der  vornehmsten  Stütze  der 
reichsstädtischen  Macht,  mußte  mit  Naturnotwendigkeit  auf 
die  Steuerkraft  der  gesamten  Bürgerschaft  einen  ungünstigen 
Einfluß  ausüben  und  hiedurch  wiederum  die  Deckung  der  städ- 
tischen Geldbedürfnisse,  die  gerade  damals  eine  bedeutende 
Steigerung  erfuhren,  in  Frage  stellen. 

Wie  stand  es  nun  um  den  städtischen  Haushalt  Nürnbergs 
um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  oder,  genau  präzisiert:  Welche 
Entwicklung  nahm  der  Ausgaben-  und  Einnahmenetat  Nürnbergs 
von  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  bis  zum  Ende  der  sechziger 
Jahre,  d.  h.  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  die  ersten  systematischen 
Versuche  zur  Hebung  der  immer  drohender  sich  gestaltenden 
Finan/not  der  Stadt  gemacht  wurdeli?  Die  Beantwortung  dieser 
Frage,  die  für  ein  Verständnis  der  vor  kein  leichtes  Problem 
gestellten  Finanzi)olitik  des  damaligen  Nürnberger  Rats  unbedingt 
erforderlich  ist,  soll  das  nächste  Ziel  dieser  wirtschaftsgeschicht- 
lichcn   Studie   sein.     Erst    nach    Klarlegung    der    Haushaltungs- 


Warcn  jiuf  Wiederschickeii  zu  verseiulou,  z.  B.  von  Aui^sburg  durcli  Schwaben 
nach  Frankfurt  oder  durch  B;iyern  nach  Regensburg."  Nürnberger  Kreisarchiv 
a.  VIT,  L.  123,  Nr.  220,  Beilage  8. 

1)  Vgl.  die  Supplik  der  Nürnberger  Kauf  leute  vom  13.  Oktober  1671 :  dazu 
schciifn  sie  (die  Italiener)  sich  nicht,  wider  der  Stadt  Nürnberg  Satzungen  und 
Ordnung  Samt  und  Seide  in  allen  Sorten  zu  ein,  zwei,  drei  Kllen  auszu- 
schneiilt-n,  zipheii  so  besonders  dit-  Kundschaft  des  Adels,  der  zuvor  von  den 
biesigen  Krämern  solche  Stoffe  gckaufl,  an  sich,  rühmen  sich  auch,  daß  sie 
mit  solchem  Ausschneiden  ihre  hall)e  Zelining  liie  gewinnen.  Nr.  220,  Heilage  4. 
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Verhältnisse  Nürnbergs  unmittelbar  vor  und  zirka  anderthalb 
Jahrzehnte  nach  dem  zweiten  Markgrafenkrieg  kann  die  Finanz- 
politik des  Rats  sowohl  nach  ihren  Zielen  als  nach  den  von  ihr 
angewandten  Mitteln  recht  gewürdigt  werden. 

Der  Haushaltetat  Nürnbergs  wies  im  Jahre  1550  zirka 
147000  fl.  Ausgaben  und  rund  168  000  fl.  Einnahmen  auf,  schloß 
also  mit  einem  Überschuß  von  rund  21000  fl.  ab').  Stellt  man 
die  einzelnen  Ausgabeposten  nach  ihrer  inneren  Verwandtschaft 
zusammen,  so  ergeben  sich  im  ganzen  nur  drei  Glruppen,  nämlich 

1.  die  Ausgaben  für  die  Verwaltung  der  Stadt 
(22  1 38)  und  der  La n d ä m t e r  (10 878)  inklusive  derjenigen 
für  die  Rechtspflege  (1270)  und  das  Bauwesen  (16  951),  mit  einer 
Summe  von  51237  fl., 

2.  die  Ausgaben  für  die  Sicherung  der  städtischen 
Interessen  nach  außen:  a)  Auswärtiger  Dienst  12  942  fl., 
b)  Kriegswesen  15488  fl.,  c)  Reichshilfe  (6340)  und  Kaiser- 
steuer (1100),  zusammen  35  870  fl., 

3.  die  Verzinsung  der  öffentlichen  Schuld  mit  der 
Summe  von  52  736  fl.,  wozu  dann  noch  als  besondere  einmalige 
Ausgaben  im  Betrage  von  6705  fl.  solche  für  den  Erwerb  von 
Besitztümern  (Forsthube  Reichelsdorf,  ein  Haus  in  der  Peuntgasse 
und  Ablösung  eines  Ewigzinses  zu  Rupprechtstegen)  kamen. 

Da  diese  besonderen  Ausgaben,  wie  leicht  zu  erkennen  ist, 
in  der  Hauptsache  die  Abrundung  der  territorialen  Interessen- 
sphäre der  Stadt  bezweckten,  so  können  dieselben  ohne  weiteres 
der  zweiten  Gruppe,  dem  Aufwand  für  die  Pflege  der  auswär- 
tigen Beziehungen,  zugerechnet  werden  und  die  Verteilung  der 
drei  am  Ausgabenetat  beteiligten  Gruppen  gestaltet  sich  dann 
so,  daß  die  Ausgaben  für  die  Verwaltung  inklusive  Bauwesen 
und  Rechtspflege  und  für  die  Verzinsung  der  öffentlichen  Schuld, 
die  einander  nahezu  gleichkommen,  mit  zirka  70  7»,  die  Aus- 
gaben für  die  Wahrnehmung  der  städtischen  Interessen  nach 
außen  mit  rund  30  "/o  an  dem  Gesamtausgabenetat  beteiligt  sind. 

Dieses  Verhältnis,  das  für  die  erste  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 


1)  P.  Sander,  Die  reiclisstädtiscbe  Haushaltung  Nürnbergs  II,  S.  788  ff. 
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wohl  das  normale  gewesen,  kann  als  ein  durchaus  erfreuliches 
bezeichnet  werden ;  denn  solange  der  Aufwand  für  die  Verzinsung 
der  öfientlichen  Schuld  nicht  mehr  als  ein  Drittel  des  jährlichen 
Gesamtaufwandes  betrug  und  sich  die  Ausgaben  für  die  Ver- 
waltung und  diejenigen  für  die  Wahrnehmung  der  äußeren  Be- 
ziehungen der  Stadt  ungefähr  die  Wage  hielten,  konnte  die 
Finanzlage  Nürnbergs  als  eine  auf  gesunder  Basis  beruhende  an- 
gesehen werden,  zumal  wenn  die  Verteilung  der  Einnahmen  auf 
die  Bewohnerschaft  der  Stadt  den  Forderungen  der  Gerechtig- 
keit einerseits  und  die  Verwaltung  der  vereinnahmten  Geldmittel 
andrerseits  den  Grundsätzen  einer  rationellen  Sparsamkeit  ent- 
sprach. Beides  war  aber,  wie  die  nachfolgende  Übersicht  dar- 
tun wird,  um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  der  Fall. 

Die  Einnahmen,  die  im  Jahre  1550  nach  P.  Sander  (II,  S.  792) 
rund  168000  fl.  betrugen,  lassen  sich  nach  ihrem  volkswirtschaft- 
lichen Charakter  gleich  den  Ausgaben  am  besten  in  drei  Gruppen 
einteilen,  nämlich  in 

1.  die  direkte  Steuer  oder  die  Losung     .     .     .     56  800  fl., 

2.  die  indirekten  Steuern  oder  dasUngeld  auf 

die  Getränke 77  514  ik, 

3.  die  Verkehrs-  und  Gewerbsteuern  nebst  den 
sonstigen  G  e b ü h r  e n  (Strafgeldern),  die  privatwirtschaft- 
lichen Einkünfte  und  die  Einnahmen  aus  den  Land- 
pflegeämtern, zusammen  32  250  11.,  wozu  dann  noch  2300  fl. 
außerordentliche  Einnahmen  kamen. 

Nach  dieser  provisorischen  Übersicht  kamen  auf  die  Losung 
3372^/0,  auf  das  Ungeld  46°/o  und  auf  die  übrigen  Einnahmen 
207270  der  Gesamteinnahmen,  d.  h.  aus  der  Losung  und  dem 
Ungehl  wurden  vier  Fünftel  des  Einnahmenetats  gedeckt,  während 
die  übrigen  Einnainneposten  zusammen  nur  ein  Fünftel  der 
Gesamteinnahme  der  Stadt  repräsentieren.  In  Anbetracht  der 
hervorrngenden  Bedeutung  der  Losung  und  des  Ungeldes  für 
die  Herstellung  des  Gleichgewichts  in  dem  städtischen  Haushalt 
Nürnbergs  ist  es  notwendig,  auf  das  Wesen  und  den  Steuerfuß 
dieser  beiden  Steuerarten  um  die  iMitte  des  16.  Jahrhunderts  etwas 
niihor  oin/.ngchcn. 
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Die  L  0  s  u  ii  g-  war  eine  bis  zum  Jahre  1504  alle  zwei  Jahre,  von 
da  au  fast  alljährlich  erhobene  Vermögenssteuer,  deren  Steuerfuß 
jedesmal  durch  einen  besonderen  Ratsbeschluß  festgestellt  wurde, 
die  aber  von  1453  an  bis  zur  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  nach 
nahezu  feststehenden  Sätzen  für  Bargeld  inklusive  Silbergeschin-, 
Geschmeide  und  Verbrauchsgegenstände,  für  Renten,  für  Gülten 
und  für  Häuser  nebst  Grundstücken  gefordert  worden  zu 
sein  scheint. 

Auf  Bargeld  und  fahrender  Habe  lag  eine  e  i  n  prozentige 
Steuer,  von  Renten  wurde  ein  Sechstel  der  Rente,  von  Gülten 
dagegen  nur  ein  Achtzehntel  ihres  Betrages  als  Losung  be- 
zahlt; Häuser  wurden,  je  nachdem  sie  vom  Besitzer  selbst  be- 
nützt oder  zu  Zins  ausgeliehen  waren,  nach  ihrem  Kapitalwert 
oder  nach  ihrem  Mietertrag  gleich  den  Renten,  Wiesen  und 
Weinberge  nach  ihrer  nutzbaren  Fläche  (vom  Tagwerk  Vs  fl.) 
versteuert.  Der  Losungskala  lag  also  das  für  den  Ausgang  des 
Mittelalters  und  den  Beginn  der  Neuzeit  durchaus  gerechtfertigte 
Prinzip  zugrunde,  die  aus  dem  Grundbesitz  fließeuden  Renten 
weniger  zu  belasten  als  das  reine  Kapitaleinkommen  und  das 
in  gewerblichen  und  kommerziellen  Unternehmungen  angelegte 
Kapital,  das  weit  höhere  Erträge  abwarf  als  der  mit  mancherlei 
Lasten  verbundene  Grundbesitz.  Als  in  der  zweiten  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts  die  Voraussetzungen  für  diese  Bevorzugung  der 
Grundrenten  vor  dem  Kapitaleinkommen  nicht  mehr  zuti-afen, 
da  ging  der  Rat  von  Nürnberg,  wie  wir  im  Verlaufe  dieser 
Untersuchung  noch  sehen  werden,  von  dem  erwähnten  Grund- 
satz ohne  Bedenken  ab  und  zog  auch  den  Grundbesitz  in  stär- 
kerem Maße  zu  der  Losung  heran. 

Die  Unkosten  für  die  Veranlagung  und  Einhebung  der  Losung, 
die  im  ganzen  und  großen  den  beiden  obersten  Finanzbeamten  der 
Stadt,  den  zwei  Vorderen  Losungern  und  dem  Losungschreiber  oblag, 
sind  im  Verhältnis  zu  den  bedeutenden  Summen,  die  diese  Steuer  er- 
trug, außerordentlich  gering  gewesen,  denn  von  den  zwei  Vordem 
Losungern,  die  das  ganze  Finanzwesen  der  Stadt  leiteten,  erhielt  im 
15.  Jahrhundert  jeder  bloß  342  fl.,  der  Losungschreiber  zirka  126  fl. 
Das  Nürnberger  Ungeld  war  in  der  Hauptsache  eine  Wein- 
und   Bierkonsumsteuer,    von   der   nur   diejenigen  geistlichen  und 


12  Johannes  TJüUer 

jideligen  Fersouen   befreit  waren,   die   fremde  Getränke   für  den 
Eig-enbedarf  nach  Nürnberg  einführten. 

Das  Ungeld  vom  Bier,  das  vom  einheimischen  Bier  in 
Form  einer  Brausteuer,  vom  fremden  nach  Fudern,  später  nach 
Eimern  erhoben  wurde,  betrug  im  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
ohne  Unterschied  der  Herkunft  einen  halben  Gulden  pro  Fuder, 
stieg  aber  bis  zum  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  für  einheimische  Biere 
pro  Eimer  (1  Fuder  =12  Eimer)  auf  1^9^  alt,  für  fremdes 
Bier  auf  1  ^  21  .^,  d.  h.  auf  das  Vier-  und  Fünffache  der  ur- 
sprünglichen Höhe.  Im  Jahre  1546,  in  welchem  abermals  eine 
Erhöhung  des  Bierungeids  stattfand,  zahlte  das  einheimische 
rote  Bier  vom  Eimer  1  S  24  ^,  das  einheimische  weiße  Bier 
1  S  26  J),  das  fremde  Bier  2  S  19  ^  Ungeld,  so  daß  das 
fremde  Bier  um  ein  Drittel  höher  versteuert  war  als  das  in  Nürn- 
berg gebraute. 

Das  W  e  i  n  u  n  g  e  1  d  war  im  Spätmittelalter  nach  der  Qualität 
des  zu  versteuernden  Weines  in  vier  Sätze  abgestuft,  so  daß  der 
Landwein  (Franken-,  Neckar-,  Tauberwein)  vom  Fuder  2  fl.,  der 
Rheinwein  nebst  dem  Elsässer  pro  Fuder  3  fl.,  der  ßeinfal 
(italienischer,  dalmatinischer)  pro  Fuder  6  fl.,  der  Malvasier  und 
Romany  (griechischer  und  spanischer)  pro  Fuder  8  fl.  bezahlte. 
Im  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  unterschied  man  bei  der  Be- 
steuerung bloß  noch  zwischen  dem  Landwein  und  dem  sogenannten 
schweren  Wein;  das  Ungeld  des  ersteren  betrug  pro  Eimer 
4  g  6   ^   alt,  also  pro  Fuder  6  fl. 

Auch  dieses  Woinungeld  erfuhr  in  der  ersten  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts  eine  mehrmalige  und  sehr  erhebliche  Steigerung  ; 
denn  im  Jahre  1540  betrug  dasselbe  für  den  Eimer  Landwein  6  ^ 
24  ^,  im  Jahre  1552  bereits  11  ^  10  ^,  womit  es  aber,  wie 
wir  später  sehen  werden,  immer  noch  nicht  seine  Maximalhöhe 
erreicht  hatte.  Die  Einnahmen  aus  dem  Ungeld,  die  im  Jahre 
1510  eine  Summe  von  42  374  fl.  ergeben  hatten,  hatten  im  Jahre 
1540  die  Höhe  von  59  893  fl.,  im  Jahre  1563  die  Höiie  von 
!»1  149  fl.  erreicht,  hatten  sich  also  im  Verlauf  eines  halben 
Jahrhunderts  mehr  als  verdoppelt.  An  den  Gesamteinnahmen  aus 
(lern  Ungehl  pjirli/ipicrton    das  Weinungeid    und   das  Bierungeid 
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in  der  Weise,  daß  auf  ersteres  etwas  über  zwei  Drittel,  auf 
letzteres  ungefähr  ein  Drittel  kamen  0- 

Die  Verwaltungsunkosten  für  die  Vereinnahmung  der  Getränk- 
steuern stellten  sich  erheblich  höher  als  die  für  die  Einhebung  der 
Losung,  da  der  Rat  zum  Schutz  vor  den  beim  Ungeld  immer 
wieder  versuchten  Steuerhinterziehungen  außer  den  eigentlichen 
Steuerbeamten ,  dem  Ungelter  und  den  zwei  Ungeltschreibern, 
den  fünf  Visierern  und  dem  Verwalter  des  unter  dem  Gewand- 
hause befindlichen  Kellers  für  schwere  Weine,  auch  möglichst 
alle  im  Weinhandel  beschäftigten  Hilfsarbeiter,  wie  die  Schröter, 
die  Weinrufer,  die  Ansticher,  die  Weinkieser  und  die  Knechte  am 
Weinmarkt,  eidlich  in  Pflicht  nahm  und  für  ihre  Mitwirkung  in 
der  Weinhandelspolizei  entsprechend  entlohnen  mußte. 

Trotz  aller  vom  Rat  angewandten  Vorsichtsmaßregeln  und 
strengen  Strafen  gegen  Ungelddefraudanten  kamen  aber  doch  im 
Weinhaudel  immer  wieder  Betrügereien  vor;  welchen  Umfang 
dieselben  oft  annahmen,  geht  unter  anderem  daraus  hervor, 
daß  im  April  1576  vom  Rat  auf  einmal  43  Wirte  wegen 
Betrügereien  im  Weinhandel  zu  einer  Gesamtstrafe  von  12085  11. 
verurteilt  wurden,  ein  Beweis  dafür,  daß  das  Geschäft  der  Wein- 
panscher und  Weinschmierer  in  den  sogenannten  Biedermeier- 
zeiten nicht  weniger  geblüht  hat  als  in  unseren  Tagen  ^). 

Unter  den  übrigen  Einnahmen,  die,  wie  obenerwähnt,  zusammen 
nur  ein  Fünftel  des  Jahreseinkommens  der  Stadt  darstellten, 
kommen  nach  Ausscheidung  der  aus  Getreideverkäufen  gewonnenen 
Summe  von  5450  fl.,  die  nur  ein  Ersatz  der  für  den  Ankauf  des 
städtischen   Kornes   verwendeten    Geldmittel   war,    nur  noch  die 


Weinungeid         Bierungeid 
45  124  fl.  26  922  fl. 

66  378   „  24  771    „ 

74  568   ,,  32  601    „ 

2)  Unter  den  mit  den  höchsten  Strafen  (800—1000  fl.)  belegten  Wirten 
befanden  sich  der  „Weiße  Löwe",  der  „Goldene  Zirkel",  die  Wirte  zur 
„Eichel"  und  zum  „Steg";  an  zweiter  Stelle  (mit  500  fl.  Strafe)  rangierten 
dann  Endres  Hausdorf  zum  „Roten  Hahn",  J.  Angermann  zum  „Roten  Ochsen", 
der  „Bauernwirt"  Stephan  Pon  etc. 


1)  Jahr 

Gesamtungeid 

1551 

72  046  fl. 

1563 

91149  „ 

1568 

106  759  „ 
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8404  H.  betragenden  Einnahmen  der  Landpflegeämter  und  der 
Jahresertrag  des  Zolles  mit  einer  Summe  von  7107  fl.  in  Be- 
tracht. 

Die  beiden  letzterwähnten  Einnahmeposten  erscheinen  im  Ver- 
hältnis zu  ihrer  Bedeutung  wenig  ertragreich  und  darum  hat  der  Rat, 
als  sich  in  den  siebziger  Jahren  eine  Vermehrung  des  aerarii  publici 
als  unbedingt  notwendig  erwies,  bei  seinen  Steuerprojekten  gerade 
auf  diese  beiden  Einnahmequellen  sein  Augenmerk  gerichtet. 
Es  darf  jedoch  liinsichtlich  der  Einnahmen  der  Landpflegeämter 
die  bisher  unerwähnt  gebliebene  Tatsache  nicht  übersehen  werden, 
daß  die  Landbezirke  durch  die  sogenannte  Bauernsteuer, 
die  vor  dem  Bauernkrieg  nur  als  eine  niedrig  bemessene  Kriegs- 
steuer zur  Ablösung  der  persönlichen  Dienstpflicht,  seit  1528 
aber  als  eine  alle  drei  Jahre  sich  wiederholende  ein-  bis  zwei- 
prozentige  Vermögenssteuer  von  den  Untertanen  auf  dem  Land 
erhoben  wurde  und  als  solche  im  Jahre  1548  die  stattliche 
Summe  von  21 303  fl.  eintrug,  zur  Bestreitung  des  städtischen 
Haushalts  mehr  herangezogen  waren,  als  es  nach  den  Einnahme- 
posten der  Landpflegeämter  den  Anschein  hat. 

Der  hier  kurz  skizzierte  Haushaltungsetat  vom  Jahre  1550 
kann  als  ein  Normaletat  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
angesehen  werden;  da  die  „Rechnung  der  Stadt"  in  den 
normalen  Jahren,  die  in  diesem  Zeitraum  doch  die  Mehrzahl 
bildeten,  mit  t  Überschüssen  abschloß,  so  konnte  dem  Schatz  der 
Stadt  fast  alljährlich  eine  erhebliche  Summe  zugeführt  werden, 
so  daß  dieser  im  Jahre  1551  trotz  des  vorausgegangenen  Schmal- 
kaldisclien  Krieges  und  eines  an  Kaiser  Karl  V.  gegebenen  un- 
einbringlichen Darlehens  von  100  000  fl.  die  stattliche  Höhe  von 
^/4  Million  Pfund  erreicht  hatte. 

Dies  war  die  durchaus  befriedigende  Finanzlage  der  Stadt 
Nürnberg  um  die  Mitte  des  16.  Jalirliunderts.  Welch  ein  von 
Grund  aus  verändertes  Bild  bot  dieselbe  aber  schon  zwanzig 
.Tulire  sj)ätor  dar!  Da  gab  es  kein  Gleichgewicht  mehr  zwischen 
Ausgaben  und  Einnahmen,  geschweige  denn  Überschüsse,  sondern 
es  entstand  vielmehr  alle  Jahre  ein  Fehlbetrag  von  50 — 70000  fl., 
dessen  Deckung  durch  neue  Steuern  oder  Anlehen  dem  Rate 
sdiior  unübcrwindliclic  Schwieriirkeitcn  l)ercitete  und  der  zudem 
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bei  seinem  chronischen  Charakter  die  trostlose  Perspektive  auf 
den  baldigen  völligen  Untergang  des  Gemeinwesens  eröffnete. 

Daß  die  Hauptursache  dieser  traurigen  Wendung  der  Dinge 
vor  allem  die  durch  den  zweiten  Markgrafenkrieg  veranlaßte 
enorme  Mehrung  der  Schuldenlast  der  Stadt  gewesen,  ist  schon 
in  dem  einleitenden  Abschnitt  dieser  Abhandlung  bemerkt  worden. 
Aber  bei  der  schier  unversiegbaren  Arbeitskraft  des  Handels-  und 
Gewerbestandes  Alt-Nürnbergs  und  bei  der  mit  einer  seltenen 
Klugheit  geleiteten  Finanzpolitik  des  patrizischen  Regiments  ge- 
rade in  jener  kritischen  Epoche  fragt  man  sich  doch  immer 
wieder,  ob  es  dem  zielbewußten  Stadtregiment  unter  günstigeren 
äußeren  und  inneren  Verhältnissen  nicht  möglich  gewesen  wäre, 
die  durch  den  Markgrafenkrieg  überkommene  Schuldenlast  inner- 
halb der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  völlig  von  sich  ab- 
zuschütteln und  so  den  Stürmen  des  Dreißigjährigen  Krieges  mit 
frischen  Kräften  entgegenzugehen. 

Aus  den  folgenden  Erörterungen,  die  sich  an  eine  gedrängte 
Übersicht  des  Ausgaben-  und  Einnahmenetats  Nürnbergs  im  Jahre 
1570  anschließen  werden,  dürfte  sich  zur  Evidenz  ergeben,  daß 
dem  Rate  Nürnbergs  unter  den  gegebenen  Umständen  eine  schier 
unlösbare  Aufgabe  gestellt  war,  daß  somit  all  die  klug  erdachten 
und  zum  Teil  auch  mit  Energie  durchgeführten  Maßregeln  finanz- 
politischer Natur  nur  halbe  Erfolge  erzielen  konnten  oder  über- 
haupt an  der  Ungunst  der  Verhältnisse  scheitern  mußten. 

Der  Haushaltetat  Nürnbergs  vom  Jahre  1570  schloß  nach  der 
Stadtrechnung  mit  einer  Gesamtausgabe  von  rund  343  000  fl.  und 
einer  Gesamteinnahme  von  rund  350  000  fl.  ab,  so  daß  sich 
scheinbar  kein  Defizit,  vielmehr  sogar  für  dieses  Jahr  noch  ein 
Überschuß  von  zirka  7000  fl.  ergeben  würde  ^).  Wenn  dies  nun 
auch  nach  dem  offiziellen  Jahresabschluß  für  das  angegebene  Rech- 
nungsjahr zutrifft,  so  wäre  es  doch  voreilig,  daraus  den  Schluß 
zu    ziehen ,    daß    die    für    den    Stadtrat    bestimmten    Nachweise 


1)  Die  für  die  Ausgaben  von  1570  angesetzte  Summe  (843078  fl.)  stimmt 
mit  der  von  P.  Sander  in  seinem  verdienstvollen  Werke  „Die  reichsstädtisclie 
Haushaltung  Nürnbergs"  B.  11,  S.  804  angegebenen  Summe  (343  506  fl.)  nahezu 
überein. 
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der  „Stadtrechnung"  die  sämtlichen  Jahresausgaben  der  Stadt 
darstellten  und  daß  das  Jahr  1570,  das  hier  als  Ausgangspunkt 
der  Finanzreformversuche  des  Nürnberger  Rates  gewählt  worden 
ist,  auch  ein  normales  Rechnungsjahr  in  der  zweiten  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts  gewesen  sei.  Was  den  letztgenannten  Punkt 
betrifft,  so  war  nämlich  das  Jahr  1570  insofern  ein  von  der 
Norm  abweichendes,  als  in  demselben  gleichwie  in  den  Jahren 
1564 — 1569  und  1571 — 1572  seitens  der  Bischöfe  von  Bamberg 
und  WUrzburg  von  der  seit  dem  Markgrafenkrieg  kontrahierten 
Schuld  von  600  000  fi.  an  Stelle  der  damals  fälligen  Raten- 
zahlungen von  je  75000  fl.  je  25  000  fl.,  also  zusammen  50  00011., 
an  die  Stadt  Nürnberg  zurückbezahlt  worden  sind,  wodurch  dann 
ein  Ausgleich  zwischen  den  Ausgaben  und  den  Einnahmen  und 
dazu  der  obenerwähnte  scheinbare  Überschuß  von  7000  fl.  im 
Jahre  1570  erzielt  wurde.  Eliminiert  man  jedoch  diese  von 
1564 — 1572  erfolgten  Ratenzahlungen  der  beiden  bischöflichen 
Schuldner,  die  vom  Rat  mit  Recht  als  sogenannte  „böse  Schuldner" 
angesehen  wurden,  aus  den  Einnahmetiteln  der  genannten  Jahre, 
so  würden  sich  als  Defizite  ganz  respektable  Summen  ergeben. 
Diese  Fehlsummen  würden  sich  aber  noch  bedeutend  erhöhen,  wenn 
in  den  offiziellen  Stadtrechnungen  auch  alle  diejenigen  unver- 
zinslichen Darlehen  vorgetragen  wären,  mit  denen  die  Stadt  aus 
politischen  Rücksichten  den  deutschen  Kaisern  und  benachbarten 
Reichsfürsten  bezw.  deren  Räten  beisprang  und  von  welchen, 
eben  aus  Gründen  der  Politik,  so  manche  nur  den  eigentlichen 
Regenten  der  Reichsstadt,  den  Septemviri,  bekannt  werden 
durften.  So  erfahren  wir  aus  einem  im  Nürnberger  Kreisarchiv 
aufbewahrten  Schuldbuch,  in  welchem  über  die  in  dem  Zeitraum 
1564 — 1573  entstandenen  Ausstände  der  Reichsstadt  genau  Buch 
geführt  ist,  von  folgenden  unverzinslichen  Darlehen  des  Jahr- 
ganges 1569/70  an  fürstliche  und  adelige  Personen,  die  in  der 
Jahresrechnung  von  1570  nicht  vorgemerkt  sind: 

1569  April,    an  Adam   Freiherrn   von    llassenstein 

und  Lobkowitz 300  il. 

1569  Oktober,  an  Pfalzgraf  Reichart,  Administrator 

von  Waldsassen 2  000  ., 
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1570  Januar,  an  Sebastian  von  Redern,  Amtmann 

zu  Baiersdorf 600  fl. 

1570  Ostern,  an  Christ,  von  Karlowitz  auf  Roteu- 

liaus 2  266  „ 

1570  Mai,  an  Markgräfiin  Elisabeth  von  Branden- 
burg-   5  000  „ 

1570  Mai,    an    den   brandenburgischen  Hofmeister 

Eitel  von  Westernaeh 300  „  ^) 


Sa.:  10466  fl. 

Die  Rückzahlung  fast  aller  dieser  unverzinslichen  Darlehen, 
zu  denen  in  vielen  Jahrgängen  noch  zinsfreie  Fürlehen  an  Bürger 
der  Stadt,  wie  September  1569  an  H.  Doppeugießer  und  Gerhart 
von  Hiefif,  Färber  der  englischen  Tücher,  im  Betrage  von  1360  fl. 
kamen,  mußten  vom  Rat  den  Schuldnern  oft  auf  viele  Jahre 
hinaus  gestundet  werden,  so  daß  der  hieraus  erwachsene  Verlust 
an  Zinsen  schon  in  wenigen  Jahren  sich  auf  mehrere  tausend 
Gulden  belief. 

Zur  Abnormität  des  Ausgabenetats  des  Jahres  1570  trägt  dann 
noch  der  weitere  Umstand  bei,  daß  in  diesem  Jahre  Nürnberg 
zufällig  weder  Kreisanlagen  noch  Beiträge  für  den  Landsberger 
Bund  zu  bezahlen  hatte.  Das  bedeutete  in  Ansehung  der  in  dem 
Jahrzehnt  1566 — 76  von  Nürnberg  aufgewendeten  Gesamtsumme 
von  Kreisanlagen  (21261  fl.)  und  Landsberger  Bundesbeiträgen 
(26  000  fl.)  wiederum  ein  Minus  von  4 — 5000  fl.  im  Ausgaben- 
etat 1570  oder  eine  dementsprechende  Mehrung  des  Defizits  in 
diesem  Jahre.  Faßt  man  alle  diese  besonderen  Umstände  zu- 
sammen ins  Auge,  so  ergeben  sich  als  Defizite  jener  Zeit  Summen, 
die  mit  der  in  den  Ratsbedenken  jener  Jahre  als  Fehlbetrag  an- 
gegebenen Summe  von  50 — 70000  fl.  wohl  übereinstimmen^). 


1)  Schuldt-Püchlein  der  Stadt  Nürnberg,  angefangen  1564.  I.  Ausgesetzte 
Schulden.  II.  Was  zu  Trens  hannden  einem  Erb.  Kat  in  deposito  erlegt 
worden.  III.  Was  ein  Erl).  Rat  zu  zaln  schuldig.  Nürnberger  Kreisarchiv 
M.-Scr.,  Nr.  295. 

2)  Nach  einer  Zusammenstellung  der  von  Nürnberg  von  1543 — 1584  ge- 
leisteten Reichs-,  Kreis-  und  Landsherger  Bandesanlagen  (Nürnberger  Kreis- 

Vierteljahrscbr.  f.  Social-  u.  Wirtschaftsgeschichte.  VII.  2 
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Die  Tatsache  allem,  daß  die  Summe  des  von  Nürnberg  im 
Jahre  1570  verkauften  Ewig-  und  Zinsgeldes  die  im  gleichen 
Zeitraum  abgelöste  Zinsgeldsumme  um  28528  fl.  überstieg  (vgl. 
hierzu  die  tJbersicht  in  Rubrik  III  b  der  Tabelle  für  die  Aus- 
gaben von  1570),  beweist  schon  zur  Genüge  die  Unterbilanz  in  dem 
Haushaltetat  der  Reichsstadt  Nürnberg  in  der  fraglichen  Epoche. 

Im  übrigen  stellt  sich  der  Etat  des  Jahres  1570,  in  gedrängte 
tabellarische  Form  gebracht,  folgendermaßen  dar:  (s.  S.  20  u.  21.) 

Vergleicht  man  diesen  Ausgabenetat  vom  Jahre  1570  mit 
dem  vom  Jahre  1550,  so  bemerkt  man  sofort,  daß  die  dritte 
Gruppe  der  Ausgabenposten,  die  Verzinsung  der  öffentlichen 
Schuld,  die  dem  ganzen  Etat  sein  besonderes  Gepräge  gibt,  mit 


archiv  S.  I,  L.  119,  Nr. 
von  1666  bi8  1676: 
1566  Dez.  30 

„      Aug.  12 
1667  Febr.  5 

„      Aug.  4 


1668  Dez.  8 
„     Dez. 

.,      Dez. 
1569  März  10 

,,      Juli  27 
1575  Sept.  1 


17)  betrugen  die  auf  Nürnberg  treffenden  Kreisanlagen 

2  362  fl.  (Anlagen  pro  1664,  1666  und  1666) 
185   ,.    (Kontribution  für  die  Reichsstädte) 

1  668  „   (ein  Monatssold) 

1 568  „  (ein  Monatssold   für   die  Unterhaltung   der 
1200  Pferde  im  Reich) 

1  568  .,   (1  Monat  zum  Vorrat  des  fränkischen  EJreises) 

7  840   .,   (6  Monatssolde    zu    den   Unkosten    der   Go- 
thaischen Expedition) 
376  „  (desgleichen) 

3  136   ,,    (2  Monate  zum  fränkischen  Kreisvorrat) 
1  568  „  (1  Monat  zum  fränkischen  Kreisvori'at) 
1 100  „   (Städtekontribution) 


Sa.:  21261  fl. 


Die  auf  Nürnberg  treffenden  Beiträge  zum  Landsberger  Bund  von  1566 
bis   1576: 

1567  Febr.  5 1  000  fl. 

,,     Juni  22 1000  ,, 

1668  Dez.  8  2  500  „ 

1669  Okt.  6  3  000  „ 

„     Dez.  6  3  000   ., 

1.572  April  80 8  500  „ 

1573        ?  4000   „ 

1674  Mai  14 2  000   „ 

1676  April  IG 1000   „ 

Sa.:  26  000  fl. 
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67  "/o,  also  mit  etwa  zwei  Dritteln  an  den  Gesamtausgaben  beteiligt 
ist,  während  die  Ausgaben  für  die  Verwaltung  nebst  der  Rechts- 
pflege auf  16  7o)  diejenigen  für  die  Sicherung  der  städtischen 
Interessen  nach  außen  auf  17 'Vo  zurückgegangen  sind.  Hin- 
sichtlich der  1570er  Verwaltungsausgaben  ist  bemerkenswert, 
daß  trotz  der  Mehrausgaben  für  die  städtische  Verwaltung  und 
Rechtspflege  im  ganzen  dieselben  nur  um  einige  hundert  Gulden 
höher  sind  als  diejenigen  vom  Jahre  1550.  Es  ist  diese  Tat- 
sache auf  eine  entsprechende  Einsparung  bei  der  Verwaltung 
der  Landpflegeämter  zurückzuführen,  deren  Verwaltungsunkosten 
um  einige  tausend  Gulden  hinter  den  Einnahmen  zurückblieben. 
Die  Ausgaben  für  die  Pflege  der  auswärtigen  Beziehungen 
der  Stadt,  deren  Anteil  an  dem  Gesamtausgabenetat  relativ  auch 
zurückgegangen,  waren  absolut,  d.  h.  gegenüber  den  im  Jahre 
1550  dafür  verwendeten  Geldmitteln,  um  mindestens  15  000  fl., 
ja  rechnet  man  die  durchschnittlich  4000 — 5000  fl.  betragenden 
fränkischen  Kreisanlagen  und  Landsberger  Bundesbeiträge  hinzu, 
sogar  um  20  000  fl.  pro  Jahr  gestiegen.  Diese  für  den  Stadt- 
säckel sehr  empfindlich  sich  bemerkbar  machende  Mehrung  der 
zweiten  Gruppe  der  Ausgabeposten  rührte  vor  allem  davon  her, 
daß  seit  dem  Regierungsantritt  Kaiser  Maximilians  II.,  bezw.  seit 
dem  ersten  Reichstag  dieses  Herrschers,  dem  Augsburger  Reichs- 
tag vom  Jahre  1566,  die  Reichs-  und  Kreisanlagen  gegenüber  den 
vorhergehenden  Regierungen  ganz  bedeutend  in  die  Höhe  gegangen 
waren,  so  daß  z.  B.  für  die  von  Kaiser  Ferdinand  I.  von  1556 — 1564 
geforderten  Türkenhilfen  nebst  Festungsbaugeld  von  Nürnberg  nur 
21  Römermonate,  d.h.  effektiv  32  588  fl.,  zu  bezahlen  waren,  während 
dem  Kaiser  Maximilian  II.  in  dem  Zeitraum  von  1566 — 1576  an 
Reichs-  und  Kreisanlagen  70  Römermonate,  wovon  Nürnberg 
111 113  fl.  zu  zahlen  hatte,  bewilligt  wurden.  Diese  bedeutende  Ver- 
mehrung der  Reichs-  und  Kreiskontributionen  seit  dem  Jahre  1566 
hatte  für  Nürnbergs  Ärar  aber  auch  noch  andere  unliebsame 
Zufälligkeiten  im  Gefolge.  Der  Säckel  der  Stadt  wurde  nämlich 
bei  solchen  Gelegenheiten,  d.  h.  wenn  andere,  besonders  fürstliche 
Reichsstände  mit  der  Erlegung  ihrer  Reichs-  und  Kreisanlagen 
allzulange  im  Rückstand  blieben,  nicht  selten  zu  sogenannten 
Fürlehen  an  die  Reichs-  und  Kreiskasse  in  Anspruch  genommen 
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und  Nürnberg  konnte  herzlich  froh  sein,  wenn  ihm  diese  zu 
Reichszwecken  vorgesh-eckten  Summen  in  absehbarer  Zeit  wieder 
zurückbezahlt  bezw.  bei  der  Erlegung  der  eigenen  Kontributionen 
in  Anrechnung  gebracht  wurden^). 

Mit  dem  Ausgabenetat  Nürnbergs  um  das  Jahr  1570  verhielt 
es  sich  demnach  so,  daß  bei  der  ersten  Gruppe  desselben,  den 
Verwaltungsunkosten,  kaum  noch  etwas  Nennenswertes  eingespart 
werden  konnte,  da  dieselben  schon  an  sich  auf  das  äußerste 
zurückgeschnitten  waren,  und  bei  der  zweiten  Gruppe,  den  Un- 
kosten für  den  auswärtigen  Dienst,  eine  Erleichterung  nur  dann 
zu  erhoffen  war,  wenn  die  Ansprüche  des  Reichsoberhauptes  an 
die  Opferwilligkeit  der  Reichsstände,  an  die  Maximilian  IL  schon 
ziemlich  hohe  Anforderungen  gestellt  hatte,  ermäßigt  wurden. 
Statt  zu  einer  Ermäßigung  kam  es  aber  unter  dem  Nachfolger 
Maximilians  IL,  dem  Kaiser  Rudolf  IL,  der  einen  an  Geld-  und 
Menschenopfern  ungemein  verlustreichen  vierzehnjährigen  Krieg 
(1592 — 1606)  gegen  die  Türken  zu  führen  hatte,  zu  einer  weiteren 
bedeutenden  Vermehrung  der  Reichskontributionen,  die  von  1576 
bis  1606  auf  nicht  weniger  als  326  Römermonate  (60  Monate 
noch  unter  Maximilian  IL,  266  Monate  unter  Rudolf  IL)  an- 
schwollen und  damit  Nürnberg  an  Türkensteueni  allein  jährlich 
eine  Last  von  17  039  fl.  auferlegten^). 

Da  also  von  den  drei  Lagern,  auf  denen  der  Ausgabenetat 
Nürnbergs  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  ruhte,  das 
mittlere,  über  welches  der  Rat  der  Stadt  in  keiner  Hinsicht  eine 

1)  Anläßlich  der  im  Jahre  1567  ins  Werk  gesetzten  Gothaischen  Ex- 
pedition, d.  h,  Reichsexekution  gegen  Herzog  Johann  Friedrich  von  Sachsen 
und  Wilhelm  v.  Grumbach,  zu  der  Nürnberg  nach  den  Beschlüssen  des  Augs- 
burger und  Regensburger  Reichstags  in  den  Jahren  1566  und  1567  an  Anlagen 
für  den  fränkischen  Kreis  8  Römermonate  hatte  geben  müssen,  hatte  die 
Stadt  im  April  1567  auch  ein  Furlehen  von  20000  fl.  bewilligt,  für  dessen 
Wiederbezahluug  innerhalb  Jahresfrist  wohl  Kurfürst  August  von  Sachsen 
im  Falle  der  Nichteinbringlichkeit  vom  Reich  sich  verbindlich  gemacht  hatte, 
das  dieser  knauserige  Fürst  aber  dann  doch  unter  allerlei  Vorwänden  bis 
zum  Jahre  1571  zu  zahlen  sich  weigerte.  (Manual  der  H.  Älteren  Nr.  6 
Fol.  68,  98,  114.     Nürnberger  Kreisarchiv.) 

2)  Vgl.  des  Verf.  Steuer-  und  Finanzwesen  des  h.  r.  Reichs  im  16.  Jahr- 
hundert. (N.  Jahrbücher  f.  d.  klass.  Altertum,  Gesch.  u.  deutsche  Literatur, 
9.  Bd.,  S.  662.) 
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Gewalt  besaß,  g-leichsam  wie  eine  uiiendliclie  Schraube  den  ganzen 
Etat  immer  weiter  emporschraubte,  so  konnten  einsichtige  Finanz- 
politiker, wollten  sie  aus  dem  Dilemma  nur  einigermaßen  heraus- 
kommen, zu  keiner  anderen  Erwägung  kommen,  als  durch  Er- 
höhung der  alten  Steuern  oder  durch  Auferlegung  neuer  Steuern 
oder  auch  durch  Aufnahme  unverzinslicher  Darlehen  wiederum 
zu  Überschüssen  im  Nürnberger  Haushalt  zu  gelangen  und  hie- 
durch  Mittel  zur  Abtragung  eines  Teiles  der  gewaltigen  Schulden- 
last zu  gewinnen.  Ehe  wir  jedoch  diese  drei  möglichen  Wege 
zur  Sanierung  der  Finanzlage  Nürnbergs  näher  verfolgen,  sei 
noch  eine  kurze  Übersicht  über  den  Einnahraenetat  des  Jahres  1570 
gegeben.  Es  wird  erst  dadurch  eine  geeignete  Grundlage  zur 
Würdigung  der  von  dem  Stadtregiment  Nürnbergs  in  den  sechziger 
und  siebziger  Jahren  des  16.  Jahrhunderts  gemachten  Reform- 
vorschläge geschaffen. 


Eiunahmen  im  Jahre  1570. 


I.  Losung  der  Stadt. 

Hiuterstellige  Losung  vom  Jahr  1569      .     . 

Anderthalbe  Losung  der  Nürnberger  Bürger, 
EAviggeld  der  Klöster,  etlicher  Almosen, 
auch  fremder  Personen,  welche  das  Ewig- 
geld einzunehmen  haben 

Losung  von  Wöhrd 

Losung  von  Gostenhof 

Nachsteuer 

II.  G  e  t  r  ä  u  k  s  t  e  u  e  r  n. 
Uugeld    von  Wein   (58  546^)   uud   von   Bier 

(47  867^=)  in  der  Stadt 

Ungeld    von  Wöhrd   (912*8)   und  Gostenhof 

(712^) 

Weinungeid  vom  Land 

Weinungeid  von  den  3  Siechkobeln  St.  Peter, 

St.  Jobst  und  St.  Johannis 

Hausgeld  schwerer  Weine  (985  Lägel  ä  6  ^), 

wovon  y«  dem  Rfft  gehörig 

Niederlage  der  Weine  (69'),  davon  26  fl.  ab 

für  den  Pfleger  dieses  Amtes,  bleibt  .  . 
Schrotamt  in  der  Stadt  und  in  Wöhrd  .  . 
Visieramt 


fl. 


1125 


106  194»8 
3522 
150*» 
3  600 


111422*» 
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4. 


III.  Verkehrs-  und  Ge wer l)e steuern 
nebst  den  sonstigen  Gebühren,  privat- 
wirtschaftliche Einkünfte  und  Ein- 
nahmen aus  denLandpflcgeämtern. 

Zoll 

Waggeld  (große  "Wage  1213**,  Silberwage 
96*") 

Gewerbesteuern  (Waidhaus  (133),  Färber- 
zinse  (617'^),  Aufschlag  auf  die  Wolltücher 
(382"),  Hausgeld  des  Gewands  (14"), 
Leinwandschau  (163'-)  etc 

Gebühren  und  Strafgelder:  Neu- 
bürger (630'),  erlaiibte  Meisterrechte  (56"), 
Pfänder  in  der  Stadt  (247")  etc.    .     .     . 

Geld-  und  Imraobilienzinsc:  Zinsracister 
(3998"),  Zins  von  Gostenhof  und  Wöhrd 
(587),  Zins  von  der  Stadt  Straubing  (100), 
von  den  Ebracher  Höfen  (10)  etc.  .     .     . 

Ertrag  des  Eeichswaldes 

Eigenbetrieb  und  G e t r e i d e v e r k a u f : 
Kornl)urger  Steinbruch  (422'^),  Unschlitt- 
amt     (788^),     Getreideverkauf    (15903), 

Kupferverlag  (8913) 

Agiogewinn 

Einnahmen  aus  den  Laudpflegeäratern  .  . 
Hinterstellige  Bauernsteuer 

Besondere  Einnahmen: 

a)  Abgelöstes  Gattergeld 

b)  von   den   Bischöfen   zu  Bamberg  und 

Würzbui'g 

Sa.: 


9  019 
1310' 


1  162" 


929'' 


4  695" 


3  528' 


26  017' 
14177 


10  745 
4  444 


2  999 
50  000 


10  329" 


1  162' 


929'' 


4  695' 


3  528" 


40  184' 


15  189 


52  999 


350  831= 


nach    Abzug 


l^berblickt  man  den  Einnalimenetat  vom  Jahre  1570,  der 
der  damals  anfallenden  bischöflichen  Schuld- 
summe von  50000  fl.  an  eigenen  Einnahmen  noch  rund  300000  fl. 
aufw^eist,  nach  den  beim  Etat  vom  Jahre  1550  aufgestellten 
Gesichtspunkten  (1.  direkte  Steuer,  2.  indirekte  Steuer  und 
8.  übrige  Einnahmen),  so  bemerkt  man,  daß  die  Losung,  die 
im  Jahre  1570  eine  anderthalbfache  war,    d.  h.  lV2"/n  des  Bar- 
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A'ermögens  beanspruchte,  mit  etwas  über  38  "/o,  das  Uugeld 
ebenfalls  mit  ca.  38  7o  und  die  übrigen  Einnahmen  zusammen 
mit  knapp  24  "/o  an  den  eigenen  Einnahmen  der  Stadt  beteiligt 
waren.  Der  Anteil  der  Getränksteuern  an  den  Gesamteinnahmen, 
der  1550  noch  46  7o  betragen  hatte,  war  also  trotz  der  seit  1550 
erfolgten  zweimaligen  Erhöhung  des  Wein-  und  Bierungeides 
um  8  °/ü  zurückgegangen,  ein  sicheres  Zeichen  dafür,  daß  der 
Wohlstand  der  Bevölkerung  Nürnbergs,  der  in  dem  jeweiligen 
Konsum  von  Bier  und  Wein  deutlich  zum  Ausdruck  kommt, 
seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  bedeutend  zurückgegangen  war^). 
Dieser  Rückgang  des  Wohlstandes  machte  sich  vor  allem  im 
Konsum  des  Weines,  der  mehr  und  mehr  durch  das  Bier  ver- 
drängt wurde,  bemerkbar;  die  Einnahmen  aus  dem  Wein-  und 
Bierungeid,  die  sich  anno  1550  noch  wie  2 : 1  verhalten  hatten, 
kamen  im  Jahre  1570  einander  fast  gleich,  obwohl  die  Steige- 
rung der  Wein-  und  Bierungeidsätze  seit  1551  ungefähr  gleichen 
Schritt  gehalten  hatte.  Es  hatten  sich  nämlich  beide  von  der 
Mitte  der  vierziger  bis  zur  Mitte  der  sechziger  Jahre  ungefähr 
verdoppelt;  denn  das  Weinungeid,  das  im  Jahre  1546  pro 
Eimer  6  g  24  -^  betragen  hatte,  betrug  1564  15  tl,  das  Bier- 
ungeld,  das  im  Jahre  1546  pro  Eimer  1  S  26  -^  betragen 
hatte,  war  1568  auf  3^2^  gestiegen.  Hierdurch  war  für 
eine  Maß  Wein  ein  Preisaufschlag  von  6^/3  Pfennig,  für  eine 
Maß  einheimischen  Bieres  ein  solcher  von  V/i  Pfennig  ein- 
getreten'-). Da  ein  Maß  Bier  damals  zu  5  bis  6  Pfennig  (Rot- 
bier zu  5  Pf.,  Weißbier  zu  6  Pf.)  ausgeschenkt  wurde,  so  war 
der  durch  das  Ungeld  verursachte  Preisaufschlag  schon  beim 
einheimischen  Bier  kein  unbedeutender;  noch  größer  war  selbst- 
verständlich die  Einwirkung  der  Ungeldsteigerung  in  den  sech- 
ziger Jahren  auf  das  weiße  und  das  fremde  Bier,  deren  Ungeld- 

1)  In  einem  der  Gutachten  aus  dem  Anfang  der  siebziger  .Jahre  heißt 
es:  „Die  Einnahme  aus  dem  Weingeld  ist  zurzeit  viel  geringer  als  früher, 
da  die  Bürgerschaft  wegen  Armut  des  Weins  nicht  viel  zecht.  Der  gemeine 
Mann  trinkt  auf  dem  Land  3  Maß  Wein  um  dasselbe  Geld,  um  das  er  in 
Nürnberg  2  Maß  kauft." 

2)  Vgl.  die  den  Berthold  Holzschuherschen  Vorschlägen  vom  Jahr  1B70 
beigegebenen  Tabellen  über  die  Höhe  des  Ungeldes  vom  Jahr  1500  bis  1570. 
Nürnberger  Kreisarchiv  S.  I,  L.  124,  Nr.  8. 
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Sätze,  bisher  3  S  23  ^  und  4  g  6  ^,  im  Jahre  1568  pro 
Eimer  um  32  Pfennig,  also  auf  4  g  25  4  bezw.  5  g  8  ^, 
erhöht  wurden. 

Unter  den  übrigen  Einnahmen,  die,  wie  erwähnt,  nicht  ganz 
ein  Viertel  des  Eiunahmenetats  darstellten,  kommen  die  Gewerbe- 
steuern, die  Gebühren,  die  Immobiliarzinse  und  die  Einnahmen 
aus  dem  Reichswalde  wegen  ihrer  unbedeutenden  Erträgnisse 
für  die  Gestaltung  des  Haushaltungsplanes  Nürnbergs  im  16.  Jahr- 
hundert kaum  in  Betracht.  Anders  dagegen  ist  es  mit  den  Ver- 
kehrsteuern (Zoll  und  Waggeld),  den  Einnahmen  aus  den  Eigen- 
betrieben und  aus  den  Landpflegeämtern,  die  wegen  ihrer  größeren 
Erträge  sowie  wegen  ihrer  Steigerungsfähigkeit  bei  den  in  der 
zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  ventilierten  Steuerprojekten 
notwendigerweise  eine  hervorragende  Rolle  spielen  mußten. 

Über  diese  Steuerquellen  Nürnbergs  zur  Zeit  der  Spätrenais- 
sance soll  deshalb  im  folgenden  in  gedrängtester  Form  das 
Wichtigste  bemerkt  werden. 

Der  Nürnberger  Zoll,  der  im  16.  Jahrhundert  im  großen  und 
ganzen  noch  nach  einer  im  Jahre  1465  hergestellten  Zollordnung 
erhoben  wurde,  unterschied  zunächst  zwischen  einem  sogenannten 
Wegzoll  oder  Brückengeld,  das  jeder,  er  sei  Bürger  oder 
Gast,  von  jedem  ein-  und  auspassierenden  Wagen  oder  Karren 
in  der  Höhe  von  1  Pfennig  (2  Heller)  bezw.  ','2  Pfennig  bezahlen 
mußte,  es  sei  denn,  daß  er  Getreide  oder  Malz  führte,  die  beide 
auch  vom  Wegzoll  befreit  waren. 

Von  dieser  zur  Instandhaltung  der  Brücken  der  Stadt  be- 
stimmten Abgabe  wurde  dann  der  eigentliche  Zoll  unter- 
schieden, den  mxit  Ausnahme  all  derjenigen  Städte,  zu  denen 
Nürnberg  in  einem  gegenseitigen  Zollbefreiungsverhältnis  stand, 
alle  Fremden  für  die  von  ihnen  ein-  oder  durchgeführten 
Waren  in  der  Weise  tragen  mußten,  daß  sie  für  Transitgut 
in  der  Regel  die  Hälfte  des  für  dieselbe  Ware  festgesetzten 
Einfuhrzolles  entrichteten.  Für  den  Zolltarif  selbst  galt  als 
Hauptgrundsatz,  daß  man  von  den  feineren  oder  teueren 
Waren,  wie  Spezereien,  edlen  Metallen,  Gewand,  Tüchern,  Rauh- 
waren, Garnen,  den  sogenannten  Pfundzoll  oder  den  hundert- 
sten  (früher   den   sechzigsten)   Teil   ihres   Verkaufswertes   geben 
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mußte,  während  für  minderwertige  oder  grobe  Ware  entweder 
ein  GewichtszoU  (z.  B.  bei  unedlen  Metallen,  Wachs,  Schaf- 
wolle etc.)  oder  ein  Raumzoll  (z.  B.  bei  Honig,  Hering  nach 
Tonnen)  oder  ein  Stückzoll  (z.  B.  bei  Vieh,  Fellen,  Stock- 
fischen etc.)  festgesetzt  war.  Die  beiden  letztgenannten  Zölle 
wurden  von  den  fünf  Unterzöllneru  an  den  fünf  Haupttoren  der 
Stadt  sofort  bei  der  Durchfahrt  durch  das  Tor  erhoben  und  zwar 
in  der  Weise,  daß  von  den  besseren  Gütern,  wie  Honig,  Hopfen  etc., 
der  sogenannte  große  Torzoll  (zwischen  2  Pfennigen  und 
1  Schilling  pro  Tonne  bezw.  Wagen  sich  bewegend),  von  den  ge- 
wöhnlichen landwirtschaftlichen  Erzeugnissen,  wie  Kraut,  Heu  etc., 
und  den  Massenartikeln  aus  Holz,  Ton,  Glas  usw.  der  sogenannte 
kleine  Torzoll,  der  pro  Wagen  1  Pfennig  betrug,  genommen 
wurde,  wobei  dann  noch  von  jedem  Wagen  mit  Gerätschaften 
je  2  Stück  an  den  Obersten  Zollner  und  die  Unterzöllner  ab- 
gegeben werden  mußten.  Gewichts-  und  Pfundzoll  wurden  von 
dem  Zollschreiber  an  der  Großen  Wage,  nachdem  die  Waren 
zum  Verkauf  ausgewogen  worden  waren,  eingefordert  und  in  An- 
wesenheit des  Obersten  Zollners  eingenommen  bezw.  alle  Viertel- 
jahr mit  denjenigen  Gästen  verrechnet,  die  über  ein  Jahr  in 
Nürnberg  zu  liegen  pflegten. 

Schon  der  Umstand,  daß  noch  nach  der  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts, also  bereits  100  Jahre  nach  Erlaß  der  Zollordnung 
vom  Jahre  1465,  die  Zollerhebungen  nach  dem  mittelalterlichen 
Zolltarif  vorgenommen  worden  sind,  weist  darauf  hin,  daß  die 
Zölle  in  Nürnberg  im  Zeitalter  der  Spätrenaissance  im  Verhältnis 
zu  den  in  den  umliegenden  Gebieten  eingeführten  Zöllen  viel  zu 
niedrig  waren,  und  daß  sowohl  der  Zolltarif  wie  auch  die  Art 
der  Zollerhebung  einer  durchgreifenden  Reform  bedürftig  waren. 

Unter  den  städtischen  Eigenbetrieben  ragten  durch 
den  Umsatz  größerer  Summen  neben  dem  Getreideverkauf,  der 
aus  den  von  der  Stadt  aufgespeicherten  Kornvorräten  (teils 
Losungskorn,  teils  freihändig  angekauftes  Getreide)  bewerkstelligt 
wurde,  der  K  u  p  f  e  i  i'  e  r  l  a  g  und  die  A  u  f  w  e  c  h  s  e  1  u  n  g  von 
Scheidemünzen  und  fremden  Münzen  gegen  grobe  Reichsmünzen 
heiTor.  Der  aus  dem  sogenannten  Kupferverlag  entspringende 
Gewinn,   den   die  Stadt   aus   ihrer  Beteiligung   an  dem  von  den 
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Fürerii  und  anderen  Nürnberger  Kupferspekulanten  im  Mans- 
feldiscben  betriebenen  Kupferbergbau  zog-,  hing  mit  den  dama- 
ligen verfahrenen  deutschen  Münzverhältnissen  zusammen,  die 
zum  Teil  auf  das  Mißverhältnis  zurückzuführen  sind,  das  zwischen 
dem  stetig  steigenden  Marktpreis  des  Silbers  und  dem  durch  die 
Reichsmünzordnung  vom  Jahre  1559  festgesetzten  Betrag  des 
aus  einer  IGlötigen  Mark  Silbers  auszuprägenden  Geldes  bestand  '). 
Da  die  Reichsstände  den  Feingehalt  der  großen  Silbermünzen 
nicht  zu  ändern  wagten,  so  suchten  sie  dem  Schaden,  der  ihnen 
aus  der  Ausprägung  der  für  den  Verkehr  notwendigen  Gulden 
und  Taler  entstanden  wäre,  durch  die  Ausprägung  von  möglichst 
viel  Scheidemünzen,  die  mit  der  wachsenden  Zahl  an  Gehalt 
abnahmen,  zu  entgehen  und  sich  für  diesen  Zweck  in  den  Besitz 
von  möglichst  viel  Kupfer  zu  setzen.  Das  dadurch  bedingte, 
zum  Teil  sprungweise  vor  sich  gehende  Steigen  des  Kupfer- 
preises kam  also  denjenigen  Reichsständen  zugute,  die  Besitzer 
von  ergiebigen  Kupferbergwerken  waren,  und  darunter  befand 
sich  damals  auch  die  Stadt  Nürnberg. 

Der  beträchtliche  Gewinn  aus  dem  Aufwechsel  von  Münzen 
hing  in  gleicher  Weise  wie  der  aus  dem  Kupferverlag  aufs  engste 
mit  der  gleichzeitigen  verhängnisvollen  Entwicklung  des  deutschen 
Münzwesens  zusammen.  Da  grobe  Münzen,  wie  eben  dargetan, 
im  Laufe  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  immer  schwerer 
aufzutreiben  waren,  das  Bedürfnis  nach  denselben  seitens  des 
Fürstenstandes  und  der  Handelswelt  aber  stetig  stieg,  so  mußte 
beim  Auswechseln  kleinerer  Münze  gegen  große  ein  immer  höheres 
Aufgeld  bezahlt  werden  und  der  Hauptgewinn  daraus  mußte  not- 
wendigerweise denjenigen  Städten  bezw.  Stadtregimenteru  zu- 
fallen, die,  wie  Nürnberg,  zu  den  vornehmsten  Plätzen  für  große 
Zahlungsgeschäfte  gehörten   und  an  welchen  die  für  den  Münz- 


1)  Eine    feine   Mark    zu    16   Lot    sollte    nach    der   Eeichsniünzordnuug' 

10  fl.  13'/2  Icr.  ergeben.  Nach  dem  Gutachten  von  Fachs  (Lünig,  Staats- 
konsilia  I,  329)  gaben  die  Händler  schon  im  Jahr  1568  die  Mark  Silber  nicht 
gern  unter  10  fl.  6  Groschen  her ;  in  Straßhurg  kostete  dieselbe  1581  bereits 

11  fl.  12  kr.  Vgl.  M.  Ritter,  Deutsche  Geschichte  im  Zeitalter  der  Gegen- 
reformation II,  461,  Anm.  2. 
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verkehr  im  Reich  bestehenden  Ordnungen  möglichst  streng  durch- 
geführt wurden  ^). 

Die  Aufwechsel-  und  Kupferkaufüberschüsse  konnten  als 
durchaus  gewisse  und  dabei  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Ein- 
nahmen angesehen  werden,  solange  die  schlimmen  Münzverhält- 
nisse im  Reiche  bestanden,  und  das  ist  bekanntlich  bis  in  den 
Anfang  des  Dreißigjährigen  Krieges  der  Fall  gewesen.  Den 
letzten  bedeutenden  Einnahmeposten  unter  der  dritten  Gruppe 
der  Einnahmen  stellten  die  Landpflegeämter,  die,  wie  oben 
erwähnt,  alle  drei  Jahre  zu  einer  ein-  bis  zweiprozentigeu  direkten 
Steuer,  der  sogenannten  Bauernsteuer,  herangezogen  wurden,  die 
aber  außerdem  an  Boden-  und  sonstigen  Zinsen,  an  Zoll  und 
Waggeld,  aus  Produkten  der  Land-  und  Forstwirtschaft  und  der 
Fischerei  und  mancherlei  Gebühren  jährlich  so  viel  ertrugen,  daß 
daraus  nicht  nur  die  Verwaltungskosten  der  Landpflegeämter 
selbst  und  der  Landpflegestube  gedeckt,  sondern  auch  ein  Über- 
schuß erzielt  werden  konnte,  der  sich  im  Jahre  1570  auf  2647  fl. 
belief.  Diese  geringe  Reineinnahme  vom  platten  Land,  die  in 
keinem  Verhältnis  zu  den  großen  Vorteilen  stand,  die  die  Bauern 
aus  ihren  wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  der  Stadt  zogen,  mußte 
den  Gedanken  nahelegen,  die  bisher  den  Landpflegeämtern  ein- 
geräumte Vorzugsstellung  in  bezug  auf  direkte  und  indirekte 
Steuern  etwas  zu  beschränken  und  so  die  Untertauen  auf  dem 
Land  auch  hinsichtlich  der  allgemeinen  Lasten  den  Stadtbürgern 
annähernd  gleichzustellen. 


Bei  einem  zusammenfassenden  Vergleich  zwischen  dem  Haus- 
haltetat Nürnbergs  im  Jahre  1550  und  dem  vom  Jahre  1570  er- 
gibt sich  in  Kürze  folgendes  Bild: 

1)  Ein  Beweis  für  die  Strenge  des  Nürnberger  Rates  gegen  solche  Bürger, 
die  sich  gegen  die  Reichsmünzordnung  Kaiser  Ferdinands  I.  vergingen,  ist 
der  im  Jahr  1595  beginnende  Prozeß  gegen  den  bekannten  Nürnberger  Geld- 
wechsler Bartholomäus  Albrecht,  der  wegen  angeblicher  Einführung  gering- 
haltiger Münzen,  wegen  Aufkaufs  großer  Mengen  Goldes  und  Prägung  von 
Dukaten  daraus  seines  Amtes  als  Genannter  entsetzt  und  dessen  Barvermögen 
im  Wert  von  70  000  fl.  vom  Rat  konfisziert  wurde.  Vgl.  C.  F.  Gebert,  Barth. 
Albrecht,  der  Nürnberger  Münzer  imd  Erzkäufer. 
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Die  Ausgaben  der  Stadt  für  Verwaltung  und  Rechtspflege 
zeigen  am  Anfang  und  Ende  des  zwanzigjährigen  Zeitraumes 
fast  die  gleiche  Höhe,  ein  Resultat,  das  bei  der  Vermehrung 
der  städtischen  Amter  von  der  Mitte  des  Jahrhunderts  ab  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  nur  durch  die  größte  Sparsamkeit  in 
den  Sachausgaben  hatte  erreicht  werden  können. 

Im  Gegensatz  zu  dem  erfreulichen  Stillstand  des  städtischen 
Haushaltplanes  bei  der  Gruppe  der  Unkosten  für  die  Verwaltung 
war  bei  den  Ausgaben  für  den  auswärtigen  Dienst  von  1550 
bis  1570  eine  bedenkliche,  bei  denen  für  die  Verzinsung  der 
öffentlichen  Schuld  eine  erschreckende  Mehrung  eingetreten. 
Der  Eindruck,  den  diese  Mehrungen  auf  die  die  Verantwortung 
tragenden  Männer  des  Nürnberger  Stadtregiments  machten,  mußte 
um  so  tiefgehender  sein,  als  keinem  einsichtigen  Politiker  jener 
Tage  entgehen  konnte,  daß  die  nach  Solimans  Tod  (1566)  etwas 
zurückgedämmte  Türkenflut  bei  nächster  bester  Gelegenheit  von 
neuem  gegen  das  christliche  Europa  vorbrechen  und  damit  den 
deutschen  Reichsständen,  vor  allem  den  immer  noch  kapital- 
kräftigen Reichsstädten,  neue  schwere  Opfer  an  Geld  auferlegen 
werde. 

Bestand  so  für  den  Ausgabenetat  der  Stadt  die  sichere  Aus- 
sicht, daß  ein  wesentlicher  Teil  desselben  in  näherer  oder  fernerer 
Zeit  noch  in  ganz  anderen  Progressionen  als  bisher  wachsen 
werde,  so  eröffneten  sich  den  besorgten  Blicken  der  reichs- 
städtischen Staatslenker  hinsichtlich  der  Deckung  der  sich  immer 
noch  mehrenden  Ausgaben  nicht  minder  unerfreuliche  Aspekten. 
Die  direkte  Vermögenssteuer,  die  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts 
als  einfache  Losung  ca.  56  000  fl.  ertragen  und  damit  mehr  als 
ein  Drittel  der  Ausgaben  bestritten  hatte,  mußte  zwanzig  Jahre 
später,  wenn  sie  diese  Aufgabe  noch  erfüllen  sollte,  als  andert- 
halbfache, ja  unter  Umständen  sogar  als  doppelte  Losung  der  im 
schwersten  Existenzkampf  stehenden  Bürgerschaft  auferlegt  werden. 
Die  Getränk  steuern,  die  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  bei 
mäßig  hohen  Sätzen  gerade  so  viel  ertragen  hatten,  daß  damit 
die  Hälfte  der  Ausgaben  der  Stadt  gedeckt  werden  konnte, 
reichten  im  Jahr  1570,  nachdem  ihre  Sätze  mehr  als  verdoppelt 
worden   waren,    nicht    mehr   zur   Bestreitung   eines   Drittels  der 
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städtischen  Gesamtausgaben  aus.  War  bei  einer  solchen  Be- 
lastung der  Untertanen  mit  direkten  und  indirekten  Steuern  noch 
daran  zu  denken,  diese  Lasten,  zum  Schaden  vor  allem  „des 
gemeinen  Mannes",  nochmals  zu  steigern?  Und  doch  mußten 
zur  notdürftigen  Herstellung  des  Gleichgewichts  zwischen  Aus- 
gaben und  Einnahmen  und  zur  Vermeidung  der  Erschütterung  des 
Kredits  der  Stadt  nach  außen  Mittel  und  Wege  gefunden  werden, 
diese  einträglichsten  Steuerquellen,  die  beiden  Säulen  des  städ- 
tischen Einnahmenetats,  noch  etwas  ergiebiger  zu  machen,  als 
sie  es  bisher  schon  waren,  und  sodann  den  drei  anderen, 
minder  stark  sprudelnden  Quellen  nachzugraben,  um  auch  hier 
für  den  Ärar  einiges  zu  gewinnen  und  zugleich  den  Grund- 
sätzen der  Gerechtigkeit  zwischen  Einheimischen  und  Fremden 
einerseits,  zwischen  den  Bürgern  der  Stadt  und  den  Untertanen 
auf  dem  Land  anderseits  Rechnung  zu  tragen.  Bevor  wir 
jedoch  in  die  Erörterung  der  vom  Rat  gefaßten  Bedenken 
und  getroffenen  Maßnahmen  eintreten,  halten  wir  einen  Moment 
inne  und  versuchen,  uns  die  Sinnesart  und  die  staatsmännische 
Befähigung  derjenigen  Persönlichkeiten  zu  vergegenwärtigen,  die 
in  jenen  Jahren  die  Geschicke  Nürnbergs  leiteten  und  das  reichs- 
städtische Finanz-  und  Steuerwesen  in  die  neuen  Bahnen  lenkten; 
denn  von  der  Einsicht  und  dem  festen  Willen  dieser  Männer 
hing  doch  in  erster  Linie  das  Gelingen  der  vom  Rat  ergriffeneu 
Maßregeln  ab. 

Da  sind  denn  zunächst  die  beiden  Losunger  des  entschei- 
denden Jahrzehnts  (1566 — 1576),  Endres  Imhof  der  Ältere  und 
Sebald  Haller,  zu  nennen,  die  beide  ihr  verantwortungsvolles 
Amt  gerade  in  der  Mitte  der  sechziger  Jahre  angetreten  haben 
und  die  auch  fast  zu  gleicher  Zeit,  Haller  im  Oktober  1578, 
Imhof  im  Oktober  1579,  im  höchsten  Greisenalter  durch  den 
Tod  von  ihrem  Posten  abberufen  worden  sind.  Was  zunächst 
Endres  Imhof,  den  ersten  Losunger,  betrifft,  so  ist  von  dem- 
selben zur  Genüge  bekannt,  daß  er  nicht  nur  klaren  staats- 
männischen Blick,  verbunden  mit  einer  durch  jahrzehntelange 
Tätigkeit  im  städtischen  Dienst  erworbenen  außerordentlichen 
Geschäftskenntnis,  besaß,  sondern  auch  von  einer  seltenen  Recht- 
schaffenheit und  Lauterkeit  des  Sinnes  erfüllt  war,   die  ihn  vor 
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jeder  eigennützigen  Handlungsweise,  vor  jeder  Parteinahme  zu- 
gunsten seines  Standes,  des  Patriziates,  bewahrte  ^). 

Eine  kaum  geringere  Gesehäftskenntnis  und  Erfahrung  in 
politischen  Dingen  besaß  der  damalige  zweite  Losunger,  Sebald 
Haller,  der  zwar  nicht  wie  Endres  Imhof  die  Schule  des  prak- 
tischen Handelslebens  durchgemacht,  sondern  als  Geheimsekretär 
Kaiser  Karls  V.  in  seiner  Jugend  mehrere  Jahre  am  kaiserlichen 
Hof  im  Ausland,  in  Spanien,  England  und  Italien,  zugebracht  hatte, 
sodann,  in  den  Dienst  seiner  Vaterstadt  zurückgekehrt,  die  Stufen 
der  Ämter  daselbst  bis  zum  Losungsherrn  rasch  durchlaufen  und 
als  Ratsherr  besonders  gern  zum  Gesandtschaftsdienst  auf  den 
damals  stattfindenden  Reichstagen  sowie  als  Kriegskommissarius 
im  zweiten  Markgrafenkrieg  verwendet  worden  war.  Auch  dieser 
Patrizier  hat,  nach  den  von  ihm  in  den  siebziger  Jahren  ver- 
faßten Bedenken  zu  sehließen,  ein  warmes  Herz  für  die  unteren 
Volksklassen  gehabt  und  sich  bei  seinen  Voten  über  die  Neuerungen 
im  Finanz-  und  Steuerwesen  von  dem  Grundsatz  leiten  lassen, 
„des  armen  Mannes  möglichst  zu  schonen,  dagegen  der  Habhaften 
und  Vermöglichsten   halber   das   Fürträglichste   vorzunehmen"  ^). 

Unter  den  übrigen  Herren  Alteren,  den  eigentlichen  Regenten 
der  Stadt,  ragten  neben  den  zwei  schon  genannten  durch  Charakter 
und  Geschäftserfahrung  Balthasar  Derrer,  der  vorderste  Losunger 
nach  Endres  Imhofs  Tod,  und  Gabriel  Nützel,  einer  der  Haupt- 
gehilfen Endres  Imhofs  bei  der  siegreichen  Abwehr  des  Mark- 
grafen Albrecht  von  den  Mauern  Nürnbergs,  hervor.  Beide  hatten 
den  gleichen  Bildungsgang  wie  Endres  Imhof  durchgemacht,  d.  h. 
sie  waren  in  früher  Jugend  in  die  Fremde,  der  eine  nach  Venedig, 
der  andere  nach  Lyon,  gegangen  und  hatten  daselbst  den  Handel 
praktisch  erlernt,  waren  also  jedenfalls  mit  den  Bedürfnissen  des 
Geschäftslebens  aufs  beste  vertraut. 

Unter  den  jüngeren  Ratsherren,  die  einen  bestimmenden 
Einfluß   auf  die   Gestaltung   der  Finanzreformen   ausübten,   sind 


1)  Vg-l.  hiezu   des   Verf.  Aufsatz   „Endres   Imhof  der  Ältere".     (Unter- 
haltungshl.  des  Frank.  Kurier,  1907,  N.  2,  4  und  6.) 

2)  Vgl.  Sebald  Hallers  Bedenken  vom  12.  Juni  1575,    Nürnberger  Kreis- 
archiv S.  I,  L.  115,  Nr.  7. 
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Willibald  Schlüsselfelder  und  der  jüngere  Eiidres  Imhof,  die 
beide  in  den  achtziger  und  neunziger  Jahren  das  vorderste 
Losungsarat  verwalteten,  hervorzuheben.  Ihnen  oblag  vor  allem 
die  Bearbeitung  der  Gutachten  über  Zoll-,  Akzis-  und  Ungeld- 
fragen,  die  bei  der  Umgestaltung  des  damaligen  Nürnberger 
Steuervvesens  selbstverständlich  von  der  größten  Bedeutung  waren 
und  die  von  den  beiden  Ratsmitgliedern  mit  Verständnis  und 
Einsicht  für  die  tatsächlichen  Bedürfnisse  des  Gemeinwesens 
behandelt  wurden. 

An  geschäftlicher  Erfahrung,  redlichem  Willen  und  uneigen- 
nütziger Gesinnung  fehlte  es  also  den  leitenden  Männern  nicht, 
die  die  schwierige  Aufgabe  zu  lösen  hatten,  das  viel  zu  stark 
beschwerte  Schiti'lein  der  Nürnberger  Stadtrepublik  wieder  tlott 
zu  machen  und  den  von  den  Altvordern  ererbten  Ruhm  weiser 
Sparsamkeit  und  gerechter  Verteilung  der  staatsbürgerlichen  Lasten 
unter  den  Bewohnern  der  Stadt  und  den  Untertanen  auf  dem  Land 
zu  erhalten.  Welche  Mittel  von  diesen  politisch  wohlgeschulten 
Nürnberger  Patriziern  zur  Hebung  der  Finanznot  angewendet  und 
welche  Erfolge  dabei  gewonnen  worden  sind,  darüber  soll  der 
zweite  Teil  dieser  Untersuchung  Aufklärung  bringen. 

IL  Die  finanzpolitischen  Maßnahmen  des  Nürnberger 
Rates  von  1566  bis  1580. 

Am  Schluß  der  ersten  Hälfte  dieser  Abhandlung  haben  wir  den 
Charakter  und  die  politischen  Fähigkeiten  derjenigen  Persönlich- 
keiten zu  zeichnen  versucht,  die  in  der  uns  beschäftigenden 
Epoche  die  Geschicke  Nürnbergs  leiteten  und  die  innere  Ver- 
waltung, insbesondere  das  Finanzwesen,  der  im  raschen  Nieder- 
gang befindlichen  Reichsstadt  auf  Jahrzehnte  hinaus  bestimmten. 
Ein  eigentümliches  Zusammenti-effen  fügte  es  nun,  daß  diese 
Männer  gerade  in  dem  Zeitpunkt  an  die  Spitze  des  Gemein- 
wesens traten,  als  dasselbe  durch  zwei  Ereignisse  im  Reiche  vor 
neue  schwierige  Aufgaben  gestellt  wurde,  die  den  an  und  für 
sich  nur  mühsam  im  Gleichgewicht  sich  haltenden  Staatshaushalt 
Nürnbergs  ganz  zu  zerrütten  drohten  und  deshalb  zur  Abhilfe 
der  schon  ein  Jahrzehnt  sich  fortschleppenden  Finanznot  dringend 
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aufforderten.  Diese  Ereignisse  waren  der  im  Jahre  1566  durch 
den  Sultan  Soliman  heraufbeschworene  Türkenkrieg,  der  die 
Hilfe  des  Reichs  in  einer  Höhe  (48  Römermonate)  erforderte, 
wie  sie  bis  jetzt  noch  nicht  von  den  Reichständen  geleistet 
worden  war,  und  die  vom  Augsburger  Reichstag  1566  ausge- 
sprochene Acht  gegen  Wilhelm  von  Grumbach  und  dessen  Be- 
schützer, den  Herzog  Johann  Friedrich  von  Sachsen,  deren  Voll- 
streckung neben  den  zwei  sächsischen  Kreisen  und  dem  west- 
fälischen Kreis  dem  fränkischen  Kreis  übertragen  ward  und  so 
Nürnberg  außer  den  übermäßigen  Reichsanlagen  in  der  Form  er- 
höhter Kreisanlagen  noch  weitere  finanzielle  Opfer  auferlegte. 

Als  die  dahin  zielenden  Beschlüsse  des  Augsburger  Reichs- 
tags im  April  und  Mai  1566  durch  die  Nürnberger  Reichstags- 
gesandten Gabriel  Nützel  und  Thomas  Löflelholz  dem  Rate 
gemeldet  wurden,  erwuchs  für  denselben  die  schwierige  Aufgabe, 
zu  prüfen,  wie  der  erschöpfte  Stadtsäckel  den  neuen  großen 
Forderungen  gerecht  werden  könnte,  und  damit  verband  sich  zu- 
gleich die  noch  wichtigere  Frage,  auf  welche  Weise  man  ohne  all- 
zugroße Beschwerung  der  Bürgerschaft  zu  einer  solchen  Summe 
Geldes  kommen  könnte,  daß  damit  ein  Teil  der  aufgenommenen 
Summen  abgelöst  und  so  die  unerträglich  hohe  Zinsenlast  etwas 
gemildert  werden  könnte. 

Zur  Deckung  der  durch  die  hohe  Türkensteuer  veranlaßten 
momentanen  Mehrausgaben^)  beschloß  der  Rat  am  I.Juli  1566, 
zwar  nur  eine  einfache  Losung  zu  erheben,  aber  die  damit  ver- 
bundene Kopfsteuer,  den  sogenannten  Voraus,  der  bisher  nur 
4  ff  alt  (gleich  \'-2  fl.)  betragen,  auf  einen  Gulden  zu  erhöhen, 
und  außerdem  von  den  Bürgern,  welche  eigene  Häuser  im  Wert 
von  mehr  als  300  fl.  hatten,  von  je  100  fl.  einen  Gulden  zur 
Losung  geben  zu  lassen.    Das  platte  Land  sollte  zu  den  erhöhten 


1)  Die  von  Nürnberg  im  Jahre  1566  für  das  Reich  zu  erlegenden  24 
Römermonate  repräsentierten  eine  Summe  von  37  632  fl. ;  dazu  kan)en 
2440  fl.  Anlagen  für  den  fränkischen  Kreis  und  185  fl.  als  Kontribution  für 
die  Reichsstädtevereiuigung,  so  daß  Nürnberg  im  Jahre  1566  im  ganzen 
40287  fl.  an  Reichs-  und  Kreisanlagen  zu  bestreiten  hatte.  Vgl.  Allerlei 
Anlagen  der  Stadt  Nürnberg  etc.  von  1543  bis  1584.  Nürnberger  Kreisarchiv 
S.  I,  L.  119,  Nr.  17. 
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Ausgaben  durch  eine  höhere  Landsteuer,  und  zwar  die  Bürger 
der  Städte  von  je  100  fl.  mit  einem  Gulden  und  die  gonderbaren 
Untertanen  dieser  Bürger  auf  dem  Land  statt  mit  4  Pfennigen 
mit  5  Pfennigen  vom  Gulden,  herangezogen  werden,  und  zudem  sollte 
jeder  gedingte  Ehehalte  mit  Ausnahme  der  um  Wochenlohn 
arbeitenden  Handwerksgesellen  von  einem  Gulden  einen  Batzen 
oder  10  Pfennige  zur  Steuer  geben  ^). 

Da  man  mit  den  durch  diese  Steuern  gewonnenen  Geldmitteln 
immer  noch  nicht  auszureichen  vermeinte,  so  wurde  ferner  die 
Verdoppelung  des  Ungeldes  für  Weißbier,  das  bisher  274  fl.  vom 
Summer  Malz  betragen  hatte,  beschlossen  und  diese  Erhöhung 
damit  motiviert,  daß  dem  Ungeld,  wie  sich  bisher  befunden,  durch 
die  Gewöhnung  vieler  stattlicher  Personen  an  das  Weißbier,  das 
um  einen  Pfennig  höher  ausgeschenkt  werde  als  das  rote  Bier, 
viel  abgebrochen  worden  sei. 

Wenn  nun  auch  durch  die  erhöhte  Losung  und  Landsteuer 
und  durch  das  verdoppelte  Weißbierungeid  die  für  Reich  und 
Kreis  pro  1566  notwendigen  Anlagen  zur  Not  bestritten  werden 
konnten,  so  war  damit  doch  noch  kein  Überschuß  gewonnen, 
mittelst  dessen  man  die  vor  zehn  Jahren  aufgenommenen  Zins- 
gelder hätte  vermindern  können.  Zu  diesem  Zweck  machte 
Endres  Imhof  am  1.  Juli  1566  im  Rat  der  Herren  Alteren  folgende 
drei  Vorschläge,  die  dieser  die  mißliche  Lage  seiner  Vaterstadt  nur 
zu  gut  kennende  Mann  bis  zu  seinem  Lebensende  immer  wieder 
vorbrachte,  die  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  imstande  gewesen 
wären,  auch  der  Finanzmisere  Nürnbergs  gründlich  abzuhelfen, 
die  aber  im  Rat  der  Septemvirn  keine  Mehrheit  fanden  und 
darum  zum  Schaden  der  Stadt  unausgeführt  blieben. 

Der  erste  dieser  Imhofschen  Vorschläge  wollte,  daß  die 
vornehmsten  Bürger,  die  über  7000  Gulden  Vermögen  besaßen, 
in  den  nächsten  vier  Jahren,  d.  h.  solange  die  hohen  Reichs- 
anlagen zur  Abwehr  der  Türkengefahr  zu  entrichten  waren,  den 
fünften  Teil  ihres  Vermögens,  also  1400  Gulden,  in 


1)  Vgl.  außer  Nürnberger  Ratsbuch  33  Fol.  42  etc.  Die  Ratschläge  der 
Ratsverordneten  vom  1.  Juli  1566,  bestätigt  durch  Ratsbeschluß  vom  26.  August 
1566  (Nürnberger  Kreisarchiv  S.  I,  L.  115,  Nr.  4). 
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vier  Raten  dem  Stadtärar  ohne  Zinsen  überlassen 
sollten.  Dabei  sollte  es  jedem  unbenommen  sein,  von  dem 
dargeliehenen  Gelde  in  der  Losungstube  innerhalb  der  vier  Jahre 
so  viel  wieder  abzulösen,  als  er  zur  Bezahlung  seiner  Anlage 
bedürftig  wäre. 

Der  zweite  Vorschlag  ging  dahin,  daß  man  den  Überschu(i 
an  den  Einkommen  der  geistlichen  Güter  in  der  Stadt,  den  man 
zur  Unterhaltung  derselben  nicht  bedürfe,  dem  Gemeinwesen  zu- 
wenden sollte. 

Der  dritte  Vorschlag  endlich  lautete:  es  sei  wie  anno  1554 
der  Wert  der  Bürgerhäuser  zu  schätzen  und  von  denen,  welche 
über  300  Gulden  wert  wären,  eine  Abgabe  in  der  Weise  zu 
erheben,  daß  von  je  100  Gulden  5  Gulden  der  Stadt  als  unver- 
zinsliches Darlehen  auf  drei  Jahre  gegeben  würden '). 

Der  wichtigste  von  diesen  drei  Imhofschen  Vorschlägen  war 
der  erste,  weil  er  eine  erkleckliche  Summe  abzuwerfen  versprach  '^) 
und  auch  die  meiste  Aussicht  hatte,  von  den  Septemvirn  bezw. 
dem  engern  Rat  angenommen  zu  werden.  Das  zeigte  sich  z.  B. 
im  Jahre  1568,  als  es  sich  darum  handelte,  ob  man  der  Bürger- 
schaft eine  doppelte  Losung  auferlegen  oder  sich  durch  Anlehen, 
die  die  vermögenderen  Bürger  der  Stadt  auf  mehrere  Jahre  ohne 
Zins  zu  gewähren  hätten,  helfen  sollte.  Im  April  und  Juni  1568 
wurde  nämlich  im  Rat  der  Herren  Alteren  der  Imhofsche  Vor- 
schlag, den  inzwischen  Balthasar  Derrer  dahin  erweitert  hatte, 
daß  alle  Bürger,  die  über  1000  fl.  Vermögen  hatten,  den 
zehnten  Teil  ihres  Vermögens  der  Stadt  auf  10  Jahre 
als   unverzinsliche  Darlehen    überlassen  sollten,   aber- 


1)  Ratschlag,  welcher  gestalt  e.  Erb.  Rat  mit  bestem  fug  ohne  sondere 
beschwerung  der  bürgerschaft  zu  einer  ansehnlichen  summe  gelts  kommen 
möchte.     Nürnberger  Kreisarchiv  S.  I,  L.  115,  Nr.  4. 

2)  Nach  einer  im  Jahre  1568  von  Rats  wegen  vorgenommenen  Schätzung 
waren  in  Nürnberg  um  jene  Zeit  416  Bürger  mit  einem  Vermögen  von  mehr 
als  BOOO  fl.,  darunter  wieder  240  mit  einem  Vermögen  von  mindestens  10000  fl. 
Wenn  nun  von  diesen  416  vermöglicheren  Bürgern  nur  der  zehnte  Teil  ihres 
Vermögens  dem  Ärar  zinsfrei  dargeliehen  wurde,  so  gewann  dasselbe  mit 
einem  Schlag  eine  Drittelmillion  Gulden  zur  Ablösung  von  Zinsgeldern;  bei 
Annahme  des  E.  Imhofschen  Vorschlags  wären  es  zwei  Drittelmillionen  Gulden 
gewesen. 
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mals  erwogen.  Sebald  Haller  und  Jobst  Tetzel  waren  diesmal 
dafür,  dass  von  den  Besitzern  der  grossen  Vermögen  der  zehnte 
Pfennig  auf  zwei  Jahre  als  Anlehen  zu  entrichten  sei,  Endres 
Imhof  jedoch  hegte  gegen  diese  vor  zwei  Jahren  von  ihm  vorge- 
schlagene starke  Heranziehung  der  großen  Vermögen  nunmehr  Be- 
denken und  wünschte  wenigstens  zugleich  die  Häusersteuer  zur 
Durchführung  gebracht,  was  aber  wieder  von  Derrer,  Muffel  und 
Nützel  nicht  unterstützt  wurde.  Wegen  dieser  zwiespältigen 
Meinung  des  Kollegiums  der  Herren  Alteren  wurde  im  Jahre  1568 
keiner  der  beiden  Vorschläge  angenommen,  dafür  aber  das  Bier- 
ungeld  pro  Maß  um  einen  Heller  erhöht^). 

Endres  Imhof  ließ  sich  aber  durch  diesen  ersten  Mißerfolg 
von  dem  einmal  als  richtig  erkannten  Wege  nicht  abbringen, 
sondern  kam  auf  seine  drei  Vorschläge  im  Laufe  des  8.  Jahr- 
zehnts des  16.  Jahrhunderts  noch  zweimal,  nämlich  1570  und 
1575,  zurück,  freilich  nur,  um  damit  beide  Male  die  gleiche 
Zurückweisung  wie  im  Jahre  1568  zu  erfahren.  Der  Gründe, 
die  gegen  die  Durchführung  des  ersten  Imhofschen  Vorschlags 
seitens  der  übrigen  Septemvirn  geltend  gemacht  wurden,  waren 
es,  wie  sich  aus  Imhofs  „Bedenken"  vom  13.  Juni  1575  ergibt, 
dreierlei : 

1.  Sollten  sich  die  vermögenden  Bürger  nicht  so  leicht  mit 
so  viel  Bargeld,  als  nach  der  Anlage  sie  treffen  würde,  versehen 
können. 

2.  Wäre  zu  besorgen,  daß  durch  das  Verlautbaren  der  Maß- 
regel im  Reiche  dem  wohlhergebrachten  Kredit  der  Stadt  Abbruch 
geschehen  könnte. 

3.  Wäre  zu  befürchten,  daß  viele  vermögende  Bürger,  denen 
die  Wohlfahrt   des  Vaterlandes   und   der   gemeine   Nutzen   nicht 


1)  Vgl.  hiefür  und  für  das  Folgende :  Die  Vota  und  Bedenken,  Auflagen 
und  Vermehrung  jährlichen  Einkommens  betreffend,  vom  9.  April  und  1.  Juni  1568, 
sodann  die  Einzelbedenkeu  der  Herren  Älteren  (Endr.  Imhof  sen.,  Seb.  Haller, 
Jörg  Volkamer,  Gabr.  Nützel,  Balth.  Derrer,  Jobst  Tetzel)  vom  13.,  12.,  21., 
17.  und  15.  Juni,  sowie  das  Bedenken  der  Verordneten  E.  Imhof  junior  und 
W.  Schlüsselfelder  vom  9.  August  1576.  Nürnberger  Kreisarchiv  S.  I,  L.  115, 
Nr.  5  und  7. 
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80  hoch  stehe,  sich  der  Anhige  durch  Aufgebung  ihres  Bürger- 
rechts entziehen  möchten. 

Nur  den  dritten  dieser  Einwände  gegen  seinen  ersten  Vorschlag 
ließ  Endres  Imhof  in  seinem  Bedenken  als  einigermaßen  sticli- 
haltig  gelten;  doch  setzte  er  dem  entgegen,  daß  bei  dem  jetzigen 
Unwert  der  liegenden  Güter  und  bei  der  hohen  Nachsteuer  im 
Falle  des  Wegzugs  von  Nürnberg  nicht  so  leicht  sich  jemand 
zum  Verkauf  derselben  entschließen  werde  und  daß  der  Rat  durch 
eine  an  das  Pflichtgefühl  und  die  Vaterlandsliebe  seiner  Bürger 
mahnende  ernste  Schrift  manchen  noch  Schwankenden  in  seiner 
Treue  zur  Vaterstadt  erhalten  könnte. 

Doch  alle  diese  Vorstellungen  des  lebens-  und  welterfahrenen 
Greises,  der  damals  bereits  85  Jahre  zählte,  fruchteten  nichts  bei 
seinen  Amtsgenossen,  unter  denen  sogar  sein  eigener  Sohn  Endres, 
später  selbst  erster  Losunger  der  Stadt,  sich  in  Opposition  zu 
dem  Vater  stellte. 

Dieser  jüngere  Endres  Imhof  und  Willibald  Schlüsselfelder, 
die  am  9.  August  1575  auf  des  alten  Imhofs  Vorschläge  ein 
Bedenken  für  den  Rat  zu  verfassen  hatten,  gaben  ihre  Meinung 
dahin  ab,  daß  „sie,  die  Verordneten,  noch  zurzeit  zu  dem  oban- 
gedeuteten  strengen  Wege  nicht  raten  könnten",  und  da  der  Rat 
sich  dieser  Anschauung  der  jüugeren  Ratsmitglieder  anschloß,  so 
blieben  die  von  Endres  Imhof  senior  und  zum  Teil  auch  von 
Balthasar  Derrer  mit  seltener  Zähigkeit  festgehaltenen  Vorschläge 
unausgeführt  und  es  wurde  in  dem  Finanzwesen  Nürnbergs  das 
seit  einem  Jahrzehnt  beliebte  „System  des  Fortwursteins"  weiter 
geübt,  ein  Fehler,  der  sich  früher  oder  später  an  dem  Gemein- 
wesen bitter  rächen  mußte. 

Die  Gelegenheit,  dem  Hauptübel,  der  übermäßigen  Schulden- 
last der  Stadt,  von  Grund  aus  abzuhelfen,  war  mit  dieser  Ab- 
lehnung der  Vorschläge  E.  Imhofs  und  Balthasar  Derrers  seitens 
des  Rates  versäumt  und  Nürnberg  blieb,  wie  es  in  einem  anno 
1571  verfaßten  Gespräch  eines  Nürnberger  Ratsherrn  mit  einem 
Freunde  aus  der  Nachbarschaft  heißt,  in  Schulden  bis  über  die 
Ohren  stecken,  mußte  zur  Erhaltung  seines  Glaubens  und  seiner 
Treue  je  länger,  je  mehr  Geld  aufnehmen  und  sich  durch  das 
zu    zahlende   Interessegeld    das   Mark    aus    den    Beinen    saugen 
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lassen^).  Denn  die  Reformen,  die  der  Rat  in  dem  Jahrzehnt 
1666  bis  1576  zur  Durchführung  brachte,  waren  im  ganzen 
doch  nur  Palliativmittel,  die  das  tiefsitzende  Übel  nicht  selbst 
beseitigen,  sondern  nur  auf  längere  oder  kürzere  Zeit  lindern 
konnten.  Wir  bringen  zur  besseren  Übersicht  der  vom  Rat  ge- 
troffenen Maßnahmen  dieselben  unter  die  schon  bei  den  Ein- 
nahmenetats vom  Jahre  1550  und  1570  gemachten  Gruppen  und 
unterscheiden  demgemäß  1.  Reformen  hinsichtlich  der  direkten 
Steuern  (Losung  und  Bauernsteuer),  2.  Veränderungen  im  in- 
direkten Steuerwesen  oder  beim  Ungeld  und  3.  Reformen  im 
Zoll-  und  Akzisewesen. 

Was  die  Losung  betrifft,  so  wurde  von  den  Kaufleuten  und 
den  Gewerbetreibenden  besonders  das  als  eine  Ungerechtigkeit 
empfunden,  daß  das  Getreideeinkommen  viel  niedriger  veran- 
schlagt wurde  als  das  Barvermögen  und  das  aus  Renten  und 
Zinsen  fließende  Vermögen,  indem  eine  Menge  von  100  Summer 
Getreide,  die  nicht  zu  offenem  Kram  standen,  von  vornherein 
losungsfrei  waren  und  nur  von  dem  Getreide,  das  ein  Bürger 
darüber  besaß,  pro  Summer  ein  ganz  Geringes,  einige  Pfennige, 
zu  Losung  gegeben  werden  mußten.  Um  diese  Ungleichheit  zu 
beseitigen  und  zugleich  die  Losung  der  beerbten  Bürger  ergiebiger 
zu  machen,  beschloß  der  Rat  am  2.  August  1571,  daß  alle 
Bürger,  Spitäler,  Klöster,  Almosenstiftungen  usw.,  die  Korn- 
einkommen hatten,  künftig  von  je  fünf  Summer  Korn  ein  halbes 
Summer,  von  zehn  Summer  ein  ganzes  Summer  und  so  progi'essiv 
weiter  zur  Losung  zu  geben  hätten. 

Die  andern  Getreidesorten,  nämlich  Weizen,  Kern  und  Gerste, 
sollten  bei  der  Losung  pro  Summer  zu  15  Pfennigen,  der  Haber 
und  Dinkel  aber  pro  Summer  zu  9  Pfennigen  angeschlagen  werden. 

Dieser  stabile  Steuersatz  traf  erstens  das  Korn  unverhältnis- 
mäßig stark  und  ließ  zugleich  den  in  den  verschiedenen  Jahr- 
gängen sehr  verschiedenen  Preis  des  Getreides  unberücksichtigt; 
deshalb  wurde   durch   einen  Ratsbeschluß   vom  24.  August  1575 


1)  Gespräch  zwischen  einem  Nürnberger  Ratsherrn  und  einem  guten 
Freund  der  Stadt  aus  der  Nachbarschaft.  Nürnberger  Kreisarchiv  S.  I, 
L.  115,  Nr.  6. 
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den  Bürgern  auferlegt,  ihre  Gefälle  und  Einkommen  auf  dem 
Land,  das  sie  an  Getreide  hatten,  in  seinem  rechten  Wert,  d.  h. 
in  dem  zur  Zeit  der  Losung  geltenden  Wert,  anzuschlagen  und 
alsdann  von  18  Gulden  einen  Gulden  zur  Losung  zu  geben, 
d.  h.  das  Getreideeinkommen  genau  so  wie  die  Gülten  und  Zinsen 
vom  Land  zu  versteuern. 

Dieser  Steuersatz  schien  dem  Rat  aber  noch  immer  zu 
niedrig  gegriffen  zu  sein;  denn  schon  am  19.  Oktober  1575  be- 
schloß derselbe,  daß  von  je  zwölf  Gulden  Einkommen  aus 
Getreide  ein  Gulden  zur  Losung  gegeben  werde,  womit  dann 
das  Verhältnis  zwischen  der  Losung  aus  Renten  und  Zinsen  und 
der  aus  Nutzungen  vom  Lande,  das  bisher  3  :  1  gewesen  war, 
wie  2  :  1  geworden  und  dem  höheren  Wert  der  landwirtschaft- 
lichen Produkte,  vor  allem  des  Getreides,  zu  jener  Zeit  Rech- 
nung getragen  war. 

Entsprechend  diesem  Grundsatz  wurden  dann  durch  den 
gleichen  Ratsbeschluß  die  Gatterzinsen,  die  Erb-  und  Eigen- 
herrengülten und  die  Herrensitze  auf  dem  Land,  die  bisher 
gleicherweise  nur  ein  Drittel  der  Losung,  die  von  Renten  und 
Geldzinsen  entrichtet  wurde,  gegeben  hatten,  auf  die  Hälfte  dieser 
Rentenlosung  hinaufgesetzt. 

Die  Landsteuer,  die,  wie  oben  erwähnt,  im  Jahre  1566 
um  ein  Viertel  ihres  früheren  Betrages  erhöht  worden  war,  noch 
weiter  zu  steigern,  bezw.  den  dreijährigen  Turnus  auf  einen 
zweijährigen  herabzusetzen,  dazu  konnte  sich  der  Rat  in  An- 
betracht mehrerer,  gerade  im  Anfang  der  siebziger  Jahre  rasch 
aufeinander  folgender  Mißernten  nicht  entschließen ;  denn  er- 
regten schon  die  bisher  auf  die  Hintersassen  gelegten  Be- 
schwerden deren  großen  Unwillen,  so  war,  wie  es  in  dem  oben- 
erwähnten Gespräch  heißt,  bei  Auflegung  neuer  Steuern  unter 
Umständen  offener  Ungehorsam  von  den  Landbewohnern  zu  be- 
fürchten und  darum  ließ  es  der  Rat  bei  dem  dreijährigen  Turnus 
und  bei  der  im  Jahre  1566  beschlossenen  zweiprozentigen  Ver- 
mögenssteuer der  Bauern  für  jetzt  beruhen. 

Mit  dem  Ungeld  auf  Wein  und  Bier  hatte  es  eine 
andere  Bewandtnis  als  mit  der  Losung;  denn  die  Einnahmen 
aus    den  Getränksteuern,    die   noch   um    die  Mitte   des  16.  Jahr- 
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hunderts  etwa  die  Hälfte  des  Gesamtausgabenetats  zu  bestreiten 
vermocht  hatten,  blieben  in  der  zweiten  Hälfte  dieses  Säkulums 
relativ  so  ^veit  hinter  den  gleichzeitigen  Losungseinnahmen  zurück, 
daß  im  Jahre  1570  die  aus  Losung  und  Ungeld  gewonnenen 
»Summen  einander  vollkommen  gleichkamen  und  beide 
zusammen  erst  drei  Viertel  des  Einnahmenetats  repräsentierten. 
Dieses  Ergebnis  war  aber  nur  dadurch  erreicht  worden,  daß  das 
Weinungeid  von  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  bis  zum  Jahre 
1575  zweimal,  das  Bierungeid  sogar  dreimal  bezw.  viermal  be- 
trächtlich erhöht  wurde,  wie  sich  aus  der  folgenden  tabellarischen 
Zusammenstellung  ergibt. 
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Berechnet  man  nach  dieser  Zusammenstellung,  welchen  Ein- 
fluß   diese    Ungeldsätze    auf   die    Preise    des    Weines    und    des 


1)  Die  Sätze  für  Wein  beziehen  sich  auf  den  Frauken-  und  Rheinwein; 
für  italienische  und  französische  Weine  wurde  ein  um  ein  Drittel  höheres 
Ungeld  als  für  deutsche  Weine,  für  spanische  und  griechische  Weine  eiu 
fast  doppelt  so  hohes  Ungeld  bezahlt. 

2)  Nach  Ratsbeschluß  vom  1.  Juli  1566  wurde  das  Ungeld  für  eine  Maß 
Weißbier  um  1   J)  gesteigert. 

3)  Nach  Ratsbeschluß  vom  25.  September  1568  wurde  je  ein  Pfennig  auf 
eine  Maß  gelegt.     Ratsbuch  33,  Fol.  240. 

4)  Nach  Ratsbeschluß  vom  19.  Oktober  1575  wurde  je  ein  Heller  auf  die 
Maß  Rotbier,  je  ein  Pfennig  auf  die  Maß  Weißbier  und  fremdes  Bier 
gelegt.     Ratsbuch  35,  Fol.  129. 
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Bieres   beim   Ausschank  gehabt  haben,   so   ergibt  sich,   da   der 
Nürnberger  Eimer  64  Maß  enthielt,  folgendes  Bild: 

Preisaufschläge   infolge   der  Erhöhung  der  Ungeldsätze   für 
eine  Maß  von  1546  bis  167  5. 
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Die  Maß  Landwein  kostete  von  1566  bis  1576  im  Durch- 
schnitt 25  Pfennig  ^)  •,  demnach  wurde  der  Wein  im  Detailverkauf 
durch  das  Ungeld  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  um  ein  Fünftel, 
vom  Jahre  1576  an  aber  nahezu  um  ein  Drittel  seines  Preises 
gesteigert.  Nach  den  den  Ratsdekreten  vom  1.  Juli  1566  und 
19.  Oktober  1575  angefügten  Erläuterungen  wurde  die  Maß 
rotes  Bier  um  5  Pfennig,  die  Maß  Weißbier  um  6  Pfennig 
ausgeschenkt,  so  daß  der  durch  das  Ungeld  bewirkte  Preisauf- 
schlag beim  Bier  Ende  der  sechziger  Jahre  ein  Drittel,  in  der 
Mitte  der  siebziger  Jahre  sogar  die  Hälfte  des  Ausschankpreises 
betrug.  Das  bedeutet  gegenüber  dem  bayerischen  Malzaufschlag, 
der  sich  bekanntlich  mit  einem  Achtel  des  Ausschankpreises  des 
Bieres  begnügt  (von  einem  Hektoliter  im  Werte  von  24  Mark 
sind  in  Bayern  2,75  Mark  Malzaufschlag  zu  entrichten),  eine  ganz 
exorbitante  Belastung  des  Konsums  des  sogenannten  flüssigen 
Brotes,  die  aber,  wie  es  scheint,  ohne  jedes  Murren  seitens  der 
Bürgerschaft  getragen  wurde;   denn  wir  sehen   erstens   bei   den 


1)  Vgl.  hiezu  die  von  P.  Sakdek  in  seinem  Werk  über  „Die  reichs- 
städtische Haushaltung  Nürnbergs"  in  Beilage  IV  angefügte  tabellarische 
Übersicht  über  die  Nürnberger  Lebensmittelpreise  von  1440  bis  1800.  — 
Dez.  1569  wird  der  Preis  des  Firneweins,  „mit  offner  Hand  zu  schenken",  auf 
24  Pfennig  pro  Maß  vom  Eat  angesetzt.     Ratsbuch  34,  Fol.  9. 
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Vorberatuiigen  der  Herren  Alteren  im  Jahre  1575  über  die  weiter 
zu  ergreifenden  Maßregeln  „zur  Abhelfung  der  übermäßigen 
Schuldenlast  der  Stadt"  die  Mehrzahl  dieses  Kollegiums  ohne 
Bedenken  der  neuerlichen  Bierungeidsteigerung  zustimmen  und 
hören,  sodann  weder  von  selten  der  Brauer  noch  der  Konsumenten 
irgendeinen  Widerspruch  gegen  die  betreffenden  Ratsbeschlüsse, 
während  gegen  eine  Erhöhung  des  Weinuugeldes,  das  mit  dem 
Aufwechsel  pro  Eimer  fast  in  die  zwei  Gulden  anlief,  also 
für  die  Maß  Wein  einen  Preiszuschlag  von  acht  Pfennigen  be- 
deutete, alle  Eatsherren,  mit  Ausnahme  des  Alteren  Herrn  Jobst 
Tetzel,  ihre  warnende  Stimme  erhoben'). 

Wie  die  indirekten  Steuern  in  der  Stadt  selbst  damals 
eine  weitere  Ausgestaltung  erfuhren,  so  wendete  der  Rat  den- 
selben auch  auf  dem  Lande  seine  erhöhte  Aufmerksamkeit 
zu.  Bis  in  die  siebziger  Jahre  war  auf  dem  Lande  bloß  vom 
Weine  nach  derselben  Ordnung  wie  in  der  Stadt  das  Ungekl 
erhoben  worden,  während  das  in  den  Städtlein,  Flecken  und  auf 
den  Herrensitzen  gebraute  Bier,  wenn  es  auch  nicht  ganz  ungeld- 
frei  geblieben,  so  doch  nach  einem  weit  geringeren  Satz  als  das 
in  der  Stadt  gebraute  Bier  verungeldet  wurde  ^).  Durch  einen 
Ratsbeschluß  vom  13.  September  1577,  veranlaßt  durch  die  da- 
maligen Klagen  der  Nürnberger  Bäcker  über  den  ihnen  aus  dem 
neuen  Getreideaufschlag  erwachsenden  Schaden,  wurde  angeordnet, 
daß  die  Brauer  der  Städtchen  und  Flecken  der  Landschaft 
künftig  von  jedem  Eimer  Bier  einen  Ort  (7*  fl.)?  3,lso  etwa 
halb  so  viel  wie  die  Brauer  in  der  Stadt,  zu  zahlen  hätten  und 
daß  von  allen  fremden  Bieren,  die  in  die  Städtchen  und  Flecken 
eingeführt  wurden,  pro  Eimer  ein  halber  Gulden  Ungeld  — 
also  wiederum   etwa   die   Hälfte   des    in   der   Stadt  für   fremdes 


1)  Zu  dem  Weinungeid  kam  seit  1571  noch  ein  sogenanntes  Weinmarkt- 
standgeld, indem  die  Käufer  desjenigen  Weins,  der  von  auswärts  in  die  Stadt 
kam  und  auf  dem  freien  Markt  zum  Verkauf  gebracht  wurde,  von  jedem 
Eimer  noch  10  Pfennig  Standgeld  zahlen  mußten.  Bedenken  der  Herren 
Älteren  vom  2.  August  1571.     Nürnberger  Kreisarchiv  S.  I,  L.  IIB,  Nr.  5. 

2)  Die  Laudungeiter  wurden  erst  vom  Oktober  1565  an  verpflichtet,  ihre 
Jahresabrechnungen  gleich  den  anderen  Amtleuten  in  der  Losungstube  vor- 
zulegen.    Manual  der  Herreu  Älteren  Nr.  6,  Fol.  31. 
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Bier  zu  bezahlenden  Ungeldes  —  zu  entrichten  sei.  Damit  war 
denn  auch  in  bezug-  auf  das  Bierungeid  zwischen  Stadt  und 
Land  eine  annähernde  Gleichheit  hergestellt  und  dabei  doch  den 
verschiedenen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  in  beiden  Bezirken 
im  großen  und  ganzen  Rechnung  getragen. 

Viel  schwieriger  als  die  weitere  Ausgestaltung  des  Ungeld- 
wesens  erwies  sich  für  den  Rat  die  Einführung  eines 
Getreide aufschlags,  dem  schon  der  in  dem  Nürnberger 
Zollwesen  bisher  aufrechterhaltene'  Grundsatz,  essende  Ware, 
insbesondere  Getreide,  zollfrei  zur  Stadt  hereinzulassen,  entgegen- 
zustehen schien.  Die  erste  Anregung  zu  einem  solchen  der 
Nürnberger  Bürgerschaft  ganz  ungewohnten  Aufschlag  wurde, 
soviel  aus  den  vorhandenen  Akten  zu  entnehmen,  im  April  1568 
von  dem  zweiten  Losunger  Sobald  Haller  anläßlich  der  Beratungen 
des  Kollegiums  der  Septemvirn  über  die  Eröffimng  neuer  Steuer- 
quellen gegeben.  Haller  schlug  damals  vor,  daß  die  Wirte,  die 
Haber  an  ihre  Gäste  verkauften,  von  einem  Metzeu  Haber  einen 
Kreuzer  Aufschlag  entrichten  sollten,  und  fand  mit  diesem 
Vorschlag  bei  der  Mehrzahl  der  Herren  Alteren  auch  Anklang ;  nur 
hielten  dieselben  dafür,  daß  dieser  Haberaufsatz  als  nicht  vordring- 
lich nicht  schon  1568,  sondern  erst  im  folgenden  Jahre,  eventuell 
auch  noch  später,  eingeführt  werden  sollte,  was  denn  auch  geschah. 

Der  von  Haller  gegebenen  Anregung  ging  nun  Endres  Imhof 
senior  weiter  nach,  indem  er  in  den  darauffolgenden  Jahren 
Zusammenstellungen  darüber  machen  ließ,  wieviel  Summer  Ge- 
treide in  den  elf  Mühlen  der  Stadt  jährlich  vermählen  würden, 
um  auf  Grund  dieser  Berechnungen  zu  ermitteln,  welche  Summe 
Geldes  dem  Stadtärar  bei  Erhebung  eines  allgemeinen  Geti*eide- 
aufschlages  in  der  Höhe  von  einem  Ort  (V4  fl.)  pro  Summer  zu- 
fließen würde. 

Da  sich  nach  der  angestellten  Ermittlung  ergab,  daß  von  den 
elf  Mühlen  in  einem  Jahre  42  719  Summer  Getreide  vermählen 
wurden,  so  würde  sich,  unter  Außerachtlassung  der  weiteren 
272  Tausend  Summer,  die  von  fremden,  vor  allem  von  Laufer 
Bäckern,  zu  den  Stadtmühlen  gebracht  wurden^  aus  dem  beab- 
sichtigten Getreideaufschlag  für  das  städtische  Ärar  eine  jährliche 
Einnahme  von  10  679  Gulden  ergeben  haben. 
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Die  Aussicht,  durch  einen  derartigen  Getreideaufschlag,  der 
bei  den  damaligen  hohen  Getreidepreisen  und  im  Vergleich  zu 
den  Getreidezöllen  in  andern,  benachbarten  Gebieten,  z.  B.  in 
Bayern,  wo  von  einem  Schaff  Getreide  6  Kreuzer  Zoll  bezahlt 
werden  mußten,  als  ziemlich  mäßig  bezeichnet  werden  konnte, 
zu  einem  solchen  gewichtigen  Einnahmeposten  für  den  Stadt- 
säckel zu  gelangen,  war  für  die  Leiter  des  Gemeinwesens  offenbar 
zu  verlockend,  als  daß  der  Gedanke  daran  von  ihnen  nicht  weiter 
hätte  erwogen  werden  sollen.  Aber  der  Durchführung  des  Projekts 
wagte  man  doch  zunächst  nicht  nahezutreten  und  zwar  aus 
Rücksicht  auf  die  durch  das  eben  erhöhte  Bierungeid  in  ihrer 
Steuerkraft  hinreichend  angespannte  Bürgerschaft,  der  man  das 
Brot  in  diesen  durch  Mißwachs  der  Körnerfrüchte  betrüblichen 
Jahren  nicht  auch  noch  von  obrigkeitlicher  Seite  verteuern 
wollte  1). 

Als  nun  aber  das  Jahr  1575  väeder  eine  reiche  Ernte  brachte, 
da  stellte  sich  der  nun  schon  über  acht  Jahre  ventilierte  Gedanke 
an  den  Getreideaufschlag  gleichsam  wie  von  selbst  aufs  neue 
ein ;  in  den  von  den  Herren  Alteren  im  Juni  1575  erstatteten 
Bedenken  über  die  Abhilfe  der  übermäßigen  Schuldenlast  der 
Stadt  machen  nicht  weniger  als  drei  der  Septemvirn,  nämlich 
Balth.  Derrer,  Gg.  Volkamer  und  Gabr.  Nützel,  ganz  unabhängig 
voneinander  den  Vorschlag,  einen  Aufschlag  von  einem  Viertel 
Gulden  von  jedem  in  den  Stadtmühlen  gemahlenen  Summer 
Getreides  zu  erheben,  den  Haberaufschlag  im  besonderen  aber 
von  den  Wirten  und  Pfragnern  entrichten  zu  lassen,  weil  da- 
durch   die    Fremden    mit    ihren    Pferden    am    meisten    ffetrofien 


1)  Vielleicht  hat  der  Eat  auch  aus  Rücksicht  auf  die  Geistlichkeit,  die 
als  Anwalt  des  gemeinen  Mannes  galt,  die  Einführung  des  Getreideaufsatzes 
damals  unterlassen ;  darauf  deutet  wenigstens  ein  Passus  in  einem  der  um 
1576  verfaßten  Ratsgutachteu  hin,  der  als  Zeichen  des  großen  Einflusses  der 
Geistlichen  auf  die  Bürgerschaft  hier  wörtlich  mitgeteilt  sei:  „Nachdem  die 
Prädikanten  alhie  eine  zeitlang  die  gemein  an  sich  gezogen  und  die  oren  auf 
ire  seitten  gehangen,  ist  von  nöten,  ehe  man  solch  fürhaben  ins  werk  richtet, 
man  thet  unvermerkt  inen  zuvor  meidung  davon,  mit  dem  andeuten,  da  vom 
Rat  die  sacli  angefangen  wurd,  daß  sie  die  handlung  anders  nit  versteeu 
sollen,  denn  das  solches  der  gemein  zu  gutem  kommen  wurd,  darauf  sie  in 
iren  predigten  die  gemein  auch  verweisen  sollten." 
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würden.  „Weil",  so  beginnt  Balthasar  Derrer  den  betreflenden 
Abschnitt  seines  Bedenkeng,  „andere  Potentaten  und  Herrschaften 
von  allerlei  Viktualien  und  Getränk,  sonderlich  aber  von  Brot, 
Getreid  und  anderen  nit  geringe  Zoll  nehmen,  warum  solltens 
meine  Herren  in  der  noth  nit  auch  thun?" 

Zu  demselben  Resultat  wie  die  genannten  drei  Septemvirn 
kamen  auch  die  von  den  Herren  Alteren  mit  der  Abfassung  eines 
zusammenfassenden  Gutachtens  beauftragten  zwei  Ratsmitglieder, 
End.  Imhof  der  Jüngere  und  Willibald  Schlüsselfelder,  die  am 
9.  August  1575  ihre  dahin  zielenden  Erwägungen  neben  andern 
sechsundzwanzig  Punkten  übergaben  und  damit  bei  dem  Kollegium 
der  Herrn  Alteren  volle  Zustimmung  fanden.  Trotz  dieser  klaren 
Erkennntnis  von  der  Notwendigkeit  des  Getreideaufschlages  unter 
den  gegebenen  Verhältnissen,  in  einem  von  dem  Septemvirn- 
Kollegium  gemachten  Verlaß  vom  24.  August  1575  mit  aller 
Schärfe  ausgesprochen,  zog  sich  die  Ausführung  der  Maßregel 
nochmals  über  vier  und  ein  halb  Monate  hinaus  und  zwar  darum, 
weil  keiner  von  den  Ratsherren  der  Katze  die  Schelle  anhängen 
wollte,  der  gesamte  innere  Rat  aber  vor  dem  Sturm  des  Un- 
willens bangte,  den  die  Veröffentlichung  der  bisher  ganz  im  ver- 
borgenen betriebenen  Anordnung  bei  der  gesamten  Bürgerschaft 
hervorrufen  mußte. 

Über  die  Stimmung,  die  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres 
1575  und  zu  Beginn  des  Jahres  1576  bei  den  Mitgliedern  des 
Nürnberger  Rates  geherrscht  hat,  geben  uns  am  besten  zwei 
Unterredungen  Auskunft,  die  der  zweite  Losunger  Seb.  Haller 
und  der  Oberste  Landpfleger  Balthasar  Derrer  mit  dem  Alteren 
Herrn  Wilibald  Schlüsselfelder  in  der  Sache  hatten  ^) ;  Schlüssel- 
felder, der  erst  vor  kurzem  in  das  Kollegium  der  Septemvirn 
aufgenommen  worden  war  -)  und  als  solcher  erst  vollen  Einblick 
in  die  traurige  Finanzlage  Nürnbergs  bekommen  hatte,  war  von 
seinen  Amtskollegen   neben  Phil.  Geuder   und  Endr.  Imhof  dem 


1)  Vgl.  hiezu  das  Manual  der  Herren  Älteren  Nr.  6,  Fol.  174—179. 

2)  Willibald  Schlüsselfclder  und  Phil.  Geuder  waren  am  8.  September  1575 
an  Stelle  der  mit  Tod  abgegangenen  älteren  Herren  Gg.  Volkamer  und 
Thom.  Löffelholz  in  das  Kollegium  der  Herren  Älteren  gewählt  worden. 
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Jüngeren  dazu  ausersehen,  den  Getreideaufschlag  durch  Aus- 
arbeitung einer  Ordnung  zur  Ausführung  zu  bringen  und  damit 
gleichsam  das  Odium  der  verhaßten  Steuer  allein  auf  sich  zu 
nehmen,  wie  er  es  schon  bei  der  vor  acht  Jahren  erfolgten 
llngelderhöhung  und  bei  der  jüngst  beschlossenen  Steigerung  der 
Losung,  die  vom  Einkommen  von  Getreide  herrührte,  getan  hatte. 
Als  nun  Schlüsselfelders  Amtskollegen  Ende  Dezember  1575 
ihre  Absicht,  dem  neuen  Septemvir  die  heikle  Mission  zu  über- 
tragen, merken  ließen,  entzog  sich  dieser  derselben  zunächst  durch 
Wegbleiben  von  den  am  28.  und  29.  Dezember  1575  stattfinden- 
den Sitzungen  des  Geheimen  Rates.  Dieser  schickte  jedoch  am 
30.  Dezember  Balthasar  Derrer  und  Sebald  Haller  in  Schlüssel- 
felders  Wohnung  und  ließ  ihm  durch  die  befreundeten  Kollegen 
Vorstellungen  darüber  machen,  daß  es  sich  für  ihn,  der  bisher 
den  Getreideaufschlag  in  seinen  den  Älteren  Herren  vorgelegten 
Bedenken  angelegentlichst  zur  Einführung  empfohlen  hatte,  am 
V7enigsten  gezieme,  seine  Kraft  jetzt,  bei  der  Durchführung  des 
Werkes,  zu  versagen  und  andern  ein  Beispiel  zu  Ungehorsam 
gegen  Ratsbeschlüsse  zu  geben.  Diesen  Vorstellungen  Derrers 
und  Hallers  hielt  Schlüsselfelder  aber  entgegen,  daß  es  auch 
dem  Rat  nicht  wohl  anstehe,  ihn,  der  sich  schon  bei  der  Er- 
höhung des  Ungeldes  und  der  Losung  in  die  Bresche  geworfen 
habe,  nunmehr  auch  zu  diesem  hässigen  Handel  wiederum  auf- 
zuseilen und  ihn  auch  dieses  dicke  Brett,  das  sonst  niemand 
gern  bohren  wolle,  bohren  zu  lassen.  Als  Derrer  und  S.  Haller 
trotz  alledem  mit  weiteren  Vorstellungen  auf  den  Ratskollegen 
einzuwirken  versuchten,  führte  derselbe  ganz  entsetzliche  Reden, 
so  z.  B.,  daß  das  Regiment,  das  die  Stadt  mit  so  großen,  uner- 
träglichen Schulden  belegt  habe,  je  in  der  Länge  nicht  bestehen 
könnte,  daß  man  das  Geld  unachtsam  hinausschleudere,  indem 
man  ungetreue  Leute  zu  Verwaltern  der  städtischen  Einnahmen 
bestelle  und  gegen  keinen  derselben,  auch  wenn  sie  der  Untreue 
überführt  würden,  gebührlich  einschreite.  Nachdem  Haller  und 
Derrer  unverrichteter  Dinge  von  Schlüsselfelders  Wohnung  ge- 
schieden, versuchten  beide  auf  Anraten  Phil.  Geuders  am  1.  Januar 
1576  noch  einmal  ihr  Glück  bei  dem  wegen  seiner  Erfahrung 
gerade   in   finanztechnischen  Fragen   schwer   ersetzbaren   Manne. 
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Aber  der  Erfolg  der  zweiten  Unterredung  war  kein  besserer  als 
der  der  ersten.  Schlüsselfelder  berief  sich  gegenüber  Derrers  und 
Hallers  Ermahnungen,  daß  er  durch  seine  Weigerung  seine  Rats- 
pflicht verletze,  darauf,  daß  doch  auch  früher  einzelnen  Rats- 
mitgliedern eine  Mission,  die  ihnen  zugedacht  worden,  auf  ihr 
eindringliches  Bitten  erlassen  worden  sei,  und  daß  der  Rat  ihn 
schon  deshalb  mit  der  Sache  verschonen  möchte,  da  seine  Mit- 
bürger ihm  nachredeten,  daß  er  die  hässige  Auflage  auf  die 
Bahn  gebracht  habe.  Schließlich  eröffnete  Schlüsselfelder  seineu 
zwei  Amtskollegen  unter  ausbrechenden  Zähren,  die  ihm  die 
Aufregung  über  diesen  seinen  Leib  und  seine  Seele  zermartern- 
den Handel  auspresste,  seine  innerste  Meinung;  er  möchte,  seit- 
dem er  die  letzte  Stadtrechnung  gesehen,  lieber  tot  als  lebendig 
sein,  denn  er  sehe  gemeiner  Stadt  gänzliches  Verderben  vor 
Augen.  Es  wäre  der  Stadt  bei  einer  solchen  Schuldenlast  nicht 
mehr  zu  helfen,  auch  nicht  mit  dem  hässigen  Getreideaufsatz. 
Alles  wolle  er  auf  sich  nehmen,  was  ihm  der  Rat  an  Strafen 
zuerkenne,  sich  lebenslang  auf  den  Turm  sperren  lassen;  aber 
sein  sich  selbst  gegebenes  Wort,  zu  diesem  Werk  sich  nicht 
brauchen  zu  lassen,  niemals  brechen. 

Der  Rat,  dessen  Lage  durch  das  Ruchbarwerden  der  vor- 
habenden Maßregel  in  der  Stadt  und  durch  die  aufreizenden 
Predigten  des  Pfarrers  Johann  Schelhammer  bei  St.  Lorenzen 
inzwischen  noch  schwieriger  geworden  war^),  ließ  sich  von  dem 
einmal  beschrittenen  Weg  durch  die  angedeuteten  Hindernisse 
nicht  abbringen,  ordnete  dem  Ph.  Geuder  und  Endr.  Imhof  als 
dritten  Verordneten  den  Hieron.  Baumgärtner  bei  und  suchte  zu- 
nächst Deckung  beim  Rat  der  Genannten.  Zur  Begründung  der 
Maßregel  vor  dem  Genannten-Kollegium,  dem  das  Vorhaben  des 
Stadtregimentes  anfangs  Januar  eröffnet  wurde,  wurde  neben  der 
allgemeinen  prekären  Finanzlage  der  Stadt  vor  allem  der  Umstand 
herangezogen,    daß    dem   Rat    und    der   Stadt    aus    der   Herbei- 


1)  Pfarrer  Schelhammer  hatte  in  seiner  Nenjahrspredigt  1576  dem  Zweifel 
Ausdruck  gegeben,  ob  der  Eat  die  Nahrung  der  Armen,  wie  das  Gerücht 
gehe,  mit  einem  Ungeld  belegen  werde;  sollte  es  aber  wirklich  geschehen, 
so  würde  er  solch  ein  unchristliches  Verfahren  ans  dem  Wort  Gottes  strafen. 
Manual  der  Herreu  Älteren  Nr.  G,  Fol.  80. 
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Schaffung  des  fremden  Getreides  aus  zum  Teil  weit  entfernten 
Ländern  während  der  vorhergegangenen  Teuerungsjahre  große 
Unkosten  erwachsen  seien  und  daß  es  darum  nur  billig  sei,  daß 
die  Untertanen,  die  während  der  Teuerung  von  der  Stadt  große 
Mengen  Getreide  unter  dem  Selbstkostenpreis  bezogen  hätten, 
nunmehr  zum  Ersatz  dieser  Unkosten  durch  Entrichtung  eines 
mäßigen  Getreideaufschlages  beitrügen. 

Das  Kollegium  der  Genannten  stimmte  den  Anträgen  des 
Rates  bezüglich  des  Getreideaufschlages  am  16.  Januar  1576  zu 
und  so  konnte  denn  am  17.  Januar  die  Ordnung  für  den  neuen 
Getreideaufschlag,  der  nach  des  Rates  Meinung  nur  proviso- 
rischen Charakter  haben  sollte,  in  den  Grundzügen  festgestellt 
werden.  Darnach  sollte  auf  jeden  Summer  Getreide,  nämlich  Korn, 
Weizen  und  Kern  sowie  auf  Mehl,  das  in  den  hiesigen  Mühlen  ge- 
mahlen wurde,  ein  halber  Gulden  Aufschlag  gelegt  werden,  von 
dem  Haber  aber,  den  die  Pfragner,  Wirte  und  Gastgeber  auf  dem 
Markt  und  außerhalb  der  Stadt  verkauften,  sollten  dieselben  pro 
Metzen  3  Pfennig  Aufschlag  geben  ^).  Um  zwischen  den  hiesigen 
und  den  fremden  Bäckern  Gleichheit  herzustellen,  wurde  bestimmt, 
daß  alle  Marktzeit  auf  das  fremde  Brot  ein  Standgeld  gelegt 
werde. 

Nachdem  dann  noch  Ende  Januar  die  Organe  zur  Einhebung 
des  neuen  Aufschlages,  ein  Amtmann  mit  300  fl.  Jahres- 
besoldung und  drei  Gehilfen  mit  je  50  fl.  Solarium  im  Jahr, 
bestimmt  worden  waren,  wurde  die  aufgerichtete  Ordnung  im 
Februar  1576  den  Müllern,  Bäckern,  Wirten  und  Pfragnern  nach 
den  einzelnen  Stadtvierteln  bekanntgegeben.     Dieser  etwas  selt- 


] )  Zur  weiteren  Begründung  bieß  es  in  dem  Ratsbeschluß :  Nachdem 
ein  gewachsener  Mensch  des  jars  zu  seiner  Unterhaltung  über  ein  sümmer 
körn  aufs  meist  nit  bedarf,  so  trifft  es  auch  eine  solche  person  des  jars  über 
einen  halben  Gulden  nit  an.  Und  ob  man  gleich  sagen  möchte  der  arme 
mann  würde  hiemit  zum  höchsten  beschwert,  so  ist  doch  biegegen  zu  be- 
denken, daß  derselbe  zur  Unterhaltung  des  großen  communs  gar  wenig  oder 
schier  nichts  steuert  und  doch  dagegen  der  mehrere  tbeil  der  almusen  um 
vier,  fünf,  sechs  mal  oder  viel  ein  mehreres  des  jahrs  geneust,  also  daß 
im  ganzen  reich  die  unvermöglichen  ninder  als  in  dieser  statt  beschwert 
werden.    Ratsbuch  Nr.  35,  Fol.  164. 
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same  Weg  der  Publizieriuig  des  Getreideaufschlages  wurde  vom 
Rat  darum  gewählt,  weil  derselbe  befürchtete,  durch  Anschlageir 
eines  öffentlichen  Dekretes  die  öffentliche  Meinung  noch  mehr 
zu  erregen,  als  sie  es  ohnedem  schon  war.  Denn  es  war  ein 
groß  Gemurmel  unter  den  Bürgern  ob  des  neuen  Aufsatzes,  von 
dem  man  sagte,  daß  durch  ihn  ein  Kind  von  seinem  ersten  Brei, 
item,  wenn  einer  zum  Abendmahl  ginge,  Ungeld  zahlen  müßte  ^). 

So  war  denn  der  so  lang  erwogene  und  zuletzt  fast  noch 
zum  Scheitern  gebrachte  Getreideaufschlag  endlich  glücklich  unter 
Dach  und  Fach  gebracht.  Welches  war  nun  aber  das  finanzielle 
Ergebnis  des  mit  so  großen  Schwierigkeiten  durchgesetzten 
Werkes?  Ein  bedeutend  besseres,  als  man  bisher  gemeiniglich 
angenommen  hat.  Schon  im  ersten  Jahre  —  vom  März  1576 
bis  Ende  Februar  1577  —  erreichte  die  Aufschlagsumme  die 
stattliche  Höhe  von  20  051  fl.  und  hinter  diesem  unerwartet 
hohen  Betrag,  der  in  Anbetracht  der  geringen  Einhebungskosten 
von  450  fl.  fast  reines  Einkommen  war,  blieben  auch  die  Er- 
trägnisse der  drei  folgenden  Jahre  nicht  zurück-). 

Trotz  dieses  glänzenden  Ergebnisses  hat  der  Rat  im  vierten 
Jahre  nach  der  Einführung  des  Getreideaufschlages  auf  diese 
lukrative  Einnahmequelle  in  der  Hauptsache  wieder  verzichtet, 
indem  er  durch  Beschluß  vom  13.  September  1579  wegen  des 
Einfallens  einer  ganz  geschwinden,  unversehenen  Teuerung  den 
Aufsatz  auf  Korn,  Weizen,  Kern  und  Mehl  bis  auf  weiteres 
wieder  aufhob  und  nur  den  Aufschlag  auf  den  Haber  bestehen 
ließ.  Der  Rat  hatte  damit  das  den  Genannten  am  16.  Januar 
1576  gegebene  Wort,  daß  der  Getreideaufsatz  im  Falle  einer 
Teuerung  wieder  abgeschafft  werde,  prompt  eingelöst  und  dadurch 
bewiesen,  daß  ihm  das  Wohl  des  gemeinen  Mannes  mehr  am 
Herzen   lag    als    die   Mehrung   des    städtischen   Ärars,    das    von 


1)  Manual  der  Herreu  Älteren  Nr.  3,  Fol.  204  und  Ratsbuch  Nr.  35, 
Fol.  171. 

2)  Die  vou  P.  Sander,  Die  reichsstädtische  Haushaltung  Nürnbergs, 
B.  II,  S.  879,  aufgestellte  Behauptung,  daß  der  finanzielle  Erfolg  des  anno 
1576  eingeführten  Getreideaufschlages  kaum  der  Rede  wert  war,  beruht  auf 
der  diesem  x\utor  unterlaufenen  Verwechslung  des  allgemeinen  Getreideauf- 
schlags mit  dem  vom  Jahre  1680  noch  in  Geltung  befindlichen  Haberauf  schlag. 
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einem  Ausfall  von  17 — 18000  fl.  pro  Jahr  selbsverständlich  aufs 
schmerzlichste  betroffen  wurde. 

Auf  die  übrigen  damals  auftauchenden  Projekte,  die  Einkünfte 
des  städtischen  Ärars  durch  Akzisen  zu  heben,  so  durch  eine  Akzise 
auf  den  Detailverkauf  (Ellenausschnitt)  von  Seide  und  Samt  oder 
auf  Viktualien  (Geflügel,  Obst  etc.),  hier  einzugehen,  erübrigt  sich 
deshalb,  weil  von  diesen  Steuerprojekten  damals  doch  keines  zur 
Ausführung  kam.  Dieselben  beweisen  aber  aufs  augenscheinlichste, 
in  welcher  drangvollen  Lage  sich  die  Finanzen  der  Stadt  befunden 
haben  müssen;  haben  doch  damals  Männer,  wie  Endres  Imhof 
der  Ältere  und  Sobald  Haller,  sich  abgemüht,  durch  Aufstellung 
von  Akzisetarifen  für  die  geringfügigsten  Lebensbedürfnisse,  wie 
die  verschiedenen  eßbaren  Vögel  und  Obstsorten,  dem  Stadtärar 
allerlei  neue  Einnahmequellen  zu  eröffnen. 

Von  ungleich  größerer  Bedeutung  als  diese  Akzisepläne  war 
die  im  Jahre  1572  durchgeführte  Umgestaltung  des  mittel- 
alterlichen Nürnberger  Zolltarifs  und  die  damit  ver- 
bundenen Änderungen  im  Zollwesen  Nürnbergs  über- 
haupt. Über  die  Grundzüge  dieser  Zollreformen,  auf  die  seitens 
des  Nürnberger  Rates  die  größten,  leider  sich  nur  teilweise  er- 
füllenden Hoffnungen  gesetzt  wurden,  soll  im  letzten  Teil  dieser 
Abhandlung  berichtet  werden. 

Als  im  Frühjahre  1568  vom  engeren  Rat  über  die  Bier- 
ungelderhöhung  beraten  wurde,  erhielten  die  Zollherren,  Endres 
Imhof  der  Jüngere  und  Hans  Welser,  den  Auftrag,  in  den  Zoll- 
sachen Erfahrungen  einzuziehen,  darüber  einen  Ratschlag  zu 
machen   und   diesen   wieder   an    den   engeren  Rat  zu  bringen ''). 

Die  Informationen,  die  der  Rat  bezüglich  des  Zollwesens  im 
Auge  hatte,  bezogen  sich  vor  allem  auf  verschiedene  Mißstände, 
die  sich  in  der  letzten  Zeit  im  Zollwesen  bemerkbar  gemacht 
hatten.  Abgesehen  von  betrügerischen  Angaben  der  Kaufleute, 
insbesondere  der  fremden  Händler,  über  die  Art  ihrer  Güter,  die 
sie  in  loco  zu  verzollen  hatten,  war  besonders  der  Unfug  ein- 
gerissen, daß  die  an  den  Transit-  oder  Versandgütern  im  Wag- 
haus  anzubringenden   Bleizeichen,    die    den   Zöllnern   unter   den 


1)  Vgl.  das  Protokoll  über  die  Sitzung  der  Herren  Älteren  vom  9.  AprU  1568. 
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Toren  zur  Bestätigung  des  Transitcharakters  der  Güter  dienten, 
den  mit  den  Fuhrleuten  unter  einer  Decke  steckenden  Aufladern 
gegeben  und  von  diesen  ungetreulicherweise  mehrmals  für  Güter 
benützt  wurden,  wodurch  die  Stadt  im  letzten  Jahre  um  einige 
hundert  Gulden  Torgeld  gebracht  worden  war').  Um  diesen 
Mißständen  vorzubeugen,  erließ  der  Rat  am  27.  Oktober  1568 
folgende  Anordnungen  wegen  des  Zolls  in  der  Wage  '^) : 

1.  Ein  jeder,  Fremde  oder  Bürger,  ist  schuldig,  alle  Halb- 
jahr mit  den  Zöllnern  abzurechnen.  Den  barhaften  Bürgern, 
als  den  Im  hoff,  Welser,  Dilherr  und  ihresgleichen,  soll  man  die 
Pflicht  vorlegen,  dieselben  daran  wohl  erinnern  und  sie  beim 
Angeloben  bleiben  lassen. 

2.  Alle  Walhen,  Niederländer  und  Fremde,  desgleichen  gemeine 
hiesige  Kaufleute  und  Faktoren  soll  man  schwören  lassen,  daß 
ihr  Fürgeben  über  ihre  Güter  die  Wahrheit  sei. 

3.  Die  Zöllner  in  der  Wag  haben  die  Macht,  ein  Faß,  so  sie 
zweifelhaftig   fänden   oder  das  bei  ihnen  verdächtig,   zu   öffnen. 

4.  Die  Kaufleute  sind  schuldig,  von  allen  Waren,  die  hieher 
kommen  und  hier  wieder  verkauft  werden,  die  Lieferung  ge- 
schehe gleich,  an  welchem  Ort  sie  wolle,   den  Zoll  zu  bezahlen. 

5.  Die  Kaufleute  dürfen  die  Zeichen,  die  sie  von  den  Zöll- 
nern geholt  oder  holen  lassen,  anders  nit,  denn  wie  recht  ist, 
gebrauchen  oder  etwas  von  Waren,  die  sie  zu  verzollen  schuldig 
sind,  darunter  unverzollt  aus  der  Stadt  schleichen. 

Von  diesen  fünf  Bestimmungen  wurde  namentlich  die  zweite, 
die  den  Fremden  und  gemeinen  Nürnberger  Kaufleuten  das  eid- 
liche Beschwören  ihrer  Angaben  anstatt  der  einfachen  Anzeige 
auferlegte,  als  höchst  lästig  empfunden  und  darum  verstand  sich 
der  Rat  auf  heftige  Beschwerde  der  Kaufleute  hin  in  einem 
Verlaß  vom  11.  Februar  1569  dazu,  das  Eidschwören  den 
Walhen,  Posnern,  Breslauern  und  andern  Fremden  in  der  Wage 


1)  Vgl.  das  Bedenken  E.  Imhofs  und  H.  Welsers  vom  12.  Jxili  1571, 
Nürnberger  Kreisarchiv  S.  VII,  L.  123,  Nr.  220. 

2)  Nürnberger  Ratsbuch  Nr.  33,  Fol.  248,  außerdem  die  Beilage  b  des 
Gutachtens  Endr.  Imhofs  jun.  und  H.  Welsers  vom  25,  September  1671.  S.  VII, 
L.  123,  Nr.  220. 
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wieder  einzustellen  und  die  Kaufleute  oder  Faktoren  derselben 
bei  ihren  Pflichten  des  Zolls  halber  zu  lassen  ^). 

Diese  Nachsicht  des  Rates  gegenüber  den  fremden  Kaufleuten 
sollte  sich  aber  als  durchaus  unangebracht  erweisen ;  denn  schon 
in  der  nächsten  Zeit  wurde  über  den  Rückgang  der  Zoll-  und 
Waggeldeinnahmen  von  mehreren  Seiten  geklagt  und  als  Grund 
dieser  Erscheinung  das  ungetreue  und  unebene  Handeln  der 
Faktoren  der  fremden  Kaufleute,  insbesondere  der  italienischen 
Seidenhändler,  angegeben.  Als  Beispiel  des  unmäßigen  Schalkens 
mit  den  Zöllen  seitens  der  Welschen  werden  in  einem  Bedenken 
der  damaligen  Zollherren  die  Torisani  angeführt,  die  in  den  letzten 
sechs  Jahren  jährlich  bloß  160  fl.  Zoll  bezahlt  hatten,  während 
sie  nach  ihrem  Warenumsatz  einen  Jahreszollbetrag  von  min- 
destens 1000  fl.  zu  entrichten  gehabt  hätten-). 

Diese  Erfahrungen  bewogen  den  Rat  im  Jahre  1571,  die  Zoll- 
herren E.  Imhof  den  Jüngeren  und  Hans  Welser  mit  der  Ab- 
fassung eines  Bedenkens  darüber  zu  beauftragen,  wie  die  be- 
obachteten Unregelmäßigkeiten  im  Zollwesen  abgestellt  und  die 
Zolleinnahmen  vermehrt  werden  könnten. 

Dieser  Aufgabe  entledigten  sich  die  genannten  Amtleute  in 
zwei  Gutachten,  vom  12.  Juli  und  25.  September  1571  datiert, 
worin  sie  vor  dem  einen  möglichen  Weg,  nach  Art  der  großen 
ausländischen  Handelsplätze,  wie  Venedig,  Lyon,  eine  Douane  und 
eine  neue  Zollordnung  mit  vermehrtem  Zollpersonal  zu  errichten, 
in  Anbetracht  der  jetzt  herrschenden  teueren  Zeiten  und  Kriegs- 
läufte  abrieten.  Dagegen  empfahlen  sie,  die  alten  Zollordnungen 
zu  verbessern,  die  eidliche  Bestätigung  der  Angaben  über  die 
Kaufmannsgüter,  die  der  Rat  nach  kaum  halbjähriger  Wirksam- 
keit im  Jahre  1569  wieder  aufgehoben  habe,  den  Kaufleuten 
von  neuem  aufzuerlegen  und  damit  zugleich  die  Gewohnheit  ab- 
zustellen, daß  den  Handelsleuten  auf  ihr  bloßes  Begehren  in  der 
Wage   die  Zeichen   zu  den  Ballen   und  Fässern,   worin  sie  ihre 


1)  Nürnberger  Ratsbuch  Nr.  33,  Fol.  271. 

2)  Vgl.  hiezu  die  zwei  Bedenken  der  Ratsverordneten  E.  Imhof  und 
H.  Welser  vom  Jahre  1571.  Nürnberger  Kreisarcbiv  S.  VU,  L.  123,  Nr.  220, 
Stück  1  und  2,  insbesondere  das  1.  Stück. 
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Güter  hinwegschickten,  ausgehändigt  und  so  Gelegenheit  zum 
Schalken  gegeben  werde.  Vor  allem  aber  rieten  die  Zollherren, 
die  Italiener  und  anderen  Welschen ,  desgleichen  die  Nieder- 
länder, die  losungfrei  und  ohne  einige  Pflicht  in  Nürnberg  wohnten, 
durch  Erhöhung  der  zurzeit  ganz  niedrigen  Zollsätze  auf  drei- 
bis  vierprozentige  Wertzölle  stärker  zu  den  städtischen  Lasten, 
die  bisher  die  einheimischen  Bürger  fast  allein  getragen,  heran- 
zuziehen. 

In  diesem  letzten  Punkt  stimmten  die  nach  Süd-  und  West- 
europa handelnden  Kaufleute  Nürnbergs,  die  am  13.  Oktober 
an  den  Rat  eine  Supplik  wegen  der  Abstellung  der  Zollpraktiken 
der  AVelschen  gerichtet  hatten,  mit  den  Zollherren  ganz  überein; 
dagegen  war  der  Handelsstand  Nürnbergs  bezüglich  der  Errich- 
tung einer  Douana  anderer  Ansicht  als  die  Verordneten  des  Rates, 
als  er  von  denselben  um  seine  Ansicht  in  dieser  Angelegenheit 
befragt  wurde.  In  einem  am  10.  Dezember  1571  erstatteten 
Bedenken  erklärte  ein  vierglicdriger  Ausschuß  der  Nürnberger 
Kaufmannschaft  folgendes: 

1.  Zur  Mehrung  der  Intrada  der  Stadt  ist  die  Errichtung 
einer  Douane,  wo  alle  eingeführten  Güter  niedergelegt  werden 
müssen  und  jedem  Kaufmann  behufs  der  Zollabrechnung  ein 
Konto  zu  errichten  ist,  höchst  wünschenswert. 

2.  Um  die  fremden  Kaufleute,  die  hier  Handel  treiben,  den 
einheimischen  möglichst  gleichzustellen,  ist  von  den  fremden 
Nationen,  den  Italienern,  Franzosen,  Spaniern  und 
Portugiesen,  ein  höherer  Zoll  als  von  den  hiesigen 
Händlern,    und   zwar   2  il.    von    100  fl.,    zu  erheben. 

3.  Der  Durchfahrtszoll  für  die  Güter  der  Fremden 
soll,  mit  Ausnahme  der  Transitgüter  der  Italiener,  Franzosen, 
Spanier  und  Portugiesen,  für  die  ein  besonderer,  höherer  Durch- 
gangszoll festzusetzen  ist,  von  vier  Pfennig  auf  einen  Schilling 
erhöht  werden. 

4.  Den  einheimischen  Kauf  leuten  ist  das  Angeloben  an  Eides- 
statt insofern  zu  erleichtern,  als  auch  ihren  vornehmsten  Handels- 
dienern die  Eidleistung  als  ihren  Stellvertretern  in  der  Douana 
zu  gestatten  ist^). 

1)  Bedenken   der   Kaufleute   L.  Scitzinger,   H.  Schäufelein,   Stef.  Braun 
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Die  zur  Beratung  der  Zollreformen  eingesetzte  Ratskommission, 
aus  den  vier  Ratsherren  End.  Imhof  jun.,  Hans  Welser,  Wil. 
Sehlüsselfelder  und  Martin  Tucher  bestehend,  machte  sich  diese 
vier  Vorschläge,  mit  Ausnahme  desjenigen,  der  eine  Erhöhung  des 
Zolles  auf  die  von  den  Fremden  hereingeführten  Transitgüter  vor- 
sah, in  ihrem  am  13.  Dezember  1571  an  den  Rat  erstatteten  Gut- 
achten zu  eigen  und  auf  Grund  dieses  Gutachtens  faßte  sodann 
der  gesamte  Rat  am  14.  Dezember  folgende  einschneidende  Be- 
schlüsse, die  das  nicht  mehr  zeitgemäße  Zollwesen  Nürn- 
bergs wesentlich  umgestalteten  und  die  jährlichen  Einnahmen 
der  Stadt  um  mehrere  tausend  Gulden  vermehrten.  Die  vom 
Rat  festgesetzten  Veränderungen  lassen  sich  etwa  unter  zwölf 
Funkte  zusammenfassen : 

1.  In  das  neue  Zollhaus  mit  einer  Amtsstube  für  die  vier  darin 
notwendigen  Beamten  (Buchhalter,  Kassier  und  zwei  Gegeu- 
schreiber),  das  in  das  städtische  Kornhaus  bei  St.  Lorenzen 
gelegt  wird,  müssen  alle  zollbaren  Güter  gebracht  und  darin  un- 
ergänzt  abgelegt  und  gewogen  werden. 

2.  Die  Zöllner  unter  den  Toren  und  die  Aufdinger  (Güter- 
bestätter)  haben  die  Pflicht,  alle  zur  Stadt  hereingehenden  Waren, 
die  verzollt  werden  müssen,   in  das  Zollhaus  zu  weisen. 

3.  Den  Bürgern  und  den  vom  Zoll  gefreiten  Fremden  ist 
das  Öffnen  ihrer  Güter  im  Zollhaus  erlassen ;  es  genügt  für  die- 
selben eine  eidliche  Versicherung  über  den  Inhalt  der  von  ihnen 
zur  Zollstätte  gebrachten  Fässer  und  Ballen. 

4.  Wegen  der  von  den  vier  welschen  Nationen,  den  Italie- 
nern, Franzosen,  Spaniern  und  Portugiesen,  im  Zoll 
gebrauchten  Gefahr  sowie  wegen  der  von  diesen  Nationen  in 
ihren  Ländern  vorgenommenen  Zollerhöhungen  sind  die  von 
diesen  vier  Nationen  eingeführten  Güter  im  Zollhaus 
ohne  Ausnahme  zu  öffnen  und  zu  deklarieren  und  gemäß  dieser 
Deklaration  mit  einem  zweiprozentigen  Wertzoll  zu  belegen. 

5.  Die  Güter  der  andern  fremden  Nationen  sind  im 
Zollhaus  wie  die  der  vier  großen  fremden  Nationen  zu  behandeln. 


und  Gabriel  Schlüsselberger  vom  10.  Dezember  1571  wegen  der  Aufrichtung- 
einer  Duana.     Nürnberger  Kreisarchiv  S.  VIT,  L.  123,  Nr.  220,  Stück  6. 
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doch   ist   von   denselben    wie   bisher   nur  ein  einprozentiger 
Wertzoll  zu  bezahlen. 

6.  Die  Safranschauer  und  Unterkäufer  haben  in  jeder  Bürger- 
meisterfrage Laufzettel  von  allen  zollbaren  Waren  in  die  Douane 
zu  schicken,  damit  sich  die  Zollbuchhalter  in  der  Abrechnung 
des  Zolls  danach  richten  können. 

7.  Von  den  Transitgütern  der  vier  großen  fremden 
Nationen  ist  ein  e  i  n  prozentiger  Wertzoll  zu  entrichten ;  die 
Transitgüter  der  übrigen  fremden  Nationen  dagegen 
haben  wie  bisher  vom  Zentner  nur  vier  Pfennige  Durch f ahr t s- 
zoU  zu  bezahlen. 

8.  Die  Nürnberger  Bürger  und  die  vom  Zoll  gefreiten  Frem- 
den dürfen  Waren  aus  dem  Zollhaus  zollfrei  nach  auswärts  ver- 
schicken, nachdem  sie  geschworen,  daß  sie  die  alleinigen  Eigen- 
tümer dieser  Güter  und  letztere  an  keinen  Fremden  verkauft 
werden,  der  den  Zoll  hierfür  in  Nürnberg  billig  zu  geben  hätte. 
Die  zum  Versand  bestimmten  Güter  derjenigen  fremden  Nationen, 
die  nicht  zollfrei  sind,  sind  vor  ihrer  Verschickung  im  Zollhaus  zu 
öffnen  und  zu  beschreiben  und  danach  mit  einem  e  i  n  prozentigen 
Wertzoll  zu  belegen. 

9.  Alle  eingepackten  Waren,  die  von  Nürnberg  aus  versandt 
werden,  sind  vom  Kassier  des  Zollhauses  mit  einem  den  Nürn- 
berger Adler  tragenden  Bleizeichen  zu  bezeichnen  und  außerdem 
auf  sogenannten  Ausfuhrzetteln  (Politten)  kurz  zu  beschreiben; 
erst  nach  Vorzeigung  der  von  den  Zollbeamten  ausgestellten 
Politten  und  Bleizeicheu  dürfen  diese  Güter  die  Tore  der  Stadt 
ohne  weiteren  Ausfuhrzoll  passieren. 

10.  Die  Amtleute  des  Zollhauses  dürfen  nur  solchen  Fuhr- 
leuten Politten  ausstellen,  die  die  von  ihnen  geführten  Güter  im 
Zollhaus  deklarieren  und  mit  Bleiplomben  haben  versehen  lassen. 

11.  Die  in  der  Douane  lagernden  Waren  haben  nach  Ablauf 
einer  Woche  von  jedem  Zentner  pro  Woche  einen  Schilling 
Lagergeld  zu  bezahlen. 

12.  Die  Pflichten  und  Besoldungen  der  Amtleute  im  Zollhaus 
sind  nach  den  von  den  vier  Ratsdeputierten  gemachten  Vor- 
schlägen noch  im  einzelnen  zu  bestimmen. 

.  Alle    diese   Bestimmuno-en    wurden    nun    mit    unwesentlichen 


Die  Finanzpolitik  d.  Nümb.  Rates  i.  d.  2.  Hälfte  d.  16.  Jalirh.  57 

Ergänzungen,  namentlich  über  den  Ausfuhrzoll  der  Versandwaren 
der  Fremden,  die  Deklaration  der  Güter  im  Zollhaus,  die  Aus- 
stellung der  Politten,  das  Verfahren  bei  der  alle  Halbjahre  (Fe- 
])ruar  und  August)  stattfindenden  Zollabrechnuug,  und  mit  einem 
in  mehreren  Punkten  abgeänderten  Zolltarif  versehen  ^),  in  eine 
gute  Ordnung  gebracht  und  diese  am  31.  Januar  1572  als  neue 
Zollorduuug  publiziert.  Da  die  neue  Zollordnung  vom  Jahre  1572 
mit  den  oben  angegebenen  Ratsbeschlüssen  vom  14.  Dezember  1571 
inhaltlich  nahezu  vollständig  übereinstimmt  —  nur  die  Reihen- 
folge der  Paragraphen  ist  zum  Teil  eine  andere  — ,  so  kann  ich 
hier  darauf  verzichten,  die  Zollordnung  selbst  in  ihrem  Wortlaut 
anzuführen. 

Wichtiger  erscheint  es  wohl,  die  Änderungen,  die  sich  in- 
folge von  Beschwerden  teils  der  einheimischen,  teils  der  fremden 
Handelsleute  über  Mängel  der  neuen  Ordnung  in  Bälde  not- 
wendig erwiesen,  kurz  zu  berühren.  Die  Nürnberger  Kaufleute 
beschwerten  sich  vor  allem  darüber,  daß  alle  Güter,  feine  wie 
grobe  Waren,  ins  neue  Zollhaus  gebracht  und  daselbst  unter  eid- 
lichem Geloben  deklariert  werden  müßten,  ferner  darüber,  daß  nicht 
auch  von  der  kleineu  Wage  aus,  die  vielen  einheimischen  Handels- 
leuten günstiger  gelegen  war  als  das  neue  Zollhaus,  die  Waren 
nach  auswärts  versendet  werden  dürften,  und  endlich  darüber, 
daß  den  Welschen  vom  Rat  immer  noch  nicht  der  ellenweise 
Ausschnitt  der  Seidenwaren  und  das  pfundweise  Auswiegen  der 
Spezereien  untersagt  worden  sei.  Die  Beschwerden  der  Italiener 
richteten  sich,  abgesehen  von  dem  lästigen  eidlichen  Angeloben, 
namentlich  gegen  die  ihnen  auferlegte  Öffnung  ihrer  Ballen  und 
Kisten  beim  Wiederversenden  ihrer  Waren  und  gegen  den  hohen 
Eingangs-  und  Transitzoll,  die  wegen  der  zur  Hälfte  in  Gold 
vorgeschriebenen  Erlegung  dieser  Zollabgaben  im  ganzen  einem 
v  i  e  r prozentigen  Wertzoll  gleichkamen. 


1)  Der  neue  Zolltarif  unterschied  sich  nur  in  einigen  Positionen  von 
dem  alten  Zolltarif;  Baumwolle  und  Barchent  wurden  von  jetzt  an  mit  30  J, 
pro  Zentner,  ein  Ballen  Leinwand  und  ein  Faß  Goltsch  mit  Vs  fl.,  ein  Lägei 
Seife  mit  30  ^,  ein  Lägel  Baumöl  mit  18  ^  (also  pro  Zentner  10  bezw.  6  ^), 
ein  Sack  Kümmel  und  Galläpfel  mit  je  12  ^  und  ein  Ballen  Papier  mit  1  S 
verzollt. 
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Nachdem  die  vier  Verordneten,  die  der  Rat  mit  der  Vor- 
bescheidung- der  von  den  Kaufleuten  am  16,  Mai  1572  einge- 
reichten Supplikation  beauftragt  hatte,  diese  Beschwerden  im 
ganzen  als  berechtigt  anerkannt  hatten,  änderte  der  Eat  durch 
einen  Verlaß  vom  12,  Juli  1^72  die  neue  Zollordnung  in  folgenden 
Punkten  ab  ') : 

1,  Für  die  einem  Bürger  gehörigen  groben  Waren,  die  bei  der 
Einfuhr  nicht  in  das  Zollhaus  gebracht  werden  müssen,  sondern 
sofort  in  des  Bürgers  Haus  geführt  werden  dürfen,  genügt  an 
Stelle  des  eidlichen  Gelobens  die  einfache  Anzeige  von  ihrem 
Eintreffen  in  der  Stadt. 

2,  Für  die  übrigen  Güter,  die  sowohl  nach  dem  neuen  Zoll- 
haus als  nach  der  kleinen  Wag  behufs  weiterer  Versendung  ge- 
bracht werden  dürfen,  wird  das  jedesmalige  eidliche  Geloben 
wieder  abgeschafft;  es  wird  von  jedem  Handelsmann,  sei  er 
Einheimischer  oder  Fremder,  nur  einmal  der  Eid  auf  die  Wahr- 
heit seiner  Angaben  über  seine  Güter,  sonst  nur  jedesmalige 
genaue  Anzeige  derselben  gefordert, 

3,  Den  Italienern  wird  das  Offnen  und  die  Besichtigung  ihrer 
zum  Versand  bestimmten  Güter  im  Zollhaus  erlassen,  desgleichen 
wird  der  Durchfahrtszoll  für  ihre  Güter  dem  der  andern  fremden 
Nationen  gleich,  d,  h.  auf  vier  Pfennig  pro  Zentner,  und  der 
Eingangzoll  von  zwei  Prozent  auf  ein  Prozent  herabgesetzt, 

4,  Zur  Abstellung  des  Ausschnitts  der  Seidenwaren  und  des 
Detailverkaufs  der  Spezereien  durch  die  Welschen  sollen  die 
alten  Ordnungen  der  Stadt  zur  Hand  genommen  und  darnach 
eine  neue  Ordnung  gegeben  werden '''). 


1)  Nüruben^er  Ratsbucli  Nr.  34,  Fol.  226  und  Beilai^e  10  der  Bedenken 
und  Ratschläge  betreffend  die  Errichtung-  eines  neuen  Zollhauses.  Nürnbers'er 
Kreisarchivs  S.  Vn,  L.  123,  Nr.  220. 

2)  Diese  „alten  Ordnungen"  scheint  der  Rat  wenigstens  bis  zum  Jahre 
1576  nicht  zur  Hand  genommen  zu  haben,  da  er  sich  gegenüber  einer  im 
Jahre  1575  von  den  Imhof,  Welser  und  Konsorten  eingereichten  Supplik, 
den  Italienern  den  Spezereihandel  in  Nürnberg  zu  verbieten,  in  einem  Rats- 
beschluß vom  13.  März  1576  ablehnend  verhielt,  dieses  milde  Verfahren 
gegen  die  Welschen  damit  begründend,  daß  eine  solche  Sache  nicht  in  den 
Reichsstädten  allein  gebessert  werden  könne,  sondern  das  ganze  Reich  an- 
gehe.    Nürnberger  Kreisarchiv.     Ratsbuch  35,  F.  188. 
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Diesen  bedeutenden  Erleichterungen  im  Zollwesen,  die  die 
Italiener  sofort  wieder  zu  Zolldurclistechereien  benützten,  indem 
sie  ihre  im  Zollhaus  uncröffuet  liegen  bleibenden  Güter  als 
Transitwaren  behandeln  ließen  und  für  dieselben  den  niedrigen 
Durchfahrtszoll  von  vier  Pfennigen  statt  des  einprozentigen  Wert- 
zolls entrichteten,  folgte  auf  weiteres  Andrängen  der  Welschen 
am  15.  Februar  1573  eine  weitere  Lüftung  der  pfiffigen  Leute, 
die,  wie  es  in  einem  der  kaufmännischen  Bedenken  jener  Zeit 
sehr  richtig  heißt,  conscientiam  largam  hatten,  gegen  die  aber 
trotzdem  vom  Rat  zu  Nürnberg  außerordentlich  gelinde  verfahren 
wurde.  Unter  diesen  Milderungen  waren  die  wichtigsten  die 
Verlängerung  der  Frist,  innerhalb  welcher  die  Güter  der  Fremden 
als  Transit-  oder  Versandgüter  erklärt  werden  mußten,  von  acht 
Tagen  auf  drei  Wochen  und  die  Rückvergütung  des  einprozen- 
tigen Wertzolles  von  solchen  Versandgütern,  die  von  den  Italienern 
von  Nürnberg  aus  nach  den  Frankfurter  und  Leipziger  Messen 
geschickt  wurden  und  von  da  unverkauft  nach  Nürnberg  zurück- 
kamen ^). 

Aus  den  beiden  Ratsverlässen  vom  12.  Juli  1572  und  vom 
15.  Februar  1573,  die  die  scharfen  Bestimmungen  der  mit  nicht 
geringem  Geschick  abgefaßten  Zollordnung  vom  31.  Januar  1572 
zum  guten  Teil  wieder  aufhoben,  ist  unzweifelhaft  die  Schluß- 
folgerung zu  ziehen,  daß  der  Rat  von  Nürnberg  die  im  Inter- 
esse seiner  Mitbürger  und  des  Stadtärars  getroffenen  strengen 
Zollmaßregeln  gegen  die  Fremden,  die  sich  infolge  der  großen 
Nachsicht  des  Stadtregiments  in  den  vorhergehenden  Jahr- 
zehnten in  Nürnberg  fest  eingenistet  und  nach  Kuckucksart 
die  Einheimischen  zum  Teil  aus  ihrem  Nest  verdrängt  hatten, 
in  dieser  Zeit  des  wirtschaftlichen  und  politischen  Niedergangs 
der  Reichsstadt  ohne  zu  große  Schädigung  der  Stadt  einfach  nicht 
durchzuführen  vermochte;  denn  in  all  den  damals  abgegebenen 
Bedenken  sowohl  der  Ratsverordneten  wie  auch  der  Nürnberger 
Kaufleute  taucht  immer  wieder  die  Besorgnis  auf,  daß  die  Wel- 
schen,  wenn  die  Zügel  allzustraff  gegen  sie  angezogen  würden, 

1)  Beilage  13  und  16  der  Bedenken  und  Ratscbläge  über  Emchtung 
eines  neuen  Zollhauses  bei  St.  Klaren  im  Nürnberger  Kreisarchiv  S.  VII, 
L.  123,  Nr.  220. 
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ihre  Warenlager  von  Nürnberg  nach  andern  großen  mitteleuro- 
päischen Handelsplätzen,  wie  nach  Linz,  Wien,  Leipzig,  Krakau, 
verlegen  möchten  und  damit  die  Henne,  die  jetzt  wenigstens  silberne 
Eier  legte,  ganz  geschlachtet  werden  könnte.  Es  wäre  meines  Er- 
achtens  deshalb  auch  ungerecht,  dem  damaligen  Rat  ob  seiner  Milde 
gegen  die  geriebenen  Südländer,  die  wegen  ihres  weiten  Ge- 
wissens in  Zollsachen  und  wegen  ihrer  zur  Schau  getragenen 
Geringschätzung  der  deutschen  Ketzer  wohl  eine  derbe  Lektion 
verdient  hätten,  Vorwürfe  zu  machen;  derselbe  befand  sich  in- 
folge der  durch  seine  Vorfahren  gegen  die  Welschen  geübten 
Milde  und  infolge  des  zurzeit  bestehenden  wirtschaftlichen  Rück- 
ganges der  Stadt  in  einer  bösen  Sackgasse,  durch  die  er  sich 
nur  durch  vorsichtiges  Lavieren  zwischen  den  scharfen  Gegen- 
sätzen einigermaßen  hindurchzuwinden  vermochte. 

Bei  solchen  mißlichen  Verhältnissen  ist  es  denn  auch  nicht 
zu  verwundern,  daß  der  finanzielle  Effekt  der  Neuerungen  im 
Zollwesen,  den  man  seitens  des  Rates  wie  der  einheimischen 
Kaufleute  auf  mindestens  20  000  fl.  pro  Jahr  veranschlagte, 
ziemlich  weit  hinter  den  gehegten  Erwartungen  zurückblieb  ^). 
Die  jährlichen  Zolleinnahmen,  die  im  Jahre  1570  rund  9000  fl. 
betragen  hatten,  stiegen  nach  Erlaß  der  neuen  Zollordnung 
wohl  um  mehrere  tausend  Gulden,  so  im  Jahre  1576  auf 
ca.  12  000  fl.,  in  den  Jahren  1579  und  1580  auf  ca.  12  400  fl.. 
um  schließlich  gegen  das  Ende  des  16.  Jahrhunderts  die  Höhe 
von  14000  und  etwas  darüber  zu  erreichen.  Das  waren  aber 
im  ganzen  doch  recht  bescheidene  Mehrungen  aus  den  Zoll- 
einnahmen, die  auf  die  Gestaltung  des  Haushaltsplanes  der  Stadt 
nur  in  c:eringem  Maße  einwirken  konnten. 


Fassen    wir    in   großen   Zügen    die    Wirkungen    der    finanz- 
politischen Maßnahmen,   die   der  Rat  Nürnbergs   in   der  zweiten 


1)  Nach  einem  Überschlag  der  aus  Losung,  Weinungeid,  ZoU  und  Herd- 
(Räuch)steuer   zu   erwartenden  Mehreinnahmen,    in  Vota  und   Bedenken   die 
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Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  zur  Vermehrung  des  städtischen  Ein- 
kommens und  zur  Erleichterung  der  die  Stadt  niederdrückenden 
Schuldenlast  getroflfen  hat,  nochmals  zusammen,  so  ergibt  sich 
als  Fazit  etwa  Folgendes: 

Nachdem  der  von  Endres  Imhof  dem  Alteren,  wohl  dem  am 
weitest  blickenden  und  von  der  uneigennützigsten  Vaterlandsliebe 
erfüllten  Staatsmann  Nürnbergs  der  Spätrenaissance,  gemachte 
Versuch  gescheitert  war,  dem  Finanzelend  der  scheinbar  noch 
so  glänzend  dastehenden  Reichsstadt  durch  die  Aufnahme  inter- 
esseloser Fürlehen  bei  den  vermögendsten  Bürgern  der  Stadt 
von  Grund  aus  abzuhelfen,  konnte  es  sich  für  die  Leiter  des 
verschuldeten  Staatswesens  nur  noch  darum  handeln,  durch  Ver- 
mehrung alter  und  Erschließung  neuer  Steuerquellen  so  viele 
Mittel  herbeizuschaffen,  daß  die  das  Staatsschiff  zerberstenden 
Lecke  wenigstens  oberflächlich  verstopft  und  das  Fahrzeug  müh- 
sam über  Wasser  gehalten  wurde.  Diese  Mittel  waren  nun 
einerseits  durch  den  weiteren  Ausbau  der  direkten  Steuern,  der 
städtischen  Losung  und  der  Bauernsteuer,  andererseits  durch  die 
Erhöhung  der  indirekten  Steuern,  nämlich  des  Ungeldes  auf 
Wein  und  Bier,  und  der  wichtigsten  Verkehrsteuer,  des  Zolles, 
und  durch  die  Einführung  einer  Getreideakzise  zu  gewinnen,  die 
bei  richtiger  Veranlagung  und  strenger  Kontrolle  in  der  Durch- 
führung immerhin  so  viel  abwerfen  konnten,  daß  der  Bankrott 
des  Gemeinwesens  auf  absehbare  Zeit  hintangehalten,  ja  unter 
günstigen  Zeitverhältnissen  sogar  eine  langsame  Gesundung  des 
tief  erschöpften  Staatsorganismus  nicht  ganz  außer  aller  Berech- 
nung lag. 

Bei  der  Losung  und  der  Bauernsteuer  gelang  es  dem 
patrizischen  Stadtregiment,  das  gerade  hierin  seinen  gemein- 
nützigen Sinn  nochmals  bestens  bewähren  sollte,  durch  stärkere 
Heranziehung  des  bisher  vor  dem  Kapitaleinkommen  unverhältnis- 
mäßig bevorzugten  Einkommens   aus  Grundrenten  eine  beträcht- 


Auflagen  und  Vermehrung  jährlichen  Einkommens  betreffend  (S.  I,  L.  115, 
Nr.  5),  hätte  die  Mehreinnahme  durch  den  Zoll  20000  fl.  betragen  sollen, 
was  mit  einer  von  kaufmännischer  Seite  im  Jahre  1571  gemachten  Schätzung 
der  Einnahmen  aus  den  gesteigerten  Zöllen  (30  000  fl.)  ziemlich  gut  überein- 
stimmt. 


62  Johannes  Müller 

liehe  und  stetig  wachsende  Mehrung  des  städtischen  Einkommens 
herbeizuführen,  ohne  die  davon  betroffenen  Grundeigentümer  allzu- 
stark zu  belasten. 

Auch  bei  den  Getränksteuern  wurde  durch  eine  allerdings 
rapide  und  sehr  starke  Steigerung  der  Ungeldsätze,  die  beson- 
ders auf  den  Weinkonsum  stark  einschränkend  wirken  mußte, 
eine  ausgiebige  Mehrung  des  kommunalen  Einkommens  erzielt, 
wobei  freilich  die  Gefahr,  durch  Steuerhinterziehungen  auf  der 
einen  Seite  zu  verlieren,  was  auf  der  andern  Seite  gewonnen 
wurde,  proportional  zu  den  Ungelderhöhungen  gewachsen  sein 
dürfte. 

War  also  der  finanzielle  Effekt  der  weiteren  Ausgestaltung  der 
direkten  Steuern  und  des  Ungeldes  ein  bedeutender  und  am  Ende 
doch  mit  einer  noch  erträglichen  Belastung  der  davon  betroffenen 
Bevölkerungsklassen  erkauft,  so  bildete  die  an  und  für  sich  sehr 
einträgliche  Getreideakzise,  die  der  rein  gewerblichen  Be- 
völkerung Nürnbergs  von  vornherein  höchst  unsympathisch  sein 
mußte,  wegen  der  Abhängigkeit  von  dem  Ausfall  der  Ernten  im 
weitern  und  fernereu  Umkreis  der  Stadt  nur  einen  unsicheren 
Einnahmeposten,  der  der  Ungunst  der  öffentlichen  Meinung  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  bald  weichen  mußte  und  tatsächlich  auch 
gewichen  ist,  als  die  Getreidepreise  den  Normalpreis  des  Korns 
nur  einmal  beträchtlich  überschritten.  Die  hohen  Erwartungen, 
die  das  Stadtregiment  hinsichtlich  des  Zolles  hegte,  nachdem  im 
Nürnberger  Zollwesen  bessere,  zeitgemäßere  Einrichtungen,  ins- 
besondere eine  strengere  Kontrolle  der  Fremden,  geschaffen  worden 
waren,  sind,  wie  bereits  bemerkt  worden  ist,  am  wenigsten  in  Er- 
füllung gegangen  und  konnten  wohl  auch  nicht  in  Erfüllung  gehen, 
als  es  sich  herausstellte,  daß  die  strengen  Maßregeln  gegen  die  Zoll- 
durchstechereien der  Fremden,  insbesondere  der  Italiener,  aus 
Rücksicht  auf  den  Zwischenhandel  Nürnbergs,  der  damals  zum 
großen  Teil  in  den  Händen  der  Welschen  lag,  nicht  aufrecht- 
erhalten werden  konnten. 

Trotz  des  teilweisen  Mißerfolges  der  vom  Rat  in  die  Bahn 
geleiteten  Finanzreformen  der  sechziger  und  siebziger  Jahre  des 
16.  Jahrhunderts  konnte  derselbe  doch  nach  dem  Abschluß  der 
Jahresrechnung  für  1576  im  April  1577  konstatieren,  daß  sich  in 
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der  Ötadtkasse  ein  ziemliclier  Vorrat  befunden,  und  konnte  dem- 
gemäß beschließen,  daß  dieser  Vorrat  zur  Verminderung  der 
Schuldinteressen  der  Stadt  und  zwar  zunächst  zur  Rückzahlung 
der  von  mehreren  elsässischen  Städten  (Colmar  usw.)  darge- 
liehenen Gelder  verwendet  werden  sollte  ^). 

Diese  eine  Tatsache  beweist  zur  Genüge,  daß  die  zielbewußte 
Finanzpolitik  des  Nürnberger  Rates  im  Zeitalter  der  Spätrenaissance 
nach  mehreren  Richtungen,  so  in  der  Weiterentwicklung  der  Losung 
und  des  Ungeldes,  bemerkenswerte  Erfolge  erzielt  hat,  wenn  sie 
auch  im  übrigen,  so  im  Getreideakzise-  und  im  Zollwesen,  durch 
die  Macht  der  Verhältnisse  gedrängt,  vom  Ziele  wieder  abge- 
kommen, bezw.  auf  halbem  Wege  stehen  geblieben  ist.  Immer- 
hin verdankte  Nürnberg  den  staatsklugen  und  patriotisch  ge- 
sinnten Männern,  einem  Endres  Imhof,  einem  Sebald  Haller, 
einem  Balthasar  Derrer,  die  in  der  Zeit  Kaiser  Maximilians  II. 
die  Geschicke  der  Stadt  leiteten,  daß  das  Gemeinwesen  bis  zum 
Beginn  des  Dreißigjährigen  Krieges  in  leidlicher  Verfassung  sich 
befand  und  daß  es  schließlich  aus  den  Drangsalen  dieser  schweren 
Zeit  nicht  als  ein  Wrack  hervorging. 


1)  Manual  der  Herren  Älteren  Nr.  6,  Fol.  230. 


Die  kapitalistische  Entwicklung  in  den  italienischen 
Städten  des  Mittelalters. 

Vou 
H.  Sieveking  (Zürich). 

Der  moderne  Kapitalismus  geht  von  der  Entwicklung  der 
englischen  Wirtschaft  aus.  Schon  unter  den  Tudors  hatten  sich 
bei  der  Erzeugung,  der  Verarbeitung  und  dem  Vertrieb  der  Wolle 
in  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel  kapitalistische  Formen 
gebildet.  An  die  Gewinnung  der  Seeherrschaft  schloß  sich  dann 
nach  holländischem  Muster  der  kapitalistische  Betrieb  von  Kolonial- 
unternehmungen an.  Großartiger  wurde  nach  der  gloiTeichen 
Revolution  das  Bankwesen,  freilich  auch  das  Staatsschulden wesen 
organisiert.  Das  18,  Jahrhundert  brachte  durch  die  Überwindung 
der  rechtlichen  und  technischen  Schranken  den  entscheidenden 
Umschwung  in  Landwirtschaft  und  Industrie.  Diese  englische 
Verkehrs  Wirtschaft  bildete  die  Grundlage  der  neuen  Wissenschaft 
der  Nationalökonomie.  Der  Industrie  entnahm  Adam  Smith  das 
Beispiel  der  Arbeitsteilung  und  der  Landwirtschaft  die  Einteilung 
in  die  wirtschaftlichen  Klassen  der  Kapitalisten,  Arbeiter  und 
Grundeigentümer.  Die  englische  Krise  von  1815  bestimmte  den 
Umschwung  Sismondis  zur  „ethischen"  Nationalökonomie,  und 
die  vorbildliche  Entwicklung  des  englischen  Kapitalismus,  die 
eine  mustergültige  Berichterstattung  beobachtete ,  lieferte  den 
Stoff  für  die  Konstruktionen  eines  Marx. 

Allein  der  Kapitalismus  ist  älter.  In  den  italienischen  Hand- 
lungsbüchern des  Mittelalters  sehen  wir  zuerst  den  Begriff  des 
Kapitals  entwickelt,  und  auch  hier  schon  führte  die  Praxis  zu 
wissenschaftlicher  Behandlung,  freilich  nur  der  Privatökonomie, 
wie   sie   uns   vor   allem  in  dem  Werke  Luca  Paciolis  entgegen- 
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tritt.  Wer  den  Anfängen  des  Kapitalismus  nachgeht,  muß  auf 
das  mittelalterliehe  Flandern  und  Italien  sein  Augenmerk  richten. 
Wir  sehen  die  neuere  Forschung  init  Eifer  dieser  Aufgabe  ge- 
recht werden,  und  mit  Recht  gewährt  Sombart  in  seinem  Werke 
über  den  modernen  Kapitalismus  den  früheren  italienischen  Ver- 
hältnissen einen  so  breiten  Raum. 


Bei  einer  Untersuchung  über  den  Kapitalismus  müssen  wir 
uns  zunächst  klar  zu  machen  suchen,  was  unter  Kapitalismus  zu 
verstehen  ist.  Manche  haben  das  Wesen  des  Kapitalismus  in 
der  Ausbeutung  gesucht.  Zugegeben,  daß  der  Kapitalismus  mit 
Ausbeutung  verbunden  sein  kann,  so  kann  doch  darin  nicht  sein 
unterscheidendes  Merkmal  bestehen;  denn  Ausbeutung  gibt  es 
auch  in  der  feudalen  Wirtschaft.  Die  wesentliche  Grundlage  des 
Kapitalismus  scheint  mir  vielmehr  in  der  freien  Verkehrswirtschaft 
zu  bestehen,  einer  freien  Verkehrswirtschaft,  die  freilich  bei 
schrankenloser  Ausnutzung  des  Privateigentums  zu  einer  Herr- 
schaft der  Kapitalbesitzer,  der  Besitzer  von  Erwerbsvermögen, 
führt.  Diese  Organisation  der  Produktion  steht  im  Gegensatz 
einerseits  zu  der  Herrschaft  der  Grundbesitzer,  wie  wir  sie  z.  B. 
bei  den  antiken  Oikenwirten  und  in  jeder  feudalen  Epoche  der 
Geschichte  finden,  anderseits  zu  einer  Herrschaft  der  organisierten 
Arbeiter,  wie  sie  beispielsweise  die  mittelalterliche  Zunft  dar- 
stellte '). 

Auf  zweierlei  ist  bei  einer  Betrachtung  des  Kapitalismus  zu 
achten :  auf  das  Kapital,  das  Erwerbsvermögeu,  und  auf  den 
Besitzer  oder  vielmehr  den  Leiter  des  Kapitals,  den  Unternehmer. 
Seit  Smith  den  Satz  aufstellte,  daß  der  Profit  sich  lediglich  nach 
der  Größe  des  angewandten  Kapitals  richte,  daß  alle  wider- 
sprechenden Erscheinungen  nur  Ausnahmen  von  dieser  Regel 
seien,  hat  man  meines  Erachtens  vielfach  dem  sachlichen  Faktor 
allzu  große  Bedeutung  beigemessen,  während  die  neuere  Forschung 
nicht  nur  in  Deutschland  und  Frankreich,  sondern  auch  in  Eng- 


1)  Vgl.  meinen  Aufsatz  über  die  mittelalterliche  Stadt,  Bd.  II  dieser  Zeit- 
schrift, S.  180. 

VierteljahrBchr.   f.  Social-  u.   Wirtechaftsgoschichte.  VII.  5 
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land  der  Person  des  Unternehmers  die  verdiente  Würdigung-  zu- 
kommen läßt.  Mir  scheint,  daß  ein  Historiker  wie  Lamprecht') 
oder  ein  Politiker  wie  Naumann^)  in  ihrer  Schilderung-  der  Ent- 
stehung und  Ausbildung  der  Unternehraerklasse  der  wissenschaft- 
lichen Erkenntnis  mehr  gedient  haben  als  diejenigen,  die  nur 
auf  die  wachsenden  Ziffern  des  Kapitals  achten. 

Bei  der  Entstehung  des  Kapitalismus  sind  zwei  Möglichkeiten 
denkbar.  Es  kann  vorhandenes  Vermögen  zu  Erwerbsvermögen 
werden.  Dieser  'gWeg  scheint  der  einfachere.  Es  bleibt  hier 
aber  zu  erklären,  wodurch  feudale  Vermögensbesitzer  in  rechnende 
Kapitalbesitzer  sich  verwandeln.  Eine  derartige  Entwicklung  voll- 
zieht sich  keineswegs  ohne  Schwierigkeit.  Viel  leichter  wird 
umgekehrt  aus  einem  Kapitalbesitzer  in  einer  weiteren  Generation 
ein  feudal  empfindender  Mensch,  und  auch,  wo  die  Not  den  Weg 
vorzuschreiben  scheint,  nehmen  wir  nicht  selten  einen  Untergang 
der  Vermögensbesitzer  wahr,  weil  ihnen  die  Umwandlung  in  Kapi- 
talisten zu  schwer  fällt.  Das  Vermögen  muß  häufig  erst  in  eine 
andere  Hand  geraten,  um  Kapital  zu  werden. 

Der  andere  Fall,  daß  ein  mehr  oder  minder  rechnender  Händler 
zum  Kapitalisten  wird,  scheint  schwieriger  zu  erklären.  Wenn 
er  von  Haus  aus  kein  Vermögen  hat,  womit  fängt  er  an?  Da 
hier  der  Grundbesitz  keine  erhebliche  Rolle  spielen  kann,  so  hat 
man  an  aus  dem  Altertum  gerettete  oder  durch  Plünderung  er- 
worbene Schätze  gedacht.  In  der  Tat  berichten  uns  die  Chronisten 
von  manchen  Plünderungen  der  Kreuzfahrer.  Allein  die  hier  ge- 
wonnenen Schätze  können  nicht  die  entscheidende  Rolle  gespielt 
haben.  Käme  es  nur  aufs  Plündern  an,  so  hätten  die  Türken 
die  größten  Kapitalisten  werden  müssen ;  denn  das  Plündern  ver- 
standen sie  noch  besser  als  die  Kreuzfahrer.  Das  Entscheidende 
war  vielmehr,  daß  die  Kreuzfahrer,  die  mit  ihren  Flotten  die 
Nordküste  Afrikas,  die  Häfen  des  gelobten  Landes,  Cypern,  die 
mastyxreiche  Insel  Chios  oder  den  Bosporus  und  das  Schwarze 
Meer  beherrschten,  hier  sich  eine  Erwerbsgelegenheit  schufen, 
die  ihnen  dauernden  Gewinn  brachte.   Nicht  der  Vermögensbesitz 


1)  Zur  jüngsten  deutschen  Vergangenheit  II,  1. 

2)  Neudeutsche  Wirtschaftspolitik. 
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war  in  den  Anfäng-en  nötig,  sondern  nur  eine  Vermögensleitung, 
wie  sie  auch  der  Kredit  bringt.  Welche  Bedeutung  der  Kredit 
in  der  Wirtschaft  spielt,  war  schon  Demosthenes  klar,  wenn  er 
in  der  Rede  gegen  Leptines  sagt: 

„Suoiv  aya-ö-oiv  ovToiv  xlorTOU  t£  x,al  toG  xpo;  aTravTa^  TricTSusC'ö-at, 

oder  in  der  Rede  für  Phormion 

„si  Hz  toGto  ayvoeic,  ort  Tziaric  afpopp-"/]  Tcav  Tcacojv  ecrt  (AsyicTvi 
77po?  j^piri[J!.aTKJ[J-ov,  Tüav  av  ayvorGSia?"  ^). 

Dem  Kredit  begegnen  wir  naturgemäß  auch  in  den  Anfängen 
des  mittelalterlichen  Handels.  Die  Zusammenbringung  von  Ver- 
mögen, das  als  Kapital  dienen  konnte,  auf  dem  Wege  der  Handels- 
nnd  Geldgeschäfte  war  wohl  mühsamer  als  die  einfache  Ver- 
wandlung bereits  vorhandenen  Vermögens  in  Kapital.  Die  meisten 
blieben  in  bescheideneren  Verhältnissen.  Allein  den  Fähigsten 
lind  Rücksichtslosesten,  die  gerade  in  diesem  Milieu  sich  ausbilden 
konnten,  gelang  es,  weiter  zu  kommen.  Jedenfalls  müssen  wir 
diesen  zweiten  Fall  als  ebenbürtig  dem  ersten  an  die  Seite  setzen. 

SoMBART  läßt  nur  die  erste  Möglichkeit  gelten  und  verwirft 
die  zweite.  Der  mittelalterliche  Handwerker  und  handwerkerliche 
Händler  habe  nur  seine  Nahrung  gewinnen  können  '^).  Allein  der 
Rechenmeister  Leonardo  Pisano,  von  dem  Sombart  ein  Beispiel 
anführt,  bei  dem  ein  Kaufmann  trotz  anfänglichen  Gewinnes 
wegen  hoher  Spesen  schließlich  nichts  übrig  behält,  kennt  im 
Handel  von  Konstantinopel  und  Alexandrien  auch  eine  Ver- 
zinsung von  20  7o  ^)-  Der  nur  auf  seine  Nahrung  bedachte  Hand- 
werker, wie  ihn  uns  Sombart  drastisch  schildert,  war  nicht  nur 
eine  weit  verbreitete  Erscheinung,  sondern  vor  allem  ein  ethisches 
Ideal,  wie  es  uns  z.  B.  Hans  Sachs  in  seinem  „Schmidt  von 
Lübeck"  oder  Hagedorn  in  seinem  „Johann,  dem  muntern 
Seifensieder"    vorführt.     Doch   auch    der    mittelalterliche    Hand- 


1)  Vgl.  Leroy-Beaulieu,  Traite  d'economie  politique  III,  S.  391. 

2)  Der  moderne  Kapitalismns  I,  erstes  Buch. 

3)  SuHAUBE,  Handelsgeschichte  der  romanischen  Völker  des  Mittelmeer- 
gebietes bis  zum  Ende  der  Kreuzzüge,  S.  167. 
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werker  hatte  mit  dem  Risiko  des  Absatzes,  so  sehr  die  Verhält- 
nisse und  die  Ordnungen  es  auch  einschränkten,  zu  kämpfen, 
und  manch  einer  mochte  hier  zu  Vermögen  gelangen.  Wenn 
SoMBART  demgegenüber  das  unersättliche  Gewinnstreben  des 
Kapitalisten  betont,  so  sei  darauf  hingewiesen,  daß  man  doch 
auch  von  satten  Bourgeois  spricht  ^). 

Wie  SoMBART  hat  auch  Marx  in  erster  Linie  die  Entstehung 
des  Kapitalismus  aus  der  Veränderung  des  sachlichen  Faktors 
zu  erklären  gesucht.  In  dem  Kapitel  über  die  ursprüngliche 
Akkumulation  schildert  er  die  Verwandlung  von  feudalem  in 
bürgerliches  Eigentum  und  sagt  geradezu,  die  ökonomische 
Struktur  der  kapitalistischen  Gesellschaft  sei  hervorgegangen  aus 
der  ökonomischem  Struktur  der  feudalen  Gesellschaft^).  Aber 
wie  Sombart,  im  Widerspruch  zu  seiner  These  und  ohne  diesen 
Gedanken  weiter  zu  verfolgen,  einmal  unter  den  besseren  Krämern, 
in  den  Kreisen  der  Winkelwucherer  die  Menschwerdung  des 
kapitalistischen  Geistes  vermutet'^),  so  hatte  schon  nachdrück- 
licher Marx  auf  die  Entwicklung  des  Kapitalismus  aus  dem 
zünftigen  Handwerk,  auf  das  AVucherkapital  und  das  Kaufmanns- 
kapital als  aus  dem  Mittelalter  überlieferte  Formen  des  Kapitals 
hingewiesen.  Freilich  finden  wir  gegenüber  der  ausführlichen 
Schilderung  des  ersten  Falles  auf  Grund  der  englischen  Agrar- 
geschichte  diesen  zweiten  Fall  nur  in  kurzen,  aber  kräftigen 
Strichen  angedeutet.  Ausführlicher  wird  Marx  hier  erst  bei  der 
Schilderung  des  merkantilistischen  Kolonialsystems,  das  doch  auch 
schon  in  den  mittelalterlichen  Seestädten  Vorläufer  gehabt  hatte. 
Die  neuere  Forschung  hat,  oifenbar  durch  Marx  angeregt,  eben 
diese  Lücke  auszufüllen  gesucht,  wobei  es  auf  die  Durchforschung 
vor  allem  der  italienischen  Wirtschaftsgeschichte  ankam. 

Wenn  eine  Geschichtskonstruktion  es  unternimmt,  das  Wesen 


1)  Vgl.  1554  die  Klage  der  Venetianer  Seidenweber  über  ihre  indolenten 
Verleger.  Es  wird  ihnen  daraufhin  gestattet,  an  zwei  Stühlen  auf  eigene 
Rechnung  zu  arbeiten.  Genueser  Seidenindustrie,  Schmollers  Jahrbuch  XXI, 
S.  129. 

2)  Das  Kapital  I,  Kap.  24. 

3)  S.  389,  vgl.  auch  S.  227. 
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einer  Wirtschaftsverfassung'  zu  bestimmen,  so  ist  es  klar,  daß 
hierbei  nur  die  typischen  Seiten  zusammengefaßt  werden  können. 
Jede  detailliertere  Ausführung  wird  die  allzuscharfen  Linien  zu- 
rückti-eten  lassen.  Wie  selbst  in  unsere  Verkehrswirtschaft  noch 
manche  Reste  feudalen  und  zünftig-en  Wesens  hineinragen,  so 
zeigt  die  neuere  Forschung  in  dem  Bilde  jener  früheren  Epochen 
immer  mehr  Züge,  die  an  moderne  Verhältnisse  erinnern.  Wir 
sehen,  wie  der  Kapitalismus  schon  im  13.  Jahrhundert  eine  Macht 
war,  und  hören  von  Arbeiterbewegungen  aus  dem  13.  und 
14.  Jahrhundert^).  Der  Übergang  von  der  einen  zur  andern 
Epoche  findet  keineswegs  in  einer  stetigen  Entwicklung  statt ; 
ja,  wir  sehen,  wie  Altes  und  Neues  sich  gelegentlich  verbindet 
zu  einer  Verfassung,  die  Jahrhunderten  ihren  Charakter  gibt 
und  die  doch  auch  konstruktiv  begriffen  werden  kann. 

Als  seit  dem  16.  Jahrhundert  die  osteuropäischen  Gutsherren 
durch  den  Fernhandel  in  die  Verkehrswirtschaft  hineingezogen 
wurden,  bildete  sich  doch  keine  freie  Verkehrswirtschaft  aus. 
Den  Bauern  gegenüber  wurde  vielmehr  ihre  feudale  Gebunden- 
heit derart  stärker  betont,  daß  jetzt  erst  Erbuntertänigkeit  und 
Leibeigenschaft  dort  ausgebildet  wurden.  Wohl  kann  man  mit 
Knapp  den  bauernlegenden  Grundherrn  des  Ostens  einen  Kapi- 
talisten nennen  '■'•).  Kapitalistisch  wurde  auch  die  Lidustrie  ge- 
trieben, zu  der  schlesische  und  russische  Grundherren  ihre  Hörigen 
anhielten  ^).  Nur  muß  man  sich  des  Gegensatzes  dieses  Kapi- 
talismus gegenüber  dem  modernen  Kapitalismus,  der  auf  dem 
freien  Lohnvertrage  beruht,  bewußt  bleiben.  Ich  möchte  für  ihn 
den  Ausdruck  „Feudalkapitalismus"  vorschlagen,  während  der 
moderne  Kapitalismus  erst  mit  der  Bauernbefreiung  in  der  Land- 
wirtschaft einzieht. 

Ahnlich  sehen  wir  eine  freiere  Entwicklung  in  den  Städten, 
die  zu  kapitalistischen  Formen  des  Gewerbes  führte,  doch  wieder 


1)  PiRENNE,  Geschichte  Belgiens ;  Dorex,  Florentiner  Wollentuchiudustrie. 

2)  Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und  Freiheit,  S.  45 ;  hierzu  Sombart  II, 
S.  87. 

3)  V.  ScHULZE-G.EVEKNiTZ,   Volkswirtschaftliche   Studien   aus   Rußland, 
S.  20  f. 
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in  Zuuftschranken  sich  binden.  Im  mittelalterlichen  Flandern 
und  Italien,  ja  noch  später  in  Holland  und  Frankreich  sehen 
wir  Verleger  und  Arbeiter  in  Zünften  organisiert.  Wir  hören 
von  Verlegern,  denen  es  weniger  auf  die  Erweiterung  ihres  Ab- 
satzes als  auf  die  Güte  ihrer  Ware  ankommt,  die  ihre  Produktion 
kontingentieren.  Solche  Kontingentierung  ist  freilich  heute  wieder 
unter  andern  Verhältnissen  nichts  Seltenes,  allein  gegenüber  dem 
früheren  Zunftwesen  hat  man  mit  Recht  in  der  Freiheit  des  Ver- 
kehrs, der  Ausdehnungsmöglichkeit  das  Wesen  des  modernen 
Kapitalismus  gesucht.  Wenn  wir  nun  Kapitalismus  und  Zunft 
in  der  angedeuteten  Weise  sich  verbinden  sehen,  so  dürfen  wir 
wohl  von  einem  „Zunftkapitalismus"  reden. 

Feudalkapitalismus  und  Zunftkapitalismus  sind  also  Zwischen- 
stufen zwischen  der  feudalen  oder  der  zünftigen  Wirtschaft 
und  der  kapitalistischen.  Die  Entwicklung  vollzieht  sich  aber 
keineswegs  so,  daß  diese  Zwischenstufen  nur  eine  AbSchwächung 
von  grundherrlicher  oder  genossenschaftlicher  Bindung  zur  voll- 
ständigen Freiheit  der  Verkehrswirtschaft  hin  bedeuteten.  Viel- 
mehr stellen  sie  unter  Umständen  eine  besonders  harte  Bindung 
dar,  die  einer  Zeit  freierer  Regung  folgte.  Für  Belgien  hat 
PiRENNE  verschiedene  Epochen  solch  strafferen  Zusammenschlusses, 
die  durch  Zeiten  größerer  Freiheit  unterbrochen  wurden,  auf- 
gewiesen, die  HeiTschaft  der  Gilden,  dann  der  Zünfte,  schließlich 
der  staatlichen  Bevormundung.  Auch  entwickelt  sich  der  moderne 
Kapitalismus  keineswegs  überall  unmittelbar  aus  Feudal-  oder 
Zunftkapitalismus;  andere  Menschen,  andere  Gegenden,  andere 
Betriebsweisen,  andere  Gewerbe  sind  oft  die  Träger  des  Neuen, 
während  die  durch  die  frühere  Organisation  Begünstigten  sich  nur 
langsam  den  veränderten  Verhältnissen  anbequemen.  In  England 
war  die  Wollindustrie  das  Schoßkind  des  Zunftkapitalismus,  der 
moderne  Kapitalismus  ging  von  der  Baumwolle  aus. 

Den  Zunftkapitalismus  finden  wir  im  mittelalterlichen  Italien  in 
charakteristischer  Weise  vertreten.  Der  W^iderspruch,  der  gegen 
SoMBARTs  Schilderungen  sich  erhoben  hat,  scheint  mir  dadurch 
begründet,  daß  er  gerade  aus  Italien  die  Hauptbelege  darbringen 
zu  können  glaubt  für  seine  Auffassung  einer  Entwicklung  des 
modernen  Kapitalismus   auf  dem  Wege  des  Feudalkapitalismus. 
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Von  vornherein  muß  auf  die  engeren  Verhältnisse  des  Mittel- 
alters hingewiesen  werden,  auf  die  kleinen  Grüßen,  mit  denen 
man  damals,  verglichen  mit  heute,  zu  rechnen  hatte.  Wenn  uns 
schon  aus  dem  15.  Jahrhundert  eine  verhältnismäßig  geringe  Be- 
völkerung, kleine  Umsätze,  bescheidene  Vermögen  entgegentreten, 
so  ist  es  klar,  daß  am  Anfang  der  Entwicklung,  im  12.  Jahr- 
hundert, all  dies  noch  viel  winziger  war.  Ich  glaube  aber,  daß 
auch  bei  wirtschaftsgeschichtlichen  Untersuchungen  es  nicht  nur 
auf  die  Quantität,  sondern  ebensosehr  auf  die  Qualität  ankommt. 
Mochten  der  wandernden,  zum  Teil  fremden  Handel-  und  Gre- 
werbetreibenden  nur  wenige  sein,  ihr  Einfluß  konnte  doch  bei 
der  Gründung  der  Städte  entscheidend  sein.  Das  umliegende 
Land  mochte  dann  aus  dem  Überschuß  seiner  Bevölkerung  die 
Masse  der  neuen  Ansiedler  stellen.  Aber  gerade  in  den  be- 
deutenderen Städten  bleibt  die  Einwanderung  Fremder  weiterhin 
für  die  Entwicklung  von  großer  Bedeutung.  Man  denke  an  die 
Westfalen  in  Lübeck,  die  Lombarden  oder  Proven^alen,  wie 
die  Grimaldi  und  Doria,  in  Genua!  Jedenfalls  ist  daran  festzu- 
halten, daß  der  merkantile  Charakter  die  Stadt  von  Dorf  und 
Burg  unterschied  ^). 

Wenn  wir  berücksichtigen,  daß  auch  eine  Minderheit  in  der 
neuen  Epoche  ausschlaggebend  sein  konnte,  werden  uns  vielleicht 
die  Probleme  etwas  klarer,  die  die  Entstehung  der  Genueser 
Stadtverfassung  uns  stellt.  Ich  habe  nachzuweisen  gesucht,  daß 
die  Genueser  Compagna,  aus  der  die  Kommune  hervorging, 
nicht  eine  kaufmännische  Gilde  war,  sondern  eine  Organisation, 


1)  Vgl.  den  Einwand  gegen  meine  Auffassung  bei  Eulenburg,  Ideen 
und  Probleme  in  der  deutschen  Handelsgeschichtsforscliung,  in  dem  Sciijioller 
gewidmeten  Werke  „Die  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre 
im  19.  Jahrhundert"  II,  S.  20.  Händler  brauchen  gar  nicht  das  Gros  einer 
Einwohnerschaft  ausgemacht  zu  haben.  Ihr  Dasein  und  ihre  Bedeutung  für 
die  Städtegründung  ist  al.'er  genügend  bezeugt.  In  England  wurde  das  im 
11.  und  12.  Jahrhundert  ausgebildete  Recht  des  „wandernden  Mannes",  des 
„pede  pulverosus"  zur  „lex  mercatoria"  der  Städte.  Vgl.  Cii.  Gross,  The 
court  of  piepowder,  besprochen  von  W.  Stein;  Hansische  Geschichtsblätter 
1908,  2,  S.  495  f. 
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die  alle  Waffenfähigen  umspannen  sollte^).  Es  handelte  sich 
hier  nicht  nur  um  einen  Zusammenschluß  der  Vornehmen.  Nicht 
die  minores,  die  ärmeren  Einwohner,  wie  Hegel  ^)  üieinte,  son- 
dern die  minores  XVI  annis,  die  Minderjährigen,  die  noch  nicht 
Waffenfähigen,  waren  ebenso  wie  die  über  70jährigen  ausge- 
schlossen. Gleichwohl  stehen  von  vornherein  Vornehme,  meliorer*, 
an  der  Spitze  der  Compagna,  so  daß  man  an  ihrem  demokra- 
tischen Charakter  zweifeln  kann.  Die  formelle  Souveränität  der 
Compagnagenossen ,  wie  sie  im  parlamentum  ihren  Ausdruck 
fand,  konnte  sich  nur  bei  besonderen  Gelegenheiten  äußern.  Die 
eigentliche  Regierung  lag  in  der  Hand  weniger  Familien.  Viel- 
leicht erläutert  uns  ein  Beispiel  aus  späterer  Zeit  diesen  Zustand. 
Seit  dem  14.  Jahrhundert  bildete  Zürich  eine  züuftlerische  Demo- 
kratie. Allein,  wenn  auch  diese  Verfassung  niemals  aufgehoben 
wurde,  so  wußten  sich  doch  die  seit  dem  16.  Jahrhundert  nachweis- 
lich aus  dem  Handwerkerstande  hervorgegangenen  Kapitalisten^), 
vor  allem  die  Großindustriellen  der  Textilbranche,  ein  derartiges 
politisches  Übergewicht  zu  verschaffen,  daß  man  wohl  von  einer 
aristokratischen  Epoche  der  zürcherischen  Geschichte  bis  zur 
Revolution  reden  kann. 

Im  13.  Jahrhundert  sehen  wir  die  Genueser  Bevölkerung  in 
zwei  Klassen  zerfallen,  Adel  und  Populus.  Der  Adel  hat  zu- 
nächst die  Herrschaft  inne,  später  erlangt  der  Populus  Anteil  an 
der  Herrschaft,  drängt  1339  den  Adel  zurück,  so  daß  der  Doge 
nur  aus  dem  Populus  genommen  werden  darf,  bis  1528  der  Adel 
mit  Ergänzung  durch  die  besseren  populären  Familien  wieder 
ans  Ruder  kommt. 

Wer  aber  war  dieser  Adel,  diese  Familien,  gegen  deren 
politische  Herrschaft  seit  dem  13.  Jahrhundert  der  Populus  auf- 
stand? Kein  Zweifel,  daß  feudale  Familien  in  ihm  vertreten 
w^aren.  Die  Markgrafen  von  Gavi  waren  in  die  Stadt  gezogen, 
die  Spinola  rühmten  sich  ihres  viskontilen  Geschlechtes.  Keines- 
wegs aber  bildete  der  alte  feudale  Adel  einfach  den  neuen  Stadt- 


1)  Genueser  Finanzwesen  I,  S.  15. 

2)  Geschichte  der  Städteverfassung  in  Italien  II,  S.  180. 

3)  Vgl.  H.  SCHULTHESS,  Die  Familie  Schulthess  von  Zürich,  Festschr.  1908- 
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adel  oder  gar  die  Compag-na^).  Mit  der  Gründung  der  Compagna 
vollzog  sich  eine  neue  soziale  Ordnung,  und  nicht  als  Visconti, 
sondern  als  Konsuln  der  Compagna,  als  die  Führer  der  neuen 
demokratischen  Organisation,  standen  die  Geschlechter  an  der 
Spitze  des  Genuescr  Gemeinwesens.  Mochten  einige  Mitglieder 
des  alten  Adels  zu  den  Führern  der  neuen  Organisation  werden, 
andere  brachten  es  nicht  dazu,  wurden  Populäre,  wie  viele  aus 
dem  Grafengeschlechte  der  Lavagna,  die  nicht  Aufnahme  in  das 
Albergum  der  Fieschi  fanden.  Auf  der  andern  Seite  beschränkten 
sich  die  Adeligen  durchaus  nicht  auf  altadelige  Geschlechter; 
noch  fanden  neu  emporgekommene  oder  aus  der  Fremde  zu- 
gezogene bereitwillige  Aufnahme.  Nobili  und  Populari,  so  sagt 
einer  der  gründlichsten  Kenner  der  Genueser  Familien,  waren 
damals  mit  sehr  wenigen  Ausnahmen  desselben  Ursprungs^). 
Eine  schärfere  Scheidung  der  Stände  setzt  erst  mit  dem  13.  Jahr- 
hundert ein.  Gegenüber  dem  Ansturm  des  Populo  schließen  sich 
die  Adeligen  in  Albergen  zusammen  und  erschweren  den  neu 
emporkommenden  Familien  den  Eintritt  in  ihre  Reihen. 

Der  Adel  besaß  Grundbesitz  in  der  Stadt.  Ein  Palast  in 
ihren  Mauern  war  Vorbedingung  zur  Zugehörigkeit  zu  diesem 
Stande.  Aber  dürfen  wir  daraus  schließen,  daß  Grundbesitz  die 
Grundlage  seiner  wirtschaftlichen  Stellung  war?  Keineswegs! 
Die  Quellen  widersprechen  dieser  Annahme  ausdrücklich.  Als 
Kaiser  Rotbart  1158  auch  von  Genua  Tribut  heischte,  erklärten 
die  Gesandten  der  Stadt,  was  sie  vom  Boden  des  Reiches  besäßen, 
reichte  zu  ihrer  Nahrung  nicht  aus.  Auf  dem  Meere,  das  sie 
befriedigt  hätten,  lägen  die  Quellen  ihres  Erwerbes.  Von  Anfang 
an  sehen  wir  den  Genueser  Adel  als  Reeder,  Kaufmann  und 
Bankier  an  der  Spitze  der  Genueser  Geschäftswelt  stehen. 

Die  Türme,  welche  der  Adel  in  der  Stadt  errichtete,  be- 
deuteten  nicht  die  Grundlage  seines  Reichtums  —  die  war  auf 


1)  Der  Marchese  Cesaub  Imperiale  di  S.  Axgelo  scheint  mir  die  Be- 
deutung des  niederen  Adels  zu  überschätzen,  wenn  er  die  Compagna  nur  als 
eine  Erweiterung  eines  viskontilen  Consorzio  auffaßt,  Genova  neUa  storia, 
Rassegna  nationale  1.  Juni  1908,  S.  8. 

2)  U.  AssERETO,  Genova  e  la  Corsica,  Bastia  1902,  S.  49  Anm.  3. 
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den  Schiffen  zu  suchen  — ,  sondern  die  auf  Grund  dieses  in 
Handel  und  Schiffahrt  zusammengebrachten  Reichtums  erworbene 
politische  Machtstellung. 

Wenn  Sombakt  behauptet,  daß  in  Genua  aller  Handel  großen 
Stils  von  den  adeligen  Grundbesitzern  ausging,  so  ist  darauf 
hinzuweisen,  daß  die  Markgrafen  von  Gavi  wohl  als  Zollerheber, 
aber  weniger  als  selbsttätige  Handelsherren  eine  Rolle  im  Genueser 
Geschäftsleben  spielten.  Die  spätere  hervorragende  Stellung  der 
Grimaldi,  Fieschi,  Doria  und  Spinola  erklärt  sich  aus  ihrer 
politischen  Plerrschaft  im  13.  Jahrhundert,  die  sie  finanziell  zu 
nützen  wußten.  Diese  politische  Stellung  verdankten  sie  aber 
wiederum  unter  anderem  ihrer  Stellung  im  Genueser  Geschäfts- 
leben. SoMBAET  führt  an,  daß  unter  den  Geldgebern  Ludwigs 
des  Heiligen  die  Adeligen  hervorragen.  Gewiß,  aber  waren  sie 
nicht  eben  durch  ihre  hervorragende  Beteiligung  an  Schiffahrt 
und  Handel  zum  Adel  geworden?  Wir  sehen  im  14.  Jahrhundert 
neue,  uichtadelige  Familien  zu  Reichtum  gelangen,  die  Justiniani 
durch  die  Ausbeutung  von  Chios,  die  Adorni,  Fregosi,  Sauli  usw. 
Nicht  auf  Genueser  oder  ligurischer  Grundrente  beruht  die  Stel- 
lung dieser  Familien,  die  1528  in  den  Adel  aufgenommen  werden, 
sondern  auf  irgendeinem  Handelszweig,  der  ihnen  dann  später 
Grunderwerb  ermöglicht. 

Bei  dem  geringen  Vermögen,  das  anfangs  zu  Gebote  stand, 
mußten  Gesellschaften  eine  große  Rolle  spielen.  In  der  Kom- 
menda  hat  man  ein  Institut  der  kapitalistischen  Entwicklung  des 
Handels  erkannt.  Mit  Unrecht  macht  sich  Sombart  über  diese 
Auffassung  lustig ').  Er  meint,  hätte  man  sich  die  kleine  Mühe 
gemacht,  die  Summen  der  Verträge  aufzurechnen,  es  wäre  viel 
unnützes  Gerede  vermieden.  Er  selbst  berechnet  den  Durch- 
schnitt von  50  Verträgen  auf  150  libre.  Gegenüber  diesem  Heraus- 
greifen ist  zu  bemerken,  daß  damit  doch  auch  keine  genügende 
Statistik  herauskommt.  Sombart  selbst  erwähnt  einen  Betrag 
von  900  libre.  Sehen  wir  näher  zu,  so  finden  wir,  daß  derselbe 
., Kapitalist'-  verschiedenen  Seefahrern  sein  Kapital  in  commenda 
zu  geben   pflegt,   während  die  Kommendatare  auch  verschiedene 

1)  I,  S.  170. 


Die  kapitalist.  Entwickl.  in  den  italieu.  Städten  d.  Mittelalters.        75 

Kommenden  für  eine  Fahrt  zu  bekommen  suchen.  Und  gerade 
der  Adel  beteiligte  sieh  mit  seiner  Tätigkeit  und  mit  seinem 
Kapital  auf  das  lebhafteste  an  diesen  Gesellschaften.  Ido  Mallonus 
arbeitete  so  1161  mit  732  libre,  Ingo  de  Volta^  ein  Adeliger, 
ließ  seine  Söhne  an  den  syi'ischen  Handelsfahrten  teilnehmen, 
wie  er  wohl  auch  selbst  früher  ausgezogen  war.  Sein  Sozius 
Ingo  Nocentius  übernahm  1160  820  libre  zu  verwerten,  während 
zwei  andere  weiteres  Kapital  Ingo  de  Voltas  aufnahmen^). 

Wir  müssen  uns  nun  doch  die  kleine  Mühe  nehmen,  diese 
Zahlen  mit  den  heutigen  zu  vergleichen.  Was  bedeuteten  115G 
150  libre?  Sombart  meint,  5  Lire  hätten  4  fl.  ausgemacht,  sie 
hätten  danach  1000 — 1100  M.  heutiger  Währung  betragen.  Die 
Gulden  wurden  aber  erst  im  13.  Jahrhundert  geprägt;  ihnen 
gegenüber  verschlechterte  sich  im  14.  Jahrhundert  die  Silber- 
münze, so  daß  für  das  14.  Jahrhundert  in  Genua  allerdings  das 
Verhältnis  von  5  zu  4  bei  Lira  und  Gulden  galt.  Aber  wir  sind 
noch  im  12.  Jahrhundert.  In  der  Schuldurkunde  des  sardinischen 
Königs  Barisou  von  1164  besitzen  wir  ein  sehr  schätzenswertes 
Dokument  für  die  Münzvergleichung.  Da  hier  die  einzelnen 
Denare  auf  die  kölnische  Mark  bezogen  sind  und  14  Taler  auf 
die  Mark  fein  gingen,  so  läßt  sich  der  Münzwert  der  damaligen 
genuesischen  Lira  ziemlich  genau  mit  15  M.  berechnen.  Schon 
jene  150  libre  würden  also  an  Münzwert  nicht  1000,  sondern 
2250  M.  ausmachen,  die  900  libre  aber  13  500  M.  gleichkommen. 
Nehmen  wir  aber  nicht  Silber,  sondern  Gold  in  seinem  damaligen 
und  heutigen  Werte  zur  Vergleichung,  so  erhalten  wir  einen  Wert 
der  Lira  von  50,51  heutiger  Lire,  die  900  libre  kämen  also  etwa 
45  000  frcs.  oder  36  000  M.  gleich,  ganz  abgesehen  von  der  ver- 
schiedenen  Kaufkraft').     Auch   im   Handelsverkehr   handelte   es 


1)  SCHAUBE,  S.  16B  u.  öfter,  vgl.  Schneider,  Zur  Handelsgescliichte 
der  Mittelmeerländer,  Bd.  V  dieser  Zeitschrift,  S.  572.  Die  ScHAUBEschen 
Umrechnungen,  bei  denen  er  1164  die  Lira  zu  22,87  M.  statt  15  M.  modernen 
Münzwertes  einsetzt,  erscheinen  mir  zu  hoch.  Vgl.  Davidsohn,  Forschungen  IV, 
S.  316  ff. 

2)  Vgl.  PoGGi,  Lerici  e  il  suo  Castello,  S.  15  ff.  Eigentümlicherweise 
nimmt  Sombart,  wo  er  den  winzigen  Handelsumsätzen  die  großen  Summen 
des  Kreditverkehrs  gegenüberstellt,  die  höheren  Umrechnungssätze  Scuaubes 
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sich  also  keineswegs  immer  nur  um  „lumpige  100  Mark".  Allein 
es  scheint  mir  auf  die  Größe  der  Umsätze  nicht  einmal  das 
entscheidende  Gewicht  zu  legen  zu  sein. 

Vom  Jahre  1236  ist  uns  das  Inventar  eines  Ansaldus  Maniavaca 
erhalten,  dessen  Schwester  Alda,  Gattin  des  Castellus  Calvus, 
ihn  beerbte  ^).  Die  Calvi  gehörten  zu  den  Geschlechtern.  Ansaldus 
besaß  ein  Wohnhaus  in  der  Stadt  und  ein  Landhaus  (locum  cum 
domo),  Anteil  an  einer  Galeere  und  folgendes  Mobiliarvermögen : 

Penes  Conradum  Calvum  bancherium  .     libr.    113  s.     4 

2  loca  salis  (Staatsanleihe) ,      200 

quas  uxor  Ansaldi  recepit  de  oleo  .     .       .,        18  s.  14 
in     accommendatione    habet    a     dicto 
q.  Ansaldo: 
Pitetus  filius  Guilelmi  Pitanini      .     .        „        25 
Enricus,  filius  dicti  Guilelmi    ...       .,       25 

Guilelmus  Binzerrus „        54 

Enricus  Niger  de  Preli „50 

Enricus  de  Sauro „       50 

Vivaldus  de  Lavania „       25 

libr.   560  s.  18 

Gewiß  keine  großen  Summen !  Was  aber  hindert  uns,  bei  der 
Art  der  Anlage  hier  von  einem  Kapitalisten  zu  reden?  Keines- 
wegs brauchte  eine  Grundrente  diese  Summen  zusammengebracht 
zu  haben.  Das  gleiche  gilt  von  den  größeren  Beträgen,  die 
Genuesen  1164  dem  Bariso,  1190  und  1253  den  Kreuzfahrern 
vorstreckten.  Der  rege  Handelsverkehr,  den  uns  die  Urkunden 
zeigen,  erklärt  sehr  wohl  ihre  Aufbringung,  und  die  starke  Teil- 
nahme des  Genueser  Adels  an  diesen  Fahrten  läßt  eben  in  ihnen 
die  Grundlage  seiner  wirtschaftlichen  Stellung  erkennen.  — 

„Nicht  weil  Venedig  Handel  trieb,  wurde  es  reich,  sondern 
weil  es  reich  war,  konnte  es  Handel  und  andern  Erwerb  in  ge- 


an.  Danach  hätten  die  102  TSOY»  lihre  turn.,  die  die  Genuesen  1253  Ludwig 
dem  Heiligen  vorstreckten,  2V2  Millionen  Mark  ausgemacht,  während  schon 
Destmoni  nur  1847  000  Lire  oder  1477  000  Mark  modernen  Münzwertes  he- 
rechnet. 

1)  Genua,  Arch.  notarile,  Jon.  Veuius  12B5 — 64,  I,  S.  16. 
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winnbringeuder  Weise  treiben",  so  meint  Sombart  ^).  Demgegen- 
über hat  Heynen  nachgewiesen,  daß  städtische  oder  gar  länd- 
liche Grundrente  in  den  Anfängen  der  venetiani sehen  Entwicklung 
keine  Rolle  gespielt  haben  kann;  in  den  byzantinischen  Fracht- 
geldern und  den  Erträgen  des  Salzhandels  sieht  er  die  Quellen 
des  ersten  Handelskapitals-),  und  in  Romano  Mairano  vermag 
er  uns  auf  Grund  reicher  Urkunden  einen  Berufshändler  aus  der 
zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  zu  schildern,  der  sich  aus 
kleinen  Anfängen  zum  Kapitän  und  reichen  Reeder  emporarbeitete. 
Wir  sehen  diesen  Mairano  in  Konstantinopel,  Smyrna,  Akkon, 
Alexandrien,  Bugia  tätig.  In  Handelsgesellschaften  setzte  er  zu- 
nächst vor  allem  seine  Arbeitskraft  ein.  Als  tractator  von  Kom- 
menden fuhr  er  auf  fremden  Schiffen,  dann  wurde  er  Kapitän; 
1163  konnte  er  ein  eigenes  Schiff  erwerben  und  nahm  fortan 
fremdes  Kapital  nur  mehr  in  der  Form  des  Seedarlehens  auf. 
Mit  seinem  Schiffe  Maiorando  konnte  er  1171  eine  Anzahl  Lands- 
leute aus  der  Gefangenschaft  der  Griechen  retten.  Trotz  der 
Verluste,  die  auch  Mairano  bei  dieser  Plünderung  erlitten  hatte, 
erholte  er  sich  durch  Fahrten  nach  andern  Plätzen  wieder,  bis 
er  1190  sich  zur  Ruhe  setzte  und  seinen  Sohn  hinausziehen  ließ. 
Wir  sehen  hier  also  eine  gewinnbringende  Unternehmertätigkeit 
vor  uns,  die  weit  über  den  Rahmen  des  Handwerksmäßigen 
hinausging  und  ebensowenig  als  Gelegenheitshandel  eines  Grund- 
herrn bezeichnet  werden  kann.  Auch  handelte  es  sich  hier 
keineswegs  mehr  um  kleine  Beträge,  wie  denn  Heynen  für  eine 
Unternehmung  ein  Kapital  von  73  000  frcs.  Metallwert  berechnet.  — 
Auf  Florentiner  Verhältnisse  hat  Sombart  seine  Theorie  vor 
allem  gründen  zu  können  geglaubt.  Aber  gerade  hier  erfährt 
er  von  dem  gründlichsten  Kenner  des  italienischen  Mittelalters 
eine  durchgreifende  Berichtigung'').  Die  städtische  Grundrente, 
so  weist  Davidsohn  nach;  hätte  bei  der  Entwicklung  des  Kapi- 
talismus ebensowenig  in  Betracht  kommen  können  wie  die  länd- 
liche.   Nicht  von  den  Feudalherren  ging  diese  Entwicklung  aus ; 


1)  I,  S.  316. 

2)  Zur  Entstehung  des  Kapitalismus  in  Venedig,  S.  121. 

3)  Davidsohn,  Forschungen  zur  Geschichte  von  Florenz  IV,  S.  268  ff. 
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in  ritterlichen  Fehden  und  ritterlichem  Aufwand  sehen  wir  viel- 
mehr diese  Geschlechter  sich  zugrunde  richten,  und  eine  andere 
Menschenklasse  hob  sich  durch  Geld-  und  Warenhandel  zu  Kapi- 
talisten empor.  Beide  Tätigkeiten  waren  im  Mittelalter  auf  das 
engste  verbunden  ^),  und  wie  die  Seestädte  sich  nicht  auf  den 
Verkehr  nach  ihrem  Hafen  beschränkten,  sondern  des  Zwischen- 
handels sich  bemächtigten  zwischen  Tunis  und  Alexandrien, 
zwischen  Konstantinopel  und  Ägypten,  so  schildert  uns  David- 
sohn den  weltumfassenden  Florentiner  Warenhandel.  Wenn  sie 
den  englischen  Zehnten  einkassierten  und  englischen  Königen 
und  Großen  Geld  liehen,  so  exportierten  sie  englische  Wolle  und 
Zinn  nach  Flandern  und  importierten  französischen  Wein  nach 
England.  An  Darlehen,  die  den  neapolitanischen  Königen  gewährt 
wurden,  schloß  sich  ein  großartiges  Monopol  des  dortigen  Getreide- 
handels an.  Süditalienisches  Getreide  wurde  nicht  nur  nach  Nord- 
italien, sondern  auch  nach  Griechenland  exportiert.  Die  Florentiner 
exportierten  ihre  und  französische  Tuche  nach  allen  Mittelmeer- 
ländern, brachten  persisches  Pelzwerk  nach  Spanien  und  Frank- 
reich, orientalische  Rohseide  nach  Italien,  sardinischen  Käse  und 
heimisches  Öl  nach  Nordafrika.  Und  wiederum  hören  wir,  daß 
es  sich  hier  keineswegs  immer  um  geringe  Umsätze  handelte. 
Die  Peruzzi  arbeiteten  1310  mit  147  000  libre  Kapital,  die  Bardi 
1320  mit  149  796  libre,  von  16  Sozieu  eingelegt,  und  sie  be- 
schränkten sich  keineswegs  auf  Geldgeschäfte.  Bei  den  Strozzi 
berechnet  Davidsohn  auf  Grund  der  Geschäftsbücher  13,52  "/o 
Durchschnittsgewinn,  bei  den  Bardi  20 '7 o,  bei  den  Peruzzi  1308 
bis  1324  16  7« •  Im  einzelnen  wurden  weit  höhere  Profite  ge- 
macht. Besonders  hohe  Sätze  waren  im  Geldhandel  zu  erzielen. 
Eine  Wucherenquete  in  Nimes  brachte  Sätze  von  40,  55,  120, 
26272%  ans  Licht  ■'^).  Da  kann  man  schon  eine  Kapitalbildung 
in  Händlerkreisen  verstehen ! 

Wohl   läßt  sich  in  Florenz  die  Bedeutung  des  Grundbesitzes 


1)  Vgl.  hierzu  auch  Kulischer,  Warenhändler  und  Geldausleiher  im 
Mittelalter,  Zeitschr.  f.  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung  XVII, 
S.  29  ff. 

2)  Forschungen  IIT,  S.  199  ff. 
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für  die  Entwicklung  des  Kapitalismus  nachweisen,  aber  doch  in 
anderem  Sinne,  als  Sombakt  meint.  Als  Objekte  der  Aus- 
wucherung durch  Florentiner  Händler  erscheinen  die  geistlichen 
und  weltlichen  Grundbesitzer  zuerst  der  Umgebung  der  Stadt, 
dann  eines  weiteren  Kreises.  Durch  Aufsaugung  dieses  Besitzes 
vermehrten  sich  die  kleinen  Kapitalien,  mit  denen  im  12.  und 
13.  Jahrhundert  die  Geschäfte  betrieben  wurden.  In  der  Hand 
der  neuen  Besitzer  gewann  dann  der  Grundbesitz  einen  ganz 
anderen  Wert  als  Grundlage  ihres  die  Welt  umspannenden 
Kredites.  Die  Florentiner  Händler  und  Bankiers  suchten  Grund- 
besitz zusammenzubekommen  weniger  wegen  der  davon  zu  er- 
wartenden Renten  als  des  ihrer  Firma  daraus  erwachsenden  An- 
sehens. Der  Grundbesitz  einer  Familie  war  daheim  und  draußen 
bekannt;  auf  ihn  konnte  am  ersten  zurückgegriffen  werden,  wenn 
ein  Florentiner  seinen  Verpflichtungen  nicht  nachkam.  So  sehen 
wir  die  Wächter  der  Champagner  Messen  wiederholt  die  Floren- 
tiner Behörden  ersuchen,  den  Grundbesitz  säumiger  Florentiner 
Schuldner  zu  beschlagnahmen,  widrigenfalls  den  Florentinern  der 
Verkehr  auf  den  Messen  untersagt  würde.  Wir  verstehen  jetzt, 
welche  Bedeutung  den  Grundstückerwerbungen  der  Cerchi,  Bardi, 
Medici  zukommt.  Auch  dem  Papste  bot,  als  er  die  Florentiner 
den  andern  Italienern  vorzog,  ihr  Grundbesitz  Sicherheit.  Gar 
mancher,  dessen  Ursprung  aus  einfachen  Verhältnissen  sich  nach- 
weisen läßt,  stieg  durch  die  fremden  Herren  geleisteten  Finanz- 
dienste und  -durch  den  hierbei  erworbenen  Grundbesitz  zum 
Feudalherrn  auf,  wie  denn  zu  Ausgang  des  13.  Jahrhunderts 
diese  zu  Rittern  gewordenen  Handelsleute  in  Florenz  eine  große 
Rolle  spielten. 

Sowohl  die  großen  Bank-  wie  die  Warenfirmen  beruhten  auf 
dem  Zusammenschluß  zu  Handelsgesellschaften.  Den  wohlbe- 
gründeten Häusern  stellte  sich  seit  dem  letzten  Viertel  des 
13.  Jahrhunderts  in  steigendem  Maße  fremdes  Kapital  zur  Ver- 
fügung, dem  neben  einer  festen  Verzinsung  auch  eine  Gewinn- 
beteiligung zugestanden  wurde.  Als  die  Bardi  und  Peruzzi  1345 
wegen  der  Zahlungsunfähigkeit  des  englischen  Königs  fallierten, 
hatte  ein  großer  Teil  der  Florentiner  Bürgerschaft  sein  Vermögen 
so  bei  ihnen  angelegt.    Auch  Fremde,  wie  z.  B.  die  Este,  sehen 
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wir  sich  in  dieser  Weise  an  dem  Florentiner  Geschäftsleben  be- 
teiligen ^). 

Wenn  uns  die  Historiker  so  nachdrücklich  auf  die  kapital- 
bildende Macht  des  Handels  hinweisen,  wenn  uns  die  Juristen 
die  Gesellschaftsformen  als  Mittel  des  Kapitalzusammenschlusses 
erklären,  müssen  wir  da  eine  besondere  Wahrheit  für  die  National- 
ökonomen beanspruchen,  oder  ist  uns  nicht  vielmehr,  wenn  wir 
die  Bücher  eines  Schaube,  eines  Heynen,  vor  allem  eines  David- 
sohn durchblättern,  als  seien  hier  die  Kapitel  geschrieben,  zu 
denen  Makx  die  Überschrift  setzte :  „Das  Handels-  und  Wucher- 
kapital des  Mittelalters"? 

m. 

Indessen  ist  der  mittelalterliche  Kapitalismus  Italiens  aus 
wirtschaftlichen  Gründen  allein  nicht  zu  erklären.  Einer  Aus- 
nutzung der  politischen  Lage  verdanken  die  Städte  ihre  Blüte. 
Durch  die  Hilfe,  die  sie  Byzanz  gegen  die  Normannen  leisteten, 
erreichten  die  Venetianer  1082  die  goldene  Bulle,  die  ihnen  so 
große  Vorrechte  im  griechischen  Reiche  sicherte.  Die  merkan- 
tilen Erfolge  der  Seestädte  erwuchsen  auf  dem  Hintergrunde  der 
Kreuzzugsbegeisterung,  von  der  doch  die  Städter  nicht  minder  er- 
griffen waren  als  die  Ritter.  Ohne  die  Unterstützung  der  See- 
städte wäre  diese  Bewegung  aussichtslos  gewesen,  aber  die  See- 
städte selbst  gewannen  durch  den  Rückhalt  der  Ritterheere  bei 
dem  Vordringen  gegen  den  Islam  mehr,  als  sie  gaben,  wie  das 
der  Annalist  Caffaro  einmal  naiv  ausspricht.  Die  eroberten  Städte 
wurden  Handelsemporien  der  Genuesen,  Venezianer  und  Pisaner. 
Es  ist  ja  nicht  ohne  Beispiel,  daß  eine  geistige  Bewegung,  die 
wie  hier  alle  Kräfte  aufrüttelte,  schließlich  in  materiellen  Ge- 
winnen ihre  greifbarste  Folge  fand.  Die  Handelsleute  lernten 
jedoch  bald,  auch  mit  der  Macht  der  Ungläubigen  sich  vertragen. 
Schroffer  konnte  man  dem  schwachen  Griechenreiche  gegenüber- 
treten.    Hier   gewannen   erst   die  Venetianer  mit  der  Eroberung 


1)  Vgl.   die   ausführliche  DarstelluDg  bei  Davidsohn,   Geschichte  von 
Florenz  n,  2,  S.  412  ff. 
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Konstantinopels  1204  beherrschenden  Einfluß,  dann  mit  der 
Wiederaufrichtung  der  griechischen  Herrschaft  1261  die  Genuesen. 
Italien,  Rom  war  der  Mittelpunkt  der  abendländischen  Kirche, 
der  streitbaren  Kirche  des  Mittelalters,  die  über  die  größte  Finanz- 
macht der  damaligen  Zeit  verfügte.  Wer  mit  der  Verwaltung 
der  päpstlichen  Finanzen  betraut  wurde,  hatte  eine  glänzende 
Stellung.  Für  die  Ausbildung  des  Kapitalismus  sind  gewiß  diese 
Beziehungen  von  der  größten  Bedeutung  gewesen,  nur  setzte  ihre 
Ausnutzung  bereits  eine  gewisse  kaufmännische  Entwicklung 
voraus.  Es  galt,  die  in  fernen  Landen,  in  Deutschland,  Frank- 
reich, Spanien,  England,  Skandinavien,  zu  erhebenden  Einnahmen 
in  Rom  flüssig  zu  machen.  Welche  Kursgewinne  konnten  da 
die  mit  der  Erhebung  eines  Kreuzzugszehnten  Beauftragten  er- 
zielen, welche  Zinsen  die  Depositare  der  Kurie  sich  berechnen! 
Eine  stets  wichtiger  werdende  Einnahme  waren  die  von  Bischöfen 
und  Äbten  bei  ihrer, Wahl  zu  zahlenden  Gebühren.  Wuchsen 
diese  bei  zwiespältiger  Wahl  ins  ungeheure,  so  konnten  sie  häufig 
nicht  sofort  erledigt  werden.  Der  italienische  Finanzmann  schoß 
dann  vor.  Schulte  ^)  und  Schneiden  -)  haben  uns  die  daraus 
sich  ergebende  Bewucherung  der  Kirchenfürsten  geschildert.  Weit 
davon  entfernt,  auf  der  Durchführung  des  kanonischen  Wucher- 
verbots zu  bestehen,  lieh  die  Kirche  den  Gläubigern  geistliche 
Strafen  zur  Exekution.  Aus  solchen  Geschäften  konnte  sich  eine 
wirtschaftliche  Beherrschung  des  Landes  durch  die  Italiener  er- 
geben, denen  Zoll  und  Münze  verpachtet  wurden  und  die  dann 
den  auswärtigen  Handel  an  sich  rissen.  Wir  verstehen  das 
Ringen  der  einzelnen  Städte  und  Geschlechter  um  die  einfluß- 
reiche Stellung  der  „mercatores  Romanam  curiam  sequentes". 
Siena  wurde  hier  durch  Florenz  verdrängt.  Den  Beziehungen 
zum  Papste  verdankten  die  Medici  den  Aufschwung  ihres  Ver- 
mögens, und  keinen  schwereren  Schlag  konnte  der  Ligurer  Six- 
tus  IV.  dem  Lorenzo  magnifico  antun,  als  daß  er  ihm  1474  das 
Amt  eines  Depositars  der  apostolischen  Kammer  entzog. 


1)  Geschichte  des  mittelalterlichen  Handels  und  Verkehrs  zwischen  West- 
deutschland und  Italien,  Buch  IV. 

2)  Die  finanziellen  Beziehungen  der  florentinischen  Bankiers  zur  Kirche, 
Schmollers  Forschungen  XVII,  I. 

Vierteljahrschr.  f.  Social-  u.  Wirtschaftsgeschichte.  VII.  6 
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Nicht  nur  den  auswärtigen  Feind  bekämpfte  die  Kirche. 
Wichtiger  als  die  Unternehmungen  im  gelobten  Lande  erschien 
manchen  Päpsten  der  Kampf  gegen  die  ihre  italienische  Terri- 
torialstellung bedrohenden  Mächte.  Nicht  gegen  die  Ungläubigen, 
sondern  gegen  die  Staufer,  einen  Friedrich  IL,  Manfred,  Konradin, 
wurden  im  13.  Jahrhundert  die  Kreuzzugszehnten  verwandt.  Der 
Krieg  ließ  die  Gelder  des  Abendlandes  in  Italien  zusammen- 
strömen und  dort  durch  die  Söldnerheere,  die  diese  Kriege  meist 
führten,  ausgegeben  werden.  Mit  Recht  sieht  daher  Davidsohn 
in  diesen  Kämpfen  selbst  eine  Haupttriebkraft  der  Kapitals- 
anhäufuug.  Süditalien  wurde  im  13.  Jahrhundert  durch  die 
Kriegslasten  erschöpft,  während  die  lombardischen  und  tos- 
kanischen  Kommunen  trotz  oder  wegen  der  ständigen  Kämpfe 
aufblühten.  So  ließen  später  die  Kämpfe  der  Spanier  die  Nieder- 
lande gedeihen  bei  der  Erschöpfung  des  Stammlandes.  Häufig 
preisen  Annalisten  den  Durchzug  von  Kriegsheeren  als  ein  für 
die  Stadt  wichtiges  Ereignis,  so  in  Genua  den  Zug  Karls  VIII. 
Die  Masse  der  Handwerker  freute  sich  über  die  reichliche  Ar- 
beitsgelegenheit, während  freilich  die  Großkaufleute  die  Sache 
anders  ansahen.  Auch  der  Hutmacher  und  Annalist  Savonas, 
Abbate,  spricht  von  den  Verdiensten,  die  ein  Aufenthalt  des 
Heeres  Karls  V.  1529  der  Stadt  brachte  ^).  Mochte  der  Krieg  das 
platte  Land  verwüsten,  die  Städte,  die  sich  zu  behaupten  wußten, 
konzentrierten  nur  um  so  mehr  wirtschaftlichen  Einfluß  in  ihren 
Mauern.  So  ließ  selbst  der  dreißigjährige  Krieg  Hamburg  auf- 
blühen, während  freilich  Nürnberg  und  Augsburg  durch  ihn  nach- 
weisbar zurückgingen. 

Der  Kampf  zwischen  Kaiser  und  Papst  schwächte  beide  und 
förderte  die  politische  Selbständigkeit  der  Kommunen.  Ihre 
Macht  war  keineswegs  einfach  eine  Folge  ihrer  wirtschaftlichen 
Entwicklung.  Ein  w^eit  größerer  wirtschaftlicher  Aufschwung  hat 
später  keineswegs  immer  zu  einer  dementsprechenden  politischen 
Stellung  der  Bourgeoisie  geführt.  Vielmehr  wurde  die  politische 
Macht  der  italienischen  Kommunen  ein  wichtiger  Faktor  der 
kapitalistischen   Konzentration    in    ihnen.      Durch    keine    höhere 


1)  Cronache  Savoncsi  pubblicate  e  anaotate  dal  Dott.   G.  Asseretü  S.  105. 
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Macht  gebunden,  suchte  die  siegreiche  Gemeinde  ihre  Herrschaft 
über  die  benachbarten  Städte  auszudehnen.  Es  galt,  den  Handels- 
verkehr eines  möglichst  weiten  Gebietes  in  ihren  Mauern  zu  ver- 
einigen. Lenel  schildert  uns,  wie  so  Venedig  durch  die  Zurück- 
drängung von  Ferrara  den  Handel  der  Adria  auf  dem  Rialto 
zusammenfaßte^).  Ähnlich  suchten  die  Genuesen  durch  ihre  See- 
macht Genua  zum  Hauptstapelplatz  nicht  nur  Liguriens,  sondern 
der  ganzen  Nordküste  des  Tyrrhenischen  Meeres  zu  machen  und 
in  dem  Hin  und  Her  des  politischen  Kampfes  diesen  Rang  mög- 
lichst zu  behaupten.  Allein  man  unterdrückte  in  der  Nachbar- 
stadt nicht  nur  einen  unbequemen  Konkurrenten,  sondern  wußte 
die  politische  Herrschaft  auch  fiskalisch  auszunutzen.  So  förderte 
Florenz  durch  die  Besteuerung  und  Auswucherung  der  kleineren 
Kommunen  seines  Gebietes  die  Kapitalkonzentration  in  der 
Hauptstadt. 

Freilich  hemmte  auch  der  Gegensatz  zwischen  Papst  und 
Kaiser,  Anjou  und  Aragon,  Guelfen  und  Ghibellinen,  wenn  er 
in  den  Mauern  der  Stadt  erbittert  aufflammte,  die  politische  und 
wirtschaftliche  Entwicklung.  Wo  aber  eine  Partei  dauernd  die 
Oberhand  gewann,  wie  in  Florenz  die  Guelfen,  da  half  die  Kon- 
fiskation des  Gutes  der  Unterlegenen  wiederum  das  Kapital  bei 
den  Herrschenden  zusammenballen. 

In  den  führenden  Städten  selbst  bildete  doch  nur  eine  Minder- 
heit die  Herrschaft,  und  sie  verstand,  sie  wohl  auszunutzen.  Von 
der  Verwaltung  so  bedeutender  Summen,  wie  sie  die  Städte- 
budgets namentlich  in  Kriegszeiten  aufwiesen,  blieb  manches 
hängen.  Die  herrschenden  Geschlechter  suchten  sich  Signorien 
aus  dem  Gebiete  der  Stadt  herauszuschneiden,  so  die  Campo- 
fregoso  in  Sarzana;  die  Grimaldi  regieren  noch  heute  in  Monaco. 
Die  Steuern  wurden  so  eingerichtet,  daß  sie  die  Herrschenden 
möglichst  wenig,  aber  mit  ganzer  Wucht  die  Machtlosen  trafen. 
Kräftig  wurden  die  Konsumsteuern  ausgebaut,  und  wenn  auch 
eine  starke  Vermögensbesteuerung  daneben  bestand,  so  sorgte 
doch  eine  ergebene  Einschätzung  dafür,  daß  ihre  volle  Härte 
nur  die  Mißliebigen  traf. 


1)  Die  Entstehung  der  Vorherrschaft  Venedigs  an  der  Adria. 
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Vor  allem  eine  Verschuldung  der  Städte  kam  den  Herrschenden 
zugute.  Wir  hören,  daß  die  Piccolomini  in  Siena  sich  nicht 
scheuten,  sich  von  ihrer  Kommune  das  vorgeschossene  Kapital 
durch  den  Zins  verdoppeln  zu  lassen. 

Zur  Behauptung  ihrer  politischen  Machtstellung  brauchten  die 
Städte  gewaltige  Summen.  Seit  dem  13.,  besonders  aber  dem 
14.  Jahrhundert  gewannen  die  Söldnerheere  steigende  Bedeutung. 
Was  kosteten  nicht  Florenz  und  Venedig  die  Heere,  die  sie  gegen 
Mailand  aufstellten,  oder  Genua  die  Flotten,  die  es  gegen  Pisa 
und  Venedig  aussandte !  Hier  reichten  die  Einnahmen  der  Kom- 
munen aus  Zöllen  und  Gebühren  nicht  aus,  und  auch  hohe  Ver- 
mögenssteuern vermochten  den  Bedarf  nicht  zu  decken.  Mau 
griff  zu  Zwangsanleihen,  die  nach  den  Steuerkatastern  erhoben 
wurden,  denen  aber  aus  gleichzeitig  neu  eingerichteten  Konsum- 
steuern eine  Verzinsung  zugesagt  wurde.  In  den  Schuldbüchern 
der  Kommunen,  wie  sie  uns  vor  allem  in  Genua  und  Florenz 
in  endlosen  Reihen  aufbewahrt  sind,  können  wir  die  Häufung 
dieser  Schulden,  die  schließlich  den  größten  Teil  des  sich  bil- 
denden Kapitals  verschlangen,  verfolgen.  Wenn  man  in  der 
englischen  stehenden  Schuld  ein  wichtiges  Zeichen  des  Kapitalis- 
mus sieht,  so  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  sie,  zu 
Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  begründet,  doch  erst  auf  eine 
zweihundertjährige  Geschichte  zurückblickt,  während  die  Genueser 
stehende  Schuld,  1274  zuerst  konsolidiert,  sich  durch  fünf  Jahr- 
hunderte verfolgen  läßt  und  zum  Teil  in  der  italienischen  Staats- 
schuld noch  heute  fortlebt.  1354  betrug  die  Genueser  Staats- 
schuld fast  3  Millionen  Lire,  1454  war  sie  auf  fast  8  Millionen 
gestiegen,  1597  hatte  sie  43,77  Millionen  Lire  erreicht. 

Auch  die  Kolonialgesellschaften,  die  charakteristische  Form 
der  großen  Unternehmung  im  17.  und  18.  Jahrhundert,  hatte  das 
italienische  Mittelalter  vorgebildet.  Während  Venedig,  dem  darin 
Spanien  und  Portugal  folgten,  seine  Kolonien  in  staatliche  Ver- 
waltung nahm,  übertrug  Genua,  weniger  kräftig  in  seinen  Staats- 
finanzen, Chios,  Cypern,  Korsika,  später  auch  die  Kolonien  in 
der  Krim,  ja  Teile  seines  italienischen  Gebietes  organisierten 
Gläubigergruppen,  die  diese  Territorien  für  den  Staat  verwalteten. 
Diese  Maonen  und  di  Casa  di  S.  Giorgio  fanden  in  den  indischen 
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Kompagnien  der  Niederlande,  Englands  und  Frankreichs  ihre 
Nachfolger  ^). 

Die  Technik  der  Schulden  Verwaltung  war  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert ausgebildet.  Man  sorgte  für  Tilgung  der  Schuldgruppen, 
indem  der  Schuldsumme  ein  Tilgungsfonds  zugefügt  wurde,  eine 
coda,  die,  mit  Zinseszins  anschwellend,  schließlich  die  Schuld  ver- 
tilgen sollte.  Eigenartig  sind  die  Stiftungen  solcher  Tilgungsfonds 
durch  Private,  wie  sie  in  Genua  seit  Francesco  Vivaldi  1371  be- 
gegnen. Wir  können  die  AVirksamkeit  dieser  Tilgungsfonds  in 
den  Büchern  beobachten.  Zu  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  be- 
stand etwa  ein  Viertel  der  Genueser  Staatsschuld  aus  solchen 
Molteplici.  Zu  einer  dauernden  Erleichterung  der  Zinsen-  und 
damit  der  Steuerlast  führten  sie  gleichwohl  nicht.  Die  Regierung 
erkannte  in  diesen  Summen  eine  Art  Staatsschatz,  den  sie  in 
dringenden  Fällen  nach  Einholen  eines  geistlichen  Konsenses 
auch  zu  andern  Zwecken  als  dem  vorgesehenen  der  Tilgung 
verwendete. 

Die  Anteile  an  der  Staatsschuld  waren  veräußerlich.  Ihr 
Kurs  wechselte  nach  der  Sicherheit  der  angewiesenen  Einkünfte 
und  den  allgemeinen  politischen  Verhältnissen.  Man  suchte  den 
Kurs  zu  stützen,  indem  man  die  Steuerpächter  in  luoghi,  Anteilen 
zu  100  libre,  Sicherheit  leisten  und  in  paghe,  Zinsansprüchen,  zahlen 
ließ,  so  daß  ein  großer  Teil  des  Geschäftsverkehrs  sich  in  Ver- 
rechnungen, Kompensationen,  abspielte.  Trotzdem  konnte  manch 
starker  Kursfall  nicht  verhindert  werden.  Die  schwankenden  Kurse 
gaben  Anlaß  zu  einem  lebhaften  Handel  mit  Schuldan  teilen,  wie 
wir  ihn  in  Genua  schon  im  13.  Jahrhundert  verfolgen  können. 
Ja  aus  den  Akten  des  Genueser  Handelsgerichts  und  aus  Venedig 
lassen  sich  um  1400  Spekulationsgeschäfte  in  solchen  loca  nach- 
weisen, die  die  Form  von  Termin-  und  Differenzgeschäften  tragen. 

Die  staatliche  Verschuldung  trug,  auch  ganz  abgesehen  von 
Mißbräuchen  der  Verwaltung,  zur  Verschärfung  der  sozialen  Ge- 
gensätze bei.  Wohl  schien  anfangs  die  Form  der  Zwangsanleihe, 
bei  der  alle  Bürger  beizusteuern  hatten,  eine  Demokratisierung 
der  Rente  zu  gewährleisten.    Allein  diese  läßt  sich  nur  erreichen, 


1)  Vgl.  mein  Genueser  Finanzwesen  I,  S.  177  ff.,  II,  S.  99  ff. 
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wo  die  Staatsrente  eine  durchaus  sichere  Anlage  bietet.  Eine 
solche  stellten  die  italienischen  Monti  und  Compere,  die  Stadt- 
anleihen, nicht  dar.  Deswegen  suchten  die  kleineren  Besitzer 
diese  schwankenden  Rechte,  wenn  auch  mit  Verlust,  abzustoßen, 
während  die  Reichen  in  billig  zu  erwerbender  Staatsrente  eine 
gute  Anlage  sahen.  So  ballten  sich  die  loca  in  den  Händen  der 
Besitzenden  zusammen.  Die  Organisation,  welche  die  Genueser 
Staatsgläubiger  1407  in  der  Casa  di  S.  Giorgio  erreichten,  war 
eine  plutokratische,  sie  half  die  aristokratische  Umwälzung  von 
1528  vorbereiten. 

Wie  die  politische  Entwicklung  der  Kommunen  den  Kapitalis- 
mus förderte,  so  wurde  der  Kapitalismus,  wurde  die  Möglichkeit, 
Staatsschulden  einzugehen,  eine  Stütze  der  weiteren  Ausdehnung 
ihrer  Macht.  Venedigs  beherrschende  Stellung  beruht  auf  dieser 
kapitalistischen  Grundlage,  die  der  Staat  zu  nutzen  wußte,  ohne 
daß  sie  ihm  gefährlich  wurde,  und  in  Florenz  scheute  sich 
Lorenzo  il  maguifico  nicht,  den  Monte  anzugreifen.  In  Genua 
dagegen  erdrückte  schließlich  die  Gläubigerorganisation  den  Staat 
vollständig.  Wie  die  Casa  di  S.  Giorgio  sich  allmählich  in  dem 
alten  Staatspalaste  am  Meere  festsetzte,  so  ergriif  sie  mit  dem 
Finanzwesen,  der  Kolonialverwaltung,  der  Girobank  die  wich- 
tigsten Zweige  der  Stadtverwaltung,  und  der  Staat,  der  vergebens 
Anläufe  machte,  wieder  zu  selbständigen  Einnahmen  zu  gelangen, 
wurde  zu  ihrem  Pensionär  herabgedrückt.  Humes  Auffassung, 
die  Staatsschulden  könnten  den  Staat  verschlingen,  hatte  sich  in 
den  späteren  Jahrhunderten  der  genuesischen  Selbständigkeit 
verwirklicht,  bis  in  der  französischen  Revolution  der  Staat  zum 
Selbstbewußtsein  erwachte  und  seinerseits  durch  Liquidierung 
der  alten  Schuld,  durch  Kassierung  eines  großen  Teils,  sich  dieses 
Übergewichts  entledigte. 

Die  Kapitalansammlung  konnte  auf  die  Dauer  mit  den  An- 
forderungen, die  die  immer  schwieriger  zu  behauptende  politische 
Selbständigkeit  stellte,  nicht  Schritt  halten.  Indem  ein  großer 
Teil  des  angesammelten  Kapitals  in  den  Stadtschulden  Verwen- 
dung fand,  die  bei  dem  Niedergang  des  Staates  entwertet  wur- 
den, empfing  der  italienische  Kapitalismus  einen  bedenklichen 
Rückschlag.     Dazu  kam,  daß  frühzeitig  das  Kapital  in  Anleihen 


Die  kapitalist.  Entwickl.  in  den  italieu.  Städten  d.  Mittelalters.        87 

jm  fremde  Herrscher  eine  mehrversprecheude  Anlage  suchte,  die 
aber  nur  zu  häufig  zu  noch  schwereren  Verlusten  führte. 

In  jenen  Männern,  die  ihr  Geschick  und  ihre  finanzielle  Er- 
fahrung- fremden  Herrschern  zur  Verfügung  stellten,  darf  man 
die  hervortretendsten  Erscheinungen  des  italienischen  Kapitalis- 
mus sehen,  in  den  Franzesi,  die  Philipp  den  Schönen  von  Frank- 
reich so  arglistig  berieten,  in  den  Bardi  und  Peruzzi,  die  König- 
Eduard  in.  von  England  liehen,  in  Cosimo  de  Medici,  der  durch 
seine  Beziehungen  zur  Kurie  emporstieg,  in  Andrea  Doria,  der 
Spanien  die  Flotte  und  die  Kapitalraacht  Genuas  zuführte.  Es 
sei  hier  auf  die  bescheideneu  Anfänge  z.  B.  der  Franzesi  ver- 
wiesen^). Auch  Giovanni,  Cosimos  Vater,  erscheint  1399  nur 
mit  10  fl.  9  s.  7  J)  in  der  Steuerliste,  während  Cosimo  1458 
mit  57G  fl.  der  Höchstbesteuerte  war.  Ebenso  entstammte  Andrea 
Doria  einer  ärmeren  Seitenlinie  des  Geschlechtes.  Der  Rück- 
halt, den  ihnen  ihr  Ansehen  in  der  Fremde  gab,  half  dann  die 
politische  Stellung  dieser  Männer  in  der  Heimat  stärken. 

Wohl  waren  diese  Geldgeschäfte  zumeist  mit  Warengeschäften 
verbunden.  Von  den  Panciatighi,  die  zu  Anfang  des  15.  Jahr- 
hunderts zu  den  Höchstbesteuerten  in  Florenz  gehörten,  erfahren 
wir,  daß  sie  nicht  nur  dem  Kaiser  Sigismund  in  Ungarn  vorge- 
streckt haben,  sondern  ihre  Tuche  nach  London,  Aviguon,  der 
Berberei  Schicken  und  als  Hoflieferanten  des  Königs  von  Aragon 
auftreten.  So  hatten  auch  noch  die  Geldgeschäfte  der  Genuesen 
mit  der  spanischen  Krone  ihre  Beteiligung  am  Sklavenhandel 
und  einen  starken  Export  von  Textilwaren  in  die  Kolonien  zur 
Folge.  Allein  die  sich  folgenden  Bankerotte  der  SchuldnerfürsteU; 
im  14.  Jahrhundert  besonders  des  englischen  Königs,  im  16.  und 
17.  der  spanischen  Krone,  ließen  diese  Anlagen  wiederum  zu 
einer  schließlichen  Schwächung  des  italienischen  Kapitalismus 
werden. 

Wie  schon  Maex  in  seinem  kommunistischen  Manifeste  an- 
deutete, müssen  wir  bei  der  Entstehung  des  Kapitalismus  neben 
den  kühnen  und  rücksichtslosen  Persönlichkeiten,  die  ihn  organi- 


1)  David.sohn,   Geschichte   von   Florenz  II,   2,   S.  383.     Ilir  Vater   war 
ein  kleiner  Feudalherr  gewesen. 
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sierten,  auf  den  Bedarf  achten,  dem  er  zu  dienen  hatte.  Dieser 
Bedarf  wurde  auf  lange  hinaus,  man  kann  sagen  bis  7a\  den 
napoleonischen  Kriegen  hin,  in  erster  Linie  durch  die  politischen 
Machtbestrebungen  hervorgerufen.  Die  Kriege  waren  es,  die 
einen  neuen  Aufwand  erheischten,  wie  ihn  nur  der  Kapitalismus 
bringen  konnte,  die  aber  ihrerseits  immer  wieder  die  sich  bil- 
denden Kapitalien  verschlangen  ^).  Der  politische  Machtkampf 
spielt  auch  heute  noch  die  größte  Rolle.  Absolut  bedeutet  das, 
was  unsere  modernen  Rüstungen  verschlingen,  sogar  noch  einen 
erheblichen  Zuwachs  gegen  früher.  Der  Unterschied  unserer 
Zeit  gegen  die  frühere  besteht  aber  darin,  daß  relativ  die  reich- 
lichere Versorgung  einer  wachsenden  Bevölkerung  in  den  Vorder- 
grund getreten  ist.  Die  Milliarden  der  Staatsanleihen  treten  zu- 
rück hinter  den  in  der  Produktion  angelegten  Summen,  und  der 
moderne  Kapitalismus  muß  seine  Hauptaufgabe  darin  sehen,  dem 
wachsenden  Bedarf,  den  der  einzelne  nicht  mehr  wie  einst  zum 
größten  Teil  in  eigener  Wirtschaft  befriedigt,  entgegenzukommen. 

IV. 

Man  mag  in  den  quantitativen  Verhältnissen  den  großen 
Unterschied  zwischen  einst  und  jetzt  ermessen.  Schulte  nimmt 
an,  daß  zwei  Güterzüge  den  mittelalterlichen  Jahresverkehr  des 
St.  Gotthard  befördern  könnten.  Der  Wert  der  Genueser  Ein- 
und  Ausfuhr  betrug  im  14.  Jahrhundert  15 — 20  Millionen  Franken. 
Die  Steuerlisten  weisen  wohl  eine  große  soziale  Verschiedenheit, 
aber  keine  sehr  großen  Vermögen  auf.  Die  Steuereinschätzung 
war  im  ganzen  sehr  roh.  Der  Florentiner  Kataster  von  1427  ver- 
langte jedoch  genauere  Einschätzung  des  Vermögens.  Man  durfte 
aber  hier  nicht  nur  seine  Schulden  abziehen,  sondern  auch  den 
Wert  des  Hauses,  das  man  bewohnte,  ferner  Ausgaben  für  wohl- 
tätige Zwecke,  Kirchenbau  und  dergleichen,  und  200  11.  pro  Kopf 
des  Haushalts.  Es  begreift  sich,  daß  unter  diesen  Umständen 
nur  2192  Bürger  ihr  „sovrabbondante''  versteuerten,  während 
5055  wegen  mangelnden  Überschusses  durch  die  Beamten  geschätzt 
wurden  und  2924  miserabili  nur  Kopfsteuer  zahlten.     Giovanni 


1)  Vgl.  hierzu  EnKF:x]iEii(i,  Das  Zeitalter  der  Fugger. 
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de  Medici  zahlte  1427  als  zweitreichster  Florentiner  für  ein 
Steuerkapital  von  79  472  fl.  14  s.,  sein  Sohn  Cosimo  und  sein 
Enkel  Pierfrancescho  1458  als  reichste  für  115  170  fl.  9  s.  Wir 
können  in  diesem  Falle  das  Verhältnis  zwischen  Steuerkapital 
und  wirklichem  Vermögen  feststellen.  Denn  nach  dem  Ricordi 
Lorenzos  hinterließ  Giovanni  seinen  Söhnen  1428  179  221  scudi, 
und  1440,  beim  Tode  Lorenzos,  des  Bruders  Cosimos,  betrug 
das  Vermögen  der  beiden  235 137  fl.  Der  reichste  Genuese, 
ein  Spinola,  versteuerte  1440  227  000  libre,  die  einem  Münzwert 
von  955  670  heutigen  Franken  entsprechen.  Das  gesamte  Steuer- 
kapital Genuas  wurde  1263  auf  1  500  000  libre  geschätzt,  1395 
auf  12  900  000  libre,  der  Grundbesitz  allein  auf  1  000  000  libre. 
In  Florenz  nahm  man  1288  3  000  000  Lire,  1427  8  000  000  fl. 
Vermögen  an  ^).  Erst  im  16.  Jahrhundert  begegnet  uns  das  große 
Vermögen  der  Fugger,  1527  3  000  000  fl.,  und  weisen  die  Zahlen 
des  Antwerpener  Handels  durch  die  dort  eingetretene  Konzen- 
tration des  Verkehrs  größere  Summen  auf.  Im  großen  und 
ganzen  nähern  sich  die  Ziffern  noch  des  18.  Jahrhunderts  mehr 
den  mittelalterlichen  als  den  modernen.  Erst  der  Weltverkehr 
des  19.  Jahrhunderts  hat  uns  mit  den  modernen  Riesensummen 
rechnen  lehren.  Z.  B.  berechnet  Schulte  eine  Steigerung  des 
Gotthardverkehrs  vom  Mittelalter  bis  zum  Jahre  1840  um  das 
6fache,  von  1840  bis  1889  um  das  36 fache-). 

Wichtiger  scheint  der  Unterschied  der  Organisation.  Die 
Freiheit,  die  die  Städte  erlangten,  sollte  doch  nur  ihren  Bürgern 
zugute  kommen.  In  den  Mauern  der  Stadt  sollte  Handel  und 
Gewerbe  eines  möglichst  großen  Umkreises  konzentriert  werden. 
Am  schärfsten  gelang  es  Venedig,  dieses  System  auszubilden. 
Die  Adria  wurde  zum  venetianischen  Golf.  Ferrara,  Ravenna, 
Bologna,  Ancona  mußten  in  Venedig  ihren  Hauptmarkt  sehen. 
Vor  allem  behielt  sich  Venedig  den  Handel  von  Salz  und  Baum- 


1)  Die  3  000  000  libre  entsprachen  18  000  000  Lire  modernen  Münz- 
wertes. Der  weitereu  Koustruktion  Davidsohns,  der  das  Florentiner  Ver- 
mögen auf  221 Y»  Millionen  Münzwert  moderner  Lire  anschlägt,  Forschungen  IV, 
S.  296,  vermag  ich  mich  nicht  anzuschließen.  Vgl.  darüber  meinen  demnächst 
erscheinenden  Bericht  an  die  Wiener  Akademie  der  Wissenschaften. 

2)  Gesch.  des  mittelalt.  Handels  und  Verkehrs  I,  S.  724. 
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wolle  vor.  Bis  Venedig*  zogen  die  deutschen  Kaufleute,  aber 
den  Seeverkehr  sperrten  ihnen  die  Venetianer,  in  ihrem  Fondaco 
mußten  sie  ihre  Geschäfte  abwickeln. 

Genua  konnte  ebenfalls  eine  Zeitlang  erfolgreich  dahin  streben, 
sich  den  Stapel  der  Nordküste  des  Tyrrhenischen  Meeres  vorzu- 
behalten. Selbst  den  Verkehr  der  Provence  zwang  es  im  12.  Jahr- 
hundert, über  seinen  Hafen  zu  gehen.  Nur  als  außergewöhnliche 
Gunst  wurde  Fremden  das  Vorrecht  der  Coni})agnagenossen,  an 
den  Fahrten  auf  die  hohe  See  sich  zu  beteiligen,  verliehen. 
Bald  wurde  freilich  diese  Gunst  auf  Lombarden  und  Lucchesen 
ohne  weiteres  ausgedehnt.  Überhaupt  hatte  Genua  auf  die  Dauer 
einen  viel  schwereren  Stand,  seine  Ansprüche  durchzusetzen,  als 
Venedig  auf  seinen  von  Natur  geschlosseneren  Wassern.  Auch 
nach  der  Niederwerfung  Pisas  blieben  Marseille  und  Barcelona 
mächtige  Konkurrenten.  In  nächster  Nähe  versuchte  Savona 
wiederholt,  die  Gunst  politischer  Schwierigkeiten  der  Metropole 
zu  einer  Durchbrechung  ihres  Stapelrechts  zu  benutzen.  So 
sehen  wir  1421  Genua  in  einer  Zeit  höchster  Bedrängnis  durch 
Aragon  nicht  nur  auf  seine  politische  Selbständigkeit  zugunsten 
Mailands  verzichten,  sondern  auch  Engländer  und  Deutsche  zu 
seinem  Seeverkehr  zulassen.  Konnte  man  den  Handel  durch 
Zwang  nicht  mehr  in  die  Mauern  der  Stadt  bannen,  so  ver- 
suchte man  es  mit  Privilegien.  In  der  Tat  läßt  sich  im  15.  Jahr- 
hundert ein  reger  Handel  der  Deutschen  in  Genua  nachweisen. 
Namentlich  die  Bodenseegegend  war  an  ihm  beteiligt,  Konstanz, 
die  Ravensburger  Gesellschaft  der  Huntpiss;  ein  Ottmar  von 
St.  Gallen  begegnet  1449  als  ihr  Faktor,  ein  Scliiif  charternd, 
um  Wolle  aus  Spanien  nach  Ragusa  zu  transportieren.  Aber 
auch  die  Nürnberger,  die  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  trotz  einer 
vom  Kaiser  verhängten  Sperre  an  Venedig  festhielten,  erscheinen 
später  häufiger  in  Genua.  Die  Lockerung  seines  Handelsmonopols 
brauchte  Genua  nicht  zu  bereuen.  Wenn  die  Stadt  auch  nicht 
die  politische  Selbständigkeit  wie  Venedig  zu  behaupten  wußte 
und  ganz  unter  spanischen  Einfluß  geriet,  konnte  sie  doch  im 
16.  Jahrhundert  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  die  Herrscherin  der 
Adria  überflügeln.  Aber  auch  nachdem  im  17.  Jahrhundert,  um 
der   Konkurrenz   Livornos   zu    begegnen,    der   Porto    franco   ein- 
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gerichtet  war,  blieb  Genua  darauf  bestehen,  daß  an  der  Küste 
von  Cap  Corvo  bei  Lerici  bis  Monaco  für  den  Verkehr  auf  die 
hohe  See,  das  pelagus,  jenseits  Civitavecchia,  Sardinien  und  Sah') 
südlich  von  Tarragona,  nur  die  Hauptstadt  als  Hafen  benutzt 
werden  dürfte. 

In  Venedig  und  Genua  überwogen  die  Handelsinteressen 
derart,  daß  es  dem  Gewerbe  nicht  gelang,  dauernd  politischen 
Einfluß  zu  erreichen.  Gleichwohl  war  es  auch  hier  in  Zünften 
organisiert,  nicht  nur  das  für  den  lokalen  Markt  arbeitende, 
sondern  auch  das  für  den  Export  tätige.  In  Genua  standen 
sich  seit  1432  in  der  Seidenindustrie  die  Verleger  und  die  Haus- 
industriellen, die  Färber,  Weber,  später  auch  die  Spinner,  zunft- 
mäßig organisiert  gegenüber.  Eine  weit  größere  Bedeutung  aber 
gewann  das  Zunftwesen  in  Florenz.  Dort  umspannte  die  Zunft 
auch  den  Großhandel.  In  den  sogenannten  oberen  Zünften  stand 
er  sogar  an  der  Spitze  der  Bewegung,  die  1293  die  Zunft- 
organisation zu  der  Grundlage  der  Florentiner  Verfassung  machte. 
Nur  die  vollberechtigten  Zunftgenossen  waren  in  Florenz  voll- 
berechtigte Bürger.  Innerhalb  der  Zunft  aber  konnten  die  größten 
sozialen  Gegensätze  bestehen.  Im  14.  Jahrhundert  wurde  die 
Wollenzunft  zur  mächtigsten  der  Florentiner  Zünfte.  Sie  wurde 
zum  Bauherrn  des  Doms  bestellt.  Noch  heute  steht  ihr  Palast, 
trotzig  nach  außen,  innen  freskengeschmückt.  Wie  der  Staat, 
so  hielt  sich  die  Wollenzunft  einen  fremden  Exekutivbeamten. 
Aber  für  wen  waren  ihre  Kerker  bestimmt?  In  der  Hauptsache 
für  die  der  Zunft  ohne  selbständige  Rechte  unterworfenen  Arbeiter. 
Nicht  nur,  daß  sie  den  Verlegern  als  der  ökonomisch  schwächere 
Teil  gegenüberstanden  und  'im  Staate  rechtlos  waren :  durch  die 
Zunftorganisation  hatten  die  Verleger  eine  unmittelbare  Waffe, 
sie  sich  dienstbar  zu  erhalten.  Kein  Wunder,  wenn  gegen  diesen 
dreifachen  Druck  die  Arbeiter  sich  empörten.  In  dem  Aufstand 
der  Ciompi  1378  erreichten  sie  vorübergehend  eine  eigene  Zunft- 
organisation und  damit  Anteil  an  der  Staatsverwaltung.  Allein 
die  Bewegung  wurde  zurückgeschlagen,  und  aus  dem  15.  Jahr- 
hundert hören  wir  nur  noch  von  einem  1444  mißglückten  Streik- 
versuche deutscher  Weber  ^). 

1)  Vgl.  A.  DoREx,  Studien  aus  der  Florentiner  Wirtschaftsgeschichte  I, 
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Tritt  uns  hier  ein  ausgeprägter  Kapitalismus  im  Gewerbe 
entgegen,  lassen  sich  in  der  Florentiner  Wollenzunft  sogar  zahl- 
reiche, in  der  bottega  unter  der  direkten  Aufsicht  des  Kapitalisten 
beschäftigte  Arbeiter  nachweisen,  so  wachte  doch  auch  hier  die 
Zunft  über  ihre  Angehörigen;  sie  sorgte  für  Rohstoffe  und  für 
Arbeitsmittel,  hielt  ein  Waidmagazin,  Färbereiwerkstätten,  Seifen- 
fabriken und  Tuchspannereien,  ja  sie  kontingentierte  seit  der 
Mitte  des  14.  Jahrhunderts  die  Produktion  der  einzelnen  im  Inter- 
esse der  kleineren  Meister.  Auf  der  andern  Seite  blieb  die 
Mehrzahl  der  Arbeiter,  blieben  die  Färber  und  Weber  technisch 
selbständig  und  wurden  nur  kommerziell  (hier  allerdings  durch 
Vorschüsse  und  dergleichen  sehr  stark)  von  den  Verlegern  ab- 
hängig, so  daß  der  Unterschied  gegen  die  moderne  große  Indu- 
strie hervortritt.  Die  Florentiner  Wöllenindustrie  war  ebenso  wie 
die  später  blühende  Genueser  Seidenindustrie  eine  Luxusindustrie, 
der  es  mehr  auf  die  Güte  des  einzelnen  Stückes  als  auf  die 
Ausdehnung  der  Produktion  ankam. 

Ahnlich  war  auch  die  norditalienische  Landwirtschaft  kapi- 
talistisch nur  in  ihrem  kommerziellen  Teil  geworden.  An  die 
Stelle  des  Feudalherrn  war  der  Städter  getreten,  der  von  dem 
Bauern  die  Hälfte  des  Rohertrages  bezog  und  für  dessen  Ver- 
wertung Sorge  tragen  mußte.  Die  mezzadria  überließ  dem  lavo- 
ratore  ein  großes  Maß  technischer  Selbständigkeit,  so  daß  er  wie 
der  Hausindustrielle  zwischen  einem  Handwerker  und  Arbeiter, 
zwischen  einem  selbständigen  Bauern  und  Arbeiter  in  der  Mitte 
steht. 

Der  wachsende  Bedarf  führte  im  18.  Jahrhundert  dazu,  daß 
der  Kapitalismus  sich  auch  der  technischen  Regelung  der  Pro- 
duktion bemächtigte.  Die  Hindernisse  der  alten  Agrarverfassung 
wurden  beseitigt,  um  einen  rationellen,  auf  höchste  Rentabilität 
gerichteten  Betrieb  der  Landwirtschaft  zu  ermöglichen.  Die 
Schranken  der  Zunft  wurden  erst  umgangen,  dann  gesprengt. 
Durch  eine  andere  Organisation  der  Arbeit,  dann  durch  die  An- 
wendung der  Maschinen  schuf  der  moderne  Kapitalismus  die  ge- 


die  Florentiner  Wolltuchindustrie,  II,   das  Florentiner  Zunftwesen ;  Deutsche 
Handwerker  und  Handwerkerbruderschaften  im  mittelalterlichen  Italien. 
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wältige  Erhöhung  der  Produktivkraft,  die  Triumphe  der  Technik, 
die  uns  von  dem  Mittelalter  scheiden. 

Auf  einem  Gebiete  aber  war  das  Mittelalter  kapitalistischer 
als  die  Neuzeit.  Das  Kriegswesen  wurde  damals  zu  Lande  und 
zur  See  als  kapitalistisches  Gewerbe  von  Unternehmern  betrieben, 
die  ihre  Dienste  dem  am  besten  Zahlenden  liehen.  Den  Kon- 
dottieren  der  Landarmeen,  den  Sforza,  Picinnino,  Carmagnola 
stehen  die  Uso  di  Marc,  Lercari,  Doria  zur  Seite,  vor  allem 
Andrea  Doria,  bald  der  Admiral  des  Papstes,  bald  des  Königs 
von  Frankreich,  bald  Karls  V.  Seit  den  Tagen  Cromwells, 
Wallensteins,  Bernhards  von  Weimar  wurden  die  Armeen  natio- 
nalisiert, und  gerade  das  Wachsen  der  militärischen  Aufgaben 
führte  in  der  französischen  Revolution  zur  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, zu  einer  nationalen  Organisation  der  militärischen  Arbeit, 
die  es  nicht  als  aussichtslos  erscheinen  läßt,  daß  auch  auf  andern 
Gebieten  die  Einseitigkeiten  des  Kapitalismus  durch  eine  bessere 
soziale  Organisation  überwunden  werden. 

Städtisch  war  der  mittelalterliche  Kapitalismus.  Der  wirt- 
schaftliche Aufschwung  bildete  die  Voraussetzung  zu  jener  Blüte 
der  Kultur,  deren  Zeugen  wir  noch  heute  bewundern.  Man  hat 
auf  das  Werden  des  modernen  Menschen  in  Florenz  hingewiesen. 
Wir  dürfen  aber  nicht  vergessen,  daß  die  Grundlage  dieser  Bil- 
dung eben  der  Florentiner  Zunftkapitalismus  war.  Dann  aber 
wurde  der  städtische  Schauplatz  den  wachsenden  Kräften  des 
Kapitalismus  zu  klein.  Die  aufkommenden  nationalen  Staaten 
boten  ihm  ein  weiteres  Feld  der  Anlage.  Genua  stellte  sein 
Kapital  den  Spaniern,  Florenz  den  Franzosen  zu  Gebote.  Der 
Merkantilismus  förderte  den  Kapitalismus  als  Machtmittel  des 
nationalen  Staates.  Allein  über  die  Grenzen  der  Staaten  greift 
die  Entwicklung  des  Kapitalismus  hinaus.  In  den  die  Länder 
verbindenden  Schienen,  in  den  die  Welt  umspannenden  elek- 
trischen Drähten,  in  der  Organisation  des  Weltverkehrs  kündigt 
sich  eine  neue  Zeit  an,  die  eine  auf  dem  Boden  der  nationalen 
Wirtschaften  fußende  internationale  Organisation  der  mensch- 
lichen Wirtschaft  bedeutet. 


Les  voies  de  communication  en  France,  au  XVIIP  sifecle. 

Par 
J.  Letaconnoux. 

On  ne  saurait  trop  souligner  rimportauce  de  la  question  des 
voies  de  communication  et  des  transports  sous  l'Ancien  Regime. 
Intimement  liee  k  l'histoire  de  l'industrie  et  du  commerce,  eile 
Interesse  aussi  directement  l'histoire  de  l'agriculture  et  des  sub- 
sistances  ^).  Sa  connaissance  est  indispensable  pour  comprendre 
le  regime  economique  du  XVIIP  siecle.  De  fa^on  generale,  la 
reaction  des  phenomenes  economiques  les  uns  sur  les  autres  est 
evidente:  si  la  facilite  des  transports  encouragc  la  production 
des  objets  de  commerce  et  les  relations  commerciales,  le  deve- 
loppement  des  relations  commerciales  et  de  la  production  pousse 
ä  accroitre  la  facilite  des  transports.  Au  XVIIP  siecle,  cette 
reaction  reciproque  est  particulierement  sensible.  Dans  la  pre- 
miere  moitie  du  siecle,  l'agriculture,  le  commerce  et  l'industrie 
ne  progressent  guere;  la  production  est  beaucoup  plus  tournee 
vers  des  marclies  regionaux  que  vers  le  marche  national  ou  les 
marches  europeens:  la  rarete  et  le  mauvais  etat  des  voies  de 
communication  s'opposent  ä  la  circulation  des  produits,  ä  l'ex- 
tension  des  debouches.  Dans  la  deuxieme  moitie  du  siecle  au 
contraire,  le  progres  economique,  en  partie  provoque  par  l'inter- 
vention  gouvernementale  et  la  propagande  physiocratique,  fait 
ressortir  l'imperfection  des  transports.  Les  provinces  sont  de 
moins   en   moins    de   petits   raondes   economiques    fermes;    dans 


1)  Cf.  J.  Letaconnoux,  La  question  des  subsistances  et  du  commerce 
des  grains  en  France,  au  XVIII^  siecle  {Revue  d'Histoire  moderne  et 
contemporaine,  1906—1907,  t.  VIII,  p.  443). 
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certaines  regions,  ou  disting-ue  dejä  une  tendance  ä  specialiser 
les  cultures;  dejä  les  premiers  effets  de  la  grande  Industrie 
naissante  se  tont  sentir :  les  Industries  locales,  les  metiers  ruraux 
ue  sont  plus  les  uniquos  fournisseurs  de  leurs  voisins  immediats, 
la  graude  Industrie  Icur  dispute  leurs  clients.  Les  provinces,  oü 
il  y  a  surproduciidu  d'une  denree  quelconque,  comme  Celles  oü 
cette  denree  fait  (k'-fnut,  admettent  plus  difficilement  la  vieille 
idee  que  toute  production  doit  etre  cousommee  sur  place; 
en  1784,  Dupre  de  Saint-Maur  affirme  qu'«une  malediction 
eternelle  semblera  toujours  attacliee  au  pays  oü  chaque  individu 
sera  reduit  ä  creer  lui-meme  ce  qu'il  est  dans  le  cas  de  con- 
sommer»^).  Or  les  besoins  de  la  vie  se  fönt  plus  nombreux, 
plus  exigeants,  le  bien-etre  et  le  luxe  se  repandent^);  les  pro- 
vinces, ne  pouvant  plus  se  suffire  respectivement,  tendent  k  sortir 
de  leur  isolement ;  les  pouvoirs  publics  et  l'opinion  se  preoccupent 
de  plus  en  plus  non  seulement  de  multiplier  les  relations  entre 
les  differentes  parties  d'une  meme  province,  mais  entre  les  pro- 
vinces elles-memes,  entre  tous  les  points  du  royaume  de  France. 
Qu'a-t-on  voulu  faire?  qu'a-t-on  fait  reellement? 

Deux   faits    domiuent   l'histoire   des  voies   de  communication 
au  XVIIP  siecle:    c'est   d'abord  le   role  croissant  de  l'Etat  dans 


1)  Lettre  d'un  suhdelegue  de  la  generalife  de  Guyenne  ä  M.  le  duc 
de  ***,  relativement  aux  corvees,  s.  1.  1784,  in-4*',  p.  3. 

2)  De  La  Lande  (Des  canaux  de  navigation  et  specialement  du  canal 
du  Languedoc,  Paris,  1778,  10-4",  p.  XI)  remarque  que  «depuis  que  le  goüt 
du  luxe  a  converti  en  besoins,  dans  nos  villes,  jusques  aux  simples  commodites, 
les  consommations  se  sont  multipliees  dans  tous  les  genres  .  .  .».  —  «Dans  le 
dernier  siecle,  le  dei)artenient  de  la  Dordogne  etait  .  .  .  denue  de  grandes 
routes  .  .  .  ciiaque  individu  regardait  les  limites  de  sa  province  comme  ceUes 
du  globe.  Ses  besoins  ne  s'etendaient  pas  au  delä  du  strict  necessaire.  II 
jettait  dans  son  meilleur  terrain  le  peu  de  semence  qu'exigeait  imperieuse- 
ment  sa  subsistance  et  negligeait  le  reste  de  ses  fouds  .  .  .  il  pouvait  encore 
satisfaire  aisement  ä,  tous  ses  besoins  reels.  Mais  les  choses  n'en  sont  plus 
aujourd'hui  au  meme  poiut,  «lepuis  que  les  progres  de  la  civilisation,  l'industrie, 
le  commerce,  les  Communications  ouvertes  d'un  bout  du  monde  ä  l'autre,  nous 
out  fait  connaitre  tant  de  productions  etrangeres,  tant  de  jouissances  nouvelles, 
chacun  les  desire,  les  recherche  avec  ardeur  .  .  .»  (Arch.  Nat.  F'"  1344*^,  Le 
Jury  central  d'instruction  au  departement  de  la  Dordogne,  5  vendemiaire  an  V). 
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cette  partie  de  raclministration  qui  tend  ä  devenir  un  service 
public;  c'est  ensuite  le  souci  grandissant  des  voies  d'interet 
general,  le  souci  de  relier  Paris  aux  principales  villes  du  royaume, 
aux  principaux  marches  d'Europe,  d'etablir,  au  moyen  de  canaux 
et  de  rivieres  navigables,  un  Systeme  de  navigation  Interieure 
de  la  France. 

I 

Des  voies  de  terre. 

Le  röle  de  l'Etat,  qui  s'est  avaut  tout  occupe  des  routes, 
apparatt  nettement  dans  l'histoire  des  voies  de  terre. 

A  la  fin  du  XVIIP  siecle,  la  France  compte  encore  peu  de 
chemins;  quelques  voies  menent  seulement  de  Paris  aux  fron- 
tieres  ^),  et  elles  sont  peu  praticables  '^) :  en  1680,  pour  se  rendre 
de  Paris  ä  Chälons,  le  roi  couche  cinq  fois  en  route.  Deux 
grands  obstacles  s'opposent  au  developperaent  des  routes:  le 
manque  de  fonds  ^),  qui,  malgre  l'accroissement  progressif  du  budget 
des  travaux  publics,  paralysera,  jusqu'ä  la  fin  du  XVIIP  siecle, 
l'action  des  Ingenieurs  et  des  intendants ;  l'absence  d'un  service 
reel  des  ponts-et-chaussees ,  d'une  adrainistration  unique  con- 
stamment  affectee  aux  routes;  chaque  Intendant,  depuis  Colbert, 
agit  ä  sa  guise;  il  n'y  a  aucune  unite  de  vues;  on  construit  ou 
on  repare  une  route  ä  l'occasion  d'un  voyage  du  roi  ou  d'un 
deplacement  de  troupes.  La  difference  de  regime  qui  divisait 
les  provinces  en  pays  d'etats  et  pays  d'elections  rendait  difficile 
l'etablissement  d'un  service  unique.  Seuls,  les  pays  d'elections 
etaient  completcment  administres  par  les  agents  du  pouvoir 
central;   aussi   est-ce   cbez  eux   qu'on    s'eiforga  d'abord  d'unifier 


1)  Voy.  par  exemple:  Bibl.  Nat.  fonds  francjais,  ms.  15383,  Catalogue 
general  des  grands  chemins  du  royaume,  s.  d. 

2)  Defoucees  par  les  troupes  et  negligees,  pendant  les  guerres  de 
Louis  XIV,  eUes  etaient  sur  bien  des  points  detruites.  Sur  leur  etat,  cf.  les 
Memoires  rediges  par  les  intendants,  ä  Ja  fin  du  XYII^  siecle,  pour  le  due 
de  Bourgogne. 

3)  De  1683  ä  1700,  le  budget  des  ponts-et-cliaussees  fut  de  771200  iivres 
par  an  (F.  Lucas,  Etüde  Historique  et  statistique  sur  les  voies  de  com- 
munication  de  la  France,  Paris,  1895,  in-B",  p.  13). 
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radministi'ation  des  ponts-et-cbaussees.  Les  deux  instruments 
essentiels  de  riinification  furent  le  corps  des  ponts-et-chaussees 
de  France  et  l'Ecole  des  ing-enieurs  des  ponts-et-chaussees, 
(jeuvre  de  deux  hommes  remarquables,  Daniel  Trudaine,  comme 
Intendant  des  finances  Charge  du  detail  des  ponts-et-chaussees 
depuis  1743  etPerronet,  comme  directeur  de  l'Ecole  des  Ingenieurs 
depuis  1747,  et  comme  premier  Ingenieur  de  France.  L'Ecole 
fut  officiellement  creee  en  1747  ;  eile  donna  une  education  theorique 
et  pratique  aux  eleves  recrutes  au  concours  et  repartis  en  trois 
classes,  en  sous-inspecteurs,  sous-ingenieurs  et  eleves;  ä  partir 
de  1776,  eile  compta  environ  soixante  eleves,  soit  vingt  par 
classe.  L'organisation  du  corps  des  Ingenieurs  fut  realisce  entre 
1750  et  1754^)  et  un  peu  modifiee  en  1763;  il  y  eut  ä  la  tete 
du  Corps:  un  premier  Ingenieur  ä  8000  livres,  quatre,  puis  cinq 
inspecteurs  generaux  ä  6000,  le  directeur  de  l'Ecole  ä  3000; 
au  dessous :  un  Ingenieur  en  chef  par  generalite,  des  Ingenieurs 
(cinquante  en  1770,  soixante  en  1786),  et  des  sous-ingenieurs  en 
uombre  variable,  mais  de  plus  en  plus  nombreux  (cent  vingt- 
quatre  en  1784).  L'ensemble  du  Service  resta  dans  la  dependance 
du  Contröle  general.  En  1777,  la  suppression  des  intendants 
de  finance,  auxquels  la  direction  du  Service  avait  ete  confiee 
en  1736,  entraina  la  retraite  de  Charles  Trudaine,  qui  avait 
succede  ä  son  pere  ä  la  tete  des  ponts-et-chaussees.  Charles 
Trudaine  eut  pour  successeurs  des  maitres  des  requetes,  dont 
le  dernier,  Chaumont  de  la  Milliere,  rcQut  le  titre  d'intendant 
des  ponts-et-chaussees.  Ces  directeurs  conserverent  l'Assemblee 
des  ponts-et-chaussees,  instituee  par  Daniel  Trudaine,  en  1747; 
composee  du  premier  Ingenieur,  des  inspecteurs  generaux,  des 
Ingenieurs  en  chef  presents  et  d'un  ou  deux  membres  de  l'Aca- 
demie  des  sciences,  cette  assemblee  de  perfectionnement  resta 
purement  consultative  ^).     Ainsi  organise,    le  corps  des  ponts-et- 

1)  Par  l'arret  du  Conseil  du  7  juillet  1750  et  les  instruetions  du  controleur 
general  des  13  mai  et  16  d.^uembre  1754. 

2)  Cf.  DK  LA  MiLLiEiiE,  Memoire  sur  le  departement  des  ponts-et-chaussees, 
Paris,  1790,  2  vol.,  in-4".  On  trouvera  dans:  A.  des  Cilleuls,  Origine  et 
developpement  des  travaux  puhlics  en  France  (Paris,  1895,  in-S") ;  Debauve, 
Les    travaux   puhlics    et    les    ingmieurs    des   Ponts-et-chaussees    depuis    le 
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chaussees  de  France  fut  un  des  plus  utiles  rouages  de  rAneien- 
Eegime.  Dans  l'interet  des  travaux  publics,  le  pouvoir  central 
s'effor^a  d'y  rattacher  les  Ingenieurs  des  pays  d'etats.  L'ad- 
ministration  des  grands  chemins  etait  une  des  prerogatives  des 
pays  d'etats;  en  fait,  le  plus  souvent,  l'intendant  y  dirigeait 
les  ponts-et-chaussees,  mais  sous  le  controle  des  Etats  qui  en 
votaient  les  fonds.  Le  personnel  s'y  organisa  sensiblement 
comme  dans  les  pays  d'elections;  bien  que  certaines  provinces 
eussent  leur  ecole  d'ingenieurs,  telles  la  Bretagne,  le  Languedoc, 
elles  recrutaient  parfois  leurs  Ingenieurs  parmi  les  eleves  de 
l'Ecole  des  ponts-et-cbaussees  de  France  ^).  Toutefois  leur  per- 
sonnel resta  independant  du  corps  des  ponts-et-chaussees,  ne 
relevant  que  de  l'intendant  et  des  Etats.  Si,  dans  des  provinces 
cedees  comme  la  Lorraiue,  le  pouvoir  central  reussit  ä  reunir 
l'administration  locale  au  Systeme  fran^ais^),  il  n'y  parvint  pas 
dans  les  pays  d'etats ;  bien  plus,  en  Bretagne,  les  Etats  ecarterent 
peu  ä  peu  l'intendant  de  l'administration  des  grands  chemins, 
qu'ils  lui  avaient  en  partie  abandonnee  ä  la  fin  du  XVIP  siecle, 
et,  en  1785,  ils  en  obtinrent,  par  arret  du  Conseil,  l'exclusive 
direction  ■^). 


XVII^  siede  (Paris,  1893,  in-8°);  Hyenne,  De  la  corvee  en  France  et  en 
particulier  dans  Vancienne  province  de  Frandie-Comte  (BesanQon,  1862,  in-S") 
et  surtout  dans  Vignon,  Etudes  historiques  sur  l'administration  des  voies 
publiques  en  France  aux  XVII^  et  XVIII«  siedes  (Paris,  1862,  in-8*^)  de 
nombreux  renseignements  et  de  tres  interessants  documents  sur  l'administration 
et  le  personnel  des  travaux  publics. 

1)  J.  Letaconnoux,  Le  regime  de  la  corvee  en  Bretagne,  auXVIII^  siecle, 
Rennes,  1905,  in-8'',  p.  12.  —  En  Languedoc,  l'ecole  des  ponts-et-chaussees 
etait  etablie  pres  de  I'Academie  des  Arts  de  Montpellier  {Compte  rendu  du 
conseil  du  departement  de  VHerauU  jjcn'  le  diredoire  dans  la  session  de  1791, 
Montpellier,  1791,  in-4»,  p.  20). 

2)  En  septembre  1770.  Cf.  P.  Boye,  Les  travaux  publics  et  le  regime 
des  corvees  en  Lorraine,  au  XVIII^  siecle,  Paris  et  Nancy,  1900,  in-8, 
p.  10  et  sqq. 

3)  J.  Letaconnoux,  op.  cit.,  pp.  13 — 16.  —  En  Languedoc,  le  roi  fut 
oblige  de  determiner  quels  ouvrages  qui,  «ä  raison  de  leur  utilite  pour  le 
commerce  geueral  et  particulier  de  la  province  .  .  .  devront  etre  administres 
par  les  Etats  de  la  dite  province  et  quels  sont  ceux  qui  etant  dependants 
de  la  fortification  devront  etre  en  consequence  dirig^s  et  administres  unique- 
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Si  le  pouvoir  central  n'a  pu  imposer  une  Organisation  uni- 
forme aux  pays  d'etats,  ce  fut  pour  des  raisons  financieres.  La 
Bretagne,  le  Languedoc,  le  Dauphine,  la  Provence,  la  Bourgogne 
en  effet,  faisant  eux-memes  les  fonds  des  ponts-et-chaussees, 
pretendaient  en  disposer.  Pour  enlever  aux  Etats  la  direction 
des  grands  chemins,  le  pouvoir  central  eüt  ete  oblige  d'en  assumer 
les  frais.  II  n'en  avait  pas  les  moyeus.  Le  budget  des  routes 
dans  les  20  pays  d'elections  et  les  cinq  pays  couquis  ou  cedes 
etait  dejä  pour  lui  une  lourde  charge.  Ce  budget,  qui,  sous 
Louis  XIV,  n'avait  pas  depasse  1 300  000  livres,  s'eleva  progres- 
sivement  ä  pres  de  5  800  000,  ä  la  fin  du  XVIIP  siecle  ^).  Dans 
les  pays  d'etats ,  il  suivit  la  meme  progression ;  en  Bretagne, 
en  1698,  il  n'etait  que  de  30  000  livres,  en  1781,  il  atteignait 
300000^).    Malgre  tout,  le  budget  global  des  pays  d'etats  et  des 


ment  par  les  ofSciers  du  Corps  royal  du  genie  .  .  .»  (Arch.  Nat.  Fi*  706. 
Reglement  arrete  par  le  roi  concernaut  les  constructions  et  l'entretien  des 
ouvrages  de  fortification  et  ouvrages  publics  de  la  province  du  Languedoc, 
22  juillet  1788). 

1)  Entre  1715  et  1736,  la  moyenne  des  sommes  aUouees  fut  de  300000U 
de  üvres;  en  1750,  de  3  305400;  en  1770,  de  plus  de  4000  000  (Vignon, 
op.  cit.,  t.  2,  Appendice,  p.  255  et  sqq.).  EUes  etaient  reparties  entre  les 
generalites,  selon  leurs  besoins:  Paris  en  absorbait  environ  le  quart;  les  plus 
grosses  parts  etaient  ensuite  attribuees  aux  generalites  de  Bordeaux,  Riom, 
Orleans,  Tours,  Ronen,  Lyon  .  .  . ;  les  plus  petites  ä  celles  de  Metz,  d'Alsace, 
de  Franche-Comte  ...  —  Ces  chiffres  d'ailleurs  n'ont  qu'une  valeur  relative, 
car  leur  exactitude  est  tres  contestable.  Comme  le  remarquait  Defermon,  au 
Conseil  des  Cinq  Cents  (Rapport  fait  au  nom  de  la  commission  des  finances, 
le  9  vendemiaire  an  V,  p.  13),  les  evaluations  de  ce  budget  des  ponts-et- 
chaussees  sont  tres  diifereutes:  en  1784,  le  Dictionnaire  des  finances  (1784, 
3  vol.,  in-4*',  t.  1,  p.  423,  article  corvee)  estime  l'entretien  des  routes  et  des 
canaux  ä  6  ou  7  millions;  en  1776,  Tm-got  l'evalue  ä  10000  000  dans  les 
pays  d'elections  seulement;  dans  les  memes  pays,  Necker  le  porte  ä  16400000 
de  livres. 

2)  J.  Letaconnoux,  Le  Regime  de  la  corvee  en  Bretagne,  au  X  VIII^  siede, 
p,  13.  —  Dans  les  pays  de  Bresse,  Dombes  et  Bugey,  le  fonds  des  ponts-et- 
chaussees  etait  JÜimente  par  une  crue  de  9  livres  par  minot  de  sei  debite 
dans  les  differents  greniers  de  ces  pays:  cette  crue  produisait,  en  moyenne, 
chaque  annee,  144000  livres  dans  la  Bresse  et  dans  la  Dombes  et  20  000 
dans  le  Bugey  (Arch.  Nat.  F^c  III,  Ain  4.  Proces-verbaux  de  la  deuxieme 
Session  du  departement  de  l'Ain,  seance  du  25  novembre  1790,  f  63  et  sqq.). 
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pays  d'elections,  qui  pouvait  s'elever  ä  7  000  000  de  francs  environ, 
ä  la  fin  du  siecle,  resta  singulierement  insignifiant. 

Ce  budget,  il  est  vi*ai,  etait  exclusivement  aifecte  aux  traite- 
ments  du  personnel  et  aux  travaux  dits  «travaux  ä  prix  d'argent», 
c'est-a-dire  aux  travaux  d'art.  Les  travaux  d'art,  construetion 
de  ponts,  d'aqueducs,  de  murs,  pose  de  paves,  etaient  mis  en 
adjudication  et  effectues  par  des  entrepreneurs.  Pour  ouvrir, 
empierrer,  entretenir  les  routes,  extraire  et  voiturer  les  materiaux 
necessaires  ä  leur  construetion,  on  recourait  aux  «travaux  de 
corvee».  La  corvee  suppleait  au  manque  de  fonds.  C'est  uue 
des  institutions  les  plus  injustes  de  l'Ancien-Regime ;  c'est  aussi 
une  des  plus  recentes.  Au  XVIIP  siecle,  eile  etait  en  usage 
dans  quelques  pays  frontieres,  comnie  l'Artois,  la  Lorraine,  la 
Franche-Comte,  l'Alsace ;  mais  eile  y  etait  exigee  irregulierement, 
dans  des  cas  exceptionnels,  par  exemple  pour  reparer  des  chemins 
endommages  par  la  guerre  et  les  transports  militaires  ^).  Elle 
ne  devient  annuelle,  en  Alsace,  qu'en  1717.  Des  lors  eile  se 
repand  rapideraent;  les  intendants  l'introduisent  successivement 
dans  le  Lyonnais,  en  1720,  dans  la  generalite  de  Soissons, 
en  1726,  dans  les  Trois-Eveches,  en  1727,  dans  la  generalite 
de  Chälons,  en  1729,  en  Bretagne,  en  1730.  En  1730,  ä  peine 
arrive  au  Controle  general,  Orry,  qui  l'avait  adoptee  dans  les 
generalites  de  Soissons  et  du  Hainaut,  s'occupe  de  la  propager 
dans  les  provinces.  En  1737,  il  l'institue  officiellement :  le 
Memoire  anoni/me  public,  en  1737,  sur  le  travail  par  corvees 
declare  qu'<il  est  impossible  de  parvenir  ä  l'entiere  reparation 
des  chemins  sans  le  travail  des  corvees  .  .  .»;  le  13  juin  1738, 
une  Instruction  signee  d'Orry  confirme  les  regles  posees  dans 
le  Memoire  anonyme^).  A  cette  date,  la  corvee  est  presque 
generale.      Dans    le   Poitou    cependant,    il    semble    qu'elle   n'ait 


1)  ViGNON,  op.  cit.,  t.  3,  p.  2 ;  P.  Boye,  op.  cit.,  pp.  23,  24 ;  des  Cilleuls, 
op.  cit.,  p.  89. 

2)  ViGNON,  op.  cit.,  t.  3,  pp.  7  et  10;  Anonyme,  De  Timportance  et  de 
la  necessite  des  chemins  puhlics  en  France  .  .  .  avec  un  precis  historique 
de  l'etat  actuel  des  ingenieurs  des  ponts-et-chausscis  et  de  leurs  diverses 
fonctions,  Amsterdam,  1777,  in-8**;  L.  Chatelard,  La  corvee  royale  dans 
le  Lyonnais  (1730—1789),   dans  Bevue  d'Histoire  de  Lyon,  mai— jiüu  1908. 
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pas  ete  appliquee  avant  le  10  fevrier  1751^);  dans  la 
generalite  de  Caen,  pendant  plusieurs  annees  on  n'exigea  que 
des  corvees  de  chevaux  et  en  petit  nombre;  c'est  Orceau  de 
Fontette  qui  etablira,  en  1752,  la  «corvee  ä  bras»'-*);  dans  la 
generalite  de  Paris,  la  corvee  de  voitures  sera  seule  pratiquee; 
dans  le  Languedoc  enfin  les  corvees,  soit  ä  bras,  soit  de  barnais, 
resteront  inconnues  ^).  II  est  remarquable  que  cette  importante 
Institution  n'a  pas  ete  l'oeuvre  d'une  loi;  eile  est  fondee  sur 
une  simple  mesure  administrative,  prise  sur  ordonnance  de  l'in- 
tendant*),  meme  dans  les  pays  d'etats  comme  la  Bretagne  oü  <il 
ne  parait  pas  que  les  Etats  aient  ete  consultes  sur  cet  objet  .  .  . 
[oü]  les  travaux  ont  ete  ordonnes,  repartis  et  executes  d'autorite 
des  commissaires  du  roi^)  .  .  .». 

II  est  difficile  de  donner  un  tableau  d'ensemble  de  la  corvee, 
dont  le  regime  n'a  pas  ete  uniforme.  Le  Memoire  anonyme  de  1737 
et  l'instruction  du  13  juin  1738  avaient  bien  pose  des  regles 
generales  en  cette  matiere :  etaient  soumis  ä  la  corvee  les  contri- 
buables  roturiers,  domicilies  aux  environs  des  routes,  dans  un 
rayon  de  trois  Heues  pour  la  corvee  ä  bras,  de  quatre  pour  la 
corvee  de  harnais ;  le  travail  devait  etre  reparti  entre  les  paroisses 
en  raison  du  nombre  de  leurs  corvoyeurs;   la  corvee  n'etait  de- 


1)  E.  P.  Clement,  La  corvee  des  chemins  en  France  et  specialement 
en  Poitou  sous  les  intendants  de  Blossac  et  Boula  de  Nanteuil,  1751—1790, 
Poitiers,  1899,  in-8»,  p.  67. 

2)  Lettre  de  M.  de  Fontette,  Intendant  de  Caen,  ä  M***,  avec  son 
memoire  pour  justifier  la  construction  et  Ventretien  des  grands  chemins  de 
la  generalite  de  Caen,  du  18  aoüt  1760,  Paris,  1760,  in-12*,  p.  9. 

3)  Memoire  important  sur  V administration  däs  corvees  dans  la,  generalite 
de  Guyenne,  et  observations  sur  les  remontrances  du  parlement  de  Bordeaux 
du  13  aoüt  1784,  par  Dupre  de  Saint-Maur,  Paris,  1784,  in-4"^,  p.  5;  Arch. 
Nat.  Pic  ni,  Gard  6.  Proccs-verbal  de  la  session  du  departement,  seance 
du  6  decembre  1791,  Memoire  sur  les  moyens  d'amcliorer  Ventretien  des 
chemins  et  les  conditions  des  baux  des  ouvrages  publics  par  Angrave,  f  54 
et  sqq. 

4)  ViGNON,  op.  cit.,  t.  I,  p.  76.  Bailly,  Histoire  ßnanciere  de  la  France 
depuis  Vorigine  de  la  monarchie  jusqu'ä  lafin  de  1786  .  .  .  Paris,  1830,  in-S", 
t.  2,  p.  117. 

5)  J.  Letaconnoux,  Li  regime  de  la  corvee  en  Bretagne  ...  p.  23. 
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mandee  iii  dans  la  saison  des  seraailles,  ni  pendant  la  moisson, 
niais  eile  n'avait  pas  de  diiree  fixe;  sans  pouvoir  etre  astreiuts 
ä  plus  de  huit  jours  de  travail  consecutifs,  les  corvoyeurs  pou- 
vaient  etre  retenus,  chaque  annee,  sur  les  routes,  une  trentaine 
de  jours;  ceux  qui  venaient  de  trop  loin,  pour  regagner  chaque 
soir  leur  logis,  couchaient  dans  les  fermes  voisines  de  l'atelier, 
obligees  de  fournir  de  la  paille  fraiche  pour  les  hommes  et  de 
la  litiere  pour  les  betes;  ä  tous,  l'administration  fournissait  des 
outils.  En  fait,  le  regime  de  la  corvee  varia  avec  les  provinces, 
oü  les  intendants  la  reglaient  ä  leur  gre ;  sa  duree  s'allongea  de 
huit  ä  quarante  jours  ^).  Quelques  intendants  l'exigerent  avec 
une  rigueur  excessive.  En  Lorraine,  la  Galaiziere  pere  se  rendit 
odieux  entre  1745  et  1762:  pour  combler  les  fonds  de  Toul,  deux 
immenses  gouffres  de  la  foret  de  Haye,  il  imposa  aux  corvoyeurs, 
pendant  dix-sept  ans,  de  fournir  trois  ä  quatre  semaines  de 
travail  penible,  de  caniper  sur  l'atelier  oü  Ton  en  vit,  manquant 
de  pain,  reduits  k  vivre  d'herbes,  obliges  d'acheter  de  l'eau ;  pour 
construire  ensuite  la  Chaussee  de  Neuviller,  il  les  rappela,  parfois 
dans  un  rayon  de  quinze  lieues,  et  les  retint  de  trois  ä  six 
semaines-).  Mais  en  general  les  intendants  tendirent  de  bonne 
heure  ä  ameliorer  le  fonctionnement  de  la  corvee,  Cet  impot 
avait  en  effet  de  graves  defauts.  Tout  d'abord  il  ne  frappait 
qu'une  partie  de  la  nation,  que  les  taillables;  les  nobles  et  les 
ecclesiastiques  en  etaient  exempts;  en  Franche-Comte  seulement 
oü  il  etait  reel  et  non  personnel,  les  privilegies  y  furent  d'abord 
assujettis;  il  s'en  affranchirent  dans  la  seconde  moitie  du  siecle  ^). 
D'autre  part,  ä  l'origine,  il  ne  pesait  que  sur  les  campagnes :  les 
villes  en  etaient  dechargees;  elles  admettaient  volontiers  que  ia 
construction  des  routes  profitait  aux  seuls  campagnards;  au  sur- 
plus  elles  alleguaient  qu'elles  supportaient  les  frais  d'entretien 
de  leur  pave  et  de  leurs  banlieues  "*).  En  troisieme  lieu  sa  re- 
partition  etait  injuste:   la  täche  des  paroisses  etait  fixee  d'apres 

1)  Cf.  ViGNON,  op.  cit.,  t.  3,  p.  13  et  sqq. 

2)  P.  BoYE,  op.  cit.,  p.  31  et  sqq. 

3)  ViGNON,  op.  cit.,  t.  3,  p.  27. 

4)  Cf.  notamment:   A.  Dupuy,   Etudes  sur  l'administration  nmnicipale 
en  Bretagne,  au  XVIII^  siede,  Paris  et  Rennes,  1891,  iii-8",  p.  258. 
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leurs  forces  respectives  et,  dans  chaque  paroisse,  sauf  en  Franche- 
Comte,  oü  eile  etait  proportionuelle  aux  impOts^),  eile  etait 
egalement  partagee  entre  tous  les  corvoyeurs;  sans  egard  ä, 
l'aisance  ou  ä  la  misere,  la  meme  täche  etait  imposee  au  jour- 
nalier  et  au  bourgeois^).  Le  premier  defaut  subsista  toujours. 
Le  second  disparut  partiellement :  des  1751,  en  Poitou^),  en  1754, 
dans  la  generalite  de  Limoges*),  en  1757,  en  Bretagne'^),  les 
intendants  ordonnerent  de  comprendre  les  bourgeois  des  villes 
parmi  les  contribuables  ä  la  corvee;  mais  il  faut  prendre  garde 
que  dans  la  meme  generalite  il  n'y  eut  point  ä  cet  egard  de 
regle  uniforme:  en  1761,  quand  Turgot  arrive  dans  l'intendauce 
de  Limoges,  des  villes  y  participent  ä  la  corvee,  d'autres  en 
sont  exemptes,  sans  raison  apparente '^j ;  en  general  les  villes 
non  taillables  en  resterent  affranchies.  Le  mode  de  repartition 
s'ameliora  plus  lentement.  La  Bretagne,  une  des  premicres,  le 
modifia;  c'est  precisemeut  au  duc  d'Aiguillou,  accuse  par  les 
Etats  d'avoir  fait  de  la  corvee  un  fardeau  intolerable ,  qu'en 
est  due  la  reforme:  des  1745,  les  paroisses  avaient  rcQU  la 
liberte  de  diviser  les  täches  au  marc  la  livre  de  la  capitation; 
par  ordonnance  du  5  novembre  1754,  d'Aiguillon  rendit  obligatoire 
la  repartition  des  täches  d'apres  les  facultes  des  corvoyeurs  et 
prescrivit  de  tenir  compte,  dans  cette  repartition,  de  la  plus  ou 
moins  grande  difliculte  du  travail,  du  plus  ou  moins  grand 
eloignement   des   corvoyeurs^).     En  1758,    dans  la  generalite  de 


1)  ViGNON,  op.  cit.,  t.  3,  p.  27. 

2)  DUPRE  DE  Saint-Maur,  Lettre  d'un  subdeUgue  de  la  generalite  de 
Guyenne  ...  op.  cit.,  p.  5  et  sqq. 

3)  E.  P.  Clement,  op.  cit.,  p,  78.  Une  ordonnance  du  1  janvier  1758 
imposa  de  nouveau  la  corvee  aux  villes  du  Poitou. 

4)  Cf.  Lafakge,  L'agriculture  en  Limousin  au  XVIII^  siecle  et  Vinten- 
dance  de  Turgot,  Paris,  1902,  in-8**. 

5)  J.  Letaconnoux,  Le  regime  de  la  corvee  en  Bretagne  .  .  .  p.  35. 

6)  Lafarge,  op.  cit.  Voy.  encore  Arch.  Nat.  F"  708,  Memoire  et 
])rojet  de  lettres  patentes  |)onr  le  canal  du  Berri,  par  Marivetz,  1771:  la 
ville  de  Bourges  «n'a  pas  ete  plus  ä  l'abri  de  ces  vives  poursuites  pour  les 
corvees,  malgre  ses  Privileges  et  exemptions  .  .  .». 

7)  J.  Letaconnoux,  Le  Regime  de  la  corvee  en  Bretagne  .  .  .  p.  36.  Pour 
la  Lorraine,  voy.  P.  Boye,  op.  cit.,  p.  72. 
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Caen,  Orceau  de  Foutette  suivit  cet  exemple  et  rendit  la  corvee 
proportionnelle  ä  la  taille^).  Dans  d'autres  provinces,  la  repar- 
tition  suivant  les  forces  des  paroisses  subsista  longtemps;  en 
Guyenne,  eile  ne  disparut  qu'en  1776.  La  repartition  au  marc 
la  livre  de  la  taille  ou  de  la  capitation  diminua  l'injustice  de 
la  corvee,  en  degrevant  les  pauvres:  en  Guyenne,  la  lache  d'un 
journalier  capite  ä  vingt  sous  ne  representa  plus  qu'une  Charge 
de  sept  ä  huit  sous,  au  Heu  de  neuf  ä  dix  livres^).  Les  autres 
ameliorations  de  la  corvee  porterent  sur  la  reduction  des  journees 
de  travail,  qui  varierent  de  huit  ä  douze  jours,  sur  la  distance, 
ramenee  ä  deux  Heues,  au  delä  desquelles  les  paroisses  ne  purent 
etre  requisitionnees  ^).  Malgre  tout,  la  corvee  resta  une  Charge 
tres  lourde.  En  1753,  l'ingenieur  en  chef  de  Bretagne  evaluait 
le  nombre  des  corvoyeurs  ä  225  000^);  dans  la  generalite  de 
Bordeaux,  entre  1743  et  1774,  chaque  annee,  pendant  huit  jours, 
la  corvee  emploie  117  676  corvoyeurs,  62  032  paires  de  boeufs 
ou  de  vaches,  3292  betes  de  somme,  650  chevaux ;  dans  la  meme 
periode,  les  ouvrages  faits  par  corvee  representent  une  valeur 
de  16  588147  livres,  tandis  que  les  travaux  ä  prix  d'argent  ne 
montent  qu'ä  1088  280   livres^).     Cette  lourde  charge  retombait 


1)  Lettre  de  M.  de  Fontette,  Intendant  de  Caen  ...  op.  cit.,  p.  24.  En 
Poitou,  la  corvee  est  amelioree  par  l'ordonnance  de  l'intendant  du  1  j  an  vier  1758 
(E.  P.  Clement,  La  corvee  en  Poitou  ...  op.  cit.,  pp.  74 — 77). 

2)  Lettre  d'un  suhdelegue  de  la  generalite  de  Guyenne  .  .  .  op.  cit., 
pp.  5--9. 

3)  Cf.  les  ouvrages  dejä  cites  de  Vignox,  E.  P.  Clement,  Hyenne. 

4)  J.  Letaconnoux,  op.  cit.,  p.  29. 

5)  En  1774,  dans  la  meme  generalite,  en  estimant  la  journee  de  travail 
ä  six  sous,  la  corvee  representait  une  valeur  de  741414  livres  (Vignon,  op. 
cit.,  t.  2,  Appendice,  pp.  340—342).  —  Daus  le  Bugey,  la  corvee,  ä  la  fin  du 
XVnie  siecle,  valait  au  moins  24  ä  30000  livres  par  an  (Arch.  Nat.  Pic  in, 
Ain  4.  Deuxieme  Session  du  conseil  du  departement  de  l'Ain,  seance  du 
16  novembre  1790,  f  63  et  sqq.).  —  Dans  le  Berry,  les  corvoyeurs  fournissaient, 
chaque  annee,  120000  journees  de  manoeuvres  et  96000  journees  de  voitures, 
seit  une  valeur  de  624  000  livres  (Necker,  Tratte  de  V Administration  des 
finances  de  la  France,  Paris,  1786,  t.  2,  p.  230).  En  Bretagne,  l'intendant 
estime  les  travaux  faits  par  corvee,  en  1781,  ä  107B599  livres;  en  1789, 
Gohieu,  dans  son  Memoire  pour  le  Tiers  Etat  de  Bretagne,  declare  que  la 
corvee   est  un  irapot  de  pres  de  2  000  000  livres  (J.  Letaconnoux,   op.  cit., 
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presque  toute  sur  les  paysans  et  le  plus  souveut  sur  les  paysans 
pauvres.  De  nombreuses  exemptions  aceordees  aux  proprietaires 
de  certains  offices  et  charges  ^)  permettaient  aux  paysans  aises  de 
s'en  affranchir;  les  repartiteurs  des  täches  se  rendaient  souvent 
coupables  de  complaisance  ou  de  venalite;  quand  Orceau  de 
Fontette  examina  les  listes  de  corvoyeurs,  il  s'aper^ut  qu'elles 
repartissaieut  les  täches  injustement;  mais  «le  mal  etait  encore 
plus  grand  dans  l'execution ,  ecrit-il ;  ceux  qui  n'avaient  pas 
reussi  ä  obtenir  de  moi  des  exemptions  mal  fondees,  les  obtenaient 
du  piqueur  par  credit  ou  par  argent;  le  pauvre  oblige  d'obeir, 
au  Heu  de  travailler,  mendiait  son  pain,  le  riebe  pour  diminuer 
sa  corvee,  au  lieu  d'avoir  comme  auparavaiit  un  grand  nombre 
de  chevaux  pour  en  faire  commerce,  en  retrancbait  meme  sur 
ce   qui   lui   etait   necessaire   pour  l'exploitation    de   son  bien»  ^). 


p.  59).  —  Dans  la  generalite  de  Tours,  il  y  avait  annuellement  150  000  ä 
200000  corvoyeurs;  de  1745  ä,  1773,  il  fut  execute  pour  13534004  livres  de 
travaux  par  corvee;  en  1773,  il  en  fut  fait  pour  1800000  livres  (F.  Dumas, 
La  generalite  de  Tours  au  XVIII<^  siede,  VadministraUon  de  Viiitendant  du 
Cluzel  (1766-  1783),  Paris,  1894,  in-8«,  pp.  57—61).  —  Dans  la  generalite 
d'Orleans,  apres  la  suppression  de  la  corvee  en  nature,  en  1787,  on  dut 
etablir  une  imposition  de  583  000  livres  environ  (Arch.  Nat.  F^c  m^  Loiret  5, 
Proces-verbal  des  seances  du  conseil  du  departement  du  Loiret,  3^  session  .  .  . 
seance  du  14  decembre  1791,  f  90).  —  Dans  la  generalite  de  Caen,  en  1789, 
la  prestation  des  chemins  fut  fixee  ä  631 027  livres  (Id.  F^c  III,  Manche  5, 
Proces-verbal  de  la  session  de  I'assemblee  du  conseil  du  departement  de  la 
Manche,  s6ance  du  12  decembre  1790,  f  111).  —  Dans  la  generalite  de 
Rouen,  les  travaux  de  corvee  representaient  en  1775,  443912  livres  et  en  1786, 
672651  livres;  en  1777,  ils  occupaient  37000  journaliers  et  25000  chevaux 
pendant  7  jours  (de  Beaurei'Aire,  Les  ponts-et-chaussees  dans  la  generalite 
de  Bauen  avant  1789,  Ronen,  1883,  in-8",  p.  25). 

1)  Les  exemptions  etaient  ou  totales  ou  personnelles,  c'est-ä-dire  qu'elles 
dechargeaient  les  beneficiaires  de  toute  Obligation  ou  qu'elles  les  dispensaient 
seulement  de  remplir  personnellement  leur  täche,  les  autorisant  ä  se  faire 
remplacer.  Voy.  dans  J.  Letaconnoux,  op.  cit.,  pp.  66 — 76,  une  liste  des 
exemptions  totales  et  personnelles  en  Bretagne. 

2)  Lettre  de  M.  de  JB'uvJette,  intendant  de  Caen  ...  op.  cit.,  p.  11.  Sur 
l'injuste  repartition  des  täches,  les  derogations  aux  reglements,  les  abus  des 
employes  des  ponts-et-chaussees,  voy.  J.  Letaconnoux,  op.  cit.  pp.  77 — 91; 
F.  Dumas,  La  generalite  de  Tours  au  XVIII^  siecle  .  .  .,  op.  cit.,  pp.  56 — 74. 
—  La  corvee,    «toujours  plus  forte  que  ne  le  demande  le  besoin  auquel   eile 


106  J-  Letaconnoux 

D'apres  Durival,  les  corvees  mettaient  le  pauvre  au  dessous  de 
l'animal  domestique,  car  «le  mattre  qui  fait  travailler  son  äne 
et  son  cheval  les  nourrit»  ^).  Le  subdelegue  de  Guyenne  recon- 
nait  «que  ces  routes  .  .  .,  n'ayant  ete  pendaut  longtemps  construites 
qu'au  prix  de  l'espece  d'epargne  que  la  classe  la  plus  indigente 
etait  forcee  de  faire  sur  sa  propre  subsistance,  ne  sont  veritable- 
ment  cimentees  que  par  les  sueurs  et  les  larmes  des  malheureux>  -). 
Gohier  compare  le  corvoyeur  ä  un  for^at  qu'on  traine  sur  la  voie 
publique  et  parle  avec  Indignation  des  «milliers  de  cultivateurs 
impitoyablement  condamnes  ä  ferrer  un  ehemin  sur  lequel  ils  ne 
uiarchent  que  pieds  nus»  ^).  Faut-il  s'etonner  si  ces  malheureux 
n'ont  pas  toujours  ete  dociles,  s'ils  ont  parfois  exerce  des  violences 
sur  les  piqueurs,  s'ils  sont  alles  jusqu'au  refus  individuel  ou 
collectif  de  la  corvee*)?  L'auteur  anonyme  qui,  en  1777,  pretend 
avoir  vu  « des  ateliers  de  7  ä  800  homraes,  conduits  par  un  scul 
homme  ,  .  .  travailler  avec  une  gaite  et  une  ardeur,  qui  n'auroit 
pas  ete  plus  grande,  s'ils  avoient  ete  payes  bien  chers» ''),    n'est 


doit  pourvoir  .  .  . ,  par  sa  nature  ne  saurait  etre  repartie  avec  egalite» 
(Memoires  sur  la  vie,  Vadministration  et  les  ouvrages  de  M.  Turgot  dans 
CEuvres  de  Turgot  ed.  1811,  t.  I,  p.  73). 

1)  P.  BOYK,  op.  cit.,  p.  59. 

2)  Lettre  d'un  subdelegue  de  la  generalite  de  Guyenne  .  .  .  p.  6. 

3)  (j:OuxFJR,MemoirepourleTiers-EtatdeBretagne^VlQ^,m-'8>^^T^T^AQib — 106. 
—  Le  procureur  general  syndic  du  departeraent  de  ia  Charente-Inferieure  dit 
de  meme,  en  1791:  «On  n'arrachera  plus  sans  menagement  et  sans  pitie  un 
pere  ä  ses  enfants  qui  n'attendent  de  subsistance  que  de  sa  journee,  un 
fils  ä  une  mere,  dont  il  etait  Funique  soutien,  un  laboureur  k  sa  charrue 
pour  les  envoyer  ä  3  lieues  de  leur  domicile  sur  des  atteliers  oü  ils  ne 
trouvoient  pour  tout  aliment  que  l'unique  morceau  de  pain  qu'ils  etoient 
r6duits  ä  enlever  ä  leur  famille  pour  leur  triste  existence»  (Arch.  Nat.  Fic  III, 
Charente-Inferieure  8,  Proces-verbal  de  la  session  du  conseil  du  departement, 
s^ance  du  16  novembre  1791,  f  36).  —  Les  administrateurs  du  departement 
des  Hautes- Alpes  constatent  aussi  que  la  corvee,  «cette  prestation  odieuse 
pesait  principalement  sur  le  cultivateur  ...»  (Compte  que  rendent  les  ad- 
ministrateurs du  directoire  du  departement  des  Rautes-Älpes  des  fonds  mis 
ä  leur  dispositioii  depuis  le  3  aoüt  1790,  Gap,  1792,  in-4'',  p.  31). 

4)  Cf.  J.  Letaconnoux,  op.  cit.,  pp.  44—48. 

5)  De  Vimportance  et  de  la  necessite  des  chemins  publics  en  France  .  .  . 
op.  cit. 
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pas  croyable.  De  l'inertie,  de  la  negligence  des  corvoyeurs,  les 
employes  des  ponts-et-chaussees  n'ont  cesse  de  se  plaindre-^  ils 
ont  ete  impuissants  ä  vaincre  leiir  mauvais  vouloir;  les  travaux 
par  corvee  se  fönt  lentement  et  «avec  peu  de  soin»  ^);  «pliisj'ai 
donne  de  soins  et  d'attentions  pour  retablir  le  bon  ordre  dans  la 
manutention  des  corvees,  avoue  rintendant  de  Caen,  et  plus 
j'en  ai  reconnu  l'impossibilite  et  les  inconvenients  funestes  pour 
le  roi  et  pour  la  province»  '^).  Devant  cette  impuissance  ä  ame- 
liorer  la  corvee,  on  songea  ä  la  supprimer  ou  plutöt  ä  lui 
substituer  une  contribution  en  argent.  Des  1757,  Orceau  de 
Fontette  projeta  de  remplacer,  dans  la  generalite  de  Caen,  la 
corvee  par  un  impot;  mais  il  craignit  que  Timpot  ne  füt  atfecte 
ä  un  autre  usage  et  que  la  corvee  ne  füt  retablie;  cette  «sage 
reflexion»  ^)  lui  fit  renoncer  ä  son  projet.  Toutefois,  par  or- 
donnance du  10  mars  1758,  il  decida  que  les  täches  seraient 
proportionnelles  ä  la  taille  des  paroisses  et  que  celles-ci  seraient 
libres  de  les  remplir  elles-m eines  ou  de  les  faire  faire  a  prix 
d'argent,  ä  raison  de  cinq  sous  par  livre  de  leur  taille  totale*). 
Dans    la    generalite    de    Tours  ^) ,    du    Cluzel ,    en    Lorraine ,    la 


1)  J.  Letacoxnoux,  op.  cit.,  pp.  43 — 44.  Les  contemporains  sont  uua- 
nimes  k  reconnaitre  la  lenteur  et  les  mal-fagons  des  corvoyeurs.  Le  travail 
des  corvees  «est  infiniment  plus  mauvais  et  coüte  infiniment  plus  eher». 
Dans  le  Limousin,  Turgot  acheva,  ä,  prix  d'argent,  les  routes  de  Paris  ä 
Toulouse  par  Limoges,  de  Paris  ä  Bordeaux  par  Angouleme  »ouvertes  depuis 
89  ans  par  la  corvee  et  aussi  peu  avancees  qu'au  commencement ;  car  l'ouvrage 
avait  ete  si  constarament  mal  fait  par  les  corvoyeurs  qu'une  partie  avait  toujour« 
ete  detruite  avant  que  l'autre  füt  achevee  ...»  (Memoires  sur  la  vie  .  .  .  de 
Turgot  ...  op.  cit.,  (Euvres,  t.  I,  pp.  74  et  83). 

2)  Lettre  de  M.  de  Fontette,  intendant  de  Caen  .  .  .  op.  cit.,  p.  14. 

3)  Etant  donne  les  besoins  d'argent  et  les  procedes  fiscaux  du  gouverne- 
raent,  cette  crainte  etait  legitime.  Elle  etait  d'ailleurs  partagee  par  beaucoup 
d'administrateurs :  «la  crainte  que  le  gouvernement  ne  detournät  ä  un  autre 
usage  les  fonds  destines  aux  cliemins  etait  la  seule  objectiou  au  projet  de 
les  faire  ä,  prix  d'argent,  qui  ne  füt  malheureusement  pas  absurde,  et  la 
seule  qui  eüt  empeche  M.  Trudaine,  alors  cbarge  de  cette  administration, 
de  prendre  depuis  longtemps  ce  parti  ...»  (Memoires  sur  la  vie  .  .  .  de 
M.  Turgot  .  .  .  op.  cit.     (Euvres,  t.  I,  p.  76). 

4)  Id.  ibid.  pp.  15—16,  24—26. 

5)  F.  Dumas,  La  generalite  de  Tours  au  XVIII^  siede  .  .  .  op.  cit.,  p.  60. 
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Galaiziere  ^)  accorderent  la  meme  liberte  aux  corvoyeurs,  avec  l'autori- 
sation  du  Contröleur  general  Terray  favorable  au  rachat  facultatif 
dans  des  cas  exceptionnels,  mais  hostile  ä  la  conversion  de  la 
corvee  en  impot  ^).  Dans  la  generalite  de  Limoges,  Turgot  avait  fait 
ceuvre  plus  radieale;  entre  1762  et  1764,  il  avait  propose  aux 
paroisses  de  metti-e  leurs  täches  en  adjudication  et  de  leur  ac- 
corder,  dans  la  repartition  des  impots,  «une  moderation  .  .  . 
egale  ä  la  valeur  de  la  somme  qu'elles  auraient  payee  pour  les 
chemins»;  en  1764,  «l'operation,  completement  et  generalement 
executee»,  avait  abouti  ä  la  suppression  de  la  corvee^).  Quand 
il  fut  devenu  contröleur  general,  Turgot  voulut  etendre  l'ope- 
ration ä  toute  la  France  5  en  1775,  il  suspendit  les  travaux  par 
corvee  et  imposa  les  frais  de  reparation  des  routes  sur  les 
generalites;  en  fevrier  1776,  il  supprima  officiellement  la  corvee. 
Cette  suppression  fut  mal  accueillie :  les  parlements  et  les  privi- 
legies  protesterent  *) ;  souvent  aussi  les  corvoyeurs  eux-memes 
reclamerent.  Si  dans  quelques  regions,  la  mise  en  adjudication 
des  täches  parut  avantageuse  ^),  dans  d'autres,  les  communautes, 
faute  d'argent,  la  repousserent;  en  1787,  l'Assemblee  provinciale 
de  Lorraine  declarera  qu'il  est  iriliumain  de  demander  aux  mal- 
heureux  corvoyeurs  l'argent,  qu'ils  n'ont  pas,  et  de  refuser  les 
bras,  qu'ils  offrent^).    Aussi  Turgot  etait  ä  peine  sorti  du  Controle 


1)  P.  BoYE,  Les  travaux  pablics  et  le  regime  des  corvees  en  Lorraine, 
op.  cit.,  p.  69. 

2)  Cf.  F.  Dumas  (p.  60)  et  P.  Boye  (p.  69),  op.  cit.  Lettres  de  Terray 
aux  inten  dants  en  1770. 

3)  Memoires  sur  la  vie  .  .  .  de  M.  Turgot,  op.  cit.    (Euvres,  1. 1,  pp.  73 — 83. 

4)  Id.  ibid.,  pp.  79 — 82.  L'auteur  remarque  justement  que  la  reforme 
de  Turgot  dans  le  Limousin  avait  ete  «generalement  louee»,  parce  qu'elle 
n'avait  pas  touche  aux  interets  des  privilegies.  L'edit  de  fevrier  1776  ne 
fut  si  critique  que  parce  qu'il  assujettissait  la  noblesse  ä  la  contribution 
repräsentative  de  la  corvee. 

5)  En  Limousin  notamment.  —  Dans  la  generalite  de  Caen,  quand  Orceau 
de  Fontette  eut  accorde  aux  paroisses,  en  1758,  la  faculte  de  racheter  la 
corvee,  639,  c'est-ä-dire  plus  des  deux  tiers,  consentirent  ä  «l'abonaement» 
et  les  plus  solvables  des  paroissiens  firent  les  avances  aux  entrepreneurs 
(Lettre  de  M.  de  Fontette  ...  op.  cit.,  pp.  25 — 26). 

6)  P.  Boye,  op.  cit.,  pp.  72 — 73.  En  Lorraine,  les  paroisses  ne  profiterent 
pas  pour  le  dixieme  de  la  faculte  qui  leur  etait  Offerte;  en  1777,  240  seule- 
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general,  que  son  successeur,  de  Clugny,  retablissait  la  corvee, 
par  l'ordonnance  du  11  aoüt  1776;  toiitefois  il  ordonna  de  rendre 
la  corvee  proportionnelle  ä  la  taille  ou  a  toute  aiitre  imposition 
et  de  laisser  aux  paroisses  la  faculte  d'adjuger  leurs  täches. 
L'ordonnance  du  11  aoüt  1776  ne  regut  pas  partout  son  execution. 
En  1784,  Dupre  de  Saint-Maur  remarquait  que  si  les  4/5emes 
du  royaume  avaient  abandonne  l'ancienne  corvee,  repartie  egale- 
ment  entre  tous  les  corvoyeurs,  quelques  provinces  l'avaient 
conservee.  Dans  les  sept  generalites  d'Orleans,  de  Chälons,  de 
Metz,  de  Soissons,  de  Clermont,  de  Grenoble,  de  Dijon  (la  Bresse 
et  le  Bugey  excepte),  l'ancien  regime  de  la  corvee  subsistait  ^) ; 
treize  generalites,  Alen^on,  Amiens,  Bayonne,  Besangou,  Bordeaux, 
Caen,  Lyon,  Moulins,  Poitiers,  Rennes,  la  Eochelle,  Ronen  et 
Tours,  tenant  compte  des  facultes  des  contribuables,  repartissaient 
la  corvee,  soit  entre  les  paroisses,  soit  entre  les  corvoyeurs  de 
chaque  paroisse,  au  marc  la  livre  des  impositions ;  dans  la  gene- 
ralite  de  Caen,  toutes  les  täches  etaient  faites  ä  prix  d'argent; 
dans  les  autres,  une  partie  de  la  corvee  s'acquittait  encore  en 
nature;  dans  les  generalites  de  Nancy,  d'Auch  et  de  Perpignan, 
seule  la  part  de  chaque  corvoyeur  etait  fixee  suivant  ses  facultes, 
la  täche  globale  de  chaque  paroisse  restait  determinee  d'apres 
ses  forces ;  quelques  provinces  enfin  n'avaient  pas  retabli  la  corvee 
en  nature:  le  Limousin,  le  Languedoc,  le  Berry,  la  Flandre  et 
l'Artois,   l'Alsace,   la   Provence,   la   generalite   de  Montauban,    la 


ment  sur  2400  voterent  pour  la  contribution  en  argent  (id.  ibid.,  pp.  69 — 71). 
Cf.  aussi :  Arch.  Nat.  Fic  m^  Basses-Pyrenees  6.  Deliberations  de  la  session 
du  departement.  Rapport  sur  les  travaux  publics,  seance  du  .SO  novembre  1791, 
f"  43  —  Le  rachat  en  principe  semblait  pourtant  bien  avantageux.  En  1784, 
l'intendant  de  Guyenne  le  demontre  ainsi:  pour  13  paroisses  par  exemple,  la 
corvee  en  nature,  fournie  pendant  12  jours  par  an,  represente  une  valeur 
de  81 128  livres ;  le  rachat  sur  le  pied  du  tiers  de  la  taille  et  impositions 
accessoires  ne  monterait  qii'ä  7023  livres  pour  ces  memes  paroisses  et  abaisserait 
la  moyenne  des  journees  de  travail  ä  2  jours  deux  tiers  {Memoire  important 
sur  V administration  des  coruies  dans  la  generalite  de  Guyenne  .  .  .  par 
Dupre  de  Saint-Mauu,  Paris,  1784,  in-4",  p.  56.) 

1)  Dans  les  generalites  de  Paris  et  de  Valenciennes,  oü  la  corvee  de 
bras  etait  remplacee  par  des  fonds  particuliers,  la  corvee  de  voitures  continua 
d'etre  repartie  suivant  les  forces  des  corvoyeurs. 
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Bresse  et  le  Bugey,  avec  les  pays  de  Gex  et  de  Dombes  as- 
suraient  la  confeetion  et  rentretien  des  chemins  au  moyen 
d'une  imposition  ^).  Teile  etait  la  div^ersite  du  regime  des  corvees, 
quand  de  Calonne,  en  1786,  ordonna  l'essai,  pendant  trois  ans, 
de  leur  conversion  en  une  contribution  pecuniere  et  quand  l'edit 
du  27  juin  1787  les  supprima  definitivement.  Cette  suppression, 
qui  ne  fut  pas  generale,  puisque  l'edit  de  juin  1787  ne  fut  pas 
applique  en  Bretagne  ^),  entraina  quelquefois  d'ailleurs  de  nouveaux 
abus,  dont  souffrirent  ceux  qu'elle  pretendait  soulager.  D'apres 
les  cahiers  du  bailliage  de  la  Rochelle,  les  pierres  extraites, 
cassees  et  toisees  sur  les  routes  par  les  paroisses  furent  enlevees 
par  les  adjudicataires,  sans  que  les  eorvoyeurs  en  fussent  in- 
demnises;  les  formalites  des  adjudications  furent  violees;  «a  la 
publicite  des  oifres  et  des  marches,  on  substitua  la  elandestinite 
la  plus  suspecte»  ^).  L'etat  des  routes,  loin  de  s'ameliorer,  em- 
pira;  l'argent  manqua  pour  suppleer  aux  prestations  des  eor- 
voyeurs. «Depuis  1788,  declare  le  procureur  general  syndic  de 
la  Charente-Inferieure,  les  routes  ont  ete  en  partie  abandonnees» ; 
on  n'a  fait  que  tres  peu  ou  point  de  reparations;  «par  la  sup- 
pression de  l'impot  de  la  corvee,  on  a  ete  reduit  ä  la  necessite 
imperieuse  de  se  restreindre  aux  entretiens  les  plus  urgents  pour 
1789  et  1790  .  .  .»■^). 


1)  Memoire  important  sur  V administration  des  corvees  dans  la  generalite 
de  Guyenne  .  .  .  op.  cit.,  p.  5,  note  2;  Lettre  d'un  subdelegue  de  la  generalite 
de  Guyenne  ...  op.  cit.,  p.  18 ;  Arch.  Nat.  Fic  m,  Aveyron  6,  Proces-verbal 
de  la  Session  du  conseil  du  departement  de  1' Aveyron,  seance  du  3  novembre  1790, 
P  18  et  sqq. ;  cf.  aussi  les  ouvrages  cites  de  F.  Dumas,  P.  Boye,  E.  P.  Clement, 
J.  Letaconnoux, 

2)  J.  Letaconnoux,  op.  cit.,  pp.  103—106. 

3)  Arch.  Nat.  F^c  UI,  Charente-Inferieure  8,  Proces-verbal  de  la  session 
du  conseil  du  departement  ...  cm  Tourin,  Rapport  du  bureau  des  travaux 
publics,  f»  211. 

4)  Id.  ibid.  Seance  du  16  novembre  1791,  discours  du  procureur  general 
syndic,  P  37.  —  Le  departement  des  Hautes-Alpes  fait  la  meme  constatation : 
«On  sait  .  .  .  que  depuis  que  le  gouvernement  avait  supprirae  cette  prestation 
odieuae  .  .  .  l'entretien  des  routes  avait  ete  entieremeut  neglige»  (Compte 
que  rendent  les  adtninistrateurs  du  directoire  du  departement  des  Hautes- 
Alpes  des  fonds  mis   ä   leur  disposition  depuis  le  2  aoüt  1790,  Gap,  1792, 
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Si  la  corvee  a  subsiste  si  longtemps,  malgre  son  injustice, 
ses  abus,  malgre  ses  nombreux  inconvenieuts,  c'est  qu'elle  fut, 
pour  rAncien-Regime,  un  moyen  commode  de  construire  des  routes, 
le  seul  moyen  meme,  faute  de  ressources  pecimiaires  süffisantes 
pour  la  remplacer  avec  avantage.  C'est  h  eile  que  l'on  doit  la 
plupart  des  routes  du  XVIIP  siecle^).  Le  developpement  du 
reseau  routier  date  en  effet  en  France  de  la  seconde  moitie  du 
XVIIP  siecle  seulement.  Avant  1750,  on  ne  cite  guere  que  la 
Lorraine,  la  Franche-Comte  et  la  generalite  de  Montauban  comme 
ayant  des  «Communications  traitees,  quoiqu'a  la  maniere  de  ce 
temps»^).  Apres  1750,  gräce  ä  l'introduction  de  la  corvee,  les 
intendants  donnerent  aux  travaux  publics  uue  tres  vive  impulsion. 
En  Bretagne  notamment,  le  reseau  routier  se  developpa  rapide- 
ment:  en  1757,  il  comptait  ä  peine  380  lieues;  en  1769,  il 
atteignait  801,   en  1789,    950  lieues^).     Sans   doute   il  ne  suivit 


in-4'',  p.  31).  Dans  le  Jura,  l'entretien  des  routes  «a  ete  totalement  aban- 
donne  depuis  1786»  (Arch.  Nat.  W^  Hl,  Jura  6,  Extrait  des  proces-verbaux 
des  seances  du  conseil  du  departement  du  Jura,  seance  du  13  novembre  1790, 
P  11).  —  Si  l'on  en  croit  le  Mapport  du  bureau  des  travaux  publics  de  la 
Gharente-hiferieure,  cite  plus  haut,  les  adjudicataires  s'acquitterent  tres  mal 
de  leura  obligations  et  leurs  ouvrages  les  plus  mal  faits  furent  facilement 
acceptes,  tandis  qu'avant  1788,  on  multipliait  les  pretextes  pour  refuser  les 
travaux  faits  par  corvee.  —  Dans  certaines  provinces  meme,  l'imposition 
representative  de  la  corvee  ne  fut  pas  falte:  la  Guyenne,  en  1791,  «depuis 
trois  ans  entiers  n'avoit  rien  impose  pour  ses  travaux  publics  ...»  (Arcb. 
Nat.  Fi^  III,  Haute-Garonue  8,  Extrait  du  proces-verbal  de  la  session  du 
departement  de  la  Haute-Garonne  de  l'annee  1791,  f"  25,  et  Rapport  fait  au 
directoire  du  departtment  de  la  Gironde  sur  les  contributions  decretees  par 
V Assemblee  Nationale  pour  l'annee  1791,  Bordeaux,  1791,  in-t'ol.,  p.  5). 

1)  «C'est  au  Systeme  des  corvees  que  l'empire  frangais  doit  le  precieux 
avantage»  d'etre  mieux  pourvu  de  routes  «que  tous  les  autres  de  l'Europe, 
qnoiqu'on  alt  calomnie  sans  cesse  cet  utile  Systeme;  il  est  evident  que  sans 
lui,  la  France  n'aurait  encore  point  de  cbemius  ...»  (Arch.  Nat.  F"  1206, 
Memoire  sur  la  2)0ssibilite  .  .  .  de  joindre  l'Ocean  ä  la  Mediterranee  .  .  .  en 
rendant  flottables  ou  nnvigables  les  principales  rivieres  .  .  .  de  Lorraine  et 
de  Barrois  .  .  .  jauvier  1785). 

2)  Cf.  P.  BoYE  et  S.  E.  Hyenne,  op.  cit. ;  [Lecreulx,]  Memoire  sur  la 
construction  des  chemins  publics  et  les  moyens  de  les  executer  .  .  .  En 
France,  1782,  ini". 

3)  J.  Letaconnoux,  op.  cit.,  p.  16. 
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pas  la  meme  progression  dans  toutes  les  generalites,  mais,  en 
1784,  plusieurs  de  celles-ci  comptaient  plus  de  500  lieues  de 
routes,  telles  la  Lorraine,  la  Franche-Comte,  la  Bourgogne,  les 
generalites  d'Auch,  de  Paris  ^).  En  1788,  il  pouvait  y  avoir,  en 
France,  12  000  lieues  de  routes  ä  l'entretien,  a  peu  pres  autant 
etaient  tracees  ou  en  construetion  -).  Si  l'on  examine  une  carte 
routiere  de  cette  epoque  ^),  on  remarquera  que  les  grandes  villes 
etaient  reliees  entre  elles  et  avec  Paris,  que  le  reseau  fondamental 
de  la  France  etait  constitue.  La  loi  du  24  fructidor  an  V  divisa 
les  routes  en  trois  classes  d'apres  leur  direction :  or  si  28  routes, 
de  Paris  aux  frontieres,  mesuraient  15  000  kilometres,  si  97  routes, 
soit  17  000  kilometres,  allaient  d'une  frontiere  ä  une  autre,  sans 
passer  par  Paris,  de  nombreux  chemins  de  ville  ä  ville  s'etendaient 
sur  20000  kilometres, 

II 

Des  voies  cTeau. 

Le  reseau  fluvial  ne  se  developpa  pas  aussi  rapidement, 
Dans  la  premiere  moitie  du  siecle,  la  navigation  Interieure 
fut    tres    negligeei    les    routes    retenaient    toute    l'attention    des 


1)  Cf.  P.  BoYE,  op.  cit.,  p.  73;  S.  E.  Hyenne,  op.  cit.,  p.  291  et  sqq., 
p.  379  ;  ViGNON,  op.  cit.,  t.  2,  Appendice;  Antoine,  Navigation  de  la  Bourgogne 
ou  JMemoires  et  projets  pour  augmenter  et  etablir  la  navigation  sur  les  rivicres 
du  dache  de  Bourgogne,  Amsterdam,  1774,  iii-4",  p.  180.  L'Auvergne  n'en 
comptait  que  300  lieues  (Legrand,  Voyage  fait  en  1787 — 17S8  dans  la  ci- 
devant  haute  ei  hasse  Auvergne  .  . .  Paris,  an  UI,  3  vol.,  in-S",  p.  230). 

2)  II  est  difficUe  de  connaitre  avec  certitude  l'etendue  du  reseau  routier 
k  la  fin  du  XVIIIe  siecle.  Mahivetz  {Systeme  gener al .  .  .  des  navigations  .  .  . 
de  Vinterieur  de  la  France  .  .  .,  Paris,  1788,  10-8",  Avant-propos,  p.  4)  parle 
de  12  000  lieues  ä  l'entretien;  le  ministre  Roland  supposait  29120  632  toises 
ouvertes,  soit  moins  de  10000  lieues,  dont  le  tiers  non  fini  (Conseil  des  Cinq 
Cents.  Rapport  fait  au  nom  de  la  commission  des  financas  par  Defermon, 
9  venderaiaire  an  V,  p.  13).  —  On  trouvera  des  renseignements  plus  precis 
pour  quelques  departements  dans  les  Proces-verbaux  des  sessions  des  conseils 
des  departements,  tenues  en  1790  et  1791,  manuscrits  ou  publies,  et  dans  les 
statistiques  des  quelques  departements  publiees  par  les  prefets  en  l'an  IX  et 
en  l'an  X. 

3)  Par   exemple   celle  de  V lUneraire   complet  de  la  France,   ou  tableaa 
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inten dants  ^) ;  la  nature  des  travaux  de  navigation,  travaux  d'art 
avant  tout,  ne  permettait  pas  l'emploi  des  corvees  pour  suppleer 
au  manque  d'argent.  C'est  parce  que  le  gouvernement  manquait 
de  ressources,  qu'on  laissa  aux  riverains  le  soin  d'entretenir 
les  rivieres;  c'est  pour  cette  meme  raison  qu'on  appliqua  aux 
canaux  entrepris  le  regime  des  concessions:  les  cauaux  furent 
en  effet  abandonnes,  en  toute  propriete,  ä  une  personne  ou  ä 
une  societe  d'actionnaires  que  l'Etat  aida  ä  les  construire,  mais 
qui  se  chargerent,  moyennant  un  droit  de  peage,  de  les  entretenir  -) ; 
le  canal  de  Picardie  fut  la  propriete  d'un  sieur  Crozat^),  ceux 
d'Orleans  et  du  Loing  de  la  maison  d'Orleans*),  celui  du  Languedoc 
de  ßiquet   et   de   ses  descendants ").     Le  gouvernement  negligea 


general  de  toutes  les  routes  et  chemins  de  iraverse  de  ce  royaume,  auquel 
on  a  Joint  Vitineraire  des  Pays-Bas  et  la  direction  des  routes  aux  villes 
capüales  des  royaumes  voisins  de  la  France,  Paris,  1788,  2  vol.,  in-S". 

1)  Cf.  notamment:  Arch.  Nat.  F**  1187,  Memoire  coucemant  l'utilite  et 
la  necessite  qu'il  y  a  de  rendre  les  rivieres  navigables,  par  Chevaline.s 
DE  LA  GiBOUDiERE,  30  juia  1717. 

2)  Voy.,  ä.  titre  d'exemple,  la  permissiou  accordee  au  sieur  de  Bourgneuf, 
en  novembre  1676,  de  rendre  navigabte  et  flottable  une  partie  de  la  Manie, 
de  la  Seine  et  de  l'Aube.  De  Bourgneuf  aura  le  monopole  des  transports 
par  eau  pendant  20  ans ;  au  bout  de  ce  delai,  ceux  qui  voudront  entreprendi-e 
des  trausports  paieront  ä  de  Bourgneuf  les  droits  suivants :  15  sous  par 
muid  de  vin,  1  sou  par  setier  de  ble,  7  livres  par  cent  toises  de  solives, 
30  sous  par  chaque  cent  de  bois  ä  bruler,  6  sous  par  cent  de  fagots  .  .  .  etc., 
plus  1  sou  par  toise  de  chaque  bateau,  ä  toutes  les  ecluses.  Les  rivieres 
ameliorees  deviennent  un  lief  soumis  ä  la  contume  de  la  vicomte  de  Paris; 
de  Bourgneuf  en  re^oit  la  haute,  moyenne  et  basse  justice  jusqu'ä  une  distance 
de  3  perches  de  chaque  cote  des  rivieres ;  il  pourra  y  etablir  «un  lieutenant, 
un  procureur  de  seigneurie  et  autres  officiers  jugeant  jusqu'ä,  20  livres  ...» 
(Arch.  Nat.  0'  20,  f«  377—382).  Cf.  encore  les  lettres  patentes  sur  arrest 
qui  accordent  au  S^  Bourroul  et  associes  j^erniission  et  privilege  de  construire 
deux  canaux  de  navigation  en  Languedoc,  22  juillet  1755  (Arch.  Nat.  F^^  706). 

3)  Arch.  Nat.  F^^  1513.  Lettres  patentes  qui  accordent  au  sieur  Crozat 
le  don  ...  du  canal  de  Picardie,  4  juin  1732. 

4)  Conseil  des  Cinq  Cents.  Rapport  sur  l'etat  de  Situation  des  canaux 
de  navigation  d'OrUans  et  de  Loing  par  Guyton,  6  vendemiaire  an  V,  Paris, 
an  V,  in-8». 

5)  Id.  Rapport  fall  au  nom  d'une  commission  chargee  d'examiner  l'etat 
de   Situation   des  canaux  de  navigation,   par  Guyton,    13  thermidor   an  IV, 

Vierteljahrichr.   f.  Social-  w.   AVirtichaftsgeBchichto.  VII.  g 
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tellemeut  les  voies  d'eau  qu'il  les  laissa  d'abord  en  dehors  de 
rorganisation  des  ponts-et-chaussees ;  saus  doute,  il  s'occupa 
toujours  des  levees  et  turcies  de  la  Loire,  dont  les  inondations 
etaient  si  dangereuses,  mais  le  Service  des  turcies,  cree  par  Colbert, 
resta  iudependaut  des  ponts-et-chaussees;  les  fonds  en  furent 
fournis  par  les  droits  de  botte  et  une  imposition  sur  les  cinq 
generalites  de  Tours,  de  Bourges,  d'Orleans,  de  Moulins  et  de 
Riom^).  A  partir  de  1740,  l'Etat,  s'emble-t-il,  affecta  un  fonds 
annuel  ä  l'etude  ou  ä  la  construction  de  canaux  ainsi  qu'ä 
l'entretien  des  canaux  dejä  construits;  toutefois  ce  fonds  resta 
distinct  du  fonds  des  ponts-et-chaussees  ^).  Des  impositions 
particulieres  continuerent,  dans  chaque  generalite,  d'etre  employees 
ä  la  navigation  locale^).  C'est  dans  le  dernier  quart  du  siecle 
seulement  que  l'Etat  se  preoccupa  serieusement  et  regulierement  de 
la  navigation  interieure,  qu'il  l'envisagea  comme  un  Service  public. 
Les  fonds  assignes  pour  les  canaux  de  Picardie,   de  Bourgogne, 


pp.  12 — 13;  Histoire  du    candl  du  Languedoe  .  .  .  par  les  descendants  de 
Pierre-Paul  Biquet  de  Bonrepos,  Paris,  1805,  in-S",  pp.  148  et  sqq.,  236  et  sqq. 

1)  ViCxNON,  op,  cit.,  t.  2,  pp.  17—19,  88  et  sqq.,  150  et  190. 

2)  C'est  ViGNON  qui  l'avance ;  mais  ce  fait  est  contestable.  En  tout  cas 
ce  fond  ne  parait  pas  avoir  ete  employe. 

3)  Le  13  jiiin  1766,  par  exemple,  un  arret  ordonnait  une  imposition  de 
600000  livres,  pendant  cinq  ans,  sur  la  Guyenne,  pour  rendre  l'Isle  navigable 
k  deux  lieues  au  dessus  de  Perigueux;  par  arret  du  8  aoüt  1770,  cette 
imposition  fut  prorogee  (Arch.  Nat.  F'*  1204,  lettre  de  Bertin  ä  Trudaine, 
octobre  1770,  et  lettre  d'Esmangart  au  Controleur  general  du  27  novembre  1770). 
—  Dans  la  meme  generalite,  l'iutendant  declare,  en  1776,  que,  pour  l'entretien 
des  rivieres  de  la  Garonne,  de  la  Dordogne,  de  la  Baise,  du  Lot,  de  la  Vezere, 
on  imposait  par  an  30000  livres  anciennement,  10000  livres  seulement  depuis 
quelques  annees.  Dans  la  generalite  d'Auch,  on  imposait,  cbaque  annee, 
10000  Livres  pour  l'entretien  de  l'Adour,  du  Gave  et  de  la  Nive  (Arch.  Nat. 
F**  1204,  lettre  au  Controleur  general  du  3  fevrier  1776).  —  Ces  impositions 
furent  quelquefois  d'aiUeurs  detournees  de  leur  premiere  destination  pour 
etre  affectees  aux  chemins.  C'est  ce  qui  arriva  pour  la  crue  de  sei  de  5  sous 
par  minot  levee  dans  tous  les  greniers  des  petites  gabelies  fournies  en  sels 
de  la  Mediterranee,  creee  en  1723,  prorogee  dans  les  baux  des  gabelies  en  1738 
et  1786,  destinee  en  principe  aux  reparations  de  l'embouchure  du  Rhone, 
mais  qui  fut  surtout  utilisee  pour  les  chemins  du  Languedoe  (Arch.  Nat. 
F*'  1209,  Memoire  des  consuls  et  communaute  d'Arles  en  Provence  au  Con- 
troleur general,  [1788]). 
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la  navigation  de  la  Charente  et  autres  ouvrages  analogues  furent 
fixes,  en  1774  et  1775,  ä  419873  livres  par  an  et  imposes  au 
marc  la  livre  de  la  capitation  sur  toutes  les  generalites  de  pays 
d'elections  et  pays  conquis;  le  1  aoüt  1775,  par  arret  du  Conseil, 
ce  fonds  fut  porte  a  800  000  livres  par  an  en  y  reunissant  les 
impositions  particulieres  supportees  pour  de  pareils  travaux  par 
les  generalites  d'Auch,  de  Bordeaux,  de  Lyon  et  de  Montaubau 
et  il  fut  compris  dans  le  brevet  general  des  impositions  pour  les 
ponts-et-chaussees  ^).  II  est  vrai  que  la  navigation  Interieure  ne 
profita  pas  aussitot  de  cette  augmentation  qui  fut  versee  au  tresor 
royal.  Ce  n'est  qu'en  1785,  que  le  controleur  general,  ayant 
augmente  indistinctement  les  fonds  des  ponts-et-chaussees,  lui 
attribua  la  totalite  des  800000  livres"). 


1)  Marivetz,  Systeme  general  dis  navigations  de  l'interieur  de  la  France 
.  .  .  op.  cit.,  p.  247.  —  L'intendant  de  Bordeaux  protesta  contre  la  suppression 
des  impositions  particulieres ,  qui  le  mettait ,  disait-il ,  dans  l'impossibilite 
de  continuer  les  travaux  de  l'Isle  et  d'ameliorer  les  autres  rivieres  de  sa 
generalite  (Arch.  Nat.  F'*  1204,  lettre  au  Controleur  general  du  3  fevrier  1776). 
Le  Controleur  general  lui  repondit  que  l'imposition  etablie  en  1766  pour  les 
travaux  de  l'Isle  etait  comprise  dans  le  fonds  des  800000  livres  et  qu'il 
ferait  en  sorte  de  faire  participer  la  Guyenne  ä  ce  fonds  (id.  lettre  ä  l'inten- 
dant de  Clugny,  du  15  mars  1776).  En  1775,  Turgot  chargea  d'Alembert, 
l'abbe  Bossut  et  Condorcet  de  recherches  theoriques  et  experioientales  sur  les 
canaux  et  leur  confia  le  titre  d'inspecteurs  generaux  de  la  navigation 
interieure.  La  meme  annee,  ü  crea  une  chaire  d'hydrodynamique,  ä  Paris, 
dont  le  titulaire  fut  l'abbe  Bossut  (Memoires  sur  la  vie  .  .  .  de  Turgot,  op. 
cit.,  pp.  326,  827;  Lettre  de  Turgot  ü  l'abbe  Bossut,  1  octobre  1775,  dans 
Henry,  Correspondance  inedite  de  Condorcet  et  de  Turgot,  1770 — 1779. 
Paris,  1883,  in-8»). 

2)  Arch.  Nat.  F^*  566.  Memoire  pour  la  navigation  .  .  .  octobre  1783.  — 
Ces  800000  livres  furent  ainsi  reparties  entre  les  generalites:  Amiens,  pour 
la  navigation  de  la  basse  Somme,  10  000  livres ;  Lyon  pour  celle  de  l'Azergues, 
12000;  Limoges  pour  ceUe  de  la  Charente,  110000;  Bordeaux,  pour  ceUe 
de  la  Garonne,  21000;  Montauban,  pour  celle  de  la  Garonne,  36  000;  Auch, 
pour  celle  de  la  Garonne,  37  400;  Montpellier,  pour  celle  de  la  Garonne, 
6000;  Rouen,  pour  les  quais  de  son  port,  51198;  Caen,  pour  celle  de  l'Orne, 
20000;  Metz,  pour  celle  de  la  Moselle,  30000;  Besangon,  pour  celle  du 
Doubs,  100  000;  Lorraine,  pour  celle  de  la  Sarre,  6000;  canal  de  Picardie 
pour  appointements  conserves  ...  au  sieur  de  Lyonne  en  entretieu  de  l'ancien 
canal,   16000;    canal    de   Bourgogne,   200000;    imposition  particuliere   h   la 
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Ce  qui  frappe  dans  l'histoire  des  voies  d'eau,  c'est  le  souci 
tres  net  des  voies  d'interet  general.  De  nombreux  projets  Sans 
doute  sont  relatifs  a  une  riviere  determinee,  aux  rivieres  d'une 
seule  proviuce,  comme  les  «Navigations  interieures»  de  Bretagne, 
des  Trois-Eveches,  du  Berry,  de  la  Bourgogne,  du  Poitou*); 
mais  beaueoup  aussi  comportent  Tetablissement  de  eanaux  de 
jonction  entre  les  dififerentes  rivieres.  On  se  preoccupe  non 
seulement  de  relier  les  differents  points  d'une  meme  province, 
mais  encore  de  relier  celle-ci  a  la  France  entiere  et  aux  pays 
environnants.  C'est  cette  preoccupation  qui  dicte  notamment  a 
Andrieu  de  Bilistein  son  Essai  de  navigation  lorraine,  traitee 
relativement  ä  la  ])olitiq'ue,  au  miUtaire,  au  commerce  inUrieur  et 
exterieur,  ä  la  marine  et  aiix  colonies  de  la  France  .  .  .  par  lequel 
plan  on  etablit  la  jonction  de  la  Mediierranee  ä  l'Ocean  par  le 
centre  du  royaume  et  par  la  capitale  et  ensuite  la  communication 
entre  ces  deux  mers  et  la  Mer  Noire  par  la  Lorraine,  l'Älsace  .  .  ."). 
Le  souci  de  creer  un  reseau  navigable  non  interrompu,  un  «Systeme 
general»  ^)    de    navigation    Interieure   fran^aise    fut    si    vif   qu'on 


generalite  de  Bordeaux  qui  n'entre  poiut  dans  l'etat  du  Eoi  et  appliquee  ä 
la  navigation  de  l'Isle  et  ä  celle  des  rivieres  autres  que  la  Garonne,  90000; 
fonda  en  reserve  .  .  .  pour  les  cas  iraprevus,  56402. 

1)  Abbe  BossuT,  Rapport  siir  la  navigation  inicrieure  de  la  Bretagne, 
Paris,  1786,  in-4'';  de  Coulomb,  La  navigation  interieure  de  Bretagne, 
Paris,  1785,  in-4**;  le  Freds  des  Operations  relatives  ä  la  navigation  interieure 
de  Bretagne,  Rennes,  1785,  in  fol. ;  Memoires  concernant  la  navigation  des 
rivieres  de  la  province  des  Trois-Eveches  et  le  commerce  de  la  ville  de  Metz, 
Metz,  1773,  in-4";  de  Charost,  Memoire  sur  la  navigation  interieure  du 
Berri,  s.  1.  1781,  in-4'';  Arch.  Nat.  F"  1191,  Memoire  sur  la  navigation 
interieure  du  Poitou,  par  Lapeyre,  1  in ai  1785;  Antoine,  Navigation  de  la 
Bourgogne,  ou  Memoires  et  projets  pour  augmenter  et  etablir  la  navigation 
sur  les  rivieres  du  dache  de  Bourgogne,  op.  cit, 

2)  Amsterdam,  1764,  petit  in-8". 

3)  Cf.  livre  dejä  cite  de  Marivetz  et  Gous.sier,  dont  le  titre  complet  est: 
/Systeme  general,  physique  et  economique,  des  navigations  naturelles  et 
artificielles  de  VintSrieur  de  la  France  et  de  leur  coordination  avec  les 
routes  de  terre.  —  Cf.  aussi  Grivel,  Theorie  de  l'education  .  .  .  Paris,  1783, 
2e  edit.,  3  vol.,  in-lS**;  Grivel  s'est  applique  «ä,  trouver  un  debouche 
commun  ä  toutes  les  provinces  de  la  France  par  le  centre  du  royaume»;  il 
a  conQU  le  projet  d'un  caual,  «quelque  chose  comme  le  canal  de  la  Chine  qui 
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s'efforQa  beaucoup  plus  de  reunir  les  rivieres  par  des  canaux 
de  jonetion  que  d'ameliorer  la  navigabilite  de  ces  rivieres;  11 
arriva  souvent,  selon  un  fonctionnaire  de  Napoleon  1^%  «que  par 
trop  de  precipitation  on  avait  adopte  l'ouverture  des  canaux  sans 
avoir  examine  si  ä  leur  point  de  jonetion  les  rivieres  etaient 
navigables,  ou  si  elles  l'etaient  dans  tous  les  temps  de  l'annee»  ^). 
Si  l'on  excepte  la  Loire,  la  Somme  et  les  rivieres  du  Nord^),  on 
a  peu  fait  pour  la  uavigatiou  naturelle;  de  loin  en  loin,  on 
entreprenait  quelques  travaux  sur  les  autres  rivieres;  mais  le 
plus  souvent  ces  travaux  insuffisants  trainaient  en  lougueur  ou 
ne  s'achevaient  pas  ^) ;  ils  ont  eu  pourtant  quelques  resultats,  au 


en  traversant  cet  empire  eu  Joint  toutes  les  i)arties»  ;  le  grand  caual  de  France 
mettroit  toutes  les  provinces  eu  relations  directes  ...  (t.  II,  pp.  412 — 421). 

1)  Courtin,  Travaux  des  Ponts-et-chaussees  depuis  1800  ou  Tahleau 
des  constriictions  neuves  faites  sous  le  regne  de  Napoleon  J«'"  .  .  .  Paris,  1812, 
in-S".  —  «Avant  d'ouvrir  des  canaux  dans  l'interieur  du  royaume,  il  parait 
plus  essentiel  d'entreteuir  ceux  que  la  nature  nous  a  procures,  sans  lesquels 
ces  Premiers  deviennent  inutiles  ...»  (Arch.  Nat.  F"  544.  Memoire  sur  la 
navigation  de  la  Seine  oü  on  expose  les  difficultes  que  cette  navigation 
eprouve  et  la  necessite  d'y  apporter  un  prompt  remede  .  .  .  s.  d.  s.  n.  [posterieui' 
k  1768]). 

2)  Voy.  Dumas,  La  generalite  de  Tours  au  X.VIII^  siecle  .  .  op.  cit., 
pp.  248 — 260:  La  Loire  navigahle  au  XVIII^  siecle  dans  VAnjou  historique, 
1901 — 1902,  t.  2,  pp.  97 — 98;  Courtin,  Travaux  des  Ponts-et-chaussees 
depuis  1800  .  .  .  p.  192.  On  trouvera  dans  le  Memoire  sur  la  navigation 
des  rivieres,  par  Vauban  {Memoires  des  intendants  sur  l'e'tat  des  generalites 
dresses  pour  l'instruction  du  duc  de  Bourgogne.  T.  I,  Memoire  de  la 
generalite  de  Paris,  public  par  de  Boislisle,  Paris  1881,  pp.  399 — 414),  un 
tableau  d'ensemble  de  l'etat  des  rivieres  fraucaises,  ä  la  fin  du  XYll«  siecle. 

3)  Les  reparations  commencees  sur  les  rives  du  Rhone  ä  Valence,  en  1784, 
ont  ete  abandonnees,  faute  de  moyens  .  .  .  (Arch.  Nat.  F'*  1209,  les  maire 
et  echevins  de  Valence  ä  M.  de  La  MiUiere,  27  aoüt  1789) ;  Cf.  aussi  (id.  ibid.) : 
Memoire  des  consuls  et  communaute  d'Arles  au  Controleur  general  [1788], 
lettre  des  memes  au  meme  du  15  fevrier  1788,  lettre  des  maire  et  echevins 
de  Marseille  au  Controleur  geu6ral  du  14  mars  1788.  —  Pour  l'Adour,  cf. 
id.  Fic  III,  Landes  5,  Proces- verbal  de  la  P^e  session  du  conseil  general  du 
departement  des  Landes,  seance  du  26  novembre  1790,  P  24.  Pour  la 
Dordogne,  cf.  Bojibal,  La  haute  Dordogne  et  ses  gahariers  dans  Bul.  de 
la  Soc.  des  lettres,  sciences  et  arts  de  la  Correze  (Tülle),  t.  22,  pp.  460 — 470; 
t.  23,  p.  77  et  sqq. 
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moins  sur  l'Isle,  sur  la  Chareiite,  sur  la  Vilaine  ^).  Plus  souvent 
cncore  on  se  bornait  ä  faire  des  devis  de  reparations,  ä  projeter 
des  travaux,  qu'on  ne  realisait  pas.  Pendant  pres  de  deux  siecles 
par  exemple,  Albi  demanda  qu'on  rendit  le  Tarn  navigable  de 
Gaillac  a  Albi;  de  nombreux  projets  furent  successivement  pro- 
poses  en  1615,  1645,  1665,  1700,  1716;  en  1732,  des  lettres 
patentes  autoriserent  un  sieur  Bourroul  et  ses  associes  ä  amenager 
le  Tarn  de  Gaillac  ä  Saint-Juery;  le  comte  de  Maillebois  offrit 
de  se  charger  de  l'entreprise;  des  lettres  patentes  du  roi  la  lui 
accorderent,  mais  n'ayant  pu  sans  doute  trouver  d'actionnaires, 
il  ceda  sa  concession,  en  1770,  ä  la  province  duLanguedoc;  la 
meme  annee,  M.  de  Solages  sollicita  cette  concession;  ce  fut 
seulement  le  11  janvier  1787,  que,  sur  le  rapport  de  leur  ingenieur 
en  chef,  les  Etats  du  Languedoc  deciderent  enfin  de  commencer 
les  travaux;  l'arret  du  Conseil  du  4  avril  1788  les  autorisa  a 
emprunter  200  000  livres,  celui  du  14  mars  1788  leur  assura 
20  000  livres  sur  le  fonds  des  indemnites  ordinaires;  l'emprunt 
ne  fut  pas  fait,  mais  la  remise  de  20  000  livres  fut  renouvelee 
en  1789  et  1790  et  les  Etats  de  1788  y  ajouterent  10000  livres 
provenant  d'une  autre  remise  accordee  par  le  roi  sur  l'imposition 


1)  Pour  risle,  cf.  Arch.  Nat.  F'*  1204,  Memoire  abrege  concernant  l'avantage 
de  rendre  l'Isle  navigable  de  Coutras  ä  Perigueux  [1764]  et  correspondance 
echangee  entre  le  Contröleur  general  et  Fintendant  de  Bordeaux  en  1770 
et  1776.  En  1776,  9  ecluses  out  ete  construites  et  la  navigabilite  a  ete 
poussee  de  Coutras  ä  Mussidan  (id.  Fintendant  de  Bordeaux  au  Contröleur 
general,  3  fevrier  1776).  —  Pour  la  Vilaine,  cf.  Bourdais,  La  navigation 
inUrieure  en  Bretagne  depuis  le  Moyen-Age  jusqu'ä  nos  jours,  les  projets 
de  canalisation  2i^opos^s  et  mis  ä  l'essai  du  XVI^  siede  au  XIX^  siede 
(Memoire  encore  manuscrit  dont  i'analyse  a  paru  dans  Annales  de  Bretagne, 
avril  1908,  t.  23,  pp.  335—342).  De  1784  h  1789,  on  ouvrit  des  canaux, 
on  enleva  des  hauts  fonds,  on  construisit  6  ecluses  et  plusieurs  deversoirs, 
un  chemin  de  halage.  Des  bateaux  de  15  ä  16  tonneaux  purent  remonter 
de  Redon  ä  Rennes,  tandis  qu'avant  la  riviere  n'etait  accessible  de  Redon  ä 
Messac  qu'aux  bateaux  de  6  ä  8  tonneaux;  le  voyage  tomba  de  10  ä.  12  jours 
ä  2  ou  3  seulement  (Arch.  Nat.  P**  656,  Adresse  du  departement  d'Ille-et- 
Vilaine  ä  l'Assemblee  Nationale,  fevrier  1791).  Pour  la  Charente,  cf.  [Digakd 
DE  Kerguette],  Mdmoire  et  ijlan  du  cours  de  la  Charente,  Rochefort,  1773, 
in-4°;  Memoires  sur  .  .  .  la  vie  de  Turgot .  .  .  op.  cit.,  pp.  325 — 826.  —  Sur 
toutes  cee  rivieres,  cf.  aussi  Vignon,  op.  eit.,  t.  2. 
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du  brevet  militaire  ^).  Aiissi,  loin  d'avoir  fait  des  progres  sen- 
sibles, il  semble  que  la  navigabilite  des  rivieres  fran^aises  ait 
souvent  dirainue.  Dans  toutes  les  provinces,  pretend-on,  en  1781, 
il  y  a   des   rivieres,    qui   ont   etc   navigables   et   qui   ne  le  sont 


1)  BouRROUL,  Projet  de  navigation  des  rivieres  de  la  Vere  et  du  Tarn, 
Paris,  1752,  in-4*';  Arch.  Nat.  F"  706,  Lettres  patentes  sur  arrest  qui  accordent 
au  sieur  Bourroul  .  .  .  permission  de  construire  deux  canaux  de  navigation 
en  Languedoc,  22  juillet  1755;  id.  F'*  1213,  Memoire  h  M.  le  Contröleur 
general  sur  la  navigation  du  Tarn,  par  M.  de  Solages,  1785;  Memoire  de  la 
raunicipalite  d'Albi  ä,  l'Assemblee  nationale  [1791]. 

Beaucoup  d'autres  rivieres  ont  provoque  des  projets  d'amelioration ;  entre 
autres:  h^Äube:  cf.  Lettres,  Memoires  et  instructions  de  Colbert,  t.  4, 
pp.  412 — 422.  —  liAveyron:  cf.  Note  sur  la  navigation  de  I'Aveyron, 
6  juillet  1789  (Arch.  Nat.  F^*  1187).  —  Le  Blavet:  cf.  Memoire  presente  aux 
Etats  de  Bretagne,  en  decembre  1780,  par  de  Kerangal,  maire  de  Pontivy 
(Arch.  Nat.  F^'  1188).  Le  premier  projet  d'amelioration  de  cette  riviere  remonte 
h.  1650;  de  Kersauson  le  reprit  en  1748  et  1765.  —  Le  Cher:  cf.  Dalphonse, 
Memoire  statis'tique  de  l'Indre,  Paris,  an  XII,  in-fol.,  p.  19.  —  La  Claise  et 
la  Creuse:  cf.  Proces-verbal  de  la  Session  du  conseil  du  departement  d'Indre 
et  Loire  .  .  .  session  de  novembre — decembre  1790  . . .  P  201  (Arch.  Nat.  Fic  ni, 
Indre-et-Loire  5);  F.  Dumas,  La  gmeralite  de  Tours  .  .  .  op.  cit.,  pp.  261 — 266. 
—  Le  Douhs:  cf.  Projet  de  rendre  navigable  le  Doubs  de  Crissey  ä  Besangon, 
10  mai  1765  (Arch.  Nat.  F^*  1193).  —  Le  Loir:  cf.  Memoire  pour  la  navigation 
dn  . .  .  Loir  et  meme  sa  jonction  avec  l'Eure,  par  Louis  Joubert  de 
Vellemarest,  1756  (Arch.  Nat.  F**  708).  —  Le  Lot:  cf.  Memoire  concernant 
la  navigation  du  Lot  [1785]  (Arch.  Nat.  F"  1204);  Granat,  L' amelioration 
des  voies  navigables  en  Agenais  au  X  V^III«  siecle,  dans  Revue  de  V Agenais, 
1903,  t.  28,  pp.  27—35);  Lettres  .  .  .  de  Colbert,  op.  cit.,  t.  4,  pp.  439,  441, 
549,  558.  —  La  Marne :  cf.  Sentence  du  prevöt  des  marchands  de  Paris  .  .  . 
30  mars  1787  (id.  F"  1205).  Cette  sentence  ordonnait  des  reparations  et  pour 
y  subvenir  le  paiement  d'un  droit  par  les  bateliers.  La  riviere  etait  divisee 
en  trois  parties,  de  S*  Dizier  ä  Damery,  de  Damery  ä  la  Ferte-sous-Jouarre, 
de  la  Ferte  ä  Paris;  dans  chacune  de  ces  parties,  on  devait  percevoir,  en 
descendant,  20  sous  par  houtique  ä  poissons,  coche  et  bateau  de  16  toises  et  au 
dessus,  10  sous  par  bateau  de  moins  de  15  toises,  2  sous  par  bachot,  4  sous 
par  train ;  en  remontant,  6  sous  par  «courbes  de  chevaux  büles  sur  les  trains 
de  bateaux  ou  coches».  —  Memoire  sur  la  navigation,  les  reparations  de  la 
Marne,  [mars  1774]  (id.  F**  1205);  Grignon,  Memoire  sur  la  necessite  et 
la  facilite  de  rendre  la  Marne  navigable  depuis  S*  Dizier  jusqu'au  dessus 
de  Joinville,  Amsterdam  et  Paris,  1770,  in-12''.  —  La  Mayenne:  cf.  Ampliation 
au  sujet  d'une  requete  des  entrepreneurs  generaux  des  voitures  de  sei  sur 
les  rivieres  de  Maine,  Sarthe  et  Loir,  31  mai  1724  et  lettre  de  M.  de  Pomereu 
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plus^).  Cette  dccadence  est  attestee  pour  de  grandes  rivieres 
comme  la  Seine  par  de  nombreux  teraoignages.  Au  debut  du 
XVIP  siecle,  des  bateaux  remontaient  jusqu'a  Bar-sur-Seine ;  au 
debut  du  XVIIl'' siecle,  ils  s'arretaieut  a  Troyes ;  l'hiver  de  1709 
causa  de  graves  dommages,  jamais  repares;  en  1765,  la  com- 
pagnie  Richard  entreprit  de  retablir  la  navigatiou  de  la  riviere 
jusqu'äMeiy;  eile  y  reussit;  en  1782,  un  sieur  Leriche  provoqua 
une  visite  officielle  de  la  riviere:  les  Ingenieurs  conclurent  ä  la 
possibilite   de  la   rendre   praticable  jusqu'a  Bar-sur-Seine,    mais 


au  Controleur  general,  24  aoüt  1729  (Arch.  Nat.  F'*  1198);  lettre  de  Bourgeois, 
Ingenieur  en  chef  de  la  Mayenne,  ä  M.  de  La  Milliere,  18  mai  1792  (id.  F"  566). 
—  La  Meiise  et  la  Moselle:  cf.  Memoire  dans  leqicel  on  indique  la  manfere 
dont  on  desireroit  que  fut  iraitce  la  question  j)''opos€e  par  le  concours  de 
Vannee  1772,  jiar  VAcademie  de  Metz,  concernant  les  obstacles  physiques 
qui  genent  la  navigation  des  rivieres  de  la  p>rovince  des  Trois-Eveches, 
jjrincipalement  ceux  de  la  Moselle,  lu  en  la  seance  ordinaire  de  la  societe 
royale  du  lundi  6  avril  1772,  Metz,  s.  d.  iu-16";  Memoire  sur  la  navigatiou, 
octobre  1785  (id.  F*^  566) ;  Observatious  relatives  ä  la  navigation  de  la  Meuse 
depuis  Saint  Mihiel  jusqu'a  Montherme  [avril  1786]  (id.  F'*  1206).  —  L'Ome: 
cf.  BouRKOUL,  Memoire  instriictif  tonchant  le  jjrojet  de  navigation  de  la 
riviere  d'Orne  depuis  Argentan  jusqu'a  son  embouchure  dans  la  mer,  au 
dessous  de  .  .  .  Caen,  Caen,  1760,  in-4*' ;  Memoire  sur  la  riviere  d'Orne,  1763 
(Arch.  Nat.  F^^  142'*).  —  JJOust:  cf.  Navigation  de  la  riviere  d'Oust  de 
Malestroit  ä  Redon,  21  juin  1788  (Arch.  Nat.  F'*  1187).  —  La  Sarthe:  cf. 
Memoire  sur  un  projet  de  rendre  la  Sarthe  navigable  depuis  Malicorne  jusqu'au 
Mans,  par  l'ingenieur  en  chef  de  la  generalite  de  Tours,  1768  (id.  F^'  181), 
et  Triger,  Etudcs  sur  la  navigation  de  la  Sarthe  avant  178.9,  dans  la  Loire 
Navigable,  t.  V,  1900,  pp.  20—21.  —  La  Sarre:  cf.  Memoire  sur  la  navi- 
gation de  la  Sarre  depuis  sa  source  jusqu'a,  son  embouchure  ...  27  aoüt  1785 
(id.  F^*  1211).  —  La  Vtemie:  cf.  Trois  Memoires  ou  observations  presentes 
an  Conseil  d'Etat  du  rot  sur  le  projet  propose  par  M.  de  la  Gueroniere  pour 
la  construction  d'un  canal  en  Poitou  depuis  Chabanais  jusqu'a  ChätellerauU, 
Paris,  1724.  —  L'l'onwe:  cf.  Vignon,  Etudes  historiques  sur  la  navigation 
de  la  riviere  de  l' Tonne,  dans  An.  des  Ponts-et-diaussees,  1851,  l^r  semestre, 
p.  334  et  sqq.;  Max  Quantin,  Histoire  de  la  riviere  d'Yonne,  dans  Bul.  de 
la  Soc.  des  sciences  de  VYonne,  1885,  t.  39  et  1897,  t.  51. 

1)  Arch.  Nat.  F**  1196.  Memoire  sur  la  navigation.  Ce  memoire,  qui 
n'est  ni  signe,  ni  date,  doit  etre  d'AUemand,  le  conservateur  general  de  la 
navigation  de  la  Garonne,  et  avoir  ete  ecrit  en  fevrier  1781.  En  tout  cas 
il  s'inspire  sans  aucun  doute  du  livre  d'AUemand,  Tratte  des  ptages  et  plan 
d'administration  de  la  navigation  Interieure,  Paris,  1779,  in-4''. 
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le  gouvernement  ne  vouliit  pas  se  charger  de  l'execution;  deux 
compagnies  privees  essayerent  en  vain  de  se  former;  eu  1788, 
Leriehe  traitait  encore  avec  une  compagnie,  presidee  par  le 
Chevalier  de  Libin,  pour  obtenir  le  privilege  d'entreprendre  cette 
navigation  ^).  En  Lorraine,  la  navigation  deperit  si  vite  que  le 
port  de  Nancy,  qui,  afferme,  rapportait  2000  livres  dans  le 
premier  tiers  du  XVIIP  siecle,  n'en  rapportait  plus  que  930, 
trente  ans  plus  tard').  A  la  fin  du  siecle, -l'Aube  etait  navigable 
jusqu'a  Arcis  seulemeut,  la  Marne  jusqu'ä  Saint-Dizier,  l'Aisne 
jusqu'ä  Pontavert,  le  plus  souvent  jusqu'ä  Soissons,  l'Oise  jusqu'ä 
Chauny,  l'Eure  jusqu'ä Merey  presPacy,  l'Yonne  jusqu'ä  Clamecy^), 
la  Loire  jusqu'ä  Saint-Rambert,  la  Vienne  jusqu'ä  Chätellerault; 
le  Ciain,  qui  l'avait  ete  jusqu'ä  Poitiers,  n'etait  guere  plus  accessible ; 
le  Loir  jusqu'ä  la  Fleche,  quelquefois  jusqu'au  Lude  et  non  plus 
eomme  dans  la  premiere  moitie  du  siecle  jusqu'ä  la  Chapelle-aux- 
Choux,  la  May enne  jusqu'ä  Laval,  laSarthe  jusqu'ä  Malicorne  et  non 
])lus  jusqu'au  Maus;  la  Sevre  jusqu'ä  Niort*);  la  Charente  jusqu'ä 

1)  Grosley  ,  Navigation  de  la  Seine  jusqu'ä  Troyes  et  au  dessus  de 
cette  ville  dans  Memoire  historique  et  critique  pour  Vhistoire  de  Troyes, 
Paris,  1774;  Leriche,  Avis  aux  speculateurs  patriotes  ou  Memoire  pour 
rctablissement  d'une  noiivelle  navigation  sur  la  riviere  de  Seine,  Paris,  1787, 
in-S**,  pp.  n  et  sqq.,  36  ä  38;  Arch.  Nat.  F'*  530,  Lettre  de  Leriche  ä 
Perronet,  16  raai  1788;  Brusle,  Tableau  statistique  du  departement  de  l'Aube, 
Paris,  an  X,  in-8",  pp.  36—37.  —  D'apres  le  Memoire  d'Allemand,  de 
fevrier  1781  (Arch.  Nat.  F**  1195.  Memoire  sur  la  navigation,  op.  cit),  la 
iiavigabilite  de  la  Seine  aurait  diminue  de  25  lieu^  eu  70  ans.  —  Cf.  aussi 
Felix  Fontaine,  La  navigation  de  la  Raute-Seine  dans  les  temps  modernes 
iM4m.  Soc.  Acad.  de  l'Aube,  t.  XII,  1898,  p.  296). 

2)  P.  BoYE,  op.  cit.,  pp.  82—86. 

3)  Arch.  Nat.  F"  530,  Proces-verbal  de  visite  de  l'Aube  par  l'ing-enieur 
eu  chef  du  departement  de  l'Aube,  9  octobre  1793 ;  Brusle,  Tableau  statistique 
du  departement  de  l'Aube,  op.  cit.,  pp.  36 — 37;  Dauchy,  Statistique  du 
departement  de  l'Aisne,  Paris,  au  X,  in-8'',  pp.  35 — 40 ;  Chevard,  Description 
statistique  du  dejjartement  d'Eure-et-Loir,  Chartres ,  an  X ,  in-8,  p.  74 ; 
Leriche,  Avis  aux  spcculatiurs  i^atriotes  ...  op.  cit.,  p.  19. 

4)  Arch.  Nat.  F'^  1612\  Liste  des  droits  qui  se  perQoivent  sur  la  Loire 
depuis  son  embouchure  jusqu'ä,  S*  Rambert,  1787 ;  Grivel,  Theorie  de  l'edu- 
cation,  op.  cit.,  t.  2,  pp.  412 — 421 ;  Cochon,  Description  generale  du  departe- 
ment  de   la  Vienne,   Paris,   an   X,   in-8",   pp.  80—81;   Arch.  Nat.  F*'  1191, 
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Angouleme  environ^);  l'Orne  de  Caen  ä  la  mer^),  la  Vilaiue 
jusqu'a  Cesson,  un  peu  au  dessus  de  Rennes  ^) ;  la  Garonne  de 
Cazeres  ä  la  mer,  la  Baise  depuis  Nerac,  l'Isle  de  Libourne  ä 
Mussidau,  la  Vezere  de  son  confluent  ä  Montignac  et  meme  a 
Terrassou  oü  remontaient  les  bateaux  de  sei,  l'Ariege  d'Auterive 
a  la  Garonne ;  le  Lot  n'etait  guere  praticable  au  dessus  de  Gabors ; 
l'Aveyron  jusqu'ä  Negrepelisse ;  le  Tarn  jusqu'a  Gaillac*);  l'Adour 
jusqu'a  Grenade;  l'Aude  n'etait  accessible  qu'a  Narbonne;  le 
ßhone  etait  a  la  rigueur  navigable  sur  presque  tout  son  cours 
frangais,  inais  au  prix  de  bien  des  dangers ;  le  Doubs  l'etait  de 
Lyon  a  Crissey  au  dessous  de  Dole,  la  Saone  depuis  Gray,  l'Ain 


Memoire  sur  la  navigation  Interieure  du  Poitou  par  Lapeyke,  1  mai  1785 ; 
id.  F^*  708,  Memoire  pour  la  navigation  de  la  riviere  du  Loir  et  meme  sa 
jonction  avec  l'Eure  .  .  .  1756 ;  Chevard  ,  Description  .  .  .  d'Eure-et-Loir, 
op.  cit. ;  Arch.  Nat.  F'*  181,  Memoire  sur  le  projet  de  rendre  la  Sarthe  navi- 
gable depuis  Malicorne  jusqu'au  Mans,  1768, 

1)  Delaistre,  Statistique  du  departement  de  la  Charente,  Paris,  an  X, 
in-8*,  p.  9. 

2)  Arch.  Nat.  F"  142  B,  Memoire  sur  la  riviere  d'Orne,  1763.  —  La 
Touque  et  la  Dive  etaient  quelquefois  remontees ,  l'une  jusqu'ä,  Lisieux, 
l'autre  jusqu'au  dessus  du  pout  de  Saint-Sanson,  par  de  petites  barques 
chargees  de  charbon  de  terre,  de  cidre  ou  de  bois  (Proces-verbal  des  seances 
de  la  deuxicme  session  du  Conseil  general  de  l'Ässemhlee  administrative  du 
departement  du  Calvados  aux  mois  de  novembre  et  decemhre  1790,  Caen,  1790, 
10-4«,  p.  125). 

3)  Prccis  des  Operations  relatives  ä  la  navigation  interteure  de  Bretagne, 
op.  cit. ;  BouRDAis,  La  navigation  interieure  en  Bretagne  depuis  le  Moyen- 
Age  jusqu'ä  nos  jours  ...  op.  cit.  —  Les  autres  rivieres  bretonnes  —  sauf 
rOust  canalisee  de  Malestroit  ä  Eedon  (Arch.  Nat.  F**  1187,  Navigation  de 
la  riviere  d'Oust  de  Malestroit  ä  Redon,  21  juin  1788)  —  grossies  par  la 
raaree,  etaient  remontees  jusqu'aux  petits  ports  situes  pres  de  leur  embouchure. 

4)  Arch.  Nat.  F"  1195,  Memoire  de  l'etat  actuel  des  rivieres  de  Garonne, 
de  l'Ariege  et  du  Tarn,  par  Labgrie-Pailhert,  octobre  1771 ;  id.  1204,  l'inten- 
dant  de  Bordeaux  au  Controleur  general,  3  fevrier  1776;  Grivel,  Theorie 
de  l'education,  op.  cit.,  t.  11,  pp.  412 — 421;  Arch.  Nat.  F**  1204,  Memoire 
concemant  la  navigation  du  Lot  [1785] ;  Antoine,  Navigation  de  la  Bourgogne 
.  .  .  op.  cit.,  p.  199 ;  id.  F**  1213,  Memoire  ä  M.  le  Controleur  general  sur 
la  navigation  du  Tarn,  par  M.  de  Solages,  1786  et  Moithey,  Dictionnaire 
hydrographique  de  la  France  .  .  .,  Paris,  1787,  in-8",  articles  Adour,  Aude, 
Aveyron,  Bai'se. 
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jusqu'au  port  de  Thoirette,  l'Isere  de  Grenoble  au  Rhone '),  ia 
Meuse  de  la  frontiere  a  Verdim^),  la  Moselle  jusqu'a  Metz,  la 
Somme  jusqu'a  Bray  ^) ;  les  rivieres  du  Nord,  l'Aa,  la  Lys,  la 
Scarpe  avaient  ete  canalisees*). 

Cette  decadence  de  la  navigatiou  Interieure  semble  surtout  avoir 
ete  causee  par  la  negligence  ou  les  abus  des  riverains.  Tandis 
que  les  canaux  etaient  l'objet  d'une  surveillance  speciale,  confiee 
a  des  juges  conservateurs  ou  controleurs,  a  des  gardes  generaux 
et   particuliers  ^),    la   plupart    de    nos    fleuves   manquaient  d'une 


1)  Arch.  Nat.  F"  1193,  Projet  de  reudre  iiavigable  le  Doubs  de  Crissey 
ä,  Besangon  ...  10  mai  1765;  id.  Fic  ni,  Jura  6,  Extrait  des  proces-verbaur 
des  seances  du  conseil  du  departement  du  Jura,  seance  du  13  decembre  1790, 
f  61. 

2)  Arch.  Nat.  F*^  1206,  Observations  relatives  ä  la  navigation  de  la 
Meuse  depuis  Saint-Mihiel  jusqu'a  Montherme  [avril  1786]. 

3)  MoiTHEY,  op.  cit.,  articles  Moselle  et  Somme. 

4)  Courtin,  Travaux  des  Ponts-et-chaussees  depuis  1800  .  .  .  op.  cit., 
p.  192.  —  Sur  la  navigation  de  quelques  rivieres  de  raoindre  importance 
comme  le  Layon,  la  Dive,  la  Claise,  la  Vere,  la  Seille,  le  Ober,  voy. :  sur 
le  Layon  et  le  canal  de  Monsieur,  Arcb.  Nat.  F"  708,  Canal  de  Monsieur, 
Eapport  d'octobre  1781  et  Notes  diverses ;  sur  la  Claise  et  la  Dive, 
F.  Dumas,  op.  cit.,  pp.  260—280;  sur  la  Vere.  Arch.  Nat.  F»*  706,  Lettres 
patentes  .  .  .  qui  accordent  au  S""  Bourroul  .  .  .  permission  de  construire 
deux  canaux  de  navigation  en  Languedoc,  22  juillet  1755  (projet  d'un  canal 
de  Bruniquel  ä  Cahuzac),  et  Bouruoul,  Projet  de  navigation  des  rivieres 
de  la  Vere  et  du  Tarn ,  op.  cit. ;  sur  la  Seille,  Arch.  Nat.  F"  169^^,  divers 
documents  relatifs  ä  un  canal  ä  ouvrir  entre  Marsal  et  Moyenvic,  ordonne 
par  arrets  du  Conseil  des  8  aoüt  et  11  novembre  1755;  sur  le  Cher,  Arch. 
Nat.  F'*  708,  Projet  d'arret  du  Conseil  presente  par  Marivetz,  juiUet  1771 
(projet  d'un  canal  du  Berry,  de  l'Allier  au  Cher,  par  Dun  le  Roi,  Bourges, 
Mehun  et  Vierzon,  —  des  projets  analogues  avaient  dejä  ete  emis  en  1645. 
1587,  1603,  1725). 

5)  Pour  le  canal  du  Languedoc,  un  tribunal  de  justice  civile  et  criminelle 
assurait  la  conservation  des  ouvrages,  la  perception  des  droits,  la  surete  de 
la  navigation ;  les  juges  etaient  nommes  par  les  proprietaires  du  canal,  ainsi 
que  les  12  gardes,  charges  de  l'execution  des  sentences.  Cf.  Histoire  du. 
canal  du  Languedoc,  redigt-t  .  .  .  par  les  descendants  de  P.  P.  Riquet  de 
Bonrepos,  op.  cit.,  pp.  236  et  sqq.  —  Voy.  pour  les  canaux  d'Orleans  et  du 
Loing,  Arch.  Nat.  F'*  660,  Rapport  en  forme  de  memoire  sur  l'iuspectiou 
faite  par  ordre  de  Monseigneur  sur  les  canaux  d'Orleans  et  de  Loing  au  mois 
de  mars  1791. 
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protection  effective.  L'ordonnance  des  eaux-et-forets  de  1669 
n'avait  pu  vaincre  l'inertie  ou  arreter  les  empietements  des 
riverains^);  a  difterentes  reprises,  le  gouvernement  dut  faire  des 
reglements  particuliers  pour  plusieurs  fleuves.  La  police  de  la  Seine 
et  de  ses  prineipaux  affluents  appartenait  depuis  longtemps  au 
prevot  des  marchands  de  Paris  et  l'inspection  des  rivieres  avait 
ete  donnee  a  l'arcliitecte  de  cette  ville  ^).  La  police  de  la  Loire 
et  de  ses  aifluents  avait  ete  pendant  longtemps  aux  mains  du 
Corps  des  navigateurs  et  marchands  de  la  Loire;  l'arret  du 
13  mai  1773  la  leur  enleva  et  l'attribua  ä  l'intendant  de  Tours; 
il  y  eut  des  lors  7  equipages  de  mariniers  baliseurs,  un  de 
Roanne  ä  Nevers,  un  de  Nevers  ä  Orleans,  un  d'Orleans  ä  Tours, 
deux  de  Tours  aux  frontieres  de  Bretagne,  un  sur  l'Allier,  un 
sur  le  Cher^').  En  1733,  la  police  de  la  Garonne  avait  ete  confiee 
a  l'intendaut  d'Auch  et  en  fait  aux  Ingenieurs  des  ponts-et- 
chaussees,  qui  ne  firent  rien;  le  17  juillet  1782,  pour  mettre  fin 
aux  conflits  de  juridiction  entre  l'intendant  d'Auch  et  ses  collegues 
des  generalites  voisines,  un  arret  du  Conseil  divisa  le  cours  de 
la  riviere  en  quatre  departements  repartis  entre  les  quatre  inten- 
dants  de  Bordeaux,  d'Auch,  du  Languedoc  et  de  Montauban. 
Ce  menie  arret  etablit  un  Conservateur  general  de  la  navigation, 
assiste  de  cinq  syndics  et  de  cinq  patrons  jures,  au  choix  des 
intendants  *).  Ce  conservateur,  un  sieur  Allemand,  fut  suspendu 
en  1784,  sur  les  piain tes  des  Parlements  de  Bordeaux  et  de 
Toulouse  qui  lui  reprochaient  son  attitude  «despotique  et  mili- 
taire> '').      Ces    reglements    particuliers    resterent   insuffisants;   ce 

1)  Notamment  les  formalites  de  la  juridiction  des  eaux  et  forets  et  les 
frais  qu'elles  entrainaient  rendaient  les  moyens  judiciaires  infructueux  (Arch. 
Nat  F"  1195,  Lettre  de  Bertin  k  l'intendant  de  Bordeaux,  2  aofit  1764). 

2)  Arch.  Nat.  F^*  1195,  Memoire  sur  la  navigation  [par  Allemand, 
fevrier  1781]. 

3)  F.  Dumas,  op.  cit.,  pp.  249—260. 

4)  Arch.  Nat.  F**  1195,  Memoire  sur  la  navigation  .  .  .  op.  cit.,  et  Navi- 
gation de  la  Garonne  [precis  posterieur  ä.  aoüt  1785] ;  Allemand,  Memoire 
sur  la  navigation  inUrieure;  observations  sur  l'operation  i^articuliere  or- 
donnee  par  le  gouvernement  pour  prtparer  Voperation  generale  presetitee  ici 
sous  tous  ses  rapports,  Paris,  1785,  in-4°,  pp.  47 — 49. 

5)  Arch.  Nat.  F**  1195,  Navigation  de  la  Garonne;  serie  de  pieces  relatives 
k  cette  destitution  et  ä  l'administration  du  sieur  Allemand. 
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qui  manqua,  ce  fut  une  adniiiiistration  uniforme,  uu  corps  d'officiers 
specialistes,  affectes  ä  tous  les  fleiives  et  rivieres,  assimiles  au 
Corps  des  ponts-et-chaussees,  commc  l'avait  propose  Allemand, 
en  1779  et  1785^). 

La  navigation  artifieielle  provoqua  peut-etre  plus  de  projets. 
plus  d'etudes  encore  que  la  navigation  naturelle.  La  preoccu- 
pation  dominante  fut  de  reunir  les  grands  fleuves  et  d'etablir 
la  communication  entre  l'Ocean  et  la  Mediterranee.  On  desirait 
la  «jonetion  des  deux  mers»  dans  un  double  but  cconomique  et 
militaire,  que  rappellent  constamment  les  auteurs  de  projets : 
sans  doute,  en  enumerant  les  avantages  de  cette  jonetion,  ou 
insistait  sur  la  necessite  de  faciliter  le  commerce  Interieur,  d'ouvrir 
des  debouches  a  TagriculturC;  mais  on  montrait  aussi,  combien 
il  importait,  pour  la  defense  du  royaume,  de  suppleer  ä  l'ab- 
sence  ou  de  se  soustraire  au  danger,  en  temps  de  guerre,  des 
Communications  maritimes,  en  assurant  le  transport  facile  et 
prompt,  du  centre  aux  cotes,  des  bois  de  marine,  des  munitions 
de  guerre  et  des  vivres  ^).  La  premiere  jonetion  fut  realisee  par 
le  canal  du  Languedoc.  Mais  des  1665  et  1676,  d'anciens  projets 
de  jonetion  par  la  Saone  et  la  Loire  d'une  part,  par  la  Saone 
et  la  Seine  d'autre  part,  etaient  repris;  en  1688,  un  projet  de 
jonetion  de  la  Saone  et  de  la  Loire  par  le  Beaujolais  fut  exa- 
mine  sur  l'ordre  du  roi ;  l'ingenieur  Regnault  conclut  ä  son  exe- 
cution,  mais  la  guerre  d'Augsbourg  empecha  de  l'entreprendre. 
En  1696,  Vauban  cliargea  l'ingenieur  Thomassin  d'etudier  ä 
nouveau  le  probleme  de  la  jonetion  des  deux  mers;  Thomassin, 
apres  avoir  ecarte,  comme  impossible,  le  projet  de  relier  la  Saone 
ä  la  Seine,  preconisa  la  jonetion  de  la  Saone  et  de  la  Loire  par 
le  canal  de  Longpendu.  Cette  fois  encore,  la  guerre  fit  tout  aban- 
donner. Les  projets  se  renouvelerent  rapidement  dans  la  suite; 
la  reunion  de  la  Loire  ä  la  Seine  par  le  canal  de  Briare  et  par 

1)  Dans  ses  deux  livres,  dejä  cites,  le  Traue  des  lieages  et  plan  d'ad- 
ministration  de  la  navigation  mtericure  .  .  .  et  le  Memoire  sur  la  navigation 
Interieure  ...  — ^  On  trouvera  plus  loin,  Etat  du  reseau,  quelques  details  sur 
les  entreprises  des  riverains. 

2)  Cf.  notamment:  Arch.  Nat.  F^*  676,  Prospectus  du  canal  de  jonetion 
des  deux  mers  par  le  Charolais,  s.  d.  [1780]. 
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le  canal  d'Orleans  acheve  en  1692^)  facilitait  les  tentatives  de 
jonction  de  la  Saöne  et  de  la  Loire ;  le  Chevalier  Daudet,  repre- 
nant  l'idee  d'un  canal  du  Beaujolais,  proposa,  en  1737,  de  con- 
struire  un  canal  de  Roanne  ä  Lyon^);  en  1779,  Perronet  fut 
appele  ä  etudier  une  proposition  semblable  ^)  qui  n'aboutit  pas. 
Les  freres  de  Raguet  Brancion  qui,  a  partir  de  1772,  encourages 
par  le  prince  de  Conde,  chercherent  cette  jonction  dans  le  Cha- 
rolais,  furent  plus  heureux:  leur  projet  d'un  canal  du  Charolais, 
appele  depuis  canal  du  Centre,  de  Chalon  ä  Digoin,  rcQut  un 
comraencement  d'execution  *).  Malgre  les  critiques  de  Thomassin 
et  de  ceux  qui  jugeaient  impossible  la  reunion  de  la  Saöne  et 
de  la  Seine  ^),  de  nombreux  projets  adopterent  l'idee  emise,  des 
1676,  par  Riquet**);  en  1718,  M.  de  la  Jonchere,  entre  1724  et 
1727,  Abeille,  en  1729,  M.  Despinassy,  en  1764,  Thomas  du 
Morey  presenterent  des  projets  d'un  canal  de  Bourgogne,  dont 
l'examen  fut  demande,  en  1764,  aux  Ingenieurs  Perronet  et  Chezy. 
Sur  avis  favorable  de  ces  Ingenieurs,  la  construction  d'un  canal 
de  Saint-Jean-de-Losne  ä  Buisson  par  l'Ouche  et  TArmangon  fut 
decidee;  les  travaux,  estimes  ä  22  000000  de  livres  environ, 
a  la  Charge,  par  moitie,    du   tresor  royal  et  des  Etats  de  Bour- 


1)  Une  nouvelle  reunion  de  la  Seine  et  de  la  Loire  fut  proposee  sous  le 
nom  de  Canal  de  Cosne.  Cf.  Abeille,  Etat  dis  avantages  que  produira  le 
Canal  de  Cosne  tant  pour  Paris  que  pour  les  provinces,  en  descendant  les 
rivicres  d'Yonne  et  de  Loire,  dresse  par  les  ordres  de  M.  le  duc  d'Orleans, 
au  mois  d'aoüt  1729,  Paris,  1740,  in-fol. ;  L.  Mirot,  Projets  de  jonction  de 
la  Loire  et  de  l'Yonne.    Le  Canal  de  Cosne  ä  Clamecy,  Paris,  1907,  in-S". 

2)  Arch.  Nat.  F^'  706,  Memoire  pour  la  communication  des  mers  ou  canal 
de  Lyon  par  le  Chevalier  Daudet,  Ingenieur  geographe  du  roi  .  .  .  1737. 

3)  Id.  Ibid.  Observations  sur  le  memoire  du  marquis  du  Crest  sur  la 
possibüitfe  d'un  canal  du  Beaujolais,  10  aoüt  1779. 

4)  Charles  Antoine  de  Kaguet  Brancion,  mestre  de  camp  commandant 
du  5e  regiment  d'etat-major,  et  Pierre,  Anne,  Charles,  capitaine  du  genie 
(Arch.  Nat.  T"  676,  lettres  patentes  de  j  an  vi  er  1783). 

5)  Thomassin,  Lettres  sur  les  canaux  proposes  pour  former  la  jonction 
des  deux  mers  par  la  Bourgogne,  Dijon,  1726,  in-S". 

6)  Arch.  Nat.  F'*  706,  Memoire  pour  la  communication  des  mers  .  .  .  par 
Daudet,  op.  cit. 
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gogne,  commencerent  en  1777^).  Depuis  le  debut  du  XVIU*^ 
siecle,  on  avait  egalement  songe  ä  raettre  la  Mediterranee  en 
communication  avec  la  mer  du  Nord.  Des  etudes  avaient  ete 
faites,  en  1718,  en  vue  de  relier  la  Moselle  et  la  Saone  et  des 
compagnies,  en  1737,  1738,  1751,  avaient  propose  de  construirc 
un  canal;  en  1775,  ces  etudes  furent  reprises^).  En  1767,  un 
sieur  Girardin,  eure  de  Rouvres,  demanda  la  reunion  de  la  Meuse 
ä  la  Saone  ^).  Ce  fut  la  jonction  du  Rhone  au  Rhin  qui  ren- 
contra  le  plus  de  partisans  et  l'on  resolut  de  Tamorcer  en  ouvrant 
un  canal  de  la  Saone  au  Doubs.  Ce  canal  dit  de  Franclie-Comte 
fut  commence  en  1783,  aux  frais  des  Etats  de  Bourgogne  et  de 
la  Franche-Corate  *).  En  meme  temps  que  la  «jonction  des  deux 
mers>,  on  poursuivit  l'etablissement  d'uu  reseau  navigable  in- 
interrompu  entre  tous  les  fleuves  frangais.  Dans  le  Nord,  le 
canal  de  NeulFosse,  dont  les  plans  avaient  ete  dresses  des  1686, 
fut  ouvert  entre  1753  et  1786,  reliant  l'Aa  a  la  Lys,  dejä  reunie 
elle-meme  a  la  Scarpe  depuis  1693^);  depuis  1738,  la  navigation 


1)  De  LA  JoNCHERE,  Pfojet  d'un  canal  de  Bourgogne  lioiir  la  communi- 
cation des  deux  viers,  Dijon,  1718 ;  Abeille,  Memoire  concemant  le  projet 
du  canal  de  Bourgogne,  Dijoa,  1727,  in-fol.;  [Thomas  du  Morey,]  Memoire 
sur  le  canal  de  Bourgogne  qui  a  remporte  le  prix  de  V Academie  de  Dijon, 
Paris,  1764,  in-8'' ;  Courtin,  Travaux  des  Ponts-et-chaussees  depuis  1800  .  .  . 
op.  cit. ,  pp.  157  —  162;  Arch.  Nat.  F"  B66,  Memoire  pour  la  navigation, 
octobre  1785.  —  En  1783,  les  canaux  du  Charolais  et  de  Bourgogne  furent 
concedes  aux  Etats  de  Bourgogne,  qui  continuerent  les  travaux  ä  leurs  frais 
(Marivetz,  Systeme  general  des  navigations  ...  op.  cit.,  p.  210  et  sqq.). 

2)  P.  BOYE,  op.  cit.,  p.  77  et  sqq. 

3)  Arch.  Nat.  F'^  706,  Projet  d'un  commerce  direct  du  Nord  avec  le  Midi, 
26  avril  1767.  —  Cf.  aussi:  Discours  prononce  ä  la  seance  publique  de 
r Academie  .  .  .  d'Amiens,  le  25  aoüt  1782,  par  M.  d'Agay  .  .  .  sur  les 
avantages  de  la  navigation  interieure,  auquel  ou  a  Joint  la  carte  de  com- 
viunicfition  de  la  .  .  .  Mediterranee  avec  la  mer  du  Nord,  par  le  canal 
projete  en  Bourgogne  et  j^ar  les  cnnaux  de  Picardie,  Amiens,  s.  d.  in-4''. 

4)  Marivetz,  op.  cit.  et  Arch.  Nat.  Pic  III,  Jura  7,  Tableau  de  la  situatiou 
politique  du  departement  du  Jura  au  1  prairial  an  VII.  Cf.  aussi  Courtin, 
op.  cit.,  pp.  162—163. 

5)  ViGNON,  op.  cit.,  t.  2  et  Blanchard,  La  Flandre,  Etüde  geographique 
de  la  plaine  flamande  en  France,  Belgique  et  Hollande,  Lille,  1906,  in-8'', 
pp.  454  et  sqq. 
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utilisait  le  canal  Crozat,  entre  l'Oise  et  la  Somme,  de  Chauny 
ä  Saint-Quentin  ^) ;  les  travaux  du  canal  de  Valenciennes  ä  Cour- 
trai,  deja  tres  avances  cn  1776,  furent  termines,  et  des  etudes 
preparatoires  furent  entreprises  pour  continuer  ce  canal  jusqu'ä 
Saint-Quentin^),  pour  joindre  l'Escaut  ä  la  Sambre  et  ä  l'Oise^'), 
l'Escaut  ä  la  Scarpe,  de  Bouchain  ä  Douai  *),  On  envisagea  aussi 
la  jonction  de  la  Sarre  avec  le  Rbin,  la  Meuse  et  la  Moselle  ^), 
Celle  de  la  Meuse  et  de  la  Moselle,  celle  de  la  Meuse  et  de  la 
Seine  *'),  celle  du  Loir  et  de  l'Eure  ^),  celle  de  la  Garonne  et  de 
l'AdGur^).     En  Bretagne,    en  1783,    les  Etats,    sous   i'inspiration 


1)  Demangeon,  La  Picardie  et  les  regions  voisines,  Artois,  Camhresis, 
Beauvaisis,  Paris,  1905,  in-S",  pp.  323  et  sqq. 

2)  Arch.  Nat.  F»*  667,  Lettre  de  Turgot  k  Trudaine,  29  janvier  177G  et 
Courtin,  op.  cit.,  pp.  140 — 143. 

3)  En  1781 — 1782,  le  marechal  de  Segnr  fit  dresser  un  projet  de  jonctiou 
(Arch.  Nat.  F'*  706,  le  marechal  de  Segur  ä  M.  de  Calonne,  16  fevrier  1784). 

4)  Par  le  moyen  du  canal  de  la  Sensee  (Arch.  Nat.  F**  667,  lettre  de 
M.  de  Castries,  1  mars  1777,  et  lettre  du  departement  du  Nord  ä  M.  de  la 
Milliere,  20  juillet  1791). 

5)  Arch.  Nat.  F"  1211,  Memoire  sur  la  navigation  de  la  Sarre  depuis 
sa  source  jusqu'ä  son  embouchure  dans  la  Moselle,  sur  sa  jonction  avec  le 
Rhin  superieur  k  Strasbourg,  avec  la  Moselle  ä  Metz  et  avec  la  Meuse, 
27  aoüt  1785. 

6)  Arch.  Nat.  F'*  506,  Memoire  sur  la  navigation,  octobre  1785.  Le 
point  de  jonction  projete  entre  la  Moselle  et  la  Meuse  tHait  Pagny.  Le 
privilege  d'un  canal  de  Champagne  entre  la  Meuse  et  la  Seine  avait  ete 
concede  au  prince  de  Conti  qui,  en  1785,  proposa  de  Tabandonner  auroi;  on 
estimait  la  construction  de  ce  canal  ä  4  000000  de  livres.  —  Arch.  Nat. 
F'*  706,  Projet  d'un  canal  de  la  Meuse  ä  la  Marne  depuis  Frebecourt  jusqu'ä 
JoinviUe,  par  l'ingenieur  Pichou  [1786].  —  Paul  Laurens,  Un  projet  de 
canal  de  la  Mause  ä  l'Aisne  (1786)  dans  Revue  historique  ardennaise,  1898, 
t.  5,  pp.  98—105. 

7)  Arch.  Nat.  F'*  708,  Memoire  pour  la  navigation  de  la  riviere  du  Loir 
et  meme  sa  jonction  avec  l'Eure  par  Joubert  de  Villemarest,  1756. 

8)  Id.  F'^  706,  Memoire  sur  un  projet  de  canal  de  la  Garonne  ä  l'Adour 
...  23  septembre  1782.  Ce  canal  fut  propose  par  M.  Charreton,  avocat  ä 
Bordeaux,  sous  le  nom  de  canal  de  Gascogne.  En  juillet,  les  corps  de  ville 
de  Mezin,  Nerac,  Lisse,  Castelnau  d'Auzan  .  .  .  le  patronuerent.  En  1790 
on  6tudiait  et  discutait  encore  le  projet  (Id.  ibid.,  Rapport  reiatif  aux  projets 
d'un  canal  de  jonction  de  la  Garonne  ä  l'Adour  .  .  .  1790;  id.  PiC  m,  Lot- 
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de  M.  de  Piro,  qui  avait  repris  le  projet  de  M.  de  Kersauson '), 
firent  etudier  le  trace  de  canaux,  destines  ä  unir  la  Vilaine  a 
la  Rance,  ä  la  Loire,  au  Blavet,  a  l'Aulne  et  ä  la  Mayenne"). 
L'Assemblee  proviiiciale  du  Berry,  tout  en  songeant  ä  rendre 
le  eher  navigable  jiisqu'ä  Saint- Amand,  l'Indre  jusqu'ä  la  Chätre, 
la  Creuse  jusqu'ä  Argenton,  l'Yevre  de  Bourges  ä  Vierzon,  forma 
le  dessein  de  construire  deux  canaux,  qui  relieraient  Bourges  Tun 
ä  la  Loire  et,  par  la  Loire,  la  Seine  et  les  canaux  du  Nord, 
ä  Paris,  ä  Rouen,  ä  la  Picardie,  aux  Flandres,  a  la  Hollande, 
l'autre  ä  l'Allier  et,  par  la  Haute-Loire,  ä  la  Bourgogne,  la 
Franche-Comte,  l'Alsace,  l'Allemao-ne,  le  Lyonnais,  le  Dauphine, 
la  Provence,  la  Mediterranee,  l'Italie  et  peut-etre  ä  Bordeaux  et 
ä  l'Espagne  ^).  Le  Systeme  des  canaux  de  Briare,  d'Orleans, 
du  Nivernais,  du  Charolais,  de  Bourgogne,  de  Franche-Comte, 
tout  en  preparant  la  jonction  des  mers,  reliait  entre  eux  le  Rhone, 
le  Rhin,  la  Loire  et  la  Seine.  Mais  la  Garonne  restait  isolee. 
Pour  empecher  l'isolement  de  ce  fleuve,  on  se  preoccupa  de  le 
relier  ä  la  Loire  et  au  Rhone;  Marivetz,  dans  sa  <Carte  figura- 
tive  des  navigations  naturelles,  artilicielles  dejä  existantes,  de 
Celles  dont  l'etablissement  est  ordonne,  de  Celles  qui  sont  desi- 
rables  pour  completer  le  Systeme  general  de  navigation  Interieure», 
imagina  en  effet  de  joindre :  d'une  part,  l'Allier  au  Cher,  ä  la 
Dordogne  et  au  canal  du  Languedoc,  d'autre  part  l'Auron  au 
Cher,  ä  la  Gartempe,  ä  l'Isle  et  ä  la  Dordogne,  enfin  de  ratta- 
cher  le  premier  de  ces  canaux  ä  un  troisieme  qui  gagnerait  le 
Rhone  par  l'Aveyron  et  la  Ceze^), 


et-Garonne  5,  Expedition   du   proces-verbal   des  seances  de  la  2®  session  du 
conseil  general  du  departement  du  Lot-et-Garonne,  i°«  58—59). 

1)  Memoire  sur  les  canaux  de  Bräagney  Rennes,  1748,  in-S". 

2)  On  trouvera  le  resultat  de  ces  etudes  dans  de  Coulomb,  La  navigation 
inUriture  de  la  Bretagne,  Paris,  1783,  in-4*',  et  surtout  dans  le  Precis  des 
Operations  relatives  ä  la  navigation  interieure  de  Bretagne^  Rennes,  1785, 
in-fol.  —  Cf.  aussi  Bourdais,  op.  cit. 

3)  Cf.  Dalphonse,  Memoire  statistique  du  departement  de  VIndre,  op. 
cit.,  p.  19. 

4)  Marivetz,  Systeme  getieral . . .  des  navigations  . . .  op.  cit.  —  L'Assem- 
blee provinciale  du  Berry  estimait  aussi  pouvoir  reunir  la  Creuse  ä  la  Dor- 
dogne (cf.  Dalphonse,  op.  cit.,  p.  19). 

Vierteljabrschr.  f.  Social-  u.  Wirtschaftageschichte.  VII.  9 
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De  ce  plan  graudiose  qu'a-t-on  realise?  a  peu  pres  1000  kilo- 
metres  de  canaux  repartis  entre  les  canaux  de  Briare,  d'Orleans, 
du  Charolais,  de  Bourgogne,  de  LuQon  ä  la  mer,  d'Azergues,  du 
Languedoc,  de  Crozat,  de  NeufFossc,  de  Douai  ä  Lille  et  ä  Lens, 
de  Dunkerque  ä  Valenciennes,  Calais  et  Cambrai  ^).  En  1788, 
Marivetz  estimait  la  longueur  du  reseau  navigable,  tant  naturel 
qu'artificiel,  ä  plus  de  2000  Heues  ^). 

III 

Etat  des  reseaux. 

A  ne  considerer  que  les  cliiflfres,  on  pourrait  croire  que 
la  France  possedait,  ä  la  fin  du  XVIIP  siecle,  un  reseau  dejä 
remarquable  de  Communications.  Mais  que  valaient  les  12  000 
lieues  de  routes,  les  2  000  Heues  de  voies  d'eau  de  ce  reseau? 
Les  Ingenieurs  du  XVIIP  siecle  ont  ete  d'une  competence 
professionnelle  incontestable  et  l'art  de  construire  les  chemins 
se  perfectionna  rapidement  apres  Torganisation  du  corps  et 
de    l'Ecole    des    ponts-et-chaussees    de  France^).     Malheureuse- 

1)  Sur  le  canal  d'Azergues,  cf.  Arch.  Nat.  F'*  1188,  Rapport  sur  l'examen 
des  devis  ...  du  bail  d'entretien  de  la  riviere  d'Azergues,  1784.  Le  canal 
de  Briare  avait  pres  de  100  kilometres  et  42  ecluses ;  ceux  d'Orleans  et  du 
Loing,  57  000  toises  environ  et  55  ecluses;  celui  du  Charolais,  terraine  en  1791, 
livre  ä  la  navigation  dans  l'hiver  de  1793 — 1794,  pres  de  100  kilometres  et 
81  ecluses;  celui  du  Languedoc,  101  bassins  d'ecluse  (Statistique  generale  et 
particulüre  da  la  France  et  de  ses  colonies  .  .  .  Paris,  1807,  in-S",  t.  2, 
p.  421  et  sqq. ;  Conseil  des  Cinq  Cents.  Rapport  fait  au  nom  de  la  Com- 
mission  chargee  d'examincr  l'etat  de  Situation  des  canaux  de  navigation, 
par  Guyton,  13  thermidor  an  IV,  p.  22;  Courtin,  op.  cit.,  pp.  131—190; 
Marc,  Deux  documents  sur  la  construction  du  canal  du  Centre  [1783—1786], 
dans  Mem.  de  la  Soc.  Eduenne,  1898,  nouv.  serie,  t.  26,  pp.  259—270 ;  Arch. 
Nat.  F"  660,  Rapport  en  forme  de  memoire  sur  l'inspection  faite  .  .  .  sur 
les  canaux  d'Orleans  et  du  Loing,  en  mars  1791).  —  Sur  la  navigation  du 
canal  du  Centre,  cf.  Arch.  Nat.  F^*  676,  Etat  du  produit  des  droits  de  navi- 
gation du  canal  du  Centre,  an  XI,  et  Etat  general  du  mouvement  des  bateaux 
sur  le  canal  du  Centre  pendant  la  navigation  de  I'au  XI.  Des  l'an  II,  on 
compta,  sur  ce  canal,  408  bateaux,  en  Fan  III,  1176,  en  l'an  IV,  1606;  en 
10  ans,  des  ans  I  ä  X,  3521. 

2)  Systeme  general  .  .  .  des  navigations  .  .  .  op.  cit.    Avant-Propos,  p.  4. 

3)  Cf.  ViGNON,  Debauve,  des  Cili.euls,  op.  cit.  Cf.  aussi  Couktin,  op. 
cit.,  pp.  10—12. 
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ment  ils  ne  purent  empecher  les  malfagons  des  corvoyeurs,  ni 
assurer  le  bon  entretien  des  routes.  Dans  l'intervalle  des  cor- 
vees,  ces  larges  routes^),  parfois  trop  droites^),  se  degradaient 
vite;  les  intendants,  tel  celui  du  Poitou,  ordoiinaient  bien  aux 
proprietaires  riverains  de  reparer  les  petites  degradations  pendant 
rintervalle  des  corvees ;  ils  n'etaient  pas  ecoutes  %  Ce  n'est  qu'a 
la  fin  du  siecle  qu'ils  songerent  ä  etablir  sur  les  routes  des 
cantonniers,  des  «manoeuvres  stationnaires  destiues  ä  parcourir 
continuellement  les  routes  .  .  .».  Les  Etats  de  Bourgogne  avaient 
decide,  vers  1779,  de  repartir  12  cantonniers,  sur  la  grand'  route 
de  Lyon  a  Paris,  pendant  la  traversee  du  Mäconnais  ^) ;  quelques 
provinces  suivirent  leur  exemple.  Le  25  juillet  1785,  Amelot 
en  afFecta  16  aux  routes  de  poste  de  la  Bresse,  6  ä  celles  du 
pays  de  Gex,  aux  gages  de  260  livres  par  an-^);  en  1786,  le 
Languedoc  en  installa  de  lieue  en  lieue  sur  la  grande  ligne  de 
poste  ^);  dans  la  generalite  de  Soissons,  on  compta  115  canton- 
niers  ä    300  livres    par    an  ^) ;    dans    la   generalite    de   Chälons, 


1)  L'arret  du  Conseil  du  3  mai  1720  avait  fixe  la  largeur  des  routes 
royales  ä  60  pieds,  non  compris  les  fosses,  celle  des  routes  de  ville  ä  ville, 
ä  36  pieds  d'un  fosse  ä  l'autre  —  l'arret  du  6  fevrier  1776  distingua  quatre 
sortes   de   routes   et  en  fixa  la  largeur  respective  ä  42,  36,  30  et  24  pieds. 

2)  On  a  beaucoup  eritique  cette  construction  des  routes  en  ligne  droite, 
qui  tenait  peu  de  compte  des  accidents  du  terrain  et  entrainait  des  montees 
formidables.  Sur  les  cotes  des  routes  d'Auvergne,  cf.  Legrand,  Voyage  fait 
en  T7S7  et  17SS  dans  la  ci-devant  haute  et  hasse  Aavergne  .  .  .  op.  cit., 
pp.  226—227. 

3)  Clement,  La  corvee  en  Poitou,  ...  op.  cit.,  p.  83.  Par  ordonnance 
du  4  septembre  1762,  M.  de  Blossac  ordonnait  aux  riverains  de  corabler,  tous 
les  huit  jours,  les  «bourbiers,  mares  d'eau  et  trous»,  en  bordure  de  leurs 
champs;  le  8  mars  1770,  il  renouvelait  cette  ordonnance. 

4)  Allemand,  Traue  des  peages  .  .  .  op.  cit.,  p.  125. 

5)  Rapport  contenant  les  details  principaux  de  la  gtstion  du  directoire  du 
dipartement  de  VAinjusqu'au  1  novembre  1790  . . .  par  E.iboud  . .  .  Bourg,  1790, 
iii-4'',  pp.  7B-76. 

6)  Arch.  Nat.  W^  III,  üard  6,  Proces-verbal  de  la  Session  du  departe- 
ment  du  Gard,  en  1791,  seance  du  6  decembre,  Memoire  sur  les  nioyens 
d'ameliorer  l'entretien  des  chemins  et  les  conditions  des  baux  des  ouvrages 
publics,  par  Angrave,  f"  58. 

7)  Proces-verbal  des  seances  de  Vadministration  du  departement  de 
VÄisne,  annie  1790,  ^^»'e  sessioti,  Laon,  1790,  in-4'',  p.  211. 
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depuis  avril  1788,  les  routes  furent  divisees  en  stations,  d'eten- 
due  variable,  et  chaque  Station  confiee  ä  un  chef  stationnaire 
qui  entretint  k  ses  frais  12  cantonniers  et  qui  repondit  de  l'etat 
de  la  route^).  Mal  construites  et  mal  entretenues,  les  routes 
etaient  pour  la  plupart  dans  un  etat  deplorable.  Le  Limousin  ^) 
et  le  Languedoc  passaient  pour  posseder  les  plus  beaux  chemins 
du  royaume;  cependant,  en  1791,  le  tableau  qu'on  tra^ait  des 
routes  du  Languedoc  etait  loin  d'etre  brillant'^).  Dans  certaines 
regions,  conime  dans  le  departement  des  Landes,  en  1790,  sur 
3Ü0  Heues  de  grandes  routes,  il  n'y  en  avait  pas  6  en  bon 
etat  *).  Coupees  de  fondrieres,  de  mares,  empierrees  de  cailloux 
mal  casses,  sur  lesquels  on  ne  pouvait  passer,  les  routes,  au 
lieu  d'etre  entretenues  par  les  proprietaires  riverains,  etaient,  de 


1)  Arch.  Nat.  F^^  III,  Aube  2,  Proces-verbal  de  I'assemblee  du  departe- 
ment de  l'Aube,  seance  du  n  novembre  1790,  Rapport  du  procureur  general 
Beugnot,  fo^  40  et  41.  Ce  regime  re  donna  pas  de  tres  bons  resultats,  Les 
chefs  stationnaires,  qui  devaient  donner  262  livres  ä  chaque  cantonnier  et 
recevaient  pour  eux-memes  le  cinquieme  du  montant  des  salaires  de  leurs 
cantonniers,  etaient  de  veritables  entrepreneurs  —  leur  travail  ne  donna  pas 
satisfaction.  —  Dans  la  generalite  de  Tours,  du  Cluzel,  des  1781,  avait  place, 
sur  la  route  d'Espagne,  des  journaliers  statiounaires  (F.  Dumas,  op.  cit.,  p.  71); 
apres  la  suppression  de  la  corvee  en  nature,  ce  furent  les  adjudicataires  des 
travaux  des  routes  qui  durent  entretenir  des  cantonniers.  Ces  cantonniers 
donnerent  lieu  aussi  ä  des  plaintes  (Arch.  Nat.  Fic  HJ,  Maine  et  Loire 
5.  Session  du  conseil  general  du  departement  de  Mayenne  et  Loire,  seance  du 
12  decembre  1791,  Rapport  du  bureau  des  ponts-et-chaussees,  f**  lü5). 

2)  Texier-Olivier,  Stutistique  generale  de  la  France.  Departement  de 
la  HaiUe-Vienne,  Paris,  1808,  in-4",  pp.  521—622. 

3)  Arch.  Nat.  F^c  III,  Gard  6,  Proces-verbal  de  la  sessiou  du  departe- 
ment du  Gard,  en  1791,  Memoire  .  .  .  par  Angrave,  op.  cit. 

4)  Id.  F^c  ni,  Landes  5,  Proces-verbal  de  la  If^e  session  du  conseil 
general  du  departement  des  Landes,  seance  du  26  novembre  1790,  f  21.  — 
Dans  le  departement  de  la  Haute-Saone,  toutes  les  routes  avaient  ete  mal 
construites  (Vergnes,  MAmoire  sur  la  statistique  du  departement  de  la 
Hauie-Saöne,  Paris,  an  IX,  in-8*,  pp.  18 — 19).  —  Dans  le  departement  de 
rindre,  la  meilleure  route,  la  route  d'Espagne  par  Orleans,  Limoges  et 
Toulouse,  etait,  dans  les  quatre-cinquiemes  de  sa  longueur,  faite  d'une  «pierre 
calcaire  qui  se  fuse  aisement  et  se  convertit  en  poussiere  et  en  boue» 
(Dalphonse,  Statistique  generale  de  la  i'rance,  Me7noire  statintique  de 
l'lndre,  op.  cit.,  p.  3). 
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la  part  de  ces  derniers,  l'objet  de  degradations  incessautes.  Le 
procureur  general  syudic  de  l'Aude  resumait  assez  completement 
les  abus  des  riverains  quand  il  se  plaignait:  cl"  de  ce  que  les 
particuliers,  dont  les  possessions  aboutissent  aux  chemins,  cher- 
chent  ä  les  retrecir  poiir  donner  un  peu  plus  d'etendue  ä  leurs 
possessions  et  de  ce  qu'ils  pratiquent  des  passages  dans  les 
fosses  pour  y  aboutir;  2°  de  ce  qu'ils  fönt  des  depots  de  fu- 
rnier, de  bois,  d'autres  materiaux  ou  de  decombres  dans  les 
gondoles,  dans  les  fosses  et  sur  les  chemins  .  .  .;  3"  de  ce  qu'on 
mene  dans  les  fosses  des  coehons  qui  y  comraettent  des  affouille- 
ineuts,  des  haras  et  des  troupeaux  de  moutons,  qui  trepignent 
les  talus;  4"  de  ce  que  les  conducteurs  des  charrettes  ä  boeufs 
affectent  de  passer  sur  les  banquettes  .  .  . ;  5°  de  ce  que  les 
cantonniers  places  sur  les  routes  pour  veiller  ä  leur  conservation 
et  les  reparer,  etant  quelquefois  Insultes  et  menaces,  n'osent  point 
remplir,  avec  le  meme  zele,  leurs  fonctions»  ^).  Aussi,  presque 
partout,  les  routes  etaient-elles  impraticables  peudant  une  bonne 
partie  de  l'annee^).  En  bien  des  endroits,  la  rarete  ou  meme 
l'absence  des  ponts  dirainuait  encore  leur  utilite:  «il  y  a  meme 
des  routes  faites  dans  presque  toutes  les  generalites,  dont  le 
public  ne  peut  pas  profiter,  ecrivait  de  La  Lande,  parce  que  les 
ponts  ne  sont  pas  encore  faits,  ä  cause  de  la  depense  .  .  .>^). 
En  1789,  dans  la  Franche-Comte,  il  existait  seulement  64  ponts 
impörtants,    d'une   ouverture   d'au   möins  20  metres^);  il  n'y  en 

1)  Arch.  Nat.  F^c  m^  Aude  4",  Proces-verbal  de  la  session  du  conseil 
du  departement  de  l'Aude  .  .  .  seance  du  12  decembre  1790,  f  138.  —  Sur 
ces  abus,  cf.  aussi  J.  Letaconnoux,  Le  Regime  de  la  corvee  en  Bretagne  .  .  . 
PI».  109—111. 

2)  Sur  l'etat  des  routes,  cf.  Arch.  Nat.  F*'  1317'^,  Copie  d'une  lettre  du 
prefet  de  la  Vienne  au  ministre  de  l'interieur,  floreal  an  IX ;  A.  Dupuy,  Etudes 
sur  Vadministration  municipale  en  Bretagne,  nu  XVIII^  siede,  op.  cit., 
p.  257;  J.  Letaconnoux,  op.  cit.,  pp.  107 — 109;  De  Vimportance  et  de  la 
necessite  des  chemins  publics  en  France  ...  op.  cit. 

3)  Des  canaux  de  navigation  et  sp^cialement  du  canal  du  Languedoc, 
Paria,  1778,  in-4'',  p.  420. 

4)  Hyenne,  op.  cit.,  p,  343.  —  Le  pont  de  l'Isere,  sur  la  route  de  Lyon, 
empörte  par  les  eaux  en  1778,  n'avait  pas  ete  reconstruit ;  on  l'avait  remplace 
par  un  bac  (Colin,  Observations  sur  la  Situation  du  departement  de  la  Drömc, 
Paris,  an  IX,  p.  40). 
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avait  que  2  sur  l'Allier,  dans  toute  la  traversce  de  la  province 
d'Auvergne,  aux  deux  extremites  de  la  province,  a  Pont-du- 
Chäteau  et  ä  la  Bajasse^);  dans  le  departement  de  l'Aisne,  il 
n'y  avait  encore,  en  1802,  que  tres  peu  de  ponts  sur  l'Aisne  et 
il  n'y  en  avait  pas  sur  la  Marne.  Sans  doute,  sur  les  rivieres,  il  y 
avait  des  bacs;  dans  le  departement  du  Doubs,  par  exemple 
il  y  en  avait  23  sur  le  Doubs,  3  sur  la  Loire-);  dans  celui  de 
l'Ain,  1  sur  la  Chalaronne,  ä  Montmerle,  2  sur  la  Veyle,  ä  By 
et  Jouhe,  5  sur  l'Ain,  ä  Granges,  Bolozon,  Pont-d'Ain,  Varambon^ 
8  sur  le  Rhone,  ä  Groslee,  Vieu,  Cordan,  Pierre-Chätel,  Ville- 
neuve,  Loyettes,  Saint-Vulbas,  Miribel,  15  sur  la  Saone,  ä  Thois- 
sey,  Trevoux,  Saint-Bernard,  Riottier,  Beauregard,  IJiviere,  France, 
Greslonge,  Arciat,  Asnieres,  Vesines  et  Porcelet  ^) ;  dans  celui  du 
Mont-Blanc,  1  sur  l'Isere  ä  Pau,  2  sur  le  Rhone,  ä  la  Balrae  et 
ä  Lucey"*);  dans  celui  de  l'Aisne,  10  sur  l'Aisne  et  5  ä  6  sur 
la  Marne  ^).  Toutefois  les  bacs  etaient  trop  rares  encore.  D'ailleurs 
ils  n'offraient  qa'un  passage  lent  et  difficile,  dangereux  souvent, 
interrompu  chaque  annee  par  les  glaces  ou  les  grandes  eaax  ^). 
Enfin   le   mauvais    etat    de   la   vicinalite    achevait    de   rendre   le 


1)  Legrand,  Voyage  fait  en  1787  et  178S  dans  la  ci-devant  haute  et 
basse-Äuvet-gne  ...  op.  cit.,  p.  226.  —  «Nos  routes  trempees  des  sueurs  des 
habitauts,  disent  les  administrateurs  du  departement  des  Hautes- Alpes,  etaient 
encore  tres  imparfaites  et  impraticables  en  differentes  parties,  faute  de  ponts 
8ur  les  rivieres  et  ruisseaux  sans  nombre  qui  les  coupent.»  {Compte  que 
rendent  les  administrateurs  .  .  .  du  ddpartement  des  Hautes-Alpes  .  .  .  des 
fonds  mis  ä  leur  disposition  depuis  le  2  aoüt  1790  .  .  .  Gap,  1792,  in-4,  p.  31.) 
—  Dauchy,  Statistique  .  .  .  de  VAisne,  op.  cit.,  pp.  38 — 40. 

2)  J.  Debry,  Statistique  generale  de  la  France.  Memoire  statistique  du 
departement  du  Doubs,  Paris,  an  XII,  in-fol.,  p.  9. 

3)  Bossi,  Statistique  generale  de  la  France.  Dipartement  de  l'Ain, 
Paris,  1808,  in-4»,  p.  675. 

4)  De  Verneuihl,  Statistique  generale  de  la  France.  Departement  du 
Mont-Blanc,  Paris,  1807,  in-4'',  p.  552. 

5)  Dauchy,  op.  cit.,  pp.  38 — 40. 

6)  Tel  le  bac  de  Choisy  sur  la  Seine  (Arch.  Nat.  F'-  1612^  Memoire  sur 
le  bac  de  Choisy,  1788.  —  Cf.  encore  J.  Letaconnoux,  Les  subsistances  et 
Je  commerce  des  cdreales  en  Bretagne,  au  X  VlII^  siede,  4^  partie,  Conditions 
du  commerce  des  grains,  difficulte  et  lenteur  des  transports,  dans  Travaux 
juridiques  et  economiques  de  l' Universite  de  Rennes,  en  cours  de  publication. 
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reseau  routier  presque  inutile.  Les  chemins  de  traverse  mal 
traces,  peu  nombreux,  etaient  abandonnes  aux  soins  exclusifs 
des  proprietaires  riverains;  eeux-ci  absorbes  par  la  corvee  des 
grands  chemins  negligerent  totalement  de  les  entretenir.  Sans 
cesse,  des  plaintes  unanimes  s'elevaient  contre  <la  difficulte  des 
chemins»  oü  le  paysan  perdait  son  betail  et  brisait  ses  voitures^). 
Des  1756,  Pinczon  du  Sei  des  Monts  remarquait  qu'en  Bretagne  les 
chemins  riiraux  etaient  <si  etroits  qu'ä  peine  im  cheval  chargei  y 
pouvait  passer  et  qae  ceux  oü  l'on  passait  etaient  «impraticables  au 
point  qii'un  bon  cheval  n'y  pouvait  souvent  porter  qu'une  demi- 
Charge...»").  Malgre  «les  ordonnances  les  plus  prccises,  les 
reglem.erts  les  plus  detailles»,  malgre  les  coutumes,  ces  chemins  ne 
s'ameliorerent  pas:  «aucun  chemin  de  traverse  n'a  ete  ni  repare,  ni 
entretenu>,  constataient  en  1777,  les  laureats  de  la  societe  royale 
d'agriculture  de  Lyon  ^).  Dans  la  Gätine ,  la  moindre  voiture  ne 
pouvait  rouler  sans  4  paires  de  boeufs  *) ;  en  Normandie,  Carentan  et 
les  paroisses  environnanles  ne  pouvaient  communiquer  ensemble ; 
deux  paroisses  distantes  d'une  Heue  etaient  en  fait  aussi  eloignees 
que  si  elles  avaient  ete  ä  12  ou  15  lieues  l'une  de  l'autre^).  En 
hiver,  il  fallait  renoncer  ä  utiliser  non  seulement  ces  chemins,  mais 


1)  Jean  Deeuy,  Statistique  du  departement  du  Doubs,   op.  cit.,  p.  27. 

2)  Considerations  sur  le  commerce  de  Bretagne,  Rennes,  1766,  in-8,  p.  87. 

3)  Memoires  qui  ont  remporte  les  prix  sur  le  sujet  propose  par  la  societe 
royale  d'agriculture  de  Lym  pour  les  annees  1776  et  1777 :  Uimontrer  les 
avantages  qui  resulteroient  de  la  confection  ou  reparation  des  chemins  de  traverse 
mutres  que  les  grandes  rouies  entretenues  aux  frais  de  Sa  Majeste  et  indiquer 
ies  moyens  les  plus  simples  et  les  vioins  dispendieux  de  pourvoir  ä  cet  objet, 
8.  1.  1773,  in-'D",  p.  30.  —  Toat  ä  la  fin  du  siecle,  dans  le  Sancerrois  tout  au 
moinS;  des  efforts  i'urent  faits  pour  entretenir  ces  chemins  (Lu^ay,  Description 
du  departement  du  Cher,  Paris,  an  X,  in-S",  p.  57). 

4)  DlPiN,  i'-^t'itistique  geaerale  de  la  France.  Memoire  statistique  du 
departement  des  Deux-.3evres,  Paris,  an  XU,  in-fol.,  p.  138. 

5)  Le  taarcce  au  jle  ro  teiidt  ä  Marigny.  Tontes  les  paroisses  etaient 
obligees  de  s'y  Tournir.  Puur  eviter  d'horribles  chemins,  elles  devaient  faire 
des  detours  consl  lerables,  au  lieu  de  2  ou  3  lieues,  elles  en  faisaient  10 
(Arch.  Nat.  F**  L^^^,  Memoire  pour  prouver  au  Controleur  general  la  necessite  . . . 
de  venir  au  secours  de  Carentan  .  .  .  par  le  redressement  de  la  riviere  de 
Taute  .  .  .  par  la  Bretonniere,  1775). 
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meme  les  grandes  routes ;  on  s'imposait  de  longs  detours,  ou  Ton 
passait  sur  les  cliamps  riverains '). 

Dans  l'ensemble,  les  Communications  par  eau  etaient  peut- 
etre  moins  faciles  eucore.  Tout  d'abord  les  canaux  et  la  plupart 
des  rivieres  navigables  n'etaient  pas  accessibles  toute  l'annee^): 
Sans  parier  de  Celles,  qui  ne  pouvaient  etre  remontees  qu'au 
prix  de  longues  diflScultes,  comme  la  Marne,  le  Rhone  et  la 
Loire  ^),  la  Loire  n'etait  navigable  que  pendant  7  ä  8  mois  au 
plus,  le  eher  pendant  3  mois  *),  la  Mayenne  pendant  7  mois,  de  la 
mi-octobre  ä  la  nii-mai^);  la  Marne  ne  l'etait  que  d'octobre  ä 
mai*^);   la  Vienne  cessait  de   l'etre,   pendant   quelques   mois,   au 


1)  Sur  les  chemins  de  traverse,  voy.  par  exemple:  Marquis,  Statistique 
generale  de  la  France.  Memoire  statistique  du  d^partetnent  de  la  Meurthe, 
Paris,  an  XIII,  in-fol.,  p.  169 ;  Bossi,  Statistique  .  .  .  de  VAin,  op.  cit.,  p.  702 ; 
Debry,  Memoire  statistique  .  .  .  du  Doubs,  op.  cit.,  p.  27;  Masson  Saint- 
Amand,  Statistique  gdnirale  de  la  France,  Memoire  statistique  du  ddparte- 
ment  de  VFure,  Paris,  an  Xm,  in-fol.,  p.  20;  Dalphonse,  Memoire  statistique 
de  rindre,  op.  cit.,  p.  10;  Arcli.  Nat.  F'"  7,  Etats  de  Situation  des  commu- 
nautes  de  la  generalite  de  Dijon,  registre  [1789]  (dans  presque  toutes  les 
communes  on  signale  le  mauvais  etat  des  chemins  «finerots»,  notamment 
dans  Celles  d'Allerey  en  Auxois,  p.  27,  d'Amareins,  p.  46,  d'Ambronay,  p.  53, 
d'Arconcey,  p.  164);  Fauchet,  Description  ahregee  du  departement  du  Var, 
Paris,  an  IX,  in-8">,  pp.  6—8;  Arch.  Nat.  F'*  708,  Memoire  et  projets  de 
lettres  patentes  pour  le  canal  du  Berri,  1771,  par  Marivetz.  —  Sur  les 
grandes  routes,  voy.  J.  Letaconnoux,  Le  Regime  de  la  corvde  en  Bretagne  . . . 
op.  cit.,  pp.  108 — 109;  Cochon,  Description  generale  du  departement  de  la 
Vienne,  Paris,  au  X,  in-S»,  pp.  75—76. 

2)  Sur  Celles  qui,  comme  la  Sambre,  etaient  navigables  toute  l'annee,  la 
navigation  n'allait  pas  saus  difficultes  (Arch.  Nat.  F'*  566,  Navigation  intörieure. 
Rapport  et  observations  du  prefet  de  Sambre  et  Meuse  sur  Tetablissement 
d'un  droit  de  navigation  sur  la  Sambre  ...  16  vendemiaire  an  XI). 

3)  Arch.  Nat.  F**  1205,  Memoire  sur  l'etat  actuel  de  la  navigation  et 
commerce  de  la  Marne  .  .  .  1766  et  Memoire  sur  la  navigation  et  les  reparations 
de  la  Marne  [mars  1774];  Id.  F'-  1512',  Memoire  pour  les  marchands  et 
voituriers  par  eau  de  la  haute  Loire,  1786. 

4)  Lu^AY,  Description  du  departement  du  Cher,  op.  cit.,  p.  60. 

6)  Arch.  Nat.  F'*  1270,  Lettre  du  maire  de  Laval  au  ministre  de  l'interieur, 
13  decembre  1811. 

6)  Id.  F'*  1205,  Inconvenients  actuela  de  la  navigation  sur  Manie, 
janrier  1786. 
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temps  des  basses  eaux  qui  decouvraient  ses  «gers»');  il  etait. 
d'usage  de  fermer  les  canaux  de  Briare  et  d'Orleans  pendaut  les 
3  mois  precedant  la  Toussaint,  de  la  fin  de  juillet  ä  la  fin 
d'oetobre;  qiiand  les  glaces  et  les  crues  interrompaient  toute 
navigation,  peudant  l'hiver,  comme  en  1784,  ces  canaux  cho- 
maient  liuit  mois  au  Heu  de  trois'^).  D'autre  part,  en  tout 
temps,  les  obstacles,  accumules  sur  les  berges  ou  dans  le  lit  des 
rivieres  par  la  negligence  ou  les  entreprises  des  riverains,  ren- 
daient  la  navigation  penible  et  dangereuse.  De  La  Lande  denon^ait 
ainsi  les  entreprises  des  riverains:  «tantot  ce  sont  des  pilotis  et 
des  ouvrages  faits  sur  les  rives  pour  se  procurer  des  atterisse- 
nients  fächeux,  tantot  des  moulins  dont  les  radiers  ont  ete  eleves 
a  3  ou  4  reprises  pour  se  procurer  des  chutes  d'eau  plus  consi- 
derables ;  ici  des  cherains  de  halage  interceptes  qui  mettent  dans 
un  danger  continuel  les  bateaux,  les  bateliers  et  les  chevaux  de 
tirage;  la  des  plaines  fertiles  inondees  par  des  retenues  d'eau 
c'galement  nuisibles  ä  la  culture  et  ä  la  navigation»  ^).  De  La  Lande 
n'exagerait  rien.  Vers  1770,  on  reprochait  au  chemin  de  halage 
de  la  Seine  d'etre  trop  bas,  sur  presque  tonte  sa  longueur,  d'etre 
totalenient  detruit  de  Suresnes  ä  Saint-Cloud,  de  Saint-Denis  ä 
Argenteuil,  aux  environs  de  Conflans,  Triel,  Rangiport,  le  Goulet, 
des  Andelys,  de  Saint-Pierre  du  Vauvray  ^).  Sur  le  Saulx,  les 
proprietaires  plantaient  des  arbres  sur  le  chemin  de  halage  et 
raeme  dans  le  lit  de  la  riviere  ^).  Sur  le  Lot,  au  dessus  de 
Gabors,  les  usurpations  des  riverains  avaient  retreci  les  chemins 
de  halage  au  point  «qu'ä  peine  on  pouvait  y  poser  le  pied» ; 
les  bords  de  la  riviere  etaient  couverts  d'arbres  fort  hauts  et  les 


1)  CocHON,  Bescription  generale  ...  de  la  Vienne,  op.  cit.,  pp.  80 — 81. 
On  appelait  «gers»  les  barres  ou  les  baa  fonds  du  lit  de  la  Vienne. 

2)  Arch.  Nat.  F"  660,  Memoire  des  proprietaires  du  canal  de  Briare, 
1784;  Eapport  sur  V extension  du  canal  national  du  departement  de  la  Nievre, 
Nevers,  an  U,  in-4'',  p.  21  (Arcb.  Nat.  F'-  1515). 

3)  Des  canaux  de  navigation  ...  op.  cit.,  p.  423. 

4)  Arch.  Nat.  F^*  544,  Memoire  sur  la  navigation  de  la  Seine,  s.  d.  mais 
posterieur  ä  1768. 

5)  Id.  F"  1206,  Ordonnance  de  police  du  prevöt  des  marchands  de  Paris, 
1  d6cerabre  1769. 
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mariDiers  etaient  souveut  obliges  de  passer  leur  eorde  d'un  arbre 
k  l'autre  *).  En  1782,  sur  la  Garonne,  la  suppression  du  chemin 
«sur  la  majeure  partie  du  cours  du  fleuve  obligeait  a  tout  instant 
le  malheureux  haleur  ä  se  mettre  dans  l'eau  et  la  boue  jusqu'k 
la  ceinture  dans  la  saison  la  plus  rigoureuse  et  ä  se  faire  jour 
ä  travers  des  fourres  de  saules  et  de  buissons  souvent  mouilles, 
couverts  de  neige... »^)-  pour  cette  raison,  les  bateliers,  qai 
employaient  des  boeufs  pour  le  Lalage,  se  servaieut  de  boeufs 
liauts  sur  jambes  et  les  ppysans  des  bords  de  la  Garonne  appe- 
laient  «mariniers»  les  bcöufs  qui  avaient  peu  de  ventre").  P'us 
entreprenants  eucore  etaient  les  proprietaires  de  pecheries  et  de 
moulins.  Diflerents  seigncurs,  s'arrogeant  des  droits  sur  la  Dor- 
dogne,  avaient  pcrmis  ä  plusieurs  particuliers,  moyennant  rede- 
vance,  de  construire  de  nombreuses  pecberies.  En  1769,  un 
sieur  Dumont  s'eraparait  d'un  banc  de  gravier  en  formation  au 
milieu  de  la  riviere,  y  construisait  des  digues,  malgre  les  defenses 
de  l'intendant;  cn  1770,  la  ville  de  Bazeille  denoncait  des  abus 
analogues  qui  menacaient  de  detruire  son  port  sur  la  Garonne*). 
Les  proprietaires  des  nombreux  moulins,  eleves  sur  les  bords 
des  rivieres,  ou  poses  sur  ncf  an  mi'ieu  des  fleuves,  tantot 
bouchaient  les  passelis,  aux  basses  eaux,  et  interrompaient  la 
navigation  pendaut  3  ou  4  mois  ^) ;  tantot,  pour  se  procurer  une 
plus  forte  chute  d'eau  ils  edifiaient  des  pertuis,  dont  le  passage 
etait  perilJeux;  sur  la  Marne,  de  Paris  ä  Chälons,  on  compfcait 
]G   pertuis    de    ce   genre '').     Le   mauvais    etat    des    poots,    des 

1)  Id.  F'*  x204,  Memoire  concemant  la  navigation  du  Lot  [1785]. 

2)  ^  -u^EMAND,  Memoire  sur  la  navigation  inlirieure  . . .  op.  cit.,  pp.  47 — 49, 
cf.  aussi  ^rch.  N?,t.  F'*  12u4,  Ordonnance  des  officiers  des  eaux  et  forets  de 
Guyenne,  L'O  ja^vier     <7J. 

C)  CAi/Ai.Er.T,  Note  sur  le  commerce  par  eau  dans  le  Montalhanais 
(Lul.  de  la  Coc.  da  Tarn-et-Garonne,  iüC2,  t.  30,  p.  ?C2). 

4)  Arch.  Nat.  F**  l'/rS,  Memoire  sur  un  placet  de  M.  Poissonnier,  1769; 
lettre  d'Esmaug'iirt  ä  Dertiu,  i3  octobre  1770. 

5)  Id.  F'*  1204,  Memoire  coucernant  la  Navigation  da  Lot  [1785].  L'auteur 
du  memoire  ajoute  que  les  iceuniers  bouchent  les  passelis  comme  ils  peuvent, 
avec  des  troucs  d'arbres ;  que  les  passelis,  mal  construits,  amas  de  pierres 
non  liees,  s'eboulent,  forment  des  fonds  dangereux  dans  la  riviere. 

6)  IJ.  F'*  1205,  Memoire  sur  la  navigation  et  les  reparations  de  la 
Marne  [mars  1774]. 
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ecluses  creait  de  nouveaux  obstacles.  Sur  la  Marne,  en  1784, 
le  pont  de  la  Ferte,  ecroule,  barrait  la  riviere;  au  canal  de 
Meaux,  les  portes,  emportees  par  les  eaux,  forgaient  les  bateaux 
ä  risquer  un  saut  de  6  a  7  pieds^).  En  1772,  on  enumerait 
ainsi  les  obstacles  rencontres  par  la  navigation  sur  la  Moselle: 
V  Vecluse  du  Saulcy,  dans  Metz,  est  une  «eataracte  d'environ 
7  pieds  de  hauteur  raoyenne,  forraee  par  la  digue  de  Wadrineau, 
par  Celle  des  Pucelles  et  par  les  ecluses  du  Therme  et  du  Saulcy» 
servant  aux  moulins  ä  poudre,  a  15  moulins  ä  ble,  ä  6  ou  7 
usines;  aucun  bateau  Charge  ne  peut  la  franchir;  ä  vide,  il 
risque  d'etre  brise ;  2^  aux  Arclies  de  Jouij,  les  ruines  d'une  pile 
de  pont  retrecissent  la  riviere;  3*^  pres  du  village  de  Noviant, 
ä  la  Patate,  un  fond  oblige,  au  temps  des  moyennes  eaux,  ä 
reduire  les  charges  des  deux  tiers;  au  temps  des  basses  eaux, 
il  interrompt  le  passage ;  4*^  au  dessus  de  Pont-ä-Moui^son,  on 
rencontre  un  amas  de  troncs  d'arbres  et  de  cailloux;  ö*'  un 
kilomea-e  plus  loin,  le  chemin  de  halage  est  barre  pas  des 
saules;  on  doit  transporter  les  chevaux  sur  la  rive  droite; 
pres  de  Beilevilk,  la  riviere  s'elargit,  envahie  par  un  fond  de 
sable;  on  est  oblige  de  decharger  les  baieaux  presque  complete- 
ment;  7°  au  confluent  avec  la  Meurthe,  ä  la  Gveide  d'Ejifer, 
Tamoncellement  des  sables  determine  d'etroites  sinuosites;  8°  de 
lä  ä  Nancy,  il  Taut  franchir  encore  deux  mauvais  pas,  dont  Tun 
au  Pont  de  Bouxieres:  depuis  15  ou  20  ans,  les  graviers  ont 
bouche  3  arches  du  pont,  du  cote  de  Champigreulles ;  le  retre- 
cissement  de  la  riviere  cree  un  courant  si  fort  que  les  bateaux 
doivent  descendre  sur  cordages  pour  enfiler  la  troisieme  arche 
du  cote  de  Bouxieres ;  si  les  eordes  viennent  ä  casser,  ou  l'ancre  ä 
lächer,  les  bateaux  courent  risque  ou  de  se  briser  contre 
les  piles  du  pont  ou,  s'ils  passent  sans  encombre,  de  s'echouer 
sur  nie  qui  est  au  dessous  '^).  Sans  doute,  toutes  ies  rivieres 
n'etaient  pas  egalement  incommodes,    mais   il   n'en   etait  aucune 


1)  Id.  Lettre  de  M.  de  Caumartin  ä  M.  de  ßreteuil,  13  mars  1784. 

2)  Memoire  dans  lequel  on  indique  la  maniere  dont  on  desireroit  que 
füt  traite'e  la  question  .  .  .  concernant  les  obstacles  .  .  .  de  la  Moselle  .  .  . 
«p.  cit. 
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qui  n'eüt  au  moins  quelques  passages  difficiles  ^).  Aussi  les 
accidents,  les  naufrages  meine  etaient-ils  frequents:  de  1682  ä 
1770,  les  bateliers  de  Conde  perdirent  88  bateaux^);  sur  la 
Loire,  de  1784  a  1787,  37  bateaux  firent  uaufrage  ou  re^urent 
des  avaries'^);  en  octobre  1784,  6  bateaux  se  briserent  sur  les 
moulins  ä  nef  de  la  Garonne*);  sur  la  Marne,  en  1773,  12  ba- 
teaux au  moins  se  perdirent^).  Sur  les  canaux  enfin,  la  navigation 
etait  souvent  impossible,  parce  que  les  proprietaires  des  moulins 
riverains  refusaient  d'ouvrir  leurs  vannes  et  de  donner  l'eau 
necessaire^).  Sur  beaucoup,  les  ecluses  h  sas,  en  usage  sur  la 
Sambre  et  la  plupart  des  canaux  de  Flandre ''),  etaient  inconnues, 
encore  ä  la  fin  du  siecle;  partout  les  pertuis  garderent,  jusqu'en 


1)  Sur  la  Seine,  des  iles  en  formation,  au  dessous  du  pont  de  Vernon, 
arretent  la  circulation ;  ä  Pont  de  1' Arche  et  au  village  de  Poses,  la  rapidite 
du  courant  est  dangereuse;  le  passage  est  egalement  malaise  aux  ponts  de 
Meulan  et  de  Poissy,  pres  des  villages  de  Tournedos,  Martot,  Port-Mort, 
Pont-du-Bec,  Saint-Denis,  Saint-Cloud,  Sevres  (Arch.  Nat.  F**  544,  Memoire 
sur  la  navigation  de  la  Seine  .  .  .  [postirieur  ä  1768].  —  Sur  la  Somme,  la 
chute  du  Pont  de  Piequigny,  les  passages  de  Long  et  de  Pont  de  Remy,  sont 
tres  redoutes  (id.  F'-  1512',  Extraits  du  registre  des  deliberations  de  la 
Chambre  de  Commerce  de  Picardie,  1777—1778). 

2)  Arch.  Nat.  F*^  1512\  Reponse  pour  les  bateliers  de  Conde  au  memoire 
des  bateliers  de  Flandre  et  Artois,  15  octobre  1781. 

3)  F.  Dumas,  La  generalite  de  Tours  au  XVIII^  sücle  .  .  .  op.  cit.,  p.  169). 

4)  Allemand,  Memoire  sur  la  navigation  interieure  . . .  op.  cit.,  p.  51,  note. 

5)  Arch.  Nat.  P'*  1205,  Memoire  sur  la  navigation  et  les  reparations  de 
la  Marne  [mars  1774].  —  Sur  le  Rhone  et  l'Isere,  cf.  id.  F'*  152,  Reponse 
aux  memoires  presentes  sur  la  navigation  du  Rhone  et  de  l'Isere  [1760 — 1761]. 

6)  Id.  F'*  660,  Lettre  de  M.  d'Argenson  ä  M.  de  Maurepas,  10  juin  1731 : 
Le  directeur  du  canal  du  Loing,  M.  de  Regemorle,  dit  d'Argenson,  se  plaint 
qu'on  empeche  d'utiliser  l'eau  des  moulins  sur  la  riviere  du  Loing,  depuis 
Grimonville  jusqu'ä  Moret,  pour  le  canal ;  ä  Moret,  30  ä  40  bateaux  charges 
sont  arretes ;  ou  attend  200  bateaux  qui  doivent  descendre  par  le  cana! 
d'0rl6ans,  300  par  le  canal  de  Briare ;  aucun  ne  pourra  descendre  en  Seine. 
Pour  concilier  les  interets  des  meuniers  et  des  bateliers,  d'Argenson  proposc 
qu'on  puisse  utiliser  l'eau  des  moulins  pour  le  canal,  pendant  3  jours  seule- 
ment  par  semaine  et  k  condition  d'indemniser  les  meuniers  de  leur  chomage. 

7)  Arch.  Nat.  PiC  m,  Mayenue  5,  Proces-verbal  de  la  session  generale 
des  administrateurs  du  departement  de  la  Mayenne,  seance  du  3  decembre  1790, 
f»  73. 
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1773,  im  Systeme  d'ouverture  et  de  fermeture  tres  complique, 
tres  long  et  dangereux,  que,  le  premier,  l'ingenieur  de  Tresaguet 
s'avisa  de  perfectionner  et  de  simplifier  ^). 

Ainsi,  le  developperaent  des  voies  de  communication  au 
XVIIP  siecle  ne  doit  pas  nous  abuser;  un  reseau  dejä  important 
de  routes  et  de  voies  d'eau  s'est  constitue,  mais  le  mauvais  etat 
de  ce  reseau  le  reud  difficilement  praticable  ^). 


1)  Les  pertuis  etaient  fermes  ä  l'aide  d'une  serie  de  poutres  horizontales, 
qu'on  laissait  glisser,  dans  des  coulisses,  les  unes  sur  les  autres,  ou  ä  l'aide 
de  pieces  de  bois  verticales,  dites  aiguilles,  reliees  au  dessus  de  l'eau,  par 
une  poutre  horizontale  qu'il  fallait  deplacer,  ainsi  que  toutes  les  aiguilles, 
pour  laisser  passer  uu  bateau ;  de  meme,  dans  le  premier  cas,  on  devait  relever 
toutes  les  poutrelles  horizontales  pour  ouvrir  le  pertuis.  On  imagine  quelle 
perte  de  temps  et  d'eau,  quel  danger  meme,  entrainait  cette  manoeuvre.  De 
Tresaguet  ameliora  les  pertuis  et  inaugura  la  manoeuvre  au  cabestan ;  celle-ci 
ne  dura  plus  que  10  k  12  minutes  au  lieu  de  journees  entieres  (Marivetz, 
Systeme  general  .  .  .  des  navigations  ...  op.  cit.,  p.  253  et  sqq.). 

2)  C'est  ce  que  demontre  nettement  l'etude  des  transports,  c'est-ä-dire 
l'etude  du  materiel,  des  prix  et  des  hoiaires  des  Messageries,  du  roulage  et 
de  la  batellerie,  que  j'ai  abordee  ailleurs  {Lts  transports  en  France  au, 
XVII I^  siecle,  dans  la  Bövuö  d'histoire  moderne  et  contemporame,  t.  XI, 
novembre  1908  et  janvier  1909). 


Miszellen. 

(rrundherrschaft  und  Bureaukratie  im  Kirchenstaate 
vom  8.  bis  zum  10.  Jahrhundert. 

Von 
Lrudo  M.  Hartmann. 

Die  größte  Verwaltungsreform  in  der  Geschichte  unseres  Kultur- 
kreises ist  eine  Folge  der  vollständigen  Umwälzung  der  staatlichen 
Grundlagen  durch  die  Entwicklung  des  antiken  Stadtstaates  zum 
römischen  Weltreiche  gewesen.  Die  Ordnungen  des  Augustus  ließen 
die  alten  Formen  für  einen  Teil  des  Reiches  bestehen;  sie  mußten 
aber  zugrunde  gehen,  da  sie  nur  Rudimente  eines  gesellschaftlichen 
Zustandes  waren,  der  selbst  überwunden  war,  der  einfachen  Arbeits- 
teilung zwischen  handarbeitenden  Sklaven  und  Freien,  denen  wie  die 
Pflicht  so  das  Recht  der  Selbstverwaltung,  der  Selbstregierung  und 
des  Selbstschutzes  zufiel.  An  die  Stelle  dieser  primitiven  Verwaltung 
drängte  immer  mehr  die  der  neuen  kaiserlichen  Zentralgewalt  unter- 
stehende und  von  ihr  geschaffene  Beamtenschaft  vor,  deren  Ursprung 
auf  dem  Gebiete  nicht  der  alten  noXig,  sondern  der  großen  Privat- 
wirtschaften, deren  größte  eben  die  des  Kaisers  war,  zu  suchen  ist  — 
bis  in  der  Diokletianisch-Konstantinischen  Reichsordnung  die  Bureau- 
kratie ausschließlich  zum  ausführenden  Organe  der  selbstherrlichen 
militärischen  Zentralgewalt  in  allen  Zweigen  und  auf  allen  Gebieten 
der  Staatsverwaltung  geworden  ist^).  In  derselben  Zeit  hat  sich  aber 
auch  die  Struktur  der  Gesellschaft  derart  entwickelt,  daß  die  Grund- 
herrschaft mit  ihren  Hörigkeitsverhältnissen  zu  neuen  ständischen 
Scheidungen  geführt  hat,  so  daß  fast  gleichzeitig  mit  der  vollendeten 
Beamtenhierarchie  der  Zerfall  des  Staates  in  ständische  Gliederungen 
hervorti'itt.  Bureaukratie  und  Grundherrschaft  sind  die  Grundlagen 
des  spätrömischen  Staates.  Während  aber  bei  der  Trennung  von  Orient 
und   Okzident    im    Osten    die   zentralisierende   Bureaukratie   vorwiegt, 


1)  Diese  Entwicklung,  die  für  die  Vei'waltungsg-eschichte  grundlegend 
ist,  dargelegt  zu  haben,  ist  das  Verdienst  Otto  Hikschfelds  (Die  kaiser- 
lichen Verwaltungsbeamten  bis  auf  Diokletian.     2.  Aufl.  1905). 
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wird  im  Westen  die  dezentralisierende  Grundherrschaft  das  vor- 
herrschende Element. 

So  ist  für  den  Byzantinismus  die  bis  ins  einzelne  ausgebildete 
Bureaukratie  charakteristisch,  deren  kompliziertes,  bis  ins  Detail  aus- 
gearbeitetes System,  wie  es  sich  dem  erschreckten  Leser  in  dem  Zeri- 
monienbuche  des  kaiserlichen  Schriftstellers  im  10.  Jahrhundert  dar- 
stellt, die  mehr  als  ein  halbes  Jahrtausend  ältere  Notitia  dignitatum 
weit  hinter  sich  läßt  und  den  Vergleich  mit  keinem  bureaukratischen 
System  der  späteren  Zeit  zu  scheuen  braucht.  Die  Prinzipien  aber 
sind  in  allen  Fällen  die  gleichen:  Ernennung  durch  den  Träger  der 
Staatsgewalt,  auf  den  alle  Rechte  der  einst  zur  Wahl  Berechtigten 
übergegangen  sind ;  Kompetenzabgrenzung,  da  die  Verwaltung  zu  einem 
arbeitsteiligen  Organismus  geworden  ist ;  Besoldung,  da  die  Verwaltungs- 
tätigkeit nicht  mehr  zu  den  Rechten  und  Pflichten  des  Bürgers  gehört, 
so  daß  die  Erfüllung  der  staatlichen  Aufgaben,  sofern  sie  nicht  den 
Grundherrschaften  zufällt,  auf  geldwirtschaftlichem  Wege  beschafft 
werden  muß;  hierarchische  Gliederung,  welche  die  Mögliclikeit  der  Be- 
förderung im  Dienste  einschließt.  Das  Vorherrschen  der  Grundherr- 
schaft in  der  wirtschaftlichen  Struktur  auch  des  Ostens  drückte  sich 
allerdings  darin  aus,  daß  die  Staatsbeamtenschaft  dem  Stande  der 
Grundherren,  die  allein  volle  Freizügigkeit  besaßen,  entnommen  wurde, 
und  auch  durch  die  Verbindung  der  niederen  lokalen  Verwaltung  mit 
der  Grundherrschaft.  Aber  der  staatliche  zentrale  Oberbau  der  Ver- 
waltung, übrigens  stets  in  Verbindung  mit  dem  Hofe  und  der  Groß- 
stadt Konstantinopel,  blieb  bureaukratisch  und  geldwirtschaftlich  und 
wich  nur  spät  und  niemals  vollständig  den  feudalen  Bildungen.  Es 
ist  sehr  bezeichnend,  daß  Konstantinüs  Porphyrogenitüs  berichtet, 
daß  zur  Zeit  seines  Vaters  Leo  des  Philosophen  (886 — 911)  —  und 
wohl  auch  schon  lange  vorher  —  zwar  die  militärischen  Statthalter 
der  Themen  des  Orientes  aus  der  Zentralkasse  besoldet  wurden,  da- 
gegen die  des  Okzidentes,  d.  h.  der  Länder,  welche  von  barbarischen 
Römern  oder  von  Barbaren  bewohnt  waren,  ihre  Besoldung  aus  den 
Einkünften  ihrer  eigenen  Provinzen  bestritten  i),  großenteils  wohl  in 
der  Weise,  daß  ihnen  die  Einkünfte  gewisser  Güter  zugewiesen  waren, 
ebenso  wie  wohl  auch  ihren  Untergebenen.  Hier  im  Okzidente  war 
die  Zentralgewalt  schwächer  und  die  Grundherrschaft  und  daher  auch 
die  Naturalwirtschaft  stärker,  und  mit  dieser  durch  die  Grundherr- 
schaft eingeschränkten  Bureaukratie,  die  sie  vorfanden ,  hatten  sich 
seit  dem  11.  Jahrhundert  die  Normannen  in  Süditalien  abzufinden. 

Eine  ähnliche  folgenschwere  Entwicklung  des  Verwaltungssystems 
hat  in  vielhundertjährigen  Kämpfen,  in  denen  sich  Bureaukratie  und 
Grundherrschaft  feindlich  gegenüberstanden,  der  päpstliche  Kirchen- 
staat aufzuweisen,  während  in  dem  langobardischen  Teile  Italiens  die 
bureaukratischen  Elemente  vollständig  weggefegt  wurden,  da  sie  in 
dem  primitiven  und  lockeren  germanischen  Staats  verbände  keine  Stelle 


1)  Konstantinüs  Porphyrogenitüs,  De  cerimon.  p.  697,  Bonn.  —  Über 
die  Verhältnisse  in  dem  von  den  Byzantinern  wiedereroberten  Süditalien  vgl. 
Gay,  L'Italie  meridionale  et  l'empire  Byzantin  867 — 1071.    Paris  1904. 
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fanden,  und  fast  nur  die  naturalwirtscliaftlichen  Elemente  der  römischen 
Verwaltung,  insbesondere  die  munera,  neben  der  Grundherrschaft  er- 
halten blieben  ^).  In  den  byzantinischen  Teilen  Italiens  vollzog  sich 
vom  6.  bis  zum  8.  Jahrhundert  jene  Verdrängung  der  Zivil-  durch  die 
Militärverwaltung  und  anschließend  die  Lokalisierung  des  Militärwesens 
und  Militarisierung  des  Grundbesitzes,  die  als  eine  Aufsaugung  der 
Bureaukratie  durch  die  Grundherrschaft  angesehen  werden  kann'-^). 
Im  Gegensatz  zu  den  lokalen  Gewalten,  eben  den  Grundherrschaften, 
war  die  zentrale  byzantinische  Staatsgewalt  nur  durch  eine  schwache 
bureaukratische  Obersohichte  vertreten,  die  seit  der  großen  italienischen 
Revolution  vom  Anfang  des  8.  Jahrhunderts  auf  ein  Miniraum  reduziert 
war  und  beim  Sturze  des  byzantinischen  Regiments  vollständig  ver- 
schwand^). Nur  da,  wo  die  Geldwirtschaft  nicht  bedeutungslos  wurde 
und  wo  das  Erbe  der  byzantinischen  Verwaltung  von  einer  nicht  bloß 
lokalen  Gewalt  angetreten  werden  konnte,  im  päpstlichen  Rom,  hat 
sich  außerhalb  des  byzantinischen  Reiches  die  Bureaukratie  neben  der 
Grundherrschaft  erhalten  können. 

Die  Kirche,  die  trotz  des  Druckes,  der  auf  ihr  lastete,  ihre  Selb- 
ständigkeit im  Westen  in  ganz  anderer  Weise  wahren  konnte  als  im 
Osten  und  danach  strebte,  statt  innerhalb  des  byzantinischen  Staates 
neben  ihm  zu  stehen,  hat  schon  früher  nicht  nur  die  sozialen,  aus  den 
Verhältnissen  entspringenden  Pflichten  erfüllt,  zu  deren  Übernahme  sie 
berufen  war,  während  sie  der  Staat  gar  nicht  kannte,  sondern  aucli 
eine  Reihe  von  VerAvaltungstätigkeiten  des  Staates,  die  dieser  vernach- 
lässigte oder  nicht  mehr  erfüllen  konnte,  im  übertragenen  und  dann 
im  eigenen  Wirkungskreis  auf  sich  genommen.  Aus  der  Kompetenz 
des  kaiserlichen  Stadtpräfekten  war  es  z.  B.  schon  frühe  die  Sorge 
für  die  Wasserleitungen  und  für  die  Mauern  der  Stadt,  die  in  den 
Wirkungskreis  des  Papstes  überging,  sowie  die  Verproviantierung  und 
sogar  die  Löhnung  der  Soldaten^).  Wie  ein  kaiserUches  Amt  ver- 
schwand, rückte  gleichsam  automatisch  ein  päpstliches  an  die  Stelle, 
und  als  auch  der  kaiserliche  Oberbeamte  in  der  Mitte  des  8.  Jahr- 
hunderts seine  Funktionen  einstellte,  war  ganz  von  selbst  die  ganze 
diclo,  d.  h.  Verwaltungshoheit,  in  den  Händen  des  Papstes,  schon  bevor 
sie  ihm  von  Pippin  „zurückgegeben"  war. 

Die  Päpste  haben  das  bureaukratische  System  mit  den  staatlichen 
Funktionen  vom  Reiche  übernommen,  indem  sie  einerseits  einzelne 
Ämter,  wie  den  Stadtpräfekten,  den  magister  census,  sowie  die  Organi- 
sation der  stadtrömischen  Miliz,  päpstlich  machten,  andererseits  aber 
auch   ihre   eigene,   der  Privatwirtschaft  entstammende  Verwaltung  den 


1)  Vgl.  meine  Aualekten,  Zur  Wirtschaftegeschichte  Italiens  im  früheren 
Mittelalter  93  f.,   113  ff. 

2)  Vgl.  den  Bericht  über  die  Stuttgarter  Versammlung  deutscher  Historiker 
(190K),  3.  Sitzung:  Über  die  wirtschaftliche  Entwicklung  Italiens  im  früheren 
Mittelalter. 

3)  Vgl.  im  allgemeinen  meine  Geschichte  Italiens  im  Mittelalter  II/2,  99  f. 

4)  Vgl.  meine  Untersuchungen  zur  Geschichte  der  byzantinischen  Ver- 
waltung in  Italien,  insbesondere  S.  44  f.,  100  ff. 
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Verhältnissen  entsprechend  ausgestalteten.  Da  die  Funktionen  der 
päpstlichen  Regierung  staatliche  wurden,  näherte  sich  das  Bureau  des 
Papstes,  das  zur  Regierung  des  Kirchenstaates  wurde,  in  seiner  Zu- 
sammensetzung den  übrigen  byzantinischen  Bureaus.  An  der  Spitze 
des  ursprünglich  einheitlichen  Bureaus  steht  als  Chef  der  primicerius 
mit  seinem  Stellvertreter,  dem  secundicerius,  und  den  übrigen  in  einer 
schola  vereinigten  notarii,  genau  wie  in  allen  staatlichen  Bureaus;  wie 
aber  die  Verwaltung  komplizierter  wird,  verselbständigen  sich  die  ein- 
zelnen Abteilungen,  denen  eigene  Funktionen  und  eigene  Beamte  zu- 
geteilt werden,  genau  wie  in  der  Kanzlei  des  Kaisers  und  der  höheren 
Beamten.  Die  Chefs  dieser  Zentralbehörden  werden  nun  ebenfalls  zu 
Ministern,  wie  der  primicerius  und  secundicerius.  So  erscheint  ein 
primus  defensor  als  Chef  einer  schola  der  speziell  für  den  päpstlichen 
Verwaltungsdienst  geschaffenen  Defensoren  (seit  Gregor  dem  Großen) ; 
ferner  ein  arcarius  und  ein  sacellarius  als  Chef  der  Einnahmen-  und 
der  Ausgabenwirtschaft ;  ein  nomenelator,  wie  er  sich  ebenfalls  in  den 
staatlichen  Bureaus  nachweisen  läßt,  und  schließlich,  als  im  9.  Jahr- 
hundert die  eigentlichen  Kanzleigeschäfte  von  den  übrigen  Sektionen 
abgetrennt  wurden,  der  protoscriniarius  als  Chef  der  scriniarii  oder 
tabelliones.  Damit  ist  die  Zahl  der  Zentralbehörden  für  längere  Zeit 
auf  7  fixiert^).  Außerdem  erscheint  längere  Zeit  hindurch  ein  (welt- 
licher) consiliarius,  sowie  ein  superista  und  ein  vesterarius,  die  auch 
zu  den  Zentralbehörden  gerechnet  werden  müssen-). 

Diesen  Zentralbehörden  uutergeordnet  sind  außerhalb  Roms  die 
rectores  patrimonii,  die  am  ehesten  den  kaiserlichen  Prokuratoren  oder 
Provinzstatthaltern  zu  vergleichen  sind,  aber  auf  dem  Boden  der  pri- 
vaten Güteradministration  entstanden  waren.  Ihnen  oblag  in  erster 
Linie  die  Leitung  der  Güterverwaltung  einer  bestimmten  Provinz,  und  zu 
diesem  Behufe  unterstanden  ihnen  die  verschiedenen  Unterverwalter, 
actionarii,  sowie  ein  eigenes  Bureau  von  Notaren;  andererseits  wurden 
sie  aber  auch  zu  den  alleinigen  Vertretern  des  Papstes  und  der 
römischen  Kirche  auch»  in  allen  politischen  und  kirchlichen  Angelegen- 
heiten. Doch  waren  sie  auch  in  ihren  Kompetenzen  in  bezug  auf  die 
Güterverwaltung   beschränkt,    und  wenn  es  sich  um  eine  Neuordnung 


1)  Über  die  7  iudices  palatini,  ihr  erstes  Erscheinen  imd  ihre  Reihenfolge 
vgl.  jetzt  L.  Hali'hen,  Etudes  sur  l'administration  de  Roine  au  moyeu-äge 
(7.51—1252)  S.  37  ff.  und  die  Listen  dieser  Würdenträger  S.  89  ff.  —  In  einer 
lehrreichen  Arbeit,  die  sich  vielfach  mit  den  gleichen  Fragen  beschäftigt, 
leugnet  W.  Sk'kel  (Alberich  II.  und  der  Kirchenstaat  in  Mitteil, 
des  Instit.  XXIII,  50  ff.),  daß  man  diese  Behörden  als  administrative  Zentral- 
behörden betrachten  könne,  meines  Erachtens  mit  Unrecht. 

2)  Ein  consiliarius  findet  sich  seit  Papst  Gregor  I.;  zu  vergleichen  sind 
z.  B.  die  consiliarii  des  praet.  praet.  in  Afrika  in  Cod.  lust.  I,  27,  1,  21.  — 
Der  superista  ist  offenbar  dem  kaiserlichen  superista  s.  palatii  nachgebildet.  — 
Die  Funktionen  des  vesterarius  (vgl.  Galletti,  Del  vestarario  della  S.  R.  Chiesa, 
1758)  sind  noch  nicht  im  einzelnen  festgestellt;  er  erscheint  mitunter  in  be- 
sonderer Beziehung  zu  Ravenna  und  gehört  auch  zu  den  Überrichtern,  obwohl 
er  nicht  unter  den  7  ;udices  aufgeführt  wird.  Jedenfalls  entspricht  er  dem 
protovestiarius  des  byzantinischen  Kaisers. 

Vierteljahrschr.   f.  Social-  u.  WirtBehaftfgescLichte.  VII.  \Q 
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der  hergebrachten  Abgaben  handelte,  wurden  an  ihrer  Stelle  ordinatores 
mit  speziellen  Vollmachten  in  die  Provinzen  geschickt.  Es  ist  zweifel- 
los, daß  sie  für  jedes  Indiktionsjahr  neu  ernannt  wurden  und,  ebenso  wie 
die  übrigen  Beamten,  eine  jährliche  Besoldung  erhielten,  die  je  nach 
dem  Range  schwankte  und  von  der  Zentralstelle  bezahlt  oder  ver- 
rechnet wurde  ^).  — 

Es  ist  bezeichnend,  daß  diese  Bureaukratie  neben  der  eigentlich 
kirchlichen  Hierarchie  wie  in  allen  anderen  Gemeinwesen  weiterbesteht, 
und  daß  gar  nicht  der  Versuch  gemacht  Avird,  diese  mit  jener  zu  ver- 
schmelzen, wenn  auch  die  Verbindung  eines  kirchlichen  und  eines  bureau- 
kratischen  Ranges  in  einer  Person  durchaus  niclit  ausgeschlossen  war. 
Die  Einheitlichkeit  der  Gesamtregierung  war  nicht  nur  durch  die  ge- 
meinsame Spitze,  den  Papst,  hergestellt,  sondern  auch  dadurch,  daß 
auch  die  Verwaltungsbeamten  alle  im  weiteren  Sinne  zum  römischen 
Klerus  gezählt  wurden.  Mindestens  seit  Gregor  dem  Großen  war  es 
Prinzip,  die  Verwaltungsgeschäfte  nur  durch  Kleriker  besorgen  zu 
lassen,  die,  wenn  sie  auch  nicht  die  höheren  Weihen  hatten,  doch  durch 
die  Tonsur  als  zugehörig  zu  der  Gesamtorganisation  bezeichnet  waren. 
Es  ist  darauf  hingewiesen  worden,  daß  durch  die  Aufnahme  der  Jüng- 
linge in  die  schola  cantorum  (orphanotrophium)  oder  unter  die  cubicularii, 
die  in  unmittelbarer  Nähe  des  Papstes  im  Lateran  herangezogen  wur- 
den, für  den  Beamtennachwuchs  gesorgt  wurde-).  Insbesondere  diese 
letztere  Einrichtung  erinnert  an  ähnliche  Einrichtungen  am  kaiserlichen 
Hofe,  wo  ebenfalls  die  zur  höheren  Verwaltungskarriere  bestimmten 
Söhne  der  Vornehmen  herangebildet  wurden;  und  wenn  auch  das 
Prinzip  der  Erblichkeit  sowohl  der  klerikalen  als  auch  der  burean- 
kratischen  Verwaltung  widerstreitet,  so  war  doch  hier  eine  Handhabe 
gegeben,  welche  benützt  werden  konnte,  um  Angehörigen  bestimmter 
mächtiger  Familien  immer  wieder  den  Eintritt  in  die  höhere  Verwaltungs- 
karriere zu  eröffnen. 

Der  Kirchenstaat  sollte  und  wollte  keineswegs  ein  Gottesstaat  sein, 
und  es  wurde  daher  genau  zwischen  der  Kirche  und  den  irdischen 
Bedürfnissen  des  Staates  unterschieden.  Am  deutlichsten  drücken  sich 
die  Intentionen  seiner  eigentlichen  Gründer,  des  Primicerius  Christoforus 
und  der  anderen  Minister  Papst  Stephans  IL  und  Pauls,  in  der  Kon- 
stantinischen Schenkung   aus,    die   in  jenen  Zeiten  entstanden  ist  und 


1)  Über  die  rectores  vgl.  namentlich  Wisbaum,  Die  wichtigsten  Eich- 
tungen und  Ziele  der  Tätigkeit  des  Papstes  Gregor  des  Großen  (Bonn.  Diss.  1884), 
nara.  S.  8  ff .  Hauptquelle  ist  das  Registrum  Gregors  (M.  G.  Ep.  1,  II); 
dazu  die  Formeln  des  Diurnus  (ed.  Sickel)  51  ff.  und  34  f.  —  Von  den 
stipendia,  welche  die  römische  Kirche  ihrem  defensor  und  rector  Fantinus 
zahlt,  ist  die  Rede  Greg.  Reg.  I,  42  p.  68;  in  einer  anderen  Kirche  wird 
ebd.  V,  57  Besoldung  secundum  locum  et  ordinem  vorausgesetzt.  Von  der 
„roga",  welche  den  Klerikern  gezahlt  wird,  ist  in  den  Quellen  öfters  die 
Rede,  und  überhaupt  gilt  für  die  Kirchen  die  Regel,  daß  die  quarta  der 
Einkünfte  für  die  Kleriker  bestimmt  ist;  vgl.  z.  B.  Reg.  XI,  56"  c.  1  und 
a.  V.  a.  0. 

2)  Vgl.  DucHKSNE,  Les  premiers  temps  de  l'Etat  pontifical,  754 — 107B 
(1898),  S.  47  f. 
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den  Zweck  verfolgt,  die  kuriale  Bureaukratie  der  kaiserlichen  parallel 
zu  entwickeln  und  gleichzusetzen^).  Die  päpstlichen  Zentralstellen 
ersetzten  die  kaiserliche  Zentralregierung.  Allerdings  war  die  große 
Frage,  ob  und  in  welchem  Maße  es  gelingen  konnte,  ein  bureau- 
kratisches  System  über  und  innerhalb  einer  grundherrlichen  Basis  aus- 
zubauen und  aufrechtzuerhalten. 

Dafür  war  vor  allem  entscheidend,  daß  die  römische  Kirche  schon 
längst  ihrem  Umfange  nach  über  eine  bloße  Privatwirtschaft  hinaus- 
gewachsen war,  und  daß  auch  ihrer  ganzen  Anlage  nach  von  einer 
geschlossenen  Hauswirtschaft  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Die  Güter 
der  römischen  Kirche  waren  über  den  ganzen  römischen  Erdkreis  zer- 
streut, und  wenn  auch  ihre  Leistungen  zum  größten  Teil  in  Natural- 
abgaben bestanden,  so  fehlte  es  doch  auch  nicht  an  Nebenleistungen 
in  Geld,  die  in  ihrer  Gesamtheit  immerhin  eiue  stattliche  Summe  aus- 
gemacht haben  müssen.  Bei  den  entfernteren  Patrimonien,  aus  denen 
die  Naturalien  füglich  niclit  nach  Rom  transportiert  werden  konnten, 
mußten  die  Abgaben  ohnehin  in  Geld  einlaufen.  Dazu  kam  die  Akku- 
mulierung der  freiwilligen  Gaben,  welche  die  Gläubigen  aus  allen 
Weltgegenden  nach  Rom  brachten;  die  Überschüsse  der  eigenen  wie 
der  fremden  Wirtschaften  strömten  nach  Rom,  wo  durch  sie  die  wirt- 
schaftliche Passivität  der  Bevölkerung  ausgeglichen  wurde,  sowohl  der 
eigentlich  römischen  als  auch  derjenigen,  welclie  in  Rom  Zuflucht 
suchte.  Rom  selbst  aber  hatte  trotz  des  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Rückgangs,  von  dem  es  besonders  betroffen  war,  doch  noch  zum  Teil 
seinen  städtischen  Charakter  bewahrt,  und  der  Papst  wurde  in  diesem 
Mittelpunkt  zu  einer  Zeit,  als  die  eigentlichen  Bankiers  verschwunden 
waren,  zum  Bankier  zuerst  des  byzantinischen  Kaisers,  dann  der  großen 
Organisation,  die  ihm  unterstand.  Auch  sonst  Avaren  die  Kirchen  in 
jener  Zeit  die  bedeutendsten  Geldmächte;  allein  alle  Ursachen,  die 
nach  dieser  Richtung  wirkten,  mußten  gemäß  der  ungleich  größeren 
Einflußsphäre  der  römischen  Kirche  in  dieser  mit  vielfach  verstärkter 
Kraft  wirken-). 

Nur  so  erklärt  es  sich,  daß  sich  schon  Gregor  der  Große  geradezu 
als  den  sacellarius  des  Kaisers  bezeichnen  konnte^);  der  Loskauf  von 
Gefangenen  um  bares  Geld,  Geldvorschüsse  an  Notleidende,  Gewährung 
von  Pensionen  an  Verarmte  sind  häutig;  den  Langobarden  werden  ihre 
Plünderungszüge  um  Geld  abgekauft;  auch  die  Bauten  der  Kirche 
werden  doch  nur  zum  Teil  durch  Naturalleistungen  bestritten;  und 
dies  alles  geschah  neben  der  Auszahlung  der  regelmäßigen  Besoldungen 
und  neben  den  großartig  organisierten  Ausspeisungen  und  Unter- 
stützungen Hilfsbedürftiger,  die  allerdings  großenteils  durch  die  Natural- 
einnahmen  aus  den  Patrimonien  gedeckt  wurden.  Und  wenn  die  Patri- 
monien zu  gewissen  Zeiten,  zuerst  durch  die  Eroberungen  der  Lango- 
barden, dann  durch  die  Konfiskation  der  süditalienischen  Güter  ge- 
schmälert wurden,   so  brachte  es  die  Entwicklung  des  römischen  Ein- 


1)  Geschichte  Italiens  im  Mittelalter  n/2,  S.  224  ff. 

2)  Geschichte  Italiens  im  Mittelalter  II/i,  148  ff. 

3)  Greg.  Reg.  V,  39. 


148  Ludo  M.  Hartmann 

flusses  im  Okzidente  mit  sich,  daß  die  päpstliche  Regierung  gerade 
durch  reichlicher  fließende  Geldeinnahmen  Ersatz  fand  —  nicht  nur 
durch  die  Gaben  der  immer  zahlreicheren  Pilger,  nicht  nur  durch 
außerordentliche  Unterstützungen,  wie  z.  B.  durch  die  Kollekte,  die 
Kaiser  Lothar  für  den  Mauerbau  um  die  leoninische  Stadt  nach  dem 
Sarazenenüberfal!  (846)  ausschrieb  i),  nicht  nur  durch  die  verschiedenen 
Zehenten,  sondern  auch  insbesondere  dadurch,  daß  es  immer  häufiger 
Sitte  wurde,  daß  der  römische  Stuhl  Kirchen  und  Klöster  in  seinen 
speziellen  Schutz  oder  sein  Eigentum  gegen  Zahlung  eines  jährlichen 
census  übernahm.  Dazu  kam  das  Romgeld,  der  Peterspfennig,  der 
schon  im  9.  Jahrhundert  von  England  gezahlt  worden  war  und  in 
späterer  Zeit  auch  auf  andere  Länder  ausgedehnt  wurde  2).  Auch  die 
verschiedenen  Oblationen,  Ordinations-  und  Palliengelder,  die,  ursprüng- 
lich nur  mißbräuchlich  eingehoben,  zu  regelmäßigen  Gebühren  wurden, 
gehören  hierher.  So  konnten  sich  die  im  einzelnen  geringen  Geld- 
überschüsse naturalwirtschaftlicher  Länder  in  Rom  konzentrieren  und 
die  Geldmacht  und  damit  zugleich  die  Beweglichkeit  der  römischen 
Verwaltung  nicht  nur  erhalten,  sondern  bedeutend  steigern. 

Ebenso  wurden  eine  Anzahl  Zweige  der  staatlichen  Verwaltung, 
welche  vom  Papst  übernommen  wurden,  durchaus  auf  geldwirtschaft- 
licher Grundlage  weitergeführt.  Wir  besitzen  noch  das  Quittungs- 
formular, nach  welchem  den  Verwaltern  der  römischen  Torgelder  um 
das  Jahr  800  Decharge  erteilt  wurde.  Wir  ersehen  daraus,  daß  der 
Übernehmer  der  „actionarica  de  diversas  portas  huius  Romanae  urbis" 
die  Einnamen  aus  dem  Oktroi  für  jede  Indiktion  strenge  zu  verrechnen 
hatte ;  es  wird  ihm  vom  Papst  bestätigt  „nihil  apud  vos  remansisse" ; 
es  waren  also  diese  Einnahmen  weder  zu  Lehen  noch  als  Pacht  ver- 
geben. Und  das  gleiche  gilt  z.  B.  für  die  Münze,  die  Landungsgelder 
der  Schifte  (ripa),  die  Hafengelder  (in  Rom  und  Ostia),  die  z.  B.  im 
Langobardenreiche  schon  längst  nicht  mehr  der  bureaukratischen  Ver- 
waltung unterstanden,  sondern  verliehen  wurden  ^).  Dagegen  ist  es 
mehr  als  zweifelhaft,  ob  die  alte  direkte  Steuer,  das  „tributum",  noch 
zu  der  Zeit,  als  der  Kirchenstaat  entstanden  ist,  von  kaiserlichen  Be- 
amten eingehoben  und  dann  von  den  päpstlichen  übernommen  worden 
ist.  Es  war  allerdings  noch  das  Streitobjekt,  als  Gregor  IL  wegen 
einer  Steuererhöhung  seinen  Kampf  mit  dem  byzantinischen  Kaisertum 
begann,  und  wurde,  als  die  italienische  Revolution  gescheitert  war,  in 
Süditalien  weitererhoben.  Dagegen  scheint  diese  Grundsteuereinhebung 
in  Mittel-  und  Norditalien  vollständig  in  die  Hände  der  militärischen 
Grundherrschaften  übergegangen  zu  sein,  so  daß  das  tributum  mit  dem 


1)  M.  G.  Cap.  II,  p.  66  n«  203  c.  8. 

2)  Vgl.  den  Liber  censuura  des  Centius  camerarius,  herausg. 
von  P.  Pabke  und  Duchesne  (Bibl.  des  Ecoles  frang.  d'Athenes  et  de 
Rome  II/ü).  —  J.E.  2494.  —  Auch  Wokek,  Finanzwesen  der  Päpste  (1878) 
S.  33  ff. 

3)  Diurn.  104  („securitas" ;  vgl.  103  für  den  rector  eines  Patrimonium) 
und  das  Ravennatische  Konzil  von  877  c.  15  (Mansi,  Conc.  omn.  ampl. 
coli.  XVn,  339). 
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Zins  der  Hintersassen  verschmolz  und  nur  die  Grundherren  gewisse 
Summen  jährlich  an  die  Gesandten  des  Kaisers  ablieferten.  Man 
braucht  censum  et  pensionem  et  ceteras  dationes  —  die  jährlich 
an  den  königlichen  Palast  von  Pavia  aus  dem  langobardischen  Tuscien 
und  Spoleto  abgeführt  zu  werden  pflegten,  aber  von  Karl  dem  Großen 
dem  Papst  zur  Entschädigung  abgetreten  wurden,  als  dieser  seinerseits 
dem  Frankenkönig  die  Verwaltung  der  beiden  Länder  per  praeceptum 
überließ  1)  —  nicht  notwendig  auf  das  „tributum"  im  eigentlichen 
.Sinne  zu  beziehen,  ebensowenig  wie  die  Nachricht,  daß  im  Jahr  876 
ein  secundicerius  die  verschiedenen  Kirchen  plünderte  und  die  „tributa 
vetera"  vermehrte-).  Es  bleibe  dahingestellt,  ob  nicht  das  Romgeld, 
das  der  Papst  aus  verschiedenen  Ländern  bezog,  als  eine  Ablösung 
des  alten  tributum,  des  byzantinischen  xa/rj^txoV  angesehen  wurde. 

Die  Form,  in  welcher  der  Papst  als  Landesherr  von  den  ihm  unter- 
stehenden Territorien  Abgaben  öffentlich-rechtlicher  Natur  einhob, 
hatte  sich  ebenfalls  schon  in  byzantinischer  Zeit,  allerdings  unter  der 
Einwirkung  der  Grundherrschaft,  herausgebildet.  Schon  in  früher  Zeit 
war  der  Mißbrauch  eingerissen,  daß  die  kaiserlichen  Beamten  außer 
den  gesetzlichen  Sportein  für  ihre  Ernennung  große  Summen  bezahlten, 
die  als  suffragium  bezeichnet  wurden  und  selbstverständlich  in  Form 
von  Auflagen  wieder  aus  den  Untertanen  herausgepreßt  werden 
mußten  ^).  Als  nun  das  Prinzip  anerkannt  wurde,  daß  sich  die  kaiser- 
lichen Beamten  aus  den  ihnen  untergebenen  Ländern  im  Westen  selbst 
bezahlt  zu  machen  hatten,  und  das  Amt  außerdem  in  der  Regel  mit 
der  Grundherrschaft  verbunden  wurde,  war  es  das  suffragium,  jetzt  eine 
anerkannte  Institution,  die  gleichsam  als  Preis  für  das  Amt  gezahlt 
werden  mußte  und  vielfach  zur  einzigen  Abgabe  wurde;  jedenfalls 
wurden  nicht  wie  beim  römischen  Oktroi  die  einlaufenden  Abgaben 
verrechnet  und  abgeliefert,  sondern  es  trat  an  ihre  Stelle  (ähnlich  wie 
im  kaiserlichen  Istrien)  ein  Fixum  als  Ablösungssumme.  Die  Herr- 
schaft des  Papstes  in  Ravenna,  der  Emilia,  der  Pentapolis  äußerte 
sich  denn  auch  sofort  nach  der  Begründung  des  Kirclienstaates  in  der 
Art,  daß  die  einzelnen  Beamten  (iudices,  duces  etc.)  ihre  praecepta 
actionis,  ihre  Anstellungsdekrete,  nicht  mehr  vom  Kaiser  oder  dessen 
Stellvertreter,  sondern  vom  Papste  sich  holten,  und  der  Streit  um  die 
Verwaltung  jener  Provinzen  zwischen  dem  Erzbischof  von  Ravenna 
und  dem  Papste  ging  in  der  Weise  vor  sich,  daß  jeder  der  beiden 
diese  praecepta  auszustellen  als  sein  eigenes  Recht  in  Anspruch  nahm*). 
Und  im  Jahre  808  beklagt  sich  der  Papst  Leo  IH.  bei  Karl  dem 
Großen,  daß  dessen  missi  in  den  einzelnen  Stadtgebieten  Personen 
eingesetzt  hätten,  die  selbst  alle  Gerichtsgebühren  einhoben,  die  bisher 
der  vom  Papste  eingesetzte  dux  einnahm  und  seinem  Herren  jährlich 


1)  Vgl.  das  Privileg  Ludwigs  des  Frommen  für  die  römische  Kirche  vom 
Jahr  817  (bei  Sickel,  Das  Privilegium  Ottos  L  für  die  römische  Kirche 
S.  175). 

2)  Brief  Johanns  VIIL:  J.E.  3041. 

3)  Vgl.  z.  B.  Greg.  Eeg.  V,  38. 

4)  Vgl.  Cod.  Card.  54  f.  (55 f.)  v.  J.  775  =  J.E.  2415 f. 
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abzuführen  pflegte,  und  die  ferner  das  Volk  mit  Abgaben  (coUectio) 
beschwerten,  so  daß  die  duces  nicht  mehr  imstande  waren,  dem  Papste 
das  volle  suffragium  zu  zahlen  ^).  —  Man  gewinnt  den  Eindruck,  daß 
in  dem  weiteren  Herrschaftsgebiete  des  Papstes,  namentlich  im  Norden 
des  Appennins,  die  päpstliche  Verwaltung  schon  früher  gegenüber  den 
lokalen  Gewalten  ebensowenig  wie  das  byzantinische  Kaisertum  durch- 
dringen konnte,  trotzdem  der  vesterarius  des  Papstes  stets  oder  ge- 
legentlich von  Ravenna  aus  die  Einhebung  der  Abgaben  regelrecht 
zu  organisieren  suchte-);  jedenfalls  war  das  bureaukratische  System 
durch  die  Grundherrschaft  von  Anbeginn  an  durchbrochen  und  durch 
eine  indirekte  Verwaltung  zersetzt,  die  selbstverständlich  durch  ihre 
Unabhängigkeit  für  den  Kirchenstaat  die  schwersten  Gefahren  mit 
sich  brachte,  wenn  die  in  der  Grundherrschaft  liegende  Tendenz  zur 
Erblichkeit  und  Abschliessung  über  das  vom  Kaiser  übernommene 
päpstliche  Ernennungsrecht  obsiegte. 

Um  so  wichtiger  mußte  es  deshalb  für  die  Päpste  sein,  ihre  eigent- 
liche Hausmacht,  die  Patrimonien,  nicht  nur  ungeschmälert  zu  erhalten, 
sondern  auch  unter  einer  derartigen  Verwaltung,  daß  keine  fremde 
grundherrliche  Gewalt  die  direkte  päpstliche  Regierung  schmälern 
konnte.  Hier  war  der  Papst  selbst  der  Grundherr  und  wollte  es 
bleiben,  und  hier  war  ihm  der  Machtzuwachs  der  Grundherrschaft, 
die  schon  in  byzantinischer  Zeit  bisher  staatliche  Verwaltungsfunktionen 
an  sich  gezogen  hatte,  um  so  mehr  zugute  gekommen,  als  die  kirch- 
liche Wirtschaft  nicht  nur  durch  ihre  Ausdehnung,  sondern  auch  durch 
ihre  Stellung  im  Staate  imstande  war,  den  staatlichen  Einfluß  in  be- 
sonders liohem  Grade  zu  beseitigen.  Die  Kirchengüter  waren  dem 
byzantinischen  Staate  gegenüber  mediatisiert ;  als  aber  der  Kirchenstaat 
im  eigenen  Namen  die  diclo  übernahm  und  die  päpstlichen  Zentral- 
stellen zur  Regierung  wurden,  war  selbstverständlich  von  einer  Tren- 
nung der  Staatswirtschaft  und  der  Privatwirtschaft  keine  Rede  mehr, 
und  man  konnte  viel  eher  die  dem  Kirchenstaate  zugehörigen  Terri- 
torien nach  dem  Gesichtspunkte  unterscheiden,  ob  sie  in  direkter  oder 
indirekter  Verwaltung  der  Kirche  standen. 

Dieser  Dualismus  in  der  Patrimonialverwaltung  reicht  weit  zurück. 
MOMMSEN  hat  ihn  zuerst  in  aller  Schärfe  für  die  Zeit  Papst  Gregors  I. 
dargestellt  •')•  Schon  dieses  Papstes  Bestreben  geht  dahin,  die  Ent- 
fremdung des  Kirchengutes  hintanzuhalten  nicht  nur  auf  Grund  der 
Kirchenschutzgesetze,  welche  eine  Verpachtung  auf  immerwährende 
Zeiten   ausschlössen,   sondern   auch   dadurch,    daß  er  der  direkten  Be- 


1)  Leon.  III  ep.  2  (Monuni.  Carol.  ed.  Jaffk  p.  312)=  J.E.  251G. 
Vgl.  auch  die  Notiz :  „Quot  sunt  genera  iudicum"  (Giesebrecht,  Gesch.  d. 
deutsch.  Kaiserzeit  I'^  S.  894)  von  den  iudices:  „dum  stipendia  a  repu- 
blica  non  accipiunt,  avariciae  face  succensi  ius  omne  confundunt." 
Das  suffragfium  wird  auch  im  Libcll.  de  imper,  pot.  erwähnt.     S.  unten. 

2)  J.E.  3028. 

3)  MoMMSEN,  Die  Bewirtschaftung  der  Kirchengüter  unter  Papst  Gregor  I., 
in  Ztschr.  f.  Soz.-  u.  Wirtschaf tsgesch.  I  (1893),  43  ff.  —  Dazu  meine  Ana- 
lekten  S.  14  ff.  und  Viertelj.  f.  Soz.-  u.  Wirtschaf  tsgesch.  IV,  340  ff. 
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wirtscliaftung  überhaupt  den  Vorzug  gibt  und  dem  Mißbrauclie,  dali 
mächtige  Herren,  insbesondere  kaiserliche  Beamte,  die  Kirche  zur  Vei- 
pachtung  großer  Güter  gegen  einen  mitunter  nur  nominellen  Zin-; 
zwingen,  zu  steuern  sucht.  Für  die  langfristige  Pacht  ist  gemäß  einer 
Formel  jener  Zeit  die  ausdrückliche  Gestattung  des  Papstes  erforder-, 
lieh,  nach  welcher  erst  der  rector  den  schriftlichen  Vertrag  ab- 
schließen darf;  in  einer  anderen  Formel  wird  dem  rector  ausdrücklich 
untersagt,  direkt  bewirtschaftetes  Land  in  Emphyteuse  zu  geben.  Auf 
den  in  Eigenwirtschaft  der  Kirche  stehenden  Gütern  aber  unterstanden 
die  Kolonen  und  Kleinpächter  (libellarii)  unmittelbar  den  beamten- 
ähnlichen conductores  und  den  actionarii,  deren  Chef  der  für  jeden 
Patrimonialbezirk  ernannte  rector  war. 

Auch  bei  der  Anlegung  der  domuscultae  in  der  römischen  Cam- 
pagna  im  8.  Jahrhundert  verfolgten  die  Päpste  Zacharias  und  Hadrian  ^) 
in  erster  Linie  den  Zweck,  einheitliche  Gutsbezirke  mit  direkter  päpst- 
licher Bewirtschaftung  zu  schaflen.  Wie  die  Dinge  damals  schon  lagen, 
bedeutete  dies  zugleich  die  Ausdehnung  der  direkten  päpstlichen  Ver- 
waltung, Jurisdiktion  und  Militärhoheit  auf  die  einbezogenen  Terri- 
torien-). —  Die  natürlichen  Gegner  der  Päpste  in  ihrem  Bemühen, 
eine  einheitliche,  direkte,  bureaukratische  Organisation  durchzuführen, 
waren  selbstverständlich  die  weltlichen  Grundherren,  welche  schon  in 
byzantinischer  Zeit  die  staatlichen  Funktionen  großenteils  an  sich  ge- 
rissen hatten  und  ihrerseits  nach  Unabhängigkeit  von  der  päpstlichen 
Zentralverwaltung  strebten,  indem  sie  ihre  Stellung  erblich  zu  machen 
versuchten  und  dem  päpstlichen  Eruennungsrechte,  das  das  kaiserliche 
ersetzte,  die  Anerkennung  verweigerten,  und  indem  sie  zugleich  das 
Gebiet  der  indirekten  Verwaltung  auf  Kosten  der  direkten  erweitern 
wollten.  So  stehen  einander  schon  bei  der  Begründung  des  Kirchen- 
staates, vertreten  einerseits  durch  den  Primicerius  Christofe rus  und 
andererseits  durch  die  duces  der  Campagna,  die  kuriale  Bureaukratie 
und  die  erbgesessene  Landaristokratie  gegenüber,  deren  Kampf  in  den 
nächsten  Jahrhunderten  die  Geschichte  des  Kirchenstaates  erfüllt.  Der 
prinzipielle  Ausschluß  der  grundherrlichen  Aristokratie  von  der  Teil- 
nahme an  der  Papstwahl  durch  die  Synode  des  Jahres  769  war  der 
erste  bedeutsame  Erfolg  der  Bureaukratie,  deren  Herrschaft  natur- 
gemäß unter  der  langen  Regierung  Papst  Hadrians  durch  Karl  den 
Großen  aufrechterhalten  wurde  und  sich  befestigen  konnte  ^).  Während 
der  Regierung  Papst  Leos  III.  regte  sich  die  grundherrliche  Opposition 
zu  wiederholten  Malen;  kurz  vor  seinem  Tode  fielen  die  weltlichen 
Herren  über  die  Domuskulte  her  und  suchten  sich  diejenigen  päpst- 
lichen Güter  anzueignen,  die  ihnen  Leo  angeblich  widerrechtlich  weg- 
genommen, d.  h.  ihrer  Verwaltung  entzogen  hatte,  indem  er  die  Pacht 


1)  Vgl.  GREGOuovirs,  Gesch.  d.  Stadt  Rom  im  Mittelalter  II*,  264  ff. 
u.  380  ff. 

2)  In  diese  Gruppe  von  Bestrebungen  gehört  auch  die  Anlage  militärischer 
Kolonien  in  Porto  und  CentumceUae.  Vgl.  Gesch.  Italiens  im  Mittelalter  EII/i, 
223  f.  und  Lib.  pont.  v.  Leon.  IV  c.  101. 

3)  Gesch.  Italiens  im  Mittelalter  II/s,  231  ff. ;  vgl.  auch  336  f. 
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nicht  erneuerte  und  sie  in  Eigenwirtschaft  übernahm  ^).  Die  Veran- 
lassung der  folgenden  Parteikämpfe  ist  in  unseren  Quellen  nicht  so 
deutlich  zu  ersehen,  und  sicherlich  traten  die  beiden  großen  Parteien 
nicht  immer  gleich  deutlich  geschieden  in  den  politischen  Kampf,  schon 
deshalb,  weil  auch  die  Päpste  ihrerseits  ihre  Nepoten  durch  Verleihung 
von  Grundherrschaften  zu  begünstigen  tracliteten  und  andererseits  Mit- 
glieder der  grundherrlichen  Aristokratie  in  die  päpstliche  Zentralver- 
waltung eindrangen.  Aber  in  dem  Grundgesetze  Lothars  vom  Jahre  824, 
das  die  Verhältnisse  des  Kirchenstaates  für  ein  halbes  Jahrhundert 
ordnete,  wurde  nicht  nur  das  Papstwahlrecht  in  der  alten  Weise  be- 
stätigt und  die  kaiserliche  Oberaufsicht  geregelt,  sondern  auch  den 
Untertanen  der  Gehorsam  gegen  die  päpstlichen  duces  und  iudices 
eingeschärft  und  die  Rückgabe  der  Kirchengüter,  die  durch  angeblich 
erschlichene  Urkunden  der  päpstlichen  Verwaltung  entfremdet  waren, 
in  Aussicht  gestellt-).  Im  dritten  Viertel  des  9.  Jahrhunderts  war  der 
Kirchenstaat  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des  Kaisers,  und  es 
scheint  beinahe,  als  ob  Ludwig  IL  in  dem  Bestreben,  sein  italienisches 
Reich  auszubauen,  vor  der  Autonomie  des  Kirchenstaates  nicht  Halt 
gemacht  und  die  Machtsteigerung  der  römischen  Grundherren  inner- 
halb des  Kirchenstaates  nicht  ungern  gesehen  oder  sogar  gefördert 
habe;  es  wird  ihm  nachgesagt,  daß  er  nicht  nur  im  ravennatischen 
Teile  des  Kirchenstaates  Kirchengut  benefiziarisch  vergab  und  dem 
Papste  nur  das  „suffragium"  überließ,  sondern  auch  Patrimonien  bei 
Rom  an  seine  Getreuen  abgab  oder  ihre  Leistungen  für  sich  in  An- 
spruch nahm-^). 

In  einem  höchst  interessanten,  leider  nur  fragmentarisch  erhaltenen 
Briefe  legt  Papst  Johann  VIII.  seine  Verwaltungsgrundsätze  dem  Kaiser 
Ludwig  IL  dar.  Er  knüpft  unmittelbar  und  ofienbar  mit  Kenntnis  der 
alten  Kaisergesetze  an  die  altrömische  Zeit  an,  wenn  er  behauptet, 
daß  ursprünglich  ein  Amt  (magistratus)  nur  für  ein  Jahr  vergeben 
worden  sei  und  daß  der  Beamte  (iudex),  dessen  Amtszeit  abgelaufen 
war,  verpflichtet  gewesen  sei,  noch  50  Tage  in  seiner  Provinz  zu  ver- 
weilen, bis  zurückerstattet  war,  was  er  etwa  den  Grundbesitzern  weg- 
genommen. Wenn  er  für  sich  Güter  gekauft  oder  was  immer  zur 
Zeit  seiner  Verwaltung  dem  apostolischen  Stuhle  entfremdet,  wurde 
es  zurückgefordert.  So  sei  es  bis  zu  den  Zeiten  Ludwigs  II.  mit  der 
jährlichen  Ernennung  sowohl  in  jenen  (ravennatischen?)  als  auch  in 
diesen  (römischen)  Gegenden  gehalten  worden;  und  hier  gelte  dieser 
Gebrauch  auch  heute  noch.  So  sei  durch  den  Wechsel  der  duces  das 
weltliche  Recht  des  Papstes  gemehrt  und  nicht  in  ein  ewiges  Recht  des 
Beamten  umgewandelt  worden.  Wenn  schon  der  Besitz  gesetzlich  durch 
eine  10-  oder  20-  oder  30jährige  Frist  gefestigt  oder  ausgeschlossen 
würde,  so  lasse  sich  daraus  ermessen,  was  eine  so  lange  Frist  (für 
die  Ersitzung   des   Amtes)   bedeute,   wenn   etwa  „tyrannischen"  duces 


1)  Ebd.  in/i,  96. 

2)  M.  G.  Capit.  I,  323  n«  161  c.  L  3.  6. 

3)  Vgl.  Libell.  deimper.  potestate  inurbeRoma:  M.  G.  SS.  III, 
720.  —  Lapotre,  Le  pape  Jean  VIII,  p.  218. 
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ein  ständiges  Amt  verliehen  werde.  Die  allgemeine  Regel  gehe  den 
Spezialbegünstigungen  vor,  und  ungültig  seien  diese,  wenn  sie  gegen 
das  Recht  verstoßen.  Auf  Grund  dieser  dem  römischen  Rechte  ent- 
nommenen Deduktionen  bekämpft  der  Papst  das  vom  Kaiser  geförderte 
Benefizialwesen.  Hier  tritt  der  Kampf  der  Bureaukratie  gegen  die  sie 
bedrängenden  Mächte  deutlich  in  seinen  Phasen  hervor:  erzwungene 
Verlängerung  des  ursprünglich  jährigen  Amtes  und  Machtsteigerung 
des  Beamten,  benefiziarische  Erteilung  des  Amtes  und  Besitzes  und 
dauernde  Entfremdung  durch  die  zu  Feudalherren  gewordenen  duces  ^). 

In  dem  Intrigenspiele  jener  Zeit  aber  spielen  seit  Papst  Paschalis  I. 
(823)  immer  wieder  römische  Große  mit  dem  byzantinischen  Titel  eines 
magister  militum  eine  Rolle.  Der  Titel  kommt  sonst  außer  im  Raven- 
natischen  in  dieser  Zeit  nur  für  die  halbselbständigen  Fürsten  der  See- 
städte Süditaliens,  die  noch  in  Verbindung  mit  Byzanz  standen,  vor, 
und  es  ist  daher  anzunehmen,  daß  auch  im  römischen  Gebiete  der 
Titel  dieser  Führer  der  Aristokratie  eine  besonders  hervorragende 
Stellung  ausdrücken  sollte,  wie  es  andererseits  auch  nicht  wunder- 
nehmen kann,  daß  die  Grundherren  mit  den  byzantinischen  Titeln 
gelegentlich  im  Gegensatze  zum  fränkischen  Kaiser  und  zum  Papste 
eine  Anlehnung  an  die  byzantinische  Macht  gesucht  hatten.  Bald 
nachdem  aber  Papst  Johann  VIII.  gegen  diese  Würdenträger,  die  sich 
auch  schon  in  die  kuriale  Zentral  Verwaltung  eingedrängt,  zentrale 
Beamtenstellen  bekleidet  und  ganze  Dynastien  gebildet  hatten,  einen 
scharfen  Kampf  geführt  und  sie  beseitigt  hatte,  verschwindet  der  Titel 
bis  auf  weiteres  aus  dem  römischen  Gebiete;  möglich,  ja  sogar  wahr- 
scheinlich, daß  man  darin  einen  Erfolg  der  päpstlichen  Diplomatie  im 
Sinne  der  kurialen  bureaukratischen  Zentralisationsbestrebungen  er- 
blicken kann-). 

In  diese  Katastrophe,  die  nach  Ludwigs  II.  Tode  hereinbrach, 
waren  außer  dem  Führer  der  ostfränkischen  Partei  und  späteren  Papste 
Forraosus  folgende  Persönlichkeiten  verwickelt :  der  nomenculator  Gre- 
gorius,  Sohn  eines  nomenculator  Theophylactus,  weil  er  durch  acht 
.fahre  sein  Amt  zum  Schaden  der  Kirche  mißbraucht  hatte;  dessen 
Bruder,  der  secundiceriusStephanus;  dessen  Schwiegersohn,  der  magister 
militum  Georgius,  Sohn  des  primicerius  Gregorius  und  in  erster  Ehe 
mit  der  Nichte  Papst  Benedicts  III.  vermählt,  zugleich  vesterarius; 
der  magister  militum  Sergius,  Sohn  des  mag.  mil.  Theodorus,  der  die 
Nichte  des  Papstes  Nikolaus  geheiratet  hatte;  endlich  Constantina, 
Tochter  jenes   nomenculator  Gregorius,   in  erster  Ehe  mit  dem  Sohne 


1)  J.E.  3011. 

2)  Über  die  römischen  mag.  mil.  im  allg.  vgl.  W.  Sickel  a.  a.  0.  78 
Anm.  2.  —  Über  die  politi-^che  Rolle  der  mag.  mil.  Gratianus  und  Daniel 
vgl.  Gesch.  Italien  im  Mittelalter  IIl/i,  236;  über  den  mag.  mil.  Mercurius 
und  zwei  andere  mag.  mil.  (Gregorius,  Christoforus)  ebd.  III/i,  239.  —  Im 
Briefe  Johanns  VIII.  J.E.  3041  vom  Jahre  876  sind  die  Mitglieder  der  von 
Johann  VIU.  gestürzten  (mit  Formosus  in  Verbindung  stehenden)  oppositio- 
nellen Clique  am  vollständigsten  angeführt.  —  In  Ravenna  erhält  sich  der 
Titel  mag-,  mil.  weit  länger. 
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des  vesterarius  Pippiniis,  dann  mit  dem  Soline  des  mag.  mil.  Gregorius 
vermählt.  Man  kann  aus  diesen  verwandtschaftlichen  Zusammenhängen 
ermessen,  wie  die  päpstliche  Bureaukratie  durch  die  Verbindung  von 
Nepotentum  und  Grundherrschaft  zur  Zeit  der  tatsächlichen  Vormacht- 
stellung des  fränkischen  Kaisers  zersetzt  war  und  was  es  bedeutete, 
wenn  Johann  VIII. ,  sobald  er  des  kaiserlichen  Druckes  ledig  war,  mit 
eisernem  Besen  die  Verwaltung  reinigte  und  die  Bureaukratie  wieder 
in  ihre  Rechte  einsetzte. 

Worin  auch  immer  sonst  die  Abmachungen  bestanden  haben  mögen, 
die  zwischen  .Johann  VIII.  und  seinem  Kaiser  Karl  dem  Kahlen  ge- 
troffen Avurden,  so  hat  dieser  doch  jedenfalls  das  Vorgehen  des  Papstes 
gebilligt,  dessen  Konsequenzen  in  den  feierlichen  Synodalbeschlüssen 
von  Ravenna  im  Jahre  877  niedergelegt  waren.  Im  15.  Kapitel  war 
ausgesprochen,  daß  es  jedermann  verwehrt  sein  solle,  seine  Hände 
nach  den  Patrimonien  der  römischen  Kirche  auszustrecken,  und  diese 
werden  einzeln  aufgezählt:  „Appiae  videlicet  et  Lavicanense  vel  Cani- 
paninum ,  Tiburtinum ,  Teatinum ,  utrumque  Sabineuse  et  Tusciae, 
porticum  S.  Petri,  monetam  Romanam,  ordinaria  et  actionarica  publica, 
ripam,  portus  et  Ostiam."  Dies  alles  solle  in  Ewigkeit  zum  unmittel- 
baren Gebrauche  (in  usum  salarii)  des  heiligen  Lateranischen  Palastes 
bestimmt  bleiben  und  die  üblichen  Abgaben  und  Fronden  unweigerlich 
leisten.  Verflucht  sollte  sein,  wer  immer  ein  Patrimonium  auf  dem 
Wege  benefiziarischer  Verleihung  oder  anderswie  seinem  Zwecke  ent- 
ziehen wollte ;  nur  eine  bezeichnende  Ausnahme  w^irde  gemacht,  welche 
beweist,  daß  auch  Johann  VIII.  das  Prinzip  nicht  in  seiner  Reinheit 
zur  Anwendung  bringen  wollte:  die  familiäres  des  Papstes  und  seiner 
Nachfolger  sollten  von  dem  Verbote  nicht  betroffen  werden.  Während 
sich  dieses  Verbot  offenbar  gegen  die  Verleihung  eines  Patrimoniums 
im  ganzen,  wie  es  vielleicht  in  der  letzten  Zeit  üblich  geworden  war, 
richtete,  wurde  in  den  folgenden  Kapiteln  noch  hinzugefügt,  daß  über- 
haupt solche  Höfe,  die  bisher  )iicht  urkundlich  verliehen  worden  waren, 
in  den  genannten  Patrimonien  künftig  nicht  vergeben  werden  durften, 
und  daß  im  ganzen  Exarcliat  sowie  im  engeren  Kirchenstaat  kein  Mann, 
welchen  Stammes  und  Standes  immer,  Klöster  oder  Güter  zur  bene- 
fiziarischen  Leihe  oder  auf  andere  Weise  erlangen  oder  vergeben  dürfe, 
ausgenommen  diejenigen  Ortsbewohner,  denen  es  „pro  utilitatibus  et 
speciali  servitio  s.  Rom.  ecclesiae  vel  ducatus"  zugestanden  wird  oder 
die  „ad  nostra  dispensanda"  eingesetzt  werden  i).  Wenn  in  diesen 
Bestimmungen  auch  manches  unsicher  bleibt,  so  ist  doch  so  viel  klar, 
daß  der  Papst  trachtete,  auf  Grund  des  Status  quo,  der  nach  der  Aus- 
treibung und  Besitzentsetzung  der  Opposition  hergestellt  war,  der  Aus- 
breitung der  grundherrlich-benefiziarischen  Verwaltung  eine  Schranke 
zu  setzen  und  in  erster  Linie  die  Erhebung  der  römischen  Abgaben 
und  das  ganze  Land  rings  um  Rom  der  direkten  bureaukratischen  Ver- 
waltung zu  sichern,  so  daß  gleichsam  ein  engerer,  bureaukratisch  ver- 
walteter  und   ein   weiterer  Kirchenstaat  unterschieden  werden  konnte. 


1)  Die   Synode   von   Ravenna   bei   MAN.sr,   Conc.  omn.  ampl.  coli.  XVII, 
:}a7ff.     Vgl.  dazu  auch  Greoouovius  a.  a.  0.  III,  186  f. 
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Die  Usurpationen  von  Kirchengnt  hörten  trotz  allem  im  Kirchen- 
staat so  wenig  auf  wie  in  den  übrigen  Gegenden  Italiens,  trotz  aller 
Verordnungen  auch  der  weltlichen  Gewalt,  und  Johann  VIII.  mußte 
während  seiner  ganzen  Regierung  einen  fast  ununterbrochenen  Kampf 
gegen  die  mit  der  römischen  Opposition  verbündeten  Widonen  von 
Spoleto  führen,  die  einerseits  Territorien  des  Kirchenstaats  ihrer  diclo 
zu  unterwerfen  wußten  und  nicht  einmal  dazu  zu  bewegen  waren,  sich 
von  der  Kirche  investieren  zu  lassen,  und  andererseits  sich  bemühten, 
die  vertriebenen  Gegner  des  Papstes  wieder  in  ihren  Besitz  einzusetzen. 
In  diesem  Kampf  ist  Johann  VIII.  von  Mörderhand  gefallen  (882),  und 
der  Kirchenstaat  und  das  Papsttum  wurden  wieder  der  Spielball  der 
beiden  einander  bekämpfenden  Interessengruppen. 

Johanns  VIII.  vierter  Nachfolger  war  derselbe  Formosus  (891 — 896), 
der  zugleich  mit  jenen  Vertretern  der  Aristokratie  gebannt  worden 
war,  und  die  Widonen  hatten  inzwischen  das  italienische  Königtum 
und  mit  dem  Kaisertum  die  Herrschaft  in  Rom  erlangt.  Um  die 
Gültigkeit  der  Wahl  des  Formosus  entbrannte  nach  dessen  Tode  ein 
heißer  und  mit  schauerlichen  Mitteln  geführter  Kampf  der  Faktionen. 
Allein  auf  neuerlichen  Synoden  in  Rom  und  Ravenua,  als  Johann  IX. 
im  Jahr  898  mit  Lambert,  Widos  Sohn,  das  Verhältnis  des  Papsttums 
zum  Kaisertum  wieder  auf  der  Grundlage  herstellen  wollte,  die  zu 
Zeiten  Ludwigs  II.  gegolten  hatte,  wurden  nicht  nur  Bestimmungen 
getroffen,  um  die  Freiheit  der  Papstwahl  zu  sichern,  und  ausdrücklich 
bestimmt,  daß  der  Gewählte  nicht  Kapitulationen  eingehen  solle,  welche 
offenbar  den  Kirchenstaat  beeinträchtigen  konnten,  sondern  es  wurde 
auch  wieder  verlangt,  daß  die  Präzepte,  die  widerrechtlich  über  päpst- 
liches Gebiet  ausgestellt  worden  waren,  ungültig  erklärt  und  die  Patri- 
monien, Güter,  Kolonien,  Städte,  die  ausgetan  waren,  zurückgegeben 
werden  sollten  i).  Es  wollte  eben  noch  kein  Papst  auf  die  Macht- 
stellung, die  ihm  nur  durch  die  unmittelbare  Verwaltung  seines  Ge- 
bietes gesichert  war,  verzichten. 

Es  war  aber  das  Schicksal  des  Papsttums,  daß  ein  übermächtiges 
Kaisertum  seinen  weltlichen  Prätensionen  gefährlich  war,  während  es 
ohne  Kaisertum  des  Schutzes  gegen  die  lokalen  Gewalten  darbte,  so 
daß  nur  selten  ein  GleichgCAvicbtszustand  hergestellt  war.  Darum 
wurde  es  zu  einer  Beute  der  feudalen  Herren,  als  das  bis  zur  Zeit  der 
Ottonen  letzte  in  Rom  effektive  Kaisertum  der  Widonen  ebenfalls  mit 
Lambert  zu  Grabe  getragen  war.  Mit  Papst  Sergius,  dem  Gegen- 
kandidaten Johanns  IX.,  der  sechs  Jahre  im  Exile  zugebracht  hatte, 
gewann  im  Jahr  904  nach  mehreren  blutigen  Umwälzungen  tatsächlicli 
die  römische  Grundherrenaristokratie  die  Herrschaft,  die  sie  bis  zur 
Kaiserkrönung  Ottos  des  Großen  gegen  alle  x\nfechtungen  im  Innern 
und  von  außen  zu  verteidigen  wußte.  Zugleich  erscheint  wieder  ein 
magister  militum  in  der  Person  des  Theophylactus,  der  auch  vesterarius 
war.  Seine  Familie  beherrscht  Rom  durch  mehr  als  ein  halbes  Jahr- 
hundert tatsächlich    wie  eine  Monarchie,   weil  sie  eben  die  mächtigste 


1)  Römische   Synode   vom   .Tahr  898  c.  10:   Max.si  a.  a.  0.  XVIII,  225; 
Kavennatische  Synode  vom  Jahr  898  c.  7  und  8:  M.  G.  Capit.  H,  125  n»  230. 
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i^undherrliche  Familie  war,  nicht  in  regelmäßiger  Erbfolge,  aber  ohne 
erfolgreichen  Widerstand  zu  finden.  Diese  Herrschaft  kulminiert  in 
dem  „Prinzipate"  des  Senator  Alberich,  und  es  ist  nur  ein  formeller 
Unterschied,  ob  der  jeweilige  Papst  „gewählt"  und  vom  Herren  des 
Kirchenstaates  eingesetzt  wurde  oder  ob  die  weltliche  und  geistliche 
Herrschaft  in  einem  Mitglied  der  Familie  vereinigt  war,  wie  zur  Zeit 
Oktavians,  des  Sohnes  Alberichs,  (Papst  Johanns  XII.,  955 — 964)  i).  Der 
Kirchenstaat  scheint  damit  bei  demselben  Punkte  angekommen  zu 
sein,  den  andere  Kleinstaaten,  die  in  einer  Familie  oder  in  einer 
Person  geistliche  und  weltliche  Macht  vereinigten,  indem  jene  von 
dieser  zurückgedrängt  wurde,  schon  im  9.  Jahrhundert  erreicht  hatten, 
wie  z.  B.  Neapel,  Capua,  Ravenna,  bei  der  vollständigen  Feudalisierung. 

Die  Stellung  Alberichs,  der  die  neue  weltliche  Macht  im  Kirchen- 
staat schuf,  staatsrechtlich  genau  zu  definieren,  dürfte  bei  dem  Stande 
unserer  Quellen  nicht  mehr  möglich  sein-).  Sicher  ist,  daß  die  Stel- 
lung des  Papstes  als  des  Hauptes  der  Gesamtkirche  selbstverständlich 
nicht  geändert  wurde,  aber  auch,  daß  der  Papst,  wie  aus  der  Datierung 
der  Urkunden  und  den  Münzen,  die  Alberich  schlagen  ließ,  hervor- 
geht, Souverän  des  Kirchenstaates  blieb.  Man  wird  annehmen  können, 
daß  seine  Regierungsgewalt  in  allen  denjenigen  Verwaltungszweigen  tat- 
sächlich aufgehoben  wurde,  in  denen  das  grundherrlich-feudale  Prinzip 
zum  Durchbruch  gelangt  Avar  und  deren  Chef  jetzt  Alberich  war.  Wir 
sehen  deshalb  Alberich  über  das  Sabinerland  verfügen,  das  er  dem 
dux  Ingebald  überträgt,  und  er  führt  das  Heer  des  Kirchenstaates; 
vermutlich  hat  der  Papst  nur  mit  seiner  Zustimmung  über  Kirchengut 
im  Kirchenstaat  verfügen  können.  Er  sitzt  in  seinem  Palast  einem 
Gerichte  vor,  dem  freilich  außer  weltlichen  Großen  auch  iudices  de 
clero,  Chefs  der  päpstlichen  Zentralverwaltung,  angehören.  Wesentlich 
ist  aber,  daß  diese  Zentralverwaltung  bestehen  blieb,  und  sie  konnte 
weiterbestehen,  weil  —  anders  als  in  anderen  staatlichen  Gebilden 
jener  Zeit  —  gewisse  Funktionen  von  der  auf  der  Grundherrschaft 
eich  gründenden  Feudalität  nicht  ergriffen  wurden,  wenngleich  das 
Gebiet,  auf  das  sich  die  unmittelbare  Verwaltung  erstreckte,  beständig 
Einbußen  erlitten  hatte. 

Diese  Abbröckelung  hatte  schon  früh  begonnen.  Ravenna  mit 
der  „Pentapolis"  war  immer  ein  bestrittener  Besitz.  Zweifelsohne 
schaltete  hier  Kaiser  Ludwig  II.  nach  eigener  Willkür,  und  es  gelang 
Johann  VIII.  nicht,  seine  Rechte  gegen  den  Erzbischof  und  gegen  die 
Widonen  voll  zur  Geltung  zu  bringen.  So  hatte  z.  B.  der  Papst  den 
Dukat  von  Comacchio  dem  Bischof  dieses  Ortes  übertragen;  dieser 
kam  aber  infolge  der  Usurpationen  des  Erzbischofs  nicht  in  die  Lage, 
sein  „Ministerium"  auszunützen,  und  der  römischen  Kirche  entging 
infolgedessen  der  Zensus,  der  indiktionsweise  abzuliefern  war.  Auch 
später   konnte    die    päpstliche   Herrschaft    gegen    die    erzbischöflichen 


1)  Ausführlich  über  die  Art  dieses  Regiments:  W.  Sickel  in  Mit  teil. 
d.  Inst.  a.  a.  0. 

2)  Einen  solchen  Versuch  unternimmt  W.  Sickel  a.  a.  0.,   auf  den  ich 
wegen  der  Belegstellen  zum  folgenden  verweise. 
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Ansprüche  und  die  weltliehen  Herren  sich  jenseits  des  Appennins 
offenbar  nur  selten  durchsetzen.  Es  ist  bezeichnend,  daß  sehr  bald, 
nachdem  das  Kaisertum  mit  Bevengar  I.  vorläufig  zu  bestehen  auf- 
gehört hatte,  in  Eavenna  außer  nach  dem  Papst  nach  dem  König 
Hugo  von  Italien  datiert  wird,  obwohl  Ravenna  nach  den  Vorstellungen 
der  Karolingerzeit  außerhalb  des  Königreiches  Italien  lag.  Die  wenigen 
erhaltenen  Verfügungen  nichtkirchlicher  Art,  die  sich  auf  das  Exarchat 
beziehen,  sind  Schenkungen,  durch  welche  der  Papst  auf  Rechte  ver- 
zichtet. So  ist  tatsächlich  der  Kirchenstaat  allmählich  auf  Territorien 
im  Süden  des  Appennins  eingeschränkt  worden  i).  Auch  hier  aber 
vollzog  sich  zum  Teil  derselbe  Prozeß.  An  der  Südgrenze  z.  B.  zeigte 
sich  gleich  nach  der  Schenkung  durch  Karl  den  Großen ,  daß  die 
direkte  päpstliche  Verwaltung  in  Capua  hier  nicht  durchgeführt  werden 
konnte-),  und  obgleich  die  Päpste  ihren  Anspruch  mit  Zähigkeit  auf- 
rechterhielten und  ihre  Oberherrschaft  in  den  Wecliselfällen  der  Lango- 
barden- und  Sarazenenkriege  zeitweilig  anerkannt  wurde,  blieb  Capua 
doch  für  die  Dauer  langobardisch  und  vom  Papst  unabhängig.  Selir 
lehrreich  ist  auch  die  Geschichte  des  Patrimonium  Traiectanum  (Traietto). 
Vor  und  noch  zur  Zeit  Ludwigs  H.  steht  an  seiner  Spitze  ein  consul 
et  dux,  der  sich  auch  rector  nennt  und  gegen  Zahlung  eines  calciarium, 
das  offenbar  in  seine  Tasche  Hießt,  Parzellen  verpachtet,  jedoch  nur 
unter  Vorbehalt  der  jährlichen  Pacht  an  die  römische  Kirche.  Johann  VHL 
sah  sich  genötigt,  um  die  Hilfe  von  Gaeta  gegen  die  Sarazenen  zu 
erkaufen,  nicht  nur  dies  Patrimonium,  sondern  auch  Stadt  und  Terri- 
torium von  Fondi  mit  allen  Pertinenzen  des  Dukates  Fondi  den  Herren 
(duces,  hypati)  von  Gaeta  durch  ein  Präzept  zu  zedieren.  Diese  nennen 
sich  noch  eine  Zeitlang  rectores  patrimonii.  Vor  der  Schlacht  am 
Garigliauo  wird  von  Johann  X.  das  Präzept  bestätigt.  Allein  jede 
Abhängigkeit  Fondis  sowohl  wie  des  Patrimonium  vom  römischen 
Stuhle  ist  beseitigt'^).  Ähnlich  mag  es  anderer  Orten  ergangen  sein, 
und  sicherlich  wurde  auch  der  in  der  Synode  von  877  garantierte 
Patrimonialbesitzstand  nicht  aufrechterhalten. 

Nach  der  Feudalisierung  durch  Alberich  sind  der  Kirche  sicherlich 
nur  noch  wenige  Bruchstücke  ihres  alten  Patrimonialbesitzes  in  der 
Nähe  von  Rom  verblieben,  die  direkt  verwaltet  werden  konnten.  In 
allen  anderen  Gebietsteilen,  die  ihr  nicht  vollständig  entfremdet  waren, 
stand  sie  den  Machthabern  gegenüber  wie  auch  anderswo  der  Landes- 
herr den  feudalen  Gewalten.  Auf  diesem  Felde  hatte  die  Grundherr- 
schaft über  die  Bureaukratie  gesiegt;  hier,  wo  sich  das  Papsttum  in 
nichts  von  den  übrigen  lokalen  Gewalten  unterschied,  die  sich  im 
Westen  auf  den  Trümmern  des  römischen  Reichs  erhoben  hatten, 
unterlag  es  derselben  Entwicklung  wie  diese.  Allein  das  Papsttum  war 
nicht   nur   eine   lokale,   sondern   zugleich   auch  eine  universale  Macht, 


1)  Vgl.  J.E.  3237.     Ferner    die  Ravennatischen  Urkunden    der   Zeit  bei 
Fantuzzf,  Monum.  Ravenn.  — 

2)  Vgl.  Geschichte   Italiens   im   Mittelalter  II/l-,   304,  812.  — 
Cod.  Carol.  82  If.  (85  ff.). 

3)  Vgl.  Codex   Caietanus   (Tabul.  Casin.  I)   n"  7,  9,  11,  16,  130. 
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ebenso  wie  die  Stadt  Rom  nicht  nur  die  Hauptstadt  des  Kirchen- 
staates, sondern  auch  der  Mittelpunkt  der  katholischen  Christenheit 
blieb,  seitdem  sie  nicht  mehr  das  Zentrum  des  alten  römischen  Reiches 
war.  So  blieb  der  zentralen  kurialen  Bureaukratie  ein  Tätigkeits- 
gebiet, das  nicht  feudalisiert  werden  konnte  und  auf  dem  sie  die  Erb- 
schaft des  römischen  Gesamtstaates  bewahren  konnte.  Die  Stärke 
und  die  Schwäche  der  päpstlichen  Macht  im  Mittelalter  ist  von  diesen 
Gesichtspunkten  aus  begreiflich. 


Durchschnittliche   Herstellungskosten    eines   wissen- 
schaftlichen Werkes  im  18.  und  im  20.  Jahrhundert. 

Wenn  man  derartige  Vergleiche  anstellt,  muß  man  selbstredend  den 
Geldwert  in  Berücksichtigung  ziehen,  der  sich  im  Laufe  zweier  Jahr- 
hunderte ganz  gewaltig  zu  verändern  pflegt.  Ein  Pfennig,  ein  Groschen 
(12  Pf.),  ein  Taler  (1  Rtlr.  gleich  24  Groschen)  bedeutete  vor  zwei- 
hundert Jahren  einen  anderen  Kaufwert  als  heute.  Man  muß  dabei 
ins  Auge  fassen,  was  zur  Bestreitung  des  unumgänglichen  Lebens- 
unterhalts nötig  war  und  ist.  Ein  Maurer  oder  Zimmerer  in  Leipzig, 
der  sich  um  das  Jahr  1700  ein  Gesangbuch  für  7  Groschen  angeschafft 
hätte,  würde  damit  einen  vollen  Tageslohn  ausgegeben  haben;  gegen- 
wärtig würde  er  damit  nur  etwa  ein  Fünftel  seines  täglichen  Lohnes 
verausgaben.  Ein  Taglöhner,  der  damals  einen  Kalender  für  3  Groschen 
gekauft  hätte,  hätte  damit  ebenfalls  seinen  ganzen  Taglohn  (3  Gr.  6  Pf.) 
verausgabt;  gegenwärtig  würde  er  damit  nur  ein  Siebentel  davon  auf- 
wenden. Was  bedeutete  ein  barer  Tal  er  damals  und  jetzt  für  eine 
Köchin,  die  ihn  empfing,  und  die  Herrschaft,  die  ihn  ihr  zahlte,  wenn 
eine  Köchin  nach  der  kursächsischen  Polizeiordnung  von  1651  jährlich 
5  bis  8,  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  als  „exzellente'" 
Köchin  10  Reichstaler  erhielt  und  jetzt  80  bis  120  Taler  erhält V 
4  Pfennig  bedeuteten  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  so  viel  wie  ein 
Pfund  gut  Roggenbrot;  jetzt  bedeuten  sie  so  viel  wie  ein  Viertelpfund 
Brot. 

Für  unsere  Gegenwart  ist  nach  Goldfriedrich,  Geschichte  des 
deutschen  Buchhandels,  IL  Band,  der  1908  erschien,  der  mittlere 
deutsche  Bogenpreis  für  wissenschaftliche  Literatur  auf  Grund  buch- 
händlerischer Schätzungen  zu  26,4  Pf.  berechnet  worden.  Damals  be- 
trug er  3,8  Pf.  Die  Kaufkraft  des  Geldes  müßte  seit  den  1730er 
Jahren  um  das  7V2fache  gestiegen  sein,  wenn  der  damalige  und  heutige 
Preis  je  für  ihre  Zeit  das  gleiche  bedeuten  sollte.  Mit  einer  solchen 
Steigerung  kann  man  allgemein  nicht  rechnen.  In  den  1870er  Jahren 
ist  unter  Ansetzung  des  in  dem  Jahrfünft  1871—75  bestehenden  Geld- 
werts als  Einheit  für  die  nach  den  Preisen  des  Lebensbedarfs  berech- 
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nete  Kaufkraft  des  Geldes  in  den  Jahrzehnten  1721 — 1740  der  Multi- 
plikator 3,50  gefunden  worden,  und  die  Ergebnisse,  denen  hier  dieses 
einzelne  Stück  entnommen  wird,  sind  mit  anderen,  unabhängig  davon 
angestellten  Untersuchungen  im  ganzen  in  Übereinstimmung  gefunden 
worden.  Nimmt  man  an,  daß  die  Kaufkraft  des  Geldes  von  der  Mitte 
der  siebziger  Jahre  an  bis  in  die  Gegenwart  nur  in  derselben  Weise 
weiter  gefallen  sei  wie  in  dem  gleichen,  vor  der  Mitte  der  siebziger 
Jahre  liegenden  Zeiträume,  so  ergibt  sich  (die  angedeuteten  Unter- 
suchungen ergeben  für  das  Jahrzehnt  1841 — 50  den  Multiplikator  1,43) 
für  das  zweite  Fünftel  des  18.  Jahrhunderts  der  Multiplikator  3,93 
oder  rund  4,  so  daß  1  Reichstaler  11,52  Mark  bedeuten  würde. 

Fragen  wir,  wie  sicli  damals  und  heute  der  mittlere  Verkaufs- 
bogenpreis  wissenschaftlicher  Literatur  zu  den  unmittelbaren  Herstellungs- 
kosten verhält.  Als  Preis  eines  sogenannten  Neurieses  mittelguten  Papiers 
in  Oktavformat  kann  man  heute  17,50  bis  20  Mark,  als  Preis  für  den 
glatten  Satz  eines  Oktavbogens  (ohne  Zuschläge  und  Haus-  und  Autor- 
korrektur) 31  Mark,  für  den  Druck  des  ersten  Tausends  8,50  Mark 
und  für  jedes  weitere  Tausend  3,50  Mark  ansetzen.  Dem  würden  für 
das  Ende  unseres  Zeitraums,  wenn  man  dabei  die  vierfache  Kaufkraft 
des  Geldes  zugrunde  legen  wollte,  die  Preissätze  von  28,80  Mark  für 
1000  Bogen  Papier,  5,76  Mark  für  den  Satz  eines  Bogens,  4,80  Mark 
für  den  Druck  des  ersten  Tausends  und  1,90  Mark  jedes  weiteren 
Tausends  entsprechen.  Es  würde  das  bedeuten,  daß  die  Druckkosten, 
an  weiterem  Steigen  durcli  die  Verbesserung  der  Pressen  gehemmt,  um 
das  Doppelte,  die  Satzkosten  dagegen  um  mehr  als  das  Fünffache  ge- 
stiegen wären  (ungeachtet  der  Einführung  der  Setzmaschinen  (Hg.), 
während  die  Papierkosten  infolge  der  maschinellen  Entwicklung  und 
der  Benutzung  billiger  Rohstoffe,  Hg.)  um  mehr  als  ein  Drittel  ge- 
fallen wären.  Die  Papier-,  Satz-  und  Druckkosten  würden  zusammen 
pro  Bogen  um  47  "/o  gestiegen  sein. 

Lassen  wir  aber  die  Berücksichtigung  der  veränderten  Kaufkraft 
des  Geldes  aus  dem  Spiel,  und  stellen  wir  uns  auf  die  sichere  Basis 
der  bloßen  Verhältnisvergleichung.  Nehmen  wir  ein  Werk  wissen- 
schaftlichen Inhalts  an,  das  in  glattem  Satz  im  Umfange  von  20  Oktav- 
bogen in  1500  Auflage  gedruckt  werde.  Es  würde  dann  bei  einem 
Bogenpreise  von  3,5  und  26,4  Pfennig  der  damalige  Verkaufspreis  im 
Laden  364  Reichstaler  14  Groschen,  der  heutige  7920  Mark  betragen. 
Die  Durchschnittskosten  würden  sich  damals  belaufen  haben  auf:  Papier 
75  Reichstaler,  Satz  10  Reichstaler,  Druck  10  Reichstaler,  Korrektur 
21/2  Reichstaler,  Honorar  25  Reichstaler  20  Groschen,  zusammen 
123  Reichstaler  8  Groschen,  und  heute  würden  sie  betragen:  Papier 
562  Mark,  Satz  620  Mark,  Druck  205  Mark,  Korrektur  60  Mark, 
Honorar  1000  Mark,  zusammen  2447  Mark.  Die  folgende  Tabelle 
gibt  die  aufgeführten  Posten  der  Herstellungskosten  in  Prozenten  des 
Ladenpreises  an.  Sie  stellt  die  für  eine  Auflagenhöhe  von  1000  und 
2000  Exemplaren  gültigen  Prozentsätze  daneben,  um  zugleich  zu  zeigen, 
daß  das  Gesetz  der  Verminderung  der  Herstellungskosten  pro  Exemplar 
bei  steigender  Auflage  damals  schwächer  wirkte,  als  es  heute  der  Fall 
ist.     Die  Satzkosten  und  das  Honorar  sind  es,  die  die  stärkste  Steige- 
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rung  erfahren  haben.  Diese  beiden  Posten  sind  es  aber  zugleich,  die 
bei  gleichbleibendem  Verkaufspreise  das  Verhältnis  der  Herstellungs- 
kosten zum  Verkaufspreis  mit  Verminderung  der  Auflage  immer  un- 
günstiger, mit  Steigerung  der  Auflage  immer  günstiger  gestalten, 
während  die  drei  übrigen  Posten  mit  der  Verminderung  und  Steigerung 
der  Auflagehöhe  verhältnismäßig  unverändert  bleiben.  Einen  je  höhereu 
Wert  die  beiden  Posten  besitzen,  um  so  stärker  muß  sich  das  Gesetz 
geltend  machen. 


Durchschnittliche  Herstellungskosten  eines  Werkes  von  20  Bogen  Oktavformat. 


Im  2.  Fünftel  des 
hunderts 

18.  Jahr- 

Im  Anfang  des  20.  Jahr- 
hunderts 

bei  1000 

bei  1600 

bei  2000 

bei  1000 

bei  1600 

bei  2000 

Auflage 

Auflage 

Papier     .    . 
Satz    .     .     . 
Druck      .     . 
Korrektur    . 
Honorar  .     . 

20.5  7o 
4,1  „ 
3,4  „ 
1,0  „ 

10.6  „ 

20,5  7o 
2,6  „ 
2,6  „ 
0,7  „ 
7,1  „ 

20,5  7o 

2,1  n 

2,4  „ 
0,5  „ 
5,3  „ 

7.1  7o 
11,7  „ 

3.2  „ 

1,1  „ 
18,9  „ 

7,1  7o 
7,8  „ 
2,6  „ 
0,8  „ 
12,6  „ 

7,17« 
5,9  „ 
2,3  , 
0,6  ^ 
9,5  „ 

Zusammen : 
Charlott 

39,6  7o 
enburg. 

33,5  7o 

30,8  »/o 

42,0  7o 

30,9  7o       25,4  7o 
Paul  Hennig. 

Die  Frage  des  Rückgangs  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse Deutschlands  vor  dem  Dreißigjährigen  Krieg. 


Von 
G.  V.  Below. 


Die  Kultur  der  Gegenwart,  ihre  Entwicklung  und  ihre  Ziele,  herausg. 
von  P.  Hinneberg.  Teil  H,  Abt.  5,  1.  Hälfte:  Staat  und  Gesell- 
schaft der  neueren  Zeit  (bis  zur  französischen  Revolution).  Von 
F.  V.  Bezold,  E.  Gothein.  Pt.  Koser.  Berlin  und  Leipzig  1908, 
B.  G.  Teubner.     VI  und  349  S. 

E.  Gothein,  Deutschland  vor  dem  Dreißigjährigen  Krieg  (Pforzheinier 
Volksschriften,  herausg.  von  K.  Brunner,  Nr.  2).     Pforzheim  1908, 
Verlag  der  Volkstümlichen  Bücherei  (Leipzig,  H.  Zieger).     18  S. 
Obwohl  das  große  Unternehmen  „Die  Kultur  der  Gegenwart"  noch 

keineswegs   zum  Abschluß   gelangt  ist,   so  läßt  sich  doch  schon  heute 
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behaupten,  daß  es,  im  ganzen  genommen,  durchaus  glücklich  ist.  Es 
gehört  zweifellos  zu  den  erfolgreichsten  unter  den  Sammelwerken,  die 
in  den  letzten  Jahrzehnten  erschienen  sind.  Mit  dem  vorliegenden 
Bande  wird  nun  die  Reihe  derjenigen  Darstellungen  eröffnet,  die  den 
speziellen  Interessen  der  zünftigen  Historiker  gewidmet  sind,  und  schon 
deshalb  heißen  wir  ihn  willkommen.  F.  v.  Bezold  behandelt  Staat 
und  Gesellschaft  des  Reformationszeitalters,  Gothein  des  Zeitalters  der 
Gegenreformation,  Koser  zur  Höhezeit  des  Absolutismus.  Gothein 
hat  seinem  Thema  nicht  die  ganze  Ausdelmung  gegeben,  die  in  dem 
Begriff  liegt.  Er  hebt  selbst  ausdrücklich  hervor,  daß  seine  Darstellung 
„nur  die  geistige  Bewegung  der  Epoche  der  Gegenreformation"  schildere, 
„nichts  als  eine  Analyse  des  neuzeitlichen  Katholizismus  und  seiner 
Wirksamkeit  auf  den  verschiedenen  Gebieten  der  Gesellschaft  und  des 
Geisteslebens"  sein  wolle.  Zu  dieser  Begrenzung  des  Stoffs  bestimmte 
ihn  offenbar  wesentlich  die  Erwägung,  daß  die  Darstellungen  des 
Katholizismus  in  den  früheren  Bänden  der  „Kultur  der  Gegenwart" 
eine  Ergänzung  in  der  angedeuteten  Richtung  notwendig  machten. 
Ferner  besitzen  wir  heute  das  ausgezeichnete  Werk  von  M.  Ritter 
(den  wir  übrigens  ungern  unter  den  Mitarbeitern  der  „Kultur  der 
Gegenwart"  vermissen)  über  das  Zeitalter  der  Gegenreformation  und 
des  Dreißigjährigen  Krieges,  welches,  wie  Gothein  mit  Recht  bemerkt 
(S.  230),  „die  Erforschung  der  politischen  wie  der  kulturellen  Verhält- 
nisse auf  eine  neue,  breite  Grundlage  gestellt"  hat.  Die  Existenz 
eines  solchen  Werkes  kann  ja  den  Gedanken  nahelegen,  trefflich  Ge- 
sagtes nicht  sogleich  wieder  zu  sagen.  Endlich  ist  zu  berücksichtigen, 
daß  Bezold  in  seiner  Schilderung  des  Reformationszeitalters  doch 
manchen  Ausblick  auch  auf  die  Gegenreformation  zu  werfen  hat;  die 
Kulturkreise  sondern  sich  ja  nicht  so  scharf.  Bezolds  Arbeitsgebiet 
ist  überdies  fast  mehr  die  Gegenreformation  als  die  Reformation:  jener 
gehört  seine  große  Edition  an,  ihr  auch  das  AVerk,  das  er  jetzt  unter 
Händen  hat,  die  Biographie  BoDiNs.  So  können  wir  es  denn  Gothein 
nicht  verargen,  daß  er  sich  jene  engere  Grenze  zog.  Andererseits 
würden  wir  freilich  sehr  gern  sein  Urteil  über  manche  Erscheinung 
aus  dem  politischen  und  wirtschaftlichen  Leben  des  Zeitalters  der 
Gegenreformation  und  des  Dreißigjährigen  Krieges  vernehmen.  Günstig 
trifft  es  sich,  daß  er  sich  kürzlich  bei  anderer  Gelegenheit  über  dahin- 
gehörige Fragen  ausgesprochen  hat.  Ich  habe  hier  seinen  Vortrag 
„Deutschland  vor  dem  Dreißigjährigen  Krieg"  im  Auge.  Gothein 
gehört  zu  den  ersten,  die  darauf  hingewiesen  haben,  daß  ein  Rück- 
gang der  deutschen  Wirtschaft  schon  vor  dem  Dreißigjährigen  Krieg 
zu  verzeichnen  sei  und  daß  vieles,  was  man  diesem  zur  Last  lege, 
auf  das  Konto  anderer  Instanzen  falle  und  älteren  Datums  sei  (vgl. 
seinen  Aufsatz  „Die  oberrheinischen  Lande  vor  und  nach  dem  Dreißig- 
jährigen Kriege",  Ztschr.  f.  d.  Gesch.  des  Oberrheins  1886,  S.  1  ff.). 
Diese  Anschauung  enthält  zweifellos  Berechtigtes.  Dies  zu  bestreiten 
liegt  mir  um  so  ferner,  als  ich  selbst  Veranlassung  gehabt  habe,  her- 
vorzuheben, daß  man  gelegentlich  aus  Bequemlichkeit  und  auch  aus 
einer  bestimmten  Tendenz  den  Dreißigjährigen  Krieg  angeklagt  hat, 
wo   der   schuldige  Teil   ein   anderer  war  (vgl.  z.  B.  mein  Territoriuni 

Vierteljahrschr.  f.  Social-  u.  Wirtschaftsgeschichte.  VJI.  1\ 
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und  Stadt  S.  54  und  Ztschr.  f.  Sozialwissenschaft  1904,  S.  313  Anm.  1). 
Indessen  hat  man  heute  mehrfach  Grund  zu  der  Warnung,  nicht  ins 
andere  Extrem  zu  fallen,  und  es  geschieht  mitunter  wiederum  aus 
Tendenz,  daß  der  Dreißigjährige  Krieg  entlastet  wird  (das  krasseste 
Beispiel  dafür  liefert  Preuss  in  seiner  „Entwicklung  des  deutschen 
Städtewesens" ;  vgl.  darüber  meinen  demnächst  in  der  Hist.  Ztschr.  er- 
scheinenden Artikel  „Bürgerschaften  und  Fürsten").  So  ist  es  denn 
willkommen  zu  heißen,  daß  wir  jetzt  von  einem  Forscher  wie  Gothein 
eine  zusammenfassende  Betrachtung  über  das  so  wichtige  Thema  er- 
halten. Handelt  es  sich  auch  nur  um  einen  populären  Vortrag,  so  ist 
doch  bei  einem  namhaften  P^'achmann  jede  Äußerung,  gleichviel  in 
welcher  Form  sie  gesprochen  wird,  der  Berücksichtigung  wert^).  Jener 
Vortrag  von  Gothein  fordert  nun  die  Diskussion  ganz  unmittelbar 
dadurch,  daß  er  —  neben  starker  Betonung  der  Schuld  der  dem 
Dreißigjährigen  Krieg  vorausgehenden  Zeit  —  doch  zugleich  wichtiges 
Material  zur  Einschränkung  dieser  Anschauung  zur  Verfügung  stellt. 
Unter  Verwertung  desselben  und  einiger  weiterer  Tatsachen  glaube 
ich  manches  zugunsten  des  Zeitalters  der  Gegenreformation  geltend 
machen  zu  können.  Zunächst  setzt  Gothein  mehreres  auf  dessen  Konto, 
was  tatsächlich  dem  der  Reformation  und  dem  Mittelalter  schon  eigen 
gewesen  ist :  so  die  Feindschaft  gegen  den  Zwischenhandel  (S.  6  und  15), 
die  städtische  Getreidehandelspolitik  (S.  9).  Diese  Dinge  werden  doch 
jetzt  eher  etwas  gemildert.  Die  Möglichkeit  des  Nachweises,  daß  die 
„Völlerei"  zugenommen  habe,  möchte  ich  bestreiten;  für  die  älteren 
Zeiten  liegen  uns  nur  nicht  so  viele  Nachrichten  vor.  Sodann  nennt 
Gothein  erfreuliche  historische  Erscheinungen  aus  dem  Zeitalter  der 
Gegenreformation,  die  doch  den  Beweis  liefern,  daß  jetzt  nicht  alles 
so  schlimm  stand.  Wenn  man  von  einer  Blüte  des  Kunstgewerbes  der 
Renaissance  spricht,  so  ist  es  ganz  ausgeschlossen,  mit  der  Mitte  des 
16.  Jahrhunderts  die  Grenze  zu  ziehen  (S.  13).  „Die  territoriale  Ver- 
waltung macht  Fortschritte.  Zum  erstenmal  entsteht  in  dieser  Zeit 
etwas  wie  eine  Bureaukratie,  ein  geordnetes  Verwaltungssystem"  (S.  5). 
Gothein  hätte  diesen  Gedanken  noch  stärker  betonen  und  weiter  aus- 
führen können.  Grundlegende  Verbesserungen  werden  in  der  terri- 
torialen Verwaltung  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
begonnen  (zum  Teil  recht  zaghaft),  aber  erst  in  der  zweiten  vollendet 
und  durchgeführt.  Die  Verwaltungsakten  aus  der  zweiten  Hälfte  zeigen 
größere  Gewandtheit  als  die  aus  der  ersten,  und  zwar  ohne  die  Viel- 
geschwätzigkeit der  späteren  Jahrhunderte.  In  der  Landwirtschaft 
findet  sich  manches  Erfreuliche.  „Dem  Bauern  ging  es  in  dieser  Zeit 
nicht  schlechter  als  früher,  eher  vielleicht  etwas  besser,  wozu  nament- 
lich das  Aufhören  des  wilden  Fehdewesens  beitrug"  (S.  9).  „Die  Vieh- 
wirtschaft im  Schwarzwald  ging  außerordentlich  in  die  Höhe"  (S.  10). 
Vom  Handel  erwähne  ich,  daß  jetzt  neue  Formen  desselben,  Banken 
und  Börsen,  bekannt  werden;  auch  die  Messen  setzen  mit  einer  neuen 


1)  Es  wird  mir  allerdings  mitgeteilt,  daß  der  Druck  des  Vortrags  auf 
Grund  einer  von  dritter  Seite  besorgten  Niederschrift  erfolgt  ist.  Man  wird 
also  nicht  gerade  jedes  Wort  auf  die  Wagschale  legen  dürfen. 
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Periode  ein.  Das  Aufkommen  neuer  Formen  des  Handels  wäre  doch 
nicht  verständlich,  wenn  man  für  ihn  einen  solchen  Tiefstand  annehmen 
müßte,  wie  es  mehrere  Autoren  (mit  der  größten  Übertreibung  Preuss) 
fordern.  Gothein  führt  selbst  mehrere  Tatsachen  an,  die  einen  Fort- 
schritt im  Handel  beweisen.  Er  notiert  Beispiele  der  Erweiterung  des 
Fernhandels  und  des  Übergangs  zum  modernen  Großbetrieb  (S.  11)^) 
und  erwähnt  die  Förderung,  die  durch  einwandernde  Protestanten  (aus 
Frankreicli  und  den  Niederlanden)  dem  Handel  und  ebenso  der  Indu- 
strie gebracht  wird  (S.  15).  „Vor  allem  kommen  jetzt  neue  Luxus- 
industrien auf  .  .  .  Bald  entwickelt  sich  ein  angeregter  Fernhandel'' 
(S.  16).  „Pforzheim  besaß  damals  eine  blühende  Leinen-  und  Woll- 
weberei, schon  damals  auch  ein  bedeutendes  Goldschmiedewesen  .  .  . 
Ein  trauriges  Zeichen  des  Niedergangs  ist  es,  daß  es  1747  in  ganz 
Baden  nur  noch  einen  einzigen  Goldschmied  gab.  Aber  vor  dem 
großen  Krieg  war  es  noch  anders"  (S.  14).  Seite  13  bemerkt  Gothein: 
„Die  große  Blüte  darf  uns  nicht  darüber  hinwegtäuschen,  daß  es  mit 
der  Verfassung  des  Handwerks  abwärts  ging."  Wir  haben  zunächst 
zu  konstatieren,  daß  eben  doch  noch  eine  Blüte  vorhanden  war.  Aller- 
dings zeigt  sich  in  dieser  Zeit  ja  auch  Unerfreuliches.  Indessen,  es 
kommt  weiterhin  darauf  an,  daß  wir  uns  über  die  Ursachen  des  Rück- 
gangs klar  werden  (zumal  angesichts  der  ganz  groben  Entstellung,  deren 
sich  Preüss  schuldig  macht)-).  Gothein  urteilt  (S.  17):  „Wenn  wir 
tiefer  gehen,  so  finden  wir,  dies  lag  daran,  daß  das  Geistesleben  ver- 
trocknet war;  denn  sonst  hätte  das  wirtschaftliche  Leben  wie  in  allen 
großen  Zeiten  von  diesem  neue  Kräfte  erhalten."  Ich  glaube  nicht, 
daß  ich  mich  gegen  den  Vorwurf  des  Materialismus  zu  verteidigen 
brauche;   ich  gehöre  zu  denen,   die  die  Ausführungen  von  M.  Weber 


1)  Vom  Weinhandel  bemerkt  Gothein,  daß  der  Dreißigjährige  Krieg 
(also  erst  dieser)  den  deutschen  Wein  von  den  auswärtigen  Märkten  ver- 
drängt (S.  12).  Die  vielen  Zollstätten,  die  den  Weinhandel  stören,  sind  doch 
nicht  eine  Neuerung  des  16.  Jahrhunderts,  sondern  vom  Mittelalter  her  über- 
kommen. —  Für  Augsburg  sucht  Haktung  nachzuweisen,  daß  der  Wohl- 
stand bis  1618  sich  steigend  entwickle;  man  beobachte  einen  neuen  groß- 
kapitabstischen  Aufschwung;  der  Rückgang  sei  nur  und  ausschließlich  durch 
die  Stürme  des  Dreißigjährigen  Krieges  bewirkt  worden.  Vgl.  darüber 
B.  Hänücke,  Deutsche  Kultur  im  Zeitalter  des  Dreißigjährigen  Krieges 
Seite  144  Anmerkung  1.  Es  ist  wohl  charakteristisch,  daß  dieser  Härtung 
lediglich  mit  dem  Hinweis  auf  die  Kipper-  und  Wipperzeit  zu  erwidern  ver- 
mag. —  SCHMOLLEU,  Tucher-  und  Weberzunft  Seite  68B,  setzt  ..die  Zeit 
der  eigentlichen  Mißbildung  des  deutschen  Zunftwesens  ...  in  die  Zeit  kurz 
vor  IBÜO  und  den  Anfang  des  17.  Jahrhunderts".  Diese  Terminbestimmung 
ist  willkürlich.  Schmoller  gelangt  zu  ihr  infolge  seiner  Theorie,  daß  „die 
große  Bevölkerungszunahme  im  16.  Jahrhundert"  für  jene  Mißbildung  ver- 
antwortlich zu  machen  sei.  Natürlich  muß  er  von  diesem  Staudpunkt  aus 
den  Dreißigjährigen  Krieg  um  jeden  Preis  entlasten.  Tatsächlich  kann  kein 
Zweifel  darüber  bestehen,  daß  das  Zunftwesen  im  17.  Jahrhundert  schlecht- 
hin den  unerfreulichsten  Anblick  gewährt.  Diese  Auffassung  hat  auch  Si'ieda, 
Artikel  Zunftwesen,  Handwörterbuch  d.  Staatsw.,  2.  Aufl. 

2)  Ausdiücklich  bemerke  ich,  das  Gothein  mit  den  Anschauungen  von 
Preuss  nichts  gemein  hat. 
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über  die  große  Bedeutung  des  Calvinismus  für  die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung für  beweiskräftig  halten.  Allein  nicht  immer  sind  die  Ur- 
sachen von  der  gleichen  Art.  Es  fehlt  der  Anlaß,  den  partiellen  Rück- 
gang der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  im  Zeitalter  der  Gegenreformation 
gerade  auf  die  Vertrocknung  des  Geisteslebens  zurückzuführen.  Erstens 
nämlich  ist  diese  Vertrocknung  doch  nicht  gar  so  schrecklich.  Jeden- 
falls wird  sich  kaum  behaupten  lassen,  daß  das  14.  Jahrhundert,  in 
dem  Deutschland  blühende  wirtschaftliche  Verhältnisse  hatte,  geistig 
höher  stand  als  die  zweite  Hälfte  des  16.  Sodann  sind  wir  in  der 
Lage,  ganz  bestimmte  Momente  anderer  Art  als  Gründe  des  wirtschaft- 
lichen Rückgangs  in  dieser  Zeit  zu  nennen.  Ritter  a.  a.  0.  Band  2, 
Seite  471  faßt  sein  Urteil  in  folgendem  Satz  zusammen;  „kräftige]- 
Aufschwung  an  einzelnen  Punkten,  aber  vorwiegend  Stillstand  inner- 
halb der  alten  Formen,  der  sich  unter  dem  Wettbewerb  der  Nieder- 
länder, Engländer  und  Italiener  zum  Rückgang  gestaltet".  Was  setzte 
aber  insbesondere  die  Niederländer  und  Engländer  in  den  Stand,  er- 
folgreich im  Wettbewerb  aufzutreten  ?  Wir  wollen  hier  nicht  die  ganze 
Kontroverse  über  die  Ursachen  des  Niedergangs  der  Hanse  aufrollen. 
Als  Ansicht  der  Mehrzahl  der  Forscher  kann  heute  wohl  die  Anschau- 
ung gelten,  daß  die  Hanse  wesentlich  deshalb  sank,  weil  es  ihr  au 
politischem  Rückhalt  fehlte,  der  ihren  Gegnern  in  hohem  Maße  zur 
Verfügung  stand.  Als  Hauptursachen  des  Rückgangs  der  deutschen 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  jener  Zeit  —  soweit  sich  ein  solcher 
beobachten  läßt  —  dürften  folgende  Tatsachen  zu  nennen  sein.  Die 
Länder  der  Ost-  und  Nordsee  machen  sich  von  der  hansischen  Vor- 
herrschaft frei.  Der  holländische  und  der  englische  Handel  gehen 
sogar  dazu  über,  ihren  Fuß  auf  deutsches  Gebiet  zu  setzen.  Den  unteren 
Rhein  beherrschen  zunächst  die  Spanier,  dann  die  vereinigten  nieder- 
ländischen Provinzen ;  diese  Beherrschung  der  Rheinmündungen  durch 
fremde  Mächte  drückt  auf  den  ganzen  Rheinhandel.  Die  niederländisch- 
spanischen Kämpfe  greifen  auf  das  benachbarte  deutsche  Gebiet  über : 
am  Niederrhein  sehen  wir  in  diesen  Jahren  ein  Vorspiel  des  Dreißig- 
jährigen Krieges,  wie  in  vielen  Beziehungen,  so  auch  in  der  Störung 
des  Handels  ^).    Die  oberdeutschen  Handelshäuser  erleiden  ihren  Haupt- 


1)  Vgl.  meine  Landtagsakten  von  Jülich-Berg  II,  Seite  1002  s.  v.  Hande^ 
und  Zeitschrift  für  Social-  und  Wirtschaftsgeschichte  Band  4,  Seite  119  ff. 
Es  waren  kriegerische  Bewegungen,  die  damals  am  Niederrheiu  den  Handel 
störten.  Ein  kleineres  Vorspiel  gleicher  Art  zu  diesem  Vorspiel  des  Dreißig- 
jährigen Kriegs  stellt  der  Geldrische  Erbfolgekrieg  dar.  Vgl.  darüber 
HuYSKENS,  Die  Krisis  des  deutschen  Handels  während  des  Geldrischen  Erb- 
folgekriegs 1642/43,  Annalen  des  Historischen  Vereins  für  den  Niederrhein, 
Hett  81,  S.  46  ff.  —  Gotiiein  S.  4  f.  äußert:  „im  Dreißigjährigen  Krieg  gibt 
es  wenigstens  wieder  große  Geschichte,  Bewegung  und  bedeutende  Persönlich- 
keiten. Da  handelt  es  sich  um  große  Gegensätze,  ein  Ringen  um  die  Vor- 
herrschaft, für  das  Auge  somit  eine  erfreulichere  Periode  als  die  vorher- 
gehende der  Kleinlichkeit."  Wie  dieser  Satz  zeig-t,  ist  die  Differenz  zwischen 
Kulturhistoriker  und  politischem  Historiker  keineswegs  unüberbrückbar.  Aber 
als  politischer  Historiker  muß  ich  doch  bekennen,  daß  ich  von  den  „großen 
Gegensätzen"  des  Dreißigjährigen  Kriegs  nicht  ganz  befriedigt  bin. 
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\erlust  durch  den  Bankrott  auswärtiger  Staaten^).  Die  neuen  Ent- 
deckungen bringen  vorerst  dem  deutschen  Handel  keineswegs  Schaden, 
geben  ihm  vielmehr  mancherlei  Anregung  und  sogar  positive  Förderung. 
Wenn  später  die  Deutschen  von  ihnen  keinen  Nutzen  haben,  so  ist 
der  Grund  dafür  nicht  etwa  Mangel  an  Unternehmungsgeist  —  diesen 
haben  sie  tatsächlich  besessen  und  bekundet.  Entscheidend  war  viei- 
raehr, daß  Deutschland  politisch  nichts  in  die  Wagschale  zu  werfen 
hatte.  Indem  nun  dem  deutschen  Handel  fast  überall  engere  Grenzen 
gezogen  wurden,  verschlechterten  sich  die  Absatzverhältnisse.  Dies 
wirkte  zurück  auf  den  Geist  der  Zunftverfassung.  Das  zünftlerische 
Prinzip  besteht  darin,  daß  man  den  einzelnen  gewerblichen  Kreisen 
ein  bestimmtes  Arbeitsgebiet  rechtlich  sichert ;  mit  einer  solchen  Teilung 
der  Arbeit  glaubt  man  das  Problem  des  wirtschaftlichen  Kampfes  am 
glücklichsten  zu  lösen.  Sclion  im  Mittelalter  war  ihre  Durchführung 
nicht  immer  ganz  leicht  gewesen.  Jetzt,  unter  den  ungünstigeren  Ver- 
hältnissen, schien  das  alte  Prinzip  nur  helfen  zu  können,  wenn  man 
ihm  schroffere  Formen  gab").  Mehrfach  hat  man  mit  dem  Argument 
operiert,  daß  die  Zunahme  der  Bevölkerung  die  Tendenzen  der  Aus- 
schließlichkeit hervorgebraclit  oder  gesteigert  habe.  Aber  sie  könnte 
ja  so  nicht  für  sich  wirken,  sondern  nur  im  Zusammenhang  mit  un- 
günstiger Arbeitsgelegenheit,  ungünstigen  Arbeitsverhältnissen.  Die  Ur- 
sachen der  letzteren  Erscheinung  zu  ermitteln  bleibt  also  unsere  Auf- 
gabe. Im  übrigen  weiß  jedermann,  daß  man  sich  mit  der  Behauptung 
von  einer  „großen  Bevölkerungszunahme  im  16.  Jahrhundert"  auf  ein 
ziemlich  unsicheres  Gebiet  begibt. 

Richtig  ist  es  natürlich,  wenn  Gothein  darauf  hinweist,  daß  die 
katholische  Gegenreformation  mehrfach  Handel  und  Gewerbe  durch 
die  Unterdrückung  oder  Vertreibung  von  Protestanten  in  deutschen 
Städten  geschädigt  habe  (S.  16).  Allein  da  die  vertriebenen  Protestanten 
meistens   an   andern  Orten  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  Aufnahme 


1)  Wenn  Gothein  S.  17  erwähnt,  daß  die  großen  oberdeutschen  Kauf- 
leute sich  zum  Teil,  „reich  geworden,  vom  Handel  zurückgezogen  hatten  und 
wie  die  Grafen  Fugger  reiche  Großgrundbesitzer  geworden  waren",  so  wird  diese 
Äußerung  vielleicht  so  aufgefaßt  werden,  als  ob  er  von  mangelndem  Unter- 
nehmungsgeist der  deutschen  Kaufleute  im  Zeitalter  der  Gegenreformation 
habe  sprechen  wollen.  Tatsächlich  liegt  der  Fall  ja  aber  so,  daß  die  Fugger 
im  Gegensatz  zu  andern  oberdeutschen  Kaufleuteu  einen  erheblichen  Teü 
ihres  Reichtums  trotz  der  großen  Bankrotte  bewahrt  haben,  weil  sie  ihn  früh 
in  ländlichem  Grundbesitz  festgelegt  hatten.  Sollte  aber  bei  der  FamiUe 
Fugger  die  Neigung,  sich  auf  dem  Lande  zur  Ruhe  zu  setzen,  wirklich  vor- 
handen gewesen  sein,  so  handelt  es  sich  um  eine  Erscheinung,  die  sich  auch 
hei  mittelalterlichen  städtischen  Familien  nachweisen  läßt. 

2)  Ich  gehe  hier  nicht  auf  die  neuerdings  von  Tröltsch  in  der  Fest- 
schrift für  ScHMOT^LRR  „Die  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschafts- 
lehre", 2.  Bd.,  XXIV,  S.  10  if.  in  größerem  Zusammenbang  erörterte  Frage 
der  allgemeinen  Würdigung  des  Zunfthandwerks  vom  16.  bis  18.  Jahrhundert 
ein.  Tröltsch  schlägt  seine  Bedeutung  höher  an,  als  es  sonst  geschieht. 
Seine  Anschauung  ist  mit  den  obigen  Ausführungen  vereinbar.  Ich  erwähne 
seine  Erörterungen  nur,  um  darzutun,  daß  man  in  dem  ablehnenden  Urteil 
über  jene  Zeit  doch  Zurückhaltung  üben  muß. 
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fanden  und  ihre  Tätigkeit  fortsetzen  konnten,  so  handelt  es  sich  hier 
weniger  um  eine  Schädigung  des  deutschen  Wirtschaftslebens  im 
ganzen^). 

Kehren  wir  zu  den  DarsteUungen  der  „Kultur  der  Gegenwart'^ 
zurück,  so  haben  Bezold  und  Koser  ihre  Aufgabe  zweifellos  aufs 
beste  gelöst.  Es  ist  freilich  interessant  zu  beobachten,  daß  sie  ihr 
Thema  verschieden  auffassen.  Diese  Differenz  war  möglich,  da  die 
beiden  Titel  des  Sammelwerks  sich  nicht  decken.  Bezold  schildert  mehr 
Entwicklung  und  Ziele  der  Kultur,  KosER  mehr  Staat  und  Gesellschaft. 
Was  dieser  unter  dem  Titel  „Abwandlungen  des  europäischen  Staaten- 
systems"  uns  in  eingehender  Darstellung  vorfülirt,  erledigt  jener  auf 
knappem  Raum.  Andererseits  entspricht  der  umfassenden  Schilderung, 
die  Bezold  „den  gesellschaftlichen  Wandlungen  und  der  neuen  Geistes- 
kultur" widmet,  bei  Koser  eine  kürzere  Behandlung,  die  überdies  das 
Hauptgewicht  auf  die  ständische  Bewegung  legt.  Wir  wollen  jedoch 
ausdrücklich  hervorheben,  daß  Koser  keineswegs  irgendwie  einseitig 
in  der  Auswahl  des  Stoffs  verfährt  (über  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse s.  S.  254),  und  unsern  lebhaften  Dank  für  jene  Darstellung  der 
Beziehungen  des  europäischen  Staatensystems  bekunden  wir  gern. 
Aber  auch  darauf  sei  es  gestattet  hinzuweisen,  daß  F.  v.  Bezold,  wie 
diese  seine  Arbeit  von  neuem  zeigt,  heute  einer  der  namhaftesten 
deutschen  Kulturhistoriker  ist  und  dabei  ein  Forscher,  der  sich  nicht 
als  Kulturhistoriker  bezeichnet,  sondern  als  schlichter  zünftiger  politischer 
Historiker  lebt  und  Schüler  von  Waitz  ist. 

Bezold  spricht  Seite  60  von  dem  „Niedergang  der  Städte".  Allein 
dieser  ist  ihm  durchaus  nicht  ein  Rückgang  des  deutschen  Wirtschafts- 
lebens im  ganzen.  Es  geht  nur  die  Führung  von  den  Städten  auf  die 
Territorien,  insbesondere  die  größeren,  über.  Es  vollzieht  sich  eine 
„wirtschaftliche  Renaissance",  deren  Hauptträger  in  Deutschland  die 
Fugger  und  ihre  Genossen  sind  (S.  89).  Diese  stehen  gar  nicht  im 
alten  städtischen  Rahmen,  allerdings  auch  nicht  in  dem  der  Territorien. 
Sie  entfalten  großenteils  eine  Tätigkeit,  die  nur  im  Rahmen  des  Welt- 
handels Platz  findet-).    Es  hat  zwar  eine  territoriale  Wirtschaftspolitik, 


1)  B.  Händcke  bietet  in  seinejn  angeführten  Buch  „Deutsche  Kultur 
im  Zeitalter  des  Dreißigjährigen  Kriegs"  (Leipzig  1906,  E.  A.  Seemann) 
vielerlei  treffende  Beobachtungen  und  lehrreiche  Mitteilungen.  Aber  leicht 
zu  erkennen  ist  der  ihm  eigene  apologetische  Zug:  H.  idealisiert  das  17.  Jahr- 
hundert. Sodann  scheidet  er  nicht  genügend  zwischen  dem,  was  speziell  der 
Zeit  des  Dreißigjährigen  Kriegs,  und  dem,  was  der  unmittelbar  vorhergehenden 
und  der  unmittelbar  folgenden  Periode  angehört.  Sein  Buch  kann  nur  als 
ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  17.  Jahrhunderts  im  ganzen  (wie  es  auch  im 
Nebentitel  bezeichnet  wird)  s:elten.  Die  Benutzung  der  vorhandenen  Literatur 
ist  nicht  vollständig.  So  läßt  H.  in  der  Darlegung  der  Ursachen  des  Nieder- 
gangs der  Hanse  (S.  146)  wichtige  Arbeiten  unberücksichtigt  (s.  Hist.  Ztschr,  81, 
S.  111).  Zur  Kritik  seiner  Darstellung  vgl.  auch  Sieinhausen,  Deutsche 
Literaturzeitung  1907,  Sp.  870  ff.  und  Archiv  für  Kulturgeschichte  1908, 
S.  106  ff.     S.  ferner  ebenda  1909,  S.  95. 

2)  Die  Stellung  der  großen  oberdeutschen  Handelshäuser  in  jener  Be- 
ziehung habe  ich  iu  meinem  „Untergang  der  Stadtwirtschaft",  Jahrbücher 
für  Nationalökonomie  Bd.  76,  S.  612  ff.  zu  präzisieren  gesucht. 
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iiber  nicht  eine  „Territorial Wirtschaft"  (wie  Schmoller  sie  konstruieren 
wollte)  gegeben.  Im  Rahmen  des  Territoriums  hat  sicli  das  wirtschaft- 
liche Leben  nicht  in  dem  Maße  abgespielt  wie  im  Mittelalter  innerhali> 
des  städtischen  Gebiets. 

Vorhin  haben  wir  uns  von  den  Störungen,  die  der  deutsche  Handel 
schon  vor  dem  Dreißigjährigen  Krieg  erlitt,  und  von  den  gewaltigen 
Schädigungen,  die  ihm  in  diesem  hinzugefügt  wurden,  unterhalten.  Es 
ist  sehr  bemerkenswert,  daß  trotzdem  die  neuen  Formen  des  Groß- 
handels erhalten  bleiben').  Koser  hat  in  seiner  Darstellung  Ver- 
anlassung, die  Mächte  zu  schildern,  die  bei  der  Erneuerung  des  wirt- 
schaftliehen Lebens  nach  dem  großen  Kriege  tätig  gewesen  sind-). 


K.  Th.  V.  Inama-Sternegg  f  (29. 11.  1908). 

K.  Th.  V.  Inama-Sternegg,    Neue   Probleme    des    modernen    Kultur- 
lebens.    Leipzig  1908,  Duncker  &  Humblot.     VII  und  314  S. 

Der  Ausgang  des  vorigen  Jahres  hat  uns  einen  Forscher  geraubt, 
dessen  Name  mit  dem  Aufschwung  der  wirtschaftsgeschichtliclien  Studien 
in  den  letzten  Jahrzehnten,  dem  auch  unsere  Zeitschrift  ihre  Be- 
gründung verdankt,  unlöslich  verknüpft  ist :  Karl  Theodor  von  Inama- 
Sternegg. 

Inama,  der  ein  entschiedener  Anhänger  der  historischen  Richtung 
der  Nationalökonomie  war,  ist  von  vornherein  als  Wirtschaftshistoriker 
aufgetreten :  er  promovierte  1864  in  der  staatswirtschaftlichen  Fakultät 
zu  München  mit  einer  Arbeit  über  „Die  volkswirtscliaftlichen  Folgen 
des  Dreißigjährigen  Krieges  für  Deutscbland".  Er  hatte  Staatswissen- 
schaften und  Geschichte  studiert.  In  der  Historie  war  sein  Lehrer 
Giesebreght,  dessen  „berühmter  Schule",  wie  er  noch  später  dankbar 
bekannte,  er  während  mehrerer  Semester  seines  akademischen  Studiums 
angehörte.     Er  hat  bei  ihm  natürlich  nicht  gerade  eine  Einführung  in 


1)  Vgl.  meine  vorhin  angeführte  Abhandlung  S.  612. 

2)  Um  ein  paar  Dinge  zu  berühren,  die  keinen  näheren  Zusammenhang 
mit  dem  Gegenstand  dieser  Miszelle  haben,  so  läßt  F.  v.  Bezold  Seite  108 
ähnlich  wie  ich  das  Duell  zuerst  in  romanischen  Ländern  aufkommen  und 
hebt  ebenso  wie  ich  hervor,  daß  Duell  und  Mord  als  sicherste  Befriedigung 
der  Rache  sich  keineswegs  ausschließen.  Zur  Frage  der  Entstehung  des 
Duells  vgl.  neuerdings  Cullix,  Ztschr.  der  Savigny-Stiftung  für  Rechts- 
geschichte, Germ.  Abt.,  Bd.  29,  S.  357  ff.  Koser  Seite  253  erwähnt,  daß 
nur  in  Schweden,  Friesland  und  Tirol  der  Bauernstand  an  der  Landesver- 
tretung beteiligt  gewesen  sei  (Bezold  S.  61  drückt  sich  etwas  vorsichtiger 
aus).  Es  gibt  doch  noch  ein  paar  andere,  nicht  ganz  uninteressante  Bei- 
spiele. Vgl.  mein  Territorium  und  Stadt  S.  219  ff.  Im  Register  S.  346  wird 
der  alte  Göttinger  Schlözer  zu  „Kurt  v.  Schlözbr"  gemacht. 
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die  Wirtschaftsgeschichte  erhalten.  Aber  der  Wirtschaftshistoriker  muß 
eben  auch  Historiker  sein,  muß  quellenkritische  Fragen  zu  behandeln 
wissen,  sich  das  Rüstzeug  der  historischen  Kritik i)  erwerben,  und 
hierfür  bot  Giesebrechts  Schule  Treffliches.  Auf  seine  Dissertation 
ließ  Inama  in  den  nächsten  Jahren  noch  mehrere  wirtschaftsgeschicht- 
liche monographische  Arbeiten  folgen.  Wir  heben  aus  ihnen  ^)  seine 
im  Jahre  1872  veröffentlichten  „Untersuchungen  über  das  Hofsystem 
im  Mittelalter  mit  besonderer  Beziehung  auf  deutsches  Alpenland" 
heraus.  Er  beschäftigt  sich  hier  erfolgreich  mit  einem  echten  Thema 
der  historischen  Nationalökonomie.  Bemerkenswert  ist  diese  seine 
Schrift  auch  durch  ihre  allgemeinen  Ausführungen  über  die  national- 
ökonomisch-historische Forschung.  Die  Jahre,  in  denen  die  genannten 
beiden  Arbeiten  erschienen  sind,  festzuhalten  ist  literargeschichtlich 
wichtig:  sie  würden  schon  allein  für  sich  genügen,  um  die  Schmoller- 
Legende,  von  der  wir  weiterhin  noch  zu  sprechen  haben  werden,  zu 
widerlegen  ^). 

Bedeutungsvoll  sind  ferner,  wiederum  auch  im  Hinblick  auf  die 
Historiographie  der  Wirtschaftsgeschichte,  Inamas  Bemühungen  um  die 
Eröffnung  von  Quellen  zur  Wirtschaftsgeschichte.  Er  beteiligte  sich 
unmittelbar  an  der  großen  Edition  der  österreicliischen  Weistümer, 
die  den  landschaftlichen  Weistümereditionen  im  Deutschen  Reich  um 
ein  Erhebliches  vorausgeeilt  ist.  Aus  den  Vorarbeiten  für  sie  sind 
seine  Untersuchungen  über  das  Hofsystem  herausgewachsen.  Er  übte 
sodann  eine  starke  Wirkung  auf  die  Editionstätigkeit  durch  seine  Ab- 
handlungen über  die  Quellen  der  deutschen  Wirtschaftsgeschichte  und 
über  Urbarien  und  Urbarialaufzeichnungen  aus.  Wenn  die  letzten 
Jahrzehnte  zu  einem  neuen  Stil  der  Edition  von  Urbaren  übergegangen 
sind  —  namentlich  in  den  Publikationen  der  Gesellschaft  für  rheinische 
Geschichtskunde  und  in  österreichischen  Editionen  — ,  so  hat  Inama 
darum  namhafte  Verdienste.  Die  ausgezeichnete  Edition  der  landes- 
fürstlichen Urbare  Österreichs,  deren  erster  Band  in  unserer  Zeitschrift 
Jahrgang  1907,  Seite  469  ff.  angezeigt  worden  ist,  geht  auf  seine  ganz 
spezielle  Anregung  zurück. 

In  der  Entwicklung  der  wirtschaftsgeschichtlichen  Literatur  sind 
epochemachend  die  Jahre  1878  und  79.  Damals  erschienen  in  über- 
raschend großer  Zahl  wirtschaftsgeschichtliche  Arbeiten,  die  einen 
Markstein  in  der  Forschung  bezeichnen,  entweder  umfangreiche  Vor- 
studien zusammenfassen  oder  den  Anfang  weit  ausgreifender  Unter- 
suchungen  und  Darstellungen  bilden.     In  jenen  Jahren  veröffentlichte 


1)  Vgl.  Inamas  sogleich  zu  nennende  „Untersuchungen  über  das  Hof- 
systera"  S.  3. 

2)  Ein  Verzeichuis  der  Arbeiten  Inamas  findet  man  im  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften  in  dem  Artikel  K.  Th.  von  Inama-Sternegg. 

3)  Es  ist  interessant  zu  beobachten,  daß  Schmoller,  als  er  seine  Arbeit 
über  die  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe  im  19.  Jahrhundert  ver- 
öffentliclite,  sich  in  der  Historie  noch  wenig  umgesehen  hatte.  Vgl.  Ztschr. 
für  Sozialwissenschaft  1904,  S.  711  Anm.  3;  s.  auch  Tröltsch  in  „Ent- 
wicklung der  deutschen  Volkswirtschaftslehre  im  19.  Jahrhundert"  XXW,  S.  11 
und  Wäntig  ebenda  XXV,  S.  56. 
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vor  allem  auch  Inama  zwei  bedeutsame  Bücher :  1878  „Die  Ausbildung 
der  großen  Grundherrschaften  in  Deutschland  während  der  Karolinger- 
zeit", 1879  den  ersten  Band  der  „Deutschen  Wirtschaftsgeschichte". 
Jenes  lieferte  die  erste  umfassende  wirtschaftsgeschichtliche  Würdigung 
<ler  Großgrundherrschaft.  Wenn  Inama  sie  zu  hoch  schätzte,  so  handelte 
es  sich  um  eine  Auffassung,  die  in  jenen  Jahren  mehr  oder  weniger 
allgemein  verbreitet  war^).  Die  Gesichtspunkte,  die  Inama  bei  ihrer 
Würdigung  heranzog,  bleiben  immer  der  Beachtung  wert.  Diese 
.Schrift  wie  auch  bereits  die  Untersuchungen  über  das  Hofsystem  bilden 
dann  grundlegende  Vorarbeiten  für  den  ersten  Band  der  „Wirtschafts- 
geschichte". Eine  Vorlesung  mit  dem  Titel  „Wirtschaftsgeschichte"  hatte 
schon  der  Heidelberger  Privatdozent  Kiesselbach  angekündigt  (1853)-). 
Treitschke  eilte  damals  nach  Heidelberg,  um  sie  zu  höreii ;  Kiessel- 
bach  las  sie  aber  nicht.  Der  erste,  der  einem  Buch  diesen  Namen 
gab,  ist  Inama  gewesen.  Obwohl  er,  wie  bemerkt,  seine  Darstellung 
vorbereitet  hatte,  so  blieb  zu  ihrer  Vervollständigung  doch  noch  viel 
zu  tun,  und  wir  haben  zweifellos  Veranlassung,  die  Arbeitskraft  zu 
1)ewundern,  die  ihn  in  den  Stand  setzte,  die  Literatur  durch  ein  so 
stattliches  Werk  zu  bereichern.  Wir  haben  uns  gegenwärtig  zu  halten, 
daß  damals  zum  erstenmal  die  großen  Linien  für  eine  solche  Dar- 
stellung zu  ziehen  waren.  Das  Werk  liat  zur  Verbreitung  des  wirt- 
schaftsgeschichtlichen Interesses  und  der  wirtschaftsgeschichtlichen 
Kenntnisse  außerordentlich  beigetragen.  Es  mußte  um  so  mehr  wirken, 
als  es  sich  auch  durch  seine  Form  empfahl. 

Dem  ersten  kommt  unter  den  drei  bezw.  vier  Bänden  der  „Deutschen 
Wirtschaftsgeschichte"  wohl  der  Preis  zu.  Der  zweite  wurde  in  einigen 
Teilen  dadurch  beeinträchtigt,  daß  Inama  wichtige  neuere  Untersuch- 
ungen unberücksichtigt  ließ^).  Er  war  inzwischen  der  ausschließlich 
gelehrten  Berufstätigkeit  entrissen  und  auf  den  Posten  eines  Chefs  der 
amtUchen  Statistik  Österreichs  gestellt  worden ;  den  wirtschaftsgeschicht- 
lichen Arbeiten  konnte  er  nur  noch  die  späten  Abendstunden  widmen 
(s.  Bd.  2,  S.  V).  Unter  dieser  Schwierigkeit  hat  der  zweite  und  haben 
ebenso  die  beiden  letzten  Bände  (III,  1  und  2)  gelitten.  Es  ist  hier 
ferner  einer  Eigenschaft  Inamas  zu  gedenken,  die  seiner  Darstellung 
nicht  immer  zustatten  kam:  seine  liebenswürdige  Art  neigte  zu  oft 
dazu,  die  Gegensätze  der  wissenschaftlichen  Auffassung  auszugleichen, 
und  diese  Tendenz  machte  sich  um  so  mehr  geltend,  als  der  viel- 
beschäftigte Autor  häufig  nicht  die  Zeit  besaß,  den  einzelnen  Problemen 
80   weit   nachzugehen,    als    es   der  Sache   dienlich   gewesen  wäre.     So 


1)  Es  verdient  immerhin  erwähnt  zu  werden,  daß  Waitz  Inama  wider- 
sprochen hat.     Vgl.  darüber  GGA.  1891,  S.  771. 

2)  Vgl.  Paul  E.  Geigkii,  Das  Wort  „Geschichte"  und  seine  Zusammen- 
setzungen, Dissertation  von  Freiburg  i.  B.,  1908,  S.  88. 

3)  Vgl.  meine  Rezension  in  den  GGA.  1891,  S.  755  ff.  und  Gothein, 
Allg.  Zeitung  1891,  Beilage  Nr.  201.  Ixama  holte  das  Versäumte  großenteils 
nach  in  der  Abhandlung  „Über  die  Anfänge  des  deutschen  Städtewesens; 
sozialgeschichtliche  Betrachtungen",  Ztschr.  f.  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und  Verwaltung  I  (1892),  S.  521  ff. 
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arbeitet  er  denu  mehrfach  das  Wesentliche  der  Dinge  nicht  genügend 
scharf  lieraus.  Indem  wir  aber  diese  Mängel  der  „Deutschen  Wirt- 
schaftsgeschichte" feststellen,  ziigern  wir  gar  nicht,  es  als  ein  Werk 
zu  bezeichnen,  für  das  wir  dem  Verfasser  aufrichtigen  Dank  schulden. 
Hat  er  ihm  nicht  seine  volle  Arbeitskraft  widmen  können,  so  bleibt 
es  um  so  melir  zu  bewundern,  wie  viel  ihm  innerhalb  der  beschränkten 
Zeit  zu  vollbringen  möglicli  war.  Unter  allen  Umständen  verdient  die 
Vielseitigkeit  des  Inhalts  Anerkennung.  W.  H.  Riehl  meinte  einst 
das  Spezialistentum  der  politischen  Historiker  durch  die  Empfehlung 
des  Studiums  der  Kulturgeschichte  bekämpfen  zu  können.  Aber  schon 
heute  ist  ganz  dasselbe  Spezialistentum  innerhalb  der  Kulturgeschichte 
iind  auch  innerhalb  der  Wirtschaftsgeschichte  vorhanden.  Inama  zeigt 
sich  mit  allen  Seiten  des  wirtschaftlichen  Lebens  vertraut.  Wir  er- 
wähnen in  diesem  Zusammenhang,  daß  er  monographisch  auch  über 
Münzgeschichte  ^)  und  —  diese  Beschäftigung  mußte  ihm  schon  sein 
statistisches  Amt  nahelegen  —  über  historische  Preisstatistik  und  histo- 
rische Bevölkerungsstatistik  gearbeitet  hat.  Diese  Studien  kamen 
natürlich  seiner  großen  Darstellung  zugute.  Die  letzten  beiden  Bände 
(III,  1  und  2),  welche  die  Formen,  die  wir  als  spezifisch  mittelalter- 
liche ansehen,  in  ihrer  charakteristischen  Gestalt  schildern,  zeigen  uns 
die  reiche  Quellenkenntnis,  die  Inama  sich  als  Editor  der  Weistümer 
erworben  hat  -). 

Bei  der  Würdigung  der  wirtschaftsgeschichtlichen  Arbeiten  Inamas 
ist  immer  zu  berücksichtigen,  daß  er  seine  Kraft  nicht  bloß  historischen, 
sondern  auch  allgemeinen  nationalökonomischen  Problemen  gewidmet 
hat,  und  daß  seine  Zeit  zu  einem  selir  beträchtlichen  Teil  durch  die 
Anfordei'ungen  seines  statistischen  Amts  in  Anspruch  genommen  worden 
ist.  Was  er  auf  diesen  Gebieten  geleistet  hat,  das  werden  berufene 
Federn  in  andern  Zeitschriften  auseinanderzusetzen  haben. 

Ich  habe  Inama  persönlich  nur  wenig  gekannt.  Abgesehen  von 
einer  Begegnung  auf  dem  Historikerkongref5  in  Innsbruck,  beschränkten 
sich  unsere  Beziehungen  auf  literarischen  Austausch.  Eine  der  letzten 
Abhandlungen,  die  er  mir  sandte,  war  seine  Rezension  von  Schmollerk 
Allgemeiner  Volkswirtschaftslehre  (s.  über  sie  diese  Ztschr.  1907,  S.  482). 
Aber  zwei  persönliche  Eigenschaften  treten  auch  dem,  der  ihm  nie 
begegnet  ist,  aus  seinen  Schriften  deutlich  entgegen:  die  liebenswürdige, 
ausgleichende  Art  und  die  vornehme  Gesinnung.  Des  leider  im  litera- 
rischen Kampf  nicht  selten  gebrauchten  Mittels,  den  Gegner  totzu- 
schweigen, wäre  Inama  nie  fähig  gewesen. 

Ich  knüpfe  hier  noch  einige  Bemerkungen  über  Inamas  letzte 
größere  Publikation  an.  Die  „Neuen  Probleme  des  modernen  Kultur- 
lebens"   (der    „Staatswissenschaftlichen   Abhandlungen"    zweite    Reihe) 


1)  Yg\.  seine  Abhandlung  „Die  Goldwährung  im  Deutschen  Reiche  während 
des  Mittelalters",  die  in  der  älteren  Serie  unserer  Ztschr.,  Jahrg.  1895,  S.  1  ff. 
erschienen  ist.  Auch  an  der  neuen  Serie  hat  er  mitgearbeitet.  S.  Jahrg.  1904, 
S.  428  ff. 

2)  Zur  weiteren  Charakteristik  von  Inamas  Werk  vgl.  Hist.  Ztschr.  84. 
S.  276  ff.;  96,  S.  264  ff. 
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enthalten  eine  Sammlung  von  Aufsätzen  und  Artikeln,  die,  wie  der  Ver- 
fasser im  Vorwort  sagt,  nur  aktuelle  Probleme  behandeln ;  es  sind  nur 
solche  Erörterungen  aufgenommen,  welche  von  prinzipieller  Bedeutung 
für  Wissenschaft  und  Leben  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirtschaft  und 
Politik  sind.  In  der  Abhandlung  über  „Städtische  Bodenpolitik",  die 
früher  in  der  Ztschr.  f.  Volkswirtschaft,  Jahrg.  1905,  erschienen  war, 
sind  die  historischen  Ausführungen  jetzt  weggelassen.  Allein  wenn 
die  Sammlung  auch  hiernach  nicht  unmittelbar  historische  Beiträge 
enthält,  so  nimmt  man  doch  überall  die  historische  Auffassung  wahr, 
auf  der  sie  ruhen,  und  einige  verdienen  auch  besondere  Hervorhebung 
in  unserer  Zeitschrift.  Außerordentlich  interessant  ist  mir  der  Artikel 
über  ScHÄFFLEs  Soziologie  gewesen.  Nachdem  Inama  Schäffles  Ver- 
hältnis zur  Verwertung  biologischer  Analogien  dargelegt,  äußert  er  sich 
über  seine  eigene  Stellung  zu  der  Forderung  einer  umfassenden  Wissen- 
schaft der  Soziologie.  Er  nimmt  hier  einen  so  energischen  Standpunkt 
ein,  wie  ich  ihn,  offen  gestanden,  bei  seiner  milden  Art  nicht  erwartet 
hatte.  .,Das  ist  das  Schicksal  der  Soziologie  Schäffles;  aber  nicht 
nur  Schäffles,  sondern  der  Soziologie  überhaupt,  so  weit  sie  es  bisher 
gebracht  hat"  (S.  95).  „Alles  Gute,  was  bisher  für  die  Soziologie  ge- 
leistet worden  ist,  erwuchs  auf  dem  Boden  der  verschiedenen  Spezial- 
wissenschaften"  (S.  96).  Ich  bin  übrigens  durchaus  einverstanden  mit 
dieser  Energie  der  Stellungnahme ;  ich  habe  stets  die  gleiche  Auffassung 
vertreten.  Die  Aufgaben,  die  heute  die  Soziologen  zu  lösen  unter- 
nehmen, Averdeu  am  besten  von  den  Einzelwissenschaften  gelöst,  und 
sie  diesen  zu  überlassen  ist  um  so  weniger  bedenklich,  als  sie  heute 
keineswegs  engherzig  sind.  Sehr  bemerkenswert  ist  sodann  der  Artikel 
über  Schmollers  Allg.  Volkswirtschaftslehre  (daselbst  S.  108  auch  ein 
weiteres  Urteil  über  die  Soziologie).  Trotz  aller  Liebenswürdigkeit 
des  Entgegenkommens  kann  Inama  doch  nicht  umhin,  im  Namen  der 
historischen  Richtung  der  Nationalökonomie  Bedenken  hinsichtlich  „de*- 
Wege,  welche  Schmoller  betreten",  auszusprechen  (S.  119). 

G.  V.  Below. 
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Auch  wenn  O.s  Schrift  nicht  in  den  Leipziger  historischen  Abhand- 
lungen erschienen  wäre,  würde  jeder  sachkundige  Leser  sofort  bei  der 
Lektüre  erkennen,  daß  sie  einen  Schüler  Seeligers  zum  Verfasser  hat.  Die 
Abgrenzung  des  behandelten  Gegenstandes,  die  Art  der  Problemstellung, 
die  Neigung,  in  den  Zitaten  die  Arbeiten  Seeligers  und  seiner  Schüler 
in  den  Vordergrund  zu  rücken,  während  die  dagegen  laut  gewordenen 
Bedenken  kaum  berührt  werden,  endlich  nicht  zum  wenigsten  das  Er- 
gebnis, zu  dem  0.  gelangt,  zeigen  unverkennbar  diese  Abhängigkeit. 
Wie  bei  anderen  Schülern  Seeligers,  bei  Schöningh  (Der  Einlluß  der 
Gerichtsherrschaft  auf  die  ländlichen  Verhältnisse  in  den  nieder- 
rheinischen  Territorien,  1905),  Rörig  (Die  Entstehung  der  Landes- 
hoheit des  Trierer  Erzbischofs  zwischen  Saar,  Mosel  und  Ruwer  und  ihr 
Kampf  mit  den  patrimonialen  Gewalten,  1906)  i)  und  Grosch  (Das  spät- 
mittelalterliche Niedergericht  auf  dem  platten  Lande  am  Mittelrhein,  1906), 
steht  im  Mittelpunkt  der  Arbeit  j ene  eigentümliche  Nieder gerichts- 
barkeit  des  späteren  Mittelalters,  die  sich  nicht  auf  den  Streubesitz 
des  gerichtsherrlichen  Grundherrn  beschränkt,  sondern  einen  geschlos- 
senen Bezirk  (bannus),  meist  ein  Dorf,  umfaßt,  und  die  sich  in  den 
verschiedensten  Teilen  Deutschlands,  in  Österreich  nicht  weniger  als 
in  Franken  und  Schwaben,  nachweisen  läßt.  Auch  in  O.s  Schrift  ist 
der  etwa  die  Hälfte  des  Buches  umfassende  zweite  Hauptteil  dieser 
Dorfgerichtsbarkeit  und  der  aus  ihr  entstandenen  Dorfobrigkeit  ge- 
widmet. 

Das  bleibende  Verdienst  der  Arbeiten  Schöninghs  und  Rörigs  ist 
die  Erkenntnis,  daß  diese  dörfliche  Niedergerichtsbarkeit  zur  Aus- 
bildung einer  neuen,  die  ganze  Niedergerichtsbarkeit  umfassenden  Grund- 
herrschaft  geführt  hat-),  ja,  daß  nach  Zersplitterung  der  alten  hoch- 


1)  Vgl.  über  diese  Arbeit  meine  Besprechung  iu  dieser  Zeitschrift  1907, 
S.  335  ff. 

2)  In  dieser  Zeitschrift  1907,  S.  337  hatte  ich  Zweifel  geäußert,  ob  wirk- 
lich der  Erwerb  des  Niedergerichts  das  prius,  die  neue  Banngrundherrschaft 
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gerichtlichen  Bezirke  auch  die  Hochgerichtsrechte  sich  vielfach  mit 
dieser  Niedergerichtsbarkeit  verbunden  haben.  0.  hat  eine  ähnliche 
Entwicklung  für  Niederösterreich  dargetan.  Auch  hier  hat  sich  diese 
neue  Obergrundherrschaft,  diese  Bannherrlichkeit  ausgebildet  (S.  47  fF.)  ^). 
Das  ist  ein  wichtiges  Resultat,  denn  dadurch  erlangt  diese  interessante 
Erscheinung  eine  allgemeinere  Bedeutung.  Und  auch  das  scheint  richtig 
zu  sein,  daß  diese  niedere  Banngerichtsbarkeit  in  Niederösterreich 
ebenso  wie  am  Rhein  und  an  der  Mosel  gelegentlich  mit  der  Hoch- 
gerichtsbarkeit im  gleichen  Bezirke  verbunden  wurde  (S.  65  ff.). 

Aber  wie  ist  diese  regelmäßig  über  das  Gebiet  des  einzelnen  Grund- 
herrschaftsanteils hinausreichende,  einen  ganzen  Dorfbezirk  umfassende 
Niedergerichtsbarkeit  zu  erklären?  Die  verschiedensten  Auffassungen 
sind  hier  aufgetaucht.  Speziell  für  Österreich  hat  Luschin  (Geschichte 
des  älteren  Gerichtswesens  S.  159  f.)  die  Ansicht  aufgestellt,  daß  das 
Dorfgeiicht  „nichts  anderes  ist  als  jener  Teil  der  öffentlichen  Gerichts- 
barkeit, welcher  im  Wege  des  Gewohnheitsrechts  und  der  Exemtions- 
privilegien dem  Landrichter  entzogen  und  dem  Immunitätsherrn  über- 
tragen wurde",  während  Werunsky  (Österr.  Reichs-  und  Rechtsgesch. 
S.  67  f.)  den  Ursprung  dieser  dörflichen  Niedergerichtsbarkeit  in  einer 
auf  genossenschaftlicher  Grundlage  ruhenden,  einen  rein  schiedsrichter- 
lichen Charakter  tragenden  Selbstgerichtsbarkeit  der  Dorfgemeinde 
erblickt,  und  Dopsch  (Landesfürstl.  Urbare,  Einl.  S.  CXXXH  f.)  neuer- 
dings das  Dorfgericht  als  eine  räumlich  erweiterte  grundherrliche  Ge- 
richtsbarkeit auffaßt. 

Seeliger  hat  in  seinem  Buch  über  „Die  soziale  und  politische 
Bedeutung  der  Grundherrschaft,  1903"  diese  Dorfbänne,  die  ja  einer 
sehr  viel  späteren  als  der  von  ihm  behandelten  Zeit  angehören,  kaum 
berührt;  nur  an  einer  Stelle  (S.  112)  deutet  er  an,  daß  er  sie  mit  den 
auf  königlichen  Privilegien  beruhenden  Immunitäten  und  geschlosseneu 
Gerichtsbezirken  des  lU.  .Jahrhunderts  auf  eine  Linie  stellt,  ohne  einen 
Beweis  dafür  zu  erbringen.  In  der  Tat  ist  auch  der  Gedanke,  alle 
die  kleinen,  zum  Teil  in  der  Hand  einfacher  Adliger  befindlichen  Dorf- 
bänne auf  königliche  Exemtions-  und  Immunitätsprivilegien  zurückzu- 
führen, wenig  glücklich-).  Das  hat  aber  Seeligers  Schüler  Rörig 
und  Grosch  nicht  verhindert,  diese  beiläufige  Bemerkung  Seeligers 
als  die  Lösung  des  Problems  zu  verkünden  und  ihrerseits  auf  jede 
selbständige  Untersuchung  des  Ursprungs  der  Dorfbänne  zu  verzichten. 


das  posterius  ist.  Röuigs  Material  reichte  für  die  Entscheidung  dieser 
Frage  nicht  aus.  Dagegen  scheint  nach  dem,  was  Osswald  und  Dopsch 
ausführen,  für  Niederösterreich  dies  zeitliche  Verhältnis  unbestreitbar  zu  sein. 
So  dürfte  das  gleiche  auch  für  den  Westen  Deutschlands  zutreffen. 

1)  Damit  stimmt  auch  Dur.scH  überein,  wenn  er  auch  gegen  Einzelheiten 
Bedenken  erhebt. 

2)  Mittlerweile  hat  Seelioeu,  wie  es  scheint,  die  Unhaltbarkeit  seiner 
älteren  Annahme  erkannt.  Denn  in  dem  am  3.  September  19U7  ausgegebenen 
3.  Heft  der  Historischen  Vierteljahrschrift  X,  S.  315  tf.  schildert  er  Verhältnisse 
des  8.  und  9.  Jahj-hunderts,  in  denen  er  offenbar  (ob  mit  Recht  ?)  Vorläufer 
der  späteren  Dorfbänne  erblickt,  nimmt  aber  für  diese  Verhältnisse  ganz 
andere   Entstehungsursachen   als  Immunität   oder  königliche  Verleihung  an. 
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In  dieser  Hinsicht  bedeuten  O.s  Ausführungen  einen  entschiedenen 
Fortschritt.  Zwar  nimmt  er  .auf  Seeliger  Bezug  (S.  61,  94  f.),  aber 
die  vorsichtige  Ausdrucksweise,  deren  er  sich  dabei  bedient,  zeigt,  daß 
ihm  die  Sache  recht  zweifelhaft  ist^).  Vor  allem  aber  versucht  er, 
auf  Grund  der  Quellen  selbst  zu  einer  Entscheidung  zu  kommen.  Und 
zwar  ist  diese  Entscheidung  eine  Art  Kompromiß  zwischen  den  An- 
sichten von  Luschin  und  Werunsky:  die  Niedergerichtsbarkeit  im 
Dorf  ist  dadurch  entstanden,  daß  die  Herzöge  die  Gerichtsbarkeit  auf 
der  Dorfgasse  einem  im  Dorf  begüterten  Mitglied  des  hohen  Adels 
durch  besondere  Urkunde  verliehen  haben  (S.  34  ff.) ;  die  Dorfpolizei- 
gewalt ist  aber  von  der  Dorfgemeinde  an  diese  neue  Dorfobrigkeit 
gelangt  (S.  32  ff.,  42  f.).  Entschieden  abgelehnt  Avird  die  Ansicht  von 
DOPSCH,  der  für  den  grundherrlichen  Ursprung  der  Dorfgerichte  ein- 
tritt (S.  44  ff.). 

Inzwischen  hat  DoPSCH  in  einem  besonderen  Aufsatz  „Zur  Ge- 
schichte der  patrimonialen  Gewalten  in  Niederösterreich"  (Mitt.  d.  Inst, 
f.  österr.  Geschichtsf.  XXIX,  S.  594  ff.)  zu  den  Ausführungen  O.s  Stellung 
genommen.  Und  zwar  ist  er  in  absolut  überzeugender  Weise  zu 
einer  vollständigen  Ablehnung  der  Theorie  O.s  gekommen.  In  der 
Tat  fallen  alle  die  Beispiele,  die  0.  für  eine  fürstliche  Verleihung  der 
Dorfgerichtsbarkeit  zu  erbringen  glaubte  (es  waren  wenig  genug),  in 
nichts  zusammen,  und  die  Annahme  einer  auf  Selbstverwaltung  be- 
ruhenden ursprünglichen  Polizeigewalt  der  Dorfgemeinde  ist  bei  der 
ganzen  Art  der  Besiedlung  Niederösterreichs  unhaltbar  und  von  0.  auch 
nicht  durch  ein  einziges  Beispiel  belegt  worden.  Dagegen  hat  Dopsch 
S.  605  ff.  gezeigt,  daß  die  Dorfgerichtsbarkeit  schon  in  ihren  ersten  An- 
fängen als  eine  Pertinenz  des  ursprünglich  allein  hochadeligen,  später 
auch  ritterlichen  Freieigen  erscheint,  daß  sie  sich  durchaus  nicht  auf 
alle  Dorfeinwohner  zu  erstrecken  brauchte,  daß  wiederholt  mehrere 
Grundeigentümer  am  Dorfgericht  beteiligt  waren,  und  daß  die  Aus- 
dehnung des  Dorfgerichts  auf  alle  Dorfeingesessenen  und  seine  Ver- 
einigung in  einer  Hand  dort,  wo  wir  die  Entwicklung  verfolgen  können, 
sich  ohne  herzogliches  Zutun  durch  freiwillige  Anerkennung  oder  durch 
gewohnheitsrechtliche  Übung  vollzog.  Gewiß  sind  damit  noch  nicht 
alle  Rätsel  gelöst,  aber  so  viel  ist  sicher,  daß  diese  Dorfgerichtsbarkeit 
ihren  Ausgangspunkt  in  den  Grundherrschaften  findet  und  nicht  auf 
der  Übertragung  öffentlicher  Gerichtsrechte  seitens  des  Landesherrn 
beruht. 

Demselben  Irrtum  ist  0.  im  ersten  Hauptteil  seiner  Arbeit  verfallen, 
der  sich  mit  einer  Eigentümlichkeit  des  deutschen  Ostens,  der  dem 
hohen  Adel  in  Haus  und  Hof  zustehenden  Dachtraufengerichts- 
b  ar  keit,  beschäftigt  (S.  7—21).  Auch  hier  ist  ihm,  wie  Dopsch  a.  a.  0. 
S.  598  ft".  darlegt ,   der   Beweis ,    daß   diese   Dachtraufengerichtsbarkeit 


1)  Vgl.  vor  allem  S.  94  f.:  „Solche  Zwischeuinstanzen  mögen  (!)  die  Vor- 
läufer oder  wenigstens  die  Vorbilder  für  die  Dorfobrigkeiten  gewesen  sein, 
ohne  daß  sich  für  Niederösterreich  etwas  Bestimmtes  dieser  Art  nachweisen 
ließe." 
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<lurch  landesfürstliclie  Privilegien  den  einzelnen  Mitgliedern  des  hohen 
Adels  übertragen  wnrde,  völlig  mißglückt. 

Und  auch  der  dritte  Hauptteil  der  Arbeit,  der  die  Vogtobrigkeit 
behandelt  (S.  68 — 93),  hat  gerade  das  Wesentliche  nicht  erkannt,  näm- 
lich daß  die  in  den  niederösterreichischen  Urkunden  und  Weistümern 
so  häufig  vorkommende  Vogteigewalt  weltlicher  Herren  nicht  kirch- 
liche Vogtei  ist,  sondern  ebenso  wie  die  Niedergerichtsbarkeit  eine 
Pertinenz  des  Freieigen  und  als  solche  der  Ausgangspunkt  für  die  mit 
der  Niedergerichtsbarkeit  verbundene  Dorfpolizei.  Das  hat  Dopsch 
a.  a.  0.  S.  617  ff.  durchaus  überzeugend  gezeigt. 

Es  ist  für  den  Erfolg  von  O.s  Arbeit  verhängnisvoll  geworden,  daß 
sie  so  bald  nach  ihrem  Erscheinen  eine  genaue  Überprüfung  durch 
einen  anderen  Forscher  fand,  der  dem  Verfasser  an  Einzelkenntnis 
des  Quellenmaterials  und  an  Beherrschung  der  in  Betracht  kommenden 
Probleme  weit  überlegen  war.  Ohne  diese  Überprüfung  durch  Dopsch 
würde  ein  gewissenhafter  Kritiker,  der  nicht  selbst  in  das  Material 
eingearbeitet  ist,  wohl  manche  Schwäche  in  der  Beweisführung,  manchen 
einzelnen  Fehlschluß  entdeckt  haben,  aber  über  ein  Non  liquet  wäre 
er  schwerlich  hinausgekommen.  Gerade  darum  aber  war  diese  Ab- 
fertigung unbedingt  notwendig,  und  sie  war  um  so  notwendiger,  als 
die  Fehler  der  Arbeit  zum  Teil  nicht  individuelle  Mißgriffe  des  Ver- 
fassers, sondern  —  worauf  auch  Dopsch  S.  624  hinweist  —  Ver- 
irrungen  einer  Schulmeinung  sind,  die  den  Einfluß  der  Grundherrschaft 
aus  der  Wirtschaftsgeschichte  am  liebsten  ganz  eliminieren  möchte. 
Die  Arbeit  hätte  unendlich  gewonnen,  wenn  0.  sich  von  diesem  Schul- 
dogma freigehalten  hätte.  Denn  dort,  wo  das  Problem  der  Grund- 
herrlichkeit nicht  in  Frage  kommt,  tritt  uns  ein  Historiker  entgegen, 
dem  man  methodische  Schulung  und  Scharfsinn  nicht  absprechen  kann. 

Tübingren.  Siegfried  Rietschel. 


Urkundenbuch     der     Stadt     Friedberg.     Herausgegeben  von 
G.  Frhrn.  VON  der  Kopp.    Erster  Band:  1216 — 1410.   Bearbeitet  von 
M.  FOLTZ.     („Veröffentlichungen    der    historischen   Kommission   für 
Hessen  und  Waldeck.")     Gr.  8 ',  XVIII,  698  Seiten.     Marburg  a.  L., 
N.  G.  Elwert.     1904.     Preis:  Geh.  16  Mk. 
Gestützt  auf  die  Kenntnis  eines  umfangreichen  ungedruckten  Mate- 
rials  schrieb  Phillipp  Dieffenbach   seine   „Geschichte  der  Stadt  und 
Burg  Friedberg   in   der  Wetterau"    (Darrastadt  1857),    welche   bis  auf 
den  heutigen  Tag   die   einzige  Darstellung   der   gesamten  Friedberger 
Geschichte  geblieben  ist.    Um  so  mehr  muß  deshalb  der  von  der  rüh- 
rigen historischen  Kommipsion  für  Hessen  und  Waldeck  herausgegebene 
und  vom  Kgl.  Archivar  Dr.  M.  FOLTZ    in  Danzig   in   streng   kritischer 
Weise  bearbeitete,  die  Jahre  1216 — 1410  umfassende  I.  Band  des  Ur- 
kundenbuches  der  Stadt  Friedberg  willkommen  geheißen  werden,  weil 
durch  die  Veröffentlichung  der  auf  diese  Stadt  bezüglichen  Urkunden 
den  Gelehrten  die  Forschungen  nicht  nur  über  die  Friedberger  Stadt- 
geschichte, sondern  auch   (gleich  den  verschiedenen  Urkundenbüchern 
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anderer  historischen  Kommissionen)  über  die  deutsche  Reiclis-  und 
Territorialgeschichte  wesentlich  erleichtert  werden.  Der  Bearbeiter  hat 
die  ihm  gestellte  Aufgabe  ausgezeichnet  gelöst,  denn  vorliegende,  mit 
peinlicher  Genauigkeit  besorgte  Publikation  enthält  844  kritisch  und 
nach  den  neuesten  Editionsprinzipien  herausgegebene  Urkunden.  Be- 
nutzt wurden  hierzu  neben  den  Friedberger,  im  Haus-  und  Staats- 
archiv zu  Darmstadt  depouierten  Urkunden  die  staatlichen,  städtischen. 
Stifts-  und  Familienarchive  zu  Assenheim,  Braunfels,  Büdingen,  Frank- 
furt a.  M.,  Karlsruhe,  Koblenz,  Lieh,  Limburg,  Luzern,  Marburg, 
München,  Münster,  Nürnberg,  Wernigerode,  Wetzlar,  Wien,  Wiesbaden 
und  Würzburg,  sowie  die  Bibliotheken  zu  Darrastadt,  Fulda  und  Gießen. 
In  das  Urkundenbuch  wurden  alle  von  Recht  und  Verfassung,  Ver- 
waltung, Wirtschaft,  Handel  und  bürgerlichem  Leben  überhaupt  handelnden 
Urkunden  aufgenommen,  dagegen  sind  die  auf  Stifter  und  Klöster, 
sowie  auf  die  Burg  Friedberg  bezüglichen  Urkunden  —  sofern  diese 
nicht  von  Stadtbehörden  ausgestellt  oder  für  die  bürgerlichen  Verhält- 
nisse von  Wichtigkeit  waren  —  ausgeschieden  resp.  einer  gesonderten 
Herausgabe  vorbehalten.  Vom  Jahre  1300  an  sind  die  Urkunden  ge- 
kürzt (meist  in  Regestenform)  wiedergegeben,  und  der  Raumersparnis 
halber  wurden  sachlich  oder  zeitlich  zusammenhängende  Stücke  häufig 
unter  einer  Nummer  zusammengebracht  (vgl.  hierzu  die  chronologische 
Übersicht  der  unter  diesem  Gesichtspunkte  abgedruckten  Urkunden  auf 
Seite  606 — 607).  Aus  Vorurkunden  übernommene  Stellen  sind  durch 
kleineren  Druck,  Abweichungen  durch  gesperrten  Druck,  Auslassungen 
durch  einen  Stern  gekennzeiclmet.  Die  in  anderen,  neueren  Urkunden- 
büchern  (z.  B.  Wyss,  Reimee,  Lau)  abgedruckten,  auf  Friedberg  Bezug 
habenden  Urkunden  werden  nur  im  Regest  veröifentlicht,  während  von 
der  Wiedergabe  der  in  bekannten  Regestenwerken  aufgezeichneten 
Drucke  ganz  abgesehen  wurde.  Die  in  obiger  Veröftentlichung  ab- 
gedruckten Urkunden  reichen  bis  zum  Regierungsantritt  König  Sig- 
munds. Die  Gründung  der  Burg  Friedberg  auf  Reichsgrund  wird  durch 
den  Kampf  mit  Otto  IV.  veranlaßt  worden  sein.  Schon  im  Jahre  1219 
hören  wir  auch  von  Friedberger  Bürgern,  eine  Nachricht,  die  uns  zeigt, 
daß  bald  nach  Gründung  der  Burg  auch  eine  bürgerliche  Niederlassung 
daselbst  entstanden  war,  die  städtische  Freiheiten  erlangt  hatte.  Die 
Bürger  dieser  Reichsstadt,  deren  Glanzzeit  in  die  erste  Hälfte  des 
14.  Jahrhunderts  fällt,  unterstanden  ebenfalls  dem  Burggrafen.  Ver- 
hängnisvoll für  die  Stadt  waren  die  des  öfteren  ausbrechenden  Zwiste 
zwischen  Stadt  und  Burg.  Ihr  Niedergang  basiert  teils  auf  der  Ver- 
pfändung von  Friedberg  durch  Karl  IV.,  teils  auf  zahllosen  Fehden  und 
Brandschäden.  Die  zum  erstenmal  im  Jahre  1308  erwähnten  Fried- 
berger Märkte  gerieten  in  Verfall,  trotzdem  sich  die  benachbarte  Reichsr 
Stadt  Frankfurt  zu  ihren  Gunsten  beim  Kaiser  verwandte.  Wenngleich 
Friedberg  auch  fernerhin  auf  den  Reiclis-,  Städte-  und  Landfriedens- 
tagen vertreten  war,  so  verlor  es  doch  zusehends  an  Bedeutung  trotz 
aller  ihr  zuteil  werdenden  Privilegien.  Der  vortrefflichen  PubUkation 
geht  eine  kurze  Übersicht  über  die  Geschichte  der  Stadt  Friedberg  und 
deren  Burg  und  Siegel,  sowie  über  die  hauptsächlich  benutzten  Archi- 
valien voraus.     Auf  Seite  568  —  602  finden  sich  noch  als  willkommene 
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Beigabe  (Nr.  845—849)  verschiedene,  von  Prof.  Dr.  Goswm  Frhrn.  von 
DER  Ropp  bearbeitete  Bruclistücke  der  wirtschaftsgescliichtlich  höchst 
interessanten  städtisclien  Reclmungen  aus  dem  14.  Jahrhundert  und 
eine  im  Auszug  mitgeteilte  Zusammenstelhmg  der  drei  auf  uns  gelan«-ten 
Emnahraeverzeichnisse  des  Baues  der  Friedberger  Pfarrkirche  (f389 
bis  1391)  abgedruckt.  Das  die  Benutzung  wesentlich  erleichternde 
sorgfältige  Orts-  und  Personenregister  ist  von  Archivassistent  Dr.  Wil- 
helm Dersch  in  Münster  i.  W.  bearbeitet  worden,  weil  Dr.  M.  Foltz 
umständehalber  der  weiteren  Mitarbeit  entsagen  mußte.  Hoffentlich  läßt 
die  Fortsetzung  dieser  trefflichen  Publikation,  für  die  man  dem  Heraus- 
geber wie  dem  Bearbeiter  und  der  historischen  Kommission  für  Hessen 
und  Waldeck  zu  lebhaftem  Dank  verpflichtet  sein  muß,  nicht  aUzulange 
auf  sich  warten.  — 


Metz. 


Dr.  K.  V.  Kauffungen. 


0.  Jensen,  Der  englische  Peterspfennig  und  die  Lehenssteuer  aus  Eng- 
land und  Irland  an  den  Papststuhl  im  Mittelalter.    Heidelberg-   Ver- 
lagsanstalt, 1903;  IV,  107  S.  8».     Preis:  Mk.  2,80. 
Eine    Gesamtbehandlung    der    Geschichte    des    englischen    Peters- 
pfennigs!    Die   für   dieses  Thema   grundlegenden  Arbeiten   des  leider 
so  früh  verstorbenen  Paul  Fabre  lassen  uns  vom  Beginn  des  13  Jahr- 
hunderts  ab   im  Stich   oder   bieten  doch  fernerhin  keine  erschöpfende 
Behandlung.     Ebenfalls  sind  manche  Aufstellungen  F.s  bestritten  wor- 
den, andere  geben  zu  Zweifeln  Anlaß.   Endlich  ist  neuerdings,  nament- 
lich im  15.  Bande  der  „Transactions  of  the  Royal  Historical  Society"  (1901) 
neues  Material  hinzugekommen.    Man  kann  also  mit  der  Absicht  der  vor- 
liegenden Arbeit  (einer  Rostocker  Dissertation)  einverstanden  sein.   Die 
Ausfuhrung  ist  leider  nicht  ganz  in  der  erwünschten  Weise  ausgefallen. 
uZ    f   <^ründungsgeschichte   und   überhaupt   für   die   älteren  Zeiten 
hatte  der  Verfasser  gut  getan,  wenn  er  sich  inhaltlich  mehr  an  F 
gehalten,   von   ihm  jeweils   ausgegangen   wäre.     Jedenfalls   mußte  der 
Widerspruch    gegen  F.  stets    eingehend   begründet  werden.     Eine  Ge- 
samtbehandlung des  Themas  hätte  auch  wohl  eine  sachliche  Disposition 
des  Stoffes   verlangt.     J    ist  im  ganzen  „historisch"  vorgegangen,  die 
Kapitelubersclinften  smd  ohne  logisches  Schema  dem  von  derurkund- 
hch-schriftstellerischen   Überlieferung   abhängigen   Inhalte  jeweils   an- 
gepaßt     \on  äußerlicher  Scheidung    der  politischen,  der  Rechts-  und 
Verwaltungsfragen    ist    keine   Rede,    und    es    fehlt    zugleich    an   einer 
erschöpfenden,  vom  Material    unabhängigen  Fragestellung.     Selbst  die 
beiden  wichtigsten  Aufgaben,  die  noch  zu  lösen,  oder  gegenüber  denen 
doch   eine  wissenschaftlich   begründete  Stellungnahme  notwendig  war, 
erstens:   welche  Bedeutung   hatte   die  „Schola  Saxonum"   in  Rom  für 
die  Begründung  des  englischen  Peterspfennigs?,  zweitens:  in  welchem 
Verhältnis   stand   die  Staatsgewalt  zum    Erhebungsgeschäft?  -  selbst 
diese  beiden  1  ragen  sind  eigentlich  nur  nebenbei  behandelt. 

Von   der  „Schola  Saxonum"    hat  J.  einen   nicht  ganz  richtigen  Be- 
griff.    Lr   denkt   an   eine  Schule  und   meint,   die  Anstalt   habe  neben 
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der  Pilgerherberge  den  Zweck  geistiger  Anleitung,  religiöser  Einwirkung 
und  des  Unterrichts  und  der  Erziehung  gehabt  (S.  5  f.).  Als  Quelle 
sind  dafür  des  Thomas  Walsingham  „Gesta  abbatum"  von  St. 
Albans  angegeben,  ein  Schriftsteller  des  14.  Jahrhunderts  über 
Dinge,  die  ein  halbes  Jahrtausend  und  mehr  vorausliegen !  Man  müßte 
dann  wohl  den  „Gesta"  an  derselben  Stelle  auch  glauben,  die  Pilger 
(des  7.  und  S.Jahrhunderts!)  seien  nach  Rom  „zusammengeströmt" 
neben  anderem  „expediendorum  negotiorum  necessitate"  ?  Das  sind  Be- 
griffe, die  in  jene  Frühzeit  gar  nicht  passen.  Erziehung  und  Unterricht 
leisteten  damals  die  Klosterschulen  in  England  und  im  Frankenreich 
besser.  Nach  Rom,  Jerusalem  usw.  wallfahrtete  man  vor  allem.  Man 
ging  dahin  devotionshalber  oder  um  Buße  zu  tun.  Die  Büßenden 
durften  oder  wollten  oft  jähre-  und  jahrzehntelang  nicht  zurückkehren, 
daher  die  großen  Fremdenkolonien  an  den  genannten  Orten.  Und  für 
diese  waren  Kirche,  Herberge,  Krankenpflege  und  ein  christliches  Be- 
gräbnis die  Hauptsache.  „Schola"  bezeichnet  ganz  allgemein  den  recht- 
lichen Zusammenschluß  gleichartiger  Leute  um  einen  religiösen  Mittel- 
punkt (Kirche  und  Pilgerhaus),  später  sogar  Gilde,  Zunft. 

Die  „Schola  Saxonum"  hat,  wenn  wir  Jensen  richtig  verstehen, 
für  die  Begründung  des  Peterspfennigs  eine  direkte  Bedeutung  über- 
haupt nicht  gehabt.  Dieser  stammt  lediglich  von  den  300  Mark  Gold, 
die  der  Westsachse  Ethelwulf  855  dem  Papst  Benedikt  HI.  als  jähr- 
liche Abgabe  „pro  anima  sua"  schenkte  (S.  14,  17,  20,  80).  Solange 
Ethelwulf  lebte,  hat  er  selbst  die  300  Mark  jährlich  „aus  seiner  privaten 
Kasse  oder  aus  der  Kasse  des  Staates"  (!)  erlegt,  nachher  —  seit 
König  Alfred  —  ist  die  Steuer  auf  das  Volk  umgelegt  worden  (S.  20 
und  81).  Dürfen  wir  nun  annehmen,  daß  ein  germanisches  Volk  sich 
einen  regelrechten  Tribut  auflegen  läßt  bloß  deshalb,  weil  einmal  einer 
seiner  Teilfürsten  eine  persönliche  Devotionsgabe  vermacht  hat?  Ich 
halte  das  für  sozusagen  unmöglich.  Die  zufällige  Zahlenübereinstim- 
mung zwischen  der  Stiftung  Ethelwulfs  und  dem  späteren  Betrage  des 
Peterspfennigs  —  300  Mark  —  genügt  jedenfalls  nicht,  um  uns  zu 
dieser  Annahme  zu  bewegen  (vgl.  S.  80).  Man  nimmt  also  wohl  am 
besten  dennoch,  wie  es  auch  Fabre  getan,  die  Nachrichten  über  die 
„Schola  Saxonum"  zu  Hilfe.  In  ihr  und  ihren  Zwecken  war  für  die 
nach  Rom  gekommenen  Stammesfürsten  —  neben  Ethelwulf  werden  noch 
die  Könige  Ina  von  Wessex  und  Offa  II.  von  Mercia  genannt  — 
die  stärkste  Veranlassung  zu  Stiftungen  gegeben,  und  für  sie  war 
das  Umlageverfahren  ohne  weiteres  gerechtfertigt.  Wir  sind  übrigens 
nicht  bloß  auf  dieses  Raisonnement  angewiesen.  J.  selbst  berichtet  in 
der  „Einleitung"  (S.  13)  von  einem  Briefe  des  Papstes  Alexander  II. 
an  König  Wilhelm  den  Eroberer,  laut  welchem  ein  Teil  des  „Rom- 
schosses" dem  Papste  geschenkt,  ein  anderer  Teil  der  Kirche  der  hl. 
Maria,  welche  „die  Schule  der  Angelsachsen"  genannt  wnrde,  zum 
Besten  der  Brüder  d.  h.  der  Volksgenossen,  zugewandt  wurde  (Jaffe- 
L.,  Reg.  4757).  Aus  der  Verwendung  eines  Teiles  der  „Römerabgabe" 
zu  nationalem  Zwecke  noch  im  11.  Jahrhundert  möchte  J.  dort  mit 
Recht  schließen,  „daß  ein  Zusammenhang  in  mehrerer  (?)  Hinsicht 
zwischen    der    englischen    ,Römerabgabe'    und    der     angelsächsischen 
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Schule  und  Kirche  in  Rom  stattgefunden  habe".  Warum  ist  dieser 
sehr  brauchbare  Einleitungsgedanke  nachher  gänzlich  beiseite  gesetzt 
worden  ? 

Sehen  wir,  wie  Fabre  sich  zu  der  Sache  gestellt  hat.  Er  schreibt: 
„Mais^)  qu'y  a-t-il  de  vrai  dans  les  diverses  traditions  relatives  ä 
l'origine  du  denier?  Je  crois  pour  ma  pai't,  qu'elles  renferment  toutes 
une  part  de  verite.  Ina  en  Wessex,  et  Offa  IL  en  Mercie,  ayant  im- 
pose  a  leurs  sujets  une  contribution  annuelle  d'un  denier  par  feu  en 
faveur  de  la  „Schola  Saxonura"  de  Rome,  il  etait  naturel  que,  lors 
de  la  fusion  de  deux  royaumes,  la  contribution  continuät  ä  etre  ac- 
quittee  par  l'ensemble  des  deux  pays."  —  Und  bezüglich  der  Stiftung 
Ethelwulfs:  „Elle-)  se  confoudit  avec  la  contribution  levee  sur  le 
Wessex  et  la  Mercie  pour  la  „Schola  Saxonum",  et  eile  lui  imprima 
le  caractere  special  qu'elle  tendait  elle-meme  a  revetir",  nämlich  eine 
Abgabe  an  den  hl.  Stuhl  zu  werden.  Dieses  um  so  leichter  —  so 
wollen  wir  noch  hinzusetzen  — ,  weil  die  „Schola  Saxonum",  wie  alle 
fremdnationalen  Stiftungen  bei  St.  Peter,  von  Anfang  an  unter  der 
.lurisdiktion  des  Kapitels  von  St.  Peter  gestanden  (vgl.  Bullar.  vatic. 
I,  15  und  22)  und  die  Stiftung  zur  Zeit  des  Verfalls  im  11.  Jahrhundert 
(Wirren  mit  Heinrich  IV.)  wahrscheinlich  vom  Papst  eingezogen  wor- 
den ist. 

Bei  strengerer  Scheidung  und  Wertung  der  älteren  und  der  jüngeren 
Quellen,  der  einmaligen  und  der  jälirliclien  Gesclienke,  der  Geschenke 
und  der  Umlage  und  dann  vor  allem,  was  bis  jetzt  ganz  verabsäumt 
worden,  durch  Hinübergreifen  auf  die  Nachrichten  zur  Geschichte 
der  anderen  nationalen  Stiftungen  in  Rom  und  anderen  Pilgerstädten 
im  Wege  des  Analogieschlusses  dürfte  das  Kapitel  über  den  Ursprung 
des  Peterspfennigs  sicherlich  noch  mehr  zu  klären  sein.  Können  wir 
doch  aus  der  Karolingerzeit  sogar  ein  festländisches  Analogon  zum 
englischen  Peterspfennig  anführen.  Unter  Ludwig  dem  Deutschen  war 
in  Ostfranken  ein  Denar  von  der  (königlichen?)  Hufe  für  die  Christen 
im  hl.  Lande  zu  zahlen  (SiMSON,  Jahrbb.  Ludwigs  des  Frommen  II,  13). 

Die  Leistung  des  „Romgeldes"  im  10.  und  11.  Jahrhundert  geht 
aus  den  angelsächsischen  Gesetzen  und  auch  aus  Briefen  Knuds  des 
Großen,  Eduards  des  Bekenners  und  anderer  hinlänglich  hervor.  Im 
Jahr  1843  sind  unter  den  Trümmern  des  Glockenturms  der  St.  Pauls- 
kirche bei  Rom  und  lfc83  am  Forum  Sammlungen  englischer  Münzen 
aus  dem  10.— 11.  Jahrhundert  gefunden  worden.  Man  hat  diese  Funde 
als  Beweis  für  die  Leistung  des  Peterspfennigs  herangezogen.  Jensen 
will  nun,  weil  der  Fund  von  1843  neben  den  englischen  Münzen  zu- 
gleich solche  anderer  Nationen  aufwies,  sogar  schließen,  „daß,  während 
England  die  erste  und  im  9.  Jahrhundert  die  einzige  Nation  war, 
welche  diese  Abgabe  leistete,  bald  darauf  dieselbe  Abgabe  allmählich 
in  fast  allen  Ländern  und  Reichen  der  okzidentalen  Christenheit  ein- 
geführt  wurde"    (S.  25).     Die    Ungereimtheit    dieser    Schlußfolgerung 


1)  „Recherches  sur  le  denier  de  S.  Pierre  en  Angleterre  au  moyen  äge" 
in:  Melanges  G.  B.  de  Rosse  (1892),  S.  Iti4. 

2)  Ebenda  S.  165. 
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braucht  wohl  nicht  bewiesen  zu  werden.  Es  Avärc  übrigens  Aufgabe 
Jensens  gewesen,  sich  besonders  über  die  Frage  zu  äußern,  ob  speziell 
Irland  den  Peterspfennig  bezahlt  hat.  Zum  mindesten  durfte  die  Frage 
der  Echtheit  oder  Unechtheit  der  sogenannten  Schenkungsbulle 
Hadrians  IV.  an  Heinrich  IL  (Jaffe-L.,  Reg.  10055),  die  ja  von  dem 
Versprechen  des  Peterspfennigs  redet,  nicht  so  ganz  stillschweigend 
übergangen  werden. 

Über  das  Verhältnis  der  Staatsgewalt  zum  englischen 
Peterspfennig  ergibt  sich  aus  J.  folgende  Zusammenstellung:  König 
Alfred  führt  die  Umlage  ein  (S.  20).  Sie  liegt  jedem  Christen  (S.  23), 
den  Angeln  und  den  Dänen  ob  (S.  21).  Die  Regel  ist  in  angelsäch- 
sischer Zeit  ein  Pfennig  für  jeden  Herd  oder  jedes  bewohnte  Haus 
(S.  49).  Seit  der  anglonormannischen  Periode  ist  Voraussetzung  der 
Pflicht,  den  Pfennig  zu  zahlen,  ein  Ertrag  vom  Vieh  von  wenigstens 
BO  ■ —  bei  Dänen  von  wenigstens  80  —  Pfennig  (S.  50).  Auf  Hinter- 
ziehung steht  Kirchenbann  und  staatliche  Geldstrafe  (S.  48).  König 
Knud  bemüht  sich  um  die  Sammlung  und  hält  Rom  gegenüber  sich 
mindestens  für  mitverantwortlich  (S.  26).  König  Eduard  III.  der  Be- 
kenner  (1042 — 06)  sendet  das  gesammelte  Geld  an  den  Papst  (S.  27). 
KönigWillielra  der  Eroberer  wurde  vomPapstGregorVII.  aufgefordert,  den 
jährlichen  Betrag  des  Peterspfennigs  zu  schicken  und  darüber  zu  wachen, 
;,als  wenn  es  seine  eigenen  Einkünfte  gälte"  (S.  31  f.).  Der  König  hat 
die  Verpflichtung  auch  anerkannt  (S.  34  f.).  Ebenfalls  wurde  dieselbe 
Forderung  von  Urban  IL  an  Wilhelm  II.  gestellt  (S.  41).  Seit  des 
Eroberers  Tode  ist  die  Ablieferung  nach  Rom  unregelmäßig  geworden. 
Man  hat  namentlich  König  Heinricli  I.  dafür  verantwortlich  gemacht, 
und  Papst  Paschalis  IL  forderte  von  diesem  1116,  er  solle  für  eine 
vollständigere  Erhebung  sorgen  und  den  Betrag  durch  den  ihm  ange- 
gebenen Boten  überschicken  (S.  45).  Unter  Heinrich  IL  (1159 — 89)  hing 
die  Sammlung  und  die  Übersendung  des  Geldes  zwar  noch  von  der 
Einwilligung  oder  der  Erlaubnis  des  Königs  ab  (S.  66,  68,  70  ff".),  auch 
mußten  die  königlichen  Scherifs  dem  Erhebungsgeschäft  Beihilfe  leisten 
(S.  68);  dieses  hatte  aber  jetzt  durchaus  kirchlichen  Charakter,  und  von 
einer  ersten  Verantwortlichkeit  des  Königs  oder  seiner  Beamten  ist 
hinfort  keine  Rede  mehr.  Mit  dem  13.  Jahrhundert  ist  sie  sogar  ganz 
auf  die  päpstlichen  Kollektoren  übergegangen,  und  das  ist  so  geblieben 
bis  zur  Aufhebung  oder  dem  Verbot  des  Peterspfennigs  1534  bezw.  1559. 

Ein  viel  kürzeres  Dasein  als  der  Peterspfennig  hat  die  englische 
Lehenssteuer  an  den  Papst  gehabt.  Man  wollte  im  11.  Jahrhundert 
schon  den  Peterspfennig  als  Ausdruck  eines  Vassalitätsverhältnisses 
Englands  zum  hl.  Stuhle  auffassen.  Die  Päpste  begünstigten  diese 
Theorie,  und  Gregor  VII.  hat  an  Wilhelm  den  Eroberer  direkt  das 
Ansinnen  gestellt  (S.  35),  erfuhr  darin  aber  eine  deutliche  Zurück- 
weisung (der  Brief  Wilhelms  bequemer  in  Ellis,  Original  letters  illustr. 
of  english  history,  Serie  III,  Bd.  1  [1846],  S.  15  f.).  Es  sind  von  J. 
(S.  40  f.)  auch  Briefe  Urbans  IL  (Jaffe-L.,  5351)  und  Paschalis'  IL 
(jAFFfi-L.,  5883)  angeführt.  Ob  die  darin  gebrauchten  Termini  „fide- 
htas"  und  „devotio"  aber  im  staatsrechtlichen  Sinne  zu  nehmen,  daran 
darf  man  zweifeln.   Eine  wirkliche  Vassalität  hat  erst  König  Heinrich  IL 
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1173  anerkannt  (S.  53  f.).  Von  da  ab  gewinnt  die  Auffassung  des 
Peterspfennigs  als  Lehenssteuer  an  Boden,  und  sie  wäre  unzweifelhaft 
durcligedrungen,  wenn  nicht  König  Johann  ohne  Land  1213,  als  er 
sein  Reich  dem  Papste  Innozenz  III.  zu  Lehen  auftrug,  einen  eigenen 
jährlichen  Lehenszins  von  1000  Mark  Sterling  (700  für  England,  300 
für  Irland)  versprochen  hätte,  so  daß  England  von  da  ab  Peterspfennig 
und  Zensus  zahlte  (S.  59).  Der  Zensus  hatte  im  Gegensatz  zum 
Peterspfennig  durchaus  den  Charakter  eines  Staatstributes  an  den  hl. 
Stuhl,  der  freilich  bei  der  Camera  apostolica  stets  sehr  unregelmäßig 
eingegangen  ist.  Es  gibt  ganze  Perioden,  wo  nicht  gezahlt  wurde. 
Im  Jahr  1317  z.  B.,  als  Papst  Johann  XXII.  zur  Regierung  gekommen, 
war  die  Zahlung  schon  24  Jahre  unterblieben  (vgl.  KmscH,  Finanz- 
verwaltung des  Kardinalskollegiums  S.  35),  und  nach  Johanns  Tode  be- 
gann die  Hinterzieliung  von  neuem,  bis  1366  das  Parlament  die  Zensus- 
zahlungen überhaupt  verbot  (S.  61 — 64). 

Ein  besonderes  Interesse  haben  in  der  Geschichte  des  Peterspfennigs 
die  seit  dem  Papst  Alexander  III.  (1159 — 81)  bemerkbaren  Versuche, 
aus  dieser  Abgabe  für  die  päpstliche  Kasse  zunächst  eine  sicherere  und 
dann  auch  eine  größere  Einnahme  zu  erzielen.  Seit  alter  Zeit  wurden 
als  Betrag  der  Steuer  regelmäßig  300  Mark  Sterling  gezahlt,  eine 
Ziffer,  die  wohl  gewohnheitsmäßig  entstanden,  möglich  auch,  daß  sie 
durch  mißverständliche  Tradition  von  der  Stiftung  Ethelwulfs  her  sich 
festgesetzt  hatte.  Die  Kontingentierung  der  Gesamtsumme  hatte  not- 
wendigerweise auch  die  Pauschalbemessung  des  Beitrags,  den  jede 
Diözese  zu  leisten  hatte,  zur  Folge.  Wann  diese  geschehen,  läßt  sich 
nicht  feststellen.  J.  zeigt  nur,  daß  sie  vor  1133  fällt  (S.  81).  Die  Kurie 
hatte  die  Kontingentierung  zunächst  ruhig  hingehen  lassen.  Mit  der 
Zeit  aber  wurde  durch  das  Anwachsen  der  Bevölkerung  die  Differenz 
zwischen  dem  wirklichen  und  dem  fingierten  Ertrage  der  Steuer  — 
den  Überschuß  behielten  die  Bischöfe  —  so  groß,  daß  Rom,  ohnedies 
seit  den  Wirren  Alexanders  mit  Friedrich  Barbarossa  häufig  in  Geld- 
verlegenheit, begreiflicherweise  Anstrengungen  machte,  den  Bischöfen 
ihren  stets  wachsenden  Anteil  wieder  zu  entreißen.  Wir  bemerken 
noch,  daß  die  Ansicht  Paul  Fabres,  die  er  1895  in  der  „Zeitschrift 
für  Social-  und  Wirtschaftsgeschichte"  vertreten  (IV,  S.  459  ff.),  daß 
der  königliche  Schatz  die  Überschüsse  bekommen  hätte,  sich  nicht  be- 
währt hat.  Es  handelte  sich  in  den  Beispielen,  auf  die  F.  sich  be- 
rufen, um  vakante  Diözesen,  und  der  Peterspfennig  figuriert  in  diesem 
Falle  auf  der  Staatsrechnung  nur  als  „revenue  accrued  to  the  Crown 
from  vacant  bishoprics".  Liebermann  hat,  was  J.  anzumerken  ver- 
gessen, schon  1896  in  „The  English  histor.  Review"  XI,  S.  747,  Anm.  30 
darauf  hingewiesen.  Papst  Alexander  III.  hat  zuerst  nur  die  General- 
einnahme dem  Erzbischof  von  Canterbury  entzogen  und  dem  Bischof 
Gilbert  Foliot  von  London  übertragen,  an  der  Kontingentierung  indes 
nichts  geändert  (S.  65  f.).  Papst  Innozenz  III.  sodann  griff  diese  selbst 
an  und  verlangte  von  den  Bischöfen  die  volle  Ablieferung  der  Sammel- 
erträge (S.  84).  Solange  indes  die  Bischöfe  dem  Erhebungsgeschäft 
vorstanden,  war  hieran  nicht  zu  denken,  und  so  scheint  mir,  daß  Papst 
Martin  IV.  sich    mit    der  Absicht   getragen    hat,    die    Erhebung    den 
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Bischöfen  zu  entziehen  und  den  eigenen  päpötlichen  Kollektoren  auf- 
zugeben (vgl.  S.  88  f.).  Zur  Ausführung  ist  es  jedenfalls  nicht  ge- 
kommen ;  die  Bischöfe  haben  das  Sammelgeschäft  bis  zur  Reformations- 
zeit festgehalten  und  aus  den  Überschüssen  zum  Teil  bedeutende  Ein- 
nahmen, viel  größere  als  der  Papst,  erzielt.  Wie  groß  diese  Über- 
schüsse im  einzelnen  gewesen,  darüber  dürften  die  Renteinnahmeregister 
der  englischen  Bistümer  am  besten  Aufschluß  geben.  Möchten  wenig- 
stens einige  derselben  einmal  daraufhin  in  Angriff  genommen  werden ! 
Auch  der  Versuch  F.s,  aus  den  Erträgnissen  des  Peterspfennigs  die  Be- 
völkerung zu  berechnen,  verspricht  vielleicht  auf  diesem  Wege  Erfolg. 

Man  vermißt  bei  Jensen  in  den  Kapiteln  über  diese  Dinge  viel- 
fach den  Blick  für  das,  worauf  es  ankommt,  und  zum  Teil  selbst 
klare  Wortbegriffe.  Vor  allem  sind  die  primäre  Einsammlung  der  Steuer 
und  die  Abhebung  oder  Ablieferung  der  Samraelerträge  vielfach  ver- 
mengt worden.  Das  gilt  auch  von  dem  Briefe  K.  Alexanders  II.  an 
den  Dänenkönig  Sven  Estridsen  1062.  Der  Peterspfennig  soll  nicht 
dem  Papste  wie  eine  Oblation  auf  den  Altar  (z.  B.  der  Peterskirche 
in  Rom)  gelegt  werden ,  „sed  tam  sibi  quam  successoribus  suis 
presentialiter  offeratur"  (Jaffe-L.  4495).  J.  macht  daraus  (S.  28)  „bis- 
weilen wurden  die  Peterspfennige  auf  den  Altären  der  Kirchen  ge- 
opfert, erreichten  dann  wohl  den  betreffenden  Bischof,  kamen  aber 
kaum  weiter".  (!)  —  Auch  über  die  Aufgaben  der  päpstlichen  Kollek- 
toren ist  sich  Verfasser  niclit  ganz  klar.  Schon  S.  44  ist  mißver- 
ständlich von  solchen  die  Rede,  wo  es  sich  nur  um  die  Abhebung  der 
Erträgnisse  handelt.  Von  einer  Unterordnung  des  Erzbischofs  unter 
die  Kollektoren  darf  so  allgemein  nicht  gesprochen  werden.  Auch 
daß  der  hl.  Stuhl  schon  vom  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  an  „eine 
regelmäßige  Administration  wegen  des  Peterspfennigs"  in  London  er- 
richtet habe  (S.  87),  ist  nicht  richtig  und  wohl  nur  auf  ein  Mißver- 
ständnis Fabres  zurückzuführen  (vgl.  „Recherches"  a.  a.  0.  S.  174). 
Der  Peterspfennig  spielt  für  die  päpstlichen  Kollektoren,  die  seit  dem 
13.  Jahrhundert  nach  England  gingen,  überhaupt  nicht  die  Rolle,  die 
ihm  J.  zuweisen  möchte  (S.  87  ff.).  Dafür  war  das  Geschäft  doch  zu 
klein  und,  soweit  es  die  Kollektoren  anging,  zu  einfach! 

J.s  Arbeit  könnte  einen  wesentlichen  Fortschritt  für  die  Kenntnis 
des  Peterspfennigs  bedeuten.  So,  wie  sie  vorliegt,  ist  noch  zu  viel  Kon- 
fusion darin.  Im  letzten  Kapitel  haben  wir  ungern  bemerkt,  daß  die 
französischen  Registerausgaben  (für  das  13.  und  14.  Jahrhundert)  nicht 
angesehen  sind,  auch  selbst  Bliss,  Calendar  of  entries  in  the  Papal 
registres  relating  to  Great  Britain  and  Ireland,  2  Bände,  1893 — 95, 
scheint  nicht  benutzt  zu  sein.  Manche  zweifelhafte  Zitierweise  (z.  B. 
„Jaffe-Wattenbach"  S.  15;  „J.-Löwenthal"  S.  3)  könnte  noch  ge- 
rügt werden.  Wir  beschränken  uns  darauf,  zu  bemerken,  daß  es 
absolut  unstatthaft  ist,  für  eine  mittelalterliche  Quellenstelle  nur  den 
modernen  Schriftsteller  anzuführen,  der  sie  benutzt  hat.  S.  29  n.  2  passiert 
es  dabei,  daß  auf  diese  Weise  Dinge  bewiesen  werden  sollen,  die  zwei 
Jahrhunderte  voraus  liegen  und,  was  noch  das  schönste,  daß  man  beim 
Nachschlagen  am  angegebenen  Orte  nicht  einmal  das  Behauptete  findet! 

Münster  i.  W.  A.  Gottlob. 
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A.  DOREN,  Studien  aus  der  Florentiner  Wirtschaftsgeschichte.  Bd.  11: 
Das  Florentiner  Zunftwesen  vom  14.  bis  zum  16.  Jahrhundert. 
Stuttgart  und  Berlin  1908,  J.  G.  Cotta.  XXII  und  802  S. 
Den  ersten  Band  dieses  Werkes,  welcher  den  Spezialtitel  „Die 
Florentiner  AVollentuchindustrie  vom  14.  bis  zum  16.  Jahrhundert,  ein 
Beitrag  zur  Geschichte  des  modernen  Kapitalismus"  trägt,  habe  ich 
im  Literarischen  Zentralblatt  1901,  Nr.  16,  Sp.  1877  und  in  den  Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  79  (1902),  S.  702  ff.  besprochen.  Bei 
lebhafter  Anerkennung  des  Fleißes,  der  in  dem  Buch  stecke,  und  der 
reichen  Belehrung,  die  aus  ihm  zu  gewinnen  sei,  mußte  ich  doch  auch 
erhebliche  Mängel  betonen.  Inzwischen  bin  ich  noch  auf  andere  Ar- 
beiten desselben  Verfassers  zu  sprechen  gekommen  und  habe  dabei 
auf  gewisse,  wie  es  scheint,  allgemeine  Eigenschaften  seiner  Art  zu 
schreiben  hingewiesen  (Zeitschr.  für  Sozialwissenschaft  1904,  S.  738 
und  794  ff.).  Ich  hob  unter  anderem  hervor,  daß  er  gelegentlich  — 
natürlich  nur  ausnahmsweise!  —  mit  der  Miene  des  bejahrten  Weisen 
über  Dinge  spricht,  von  denen  er  nicht  die  allerblasseste  Ahnung  hat 
(a.  a.  0.  S.  795  Anm.  1). 

D.  meint  nun  offenbar  eine  sehr  glückliche  Art  der  Erwiderung 
gefunden  zu  haben,  indem  er  in  dem  hier  anzuzeigenden  zweiten  — 
G.  Schmoller  gewidmeten  —  Band  seiner  Florentiner  Studien  meine 
kritischen  Bemerkungen  recht  laut  als  etwas  unglaublich  Törichtes 
schildert  und  das  besondere  Verfahren  anwendet,  einige  der  Urteile, 
die  ich  über  ihn  gefällt  hatte,  auf  —  mich  anzuwenden.  Von  vorn- 
herein erklärt  er,  daß  ich  nicht  zu  den  „Unbefangenen"  gehöre  (S.  8 
Anm.  2).  Und  weiterhin  hält  er  Reden  wie  die  folgenden :  „Das  kommt 
aber  davon,  wenn  man  über  Dinge  urteilt,  die  man  aus  eigener  Sach- 
kenntnis nicht  überblicken  kann".  „Wo  die  eigene  Kenntnis  im  Stich 
läßt,  ohne  die  sicher  beglaubigte  Überlieferung  heranzuziehen,  die 
Phantasie  schweifen  zu  lassen"  usw.  (vgl.  auch  S.  223  Anm.  1).  Der 
Leser ,  der  von  dem  Vorausgegangenen  nichts  weiß ,  wird  hiernach 
glauben,  daß  ich  mir  eine  große  Blamage  zugezogen  habe.  Wer  sich 
jedoch  näher  informiert,  wird  etwas  ganz  anderes  erfahren,  Herr  D., 
der  öffentlich  meine  Kritik  von  oben  herab  ablehnt,  sieht  sich  im 
stillen  Kämmerlein  genötigt,  ihr  Rechnung  zu  tragen.  Im  ersten  Bande 
Seite  144  hatte  er  zu  erzählen  gewußt,  daß  „Trödler,  Krämer  und 
Händler  stets  als  vei-achtete,  sozial  tiefstehende  Mitglieder  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  galten".  Ich  habe  dann  in  den  „Jahrbüchern"  a.  a.  0. 
Seite  704  auf  das  Verkehrte  dieser  Auffassung  aufmerksam  gemacht. 
Im  zweiten  Bande  Seite  568  kommt  D.  wieder  auf  jene  Berufe  zu 
sprechen.  Aber  jetzt  modifiziert  er  (ohne  meine  Kritik  zu  erwähnen) 
stark  seinen  früheren  Satz:  die  „Händler"  sind  verschwunden;  statt 
des  „stets"  heißt  es  jetzt  nur  „in  manchen  deutschen  Städten" ;  auch 
sonst  ist  das  Urteil  erheblich  gemildert.  D.  tut  ferner  so,  als  ob  es 
die  reinste  Anmaßung  von  mir  gewesen  sei,  daß  ich  überhaupt  zu 
einem  Buch  über  italienische  Geschichte  das  Wort  ergriffen  habe. 
Allein  es  trifft  sich  eigentümlich,  daß  ich  gerade  von  einer  Seite,  die 
D.  doch  anerkennen  muß,  Zustimmung  erfahre.  W.  Lenel,  dem  ge- 
wiß niemand  Vertrautheit  mit  der  italienischen  Geschichte   absprechen 
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wird,  hat  unter  Berufung  auf  meine  Kritik  ebenso  wie  ich  die  Aus- 
führungen D.s  über  die  „Unternehmer"  beanstandet  und  ebenso  wie 
ich  das  „sprunghaft  in  stetem  Durcheinander",  den  „Mangel  des  Sinns 
für  einfach  klare  Verhältnisse"  getadelt  (Ilist.  Ztschr.  91,  S.  44  und  47). 
Gehen  wir  sodann  auf  die  speziellen  Vorwürfe  ein,  die  D.  mir  macht, 
so  soll  ich  „befangen  in  wirtschaftlichen  Theorien"  sein  in  dem  Sinne, 
daß  ich  meine  Ansichten  über  die  Großkaufleute  im  Mittelalter,  „die 
nicht  einmal  für  Deutschland  sich  allgemeiner  Zustimmung  erfreuen", 
auf  „die  Länder  des  Mittelmeergebietes"  übertragen  habe  (S.  10  Anm.). 
Ich  bin  indessen  weit  entfernt  gewesen,  die  Anschauung,  die  ich  von 
dem  Problem  der  Existenz  von  deutschen  Großkaufleuten  im  Mittel- 
alter habe,  auf  Italien  einfacli  zu  übertragen ;  ich  habe  bloß,  während 
D.  das  alte  Florenz  schon  selir  früh  von  Kapitalisten,  Fabrikanten, 
Großkauf leuten ,  Großindustriellen  nur  so  wimmeln  läßt,  empfohlen, 
gegenüber  seinen  etwas  bombastischen  und  ohne  näheren  Beweis  ge- 
gebenen Schilderungen  die  Anschauung,  die  wir  von  den  deutschen 
Verhältnissen  haben,  gewissermaßen  als  heuristisches  Prinzip  empfohlen. 
Und  wer  wollte  bestreiten,  daß  in  der  Anwendung  der  Ausdrücke 
„Großkaufleute",  „Großindustrieller"  usw.  auf  mittelalterliche  Verhält- 
nisse Vorsicht  geboten  ist !  Natürlich  hat  ebenso  wie  ich  auch  Lenel 
(a.  a.  0.)  konstatiert,  daß  wir  bei  D.  große  Reden  hören,  aber  wenig- 
gesicherte  Tatsachen  erfahren.  Seite  10  Anmerkung  wird  Schaubes 
Handelsgeschichte  der  Mittelmeervölker  von  D.  so  zitiert,  als  ob  sie 
den  größten  Gegensatz  gegen  meine  Auffassung  darstelle.  Wer  ahnt 
dabei,  daß  Schaube  Seite  780  Anmerkung  2  mir  gegen  D.  hinsichtlich 
der  Humiliaten  beistimmt?  So  etwas  sollte  D.  doch  nicht  verschwei- 
gen^). Ein  großes  Unrecht  soll  ich  weiter  dadurch  begangen  haben 
(S.  8  Anm.  2  und  S.  15  Anm.  1),  daß  ich  D.  und  Davidsohn  Beein- 
flussung durch  die  ENNEN-NiTZSCHsche  Gildetheorie  zugeschrieben  habe. 
Ich  soll  D.  „wiederholt"  als  „unbedingten"  Anhänger  derselben  hin- 
gestellt haben.  Mir  ist  es  nicht  erinnerlich,  daß  ich  ihn  jemals  als 
„unbedingten"  Anhänger  jener  Theorie  bezeichnet  habe.  In  meiner 
Kritik  seiner  Florentiner  Studien  habe  ich  es  nicht  getan,  und  im 
Literarischen  Zentralblatt  1894,  Sp.  45  bemerkte  ich  hinsichtlich  seiner 
Erstlingsschrift  ausdrücklich :  „D.  kann  nicht  umhin,  einzuräumen,  daß 
die  NiTZSCHsche  Theorie  unhaltbar  ist."  Man  sieht,  wie  —  um  einen 
milden  Ausdruck  zu  gebrauchen  —  schnellfertig  D.  mit  dem  Wort  ist. 
Ich  habe  nur  behauptet  und  behaupte,  daß  er  Nitzsch  zu  verteidigen 
sucht  und  einzelnes  von  ihm  übernimmt.     So  verhält  es  sich  auch   im 


1)  Ich  führe  hier  noch  einen  Fall  zum  Beweis  dafür  an,  daß  D.  meinem 
Widerspruch  gegen  manche  Ansicht,  die  er  mit  Enthusiasmus  vertreten  hat, 
heute  die  Berechtigung  schwerlich  absprechen  wird:  vgl.  mit  Doren  in  der 
Historischen  Viertel] ahrschriffc  1901,  Seite  526  meine  Ausführungen  in  der 
Historischen  Zeitschrift  89,  S.  217  ff.  und  91,  S.  436  Anm.  1.  Er  hätte  auch 
deshalb  keine  Veranlassung  gehabt,  mir  gegenüber  so  entrüstet  zu  tun,  weil 
ich  doch  seine  Arbeiten  verhältnismäßig  günstig  beurteilt  habe,  während  von 
anderer  Seite  ein  erheblich  ungünstigeres  Urteil  gefällt  worden  ist  (Grött. 
Gel.  Anz.  1905,  S.  501  ff.). 
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vorliegenden  Fall.  Wer  (wie  D.  und  andere)  bei  dem  Aufkommen  der 
städtischen  Zünfte  eine  „Muttergilde"  maßgebend  sein  läßt,  der  übernimmt 
Vorstellungen,  wie  sie  Nitzsch  eigen  waren ;  wobei  es  nicht  viel  ausmacht, 
ob  er  sie  von  diesem  unmittelbar  oder  durch  Dritte  erhalten  hat  oder  gar 
—  was  kaum  ein  Ruhm  wäre  —  selbständig  zu  ihnen  gelangt  ist.  Ein 
anderes  Verbrechen  von  mir  besteht  nach  D.  darin  (S.  9  Anm.),  daß  ich  in 
Übereinstimmung  mit  Hartwig  der  Tucherzunft  die  Priorität  vor  der 
Calimalazunft  zu  geben  geneigt  gewesen  bin  (ich  habe  mich  vorsichtig 
ausgedrückt).  Hartwig  war  ein  sehr  gründlicher  Kenner  der  floren- 
tinischen  Geschichte;  wenn  ich,  ihm  folgend,  geirrt  haben  sollte,  so 
habe  ich  mich  doch  wenigstens  an  keine  schlechte  Autorität  gehalten. 
I']r  hat  mit  mir  über  diese  Fragen  in  persönlichem  und  schriftlichem 
Austausch  gestanden  (die  Kritik  des  D. sehen  Buches  in  der  „Nation", 
die  D.  S.  223  Anm.  1  zitiert,  ist  von  ihm  verfaßt).  D.  weiß  ihn  freilich 
zu  beseitigen,  indem  er  schlankweg  erklärt:  „Kenntnis  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  lag  ihm  gänzlich  fern."  Wer  Hahtwigs  Schriften 
kennt,  weiß,  daß  sich  darin  sehr  feine  wirtschaftsgeschichtliche  Be- 
obachtungen finden.  (Für  die  Feststellung  seiner  Ansichten  über  die 
Humiliaten  ist  die  angeführte  Kritik  zu  verwerten,  von  der  D.  aller- 
dings nicht  wissen  konnte,  daß  sie  von  H.  herrührt.)  Endlich  noch 
ein  Verbrechen  von  mir  (S.  223  Anm.  1) :  ich  habe,  wiederum  im  An- 
schluß an  Haktwig,  gemeint,  daß  für  die  Anfänge  der  Wollindustrie 
in  Florenz  bestimmtere  Resultate  zu  gewinnen  gewesen  wären.  Es  ist 
merkwürdig,  daß  D.,  der  über  die  „Großindustriellen"  so  Bestimmtes 
zu  wissen  Miene  macht,  mich  tadelt,  weil  ich  an  die  Möglichkeit  einiger- 
maßen detaillierter  Resultate  glaube.  Im  übrigen  reproduziere  ich 
hierbei  ja  nur  eine  Ansicht  Hartwigs,  der  ja  die  Florentiner  Quellen 
gut  kannte.  Vgl.  auch  die  Bemerkung  von  Lenel  Seite  47  über  die 
Nachrichten  für  Florenz. 

Im  Vorwort  spricht  D.  darüber,  daß  er  manches  habe  zurückstellen 
müssen,  „um  den  Umfang  des  schon  jetzt  allzu  schwer  geratenen  Bandes 
nicht  übermäßig  anschwellen  zu  lassen".  Es  wäre  nicht  notwendig 
gewesen,  daß  er  so  „schwer  geriet".  D.  geht  etwas  verschwenderisch 
mit  dem  Raum  um.  Ich  führe  ein  Beispiel  an.  Seite  80  ff.  trompetet 
D.  über  den  Zunftzwang.  Schon  auf  den  ersten  beiden  Seiten  ist  er 
zu  breit.  Seite  82  wird  dann  als  etwas  ganz  Eigenartiges,  noch  nie 
Dagewesenes  die  Auffassung  Schmollers  hervorgehoben  und  dabei 
konstatiert,  daß  Eberstadt  „sich  ihm  in  allen  Avesentlichen  Punkten 
angeschlossen"  habe,  so  daß  der  Leser  glaubt,  nun  die  Lösung  des 
vielerörterten  Problems  zu  erhalten.  Seite  82  legt  D.  Schmollers 
Auffassung  dar.  Obwohl  sie  so  töricht  ist,  daß  man  fast  den  Setzer 
bedauert,  der  hierfür  die  Lettern  aussuchen  muß,  so  trägt  D.  sie  doch 
mit  vollkommenem  Ernst  vor.  Wie  erstaunt  man  jedoch,  auf  Seite  84 
das  Eingeständnis  zu  lesen,  daß  der  ScHMOLLER-EßERSTADTsche  „Ein- 
teilungsmodus nach  der  logischen  Seite  nicht  scharf  genug  durchge- 
arbeitet" und  daher  „nicht  geeignet"  ist,  „in  das  Wesen  der  Institution 
tiefere  Einblicke  zu  gewähren"!  Wenn  es  sich  so  verhält,  warum  hat 
uns  dann  D.  nicht  die  Vorführung  der  ganzen  Geschichte  erspart? 
Man   kann   sich   sein  Verfahren   nur   aus   dem  Wunsch   erklären,   den 
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Leser  um  jeden  Preis  von  Schmoller  und  Eberstadt  zu  unterhalteo. 
Dies  Bestreben  tritt  auch  sonst  hervor  (vgl.  S.  154  f.,  157,  448  f.,  566, 
613).  Die  Gelegenheit,  Schmoller  zu  loben,  wird  an  den  Haaren 
herbeigezogen.  Seite  276  spricht  D.  unter  Berufung  auf  eine  Äußerung 
vom  Jahre  1894  von  der  „von  Schmoller  zuerst  hervorgehobenen 
Tatsaclie",  daß  die  Ausbildung  des  modernen  Beamtenturas  ein  Produkt 
der  Entwicklung  der  modernen  Staaten  ist.  Diese  Erkenntnis  soll  erst 
1894  gewonnen  worden  sein?!  Siehe  auch  Seite  693.  Es  ist  außer- 
dem stillos,  mitten  im  Text  der  Darstellung  Autoren  lobende  Prädikate 
zu  erteilen.  Daß  D.  immer  und  immer  wieder  Eberstadt  heranzieht, 
spricht  nicht  für  seinen  wissenschaftlichen  Sinn.  Es  gibt  kaum  einen 
Autor,  dessen  historische  Arbeiten  von  verschiedenen  Seiten  so  abfällig 
beurteilt  worden  sind  wie  die  von  Eberstadt.  Wenn  Rietschel 
dessen  „geradezu  unglaubliche  Arbeitsw^eise"  konstatiert,  so  steht  er 
mit  diesem  Urteil  wahrlich  nicht  allein  (vgl.  die  Literatur  hierüber  in 
Ztschr.  f.  Sozialwissenschaft  1904,  S.  794;  Wörterbuch  der  Volkswirt- 
schaft, 2.  Aufl.,  2.  Bd.,  S.  1427;  Deutsche  Literaturzeitung  1905,  Nr.  9, 
12,  16,  18,  21 ;  Neues  Archiv  32,  S.  499  ff. ;  Edward  Schröder,  Hist. 
Ztschr.  102,  S.  105)  ^).  Man  tut  übrigens  wohl  Eberstadt  Unrecht,  wenn 
man  seine  historischen  Arbeiten  noch  ernst  nimmt.  Eine  Abhandlung, 
die  er  vor  Jahren  als  bald  erscheinend  ankündigte,  hat  er  nie  ver- 
öffentlicht und  überhaupt  keine  historische  Arbeit  mehr.  Er  verzichtet 
also  wohl  darauf,  in  den  historischen  Kontroversen  weiter  mitzusprechen. 
All  das,  was  D.  an  anerkennenden  Worten  für  Schmoller  und  Eber- 
stadt und  an  Auseinandersetzungen  mit  ihnen  bietet,  hätte  er  sich 
sparen  können ;  mit  jenen  gelangt  man  nicht  zum  Ziele.  Hätte  er 
sich  darauf  beschränkt,  die  Gesichtspunkte  zu  verwerten,  die  in  den 
Rezensionen  von  H.  v.  Lösch  (Westdeutsche  Ztschr.  23,  S.  72  ff.)  und 
mir  (Historische  Vierteljahrschrift  1904,  S.  549  ff.)  -)  über  Keutgenk 
„Ämter  und  Zünfte"  betreffs  des  Wesens  der  Zünfte  geltend  gemacht 
worden  sind,  so  wäre  er  weit  besser  gefahren,  und  er  hätte  sich  dann 
auch  kürzer  fassen  können.  Aber  nicht  bloß  jener  Personenkultus 
bewirkt  es,  daß  der  Band  „so  schwer  geraten"  ist.  Vor  allem  kommt 
in  Betracht,  daß  D.  überhaupt  wenig  präzis  und  wenig  knapp  im  Aus- 
druck ist.  Obwohl  wir  gern  anerkennen,  daß  er  nicht  mehr  so  de- 
bauchiert wie  in  seiner  Erstlingsschrift  (vgl.  Lit.  Zentralblatt  1894, 
Sp.  43  ff.),  so  vermag  er  sich  doch  noch  immer  nicht  zu  einer  Dar- 
stellung von  Präzision  und  knapper  Sachlichkeit  zu  zwingen.  Wir 
besitzen  ja  in  der  verfassungs-  und  wirtschaftsgeschichtlichen  Literatur 
erfreulicherweise  eine  ganze  Reihe  von  Bticliern,  die  solchen  Anforde- 


1)  D.  erwähnt  mit  Behagen  Seite  80,  daß  Eberstadt  mir  „Beugung 
der  Urkunden"  vorgeworfen  hat.  Loyalerweise  hätte  er  hinzufügen  müssen, 
daß  ich  (und  nicht  bloß  ich)  diesen  Vorwurf  widerlegt  habe  und  daß  dieser 
Vorwurf  doppelt  und  dreifach  auf  Eberstadt  zurückgefallen  ist.  Übrigens 
ist  es  bekannt,  daß  letzterer  so  ziemlich  jedem  Gegner  „Beugung  der  Ur- 
kunden" vorwarf. 

2)  Die  von  Lösen  erwähnt  D.  (S.  G13  Anm.  2),  ohne  aber  anzugeben, 
wo  sie  gedruckt  ist.     Die  meinige  läßt  er  imerwähnt. 
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nmgen  entsprechen  (z.  B.  neuerdings  die  Einleitung  zu  H.  v.  LÖSCHS 
„Kölner  Zunfturkunden'") ;  sie  sollte  D.  sich  künftig  zum  Muster  nehmen. 

Es  ist  sehr  zu  bedauern,  daß  D.  sich  durch  die  erwähnten  Eigen- 
schaften um  einen  beträchtlichen  Teil  des  Erfolges  seiner  zweifelloB 
mit  großem  Fleiß  und  viel  Aufopferung  betriebenen  Studien  bringt 
Der  vorliegende  Band  enthält  eine  detaillierte  Schilderung  der  Zunft- 
verfassung und  -Verwaltung  von  Florenz,  und  das  herrliche  Material, 
das  dafür  zur  Verfügung  steht,  setzt  den  Autor  in  den  Stand,  über 
die  einzelnen  Probleme  so  viel  Auskunft  zu  geben,  wie  man  sie  anders- 
wo nicht  so  leicht  haben  kann.  Mit  welchem  Genuß  würde  man  eine 
Darstellung  dieser  Dinge  lesen,  die  von  allen  Schlacken  frei  wäre! 

Was  D.s  Auffassung  betrifft,  so  habe  ich  einiges  schon  angedeutet. 
Wenig  einleuchtend  erscheint  mir  mehreres  von  dem,  was  er  über  das 
Wesen  der  Florentiner  Zünfte  sagt;  ich  gedenke,  an  anderem  Orte 
darauf  zurückzukommen.  Es  dürfte  der  Nachweis  nicht  schwer  wer- 
den, daß  D.  einer  als  tendenziös  erwiesenen  (s.  Ztschr.  f.  Sozialwissen- 
schaft 1904,  S.  304  ff.)  Ansicht  Schmollers  zuliebe  sich  hat  bestimmen 
lassen,  die  Dinge  nicht  ganz  unbefangen  darzustellen^).  Andererseits 
verbürgt  die  Reichlichkeit  der  Quellenüberlieferung  schon  eine  gewisse 
Zuverlässigkeit  der  Berichterstattung.  Und  jedenfalls  verdanken  wir 
D.  ein  Buch,  aus  dem  wir  viel  und  mannigfache  Belehrung  schöpfen  2). 


1)  Um  noch  einen  andern  Punkt  zu  berühren,  so  beweisen  die  Tatsachen, 
die  D.  Seite  8  anführt ,  zwar  eine  namhafte  Ausdehnung  des  Florentiner 
Handels  im  allgemeinen ,  liefern  aber  kaum  oder  höchstens  zu  einem  be- 
scheidenen Teil  Material  für  seine  These  von  der  Calimalazunft.  Übrigens 
kann  aus  der  Art,  wie  er  mich  hier  erwähnt,  der  Leser  leicht  die  Meinung 
gewinnen,  daß  ich  den  mittelalterlichen  Handel  zu  gering  anschlage.  Ich 
möchte  deshalb  daran  erinnern,  daß  ich  denen,  die  dem  Handel  im  Wirt- 
schaftsleben des  Mittelalters  keine  konstitutive  Bedeutung  beimessen,  nach- 
drücklich widersprochen  habe  (Histor.  Ztschr.  86,  S.  45  ff.).  Seite  225  deutet 
D.  an,  daß  wohl  die  Traditionen  der  deutschen  Gesellenbrüderschaften  mit 
ihren  Sozialrevolutionären  Regungen  auf  die  Bruderschaften  deutscher  Weber 
in  Italien  eingewirkt  haben.  Stimmt  hier  die  Chronologie?  Lassen  sich,  um 
jene  Annahme  wahrscheinlich  erscheinen  zu  lassen ,  zeitig  genug  „sozial- 
revolutionäre  Regimgen"  bei  den  deutschen  Gesellenbruderschaften  nach- 
weisen? Seite  222  liest  man  (nach  einer  nicht  sonderlich  durchsichtigen 
Erörtenmg  über  die  Personen  minderen  Rechts  in  der  Zunft) :  „Die  kapi- 
talistische Organisationsform  wurde  auf  diese  Weise,  rechtlich  fixiert,  zum 
Ferment  verfassungsmäßiger  Weiterbildungen  auch  für  solche  soziale  Ele- 
mente, die  von  der  kapitalistischen  Strömung  einstweilen  noch  unberührt  ge- 
blieben waren."     Dieser  Satz  hat  D.  offenbar  sehr  imponiert. 

2)  Um  auf  eine  treffende  Bemerkung  D.s  hinzuweisen,  so  verhält  es  sich 
in  der  Tat  so,  wie  er  es  Seite  52  Anmerkung  1  hervorhebt,  daß  das  „laisser- 
aller"-Dogma,  welches  in  Deutschland  bei  der  Beurteilung  historischer  Er- 
scheinungen keine  Rolle  mehr  spielt,  außerhalb  unserer  Grenzpfähle  noch 
Anhänger  zählt.  Zu  Büchkrs  Lohnwerkstheorie  (s.  m.  Territorium  und  Stadt 
S.  321  ff.)  vgl.  D.  Seite  130,  zu  der  heftig  diskutierten  Frage  des  „Gelegen- 
heitshandels" (Ztschr.  f.  Sozialwissenschaft  1904,  S.  791  Anm.  1)  D.  S.  127. 
Der  von  D.  Seite  211  und  215  hervorgehobene  Gesichtspunkt,  daß  der  Besitz 
eines  öffentlichen  Ladens  das  wichtigste  Kennzeichen  bürgerlicher  Selbständig- 
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Allein  überall  da,  wo  er  nicht  einfach  referiert,  sondern  dazu  über- 
geht, die  Überlieferung  zu  deuten  und  Schlüsse  zu  ziehen,  kann  man 
sich  eines  Mißtrauens  nicht  erwehren.  Ich  habe  micli  hierüber  näher 
im  Literarischen  Zentralblatt  1909,  Sp.  54  ff.  ausgelassen. 

Den  Dank  der  Benutzer  des  ersten  Bandes  hätte  sich  D.  erworben, 
wenn  er  die  kritischen  Stimmen,  die  zu  den  darin  enthaltenen  Er- 
örterungen laut  geworden  sind,  verzeichnet  hätte  (vgl.  z.  B.  Lenel, 
Histor.  Ztschr.  91,  S.  43ff. ;  Davidsohn,  Forschungen  zur  Geschichte 
von  Florenz  IV,  S.  404).  Ebenso  hätte  er  nicht  unterlassen  sollen, 
die  Berichtigungen  zu  seiner  Schrift  „Deutsche  Handwerker  im  mittel- 
alterlichen Italien"  zu  notieren :  nicht  bloß  wegen  der  Berichtigung 
der  niedlichen  Lesung  „deum  poculis  non  habendo"  (vgl.  Ztschr.  f. 
Sozialwissenschaft  1904,  S.  738),  sondern  namentlich  wegen  mancher 
Interpretations fragen  (Gott.  Gel.  Anzeigen  1905,  S.  501  ff.).  —  Zu  be- 
dauern ist,  daß  D.  den  reichen  Stoff  seines  Buches  nicht  durch  ein 
Sachregister  bequemer  zugänglich  gemacht  hat.  G.  v.  Below. 


Maugis,  E.  Recherches  sur  les  transformations  du  regime  politique  et 
social  de  la  ville  d'Amiens  des  origines  de  la  commune  ä  la  fin  du 
XVI«  siecle.  Paris,  Picard,  1906,  XXVII  et  655  p.  in-S*^  (Etudes 
d'histoire  municipale,  t.  II).  —  Documents  inedits  concernant  la 
ville  et  le  siege  du  bailliage  d'Amiens,  extraits  des  registres  du  Parle- 
ment  de  Paris  et  du  Tresor  des  Chartes.  T.  l^r,  XIV«  siecle  (1296—1412). 
Amiens,  Yvert  et  Tellier;  Paris,  Picard,  1908,  V  et  496  p.  in-4" 
(Mera.  de  la  Societe  des  Antiquaires  de  Picardie.  Doc.  inedits  con- 
cernant la  Province,  t.  17«'). 

Le  nom  de  M.  Maugis  n'est  heureusement  pas  inconnu  pour  les 
lecteurs  de  la  „Vierteljahrschrift  für  Social- und  Wirtschaftsgeschichte". 
On  sait  que  depuis  un  certain  temps  dejä,  il  s'est  adonne  ä  l'histoire 
proprement  „urbaine"  d'Amiens.  Des  1898,  il  avait  public  un  „Essai 
sur  le  regime  financier  de  la  ville  du  XIV«  ä  la  fin  du  XVI«  siecle 
(,1356 — 1588')"  ^).  Ce  premier  ouvrage  a  ete  suivi  de  „Recherches  .  .  . 
sur  le  regime  politique  et  social  de  la  ville  des  origines  ä  la  fin  du 
XVI«  siecle" ;  en  outre,  comme  complement  a  ce  second  travail,  l'auteur 
a  bien  voulu  ecrire  specialement  pour  cette  revue,  on  s'en  souvient, 
un  expose  des  debuts  au  XVP  siecle  de  la  seconde  grande  Industrie 
amienoise  apres  la  draperie,  la  saietterie -).  Enfin,  il  vient  de  comple- 
ter  ces  trois  etudes  par  un  recueil  de  documents. 

Ce  dernier  tout  d'abord,  puisqu'il  forme  proprement  la  base  des 
.^Recherches"    elles   memes  ne  contient,    en  dehors   de  quelques  pieces 


keit  und  Vollwertigkeit  war,  dürfte  doch  eine  Bestätigung  der  Auffassung, 
die  ich  in  meiner  Abhandlung  über  die  Großhändler  im  Mittelalter  vertreten 
habe,  darstellen. 

1)  3Iem.  de  la  Soc.  des  Antiquaires  de  Picardie,  t.  XXXIU,  p.  133—656. 
Paris-Amiens,  1899,  8". 

2)  1897,  p.  1—115. 
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amienoises,  que  des  textes  d'origine  „nationale",  extraits  des  deux  fonds 
bien  connus  des  registres  du  Tresor  des  chartes  et  du  Parlement  de 
Paris.  Leur  epoque  est  presque  uniqueraent  le  XIV«  siecle.  Leur 
nombre  est  de  182,  formant,  en  une  serie  principale  et  un  Supplement, 
70  articles.  Les  groupes  et  les  documents  sont  toujours  precedes 
d'une  notice  mettant  en  relief  l'interet  des  actes,  renseignant  sur  leurs 
cotes  principaux,  faits  ou  personnes,  et  au  besoin  enumerant  les  pieces 
complementaires.  La  plus  grande  partie  des  textes  concerne  bien 
entendu  des  sujets  de  nature  proprement  „politique  et  sociale",  traites 
dans  les  etudes  de  l'auteur,  bien  que  quelques  actes,  en  l'espece  de 
caractere  prive,  aient  ete  donnes  en  raison  de  leur  valeur  de  principe 
pour  l'histoire  communale  d'Amieus.  Plus  specialement,  on  notera, 
comme  se  rapportant  a  des  faits  de  caractere  un  peu  mixte,  d'allure 
generale  politique,  raais  d'origine  plus  nettement  financiere  et  de  con- 
sequences  souvent  sociales,  les  deux  series  importantes  qui  concernent 
les  evenements  de  1358  et  de  1388 — 1412,  lies  eux  memes  ä  l'ensemblc 
des  troubles  urbaius  qui,  on  le  sait,  agiterent  le  nord  de  la  France  et 
la  Flaudre  a  ces  moments ;  puis  d'autres  groupes,  de  caracteres  econo- 
miques  varies,  touchent  ou  ä  des  difficultes  financieres,  que  ce  soient 
les  precedentes  ou  d'autres,  par  exemple  avec  le  pouvoir  ecclesiastique, 
ou  a  des  questions  proprement  commerciales,  les  Lombards,  le  peage 
de  Bapaumes,  des  lettres  de  represailles  de  marchands  amienois  contre 
des  etrangers,  ou  enfin  ä  des  afi'aires  proprement  sociales,  telles  qu'en 
1382  la  suppression  des  organisations  democratiques  dites  des  „raairies 
de  bannieres"  i)  et  qui  n'est  qu'un  episode  des  lüttes  dejä  citees  de 
cette  epoque.  Les  pieces  d'ordre  plutot  industriel  fönt  defaut.  A 
l'egard  de  la  forme,  un  assez  grand  nombre  d'actes  concerne  la  proce- 
dure,  relation  qu'expliquent  aisement  leur  origine  judiciaire  et  leur 
epoque.  Dans  l'ensemble,  ce  recueil,  par  le  choix  des  documents  comme 
par  la  forme  de  la  publication,  ne  merite  que  des  eloges  et  il  nous 
fournit  lieureusement  l'occasion  de  signaler  la  belle  coUection  des  „Docu- 
ments inedits  concernant  la  province  de  Picardie"  publiee  par  la 
Societe  bien  connue  des  Antiquaires  de  cette  province. 

Les  „Recherches"  elles-memes  comprennent,  en  dehors  de  quel- 
ques index  et  appendices  et  de  deux  courtes  introductions  et  conclusions, 
sept  chapitres:  l'oligarchie  bourgeoise  et  ses  transformations;  les 
metiers,  bannieres  et  confreries;  les  elections  et  le  regime  electoral; 
l'echevinage,  le  conseil  et  les  assemblees;  les  institutions  militaires;  la 
justice;  l'organisation  du  travail;  l'assistance  et  l'instruction.  Pour  la 
methode,  M.  Maqgis  s'est  efforce  de  considerer  son  sujet  local  dans  des 
conditions  suffisamment  larges :  au  sujet  des  documents,  il  a  complete, 
on  vient  de  s'en  rendre  compte,  les  textes  urbains  par  des  „nationaux", 
car  ceux-ci,  par  leur  origine  exterieure,  peuvent  corriger  ou  achever 
les  Premiers,  d'un  partieularisme  etroit  souvent  tres  suspect;  preci- 
sement,  l'interet  qui  s'attache  ä  l'histoire  d'Amiens  depasse  les  limites 
etroites   du   particulier,   car   eile   nous   offre   comme    „un  miroir  de  la 


1)  Voy.  ä   ce    sujet    saccessivement ,    Le    Regime    financier    p.    205   ss., 
liechtrches  chap.  U,  p.  60—77   et    le  liecueil,   n"  XLII,   p.  216   (18  pieces). 
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vie  de  l'ancienne  bourgeoisie  fran^aise".  „C'est  donc  moins  pour  elle- 
meme  que  nous  nous  proposons  de  I'etudier,  dit  M.  Mauöis,  que  pour 
ce  qui  la  depasse  et  s'eleve  jusqu'a  l'ordre  general"  ^). 

L'auteur,  apres  s'etre  ainsi  prepare  et  miini,  nous  decrit  dans  l'euserable 
la  decadence  de  la  vie  urbaine  au  profit  du  developpement  du  pouvoir 
central,  qui  graduellement  penetre  dans  la  ville  et  l'absorbe.  De  ces 
deux  plienomenes  inverses,  quoique  necessairement  connexes,  le  premier 
se  manifeste  tout  d'abord  dans  le  gouvernemeut  local,  oii  l'ancienne 
bourgeoisie  dirigeante,  d'origine  mercantile  et  de  caractere  erainemment 
communal,  qui  avait,  grace  a  cette  double  qualite,  fonde  et  developpe 
la  ville  et  remplissait  les  deux  organes  voisins  de  l'echevinage  et  de 
la  prevote  des  marchands  de  guede,  tout  a  la  fois  perd  son  penchant 
aux  grandes  affaires  et  abandonne  son  esprit  municipal.  Cette  dis- 
parition  de  sa  nature  initiale  a  directeinent  pour  resultat  son  remplace- 
ment  a  la  tete  de  la  cite  par  une  classe  de  „legistes"  praticiens  et 
procureurs.  Localeraent  sortis  de  l'existence  dans  la  ville  d'une  vie 
juridique  active,  due  elle-meme  ä  la  persistance  d'un  element  feodal 
notable  et  en  lüttes  continues  avec  la  commune,  ils  doivent  plus 
generalement  leur  accroisseraent  de  valeur  a  l'importance  que  prennent 
partout  ä  cette  epoque  les  relations  politiques  et  juridiques.  En  effet,  ils 
ne  remplissent  pas  seulement  le  conseil,  envaliissant  jusqu'a  l'echevinage 
meme,  mais  leur  action  s'accroit  indirectement  en  raison  de  leurs 
affinites  de  toutes  sortes  avec  les  officiers  royaux  du  bailliage,  qui 
ne  sont,  on  le  sait,  que  les  representants  d'une  monarchie  legitimee 
eile  aussi  par  des  legistes.  Cette  influence  exterieure  est  si  forte 
que,  dans  de  doubles  conditions,  norabre  de  patriciens  eux-memes 
ne  songent  plus  ou  qu'ä  entrer  dans  les  „Offices",  attires  par  la  con- 
sideration  qu'ils  entrainent  et  par  les  avantages  que  donne  la  noblesse 
qu'ils  conferent,  ou  ä  se  faire  anoblir  directement  par  le  roi,  et  que, 
d'autre  part,  le  pouvoir  va  jusqu'a  prendre  parmi  les  legistes  du 
conseil  urbain  ses  propres  representants  locaux.  D'autre  part,  ä 
l'extremite  inverse  de  la  comraunaute,  la  classe  gouvernante,  en 
s'abandonnant  elle-meme,  abandonne  le  peuple,  qui  cessant  en  somrae 
d'etre  dirige  par  ses  chefs  directs,  subit  ä  son  tour  un  double  amoin- 
drissement:  juridiquement,  il  est  exclu  de  toute  participation  a  la 
marclie  des  affaires  par  la  suppression  que  realise  l'echevinage  merae, 
ä  la  suite  des  troubles  populaires  de  1382,  de  l'organisation  moitie 
politique,  moitie  sociale  des  „mairies  de  bannieres",  et,  economique- 
ment,  par  une  consequence  de  l'apparition  de  la  grande  Industrie  sous 
la  forme  de  la  saietterie,  il  devient  une  sorte  de  plebe  famelique  et 
assez  turbulente.  Si  entre  ces  deux  classes  extremes,  la  petite  bour- 
geoisie, les  metiers,  a  une  tendance  graduelle  a  se  constituer  en 
corporations,  eile  n'y  cherche  eile  aussi  que  privileges  et  monopoles. 
En  dernier  lieu,  dans  cette  ville  desorganisee  et  qui  par  certains 
cötes  ne  songe  qu'a  s'exterioriser,  rien  n'est  plus  naturel,  plus  fatal 
presque  que  de  voir  le  pouvoir  public  s'implanter  peu  ä  peu  et,  en  meme 
temps  qu'il  n'a  aucune   peine  ä  faire   des   chefs   de  la  cite  ses  agents 
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ou  ses  obliges,  ne  perdre  aucune  occasion  de  s'emparer   de  toutes   Ics 
formes  d'autonomie  urbaine. 

Ainsi  divisee  et  attaquee,  la  ville  lutte  contre  elle-meme   ou  contre 

le  deliors.     Mais  avec  la  perte  de  l'esprit   proprement  communal,    qui 

seul  lui   aurait  conserve  la   force    necessaire   pour   mettre  personnelle- 

ment  une   fin   heureuse  a  ses  debats,   eile   resiste  bien  plutöt  par  une 

Sorte  d'habitude  inconsciente  que  par  une  veritable  energie  active  et  eile 

ne    demeure   pas   victorieuse.     Elle   s'epuise   eu   une   serie  de    conflits 

de  poi'tee   plus    ou    moins   exterieure   en    sorame,   qu'ils    finissent   par 

donner  trop  souveut  ;i  la  puissance   souveraine   l'occasion    d'intervenir 

pour  retablir  l'ordre  ou  que  directement  ils  commencent  par  la  mettre 

en    cause.     Aussi    l'histoire    urbaine,    dirait-on,    se    resume    dans    une 

succession   de   proces   en   Parlement,    de   cliacun    desquels    le    pouvoir 

local  sort    diminue    et    l'autorite    centrale    grandie.     On    le    constate 

pour    tous    les    cotes    de    l'organisme,     qu'ils     soient    constitutionnel, 

Judiciaire,   administratif,    et   ä  cet   egard  pour  l'armee,   l'assistance   ou 

l'instruction,  ou  enfin  social.    Composee  raaintenant  d'une  juxtaposition 

d'individualismes,    d'un   rassemblement  d'egoisraes,    delaissee    par    des 

chefs  qui,  oublieux  de  leurs  devoirs,  ne  visent  que  leurs  avantages  per- 

sonnels,  le  centre  urbain  se  „desurbanise",  parce  que  la  chicane  et   le 

fonctionnarisme   sont  devenus   les   seuls  mobiles   de   ses   membres.     A 

l'ancienne  activite  economique  locale  et  libre  a  succede  une  une  Justice 

proceduriere    d'origine    et    de   fin    exterieures:    le    marche    communal 

a  ete  remplace  par  un  pretoire  public.     Bref,  la   communaute  n'existe 

plus  que  de  nom   et  ses  institutions  sont  reduites  a  des  tbrmes  vides. 

Pour   decrire   ce   qui   constitue   en  somme   la  crise   du  passage  de 

l'economie   urbaine   a  l'economie   nationale,   l'auteur   s'est  livre  ä   un 

travail  de  preparation  assurement  peu  commun.     Le  depouillement  de 

plus   de  1300  registres   du  Tresor  des  Chartes   et  du  Parlement,  saus 

oublier  les  Archives  locales,  represente  un  labeur  qui  paraitra  vraiment 

admirable  pour  quiconque  connait  tant  soit  peu  les  premieres   sources 

et  si  l'on  songe  surtout  qu'en  raison  peut  etre  d'une  sorte   de   crainte 

qu'imposait  la  besogne  ä  accomplir,  rien  n'avait  ete  fait  encore   de  ce 

cote.   Mais  11  fallait  avoir  le  coui'age  veritable  d'executer  ces  recherches 

pour   etudier    completeraent   une    epoque    presque    inconnue   jusque-lä 

au    moins   dans  l'histoire   urbaine.     La  decadence  des  villes  n'a  guere 

en  effet  ete  abordee  dejä:  ni)n  seulement  eile  ne  forme  plus  en  soi  la 

partie  originale  ni  brillante  de    cet    element    de    l'histoire,    mais   ä  ce 

moment    au   contraire   le   pouvoir    central    grandissant   attire   tous   les 

efForts  de  l'erudition.     Mais  precisement  son  developpement  ne   saurait 

se  comprendre   entierement  sans   la   connaissance   des    organismes    en 

decheance  aux  depens  desquels  il  s'eleve.    Ces  recherches  approfondies, 

l'auteur  les  a  utilisees  avec  un  soin  non  moins  acheve  et  on  doit  lui 

savoir  un  gre  particulier  de  ce  qu'il  nous  a  apporte  sur  cette  terre  mal 

defrichee    de  l'histoire  des   connaissances   certainement  interessantes  et 

originales  dans  leur  ensemble. 

On  ne  sera  cependant  pas  sans  remarquer  le  pessimisme  extreme 
dont  le  travail  est  empreint.  M.  Maugis  ne  voit  partout  que  mal  et 
que  desordre,   en  un  mot  que   desagregation   et   a  un  degre  tellement 
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prononce  qiie  l'on  se  demande  s'il  n'exagere  pas  cette  decheance 
ou  s'il  n'oublie  pas  certains  cotes  moins  sombres.  On  peut  evidemment 
regretter  que  la  centralisation,  car  il  ne  s'agit  pas  au  fond  d'autre 
cbose,  ait  fini  par  se  developper  dans  des  conditions  abusives  en  France, 
qu'elles  qu'en  aient  ete  les  causes  veritables,  centrales  ou  locales,  abus 
de  pouvoir  ou  rnanque  de  resistance  ou  les  deux  motifs  ä  la  fois. 
Mais  la  persistance  de  l'economie  urbaine,  que  I'auteur  parait  regarder 
comme  une  sorte  „d'äge  d'or"^),  n'etait  eu  tout  cas  pas  possible,  au 
moins  sous  sa  forme  primitive  et  sa  disparition  ne  pouvait  qu'entrainer 
certaines  crises  inevitables.  Cependant,  ä  cette  epoque,  on  ne  saurait 
ni  oublier  que  la  centralisation  commengante  n'avait  encore  rien 
d'excessif  et  qu'elle  donnait  a  la  France  d'alors  une  singuliere  puissance, 
ni  admettre  que  par  eile  la  ville  eut  deja  perdu  tonte  force:  la 
naissance  et  le  developpement  de  la  saietterie  sont  des  preuves 
süffisantes  du  contraire.  Le  mode  d'appreciation  de  M.  Maugis,  au  moins 
assez  discutable.  tient  peut  etre  a  une  tendance  tres  accusee  ä  ne 
considerer  les  evenements,  en  raison  du  caractere  de  la  plupart  des 
documents  qu'il  a  etudies,  que  par  le  detail  processif.  11  se  trouve 
ainsi  amene  trop  souvent  a  ne  voir  dans  les  faits  que  des  cotes 
reellement  minutieux  et  moralement  peu  recommandables,  mais  qui 
ne  sont  sans  doute  pas  les  seuls  que  presente  l'histoire  d'Amiens,  au 
dessus  desquels  il  eut  fallu  savoir  s'elever,  et  dont  la  suppression 
relative  n'aurait  pu  que  servir,  croyons  nous,  a  la  forme  generale  du 
travail  en  l'abregeant,  comme,  pour  le  fond,  eile  aurait  permis  ä  I'auteur 
de  porter  sur  les  transformations  necessaires  de  la  ville  un  jugement 
empreint   d'un   optimisme   plus  accuse  et  peut-etre  plus  equitable. 

Georges  Espinas. 


Mayer,  Melchior,  Dr.  phil.,  Die  Lebens mittelpolitik  der 
Reichsstadt  Schlettstadt  bis  zum  Beginn  der  franzö- 
sischen Herrschaft.  Gr.  8'\VIIund  161  Seiten.  Freiburg  i.  B. 
1907.  C.  Troemers  Universitätsbuchhandlung  (Ernst  Harms.)  Preis: 
Geh.  2,50  Mk. 

Vorliegende,  aus  der  Schule  Georg  v.  Belows  hervorgegangene  Frei- 
burger Inauguraldissertation  ist  als  eine  wertvolle  Bereicherung  der  landes- 
geschichtlichen, sozial-  und  wirtschaftshistorischen  Literatur  mit  Dank 
willkommen  zu  heißen.  An  der  Hand  der  von  Joseph  Geny  heraus- 
gegebenen Schlettstadter  Stadtrechte  und  anderen  reichen  Materials 
bietet  uns  Verfasser  eine  anschauliche,  zusammenfassende  Darstellung 
der  Grundsätze  und  der  Ausübung  der  Nahrungsmittelpolitik  Schlett- 
stadts.  Bisher  lag  noch  keine  derartige  Arbeit  vor,  die  ein  Bild  der 
gesamten  städtischen  Lebensmittelpolizei  jener  einstigen  freien  Reichs- 
stadt entworfen  und  daran  die  mittelalterliche  Lebensmittelpolitik  und 
auch    die    der   neueren  Zeit   bis   zum  Beginn   der   französischen  Herr- 
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scliaft  illustriert  hat.  Der  Lösung  seiner  speziellen  Aufgabe  schickt 
Verfasser  im  ersten  Teil  (Seite  2 — 48)  einen  guten  Überblick  über  den 
Ursprung  und  die  historische  Entwicklung  Schlettstadts  voraus,  die  be- 
zweckt, uns  in  das  Leben  dieses  städtischen  Gemeinwesens  einzuführen. 
Wir  erfahren  hier  u.  a.  näheres  über  die  karolingische  Epoche,  die 
Befestigung  Schlettstadts  durch  Wolf  heim,  die  Erhebung  zur  Stadt, 
die  verschiedenen  kaiserlichen  Privilegien,  die  Zollstreitigkeiten  mit  dem 
Kloster  St.  Fides,  das  Schultheißenamt,  den  städtischen  Rat  und  die 
Zunftverfassung,  ferner  über  die  allgemeinen  Einrichtungen,  wie  den 
Ladhof,  das  Kaufhaus  und  die  Märkte  (Jahr-  und  Wochenmärkte). 
Der  zweite  Teil  (Seite  49 — 161)  behandelt  dann  des  näheren  die  ein- 
zelnen Lebensmittelgewerbe:  Getreidehandel,  die  Mühlen  und  das  Müller- 
handwerk, das  Bäcker-  und  Metzgergewerbe,  den  Fisch-,  Salz-  und 
Weinhandel,  das  Bierbrauereigewerbe,  die  Krämer  und  die  Grempen. 
Das  auf  Seite  I — VII  vorangeschickte,  bis  ins  kleinste  Detail  ausge- 
arbeitete ausführliche  Inhaltsverzeichnis  erleichtert  die  Benutzung  der 
wohlgelungenen  und  erfreulichen  wirtschaftsgeschichtlichen  Studie 
wesentlich.  — 

Metz.  Dr.  K.  v.  I-u^^uffüngen. 


I.  Henei  See,  Les  dasses  rurales  en  Bretagne  die  XVI"  siede  ä  la 
Revolution;  Paris,  Giard  et  Briere,  1907,  in-8'',  XXI-544  pages.  — 
IL  Jean  Choleau,  Condition  actiielle  des  serviteurs  ruraux  bretons^ 
doinestiques  ä  gages  et  jonrnaliers  agricoles ;  Paris,  H.  Champion,  et 
Vannes,  Lafolye,  1907,  in-8'',  199  pages. 

I.  Poursuivant  les  etudes  dont  il  avait  naguere  public  les  resultats 
en  ce  qui  concerne  le  moyen-äge,  M.  Henri  See  essaye  maintenant 
de  reconstituer  l'histoire  de  la  condition  juridique  et  economique  des 
paysaus  bretons  depuis  le  XVI**  siecle  jusqu'a  la  Revolution.  II  s'est 
livre  pour  cela  ä  des  recherches  considerables  tant  aux  Archives  Natio- 
nales que  dans  les  archives  des  cinq  departements  de  la  Bretagne;  les 
dossiers  de  l'Intendance  et  des  Etats  lui  ont  permis  de  voir  ä  l'oeuvre 
le  pouvoir  royal  et  les  administrations  provinciales  dans  leurs  efforts 
pour  proteger  et  developper  l'agriculture ;  a  l'aide  des  papiers  seig- 
neuriaux,  peu  explores  jusqu'a  present,  il  a  pü  entrer  dans  le  detail  de 
l'administration  des  grandes  proprietes  foncieres  et  saisir  sur  le  vif  le 
fonctionnemeut  de  la  puissance  feodale.  Des  travaux  deja  publies, 
notamment  dans  les  recueils  des  societes  savantes  de  la  region,  il  a 
tire  le  raeilleur  parti,  niais  la  Bretagne  est  peut-etre  la  province  pour' 
laquelle  on  possede  le  moins  de  monographies  de  seigneuries  ou  de 
communes,  et,  dans  le  petit  nombre  de  celles  qui  ont  paru,  il  n'en  est 
presque  aucune  dont  l'auteur  ait  envisage  le  point  de  vue  economique 
et  social.  M.  See  n'ignore  pas  non  plus  les  travaux  publies  sur  d'autres 
regions  de  la  France  et,  par  de  frequentes  comparaisons,  il  met  bien 
en  lumiere  les  causes  pour  lesquelles,  ä  une  meme  epoque,  la  con- 
dition des  campagnes  et  des  paysans  est,  a  chacun  des  points  de  vue 
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qu'il  envisage  successivemciit,  plus  miserable  oii  plus  florissaute  eu 
Bretagne  qu'en  d'autres  provinces. 

Resumous  maiutenant  brieveraent  chacune  des  sept  parties  entre 
lesquelles  se  divise  le  volume.  La  condlUon  personnelle  des  paysans 
est  partout  la  franchise,  et  eela  depuis  le  raoyen-äge,  mais  il  semble 
que  certains  raodes  de  tenure,  usites  surtout  en  Basse-Bretagne ,  le 
domaine  congeable  et  la  quevaise,  soient  d'origine  servile  et  derivent 
de  la  maiumorte.  En  ce  qui  touclie  Vorganisation  de  la  jjropriete  fon- 
ciere,  il  Importe  d'observer  en  premier  lieu  que  la  propriete  allodlale, 
pleinement  autonome,  exempte  de  toute  rente  ou  redevance  seigneuriale, 
n'existe  pas  en  Bretagne,  et  que  les  charges  d'une  tenure  sont  deter- 
minees  non  par  la  ({ualite  de  son  possesseur,  mais  par  la  eondition 
originelle  de  cette  tenure.  Au  point  de  vue  de  la  repartition  du  sol, 
M.  See  remarque  que  la  propriete  bourgeoise  est  moins  considerable 
ici  qu'ailleurs,  sans  doute  en  raison  du  petit  nombre  des  villes  et  de 
leur  peu  d'activite  economique.  La  plupart  des  paysans  sont  proprie- 
taires,  mais  le  plus  graud  nombre  d'entre  eux  possedent  des  terres 
fort  petites  (la  moitie,  semble-t-il,  des  proprietes  paysannes  n'excedent 
pas  un  ou  deux  liectares),  qui  ne  snffisent  pas  ä  leur  entreticn,  et 
ils  sont  en  merae  temps  fermiers,  metayers  ou  journaliers.  Quant  a 
la  propriete  seigneuriale,  eile  est  elle-meme  des  plus  morcelee,  et, 
raalgre  la  tendance,  tres  marquee  depuis  le  XVI*^  siecle,  a  sa  concen- 
tration,  il  y  a  encore  au  XVIIIß  siecle  un  grand  nombre  de  petites 
seigneuries,  dont  les  possesseurs  sont  souvent  pauvres;  on  doit  y 
distinguer  le  domaine  proche,  exploite  en  regle  ou  aff'erme  par  le 
seigneur,  et  la  directe  seigneuriale,  les  mouvances,  qui  appartiennent 
reellement  ä  des  tenanciers  nobles  ou  roturiers,  mais  a  cbarge  de 
redevances  feodales. 

Le  regime  seigneurial  pese  infiniment  moins  sur  les  tenanciers  que 
sur  la  terre,  car  les  redevances  personnelles  ont  a  peu  pres  completement 
disparu;  les  rentes  seigneuriales  ne  sont  generalement  pas  tres  lourdes, 
mais,  etant  donnee  l'augmentation  du  pi'ix  de  la  vie,  elles  le  devien- 
nent  quand  elles  sont  payables  en  grains ;  et  sans  parier  des  exactions 
trop  frequentes  des  officiers  seigneuriaux,  la  solidarite  qui,  bien  sou- 
vent, rend  responsables  du  paiement  des  rentes  tous  les  tenanciers 
d'un  raeme  lief,  cause  parfois  la  ruine  de  quelques-uns.  Les  aveux 
donnent  lieu  ä  des  contestations  frequentes  et  l'on  se  plaint  generale- 
ment des  frais  qu'ils  occasionneut,  surtout  quand  ils  sont  „impunis", 
c'est-ä-dire  quand  le  tenancier  y  a  commis  des  erreurs  ou  des  omis- 
sions.  Les  droits  de  gite  et  de  guet  et  les  corvees,  transformes  en 
redevances  pecuniaires,  sont  des  cliarges  assez  legeres,  mais,  sous  le 
pretexte  de  corvees  extraordinaires ,  les  seigneurs  et  surtout  leurs 
officiers  tendent  souvent,  depuis  le  second  quart  du  XVIIP  siecle,  ;i 
faire  executer  arbitrairement  par  les  paysans  des  travaux  de  construc- 
tion  ou  de  reparation  aux  cbäteaux  et  aux  moulins.  La  justice  „n'est 
qu'une  forme  de  l'exploitation  seigneuriale,  une  source  de  profits  et  le 
principal  Instrument  de  l'autorite  seigneuriale" ;  pour  en  decrire  le 
fonctionuement,  M.  See  n'a  qu'a  resumcr  Texcellent  livre  de  M.  Andre 
GiFFAED.    La  banalite  des  fours  n'existe  a  peu  pres  pas  en  Bretagne, 
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mais  Celle  des  moulins,  deja  fort  dure,  le  devieut  encore  davantage 
au  XVIU"  siecle  avec  Faugmentation  du  prix  des  loyers.  Le  pouvoir 
royal  tente  de  reduire  et  de  reglementer  les  peages  pour  l'entretien 
des  cliemins  et  des  bacs  et  les  droits  de  foires  et  de  marches,  ou  du 
moins  de  contraindi-e  les  seigneurs  qui  eu  profitent  k  racquittement 
des  charges  correspondantes,  mais  il  n'y  reussit  qu'assez  imparfaite- 
ment.  A  tous  ces  droits  qui  grevent  les  paysans,  au  monopole  de  la 
chasse,  de  la  peche,  des  colombiers,  aux  devoirs  divers  imposes  aux 
nouveaux  maries,  s'ajoute  la  dime,  dont  le  taux,  assez  variable,  est 
ccpendaut  generalement  fixe  a  la  onzieme,  douzieme  ou  treizieme  gerbe. 
Observons,  en  passant,  que  la  dime  ne  nous  semble  pas  devoir  etre 
consideree,  ainsi  que  le  fait  M.  See,  comme  uue  forme  de  l'exploitation 
seigneuriale.  Tous  ces  Services,  toutes  ces  redevances,  dout  M.  See 
etudie  avec  le  plus  grand  soin  l'assiette,  le  recouvrement  et  l'inlluence 
sur  la  conditio!!  des  classes  rurales,  se  sont  sensiblemeut  attenues 
depuis  le  moyen-äge,  mais  leur  !node  de  perception  les  rend  vexa- 
toii-es,  et  quand  au  XVIII®  siecle,  apres  une  periode  de  decadence,  on 
se  preoccupe  d'ameliorer  l'administration  seigneuriale  et  de  faire  reutrer 
plus  exactement  les  redevances,  quand,  pour  mettre  en  valeur  les  terri- 
toires  inculte,  on  miiltiplie  les  aüeagements  et  que  l'on  reduit,  par  le 
fait  meme,  les  espaces  abandonnes  a  la  jouissance  commune,  le  mecon- 
tentement  est  general;  il  ne  semble  pas  toutefois  que  les  seigneurs 
bretons  aient  tente,  comnie  on  le  fit  ailleui's,  d'extorquer  a  l'aide  des 
aveux  l'etablissement  de  droits  nouveaux. 

Vient  ensuite  l'etude  des  divers  modes  de  location  des  terres  et 
de  la  tnain  d'oeuvre  mjricole:  description  des  Clements  constitutifs  d'une 
exploitation  rurale;  usages  suivis  dans  la  teneur  des  baux;  loyers  en 
especes  et  loyers  en  nature  ou  en  corvees;  metayage;  baux  „ä  detroit", 
dans  lesquels  le  !uetayer  paye  au  proprietaire  la  moitie  des  grains  et 
uue  „petite  ferme",  somme  d'argent  representant  la  moitie  des  fruits, 
des  chanvres  et  des  bestiaux;  cheptel;  domaine  congeable,  mode  de 
tenure  d'apres  lequel  le  seigneur  foncier,  proprietaire  du  fonds,  peut 
evincer  tous  les  neuf  ans  par  le  congement,  et  moyenuant  indemnite, 
le  domanier,  qui  est  proprietaire  des  edifices  et  superfices;  complant, 
qui  fait  du  tenancier  une  sorte  de  fermier  perpetiiel.  proprietaire  seule- 
ment  du  plant  de  vigne,  Pour  ne  rieu  oublier  des  charges  que  doit 
acquitter  le  paysan,  il  faut  encore  tenir  compte  des  progres  de  lu  fis- 
calite  royale,  et  c'est  ce  que  fait  M.  See  dans  la  cinquieme  ])artie  de 
son  livi-e:  au  für  et  ä  mesure  du  developpement  de  l'administration 
centrale,  les  besoins  de  l'Etat  s'accroissent,  et  il  faut,-  pour  y  satis- 
faire,  creer  des  impots  (fouages,  capitation,  vingtiemes,  droits  d'en- 
registrement,  franc-fief,  taxes  sur  les  boissons);  l'organisation  des 
armees  permanentes  et  la  multiplicite  des  guerres  entraine  la  conscrip- 
tion  des  railiciens  et,  ä  l'aide  de  la  coi'vee,  on  construit  et  on  entre- 
tient  le  nouveau  reseau  des  grandes  routes.  Par  un  vice  d'organi- 
sation,  tout  le  poids  de  ces  impots,  de  ces  milices,  de  ces  corvees 
tombe  sur  les  paysans,  et  panni  les  paysans  sur  les  plus  pauvres. 
L'exploitation  agricole  est,  jusqu'au  milieu  du  XVIII''  siecle,  tout-a-fait 
defectueuse,    et   les   progres   accomplis   sous   l'influence   de   la   Societe 
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cl'agriculture ,  fondee  des  1757,  ne  proütent  gnere  aux  petits  culti- 
vateurs;  saus  doute  le  sol  breton  est  ingrat,  mais  cela  ne  suifit  pas 
pour  expliquer  la  gi-ande  etendue  des  terres  incultes  (plus  de  la  moitie 
de  la  superficie  de  la  province) ;  il  faut  aussi  tenir  compte  de  la  pre- 
ference  des  paysans  pour  les  landes  servant  au  päturage  commun, 
du  taux  excessif  des  rentes  exigees  par  les  seigneurs  pour  les  affeage- 
ments,  de  l'insuffisance  de  la  population,  de  l'absence  de  chemins  ruraux, 
de  la  dispersiou  des  babitations,  de  la  mediocrite  de  l'outillage,  de 
l'absence  de  furnier  et  d'engrais.  Les  dessechements  et  les  irrigations 
ne  sont  qu'a  peine  pratiques,  et  par  de  grands  proprietaires ;  les  prai- 
ries  artificielles  u'existent  qu'exceptionnellement  et  l'elevage  est  fort 
eloigne  d'etre  aussi  prospere  que  le  permettrait  la  nature  du  pays. 
Plus  florissantes  sont  les  Industries  rurales,  particulierement  celle  de 
la  toile. 

Quant  a  la  vie  materielle  et  inorale  des  paysans,  eile  est  peu  con- 
fortable  et,  par  suite  des  conditions  precaires  de  leur  existence,  les 
liabitants  des  campagnes  sont  exposes  ä  une  misere  affreuse  des  qu'eelate 
une  crise  politique  ou  economique. 

Toutes  les  parties  de  cet  ouvrage  ne  sont  pas  egalement  neuves; 
toutes  ne  sont  pas  egalement  approfondies,  mais  nous  ne  devons  pas 
oublier  que  les  documents  d'archives  sont  assez  pauvres  en  renseigne- 
ments  sur  la  propriete  paysanne  ou  sur  la  condition  des  journaliers 
agricoles,  par  exemple.  En  ce  qui  toucbe  l'organisation  du  regime 
seigneurial,  les  modes  de  location,  l'exploitation  des  domaines  ruraux, 
les  methodes  de  culture  et  l'economie  agricole  en  general,  M.  See 
a  fait  Oeuvre  entierement  nouvelle;  ä  l'aide  de  documents  inutilises 
jusqu'a  present  et  tres  judicieusement  employes  par  lui,  il  met  en 
lumiere  tous  ces  points  avec  une  methode  et  une  clarte  que  l'on  ne 
saurait  trop  louer,  et  l'on  peut  dire,  en  tonte  verite,  que  son  livre 
presente  un  tableau  tres  complet,  tres  exact  et  tres  suggestif  de  la  vie 
rurale  de  la  Bretagne  sous  l'Ancien  regime. 

II.  Issu  d'une  famille  agricole,  mele  chaque  jour  par  ses  affaires 
aux  paysans  de  toutes  les  conditions,  forme  en  outre  aux  methodes 
d'observation  mises  en  bonneur  par  l'ecole  de  Le  Play,  M.  Jean  Choleau 
etait  bien  place  pour  se  livrer  a  une  enquete  intelligente  et  complete 
sur  la  condition  des  serviteurs  ruraux  de  la  Bretagne.  A  l'aide  de  ren- 
seignements  recueillis  par  lui  personnellement  ou  avec  le  conconrs  de 
correspondants,  renseignements  contröles  avec  soin,  ä  l'aide  aussi  des 
statistiques  officielles  publiees  depuis  un  peu  plus  d'un  demi-siecle,  il 
a  reuni  une  foule  d'indications  tres  precieuses  et  tres  precises  sur  la 
Situation  des  domestiques  a  gages  et  des  journaliers  ruraux:  contrats 
de  travail  (foires,  louees,  bureaux  de  placement,  arrhes),  date  initiale 
et  duree  de  ces  contrats,  salaires  a  l'annee,  au  mois,  a  la  journee  et 
ä  la  täclie,  lougueur  des  journees  de  travail,  logement  et  nourriture  a 
la  ferme  et  hors  de  la  ferme,  religion  et  moraiite,  rapports  avec  les 
patrons.  L'auteur  distingue  toujours  soigneusement  les  regions,  les 
Saisons,  les  cultures  et  les  travaux  pour  lesquels  sont  gages  domes- 
tiques et  journaliers,  mais  partout  il  constate  une  diminution  plus  ou 
moins  grande  (moindre  cependant  que  dans  le  reste  de  la  France)  de 
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la  populatiou  agricole  et  une  hausse  tres  sensible  des  salaires,  Hausse 
moins  accentuee  qu'ailleurs,  mais  atteignaiit  encore  de  30  a  50  'V''  depuis 
dix  ans.  Ces  phenomenes  s'expliquent  en  partie  par  l'etnigration  des  pay- 
sans  bretons,  dont  beaucoup  vont  travailler  pour  la  recolte  des  pomraes 
de  terre,  le  binage  des  betteraves  et  la  moisson  chez  des  cultivateurs 
de  Jersey,  de  Normandie,  de  Beauce  et  de  la  region  parisienne;  l'en- 
quete  de  M.  Choleaü  s'appliquc  aussi  a  ces  einigrants,  sur  les  condi- 
tions  desquels  eile  nous  founiit  de  nombreux  et  interessants  renseigne- 
ments.  Plus  faibles  sont  les  chapitres  consacres  ä  la  transformation 
de  la  propriete  et  k  l'enseignement  agricole;  des  tlieories  plus  ou 
moins  justifiees  y  sont  exposees,  l'absence  de  toute  etude  statistique 
ne  permet  d'admettre  qu'avec  reserve  certaines  afürmations  de  l'au- 
teur  relativement  a  l'accroissement  de  la  grande  propriete,  et  ce  qu'il 
dit  de  l'enseigneraent  agricole  est  vraiment  trop  incomplet  et  trop 
superficiel;  mais  nous  ne  devons  pas  oublier  que  ces  matieres  ne 
rcntraient  pas,  a  proprement  parier,  daus  l'etude  qu'il  s'etait  proposee. 

Rennes.  Andre  Lesort. 


Die  Entwicklung   der   deutschen  Volkswirtschaft  im 
1 9.  J  a  h  r  h  u  n  d  e  r  t.    G.  Schmoller  zur  70.  Wiederkehr  seines  Ge- 
burtstages,  24.  Juui   1908,    dargebracht.     2  Bände.     Leipzig   1908, 
Duncker  u.  Humblot. 
Festschrift  zu  G.  Schmollers  70.  Geburtstag :  Beiträge  z  u r  b  r  a n  d e n- 
burgischen   und   preußischen    Geschichte,    herausgegeben 
vom  Verein  für  Geschichte  der  Mark  Brandenburg.     Ebenda. 
Grundrisse  undBausteinezur  Staats-  undzur  Geschichts- 
lehre,  zusammengetragen   zu  den  Ehren  G.  Schmollers  und  zum 
Gedächtnis  des  24.  Juni  1908,  seines  70.  Geburtstages.    Berlin  1908, 
G.  Bondi. 
Wir   fassen   hier   in  einem  Referat  die  Samraelschriften  zusammen, 
die  zu  Schmollers  70.  Geburtstag  erschienen  sind.     Wie  es  bei  einer 
so  großen  Zahl  von  Abhandlungen  nicht  anders  möglich  ist,  haben  die 
einzelnen  Beiträge   ungleichen  Wert.     Im   ganzen   aber   wird  man  be- 
haupten  dürfen,    daß  diese  Festschriften  des  Trefflichen  und  Vortreff- 
lichen viel  bieten.    Die  umfangreichste  Sammelschrift  ist  offenbar  nach 
dem    Muster    der    Kuno    Fischer-Festschrift    angelegt.      Sie    will    die 
leitenden  Ideen,  welche  die  deutsche  Volkswirtschaftslehre  im  19.  Jahr- 
hundert beherrscht  haben,    die  Probleme,   welche  sie  sich  gestellt  hat, 
die   Methoden,   deren   sie   sii-h   bediente,   schildern.     Selbstverständlich 
ist   die  Sammelschrift   nicht   so   aufzufassen,   als  ob  es  ihr  Zweck  sei. 
Schmollers   Arbeiten    als   scliönste  Blüte   der   Studien   des   19.  Jahr- 
hunderts hinzustellen.     Es  ist  dies  schon  deshalb  ausgeschlossen,   weil 
seine  Auffassung  aus  den  Reihen  der  Mitarbeiter  (die  keineswegs  sämtlich 
Schüler   von   ilim  sind)   teilweise  bekämpft  worden  ist.     Aber  es  Avird 
uns   überdies   in   dem  Vorwort   ausdrücklich   gesagt,   Schmoller  habe 
nur   „einen   wesentlichen  Anteil"    an    der   Entwicklung    der    national- 
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ökonomischen  Wissenschaft.  Welcher  Umfang  seinem  Anteil  zuzu- 
erkennen ist,  das  ist  eine  vielerörterte  Frage.  Wir  wollen  sogleich 
hier  bemerken,  daß  schon  die  Beiträge  des  vorliegenden  Werkes,  deren 
Verfasser  Sohmoller  durchaus  mit  Wohlwollen  gegenüberstehen,  seineu 
Anteil  nicht  als  einen  sonderlich  großen  erscheinen  lassen.  Und  er 
ist  von  ihnen  bezw.  von  einigen  unter 'ihnen  zweifellos  noch  zu  groß 
bemessen. 

Schmoller  gehört  zu  den  interessantesten  Erscheinungen  der  Uni- 
versitätsgeschichte. Er  ist  nicht  bloß  mit  staatlichen  Auszeichnungen, 
sondern  auch  mit  akademischen  Ehren  verschwenderisch  überhäuft 
worden.  Nie  in  der  Weltgeschichte  hat  wohl  jemand  so  viel  akade- 
mische Ehren  auf  sich  vereinigt,  der  über  so  wenig  spezifisch  wissen- 
schaftliche Ausbildung  verfügte  wie  Schmoller.  Er  wird  als  Historiker 
unter  den  Nationalökonoraen  gerühmt.  Aber  seine  historische  Bildung 
erhält  dadurch  ihre  Cliarakteristik,  daß  er  uns  den  Elorentiner  Historiker 
Villani  als  „hochmütigen  fi'anzösischen  Chronisten  Vilain"  vorführt. 
Eis  ist  dies  nicht  etwa  ein  lapsus  calami,  sondern  nicht  weniger  als 
dreimal  und  auch  noch,  nachdem  ihm  die  Kritik  eine  sanfte  Erinnerung 
gegeben,  macht  er  uns  dasselbe  Vergnügen.  Die  Fälligkeit,  einen  Be- 
weis im  strengen  wissenschaftlichen  Sinne  zu  führen,  besitzt  er  nicht. 
Wenn  er  einmal  einen  ausführlicheren  Beweis  zu  geben  versucht,  so 
entsteht  regelmäßig  etwas  Fürchterliches.  Sein  „historischer  Stand- 
punkt" ist  sehr  unklar.  Schmoller  gilt  auch  als  Philosoph ;  aber  wie 
unglaublich  kindliche  Dinge  er  als  solcher  zu  produzieren  weiß,  das 
haben  wir  ja  vor  nicht  langer  Zeit  in  dieser  Zeitschrift,  Jahrgang  1907, 
Seite  481  ff.  i),  darzulegen  Veranlassung  gehabt.  Als  Nationalökonom 
hat  er  wenigstens  eine  unbestreitbare  Position.  Indessen,  wann  hat  er 
eine  nationalökonomische  Arbeit  geliefert,  die  den  Eindruck  einer  ganz 
strengen  Gedankenentwicklung  oder  etwa  einer  sich  nie  genugtuenden 
und  bis  zum  letzten  Winkel  aufs  sauberste  durchgeführten  Materialien- 
sammlung und  -Verarbeitung  gewährte?  Wir  beurteilen  seine  national- 
ökonomischen Leistungen  selbstverständlich  nicht  nach  seiner  „All- 
gemeinen Volkswirtschaftslehre",  die  ein  ganz  wackeliges  Gebäude  ist. 
Aber  wer  könnte  irgendeine  Arbeit  von  ihm  nennen,  die  jene  Voraus- 
setzungen erfüllt?  Addiert  man  alle  literarischen  Leistungen  Schmollers, 
so  erhält  man  das  Bild  eines  sehr  tätigen  Mannes,  der  manches  fertig- 
gebracht hat;  man  nimmt  jedoch  ganz  und  gar  nicht  eine  solche 
wissenschaftliche  Kapazität  wahr,  die  jene  Häufung  der  akademischen 
Ehren  verdient  hätte.  Als  Akademiemitglied  kann  man  sich  Sohmoller 
doch  wesentlich  nur  so  denken,  daß  man  ihn  etwa  einem  Rat  aus  dem 
Ministerium   vergleicht,    der  —  ganz   mit  Recht  —  dazu  kreiert  wird, 


1)  Daselbst  und  ferner  im  Jahrgang-  1904  der  Zeitschrift  für  Sozial- 
wisseuschaft  habe  ich  eine  nähere  Charakteristik  der  wissenschaftlichen  Stel- 
lung Schmolleks  gegeben.  Vgl.  ferner  unsere  Zeitschrift  1905,  S.  142  ff., 
Gört.  Gel.  Anz.  1907,  S.  398  f.,  Histor.  Ztschr.  91,  S.  482  f.  und  94,  S.  116  ff., 
sowie  meine  Schrift:  „Die  Verwaltung  des  Maß-  und  Gewichtswesens  im 
Mittelalter"  (189:5). 
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weil  er   sieli   durch   organisatorische   Tätigkeit   und   finanzielle  Bereit- 
willigkeit auszeichnet. 

Das  spezielle  Interesse,  das  sich  an  die  Person  Schmollers  knüpft, 
liegt  nun  eben  in  dem  merkwürdigen  Mißverhältnis,  das  zwisclien 
seinen  wissenschaftlichen  Leistungen  und  der  Häufung  seiner  akade- 
mischen Ehren  besteht.  Wie  läßt  sich  diese  erklären?  Hier  haben 
wir  zunächst  seiner  sozialpolitischen  und  wirtschaftspolitischen  Tätigkeit 
zu  gedenken.  Er  trat  zeitig  für  eine  Richtung  ein,  die  nachher  den 
Sieg  erlangte!  So  gewann  er  die  Stellung  eines  Hauptes  und  Führers. 
Dabei  kam  ihm  seine  kluge  Unbestimmtheit  bei  gleichzeitigem  Eifer 
in  allgemein  gehaltenen  Forderungen  zu  statten.  Kaum  jemals  hat  er 
sich  für  etwas  ganz  bestimmtes  einzelnes  festgelegt.  Tat  er  es  aus- 
nahmsweise einmal,  so  zeigte  er  eine  nicht  glückliche  x\rt  (vgl.  Wäntig 
in  der  unten  anzuführenden  Abhandlung  S.  69).  Aber  er  hat  es  eben 
in  der  Regel  mit  der  ihm  eigenen  hohen  praktischen  Begabung  ver- 
mieden, sich  irgendwie  zu  exponieren  (vgl.  Ztschr.  für  Sozialwissen- 
schaft 1904,  S.  802),  und  dadurch  ist  es  bev/irkt  W'Orden,  daß  er  eine 
gewaltige  Gemeinde  um  sich  schart,  weil  die  Anhänger  recht  ver- 
schiedener Standpunkte  in  ihm  ihren  Vertreter  sehen  zu  können  glau- 
ben, weil  das,  was  er  sagt,  dem  rechten  Flügel  ebenso  wie  dem  linken 
willkommen  zu  sein  scheint.  Der  Ruf,  den  er  sich  innerhalb  der  Ge- 
schichtswissenschaft erworben  hat,  ist  ähnlichen  Ursprungs.  Er  hat 
gegen  politische  und  nationalokouomische  Vorurteile,  die  sieb  in  der 
historischen  Literatur  fanden,  zäh  und  ausdauernd  gekämpft.  Und  die 
sehr  verbreitete  ältere  liberale,  mauchesterliche  Auffassung  der  histo- 
rischen Erscheinungen  war  so  oberflächlich,  daß  auch  ein  Autor  ohne 
spezifisch  wissenschaftliche  Ausbildung  wie  Schmoller  ihr  schon  einen 
recht  erfolgreichen  Stoß  versetzen  konnte.  Es  hatten  ihm  überdies 
wirkliche  Forscher  wie  Perthes,  Ranke,  Droysen,  B.  Hildebrand, 
(JiERKE  usw.  vorgearbeitet,  den  Weg  gewiesen.  Er  In-auchte  die  ein- 
mal gewiesene  Straße  nur  weiterzuverfolgeu.  Aber  das  zähe  Ein- 
treten für  gewisse  Anschauungen  —  für  die  er  einen  wissenschaftlichen 
Beweis  nicht  erbracht  hat,  nach  seiner  Eigenart  nicht  zu  erl)ringen 
vermag  —  er  trug  beachtensw^erte  Gesichtspunkte  vor,  lieferte  aber 
keine  Beweisführung  —  verschaffte  ihm  auch  hier  den  Namen  eines 
Führers  i).  Und  hier  wiederum  unterstützte  ihn  mehrfach  die  so  glück- 
lich unbestimmte  Formulierung  seiner  Sätze,  die  ihm  gestattete,  sich 
darauf  zu  berufen,  daß  er  dies  und  das  so  oder  so  doch  nicht  gemeint 
habe.  Zu  jenen  wissenschaftlichen  Verdiensten  —  wir  tragen  gar 
kein  Bedenken,   sie   als   solche  zu  bezeichnen,   wenngleich  Schmoller 


1)  Die  Festschrift  des  Braudenburgischen  Geschichtsvereins  ist  „dem  bahn- 
brechenden Forscher  und  erfolgreichen  Organisator"  gewidmet.  Der  Titel 
eines  „Organisators"  ist  Schmolleu  unbedingt  zuzuerkennen ,  namentlich 
nach  der  äußeren  Seite  hin  (vgl.  diese  Zeitschrift  190.5,  S.  142  ff.).  Darf  man 
ihn  aber  auch  als  „Forscher"  im  eigentlichen  Sinne  bezeichnen  ?  Diese  Frage 
wird  mindestens  nicht  unbedingt  zu  bejahen  sein.  Nützliche,  sogar  weitvoUe 
Aufsätze,  Betrachtungen  und  Sammlungen  hat  Schmolleh  zur  branden- 
burgisch-preußischen Geschichte  gehefert,  aber  doch  nicht  „Forschungen". 
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zu  den  betrettenden  Sätzen  nicht  eigentlich  auf  dem  Wege  wissen- 
schaftlicher Untersuchung  gelangt  ist  —  kommt  als  Moment  der  Er- 
höhung seines  Ruhms  der  bedeutende  äußere  Einfluß,  den  er  geübt 
hat,  hinzu.  Endlich  hat  er  mit  großer  Ausdauer  daran  gearbeitet, 
seine  Taten  bezw.  angeblichen  Taten  in  recht  helles  Licht  zu  stellen. 
Off"enbar  ist  ihm  der  Satz  nicht  unsympathisch :  pereaut  qui  ante  nos 
nostra  dixerunt  (vgl.  Ztschr.  für  Sozialwissenschaft  1904,  S.  224  ff., 
S.  710  f.  und  S.  713;  auf  S.  227  Z.  28  lies  statt  301:  1259).  Er 
sucht  dem  Publikum  einzureden,  daß  der  Beginn  der  politischen 
Ökonomie  als  Wissenschaft  erst  von  seiner  Person  datiere,  und  bemüht 
sich,  einen  dichten  Schleier  darüber  zu  breiten,  daß  seine  Arbeiten 
nicht  nur  im  allgemeinen  nichts  vor  denen  älterer  Nationalökonomen 
voraus  haben,  sondern  sogar  im  einzelnen,  in  der  Wahl  des  Themas 
und  in  der  Auffassung,  in  starkem  Maße  von  ihnen  abhängig  sind^). 
Und  das,  was  er  mit  einer  Ausdauer  erstrebt  hat,  die  uns  bei  einer 
andern  Sache  mit  größter  Bewunderung  erfüllen  würde,  hat  er  auch 
in  Aveitem  Umfange  erreicht:  man  hat  ihm  tatsächlich  wiederholt  eine 
einzigartige  und  reformatorische  Bedeutung  für  seine  Wissenschaft  zu- 
erkannt. 

Die  hier  angeführten  Umstände  sind  es  im  wesentlichen,  die  es 
bewirkt  haben,  daß  Schmollers  wissenschaftliche  Stellung  sehr  hoch 
eingeschätzt  worden  ist  und  daß  er  daher  auch  auffallend  viel  akade- 
mische Ehren  auf  sich  vereinigt  hat.  Es  ist  aber  dringend  erforderUch, 
über  sein  tatsächliches  Verhältnis  zur  Wissenschaft  Klarheit  zu  ge- 
winnen. Wenn  er  in  seinen  Ansichten  oft  das  Richtige  getroffen  hat, 
so  ist  er  doch  wohl  nie  auf  dem  Wege  wissenschaftlicher  Untersuchung 
dazu  gelangt.  Zweifellos  stand  ihm  in  der  Regel  von  vornherein  fest, 
was  nachher  durch  eine  sogenannte  wissenschaftliche  Erörterung  dar- 
getan wurde  (vgl.  z.  B.  Ztschr.  f.  Sozialwissenschaft  a.  a.  0.  S.  461 
und  465  Anm.  4).  Seine  Arbeiten  als  „exakte  Untersuchungen",  wie 
er   sie   in   doppelter  —  theoretischer   und   praktischer  —  Verkennung 


1)  Gelegentlich  bekundet  Schsioller  seine  Bescheidenheit.  So  hebt  er 
im  Eingang  seines  Schreibens  vom  18.  August  1903  an  die  Heidelberger 
philosophische  Fakultät  (gedruckt:  Acta  Saecularia,  zur  Erinnerung  an  die 
Zentenarfeier  der  Erneuerung  der  Universität  Heidelberg,  S.  223  ff.)  hervor, 
daß  er  „über  das  Maß  dessen,  das  ich  als  verdient  zugeben  kann,  gerühmt" 
worden  sei,  und  spricht  am  Schluß  von  seinem  „bescheidenen  Namen".  Aber 
dazwischen  schiebt  er  den  Satz  ein:  „Mit  jedem  Fortschritt  meiner  histo- 
rischen Kenntnisse  sah  ich  zugleich,  daß  allein  durch  sie  [!]  der  alten,  abstrakt 
naturrechtlichen  Nationalökonomie  ein  neuer,  ganz  haltbarer  Boden  zu  geben 
sei,  den  ich  in  Roschehs,  Hlldeüraxds  und  Kxies'  Arbeiten,  so  viel  ich 
ihnen  verdankte,  noch  vermißte."  Wir  halten  uns  selbstverständlich  bei  dem 
merkwürdigen  „sie"  nicht  auf.  Aber  wenn  Schmolleu  hier  beansprucht, 
gegenüber  seinen  Vorgängern  einen  „neuen,  ganz  haltbaren"  Boden  geschaffen 
zu  haben,  so  stimmt  das  heiter.  Im  übrigen  sollte  der,  der  öffentlich  an- 
erkannt sehen  will,  daß  der  Beginn  der  politischen  Ökonomie  als  Wissenschaft 
erst  von  seiner  Person  datiere,  nicht  mit  der  Formel  von  seinem  „beschei- 
denen Namen"  kokettieren.  Vgl.  auch  die  geschwollenen  „Nachrichten  über 
die  Acta  Boruss.",  die  S.  1908  veröffentlicht  hat. 
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der  Situation  bezeichnet  (vgl.  ebenda  S.  237  Anm.  1  und  S.  454  Anm.  1 
und  Histor.  Ztscbr.  91,  S,  483),  sein  Urteil  als  das  einer  wissenschaft- 
lichen Autorität  hinzunehmen,  führt  ganz  und  gar  vom  Wege  ab  und 
hat  sich  leider  nur  zu  oft  schon  als  verhängnisvoll  erwiesen  i).  Es 
wirkt  befreiend,  wenn  man  sich  gegenwärtig  hält,  daß  Schmoller  als 
wissenschaftliche  Autorität  nicht  betrachtet  werden  darf. 

Bei  der  großen  Zahl  der  Beiträge,  die  die  hier  anzuzeigenden  Fest- 
schriften enthalten,  ist  es  unmöglich,  näher  auf  den  Inhalt  der  einzelneu 
Studien  einzugehen.  Wir  beschränken  uns  deshalb  darauf,  deren  Titel 
zu  verzeichnen  und  einiges  aus  ihnen  herauszugreifen,  was  sich  auf 
die  Stellung  bezieht,  die  Schmoller  in  der  wirtschaftsgeschichtlichen 
Literatur  zuzuerkennen  ist. 

Das  zweibändige  Werk  „Die  Entwicklung  der  deutschen  Volks- 
wirtschaftslehre" bringt  folgende  Beiträge:  I.  Systematisierung,  Rich- 
tungen und  Methoden  der  Volkswirtschaftslehre.  Von  AV.  Lexis. 
II.  Die  Entwicklung  der  Wert-  und  Preistheorie  im  19.  Jahrhundert. 
Von  K.  DiEHL.  III.  Die  Lehre  von  der  Produktion  und  der  Produk- 
tivität. Von  L.  V.  Wiese.  IV.  Die  Lehre  vom  Kapital.  Von  A.  Spiethoff. 

V.  Theorie  des  Grundbesitzes  und  der  Grundrente  in  der  deutschen 
Literatur    des    19.   Jahrhunderts.     Von    K.  Th.  v.   Inama  -  Sternegg. 

VI.  Zur  deutschen  Geldlehre  des  19.  Jahrhunderts.    Von  S.  P.  Altmann. 

VII.  Geschichte  der  deutschen  Bankliteratur  im  19.  Jahrhundert.  Von 
H.  Schumacher.  VIII.  Die  Lehre  von  der  Verteilung  des  Produk- 
tionsertrags. Von  R.  WiLBRANDT.  IX.  Unternehmereinkommen.  Von 
Chr.  Eckert.  X.  Die  Lehre  vom  Zins  (aus  Leihkapital).  Von 
R.  WüTTKE.  XI.  Der  Arbeitslohn.  Von  L.  Bernhard.  XII.  Die  Lehre 
von  der  Konsumtion  und  ihrem  Verhältnis  zur  Produktion.  Von 
A.  Wirmenghaus.  XIII.  Die  Bevölkerungstheorie.  Von  L.  v.  Bort- 
kiewicz.  XIV.  Entwicklung  der  Soziologie  in  Deutschland  im  19.  Jahr- 
hundert. Von  F.  Toennies.  XV.  The  Present  Position  of  Political 
Ecouomy  in  England.  Von  W.  J.  Ashley.  XVI.  L'Ecole  economique 
frangaise  dans  les  rapports  avec  L'Ecole  anglaise  et  L'Ecole  allemande. 
Von  Ch.  Gide.  XVII.  SuUe  relazioni  fra  gli  studi  economici  in  Italia 
e  in  Germania  nel  secolo  XIX.  Von  A.  Grazianl  XVIII.  Deutsch- 
amerikanische Beziehungen  in  der  Volkswirtschaftslehre.  Von  H.  W. 
Farnam.  XIX.  Die  volkswirtschaftliche  Literatur  Skandinaviens  im 
19.  Jahrhundert.  Von  P.  E.  Fahlbeck.  XX.  Agrargeschichte.  Von 
K.  Grünberg.  XXI.  Agrarpolitik.  Von  K.  Grünberg.  XXII.  Die 
^•olkswirtschaftlichen  Grundlagen  der  landwirtschaftlichen  Betriebslehre. 
Von  W.  Wygodzinsky.  XXIII.  Die  geschichtliche  Erforschung  der  stadt- 
wirtschaftlichen Handwerksverfassung  in  Deutschland.  Von  P.  Sander. 
XXIV.  Das  neuzeitliche  territoriale  Gewerbewesen  bis  1800.  Von 
W.  Troeltsch.  XXV.  Die  gewerbepolitischen  Anschauungen  in  Wissen- 
schaft und  Gesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts.  Von  H.  Waentig. 
XXVI.  Ideen  und  Probleme  in  der  deutschen  Handelsgeschichtsforschung. 


1)  Erst  neuerdings  wiederum  hat  Rosin  in  der  Festschrift  für  Lab  and 
(II,  S.  49  ff.)  gezeigt,  wie  schädlich  es  wirkt,  wenn  mau  Urteile  Schmollers 
so  hinnimmt,   als   ob   sie  Produkte   tiefer  und  gründlicher  Überlegung  seien. 


202  Referate. 

Von  Y.  KuLENBURG.  XXVII.  Die  Ansichten  über  Freihandel  und 
Schutzzoll  in  der  deutschen  Staatspraxis.  Von  K.  Rathgen.  XXVIII. 
Ansichten  über  Freiheit  und  Beschränkung  des  inneren  Handelsver- 
kehrs. Von  R.  Keibel.  XXIX.  Der  volkswirtschaftliche  Einfluß  der 
modernen  Verkehrsmittel  und  die  deutsche  Volkswirtschaftslehre  des 
19.  Jahrhunderts.  Von  K.  Wiedenfeld.  XXX.  Die  wissenschaftlichen 
Ansichten  über  Kolonialpolitik.  Von  C.  Ballod.  XXXI.  Das  Ein- 
dringen der  sozialpolitischen  Ideen  in  die  Literatur.  Von  E.  v.  Pm- 
LiPPOViCH.  XXXII.  FrauenbcAvegung  und  Frauenfrage.  Von  Elisabeth 
Gnauck  -  Kühne.  XXXIII.  Die  Wohnungsfrage.  Von  C.  J.  Fuchs. 
XXXIV.  Soziale  Hygiene.  Von  A.  Grotjahn.  XXXV.  Die  wissen- 
schaftlichen Ansichten  über  das  soziale  Versicherungswesen.  Von 
F.  Zahn.  XXXVI.  Das  private  Versicherungswesen.  Von  P.  Molden- 
hauer.  XXXVII.  Statistik.  Von  G.  Seibt.  XXXVIH.  Geschichte  der 
Finanzwisseuschaft  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Lehre  vom 
Verhältnis  zwischen  Volkswirtschaft,  Staat  und  Finanzen.  Von  0.  Ger- 
lach. XXXIX.  Die  Steuern.  Von  M.  v.  Heckel.  XXXX.  Öfientliches 
Schuldenwesen.     Von  G.  Schanz. 

Die  Festschrift  des  Vereins  für  Geschichte  der  Mark  Brandenburg 
umfaßt  folgende  Beiträge:  F.  Holtze,  Der  Geheime  Justizrat;  F.  HmsCH, 
Der  Versuch  einer  Finanzreform  in  Brandenburg  1651 — 55;  W.  Stolze, 
Die  Gründung  des  Generaldirektoriums  durch  Friedrich  Wilhelm  I. ; 
F.  Arnpieim,  Frh.  B.  Skytta,  der  Urheber  des  Planes  einer  branden- 
burgischen „Universal -Universität  der  Völker,  Wissenschaften  imd 
Künste" ;  G.  Küntzel,  Über  Ständetum  und  Fürstentum,  vornehmlich 
Preußens,  im  17.  Jahrhundert;  0.  Krauske,  Die  Verlobung  Friedrich 
Wilhelms  I. ;  M.  Hass,  Friedrich  der  Große  und  seine  Kammerpräsi- 
denten; F.  Frh.  V.  Schrötter,  Die  Münzstätten  zu  Schwabach  und 
Bayreuth  unter  preußischer  Verwaltung;  P.  Bailleu,  Die  Verabschie- 
dung des  Kriegsrats  F.  Gentz;  0.  Tschirch,  H.  Stefiens'  politi- 
scher Entwicklungsgang;  Th.  Schiemann,  Nikolaus  L  und  Friedrich 
Wilhelm  IV.  über  den  Plan,  einen  vereinigten  Landtag  zu  berufen; 
R.  Koser,  Zur  Charakteristik  des  Vereinigten  Landtags  von  1847; 
A.  V.  Ruville,  Die  Lösimg  der  Neuenburger  Frage  im  Winter  1856/57 ; 
P.  Schwartz,  Zur  Entwicklung  der  neumärkischen  Landgemeinden; 
M.  Tangl,  Die  Urkunden  Ottos  I.  für  Brandenburg  und  Havelberg, 
die  Vorbilder  für  die  gefälschten  Urkunden  der  sächsischen  Bistümer; 
0.  Hintze,  Das  preußisclie  Staatsministerium  im  19.  Jahrhundert. 

Die  „Grundrisse  und  Bausteine"  bringen  folgende  Aufsätze:  K.  Breysig, 
Geschichtslehre;  B.  Vallentin,  Der  Engelstaat ;  F.  Andrea,  China  und 
das  18.  Jahrhundert;  F.  Wolters,  Über  die  theoretische  Begründung 
des  Absolutismus  im  17.  Jahrhundert. 

In  dem  Aufsatz  von  Lexis,  der  im  übrigen  die  bekannten  Vorzüge 
der  Darstellung  des  Verfassers  trägt,  lesen  wir  Seite  38:  „Spezielle 
wirtschaftsgesciiichtliche  Untersuchungen  hat  von  den  genannten  älteren 
Vertretern  der  historischen  Methode  keiner  unternommen.  Diese  für 
die  wirkliche  Anwendung  der  historischen  Methode  notwendige  Vor- 
bereitungsarbeit wurde  in  zielbewußter  Weise  von  Schmoller  in  An- 
griff   genommen    und    soAvohl   durch    seine   eigenen   Forschungen   wie 
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durch  die  Arbeiten  seiner  zahlreichen  Schüler  im  Laufe  eines  Menschen- 
alters höchst  erfolgreich  gefördert,  während  zugleich  auch  mehr  und 
mehr  andere,  nicht  unter  seinem  Einfluß  stehende  Forscher  sich  Auf- 
gaben dieser  Art  zuwandten."  Es  ist  sehr  erfreulich,  daß  Lexis  diesen 
Zusatz  („während"  etc.)  macht:  schon  dadurch  wird  bewiesen,  daß 
Schmoller  nicht  diejenige  Führerrollc  zukommt,  die  er  gern  liaben 
möchte.  Allein  Lexis  schätzt  dessen  Verdienste  doch  noch  viel  zu 
hoch  ein.  Glücklicherweise  enthält  dieselbe  Festschrift  einen  Beitrag, 
der  die  notwendige  Widerlegung  bringt.  Während  Lexis  noch  die 
„speziellen  wirtschaftsgeschichtlichen  Untersuchungen"  von  Schmoller 
ausgehen  läßt,  konstatiert  Sander  in  seinem  Artikel  (S.  6),  daß  „Hilde- 
brand als  erster  unter  den  großen  Volkswirtschaftslehrern  der  histo- 
rischen Schule  sich  der  gewerbegeschichtlichen  Einzelforschung  zu- 
wendete". So  verhält  es  sich  in  der  Tat.  Schmoller  könnte  sich 
glücklich  schätzen,  Avenn  er  so  gedankenreiche  i)  „spezielle  wirtschafts- 
geschichtliche Untersuchungen",  wie  es  Hildebrands  Aufsätze  zur  Ge- 
schichte der  deutschen  AVolI-  und  Leiuenindustrie  sind,  fertiggebracht 
hätte.  Und  wenn  seine  Aufsätze  („Untersuchungen"  im  strengen  Sinn 
liegen  ja  von  ihm  überhaupt  nicht  vor)  teilweise  Gutes  enthalten,  so 
verdankt  er  dies  wesentlich  den  „speziellen  v\'irtschaft8geschichtlicheu 
Untersuchungen"  Hildebrands.  Als  icli  im  .Jahr  1904  den  Nachweis 
erbrachte,  daß  Schmoller  durchaus  nicht  die  Originalität  zukommt, 
die  er  so  liartnäckig  für  sich  rekhiraiert,  erhob  sich  gegen  mich  ein 
Sturm  des  Unwillens,  als  ob  ich  etwa  ein  Sakrilegium  begangen  hätte 
(vgl.  dazu  z.  B.  Hist.  Ztschr.  94,  S.  117  ff.).  Indessen  Tatsachen  lassen 
sich  nicht  durch  Uuwiilenskundgebungen  aus  der  Welt  schaffen.  Ich 
begrüße  es  lebhaft  und  verzeichne  es  mit  Genugtuung,  daß  Sander 
jetzt  meine  Nachweise  in  ausgiebigem  Maße  verwertet,  und  zwar  in 
einer  Schrift,  die  —  Schmoller  selbst  gewidmet  ist.  Vorläufig  bin 
ich  mit  diesem  Erfolg  sehr  zufrieden.  Ich  zweifle  auch  gar  nicht, 
daß  mein  Urteil  über  Schmoller  in  kurzem  noch  mehr,  als  es  jetzt 
schon  der  Fall  ist,  als  richtig  anerkannt  werden  wird.  Mag  seine 
Person  heute  noch  mit  Akademiemitgliedschaften,  Ehrendoktordiplomen 
und  Ordenssternen  so  dicht  bedeckt  werden,  daß  kaum  eine  schwache 
Stelle  erkennbar  zu  sein  scheint,  —  sein  Ruhm  ist  in  der  Gestalt,  in 
der  er  ihn  beansprucht,  doch  nur  Scheinruhm. 

Wie  bemerkt,  macht  Sander  von  meinen  Ausfüliruugeu  energischen 
Gebrauch,  wie  er  es  denn  z.  B.  auch  nicht  unterläßt,  hervorzuheben, 
daß  die  unter  Schmollers  Namen  gehende  „Straßburger  Tucher-  und 
Weberzunft"  unter  Stiedas  Mitwirkung  entstanden  ist-).  Er  gibt  aber 
ferner  einen  noch  umfassenderen  Überblick  über  die  ältere  gewerbe- 
gescliichtliche  Literatur  und  liefert  so  einen  gründlichen  Beitrag  zur 
Historiographie  der  Wirtschaftsgeschichte.  Um  zu  Schmollers  historio- 
graphischer  Stellung  zurückzukehren,  so  streicht  er,  wie  erwähnt,  in  Über- 


1)  Vgl.  E.  KoBER,  Die  Anfänge  des  deutschen  Wollgewerbes  (1908)  S.  L 

2)  Diese  Tatsache   wird   noch   immer   zu   wenig   gewürdigt.     Vgl.  z.  B 
den  Beitrasf  von  TnöLTSCii  S.  4. 
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einstimmung  mit  mir  dessen  Originalität.  Aber  in  mehreren  Einzel- 
heiten idealisiert  er  ihn  doch  noch  zu  sehr.  Meines  Erachtens  bleibt 
das,  was  ich  früher  über  dessen  gewerbegeschichtliche  Arbeiten  gesagt 
habe,  durchaus  bestehen.  Wenn  Sander  z.  B.  nach  der  Schilderung 
der  wertvollen  Untersuchungen  und  Darstellungen  von  Hildebrand, 
Schönberg,  Gierke  usw.  behauptet  (S.  7),  „der  weitere  Fortschritt" 
der  deutschen  Gewerbegeschichtschreibung  knüpfe  an  die  Arbeiten 
Schmollers  und  seiner  Straßburger  Schüler  (1873  if.)  an,  so  ist  Stieda, 
dessen  Studien  ja  in  der  Tat  solide  Belehrung  brachten,  mehr  Mit- 
arbeiter als  Schüler  Schmollers.  Bei  diesem  selbst  aber  unbedingt 
von  einem  „Fortschritt"  zu  sprechen,  trägt  man  Bedenken.  In  den 
beiden  Studien  aus  seiner  Straßburger  Zeit  hetzt  er  in  politischer 
Tendenz  (vgl.  Ztschr.  f.  Sozialwissenschaft  1904,  S.  306  tF.)  eine  schiefe 
Idee  zu  Tode.  Hinter  Gierkes  Schilderung  der  Zunftgeschichte  (1868) 
stehen  seine  sämtlielien  Arbeiten  über  Zunftverhältnisse  in  bezug  auf 
Geschlossenheit  und  Sachlichkeit  der  Darstellung  und  Reichtum  der 
Probleme  zurück.  Die  wertvolle  „Tucher-  und  Weberzunft"  hätte 
Schmoller  ohne  Stiedas  Hilfe  nimmermehr  fertiggebracht.  Seine 
Art  ist  es  überhaui)t  nicht,  sich  in  stiller,  ausdauernder  Arbeit  der 
Sache  selbst  hinzugeben ;  er  operiert  stets  nur  mit  sogenannten  großen 
Ideen,  und  zwar  gewinnt  man  den  Eindruck,  daß  seine  Schriftstellerei 
regelmäßig  einem  praktisch-politischen  Zweck  oder  der  Erhöhung  des 
eigenen  Ruhms  dient.  Er  hat  vielen  Editionen  präsidiert  und  auch  mancher- 
lei für  sie  beigesteuert,  aber  nicht  eine  selbst  fertiggebracht;  übrigens 
zum  Besten  der  Wissenschaft:  es  wäre  etwas  Kümmerliches  geworden 
(vgl.  diese  Zeitschrift  1905,  S.  144  Anm.  1).  Um  aber  zu  den  Straß- 
burger Studien  zurückzukommen,  so  hat  Schmoller  in  ihnen  jedenfalls 
mehrere  Probleme  recht  gründlich  verwirrt.  Auch  Sanders  Aufsatz  leidet 
noch  darunter.  Man  sollte  die  betrefi'enden  Behauptungen  Schmollers 
ganz  ignorieren;  es  ist  ja  mit  ihnen  doch  nichts  zu  machen.  Ich 
würde  nie  über  sie  ein  Wort  verlieren,  wenn  man  sie  nicht  immer 
wieder  idealisieren  und  in  ihnen  eine  Weisheit  sehen  wollte,  die  sie 
gar  nicht  haben;  sie  sind,  offen  gesagt,  recht  oberflächliches  Zeug. 
Auf  die  Ausführungen  Sanders  im  einzelnen  gehe  ich  hier  nicht  ein, 
da  ich  demnächst  die  Frage  der  Entstehung  der  Zünfte  in  meinen 
„Problemen  der  Wirtschaftsgeschichte"  zusammenhängend  behandeln 
werde  ^).  Nur  ein  paar  Bemerkungen  mögen  an  dieser  Stelle  ihren 
Platz  finden.  Ein  Schmoller  so  nahestehender  Autor  wie  Eberstadt 
bemerkt  (Deutsche  Literaturzeitung  1905,  Sp.  557) :  „Schmoller  hat 
als  Grundlage  für  die  zunftgeschichtliche  Untersuchung  hingestellt: 
das  Ziel  der  ersten  Zunftbewegung  war  die  Erlangung  der  Gerichts- 
barkeit. Dies  und  nichts  anderes  bildet  den  Kernpunkt  der  Schmoller- 
schen  Lehre."     Man   sollte   in   der  Tat   nicht  eine  höhere  Weisheit  in 


1)  H.  V.  Lösch  hat  in  der  Einleitung  zu  seinen  „Kölner  Zunfturkunden" 
jene  Frage  sehr  scharfsinnig  erörtert.  Er  macht  mit  Recht  Ausstellungen 
an  der  Form  meiner  Beweisführung.  Mit  einer  Änderung  derselben  bin  ich 
jedoch  in  der  Lage,  meine  Thesen  aufrechtzuerhalten  (auch  für  Köln). 
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dieser  suchen.  Öandeb,  Seite  14  taxiert  sie  schon  zu  hoch,  wenn  er 
sie  an  Gierkes  Auffassung  heranrückt.  Seite  16  äußert  er:  „Neuere 
wie  Schanz,  Neuburg,  Uhlirz  und  vor  allem  Eulenburg,  dem  v.  Below 
prinzipiell  zustimmt,  wollen  die  exklusiven  Tendenzen  der  Zünfte  auch 
für  die  Frühzeit  wieder  stärker  betont  sehen  und  eine  scharfe  Scheidung 
zwischen  einem  Zeitalter  der  Blüte  und  des  Verfalls  nicht  gelten  lassen." 
Hier  wird  meine  Ansicht  nicht  richtig  wiedergegeben.  Ich  mache 
tatsächlich  einen  Unterschied  zwischen  zAvei  Zeitaltern  von  ungefähr 
dieser  Art.  Wenn  ich  schon  für  die  erste  Zeit  der  Zünfte  den  Zunft- 
zwang annehme,  so  ist  damit  noch  gar  nicht  gesagt,  daß  ich  einen 
Unterschied  in  der  Exklusivität  bestreite.  Die  exklusiven  Tendenzen 
können  ja  einen  sehr  verschiedenen  Grad  besitzen  und  haben  ihn  auch 
nachweislich,  je  nach  der  Zeit,  besessen.  Stahls  Buch  „Deutsches 
Handwerk"  I  (1874)  schätzt  Sander  (S.  7)  im  Vergleich  mit  Schmollers 
Arbeiten  zu  gering.  Hat  Schmoller  seinerseits  (vielleicht  von  seinen 
„Deutschen  Kleingewerben  im  19.  Jahrh."  abgesehen)  ein  Buch  von 
so  stiller  Sachlichkeit  aufzuweisen?  Das  kleine  Spähnchen  von  der 
Breslauer  Zunftaufhebung  (vgl.  Sander  S.  17),  mit  dem  Schmoller  so 
sehr  renommiert,  sollte  unerwähnt  bleiben. 

Wie  Sanders  Aufsatz,  so  ist  auch  der  von  Tröltsch  durchaus 
sachlich  und  lehrreich.  Er  fördert  die  Historiographie  der  Wirtschafts- 
geschichte und  hebt  zugleich  energisch  Hauptpunkte  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  selbst  hervor.  Indessen  werden  auch  hier  Schmollers 
Verdienste  zweifellos  überschätzt.  Zwar  ist  es  durchaus  in  der  Ordnung, 
wenn  Tröltsch  auf  seine  Studien  zur  brandenburgisch-preußischen 
Geschichte  nachdrücklich  hinweist.  Allein  es  wären  doch  auch  deren 
Fehler  hervorzuheben  gewesen,  so  der  Umstand,  daß  Schmoller  sein 
ganzes  System  nicht  recht  durchdacht  hat  (vgl.  Ztschr.  f.  Sozialwissen- 
schaft Jahrg.  1904  und  meinen  Artikel  Wirtschaftsstufen,  Wörterbuch  der 
Volkswirtschaft,  2.  Aufl.),  und  der  weitere,  daß  er,  der  die  Überlegen- 
heit Brandenburg-Preußens  behauptet,  über  die  Verhältnisse  anderer 
Länder  sich  nicht  näher  orientiert  zeigt.  Ferner  vermag  ich  in  den 
von  Tröltsch  Seite  4  angeführten  Stellen  ans  der  „Straßburger 
Tucher-  und  Weberzunft"  —  die  ja  übrigens  nicht  Schmollers 
alleiniges  Werk  ist!  —  nichts  „Bahnbrechendes"  zu  finden;  es  fehlt 
doch  daselbst  an  bestimmteren  Formulierungen;  es  handelt  sich  nur 
um  ein  paar  ziemlich  vage  Sätzchen.  Endlich  operiert  Tröltsch  zu 
viel  mit  Schmollers  Betrachtungen  über  „die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Unternehmung".  Dieser  hat  es  freilich  nötig,  mit  ihnen 
zu  prunken  (er  preist  sie  selbst  als  Muster  an!).  Damit  hängt  es  zu- 
sammen, daß  mehrere  Autoren  in  unserer  Festschrift  immer  wieder 
auf  sie  verweisen,  wenn  sie  in  die  Lage  kommen,  darzutun,  daß  er 
erfolgreich  in  die  Diskussion  eingegriffen  habe  (vgl.  z.  B.  III,  S.  29  und 
XXVI,  S.  22  und  S.  40).  Es  klingt  auch  so  schön,  wenn  man  hört, 
daß  jemand  über  ein  so  hohes  Thema  geschrieben  hat.  Aber  schön  ist 
an  jenen  eben  nur  der  Titel.  Ganz  abgesehen  von  den  Irrtümern,  die  sie 
entlialten,  so  würde  docli  ein  anderer  eine  gewisse  Gene  empfinden, 
unter  einem  so  vornehmen  Titel  eine  so  unfertige  Arbeit  zu  veröffen- 
lichen.    Vgl.  meine  Ausführungen  über  sie  in  der  Zeitschrift  für  Sozial- 
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Wissenschaft  1904,  Seite  384  ffJ),  Seite  391  und  Seite  801  Anmerkung  2; 
Vierteljahrschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte  1907,  Seite  517 
Anmerkung  2.  * 

Der  Artikel  von  Eulenburg  enthält  manche  treffende  Bemerkung. 
Die  Stellung  Schmollers  in  der  Historiographie  der  Wirtschaftsgeschichte 
hat  er  kaum  überschätzt.  Wir  würden  sie  in  dem  Rahmen  seines 
Aufsatzes  eher  noch  eingeliender  behandelt  haben.  Denn  hier,  auf 
handelsgeschichtlichem  Gebiet,  in  der  Würdigung  der  territorialen 
Handelspolitik  und  des  Merkantilismus,  gibt  es  viel,  worüber  man 
sich  mit  S.  auseinandersetzen  kann.  Wir  würden  deshalb  gewünscht 
haben,  daß  seine  hierhergehörigen  Arbeiten,  natürlich  aucli  mit  ihren 
Schwächen,  nach  allen  ihren  Bezieliungen  geschildert  worden  wären. 
Jedenfalls  war  liier  der  Platz,  die  ganze  Theorie  der  Wirtschafts- 
.stufen  in  umfassender  Weise  zu  erörtern.  Zu  bedauern  ist,  daß 
der  begabte  Autor,  eine  Unsitte  der  Arbeiten  Schmollers  (vgl. 
KOSIN  a.  a.  0.  und  Zeitschrift  für  Soziaiwissenschaft  19t)4,  S.  174 
Anm.  2  und  S.  799  Anm.  2)  nachahmend,  als  erhabener  National- 
ökonom die  Vertreter  anderer  Disziplinen  abkanzelt  und  stolz  über 
gelöste  und  zu  lösende  Aufgaben  spricht,  avo  es  offensichtlich  ist,  daß 
er  aus  mangelnder  Orientierung  schreibt.  Ein  paar  Beispiele  mögen 
herausgegriffen  werden.  Seite  4  tadelt  E.  das  Betonen  der  persön« 
liehen  Faktoren  in  den  Darstellungen  der  Handelsgeschichte.  Als 
Beweis  führt  er  an:  „Waitz  schrieb  das  Leben  WuUenwebers  [!]; 
Ehrenberg  nennt  sein  Buch  nach  dem  Hause  der  Fugger."  Hat  denn 
Waitz  sein  Buch  irgendwie  als  speziellen  Beitrag  zur  Ilandelsgeschichte 
geschrieben  (von  der  Frage  der  „Biographie"  ganz  abgesehen)?  Der 
Titel  lautet:  „Lübeck  unter  Jürgen  Wullenwever  und  die  europäische 
Politik".  Und  Ehrenberg  soll  den  persönlichen  Faktor  überschätzt 
oder  auch  nur  betont  haben!  Man  könnte  meinen,  Eulenburg  habe 
das  Buch  (das  übrigens  den  Titel  „Zeitalter  der  Fugger"  trägt)  nie 
aufgemacht.  Vielleicht  bemülit  er  sich  wenigstens  jetzt  nachträglich 
noch  um  den  Nebentitel  desselben.  Seite  4  (es  sollen  damit  die  Historiker 
zugunsten  der  Nationalökonomen  heruntergemacht  werden)  lesen  wir 
weiter :  „Die  Register  der  Urkunden  sowohl  wie  der  Darstellungen  ent- 
halten vor  allem  Orts-  und  Personennamen,  aber  kein  Sachregister".  Als 
Beweis  gelten  ihm  unter  anderem  die  Darstellungen  von  Simonsfeld, 
Dänell  und  Al.  Schulte.  Ich  bin  nun  zwar  selbstverständlich  auch  der 
Meinung,  daß  die  Zahl  der  Sachregister  noch  sehr  vermehrt  werden  kann 
und  soll.  Aber  so  schlimm,  wie  es  Eulenburg  macht,  steht  die  Sache  doch 
nicht.  Er  hat  die  Bücher,  von  denen  er  spricht,  wohl  seit  langem  nicht 
mehr  in  der  Hand  gehabt.  Bei  Dänell  II,  Seite  538  ff.  findet  man  ein 
.,Orts-,  Personen-  und  Sachregister".  Schulte  gibt  wenigstens  ein  Glossar, 
das  zwar  das  Sachregister  keineswegs  ersetzt,  aber  hier  doch  zu  er- 
wähnen war.    Ebenso  hat  Simonsfeld  ein  Glossar.     Vor  allem  jedoch 


1)  Mein  relativ  günstiges  Urteil  (ebenda  S.  385)  über  den  Abschnitt,  der 
dem  Bergbau  jj^ewidmet  ist,  ist  mir  inzwischen  von  einem  Eechtshistoriker 
•als  noch  zu  irünstiff  bezeichnet  worden. 
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—  wie  war  es  uiüglicli,  die  ausgezeichneteu  Saciiregister  des  liansischen, 
des  mecklenburgisclien  Urkuridehbuchs,  in  großen  Editionen  der  Gesell- 
schaft für  rheinische  Geschichtskunde  (z.  B.  bei  W.  Stein  und  H.  v.  Lösch) 
und  in  so  vielen  anderen  neuen  Editionen  zu  ignorieren !  Heute  gehört 
es  wohl  schon  zur  guten  Sitte,  daß  Fachhistoriker  (gerade  diese  will 
E.  mit  seinem  Tadel  treffen !)  für  ein  eingehendes  Sachregister  sorgen. 
Schlecht  ist  E,  auf  diejenigen  Historiker  zu  sprechen,  die  (wie 
D.  Schäfer)  bei  der  Erklärung  der  Stellung  der  Hanse  in  erster  Linie 
politische  Momenite  heranziehen.  Man  höre  (S.  4  f.) :  „Man  kann  un- 
möglich ein  Urteil  darüber  abgeben,  ob  die  Behandlung  wirtschaftlicher 
Momente  nötig  ist,  um  uns  ein  tieferes  Verständnis  der  Verhältnisse 
zu  erschließen,  solange  sie  nicht  durchforscht  sind.  .  .  .  Die  Hanse 
war  in  erster  Linie  ein  Verband  von  Kaufleuten  und  ist  es  dauernd 
geblieben :  ihre  Geschichte  ist  also  vor  allem  Wirtschaftsgeschichte." 
Kommentar  überüüssig!  Nur  eine  Frage :  sollen  die  Historiker  jedes  Urteil 
unterdrücken,  bis  etwa  E.  selbst  ,.die  Verhältnisse  durchforscht"  hat? 
Keines  Kommentars  bedarf  aucJi  folgendes  Urteil  (S.  11):  „Die  Avirt- 
schaftlichen  Grundlagen  für  die  Hanse  festzustellen  hat  soeben  Kiessel- 
bach unternommen,  wenn  auch  vielleicht  die  Lösung  bei  dem  Fehleu 
eindringender  Vorarbeiten  noch  nicht  als  erreicht  augesehen  werden 
kann".  Vgl.  in  gleichem  Sinne  Seite  44.  Weil  K.  auf  dem  Titel  seines 
Buches  von  den  wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Hanse  spricht,  so 
wird  er  als  der  hingestellt,  der  dies  l*robleni  zuerst  in  Angriff  nimmt! 
Wie  zart  zurückhaltend  ist  es  aber  von  E.,  daß  er  die  Lösung  doch 
noch  nicht  unbedingt  als  erreicht  ansieht!  Seite  44  erklärt  er  ferner 
für  das  Hansegebiet  weitere  Forschungen  über  das  Vordringen  der 
Holländer  und  Engländer  für  notwendig:  „letzteres  ist  für  Hamburg 
bereits  untersucht  (Ehrenberg)  ;  erstere  sind  neuerdings  mehr  in  den 
Gesichtskreis  der  Forschung  getreten  (Dänell)".  Er  scheint  hier  bei 
der  Feststellung  der  Resultate  der  Forschung  nur  diejenigen  Arbeiten 
zu  berücksichtigen,  die  in  Buchform  erschienen  sind;  aber  wie  viele 
Gesichtspunkte,  Auffassungen,  Probleme  sind  anderswo  gerade  über 
jene  Dinge  hervorgetreten  ) ! 

Als  einen  Beitrag  zur  Historiographie  der  Wirtschaftsgeschichte 
können  wir  hiernach  Eulenburgs  Artikel  leider  nicht  betrachten.  Da- 
gegen leisten  dafür  vortreffliche  Dienste  die  beiden  Aufsätze  von 
Grünberg;  sie  kommen  unter  den  bisher  nicht  genannten  für  diesen 
Zweck  am  meisten  in  Betracht. 

Wir  bedauern,  daß  der  Raum  uns  nicht  gestattet,  auf  den  Inhalt  der 
andern  Festschriften  einzugehen.  Die  vom  Verein  für  brandenburgische 
Geschichte  enthält  viel  Wertvolles,  aber  keinen  historiographischen 
Beitrag,  so  daß  Schmollees  Arbeiten  zur  brandenburgisch-preußischen 
Verwaltungsgeschichte  (soweit  sie  sich  nicht  auf  Handel  und  Gewerbe 
beziehen)  aus  Anlaß  seines  Jubiläums  keine  Würdigung  gefunden  haben. 
In  den  „Grundrissen  und  Bausteinen"  sollte  man  eine  Erörterung  über 


1)  Mehrmals  erwähnt  Eitlenp.urg,  daß  Schmoller  eine  „Geschichte  der 
großen  Unternehmuugen"  geliefert  habe. 
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die  urgeschichtlichen  Betrachtungen  Schmollers,  auf  die  er  so  viel 
Wert  legt,  erwarten  ^).  Indessen  ist  es  gewiß  zu  billigen,  daß  man  auf 
sie,  von  denen  doch  nichts  Rühmliches  zu  melden  wäre  (vgl.  Ztschr. 
f.  Sozialwissenschaft  1904,  S.  160  ff.  und  unsre  Ztschr.  1907,  S.  501), 
nicht  eingegangen  ist. 

G.  V.  Below. 


Die  Religion  in  Geschichte  und  Gegenwart.  Handwörter- 
buch in  gemeinverständlicher  Darstellung.  Unter  Mitwirkung  von 
Hermann  Gunkel  und  Otto  Scheel  herausgegeben  von  Friedrich 
Michael  Schiele.  In  Lieferungen  von  3  Bogen.  Preis  einer  Liefe- 
rung Mk.  1. — .  Probelieferung.  Verlag  von  J.  C.  B.  Mohr  (Paul 
Siebeck)  in  Tübingen. 
Dieses  Werk,  von  dem  uns  hier  eine  Probelieferung  vorliegt,  können 
wir,  soweit  sich  bisher  ein  Urteil  gewinnen  läßt,  unsern  Lesern  aufs 
beste  empfehlen.  Wir  würden  es  schon  deshalb  erwähnen,  weil  es 
unter  seinen  Mitarbeitern  so  namhafte  Kenner  der  Wirtschaftsgeschichte 
wie  Gothein  und  Max  Weber  zählt.  Auch  noch  manchem  andern 
bekannten  Namen  aus  den  weltlichen  Wissenschaften  begegnen  wir. 
Indessen  wird  der  Hnuptwert  des  Werkes  doch  nicht  in  dem  liegen, 
was  die  Outsiders  bieten,  sondern  in  der  Belehrung,  die  die  Theologen 
und  Religionsforscher  uns  gewähren.  Wenn  wir  über  die  Gebiete,  die 
unseren  Studien  ferner  liegen,  unterrichtet  werden  wollen,  so  greifen 
wir  zu  den  Arbeiten  derjenigen,  die  hier  in  vollem  Maße  Fachmänner 
sind.  Und  Berührungen  zwischen  unseren  Studien  und  denen  der 
Religionsforscher  liegen  ja  in  Menge  vor^).  Das  ScHiELEsche  Hand- 
wörterbuch will  den  Stoff  in  gemeinverständlicher  Form  mitteilen.  Die 
populäre  Form  schließt  ja  aber  nicht  aus,  daß  die  wissenschaftliche 
Forschung  aufs  sorgsamste  auf  die  Worte  des  kundigen  Fachmanns 
achtet.  Der  Rahmen  dessen,  was  in  das  Handwörterbuch  aufgenommen 
werden  soll,  ist  sehr  weit  gespannt;  ob  er  nicht  zu  groß  ist,  wird  die 
weitere  Ausführung  zeigen.  Schließlich  rechtfertigt  es  sich  bei  einem 
solchen  Unternehmen  immer,  eher  etwas  zu  viel  als  etwas  zu  wenig  zu 
geben.  —  Der  Umfang  des  Handwörterbuchs  ist  auf  4 — 5  Bände  von 
je  rund  1000  Zeilen  berechnet,  der  Abschluß  für  1911  in  Aussicht 
genommen.  Wir  behalten  uns  vor,  später  auf  die  einzelnen  Lieferungen 
des  Werks  zurückzukommen. 

Freiburg  i.  Br.  G.  v.  Below. 


1)  Von  den  Aufsätzen  der  „Grundrisse  und  Bausteine"  kommt  für  unsere 
Zeitschrift  besonders  der  von  Andrä  in  Betracht.  Er  ist  überaus  stoffreich 
und  gut  geschrieben.  Breysig  S.  14  gibt  einen  sehr  matten  Versuch  der 
Verteidigung-  der  biologischen  Geschichtsauffassung.  Vgl.  dazu  diese  Ztschr. 
1907,  S.  492  ff.  und  519. 

2)  Wir  möchten  übrigens  hier  die  Anmerkung  machen,  daß  die  theolo- 
gische Eealenzyklopädie  von  Hauck  in  den  Kreisen  der  Nichttheologen  er- 
heblich mehr,  als  es  geschieht,  benutzt  werden  könnte. 
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Druck  von   W.  Kohlhammer  in  Stuttgart. 


Die  norwegische  Agrarverfassung  von  der  Kalmarer 

Union  (1397)  bis  zur  Verfassungsänderung  (1660)  unter 

besonderer  Berücksichtigung  des  Pachtwesens. 

Von 
Dr.  Oskar  Büchner. 

Wenn  in  den  folgenden  Blättern  die  norwegische  Agrar- 
geschichte,  eine  abseitsliegende  Materie,  ihre  Behandlung  findet, 
so  rechtfertigt  sich  dies  damit,  daß  diese  nordischen  Verhältnisse 
bei  uns  selbst  in  Fachkreisen  teilweise  noch  recht  unbekannt 
sind,  sodann  aber  mit  der  Tatsache,  daß  es  sich  dort  um  eine 
sehr  interessante  Entwicklung  handelt,  die  sich  ganz  anders  ge- 
staltet hat  als  bei  uns  in  Deutschland.  Während  hier  mit  der 
Bildung  größerer  territorialer  Einheiten  und  dem  Erstarken  einer 
Königs-,  Fürsten-  und  Herrengewalt  eine  Rechtsminderung  des 
Bauernstandes  parallel  läuft,  während  neben  einem  emporstreben- 
den Herrenstande  sich  der  Bauernstand  vielfach  nicht  als  freier 
Stand  halten  kann  und  auf  die  Stufe  unfreier  Höriger  herabsinkt, 
entwickelt  sich  zur  selben  Zeit  im  Norden  ein  kräftiger,  mit 
eigenen  Rechten  ausgestatteter,  zum  Adel  und  Großgrundbesitz 
inur  in  losen  rechtlichen  Beziehungen  stehender  Bauernstand,  der 
in  sich  selbst  erstarkt  und  seine  Freiheit  dauernd  zu  behaupten 
I  versteht. 

1.  Die    norwegische    Agrarverfassung    und    das    Lei- 
ländings- (Pacht-)  Wesen  von  den  ältesten  Zeiten  bis 
zur  Kalmarer  Union  (1397)^). 
Bis  zu  den  Wikingerzügen   im  8.  Jahrhundert  finden  wir  in 
Norwegen  als  größte  politische  territoriale  Einheit  die  Volkslande 


1)  Vgl.  die  Arbeit  des  Verfassers :  Die  Geschichte  der  norwegischen  Lei- 
iändinger  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Kalmarer  Union  (1397).  Berliner 
Dissertation,  1903, 
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(Fylker),  welche  in  Hundertschaften  (Herreds)  zerfallen;  Fylkes- 
könige  und  Hen-edskönige  stehen  an  der  Spitze.  Im  Anschluß 
an  die  Wikingerzüge  entwickelt  sich  dann  ein  Seekönigtum,  das 
sich  indessen  sehr  bald  nicht  auf  die  See  beschränkt,  sich  viel- 
mehr am  Küstenlande  ansässig  macht.  Die  nordischen  Fylkes-, 
Herreds-  und  Seekönige  sind  Häuptlinge,  deren  Macht  im  wesent- 
lichen auf  ihrer  Persönlichkeit,  ihren  privaten  Besitzungen,  dem 
Ansehen  ihres  Geschlechts  und  auf  einem  Gefolge  handgängiger 
Männer  beruht.  Eine  Oberlehnshoheit  mit  bestimmten  Rechten 
und  ausgedehnter  Gewalt  über  unfreie  Untergebene  besitzen  sie 
nicht.  Sie  haben  keinen  Hofstaat,  keine  Beamtenschaft,  und  bei 
ihren  Reisen  nehmen  sie  die  Bauern  und  Pächter  nur  dadurch 
in  Anspruch,  daß  sie  ihnen  eine  Bewirtungspflicht  (das  Veizle) 
auferlegen. 

Die  Bauern  leben  im  übrigen  frei  und  selbständig.  Das  be- 
dingt schon  die  norwegische  Siedelungsform.  In  Deutschland 
finden  wir  mit  geringen  Ausnahmen  dorfweise  Ansiedelung,  das 
Haufendorf,  das  schon  von  selbst  einen  gewissen  Zusammenschluß 
und  gewisse  gegenseitige  Rechtsbeziehungen  schafft.  In  den 
norwegischen  Siedelungsgebieten,  d.  h.  an  den  Fjorden  und  im 
Innern  des  Landes  an  den  Flüssen,  dagegen  herrscht,  mit  Aus- 
nahme allein  des  südwestlichen  Teils  des  Landes,  in  dem  das 
Dorfsystem  das  Ursprüngliche  war  ^),  der  Einzelhof  vor.  Der 
Grundbesitz  ist  somit  im  weitaus  größten  Teil  des  Landes  aus 
jeder  Gemeinschaft  ausgelöst,  der  Bauer  fast  vollständig  auf  sich 
selbst  angewiesen.  So  konnte  sich  ein  aristokratischer  Bauern- 
stand entwickeln,  der  sich  nicht  wesentlich  von  den  Königen 
unterscheidet. 

Wer  Land  besitzt,  welches  altangestammtes  Eigentum  (Odel) 
der  Familie  ist,  gehört  zu  dem  engeren,  bevorzugten  Kreis  der 
Odelsleute  oder  Haulder,  alteingesessener  Stammgutsfamilien,  die 
als   ein  Hochfreienstand  ^)   den   übrigen  freien  Bauern  (Böndern) 


1)  Vgl.  hierüber  des  Verfassers  Abhandlung  „Die  Vererbung  des  länd- 
lichen Grundeigentums  und  die  Geschichte  des  Anerbeurechts  in  Norwegen" 
in  Bd.  VII  (Prov.  Schleswig-Holstein)  des  von  Prof.  Sering  herausgegebenen 
Werks  „Die  Vererbung  des  ländlichen  Grundbesitzes  im  Königreich  Preußen". 

2)  Konrad  von  Mauker   („Die  norwegischen  höldar",   Sitzungsbericht 
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gegenüberstehen.  Diese  letzteren  waren  entweder  Eigentümer 
oder  Pächter.  Die  Eigentümer  gingen,  wenn  sich  ihr  Land  eine 
Reihe  von  Generationen  in  der  Familie  hielt,  in  den  Stand  der 
Haiilder  über.  Die  grundbesitzenden  Bauern  (Haulder  wie  Bön- 
der)  geben  Land  pachtweise  ab,  und  so  entsteht  als  besonderer, 
anfangs  nicht  sehr  zahlreicher  Stand  der  der  Pächter  (Leiländinger). 
Endlich  muß  noch  einer  untersten  Klasse,  der  Unfreien  (Trälle), 
gedacht  werden.  Dies  waren  Haussklaven,  die  nicht  mit  dem 
Land,  sondern  mit  der  Familie  verbunden  waren;  sie  konnten, 
während  es  die  deutschen  Sklaven  nur  bis  zur  Hörigkeit  brachten, 
in  den  Stand  der  Bönder  ^)  aufrücken,  und  ihre  Nachkommen 
konnten  es  sogar  zu  Hauldern  bringen. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  norwegi- 
schen Agrarverfassung  war  die  Auffassung  vom  Odel  als  der 
Heimat  des  Geschlechts,  auf  der  Recht  und  Rang  der  Familie 
in  der  Gesellschaft  beruhte. 

Diese  Heimat  mußte  der  Familie  erhalten  bleiben ;  deshalb 
war  den  Odelsleuten  ein  Mittel  an  die  Hand  gegeben,  dem  Ver- 
lust des  Stammguts  an  Fremde  vorzubeugen.  Wie  im  alten 
deutschen  Recht  war  das  Eigentum  am  Land  gebunden  durch 
das  Recht  der  Blutsverwandten.  Für  den  Fall,  daß  ein  Stamm- 
gutsbesitzer sein  Land  außerhalb  der  Familie  verkaufen  wollte, 
war  in  den  norwegischen  Rechtsbüchern  des  12.  und  13.  Jahr- 
hunderts seinen  Verwandten,  die  ihn  noch  beerben  konnten,  ein 
Vorkaufsrecht  eingeräumt  zu  dem  Preise,  den  ein  Fremder  zu 
zahlen  bereit  war.  Das  obligatorische,  sich  gegen  den  Verkäufer 
richtende  Vorkaufsrecht  kommt  in  seiner  Wirkung  auf  dasselbe 
hinaus  wie  das  dingliche,  sich  gegen  den  Käufer  richtende 
Retraktrecht   des   alten   deutschen   Rechts.     Und   wie    zum    alt- 


der  Münchener  Akademie  1889,  2.  Bd.)  und  Karl  Lehmann  (in  Krit.  Viertel- 
jahrschrift  Bd.  38)  bezeichnen  die  Haulder  als  Adlige;  Philipp  Heck  („Höldar 
und  Ethelinge",  Anh.  IV  in  „Die  Gemeinfreien  der  karolingischen  Volksrechte" 
und  in  „Ständeproblem,  Wergelder  und  Münzrechnung  der  Karolingerzeit", 
Vierteljahrschrift  für  Social-  und  Wirtschaftsgeschichte,  II.  Bd.)  bezeichnet 
sie  als  Gemeinfreie. 

1)  Vgl.  KoNRAD   Maurer,   Die   Freigelassenen   nach   altnorwegischem 
Recht,  Sitzungsbericht  der  Münchener  Akademie  1878,  1.  Bd. 
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deutschen  Retrakt-  oder  Revokationsrecht  (nach  geschehener  Ver- 
äußerung ohne  jeden  Schadenersatz),  so  dürfte  die  Vorstufe  zum 
norwegischen  Vorkaufsrecht  nach  ursprünglich  bestehender  völliger 
Veräußerungsunmöglichkeit  das  Beispruchsrecht  der  Geschlechts- 
genossen gewesen  sein. 

In  der  Odelsauffassung  lag  aber  auch  der  Ansporn  dazu,  das 
Grundeigentum  so  weit  als  möglich  zusammenzuhalten,  und 
diese  Tendenz  scheint  schon  in  ältester  Zeit  stärker  gewesen  zu 
sein  als  der  Einfluß  der  Gesetzgebung  ^),  welche  als  Regel  die 
gleiche  Teilung  des  Landes  unter  sämtliche  Söhne  des  Erblassers 
aufstellte.  Wenn  ein  Stammgutsbesitzer  mehrere  Söhne,  aber 
nicht  hinreichenden  Grundbesitz  hinterließ,  um  diese  alle  standes- 
gemäß mit  solchem  auszustatten,  so  fand  in  der  Regel  eine 
Teilung  des  Landes  nicht  statt.  Die  Söhne  blieben  entweder 
weiter  zusammen  wohnen,  oder  einer  von  ihnen,  meistens  der 
älteste,  übernahm  das  Stammgut  ungeteilt,  während  die  übrigen 
nach  Möglichkeit,  soweit  es  die  Bestände  des  Guts  erlaubten, 
abgefunden  wurden  und  hinauszogen,  um  ihr  Glück  draußen  in 
der  Welt  zu  suchen. 

Im  Laufe  der  Zeit  tritt  dann  in  der  norwegischen  Gesell- 
schaftsschichtung eine  Erweiterung  ein. 

Indem  die  Könige  ihren  handgängigen  Männern,  den  Jarlen 
und  Lendermänd,  Amtslehen  (len)  und  Benefizien  (veizler)  über- 
tragen ^),  schaffen  sie  einen  Adel,  der  ungefähr  dem  deutschen 
Grafen-  bezw.  dem  gemeinen  Ritterstande  des  Frühmittelalters 
entspricht.  Dieser  Adel  schiebt  sich  zwischen  das  von  Harald 
Schönhaar  im  Jahre  872  gegründete  Großkönigtum  und  die  Odels- 
leute,  aus  deren  angesehensten  Geschlechtern  er  zum  Teil  her- 
vorgegangen war  und  als  denen  zugehörig  er  sich  daher  zum 
Teil  noch  betrachtete.  Eine  Ausdehnung  der  Rechte  und  Be- 
fugnisse dieser  Aristokratie  Odelsleuten  und  sonstigen  Bauern 
gegenüber  war  schon  aus  diesem  Grunde  nicht  gut  möglich.  In 
den  auf  König  Haralds  Tod  folgenden  kriegerischen  Zeiten  ver- 


1)  Vgl.   Die  Vererbung    des    ländlichen    Grundeigentums    in   Norwegen 
S.  (143)if. 

2)  Vgl.  Geschichte  der  Leiländiuger  S.  13  Anui. 
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mochte  sich  das  Großkönigtum  den  neugeschaffenen  Unterkönigen 
(das  waren  Vasallen  ähnlich  den  Herzögen  Deutschlands  und 
Frankreichs)  und  den  Jarlen  gegenüber  nicht  zu  behaupten. 
Aber  auch  durch  die  sich  hieraus  ergebende  vorübergehende  Er- 
starkung des  Vasallentums  war  die  Stellung  der  Bauern,  die  die 
eigentliche  Stütze  der  Unterkönige  und  Jarle  bildeten,  nicht  ge- 
fährdet. Erst  unter  Olaf  dem  Heiligen  (1010—1030)  erfolgte 
fast  gleichzeitig  mit  der  Einführung  des  Christentums  die  end- 
gültige Zusammenfassung  der  einzelnen  Fylker  zu  einem  geord- 
neten Reich.  Hierdurch  und  durch  die  von  Olaf  dem  Heiligen 
eingeführte  straffere  Zentralisierung  in  der  Verwaltung  erlitt  die 
Häuptlingsmacht  starke  Einbuße.  Das  Unterkönigtum  verschwand 
völlig.  Die  Jarle  und  Lendermänd  hielten  sich  zwar,  verloren 
aber,  da  sich  die  Könige  an  Stelle  dieser  nur  wenig  abhängigen 
Lehnsleute  eigentlicher  Beamten  (Aarmänd ,  Sysselmänd,  Lag- 
mänd)  zu  bedienen  anfingen,  mehr  und  mehr  an  politischer  Be- 
deutung. Unter  Sverre  (1177 — 1202)  wird  die  alte  Aristokratie, 
die  in  den  voraufgehenden  Bürgerkriegen  an  Zahl  stark  ver- 
mindert worden  war,  als  Vermittler  zwischen  König  und  Volk 
vollständig  ausgeschaltet.  In  der  Folge  schließen  sich  die  Reste 
dieses  alten  begüterten  Feudaladels  aufs  engste  an  den  König 
an.  Sie  bilden  zugleich  mit  einer  Reihe  jüngerer  Geschlechter 
des  neuen  (niederen)  Beamtenadels  die  königliche  Gefolgschaft 
(hird)  und  gehen  allmählich  —  besonders  unter  König  Magnus 
Lagaböter  (1263 — 1280)  —  in  die  Stellung  eines  Hofadels  über. 

Nach  unten  verbreiterte  sich  inzwischen  infolge  Auskaufs  der 
Eigentumsbauern  durch  die  Nachkommen  der  in  den  Wikinger- 
zügen reichgewordenen  Seekönige  und  Krieger,  und  besonders 
seitdem  sich  vom  12.  Jahrhundert  ab  die  Kirche  eifrig  am  Grund- 
besitzerwerb beteiligt,  die  Klasse  der  Leiländinger.  Der  Adel, 
die  reicheren  Grundbesitzer  und  die  Kirche  geben  die  Höfe,  die 
sie  nicht  selbst  bewirtschaften  können,  pachtweise  ab,  und  so 
wird  seit  dem  9.  Jahrhundert  der  Stand  der  Leiländinger  immer 
zahlreicher;  seit  dem  12.  Jahrhundert  bildet  er  das  Gros  des 
Volks. 

Persönlich  und  politisch  vollkommen  frei  wie  ein  Eigentums- 
bauer, übernahm  in  älterer  Zeit  der  Leiländing  das  Gut  von  dem 
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Verpächter  (Landdrot)  zu  Pacht  für  ein,  später  drei  Jahre.  Doch 
blieh  auch  nach  Ablauf  der  Pachtperiode  das  Pachtverhältnis 
(Bygsel)  gewöhnlich  unverändert  weiter  bestehen ;  auch  durch 
den  Tod  des  Leiländings  erfuhr  es  keine  Auflösung,  konnte 
vielmehr  von  den  Erben  noch  für  ein  Jahr  fortgeführt  werden. 
Der  Pachtzins  oder  die  Landschuld  (landsleiga,  landskyld)  wurde 
bis  ins  14.  Jahrhundert  in  Naturalien  (Korn,  Butter,  Talg,  Fischen, 
Salz,  Häuten,  Fellen)  entrichtet.  Ursprünglich  war  sie  Gegenstand 
freier  Verabredung  zwischen  dem  Landdrot  und  dem  Leiländing 
und  einziges  Nutzungsäquivalent.  Als  aber  infolge  der  allge- 
meinen Verbreitung  des  Landpachtverhältnisses  die  Heersteuer 
(Leding)  auf  den  Grundbesitz  in  einem  bestimmten  Verhältnis 
zu  seiner  in  Geld  ausgedrückten  Landschuld  verteilt  wurde,  lag 
es  im  Interesse  des  Landdrots,  die  Landschuld  nicht  zu  erhöhen, 
und  so  wurde  diese  zu  einer  festen,  unabänderlichen  Abgabe. 
Um  sich  auf  andere  Weise  ein  Entgelt  zu  verschaffen,  welches 
dem  Steigen  des  Bodenwerts  entsprach,  nahm  der  Landdrot 
neben  der  Landschuld  eine  Zugabe  (tilgjöf).  Diese  wurde  meist 
in  der  stillschweigenden  ^)  Voraussetzung,  daß  die  Pacht  nicht 
aufgehoben  wurde,  solange  der  Pächter  zu  bleiben  wünschte,  nur 
einmal  erlegt,  und  ihre  Höhe  wurde  unter  dem  Eindruck  der 
Lebenslänglichkeit  der  Abmachung  bestimmt.  Neben  dieser  Zu- 
gabe, welche  an  die  Seite  der  Landschuld  trat,  wurde  dann  dem 
Leiländing  eine  weitere  Verpflichtung  auferlegt.  Es  hatte  sich  die 
Sitte  eingebürgert,  daß  die  Leiländinger  ihren  Landdrot  oder  dessen 
Bevollmächtigte  gelegentlich  der  bei  Ablauf  der  legalen  Pachtperiode 
erfolgenden  Besichtigung  des  Hofs  mit  einem  Gastmahl  (veitzla, 
veizle)  empfingen,  welches  wohl  auch  von  weiteren  Gaben  be- 
gleitet war.  Bald  forderte  der  Landdrot  oder  sein  Bevollmäch- 
tigter dies,  was  ihm  anfangs  freiwillig  gewährt  worden  war, 
als  eine  Pflicht  von  selten  des  Leiländings  und  wandelte  diese 
Veizlepflicht  in  eine  Gelbabgabe  um,  die  anfänglich  nur  von 
Fall  zu  Fall  zu  zahlen  war,  vom  13.  Jahrhundert  ab  zu  einer 
regelmäßigen  Pachtabgabe  wurde. 

1)  Nach  K.  VON  Amira,  Nordgerman.  Oblig.-Recht  II,  S.  756,  kommen 
Verträge,  die  ausdrücklich  auf  Lebenszeit  des  Pächters  abgeschlossen  sind, 
schon  seit  dem  13.  Jahrhundert  vor. 
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Hinsichtlich  der  Bewirtschaftung:  des  Gutes  hatte  der  Leilän- 
ding  vollkommene  Freiheit;  er  durfte  nur  das  Gut  nicht  ver- 
schlechtern, keinen  Raubbau  treiben  und  mußte  ein  Viertel  des 
Ackerlandes  als  Brachfeld  liegen  lassen. 

Abgesehen  von  den  zu  entrichtenden  Abgaben  unterschied  er 
sich  in  keiner  Weise  von  den  freien  Bauern.  Auch  seine  wirt- 
schaftliche Lage  war  in  dieser  ältesten  Zeit  durchaus  günstig. 

Das  ältere  Bygsel  zeigt  große  Ähnlichkeit  mit  den  billigen 
mittelalterlichen  Pachtverhältnissen  in  anderen  germanischen  Län- 
dern, insbesondere  mit  der  älteren  jütischen  und  schleswigschen 
Feste  und  dem  niedersächsischen  Meierhofsverhältnisse.  In 
Schleswig  ist  die  ursprüngliche  Pacht  oder  Schuld  eine  ebenfalls 
frühzeitig  fixierte  geringe  Leistung,  zu  der  sich  später  ein  Antritts- 
geld gesellt. 

2.   Die    norwegische   Agrarverfassung    während    der 
Union  der  drei  nordischen  Reiche  (1397 — 1521). 

Im  Juni  des  Jahres  1397  erfuhr  die  politische  Verfassung 
Norwegens  eine  tiefgreifende  Änderung.  Durch  die  Kalmarer 
Union  wurden  unter  der  Königin  Margarete  die  bereits  im  Jahre 
1380  durch  König  Olaf  Haakonssön  vereinigten  Reiche  Norwegen 
und  Dänemark  noch  mit  Schweden  verbunden. 

Bei  der  politischen  und  sozialen  Verschiedenheit  der  drei 
Nationen  konnte  diese  künstliche  Vereinigung  kein  Boden  sein, 
aus  dem  ein  gesundes  Staatsgebilde  zu  ersprießen  vermochte.  So 
erfolgte  denn  auch  nach  einer  für  keines  der  drei  Reiche  glück- 
lichen Unionszeit  von  125  Jahren  unter  Christian  II.  im  Jahre  1521 
die  Losreißung  Schwedens,  die  zwei  Jahre  später  durch  Gustav 
Wasas  Königtum  ihre  Bekräftigung  erfuhr.  Fast  gleichzeitig 
verlor  Christian  IL  aush  seine  beiden  anderen  Reiche.  Der 
Reformation  zugeneigt  und  rücksichtslos  auf  die  Hebung  der 
unteren  Stände  bedacht,  brachte  er  Kirche  und  Adel  gegen  sich 
auf.  Ein  unglücklicher  Krieg  mit  der  Hansa  verschärfte  die  all- 
gemeine Mißstimmung.  Durch  einen  Volksaufstand  von  Jütland 
aus  bedroht,  verließ  Christian  mutlos  sein  dänisches  Reich  und 
gab  damit  zugleich  Norwegen  verloren. 
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Während  der  ganzen  Unionszeit  hatten  Schweden  und  Däne- 
mark mit  ihrer  mächtigen,  übermütigen  Aristokratie  im  schrofifen 
Gegensatz  zu  dem  bäuerlichen  Norwegen  gestanden,  dessen  Adel 
keine  politische  Bedeutung  besaß  und  dessen  Macht  zur  See  der 
stärkeren  Hansa  Platz  gemacht  hatte.  Norwegen  spielte  während 
der  Union  deshalb  eine  durchaus  passive  Rolle.  Die  Könige 
residierten  nicht  im  Lande,  und  für  eine  Vertretung  des  Herr- 
schers durch  einen  Statthalter  war  auch  nicht  immer  gesorgt. 

Der  norwegische  Adel  zerfiel  in  einen  hohen  und  einen 
niederen. 

Von  dem  alten  Feudaladel,  der  jetzt  Reichsratsadel  ^)  genannt 
wurde,  war  ein  Geschlecht  nach  dem  andern  ausgestorben  ^). 
Infolge  des  Zusammenschmelzens  dieser  alten  Aristokratie  hatte 
sich  ihr  Grundbesitz  stark  in  einzelnen  Händen  angehäuft,  und 
damit  war  ihre  Vornehmheit  gewachsen.  Sie  bildete  jetzt  einen 
engen  und  streng  abgeschlossenen  Kreis  und  der  Abstand 
zwischen  ihr  und  dem  niederen  Adel  war  fast  unüberbrückbar 
geworden. 

Innerhalb  der  zum  niederen  Beamtenadel  gehörigen  Geschlechter 
war  unterdessen  die  entgegengesetzte  Bewegung  vor  sich  ge- 
gangen: indem  sie  sich  stark  verzweigten,  sanken  sie  herab. 
Am  Schlüsse  des  13.  Jahrhunderts  hatte  es  unter  diesen  Ge- 
schlechtern noch  viele  gegeben,  die  bezüglich  Ansehens  und  Ein- 
flusses dem  Hochadel  wenig  nachstanden.  Im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert dagegen  hört  man,  da  sie  allmählich  ihren  aristokratischen 
Rang  verloren,  immer  weniger  von  ihnen.  Einzelne  Familien,  deren 
Mitglieder  noch  am  Ende  des  13.  und  am  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts Ritter-  und  Knappentitel  geführt  und  Ehrenämter  oder 
Stellungen  als  Sysselmänd  und  Lagraänd  im  Staatsdienst  inne- 
gehabt hatten,  sehen  wir  im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts 
reine  Bauern  werden.  Sie  gehörten  auch  fernerhin  zu  den  an- 
gesehensten Geschlechtern  ihres  Bezirks,  aber  sie   hatten  keinen 


1)  Der  norwegische  Reichsrat,   dem   diese  Geschlechter  angehörten,   war 
eine   parlamentarische  Versammlung   der   geistlichen  und  weltlichen  Großen. 

2)  Vgl.  J.  E.  SARS,  Udsigt  over  den  norske  Historie  III,  S.  215  u.  216. 
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Anspruch  auf  einen  darüber  hinausreichenden  Einfluß.  Andere 
behaupteten,  soweit  sie  Titel  und  Wappen  führten,  wohl  eine 
Art  aristokratischen  Rang,  aber  auch  sie  traten  allmählich  zurück 
und  sahen  sich  auf  rein  private  Tätigkeit  angewiesen.  Das 
politische  wie  gesellschaftliche  Niveau  des  niederen  Adels  war 
so  im  allgemeinen  ein  sinkendes.  Am  Schlüsse  des  13.  und 
Beginn  des  14.  Jahrhunderts  hatten  sich  Hochadel  und  niederer 
Adel  noch  durch  gegenseitige  Heiraten  verbunden.  Im  15.  Jahr- 
hunderts hörte  das  vollständig  auf,  der  Abstand  zwischen  beiden 
war  zu  groß  geworden.  Die  wenigen  Geschlechter  aber,  welche 
jetzt  die  alte  Lendermändsaristokratie  repräsentierten  und  deren 
Grundbesitz  unter  sich  teilten,  sahen  sich  dazu  genötigt,  soweit 
sie  außerhalb  ihres  eigenen  Kreises  gehen  mußten,  ihre  Ehen  im 
Auslande  zu  suchen,  und  so  gelangte  allmählich  ein  Teil  des  sich 
bei  ihnen  anhäufenden  Landbesitzes  in  die  Hände  fremder,  be- 
sonders dänischer  Geschlechter. 

Der  Bauer  war  in  dieser  Periode  frei  wie  bisher;  doch 
fehlte  es  nicht  an  Übergriffen  seitens  des  Adels  auf  seine  alt- 
überkommene Freiheit. 

Da  durch  das  Fehlen  einer  energischen  Zentralgewalt  die 
Rechtssicherheit  gelitten  hatte  und  eine  wirksame  Kontrolle  über 
die  neuen,  an  die  Stelle  der  altnorwegischen  Beamtenschaft  ge- 
tretenen, feudal  zugeschnittenen  Lehnsinhaber  und  Vögte  sowie 
über  die  privaten  reichen  Landdrots  und  deren  Bevollmächtigte 
nicht  bestand,  konnten  Übergriffe  dieser  nicht  immer  verhindert 
werden.  Unter  diesen  Umständen  und  infolge  der  fortwährenden 
Kriege,  in  welche  die  drei  Reiche  verwickelt  waren,  hatten  sich 
sowohl  die  eingeborenen  (in  Nachahmung  der  Zustände  in  Dänemark 
und  Deutschland)  wie  auch  die  aus  diesen  Ländern  eingewanderten 
Lehnsinhaber,  welche  in  den  Gewohnheiten  der  Bauernvergewalti- 
gung groß  geworden  waren,  den  Bauern  und  besonders  den 
Leiländingern  gegenüber  mancherlei  Gewalttaten  und  Übergriffe 
erlaubt,  wie  sie  bisher  in  Norwegen  unmöglich  gewesen  waren. 
Zu  einer  ähnlichen  Bedrückung  der  Pächter,  wie  sie  damals  in 
Dänemark  gang  und  gäbe  war,  konnte  es  in  Norwegen  indessen 
doch  nicht  kommen.  Dazu  zeigte  der  norwegische  Bauer  zu  viel 
Freiheitssinn.    Wenn  die  Anmaßung  der  adeligen  Lehnsinhaber 
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ZU  groß  wurde,  erhob  er  sich  gegen  die  Machthaber  ')  und  suchte, 
gestützt  auf  das  alte  norwegische  Recht  '^),  Schutz  beim  Könige. 
Im  Jahre  1436  kam  es  sogar  zu  einem  allgemeinen  Bauernauf- 
stand in  Südnorwegen,  und  aus  den  Bedingungen  eines  Waffen- 
stillstandes, welcher  zwischen  Bauern  und  der  Regierungspartei 
geschlossen  wurde,  geht  hervor,  daß  die  ersteren  in  diesem 
Augenblick  die  Stärkeren  gewesen  sind.  Ein  weiterer  Bauern- 
aufstand im  Jahre  1508  wurde  dann  allerdings  von  Herzog 
Christian  (dem  späteren  Christian  IL)  unterdrückt  und  mit  der 
Hinrichtung  der  Anführer  bestraft. 

Die  wirtschaftliche  Lage  der  Bauern  war,  soweit  man  sehen  kann, 
in  dieser  Zeit  im  großen  und  ganzen  nicht  ungünstig.  Zwar  hatte 
ihnen  noch  in  dieser  Zeit  die  Krone  zwangsweise  Hand-  und 
Spanndienste  auf  den  Schlössern  und  Königshöfen  auferlegt,  und 
die  Adeligen  hatten  begonnen,  ihre  Leiländinger  zu  Arbeiten  auf 
den  Edelhöfen  (Sädegaarder),  d.  h.  auf  den  Höfen,  die  sie  selbst 
bewirtschafteten  und  bewohnten,  zu  verpflichten,  aber  als  drückend 
empfundene  Lasten  machten  sich  diese  Arbeits  Verpflichtungen 
zunächst  noch  nicht  fühlbar.  Immerhin  dürfte  an  einzelnen 
Stellen  die  Lage  der  Bauern  auch  schon  zu  dieser  Zeit  ohne 
die  Pflichtarbeiten    günstiger    gewesen   sein.      Und   ein   anderes 


1)  In  einigen  Briefen  der  Bauern  des  Lehns  Borgessyssel  vom  Jahre  1424 
lieklagen  sie  sich  darüber,  daß  ein  gewisser  Herman  Molteke  aus  mecklen- 
burgischem Geschlecht  „mit  seinen  Leuten  bei  ihnen  einritt  und  mit  Gewalt 
einkehrte,  so  daß  sie  nichts  machen  konnten,  mit  sich  entbot,  wen  er  wollte, 
und  nicht  eher  fortzog,  als  er  wollte  —  was  kein  Vogt  vor  ihm  getan 
hätte".  Außerdem  hatte  er  Leute  festgesetzt,  sie  aus  dem  Lehn  geführt 
oder  ihnen  ihr  Gut  weggenommen  ohne  Gesetz  und  Urteil.  „Wir  armen 
Leute",  heißt  es  zuletzt,  „fürchteten  da,  daß  er  das  mit  mehreren  machen 
könnte,  und  verjagten  ihn  aus  dem  Lehn."  Er  kam  jedoch,  nachdem  er  den 
Bauern  Versprechungen  gemacht  hatte ,  wieder ,  hielt  indessen  die  Ver- 
sprechungen nicht,  und  schon  das  Jahr  darauf  schickten  die  Bauern  von 
neuem  einen  Klagebrief  über  ihn  an  den  König  (Erich),  worin  sie  drohten, 
ihre  Höfe  zu  verlassen,  sofern  der  König  ihnen  nicht  einen  anderen  Vogt 
gäbe  (Dipl.  Norv.  II,  680,  681,  683). 

2)  In  einem  Brief  der  Bauern  von  Tunsbergs  Leu  vom  12.  August  1424 
heißt  es:  „Nun  unterstellen  wir  unsere  Sache  Eurer  Gnade,  dem  Gesetzbuch 
Norwegens  und  den  Ketterbods,  welche  die  heiligen  Könige  Magnus  und 
Haakon  uns  gegeben  haben  (Dipl.  Norv.  I,  696). 
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kam  noch  hinzu.  Während  vor  Begründung  des  hanseatischen 
Handelsmonopols  die  Überschüsse,  welche  das  südliche  Norwegen 
an  Getreide  geliefert  hatte,  den  Bedarf  der  nördlichen  Teile  des 
Landes,  besonders  Haalogalands,  immer  gedeckt  hatten,  Nor- 
wegen also  der  Einfuhr  fremden  Getreides  nicht  bedurft  hatte, 
wurde  dann  im  14.  Jahrhundert  die  Zufuhr  gröberer  Kornsorten 
durch  die  Hanseaten  regelmäßig.  Inwieweit  hierdurch  die  nor- 
wegische Landwirtschaft  beeinflußt  wurde,  steht  dahin.  Eine 
Schädigung  der  Bauern  in  einzelnen  Gegenden  des  Landes  dürfte 
die  Getreidezufuhr  durch  die  Deutschen  sicher  bedeutet  haben, 
wie  überhaupt  deren  Handelsherrschaft  für  das  Land  verderblich 
war. 

Politisch  betätigte  sich  der  norwegische  Bauer  seit  der  Union 
nicht  mehr.  Er  ging  in  seinen  Privatinteressen  auf,  was  sich 
u.  a.  in  seinem  ängstlichen  Bemühen  zeigte,  gewalttätigen  Lehns- 
inhabern und  habgierigen  Vögten  gegenüber  Freiheit  und  Selb- 
ständigkeit zu  wahren.  Für  eine  würdige  Stellung  des  Vaterlands 
den  andern  Unionsländern  gegenüber  fehlte  ihm  jedes  Interesse, 
und  selbst  wenn  der  Sinn  dafür  bei  ihm  vorhanden  gewesen 
wäre,  hätte  er  aus  Mangel  an  Gemeinsinn  wie  an  tüchtigen 
Führern  dem  Vaterland  eine  bessere  Stellung  doch  nicht  schaffen 
können. 

Es  war  eigentlich  nur  die  Geistlichkeit  mit  dem  Erz- 
bischof an  der  Spitze,  welche  einige  Selbständigkeit  bewahrte. 
In  den  Unionskämpfen  war  sie  denn  auch  beständig  gegen  die 
Vereinigung.  Aber  dieselbe  ehrfurchtgebietende  Stellung,  die  sie 
früher  gehabt  hatte,  nahm  sie  jetzt  auch  nicht  mehr  ein. 

3.    Die    norwegische    Agrar Verfassung    während    der 
dänisch-norwegischen    Union    bis    zur   Verfassungs- 
änderung im  Jahre  1660. 

Nach  Christians  IL  Entthronung  wurde  Herzog  Friedrich  von 
Schleswig-Holstein  als  Friedrich  I.  (1524 — 1533)  vom  jütischen 
Adel  zum  Könige  von  Dänemark  gewählt  und  darauf  auch  in 
Norwegen  anerkannt.  Es  folgt  nunmehr  die  nahezu  300jährige 
Vereinigung    Norwegens    mit    Dänemark.      Diese    Zeit 
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bedeutet  anfänglich  sowohl  auf  politischem  wie  hauptsächlich 
durch  die  mangelhafte  Bildung  der  norwegischen  Geistlichkeit 
und  das  schlechte  Unterrichtswesen  auch  auf  geistigem  Gebiete 
einen  Niedergang  für  Norwegen.  Viele  glänzenden  Tugenden 
der  alten  Nordmänner  verblassen,  und  das  norwegische  Volkstum 
gerät  in  mancher  Beziehung  in  Gefahr,  völlig  zu  verschwinden. 
Doch  bessert  sich  die  wirtschaftliche  Lage  des  Landes  immerhin 
im  Gegensatz  zu  der  in  der  Zeit  der  Vereinigung  aller  drei  Reiche. 
Und  mit  der  allmählich  eintretenden  Gleichstellung  beider  Länder 
entwickelt  sich  auch  wiederum  politische  Selbständigkeit  und 
Geistesbildung  in  Norwegen. 

Unter  Friedrich  L  begann  in  Dänemark  ohne  Schwierigkeit 
d  i  e  E  i  n  f  ü  h  r  u  n  g  d  e  r  R e  f  0  r  m  a t  i  0  n ;  König,  Adel  und  Bürger- 
tum neigten  ihr  zu.  In  Norwegen  dagegen,  wo  Adel  und  Bürger- 
schaft ^)  einflußlos  waren,  lag  die  Entscheidung  bei  den  Bauern, 
und  da  deren  konservativer  Sinn  sich  gegen  die  Reformation 
richtete,  war  ein  Konflikt  mit  dem  König  und  der  Regierung 
unvermeidlich.  Denn  auch  in  Norwegen  ließen  Einziehungen 
von  reichen  Klöstern,  welche  an  dänische  Adlige  und  königliche 
Diener  übertragen  wurden,  eine  Kirchenveränderung  befürchten. 
Dazu  strömten  mehr  und  mehr  dänische  Adlige  nach  Norwegen 
ein.  Der  damalige  Erzbischof  Olaf  Engelbrektsön  fürchtete  des- 
halb für  die  Kirche  und  für  des  Landes  Selbständigkeit  und 
setzte  sich  mit  dem  im  Auslande  weilenden  Kronprätendenten 
Christian  IL  in  Verbindung.  Allein  dieser  wurde  1532  in  Nor- 
wegen gefangen  genommen.  Friedrichs  Sohn,  Christian  III. 
(1533 — 1559),  unterdrückte  den  Aufstand  in  Norwegen, 
brach  den  letzten  Widerstand  gegen  die  neue  Lehre,  und  die 
Reformation  wurde  im  Jahre  1536  in  beiden  Ländern  durch- 
geführt. 

Das  unterworfene  Norwegen  aber  verlor  seinen  Reichsrat, 
und  viele   dänische  Adlige  kamen   ins  Land,   in  dem   sie  Lehen 


1)  Während  man  in  Dänemai-k  bei  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  90  Handels- 
städte mit  ungefähr  100  000  Einwohnern  zählte,  gab  es  in  Norwegen  damals 
nicht  mehr  wie  17  Städte,  Marktflecken  und  Strandstelleu  mit  einer  Ein- 
wohnerzahl von  kaum  10  000  Seelen  (E.  Sars,  Udsigt  over  den  norske 
Historie  III,  S.  257). 
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und  Ämter  erhielten.  Doch  wurde  das  Land  auch  fernerhin  als  ein 
Königreich  bezeichnet.  Es  behielt  auch  seine  besondere  Gesetz- 
gebung sowie  zum  Teil  auch  seine  eigene  innere  Verwaltung, 
deren  Beaufsichtigung  und  Leitung  dem  Kanzler^)  als  höchstem 
Beamten  zustand.  Im  Jahre  1572  wurde  in  Norwegen  sogar  ein 
Statthalter  ^)  eingesetzt,  welcher  an  die  Spitze  der  Regierung  trat 
und  im  Namen  des  Königs  die  Aufsicht  über  die  Rechtspflege, 
über  die  Erhebung  sowie  Einsendung  der  Steuern,  über  das 
Krongut,  die  Kirche  und  Geistlichkeit,  sowie  darüber  zu  führen 
hatte,  daß  die  Lehnsinhaber  und  Vögte  die  Bauern  nicht  be- 
drückten. Später,  1588,  erhielt  er  auch  noch  den  Oberbefehl 
über  die  Volksbewaffnung.  Trotzdem  die  Amtsgeschäfte  des 
Kanzlers  im  großen  und  ganzen  auf  den  Statthalter  übergingen, 
wurde  die  Würde  des  ersteren  nicht  aufgehoben,  sondern  er 
wurde  jetzt  im  Ehrendienst  des  Königs  beschäftigt. 

Der  geistliche  Besitz^)  wurde  dem  König  als  Staats- 
kirchengut unterstellt.  Von  diesem  wurde  das  Klostergut  zu- 
gunsten der  Krone  eingezogen,  und  von  dem  ehemals  der  Kirche 
gehörigen  Land  eigneten  sich  unter  der  nach  der  Reformation 
herrschenden  Verwirrung  einen  Teil  die  Adligen,  Vögte  und 
Bauern  an.  Die  große  Menge  der  bisherigen  geistlichen  Güter 
blieb  aber  weiter  in  der  alten  Weise  verwendet,  und  die  Kirchen, 
Priesterämter,  Schulen  und  Hospitäler  behielten  ihre  Benefizien 
und  Einnahmen.  Übrigens  war  der  Kirchenbesitz  nach  der 
Reformation  in  sehr  ti'auriger  Verfassung.  Die  Kirchen  und 
Priesterhöfe  waren  vielfach  verfallen,  und  die  Bevölkerung  zeigte 
sich  durchaus  nicht  immer  willig,  zu  ihrer  Wiederinstandsetzung 
beizutragen.  Trotzdem  die  norwegische  Geistlichkeit  auch  weiter 
noch  in  gewissem  Grade  Steuerfreiheit  genoß,  befand  sie  sich 
nach  der  Reformation  in  recht  trauriger  wirtschaftlicher  Lage. 


1)  Das  Kanzleramt  wurde  bis  zum  Jahre  1547  dem  Propst  an  der  Maria- 
kirclie  in  Oslo,  von  da  ab  einem  oder  dem  anderen  der  hervorragenderen 
Adligen  des  Landes  übertragen. 

2)  Das  Statthalteramt  war  bis  1660  mit  der  Stellung  des  Lehnsiuhabers 
von  Akershus  vereinigt. 

3)  Vgl.  Ebbe  Hertzberg,  Om  Eiendomsretten  til  det  norske  Kirkegods, 
Kristiania  1898. 
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Die  lokalen  Institute  und  Stiftungen  sehen  wir  noch  nahezu 
ein  Jahrhundert  nach  der  Reformation  in  anerkannter  Ausübung 
ihres  sogenannten  Eigentumsrechts.  Doch  wurden  gewisse,  einem 
kirchlichen  Institute  besonders  zugewiesene  Mittel  auch  auf  andere 
Institute  überführt,  entweder  die  der  einen  Kirche  auf  eine  andere 
oder  die  von  Kirchen  auf  Schulen  oder  auf  das  Bischofsamt. 
Nur  zu  rein  weltlichen  Zwecken  sollte  der  Ertrag  der  nicht 
säkularisierten  bona  ecclesiastica  nicht  benutzt  werden.  Diese 
Auffassung  hielt  sich  indessen  nicht  auf  die  Dauer,  und  schon 
in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  bricht  sich  die  An- 
schauung Bahn,  daß  der  Besitz  der  Kirchen,  Priesterämter, 
Hospitäler  und  Schulen  „verlehntes  Krongut"  sei.  Im  Jahre  1621 
vertritt  nämlich  ein  Lehnsinhaber  die  Anschauung,  daß  ihm  das 
Bygselrecht  sowohl  über  die  Güter  der  Kirchen  wie  der  Priester- 
ämter zustehe,  und  dieselbe  Auffassung  liegt  einem  Königsbrief 
vom  Jahre  1649  und  einer  Schrift^)  vom  Jahre  1656  zugrunde^). 

Innerhalb  der  alten  nationalen  Aristokratie  hatte  sich  die  oben 
gekennzeichnete  Entwicklung  unterdessen  fortgesetzt.  Der  niedere 
Adel  ist  jetzt  vollständig  im  Stande  der  Odelsleute  aufgegangen, 
wodurch  ein  gewisser  Glanz  über  diese  Klasse  geworfen  wurde, 
und  vom  höhereu  Adel  waren  nur  noch  wenige  Geschlechter 
übrig.  Schon  in  Christians  II.  Antwort  auf  die  Forderung  des 
norwegischen  Reichsrats ,  daß  Lehen  des  Reichs  nur  an  ein- 
geborene Adlige  vergeben  werden  sollten,  findet  sich  als  Grund 
für  die  Ablehnung  angeführt,  daß  der  norwegische  Adel  damals 
fast  ausgestorben  war.  Das  norwegische  Volk  war  in  recht 
eigentlicher  Weise  und  mehr  als  vorher  und  nachher  ein  Bauern- 
volk geworden.  Der  letzte  Rest  des  alten  norwegischen  Hoch- 
adels aber  hatte  sich  mit  dem  dänischen  verschwägert.  Dadurch 
war  der  größte  Teil  des  adligen  Grundbesitzes  an  dänische 
Familien  übergegangen,  die  sich  in  Norwegen  niederließen  und 
in  der  Folgezeit  den  tonangebenden,  reichsten  und  angesehensten 
Teil  des  norwegischen  Adels  bildeten. 


1)  Arnt  Berntsön,  Danmarks  og  Norges  frugtbare  Herlighed. 

2)  A.   Taranger,    Om    Eiendomsretten    til    de    norske    Prästegaarde. 
Kristiania  189G.     Särtryk  af  „Norsk  Eetstideude". 
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Schon  unter  der  Kalmarer  Union  hatten  die  Unionskönige 
begonnen,  fremden  Adligen  norwegische  Lehen  zu  übertragen, 
und  zwar  gegen  Abgaben,  welche  sehr  oft  recht  unbedeutend 
waren  im  Verhältnis  dazu,  was  die  Lehen  einbrachten.  Doch 
die  Belehnungen  zu  dieser  Zeit  waren  noch  nicht  sehr  zahlreich 
und  nur  vorübergehender  Natur,  so  daß  sie  nur  in  den  seltensten 
Fällen  zur  dauernden  Ansiedlung  fremder  Adelsfamilien  führten. 
Dagegen  kurz  vor  und  ganz  besonders  nach  der  Reformation, 
als  der  Staat  ungefähr  74  des  Guts  der  Geistlichkeit  eingezogen 
hatte  und  sich  so  die  Möglichkeit  zahlreicherer  Belehnung  ergab, 
kamen  mehr  Adlige,  dänische  und  auch  einige  deutsche,  ins 
Land,  wo  sie  Lehen  und  Ämter  erhielten.  Die  hohen  Ämter 
waren  Norwegern  nahezu  völlig  verschlossen^).  Aber  auch  die 
Verwaltung  lag  lange  Zeit  ganz  und  gar  und  die  Jurisdiktion 
teilweise  —  soweit  sie  nämlich  von  königlichen  Richtern  aus- 
geübt wurde  —  in  den  Händen  fremder  Adliger.  Zu  einer  Ein- 
wanderung größeren  Stils  kam  es  trotzdem  nicht,  da  die  dauernde 
Ansiedlung  in  Norwegen  nicht  Vorbedingung  für  Übertragung 
von  Ämtern  und  Lehen  war.  Es  scheint,  daß  sich  nur  die  Fa- 
milien dauernd  in  Norwegen  angesiedelt  haben,  welche  sich  mit 
der  alten  norwegischen  Aristokratie  verschwägerten  und  Grund- 
besitz erwarben.  Jedenfalls  kennt  man  nur  einige  wenige 
Familien,  die  nach  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  einwanderten. 
Der  Zuwachs  von  fremden  Adelsfamilien  kann  für  die  ganze  Zeit 
von  der  Reformation  bis  gegen  1660  (Einführung  der  Verfassungs- 
änderung) kaum  auf  mehr  als  einige  dreißig  angeschlagen 
werden  ^). 

Naturgemäß  machte  es  böses  Blut,  daß  ein  großer  Teil  der 
Verwaltung,  die  hohen  Ämter  sogar  ausschließlich,  in  den  Händen 
von  Dänen  oder  dänisch  gesinnter  Adliger  lag,  deren  Amts- 
führung   zu    beständigen   Klagen   Anlaß  gab.      Tatsächlich   ent- 


1)  Vgl.  T.  H.  AscHEHOUG ,  Statsforfatningen  i  Norge  og  Danmark  indtil 
1814,  Kristiania  1856,  S.  409 ;  J.  E.  Saus,  Udsigt  over  den  norske  Historie  IIJ, 
S.  295  und  296. 

2)  Vgl.  SARS,  Norge  under  Foreningen  med  Danmark  in:  Nordisk  Uui- 
versitetstidskrift  VI,  1860,  S.  7  und  8. 
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wickeln  sich  jetzt  auch  Verhältnisse,  die  diese  Klagen  recht- 
fertigen. Das  Unionskönigtum  war  dem  norwegischen  Bauernvolk 
wohlgesinnt,  dem  gegenüber  es,  da  Norwegen  als  ein  Erbreich 
galt  ^),  eine  viel  freiere  Stellung  hatte,  als  es  in  dem  unter  der 
Adelsherrschaft  leidenden  Wahlreiche  Dänemark  der  Fall  war. 
Aber  die  Macht  der  Unionsregierung  lag  zu  sehr  bei  den  dem 
dänischen  Reichsrate  angehörigen  Adligen,  als  daß  die  Könige 
energisch  zugunsten  der  Norweger  hätten  eingreifen  können. 
Obschon  die  Schilderungen  von  der  Tyrannei  der  Lehnsinhaber 
recht  übertrieben  sein  dürften,  steht  doch  fest,  daß  das  Regi- 
ment der  dänischen  Aristokratie  oft  willkürlich  und  schlecht 
war.  Die  Lehnsinhaber  wohnten  auf  dem  größten  und  am 
günstigsten  gelegenen  Hofe  ihres  Lehns.  Von  diesen  ihren 
Residenzen  aus  regierten  sie  so  gut  wie  unabhängig  mit  ihren 
Dienern  oder  Privatbevollmächtigten  und  waren  im  Besitz  sowohl 
der  militärischen  wie  zivilen  Macht.  Alle  Klagen  über  die 
Amtsführung  der  Adligen  sollten  vor  die  Ständeversammlungen 
oder  Herrentage  ^)  gebracht  werden.  Aber  diese  traten  unregel- 
mäßig und  mit  langen  Zwischenräumen  zusammen,  und  unter- 
dessen konnte  vieles  ungestraft  gegen  Recht  und  Gesetz  geschehen. 
Im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  bürgerte  sich  der  Brauch  ein,  zur 
Instandhaltung  der  Residenzen  und  Bebauung  der  dazugehörigen 


1)  Der  dänische  Reichsrat  weigerte  sich  allerdings,  die  Erblichkeit  der 
Krone  Norwegen  anzuerkennen,  und  schrieb  sich  selbst  das  Recht  der  Wahl 
des  Königs  von  Dänemark  und  Norwegen  zu;  allein,  von  den  Königen 
gestützt,  war  doch  im  großen  und  ganzen  die  norwegische  Auffassung  von 
der  Erblichkeit  des  Königtums  maßgebend. 

2)  Die  norwegischen  Herrentage  entsprachen  dem  dänischen  Reichsrat. 
Sie  waren  in  gewisser  Beziehung  unvollständige  Versammlungen  desselben, 
dänische  Provinzialversammlungen.  Schon  in  der  Uuionszeit  aller  3  Reiche, 
aber  besonders  nach  der  Reformation  war  es  Sitte  geworden,  daß  der  König 
in  gewissen  mehrjährigen  Zwischenräumen  ein  oder  mehrere  dänische  Reichs- 
ratsmitglieder zugleich  mit  anderen  guten  Männern,  d.  h.  Mitgliedern  des 
dänischen  Adels,  nach  Norwegen  schickte,  wo  sie  je  nach  dem  an  der  einen 
oder  anderen  Stelle  —  in  Oslo,  Bergen,  Throndhjem  oder  in  anderen  Orten 
—  zusammen  mit  den  königlichen  Lehnsherren  und  Lagmänd  Versammlungen 
hielten,  welche  sowohl  der  Rechtspflege  wie  der  Entscheidung  eigentlicher 
Staatssachen  dienten. 
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Höfe  nach  dänischem  Muster  von  den  zuuächstwohnenden  Lei- 
ländingern  auf  Kronland  Hilfe  zu  fordern,  und  hierbei  allein 
blieb  es  nicht.  Zum  Krongute  gehörten  weitläufige  Waldstrecken, 
die  nach  Aufkommen  der  Sägemühlen  und  des  Holzhandels  im 
16.  Jahrhundert  hervorragende  wirtschaftliche  Bedeutung  erhielten. 
Eine  große  Anzahl  Schneidemühlen  und  auch  Bergwerke  wurden  für 
königliche  Rechnung  eingerichtet  und  betrieben.  Die  Leiländinger 
der  Krone  und  —  wenigstens  in  gewissen  Distrikten  —  auch 
die  Leiländinger  des  Adels  und  der  Odelsbauern  wurden  jetzt 
dazu  genötigt,  Bau-  und  Brennholz  zu  den  Sägemühlen  und 
Bergwerken  zu  fahren,  und  die  Odelsbauern  scheinen  Bauholz 
sogar  aus  ihren  eigenen  Wäldern  haben  liefern  müssen^).  Daß 
damit  die  soziale  Stellung  der  Bauern  herabgemindert  wurde, 
versteht  sich  von  selbst;  bei  den  Leiläudingern  geht  es  daraus 
hervor,  daß  in  Steuerzetteln  vom  Ende  des  16.  Jahrhunderts  ein 
Teil  derselben,  nämlich  die  Kronleiläudinger,  die  den  Residenzen 
der  Lehnsinhaber,  und  die  Leiländinger  des  Adels ,  die  den 
Edelhöfen  zunächst  wohnten  und  auf  diesen  Arbeiten  verrichteten, 
gleich  der  von  Fronden  am  härtesten  bedrückten  dänischen 
Pächterklasse  „Wocheutagsdiener"  genannt  wurden.  Daß  die 
Arbeitspflicht  eine  nicht  unbedeutende  Last  gewesen  ist,  ersieht 
man  daraus,  daß  den  Wochentagsdienern  der  Krone  im  Anfang, 
denen  des  Adels  in  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  teilweise 
Steuerfreiheit  zugestanden  wurde. 

Dabei  begünstigte  die  Regierung  bisweilen  geradezu  Däne- 
mark auf  Kosten  Norwegens.  So  verbot  Friedrich  H.  und  der 
dänische  Reichsrat  durch  Verordnung  vom  31.  August  1562  den 
Norwegern,  Planken  und  Eichenholz  anderswohin  als  nach  Däne- 
mark auszuführen,  eine  Verordnung,  welche  indessen  bald  wieder 
außer  Kraft  gesetzt  wurde. 

Gegen  diese  Zustände  wurden  viele  Klagen  von  selten  der 
norwegischen  Bauern  laut;  noch  häufiger  indessen  griffen  sie 
kurzerhand  zum  Mittel  der  Selbsthilfe,  und  so  kam  es  zu  häu- 
figen Streitigkeiten  und  Fehden.  Zum  Teil  freilich  haben  auch 
die  Bauern   selbst  Schuld   an    diesen   Zwistigkeiten   oder   durch 


1)  AscHEHOUG,  Statsforfatningen  S.  429, 

Vierteljahrschr.  f.  Social-  u.  Wirtschaftsgeschiclitt.  VII.  16 
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ihre  Art  und  ihr  Benehmen  strenge  Maßnahmen  der  Regierung 
und  Gewalttaten  der  Lehnsherren  selbst  hervorgerufen.  Sie 
waren  eigensinnig  und  streitsüchtig  und  besaßen  ein  stark  aus- 
geprägtes Selbstbewußtsein.  Aus  königlichen  Verordnungen  ist 
zu  ersehen,  daß  sie  an  einzelnen  Stellen  in  Norwegen  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  und  nach  eigenstem  Gutdünken  Versamm- 
lungen und  Gericht  hielten,  ohne  sich  um  die  Obrigkeit  zu 
kümmern,  daß  sie  die  Vögte  absetzten  und  vertrieben  und  sogar 
die  Priester,  welche  die  beliebten  katholischen  Gebräuche  aus- 
rotten wollten  ^),  töteten.  Daß  die  dänischen  Beamten,  in  deren 
Heimat  solche  Gewalttaten  der  Bauern  undenkbar  waren,  diesem 
Tun  gegenüber  Gewalt  brauchten,  liegt  auf  der  Hand. 

Bei  dem  Reichtum  und  der  Macht  des  große  Grundbesitz- 
massen in  seiner  Hand  vereinigenden  Adels  lag  die  Gefahr  nahe, 
daß  er  auch  viele  Bauerngüter  durch  Kauf  oder  Gewalt  an  sich 
bringen  konnte.  Daß  das  erstere  in  ausgedehnterem  Maße 
geschah,  verhinderte  ein  königliches  Verbot  an  die  Lehnsinhaber, 
Bauerngüter  zu  kaufen.  Dies  Verbot  hatte  ursprünglich  wohl 
nur  den  Zweck,  die  Lehnsinhaber  zu  zwingen,  die  Güter,  die 
sie  bekommen  konnten,  für  Rechnung  der  Krone  zu  erwerben 
(s.  kgl.  Briefe  vom  2L  April  1556  und  10.  Juli  1557).  Es 
wurde  übrigens  ungeachtet  dessen,  daß  es  mehrere  Male  wieder- 
holt wurde,  nicht  streng  eingehalten,  und  vermutlich  hat  der 
König  außerdem  bisweilen  davon  dispensiert.  Aber  es  muß 
doch,  besonders  nachdem  es  durch  Verordnung  vom  29.  Juli  1632 
zu  einem  Verbot  dagegen  erweitert  wurde,  daß  die  Vögte  Odelsgut 
zukauften,  sicherlich  einen  Schutz  für  das  Eigentumsrecht  der 
Bauern  am  Land  gebildet  haben.  Außerhalb  ihrer  Lehen  hatten 
die  Adligen  wohl  dasselbe  Recht  wie  alle  anderen,  den  Bauern 
Land  abzukaufen,  aber  dort  hatten  sie  wenig  Gelegenheit,  als 
Nachfragende  aufzutreten.  Wo  es  dem  Adel  glückte,  etwas  von 
dem  den  Odelsbauern  gehörigen  Lande  zu  erwerben,  waren  dies 
zweifellos   solche  Höfe  oder  Hofteile,   die  der  betreffende  Eigen- 


1)  Die  Reformation  war  im  Jahr  1536  allerdings  gesetzlich  eingeführt 
worden,  fand  indessen  erst  nach  langer  Zeit,  nach  Jahrhunderten,  wirklich 
Eingang  beim  Volk  (Saus,  Udsigt  III,  S.  318). 
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tümer  nicht  selbst  bewirtschaftete  und  durch  deren  Übergang  in 
adligen  Besitz  nicht  die  Zahl  der  Bauern  vermindert  wurde, 
die  als  praktische  Landwirte  auf  eigenem  Grund  und  Boden 
saßen. 

Daß  das  Bestreben  der  Lehnsinhaber  darauf  ging,  ihren 
Grundbesitz  durch  Mißbrauch  ihrer  Macht  als  königliche  Beamte 
in  ihren  Lehen  zu  erweitern,  dafür  haben  wir  sichere  Beweise. 
Aber  auch  hierin  sahen  sie  sich  gehindert.  Die  Lehen  konnten 
sein : 

1.  Dienstlehen,  das  sind  Lehen  gegen  die  Verpflichtung  zum 
Unterhalt  einer  gewissen  Anzahl  Krieger, 

2.  Abgabenlehen,  das  sind  Lehen  gegen  eine  gewisse  im  voraus 
bestimmte  Summe, 

3.  Pfandlehen,  das  sind  Lehen,  die  als  Pfand  gegeben  wurden 
für  eine  der  Krone  geliehene  Geldsumme,  und 

4.  Lehen  auf  Rechnung. 

Eine  Möglichkeit  zu  Übergriffen  war  in  den  ersten  drei  Fällen, 
wo  die  Lehen  unmittelbar  der  Verfügung  des  Lehnsinhabers 
unterstanden,  leicht  gegeben,  besonders  bei  den  Pfandlehen'), 
die  auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren,  auf  Lebenszeit  der 
Lehnsinhaber  oder  sogar  darüber  hinaus,  so  daß  das  Lehen  an 
die  Erben  gelangte,  vergeben  waren.  Indessen  die  drei  ersten 
Arten  von  Lehen  waren  in  Norwegen  selten,  und  wo  sie  sich 
fanden,  waren  sie  zumeist  klein.  Die  Hauptlehen  dagegen  — 
Baahus-,  Akershus-,  Bergenhus-  und  Throndhjemslehn  —  sind, 
soviel  bekannt  ist,  nach  1536  nie  unter  anderen  Bedingungen 
als  auf  unbestimmte  Zeit  und  auf  Rechnung  vergeben  worden, 
d.  h.  so,  daß  der  Lehnsinhaber  für  seinen  Dienst  als  Beamter 
mit  einer  gewissen  jährlichen  Geldsumme  oder  mit  Prozenten 
von  den  Einnahmen  des  Lehns  gelohnt  wurde,  während  er  das 
übrige  an  die  Krone  abzuführen  bezw.  darüber  Rechenschaft 
abzulegen  hatte.  Die  vier  Hauptlehen  umfaßten  schon  in  der 
Zeit  kurz  nach  der  Reformation  den  größten  Teil  des  gesamten 


1)  Frau  Sofie  Lykke,  welche  Lister  Len  für  eine  Summe  von  4000  Daler 
in  Pfand  hatte,  und  welche  Bürger  und  Bauern  bedrückt  hatte,  erklärte, 
sie  hätte  das  Lehen  gekauft  und  könne  es  nach  Gutdünken  verwenden. 
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Lehnsgrundbesitzes.  In  der  folgenden  Zeit  wurden  mehr  und 
mehr  kleinere  Lehen  in  sie  eingezogen,  wobei  es  immer  mehr 
üblich  wurde,  daß  auch  die  kleineren  Lehen  auf  Rechnung  ver- 
geben wurden,  wenigstens  bezüglich  der  unbestimmten  Einnahmen, 
bei  denen  besonders  gute  Gelegenheit  zu  Mißbr'äuchen  bestand. 
Nach  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  waren  Pfand-,  Abgaben-  und 
Dienstlehen  nur  noch  ausnahmsweise  zu  finden. 

Aber  auch  da,  wo  die  Lehen  auf  Rechnung  vergeben  waren  und 
ihre  Inhaber  eine  von  gewöhnlichen  öffentlichen  Beamten  nicht 
sehr  verschiedene  Stellung  einnahmen,  war  die  Macht  der  Lehns- 
inhaber immer  noch  ziemlich  ausgedehnt.  Die  Kontrolle  über 
ihre  Amtsführung  konnte  nicht  sehr  scharf  sein,  da  sie  von  einem 
weit  entfernt  liegenden  Land  ausging  und  zumeist  von  Staudes- 
genossen ausgeübt  wurde,  welche  Grund  dazu  hatten,  die  Lehns- 
inhaber, soweit  angängig,  zu  schonen  und  zu  begünstigen. 

In  ihrer  Eigenschaft  als  Repräsentanten  des  Königtums  hatten 
die  Lehnsinhaber  Vergehen  anzuklagen,  an  der  Vollstreckung 
des  Urteils  teilzunehmen  und  die  der  Krone  zufallenden  Bußen 
einzutreiben.  Hierdurch  war  ihnen  Gelegenheit  zu  allerlei  Willkür 
eröffnet.  Das  Gerichtsverfahren  befand  sich  in  wenig  befriedi- 
gender Verfassung,  da  die  richterliche  Gewalt  weiterhin  zum 
wesentlichen  Teil  bei  aus  der  großen  Masse  des  Volkes  ernannten 
Beisitzern  lag,  die  infolge  ihrer  Unwissenheit  bloße  Werkzeuge 
der  Lehnsinhaber  und  der  von  diesen  abhängigen  Vögte  und 
Sorenskriver  (Richter)  waren.  Nach  alter  Regel  kam  es  dem 
Könige  und  in  seinem  Namen  den  Lehnsinhabern  zu,  bei  Ver- 
brechen, wegen  deren  das  Gesetz  die  Schuldigen  für  friedlos  und 
vogelfrei  erklärte,  die  Strafe  in  eine  Geldbuße  umzuwandeln,  die 
den  Umständen  nach  verschieden  sein  konnte.  Wie  aus  den 
Quellen  zu  ersehen  ist,  war  es  nun  nichts  Ungewöhnliches,  daß 
die  Lehnsinhaber,  anstatt  ein  Vergehen  anzuzeigen  und  zur 
Aburteilung  zu  bringen,  sich  unter  der  Hand  mit  den  Schuldigen 
abfanden,  oder  daß  diese,  um  der  Rechtsverfolgung  zu  entgehen_, 
mit  den  Lehnsinhabern  oder  ihren  Vögten  einen  Vergleich  zu 
erreichen  suchten.  In  solchen  Fällen  hatten  es  die  Lehnsinhaber 
leicht,  sich  Grundbesitz  zu  verschaffen.  Sie  schraubten  die  Buße 
derartig  in   die  Höhe,   daß   der  Schuldige   sich   nicht   anders   zu 
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helfen  wußte,  als  daß  er  seineu  Landbesitz  abtrat,  den  sich  der 
Lehnsiuhaber  alsdann  als  sein  Privateigentum  aneignete,  wäh- 
rend er  eine  geringe  Geldsumme  oder  auch  nichts  in  Rechnung 
an  die  Krone  abführte.  In  einem  Königsbrief  vom  16.  De- 
zember 1590  heißt  es  deshalb : 

„Da  zu  Unserer  Kenntnis  gekommen  ist,  daß  in  Unserem 
Reiche    Norwegen    sowohl    Lehnsinhaber    wie    Vögte    und 
Priester  sich  unterstehen,   unter  gewissen  leeren  Vorspiege- 
lungen den  Grundbesitz  der  Bauern  zu  pfänden,  zu  kaufen 
und  zu  erhandeln,   teils  indem  sie  die  Buße,    wenn  jemand 
gröblich   gesündigt   hat,    so   hoch   setzen,    daß   er   sie   nicht 
bezahlen   kann   und   deshalb   dem   Lehnsinhaber   oder   dem 
Vogt    an    seinem   Hof   und    Gut    Kauf-   und   Übergabebrief 
geben   muß,   teils   indem   sie  sich  auf  andere  Weise  in  den 
Besitz   von  Bauernhöfen   setzen,   so  daß  die,   welche   früher 
eigene  Höfe  und  Häuser  hatten,   sie  durch  solche  Hinterlist 
und  schlauen  Handel  verlieren  und  danach  das  Land,  nach 
anderen  Wohnungen  suchend,  durchstreifen  müssen,  so  wollen 
Wir  hiermit  Unseren  Lehensinhabern,  Vögten  und  Priestern 
in  Norwegen  strengstens   verboten   haben,   von   den  Bauern 
Grundbesitz   zu   pfänden   oder   zu   kaufen,    sofern   sie   den- 
selben nicht  an  Uns  und  die  Krone  verwirkt  haben." 
Dies  Verbot  wurde   später  noch   mehrfach   eingeschärft.     Es 
hat     bei     der     schlechten    Kontrolle     der    Lehnsinhaber    sicher 
nicht   immer    verhindern    können,    daß    diese   ihren    Grundbesitz 
auf  Kosten    der   Odelsbauern    erweiterten,    wie   man   z.  B.  von 
Erik    Munk,    Peder    Hansen    Basse,    Niels    Lange    u.    a.    weiß, 
aber  in  größerem   Umfange  geschah   es   doch   nicht.     Denn  wo 
die  Regierung  Ungerechtigkeiten   der  Lehnsinhaber    und   Vögte 
zu  verhindern  nicht  imstande  war,  konnten  sich  diese  ihres  Be- 
sitzes  nicht  lange   erfreuen.     Sie   hatten  langwierige,    ernsthafte 
Kämpfe    mit    dem   Odelsbauern    oder    seinen   Erben   zu   führen, 
wurden    nicht    selten    gezwungen,    ihre   Beute    auszuliefern    und 
mußten   oft   für   ihre  Übergriffe   auf  eine  Weise   büßen,   daß   es 
auf  ihre  Standesgenossen  geradezu  abschreckend  wirkte.   Endlich 
aber  war  das   Odelland   vor   dem   Übergang    in   fremde   Hände 
auch   noch  dadurch  geschützt,    daß  beim  Verkauf  desselben  das 
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Geschlecht  des  Besitzers  ein  sechzigjähriges  bezw.  seit  1604  ein 
dreißigjähriges  Einlösungs(retrakt)recht  behielt. 

Alles  in  allem  konnten  die  Lehnsinhaber  ihren  Reichtum 
und  ihre  Macht  nicht  in  größerem  Umfange  dazu  gebrauchen, 
ihren  Grundbesitz  auf  Kosten  der  Bauern  zu  vergrößern.  Ein 
Bauernlegen  oder  Bauernauskaufen  größeren  Stils  fand  nicht 
statt.  Der  trotz  alledem  sehr  bedeutende  adlige  Grundbesitz 
konnte  aber  auch  nicht  zu  großen  zusammenhängenden  Gütern 
gesammelt  und  arrondiert  werden ;  Grafschaften  und  Baronien 
ließen  sich  in  einem  Land  wie  Norwegen,  wo  die  Güter  weit 
voneinander  entfernt  lagen,  nur  schwer  errichten.  Von  den 
Edelhöfen  gingen  die  meisten  noch  auf  die  Zeit  vor  der  Refor- 
mation zurück,  und  man  kann  annehmen,  daß  —  abgesehen  von 
der  durch  Rodung  veranlaßten  Vermehrung  des  Bauernlandes  — 
die  Verteilung  des  ländlichen  Grundbesitzes  unter  Krone,  Kirche, 
Adel  und  Odelsbauern  im  wesentlichen  von  der  Einführung  der 
Reformation  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  dieselbe  ge- 
blieben ist.  Der  adlige  Grundbesitz  hatte  sich  allerdings  bei 
immer  weniger  Familien  und  Personen  angesammelt,  für  die  es 
vollständig  unmöglich  war,  die  Bewirtschaftung  ihrer  Güter  selbst 
zu  besorgen.  Die  norwegischen  Adligen  sind  jetzt  reine  Reprä- 
sentanten des  ländlichen  Grundeigentums  als  solchen.  Wieviel 
Höfe  bisweilen  in  einer  Hand  vereinigt  wurden,  dafür  haben  wir 
aus  dem  16.  Jahrhundert  einige  recht  bezeichnende  Beispiele. 

Eine  in  Schweden  geborene  und  nach  Dänemark  verheiratete 
Dame,  Frau  Gyrvhild  Fadersdatter  Sparre,  besaß  610  norwegische 
Höfe,  wovon  sie  im  Jahre  1582  nicht  weniger  als  550  Höfe  und 
Hofteile  an  die  Krone  verkaufte.  Viele  von  diesen  gehörten  zu 
den  größten  des  Landes  und  waren  einst  alte,  berühmte  Geschlechts- 
höfe gewesen  ^).     Die  übrigen  waren  im  allgemeinen  mittelgroß. 


1)  Frau  Gryrvhild  hatte  ihren  Grundbesitz  von  ihrem  Urgroßvater  Alf 
Knutssön  geerbt,  dem  eines  der  3  Lose  zugefallen  war,  in  welche  Sigurd 
Jonssöns  (vgl.  Sars,  Udsigt  in,  S.  216)  Hinterlassenschaft  durch  Teilungs- 
brief vom  Jahre  1490  geteilt  worden  war.  Alf  Knutssön  bekam  dazu  durch 
seine  Gattin  Magnhild  Oddsdatter  den  Landbesitz  des  Finnegeschlechts,  wozu 
von   den   Eheleuten   noch   verschiedenes    anderes   gefügt   wurde.     Aber   die 
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Parzellen  waren  wenig  oder  gar  nicht  darunter.  Die  Besitzerin 
wohnte  in  Dänemark  und  kam  so  gut  wie  nie  nach  Norwegen; 
jedenfalls  weiß  man  nur,  daß  sie  einmal  auf  ganz  kurze  Zeit  in 
Oslo  (Christiania)  gewesen  ist.  Frau  Gyrvhild  stand  indessen 
mit  ihrem  Reichtum  nicht  allein.  Von  Erik  Rosenkrantz,  welcher 
eine  Zeitlang  Hauptmann  von  Bergenhus  war,  sagt  Professor 
Ludv.  Daae,  daß  er  nicht  erkennen  könne,  ob  Rosenkrantz 
reicher  war  oder  Frau  Gyrvhild  ^).  Wir  haben  also  zwei  Per- 
sonen, auf  die  ungefähr  1200  Höfe  kamen.  Auch  Rosenkrantz 
fühlte  sich  trotz  seiner  Stellung  als  norwegischer  Beamter  und 
trotz  seines  gewaltigen  norwegischen  Grundbesitzes  nicht  als 
Norweger;  wir  hören,  daß  er,  sobald  er  konnte,  nach  Dänemark 
eilte,  denn  „Norwegen  konnte  er  nicht  vertragen". 

Überhaupt  zeigte  damals  der  norwegische  Adel,  da  er  vor- 
wiegend aus  dänischen  Geschlechtern  bestand,  durchaus  dänische 
Gesinnung.  Er  bildete  mit  dem  Adel  in  Dänemark  eine  Einheit, 
was  schon  daraus  hervorgeht,  daß  der  dänische  Adel  auch  in 
Norwegen  adlige  Rechte  genoß  und  umgekehrt.  Doch  war  die 
Grundbesitzverteilung,  insbesondere  die  Menge  des  adligen  Grund- 
besitzes, in  beiden  Ländern  durchaus  verschieden.  In  Norwegen 
besaß,  der  Adel  in  den  Jahren  1537—1660  ungefähr  Vs — V^  des 
gesamten  ländlichen  Grundbesitzes,  während  der  dänische  Adel 
in  derselben  Zeit  ungefähr  die  Hälfte  sein  eigen  nannte^).  Da 
der  norwegische  Adel  bei  weitem  nicht  so  zahlreich  war  wie  der 
dänische  ^),  so  entfiel  auf  die  einzelnen  Adelsfamilien  in  Nor- 
wegen ein  absolut  größeres  Areal  als  in  Dänemark,  was  ja  auch 
schon  die  oben  augeführten  Beispiele  erraten  lassen.  Es  wäre 
indessen   falsch,   hieraus   auf  die  Macht   und  den  Reichtum  des 


Hauptmasse  von  Frau  Gyrvhilds  norwegischem  Grundbesitz  bildete  doch 
zweifelsohne  das  ihrem  Urgroßvater  zugefallene  Drittel  von  Sigurd  Jonssöns 
Landbesitz,  der  somit  zum  mindesten  1000  Höfe  und  Hofanteile  umfaßt 
haben  muß. 

1)  Hertzberg   in  Tidsskrift    for    det  norske  Landbrug   1900.    S.  549. 

2)  SARS,  Norge  under  Foreningen  ...  S.  8. 

3)  Nach  SARS,  Norge  under  Foreuingen  ...  S.  7  Anm.,  hatte  kurz  vor 
Einführung  des  absolutistischen  Königtums  im  Jahre  1660  der  norwegische 
Adel  ungefähr  60  Mitglieder,  der  dänische  600. 
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norwegischen  und  dänischen  Adels  zu  schließen.  Trotz  des 
nominell  hohen  Besitztitels  des  norwegischen  Adels  war  der 
Reichtum  und  die  Macht  desselben  lange  nicht  so  groß  wie  die 
des  dänischen.  Die  natürliche  Beschaffenheit  des  Landes  ergab 
bei  der  damals  noch  üblichen  extensiven  Bewirtschaftungsweise 
in  Norwegen  nicht  so  hohe  Erträge  wie  in  dem  fruchtbareren 
Dänemark-,  die  Leiländinger  des  norwegischen  Adels  konnten 
nicht  im  entferntesten  derartig  ausgebeutet  werden  wie  die 
dänischen  Pächter,  und  endlich  genossen  die  norwegischen 
Adligen  bei  weitem  nicht  dieselben  Privilegien  wie  ihre  dänischen 
Standesgenossen. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  die  von  Dänemark  eingewan- 
derten adligen  Familien  nicht  wie  die  eingeborenen  sich  damit 
begnügten ,  „wie  andere  Odelsleute  geachtet  und  gehalten  zu 
werden",  sondern  daß  sie  danach  strebten,  dieselbe  „Freiheit" 
wie  ihre  Verwandten  und  Standesgenossen  in  Dänemark  zu  er- 
halten. Ihre  Bemühungen  blieben  auch  nicht  ganz  ohne  Erfolg. 
Gewisse  Vergünstigungen,  die  der  norwegische  Adel  bezüglich 
der  Besteuerung  genoß  —  wie  das  Selbstbesteuerungsrecht  für 
außerordentliche  Auflagen,  Zollfreiheit,  freie  Postfuhren  (Friskyds) 
u.  a.  m.  — ,  wurden  allerdings  bisweilen  vom  Königtum 
außer  Übung  gesetzt.  Die  Steuerfreiheit  für  Edel-  oder  Haupt- 
höfe, die  dem  norwegischen  Adel  schon  vor  der  Reformation 
bewilligt  war  und  welche  ihm  von  neuem  durch  Verordnung 
Friedrichs  II.  vom  14.  Oktober  1582  und  Christians  IV.  vom 
21.  Juni  1591  zugestanden  war^),  wurde  zwar  von  Christian  IV. 
im  Jahre  1639  dahin  eingeschränkt,  daß  sie  nur  für  alte  Edel- 
höfe  gelten  sollte,  welche  vierzig  Jahre  oder  länger  im  Besitz 
des  Adels  gewesen  waren,  dagegen  nicht  für  neu  errichtete.  Aber 
als  Entgelt  wurden  dem  norwegischen  Adel  allmählich  mehrere 
andere  Privilegien  zugestanden,  darunter  namentlich  im  Jahre  1646, 
1648  und  1649  Steuerfreiheit  für  seine  Wochen tagsdiener  sowie 


1)  Es  wurde  als  ausdrückliche  Bedingung  verlangt,  dass  der  Besitzer 
auch  noch  zur  Zeit  auf  demselben  wohnte.  Allmählich  dehnte  sich  das  Recht 
der  Steuerfreiheit  dann  auch  auf  Vorwerke  aus,  welche  zu  den  Edelsitzen 
gehörten  und  für  Rechnung  der  Edelhofsbesitzer  bewirtschaftet  wurden. 


J 
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das  Hals-  und  Handreclit ')  über  diese  und  „jede  andere  Herrlich- 
keit wie  der  Adel  in  Dänemark".  Man  darf  aus  diesem  Aus- 
druck indessen  nicht  schließen,  daß  die  norwegischen  Adligen 
in  Wirklichkeit  durch  die  genannten  Privilegien  dieselbe  „Frei- 
heit" wie  ihre  Standesgenossen  in  Dänemark  oder  auch  nur 
nahezu  die  Macht  erreicht  hätten,  welche  diese  über  ihre  unter- 
drückten und  geknechteten  Bauern  ausübten.  Die  norwegischen 
Adligen  erhielten  vor  allem  nicht  das  Birkeret,  d.  h.  das  Recht, 
selbst  auf  ihren  Gütern  Richter  einzusetzen,  wurden  also  nicht 
Gerichtsherren  wie  in  Dänemark  und  Schleswig-Holstein,  sondern 
sie  hatten  sich  an  die  allgemeinen  Landesgerichte  zu  halten. 

Bekanntlich  hing  die  Verpflichtung  zu  Dienstleistungen  aufs 
engste  mit  der  Gerichtsbarkeit  zusammen.  Sie  ist  ursprünglich 
rein  öffentlich-rechtlichen  Charakters^).  Die  Dienste  stehen  in 
erster  Linie  dem  Landesherrn  als  Inhaber  der  Jurisdiktion  zu 
und  gelangen  in  den  mitteleuropäischen  Ländern  erst  mit  dieser 
an  den  Adel.  Da  in  Norwegen  Patrimonialgerichtsbarkeit  der 
adligen  Landdrots  über  die  Leiländinger  fürs  erste  nicht  zur 
Einführung  gelangte,  konnte  außer  den  kontraktlich  bedungenen 
den  Leiländingern  keinerlei  Dienstverpflichtung  auferlegt  werden. 
Das  Hals-  und  Handrecht  aber  wurde  kein  neues  Machtmittel 
für  den  Adel,  sondern  nur  eine  neue  Einnahmequelle;  es  räumte 
nicht  so  sehr  ein  Recht  ein,  als  es  eine  Pflicht  auferlegte,  eine 
Pflicht,  die  sich  schließlich  im  Verhältnis  zu  dem  dafür  gewährten 
Entgelt  als  so  lästig  erwies,  daß  die  Privilegierten  von  der  Ge- 
rechtsame befreit  zu  sein  wünschten,  die  zu  erlangen  sie  vorher 
so  große  Mühe  aufgewendet  hatten. 

Die  norwegischen  Adligen  standen  so  infolge  ihrer  geringen 
Anzahl  und  der  demokratischen  Gesellschaftsgrundlage  trotz  ihres 
verhältnismäßig  beträchtlichen  Grundbesitzes   nicht  annähernd  in 


1)  d.  h.  das  Recht  des  Adels,  seine  Bauern  und  Diener  für  Vergehen 
anzuklagen  und  die  hierdurch  fälligen  Bußen  für  eigene  Rechnung  zu  erheben. 

2)  Für  Schleswig-Holstein  ist  dies  überzeugend  nachgewiesen  worden 
von  Hänel  und  Seelig,  Zur  Frage  der  stehenden  Gefälle  in  Schleswig- 
Holstein,  Kiel  1871.  Auf  S.  36  heißt  es  daselbst  nach  einer  Urkunde  um 
1440:  de  iure  holtzatico  est,  quod,  ubi  quis  habet  iurisdictionem,  ibi  etiam 
habet  servitiam. 
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gleichem  Ansehen  und  nahmen  nicht  im  entferntesten  dieselhe 
Stellung  ein  wie  die  dänischen. 

Die  Odelsbauern  wurden  durch  die  Ausdehnung  des 
adligen  Grundbesitzes  nicht  wesentlich  getroifen,  denn,  wie  wir 
schon  sahen,  hatten  königliche  Verordnungen  den  Lehnsinhabern 
für  deren  private  Rechnung  das  Auskaufen  von  Bauern  verboten. 
Auch  der  Krone  gelang  es  in  dieser  Periode,  wenigstens  auf  die 
Dauer,  nicht,  ihren  Grundbesitz  auf  Kosten  der  Odelsbauern  aus- 
zudehnen. In  einer  Reihe  von  Fällen  wurde  allerdings  nach 
dem  Gesetz  Odelsbesitz  an  die  Krone  verwirkt,  so,  wenn  der 
Besitzer  es  unterließ,  davon  Leding  oder  andere  öffentliche  Steuern 
zu  entrichten,  oder  wenn  er  sich  eines  bestimmten  Vergehens 
schuldig  machte.  Auch  indirekt  konnte  Landbesitz  an  die  Krone 
gelangen,  wenn  nämlich  der  Verbrecher  auf  andere  Weise  die 
ihm  auferlegte  Buße  nicht  flüssig  zu  machen  vermochte.  In 
diesem  Falle  war  es  im  Gesetz  ausdrücklich  festgesetzt,  daß 
der  an  die  Krone  gefallene  Landbesitz  innerhalb  zehn  Jahren 
wieder  eingelöst  werden  könnte  (M.  L.  IV.,  2,  Chr.  IV.  L.  III,  1). 
Und  auch  den  Erben  des  Verbrechers  scheint  man  die  Einlösung 
des  Grundbesitzes  gestattet  zu  haben.  Bezüglich  des  Landes, 
welches  der  Krone  infolge  Versäumnis  bei  Entrichtung  von  Leding 
oder  Steuer  zufiel ,  sieht  man  aus  Lehnsrechenschaftsberichten 
und  anderen  Akten,  daß  dieses  regelmäßig  gegen  eine  billige 
Einlösungssumme  oder  sogar  ganz  ohne  Einlösung,  bloß  gegen 
Erlegung  der  rückständigen  Steuer,  zurückgegeben  wurde  ^).  Aus 
all  diesem  darf  man  den  Schluß  ziehen,  daß  die  Krone  Odels- 
gut,  wenn  ihr  solches  zufiel,  nur  ausnahmsweise  dauernd  behielt. 
Da  sich  außerdem,  wie  gleich  gezeigt  werden  wird,  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  Odelsbauern  nicht  unbedeutend  besserte, 
konnten  diese  jetzt  das  Odels-  (Einlösungs-)  Recht  eher  benutzen 
als  früher,  was  gleichfalls  auf  Erhaltung  des  Grundbesitzes  inner- 
halb der  Familien  hinwirkte. 

Der  Holzhandel  hatte  infolge  der  kommerziellen  Umwälzung 
nach  Entdeckung  Amerikas  und  des  Seewegs  nach  Ostindien  im 
16.  Jahrhundert  bedeutenden  Aufschwung  genommen,  namentlich 


1)  SARS,  Norge  uuder  Foreningen  .  .  .  S.  94 
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nach  Einführung  der  Sägemühlen,  wodurch  der  Wert  der  wald- 
wirtschaftlicheu  Produkte  auf  das  vielfache  erhöht  wurde.  Seit 
der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  gehörte  er  zu  den  Haupterwerbs- 
zweigen des  Landes;  er  brachte  den  Bauern  im  Osten  als  Ver- 
käufern, den  Bürgern  und  Bauern ')  im  Westen  als  Händlern 
und  Spediteuren  große  Gewinste.  Daß  es  aber  kurz  vor  und 
nach  der  Reformation  gelang,  die  Handelsherrschaft  der  Hansa 
zu  erschüttern,  hatte  nicht  nur  für  die  Städte  und  Bürger,  son- 
dern auch  für  die  Landdistrikte  und  die  Bauern  günstige  Folgen, 
indem  durch  die  freiere  Konkurrenz  der  Käufer  der  Verkaufswert 
der  landwirtschaftlichen  Produkte  eine  Steigerung  erfuhr.  End- 
lich nahm  der  altüberlieferte  Fischereibetrieb  an  der  Küste  von 
Wigen  dadurch,  daß  der  aus  dem  südlichen  Sunde  weichende 
Hering  jetzt  dorthin  seinen  Zug  nahm,  seit  Ende  der  50er  Jahre 
des  16.  Jahrhunderts  einen  plötzlichen,  ganz  gewaltigen  Aufschwung. 
Allerdings  war  der  Segen  ein  kurzer.  Mit  dem  Jahre  1587  ver- 
schwand der  Fisch  fast  noch  plötzlicher,  als  er  dreißig  Jahre 
früher  erschienen  war.  Aber  die  jetzt  von  ihm  bevorzugten 
Plätze  in  der  Nordsee  und  zum  Teil  in  unmittelbarer  Nähe  der 
norwegischen  Küste  sicherten  dem  Lande  doch  einen  dauernden 
Anteil  an  diesem  gewinnreichen  Betriebe,  der  für  zahlreiche 
Bauern  eine  gute  Nebenerwerbsquelle  bildete.  Auch  die  Nord- 
landfischerei war  in  fortdauerndem  Wachsen  begriifen. 

Die  verbesserte  wirtschaftliche  Lage  der  Bauern  liatte  zur 
Folge,  daß  ein  Fortschreiten  zu  intensiverer  Bewirtschaftungs- 
weise ermöglicht  wurde.  Dies  läßt  wiederum  ein  Anwachsen 
der  Bevölkerung  vermuten  und  bewirkte  eine  stärkere  Aufteilung 
des  Grundbesitzes,  indem  bisweilen  auch  Odelsgüter  trotz  des 
Anrechts  des  ältesten  Sohnes  auf  ungeteilte  Gutsübernahme  ~)  ge- 
teilt  wurden.     Doch   wurde   der  Grundbesitz   zu  derselben  Zeit, 


1)  Schon  in  einem  Briefe  des  Reichsrats  vom  4.  Dezember  1490  wird 
erwähnt,  daß  Bauern  eigene  große  Schiffe  besitzen,  mit  denen  sie  ins  Aus- 
land fahren,  mit  Sparren,  Brettern,  Latten  und  anderen  Waren,  was  damals 
verboten  wurde,  damit  die  Bauern  dadurch  nicht  ihre  Wirtschaft  und  infolge 
hiervon  die  Entrichtung  der  schuldigen  Landschuld  an  den  Grundeigentümer 
versäumen  (Dipl.  Norv.  11,  No.  963). 

2)  Vgl.  Die  Vererbung  des  ländlichen  Grundeigentums  S.  (160). 
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als  er  Gegenstand  weitergehender  Aufteilung  war,  auch  wieder 
durch  Rodung  unbebauten  Landes  erweitert.  Die  Gesetzgebung 
suchte  nämlich  die  Rodung  durch  zweckmäßige  Mittel  zu  fördern. 
Christians  IV.  Norsk  Lov  bewilligte  den  Rodenden  dreijährige 
Freiheit  für  Pacht  und  Heersteuer,  welches  Privileg  durch  Ver- 
ordnung vom  28.  Juni  1632  auf  sechs  Jahre  verlängert  wurde. 
Durch  Verordnung  vom  31.  August  1648  wurde  sogar  bestimmt, 
daß  die,  welche  rodeten  und  ihre  Höfe  verbesserten,  ihre  Rodungs- 
arbeit frei  auf  Lebenszeit  genießen  sollten.  Alle  diese  Bestim- 
mungen blieben  denn  auch  nicht  ohne  Erfolg.  Gewisse  Anzeichen 
deuten  darauf  hin,  daß  im  16.  und  in  der  ersten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  Rodungen  im  weitaus  größten  Teile  des  Landes 
stattfanden.  Und  in  Grundbüchern  und  Steuerlisten  aus  der 
ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  findet  man  häufig  Rodleute 
erwähnt,  welche  kürzlich  mit  Steuer  belegt  worden  waren,  und 
dies  in  den  meisten  ländlichen  Distrikten  des  Reichs. 

Jedenfalls  befanden  sich  die  Odelsbauern  am  Ende  dieser 
Epoche  in  ziemlich  günstiger  Lage.  Sie  saßen  auf  ihren  Höfen, 
vielfach  Stammhöfen  ihres  Geschlechts,  ebenso  frei  wie  irgend  ein 
Adliger  und  bildeten  jetzt  —  wenn  man  von  dem  in  Norwegen 
ansässigen  norwegisch-dänischen  Mischadel  absieht  —  wie  einst 
im  Anfang  der  Geschichte  die  oberste  Schicht  der  Bevölkerung. 
Da  sie  Geschlechter  in  sich  aufgenommen  hatten,  die  einst  poli- 
tisch herrschend  gewesen  waren,  zeigten  sie  ihren  schwedischen 
und  besonders  ihren  dänischen  Standesgenossen  gegenüber  ent- 
schieden aristokratisches  Gepräge. 

Merkwürdigerweise  werden  die  norwegischen  Odelsbauern  in 
Steuerbriefen  und  anderen  Akten  des  16.  und  17.  Jahrhunderts 
mit  den  Leiländingern  der  Krone  zusammen  „Kronbauern"  ge- 
nannt. Man  identifizierte  beziehungsweise  verwechselte  die  Leist- 
ungen der  Bauern  an  das  Königtum  in  seiner  Eigenschaft  als 
privater  Grundbesitzer  und  als  Repräsentant  des  Staats.  Es  ist 
dies  dieselbe  Verwechslung,  die  in  Dänemark  und  Schweden  für 
die  bäuerlichen  Eigentümer  so  schwerwiegende  Folgen  haben 
sollte.  Hier  in  Norwegen  hatte  die  ungenaue  Ausdrucksweise 
keine  praktische  Bedeutung;  hier  hatte  das  Odelsrecht  einen  so 
ausgeprägten    Charakter   angenommen,    daß    es    unmöglich    von 
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einem  andern  und  höheren  Recht  abhängig  gemacht  werden 
konnte. 

Wie  bereits  erwähnt,  wurde  die  Arbeitspflicht  an  die  Krone 
auch  auf  bäuerliche  Eigentümer  und  Odelsbauern  übertragen. 
Aber  das  geschah  doch  zu  selten  und  in  allzu  geringer  Aus- 
dehnung, als  daß  es  der  ganzen  Klasse  den  Stempel  der  Ab- 
hängigkeit aufdrücken  konnte. 

Innerhalb  der  Jahre  1536 — 1660  besaßen  die  Odelsbauern 
ungefähr  75  des  gesamten  Grundbesitzes  ') ;  sie  hatten  mehr  Land 
als  die  Kirche,  als  die  Krone  und  der  Adel  und  nicht  viel  weniger 
als  alle  drei  zusammen.  Die  übrigen  7^  des  gesamten  Land- 
besitzes —  und  noch  mehr  als  dies,  denn  auch  die  Odelsbauern 
verpachteten  ja  bisweilen  Land  — ,  also  das  Land,  welches  nicht 
im  eigenen  Betrieb  der  Besitzer  stand,  wurde  von  den  Leilän- 
dingern  bewirtschaftet.  E.  Sars^)  nimmt  an,  daß  es  in  der  Refor- 
mationszeit 10000  Odelsbauern  und  20000  Leiländinger  gab ;  für 
das  Jahr  1658/59  hat  er  auf  Grund  von  Steuerbriefen  die  Zahl 
der  Odelsbauern  auf  etwas  über  11000,  die  Zahl  der  Leilän- 
dinger auf  25 — 30  000,  also  auf  weit  mehr  als  noch  einmal  so 
viel,  berechnet.  In  Dänemark  standen  damals  5000  Besitzern 
40000  Pachtbauern  gegenüber. 

Für  die  Leiländinger  blieb  es,  obwohl  sich  auch  ihre 
wirtschaftliche  Lage  teils  durch  die  günstige  Konjunktur  infolge 
des  Zurückdrängens  der  Hansa  sowie  den  veränderten  Zug  des 
Herings,  teils  durch  die  unten  zu  besprechende,  sie  begünstigende 
Gesetzgebung  entschieden  gebessert  hatte,  im  großen  und  ganzen 
unmöglich,  sich  zu  Eigentümern  emporzuarbeiten.  Denn  abge- 
sehen davon,  daß  in  jener  Zeit  eine  Ausgleichung  der  herrschen- 
den Vermögensungleichheit  bedeutend  schwieriger  war  als  heute, 
war  auch  das  seit  Ende  des  14.  Jahrhunderts  bestehende  Ein- 
lösungsrecht ein  Hindernis  für  den  Erwerb  von  Grundbesitz 
durch  den  Leiländing,  indem  dieser  während  sechzig,  beziehungs- 
weise  seit   1604   während   dreißig  Jahren    zur   Herausgabe    des 


1)  Hist.  Tidsskr.  R.  U,  Bd.  3,  S.  61—62. 

2)  Nord.  Univ.  Tidsskr.,  6.  Jahrgang,  3.  Heft,  S.  89-90  und  Norsk  hist. 
Tidsskr.  R.  II,  Bd.  3. 
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Hofes  an  ein  Mitglied  des  Odelsgeschlechts,  dessen  Eigentum 
das  Gut  früher  gewesen  war,  gezwungen  werden  konnte.  Die 
Klasse  der  Leiländinger,  weit  entfernt,  zu  verschwinden,  nimmt 
daher,  wie  auch  die  vorhergenannten  Zahlen  dartun,  im  Ver- 
laufe dieser  Epoche  zu. 

Nach  der  Reformation  entwickelte  sich  auch  zu  größerer  Be- 
deutung ein  Institut,  welches  noch  heute  in  der  norwegischen 
Landwirtschaft  eine  Rolle  spielt  ^)  —  das  Husmandswesen.  Da 
die  Betriebe  in  Norwegen  jederzeit  und  allenthalben  klein  waren, 
hatte  die  norwegische  Landwirtschaft  einen  besonders  zahlreichen 
Landarbeiterstand  nicht  nötig  gehabt.  In  ältester  Zeit  besorgte 
zumeist  die  Familie  der  selbständigen  Bauern  allein  den  ge- 
samten Betrieb ;  Sklaven  gab  es  nicht  viele,  und  freie  Männer 
wurden  nur  selten  als  Hilfskräfte  in  die  Familien  aufgenommen. 
Als  Folge  der  Wikingerzüge  wurden  dann  mehr  und  mehr  Trälle 
als  unfreie  Landarbeiter  benutzt;  aber  mit  dem  Aufhören  der 
Sklaverei  verschwanden  auch  diese,  und  seit  der  Zeit  herrschte 
in  Norwegen  fast  ununterbrochen  ländlicher  Arbeitermangel. 
Endlich  versuchte  man  es  in  stets  größerer  Ausdehnung  mit  dem 
Husmandsverhältnis.  Man  überlies,  wie  es  früher  hie  und  da 
vertrauten  Sklaven  und  Freigelassenen  gegenüber  geschehen  War, 
seinen  Arbeitern  Landstücke  mit  einigen  notdürftigen  Gebäuden 
(sogenannte  Husmandsplätze),  wogegen  diese  sich  zu  bestimmten 
Arbeiten  auf  dem  Gutshofe  verpflichteten.  Hierdurch  konnte 
man  in  gewissem  Grade  das  Interesse  des  Grundbesitzers  mit 
dem  des  Landarbeiters  vereinigen. 

Mit  Entstehen  des  Husmandswesens ,  welches  sich  in  den 
Jahrhunderten  nach  der  Reformation  mehr  und  mehr  entwickelte, 
besserten  sich  die  ländlichen  Arbeiterverhältnisse  ganz  bedeutend. 
Und  auch  der  Husmänd,  die  als  Landarbeiter  den  Gefahren  der 
Expropriation  oder  Bedrückung  durch  den  Adel  nicht  in  dem 
Umfange  ausgesetzt  waren  wie  Odelsbauern  und  Leiländinger, 
nahm  sich  die  Regierung  in  vielfacher  Beziehung  an.  Sie  sah 
sich   hierzu   wie  überhaupt  zur  Besserung  der  Lage  der  unteren 


1)  Vgl.  Die  Vererbung  des   ländlichen   Grundeigentums  und  Geschichte 

des  Aiierbeurechts  in  Norwegen,  S.  (182). 
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Klassen  geradezu  genötigt.  Denn  der  norwegische  Bauer,  sei  er 
Odelsmann,  Leiländing  oder  bloß  Husmand,  erhob  sich  bei  den 
geringsten  Anlässen  gegen  die  Machthaber. 

Er  zeigte  überhaupt  einen  höchst  eigenartigen  Charakter,  wie 
ihn  zu  jener  Zeit  wohl  keine  andere  Bauernklasse  in  zivilisierten 
Ländern  aufwies.  In  geistiger  Beziehung  stand  er  infolge  des 
mangelhaften  Schulunterrichts,  und  da  das  Dänische  in  Kirche 
und  Schule  seine  Muttersprache  verdrängt  hatte  ^),  auf  ziemlich 
tiefer  Bildungsstufe.  Achtung  vor  geistiger  Beschäftigung  und 
Bildung  besaß  er  nicht,  dagegen  einen  guten  Teil  Bauernstolz, 
namentlich  den  dänischen  Beamten  gegenüber.  Die  norwegischen 
Bauern  hatten  nach  althergebrachter  Sitte  das  Recht,  auf  ihren 
Versammlungen  bewaffnet  zu  erscheinen;  auch  wurden  zur 
Kontrolle  der  Wehrhaftigkeit  beständig  Waflfenthinge  gehalten. 
Obwohl  die  Ausrüstung^)  in  militärischer  Beziehung  panzer- 
gekleideten Rittern  oder  mit  Gewehren  bewaffneten  Landsknechten 
gegenüber  vollständig  unzulänglich  war,  zeigte  sie  sich  voll- 
kommen ausreichend,  Vögten  und  Richtern  Respekt  einzuflößen. 
Vor  allem  aber  wirkte  die  Erhaltung  der  alten  Waffenehre  des 
freien  Mannes  dahin,  bei  den  norwegischen  Bauern  Charakter- 
eigenschaften auszubilden,  welche  den  besten  Schutz  gegen  Unter- 
drückung bedeuteten.  Die  Politik  lag  außerhalb  ihres  Gesichts- 
kreises ;  mit  dem  Staat  konnte  es  gehen  wie  es  wollte,  ohne  daß 
ihnen  einfiel,  sich  zu  erheben.  Aber  wenn  an  ihr  persönliches 
Recht  gerührt  wurde,  dann  zeigte  es  sich,  daß  sie  ihren  Urvätern 
an  Streitbarkeit  nicht  nachstanden.  Nach  der  Schilderung,  welche 
der   Priester  Peder   Klausson^)   in   seiner   „Beschreibung  Nor- 


1)  Dänisch  war  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  auch  Rechts-  und 
Schriftsprache  sowie  Umgangssprache  —  allerdings  mit  norwegischer  Aus- 
sprache und  stark  vermischt  mit  norwegischen  Worten  und  Formen  —  des 
Adels,  der  Beamten  und  Bürger. 

2)  Axt  und  Schwert,  Spieß  und  Bogen. 

3)  Peder  Ellausson  (Friis),  geb.  1545,  gest.  1614,  verfaßte  1599  eine 
Schilderung  von  Norwegens  Naturgeschichte.  Später  (1613)  sammelte  er 
seine  Untersuchungen  und  Aufzeichnungen  zu  der  „Beschreibung  Norwegens", 
die  gedruckt  und  herausgegeben  wurde  von  Dr.  0.  Worm  (Kjöbenhavn  1632j. 
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wegens"  von  den  Norwegern  entwirft,  waren  sie  „harte,  auf- 
rührerische, blutgierige  Leute",  und  die  Bauern  von  Telemarkeu, 
von  denen  er  besonders  spricht,  „böse,  gottlose,  wilde,  harte 
und  aufrührerische  Menschen  mit  Hurerei,  Totschlag,  Schlägerei 
und  anderen  Lastern,  welche  in  alter  Zeit  ihre  größte  Lust  daran 
hatten,  Priester,  Vögte  und  Beamte  zu  töten".  Mag  die  Schilde- 
rung Klaussons  auch  nicht  frei  sein  von  Übertreibungen,  jeden- 
falls herrschte  ein  zügelloser  Geist  unter  den  norwegischen  Bauern, 
und  die  Sitten  waren  wild  und  rauh.  Anstatt  daß  die  Refor- 
mation neues  Licht  und  Leben  nach  Norwegen  brachte,  hatte 
sie  geradezu  das  Gegenteil  bewirkt.  Die  Ausplünderung  der 
Kirchen  durch  die  Reformation,  die  neuen  Gebräuche  und 
die  neuen  Priester,  die  Einführung  fremder  Rechtsgewohu- 
heiten,  mancherlei  Betrügereien  und  Auflagen  von  selten  der 
Lehnsinhaber  und  Vögte  scheinen  bei  den  norwegischen  Bauern 
eine  Gärung  hervorgerufen  zu  haben,  infolge  deren  ihre  Kraft 
in  Rohheit  ausartete  und  ihre  Streitbarkeit  das  Gepräge  der 
Zügellosigkeit  und  Unduldsamkeit  jeder  Art  von  Zwang  gegen- 
über annahm.  Es  kann  nicht  bestritten  werden,  daß  die  nor- 
wegischen Bauern,  insbesondere  die  Leiländinger,  auf  Grund 
mancher  Übergriffe  und  Ungerechtigkeiten  guten  Grund  zur  Klage 
oder  Erhebung  hatten,  aber  man  begegnet  in  den  Quellen  auch 
manchen  Beispielen  für  Eigenmächtigkeit  von  selten  der  Bauern, 
von  Gewalttaten,  welche  durch  keinerlei  ihnen  zugefügtes  Un- 
recht hervorgerufen  waren.  Die  Vögte,  welche  von  den  Lehns- 
inhabern in  ihr  Amt  eingesetzt  und  lediglich  deren  Privatdiener 
waren,  scheinen  in  beständiger  Lebensgefahr  geschwebt  zu  haben. 
Wie  wenig  ansprechend  die  Ausbrüche  dieses  Freiheitssinnes  in- 
dessen auch  sein  mögen,  wir  müssen  in  allen  Zusammenstößen 
zwischen  Bauern  auf  der  einen  Seite  und  Lehnsinhabern,  Vögten 
und  Priestern  auf  der  andern  einen  einzigen  großen,  über  das 
ganze  Land  verbreiteten  und  durch  lange  Zeiten  fortgesetzten 
Kampf  sehen  zur  Verteidigung  dessen,  was  das  wichtigste  Resulat 
der  bisherigen  politischen  Entwicklung  des  Volkes  genannt  wer- 
den muß :  einerseits  das  unbeschränkte  Eigentumsrecht  am  Grund- 
besitz und  andererseits  die  Freiheit  der  Bauern.  Und  in  diesem 
Kampfe  blieb  die  norwegische  Bauernschaft  Sieger! 
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Viele  Momente  wirtschaftlicher  nnd  rechtlicher  Natur,  wie 
die  natürliche  Beschaffenheit  und  die  ursprünglichen  Bedingungen 
für  die  Okkupation  des  Landes,  das  Fehlen  einer  unterworfenen 
seßhaften  Urbevölkerung,  das  Odelsrecht  und  das  Leiländings- 
verhältnis,  das  Wesen  der  norwegischen  Sklaverei  und  Frei- 
lassung, der  Charakter  der  alten  norwegischen  Häuptlings- 
aristokratie im  Gegensatz  zum  mitteleuropäischen  Lehnsadel,  das 
Wesen  des  norwegischen,  später  des  Unionskönigtums,  sein  Verhält- 
nis zu  Adel  und  freiem  Bauernstand  und  so  fort,  ja,  man  kann  sagen 
sämtliche  Existenzbedingungen  und  Entwicklungsphasen  des  nor- 
wegischen Mittelalters  hatten  dazu  beigetragen,  die  alte  Freiheit 
unbeschränkt  bestehen  zu  lassen.  Daß  sie  sich  auch  den  An- 
griffen der  dänischen  Herren  gegenüber  erhielt,  ist  neben  dem 
Fortwirken  jener  günstigen  Umstände  der  Wachsamkeit  und  der 
Streitbarkeit  der  norwegischen  Bauern  zu  verdanken.  Sie  bewirkte, 
daß  die  Vögte  in  ihrem  Auftreten  vorsichtiger  wurden  und  sich 
nicht  so  leicht  Übergriffe  erlaubten.  Auch  die  Regierung  zeigte 
eine  gewisse  Sorgsamkeit,  dem  norwegischen  Bauern  Recht 
werden  zu  lassen  und  seinen  Klagen  abzuhelfen.  Das  muß  um 
so  auffallender  erscheinen,  wenn  man  bedenkt,  wie  die  Regierung 
zusammengesetzt  war  und  wie  wenig  Interesse  sie  in  anderer 
Hinsicht  für  Norwegen  zeigte.  So  blieb  den  Odelsbauern  ihr 
unbedingtes  Eigentumsrecht,  den  Leiländingern  die  persönliche 
Freiheit  erhalten.  Beides  bildete  weiter  das  Fundament  der 
norwegischen  Gesellschaftsordnung.  Alles  in  allem  eine  durchaus 
entgegengesetzte  Entwicklung  wie  in  Dänemark!  Hier  herrschte 
ein  Adel,  welchem  über  die  Hälfte  des  Landes  gehörte;  der 
Bürgerstand  war  auch  hier  nicht  in  besonderem  Maße  entwickelt, 
und  so  ergab  sich  ein  ungesundes  Übergewicht  des  dänischen 
Adels  über  die  Bauern.  Diese  hatten  wie  ihre  deutschen  Standes- 
genossen den  Kriegsdienst  aufgegeben.  Die  bäuerlichen  Eigen- 
tümer hatten  an  Zahl  beständig  abgenommen,  indem  sie  teils 
durch  Tausch  zwischen  Krone  und  Adel,  teils  freiwillig  zu 
Pächtern  wurden,  weil  sie  als  solche  nur  halbe  Steuern  zu  be- 
zahlen hatten.  Unterdrückung  der  Bürger  und  Bauern  war  an 
der  Tagesordnung.  Die  Verschiedenartigkeit  der  sozialen  Zu- 
stände Norwegens  und  Dänemarks  zeigte  ihre  Wirkung  auch  in 

Viartoljalirscbr.  f.  Social-  u.  Wirtschaftsgeschichte.  VII.  17 
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der  Bevölkerungsbewegung  jener  Zeit.  Nach  Sars  ')  war  Däne- 
marks Einwohnerzahl  zur  Zeit  der  Reformation  noch  dreimal  so 
groß  wie  die  Norwegens,  während  das  Verhältnis  um  die  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  nur  noch  zwei  zu  eins  ist.  Der  Grund  zu 
der  traurigen  Lage  Dänemarks  lag  vor  allem  in  der  Macht  des 
Adels.  Diesem  war  es  durch  die  Königswahl  gelungen ,  den 
König  von  sich  durchaus  abhängig  zu  machen  und  sich  in  den 
Besitz  wichtiger  Privilegien  und  wirtschaftlicher  Gerechtsame  zu 
setzen.  Besonders  unter  der  Regierung  des  schwachen  Königs 
Friedrich  IL  (1559 — 88)  war  des  dänischen  Adels  goldene  Zeit. 
Dann  aber  wurde  Dänemark  durch  die  unglücklichen  Kriege 
unter  Christian  IV.  und  Friedrich  III.  viel  heftiger  getroffen  als 
Norwegen. 

Die  Folge  von  all  diesem  war,  daß  das  Verhältnis  zwischen 
den  zwei  Reichen  in  materieller  Hinsicht  innerhalb  der  Zeit  von 
der  Reformation  bis  zur  Einführung  der  Souveränität  sich  ganz 
bedeutend  zugunsten  Norwegens  verschob  —  daß  Norwegen  im 
Jahre  1660  bezüglich  Volkszahl,  wirtschaftlicher  Hilfsquellen  und 
Heerwesen  ganz  anders  dastand  als  im  Jahre  1536. 

Nachdem  sich  in  Norwegen  die  Adligen  nun  einmal  zum 
Verzicht  auf  die  Einführung  einer  unfreien  Agrarverfassung  wie 
in  Dänemark  verstanden  hatten,  waren  sie  gegen  Ende  dieser 
Epoche  vielfach  auch  zur  Bauernschaft  in  etwas  bessere  Be- 
ziehungen getreten,  ja  einzelne  Angehörige  des  norwegischen 
Adels  und  der  norwegischen  Beamtenaristokratie  dänischen  Ur- 
sprungs und  dänischer  Bildung  wurden  jetzt  Träger  eines  nor- 
wegischen Patriotismus,  der  eine  freiere  Stellung  Norwegens  dem 
Bruderlande  Dänemark  gegenüber  erstrebte.  Auch  das  innerlich 
erstarkte  Volk  begann  sich  nach  größerer  Selbständigkeit  zurück- 
zusehnen-). Magister  Absalon  Pedersön  Beier,  der  1567  eine 
Beschreibung  seines  Vaterlandes  zusammenstellte,  drückt  den  leb- 
haften Wunsch  aus,  es  möge  ein  König  in  ihm  wohnen.  Besonders 
deutlich  schildert  die  Stimmung  der  Norweger  der  Schwiegersohn 


1)  J.  E.  SARS,  Til  Oplysning  om  Folkemängdens  Bevägelse  in:  Nordisk 
historisk  Tidsskrift,  2.  Raekke,  3.  Bind,  S.  351. 

2)  Vgl.  SARS,  Udsigt ...  IV,  S.  48. 
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König  Christians  IV.  und  Statthalter  in  Norwegen,  Hannibal 
Sehested.  Er  schrieb  im  September  1645  an  seinen  Vetter,  den 
Kanzler  Christian  Thomesön  Sehested,  man  müsse  vorsichtig 
umgehen  mit  den  Norwegern  und  alles  in  andere  Ordnung 
bringen,  zur  Befriedigung  der  Stände  und  zum  Dienst  des  Königs 
innere  Übel  und  Korruption  abschaffen ;  geschehe  das  nicht,  so 
werde  die  erste  Gelegenheit  oder  ein  Streit  mit  den  Nachbarn 
eine  gefährliche,  unabwendbare  Katastrophe  herbeiführen.  Von 
Seiten  der  dänischen  Regierung  hielt  man  es  daher  allmählich 
für  angezeigt,  Wünsche  und  Stimmung  der  Norweger  in  Betracht 
zu  ziehen. 

Schon  zur  Zeit  der  Unmündigkeit  Christians  IV.  hatte  die 
Regentschaft  den  Norwegern  das  Zugeständnis  gemacht,  daß  das 
norwegische  Kanzleramt  stets  von  einem  in  Norwegen  geborenen 
oder  ansässigen  Manne  versehen  werden  sollte.  Eine  der  ersten 
selbständigen  Regierungshandlungen  des  jungen  Königs  aber  war 
die  Absetzung  Ludwig  Munks,  der  Inhaber  der  reichsten  Lehen 
des  Landes  und  zeitweilig  norwegischer  Statthalter  gewesen  war, 
und  der  die  Bauern  hart  bedrückt  hatte.  Christian  IV.  unter- 
nahm im  ganzen  25  Reisen  in  sein  nördliches  Reich;  er  räumte 
durch  die  nunmehr  regelmäßig  (alle  drei  Jahre)  wiederkehrenden 
Herrentage  dem  Lande  in  gewisser  Beziehung  das  Recht  der 
Selbstverwaltung  ein  und  ließ,  da  darüber  geklagt  wurde,  daß 
die  dänischen  Lehnsinhaber,  Vögte  und  Priester  die  alte  Sprache 
nicht  verstanden,  in  der  Magnus  Lagaböters  Landslov  geschrieben 
war,  „besonders  nicht,  was  gegen  dasselbe  verstieß"  ^),  und  das 
auch  in  vielfacher  Hinsicht  veraltet  war,  im  Jahre  1604  ein  neues 
norwegisches  Gesetz  herausgeben.  Auch  das  Statthalteramt  er- 
hielt unter  seiner  Regierung  größere  Bedeutung.  In  der  nor- 
wegischen Verwaltung  aber  wurde  eine  so  scharfe  Kontrolle, 
wurden  solche  Verbesserungen  eingeführt,  daß  die  Gefahren, 
durch  welche  die  Bauernfreiheit  eine  Zeitlang  in  Norwegen  be- 
droht war,  nunmehr  im  wesentlichen  überstanden  waren.  Es 
kam  hinzu,  daß  die  Veräußerung  des  Kronguts  unter  Christian  IV. 


1)  Brief  des  norwegischen  Statthalters  Axel  Gyldenlöve  vom  Jahre  1590 
an  die  dänischen  Regierungsräte. 
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begann.  Um  seiner  Geldnot  abzuhelfen ,  sah  sich  der  König 
nämlich  genötigt,  bei  Adligen,  Bürgern  und  Bauern  gegen  Ver- 
pfändung von  Krongütern  Anleihen  aufzunehmen.  Seine  Nach- 
folger setzten  dies  in  steigendem  Maße  fort.  Soweit  sich  hieraus 
eine  Vermehrung  der  bäuerlichen  Eigentümer  im  Verhältnis  zur 
Zahl  der  Leiländinger  ergab,  brachte  die  Finanznot  der  Regierung 
in  Norwegen  einen  wirklichen  und  dauernden  Vorteil  mit  sich. 
Andererseits  mußte  das  Volk  natürlich  unter  der  Finanznot  leiden, 
da  die  bisher  mäßigen  Steuern  und  Zölle  erhöht  wurden. 

Die  sozialen  Zustände  und  die  Besitzverteilung  auf  dem  Lande 
blieben  im  großen  und  ganzen  zunächst  noch  dieselben.  Die 
norwegischen  Lehen  blieben  weiter  in  dänischen  Händen,  und 
der  dänisch-norwegische  Adel  besaß  nach  wie  vor  eine  ganz  be- 
trächtliche Anzahl  Höfe.  So  war  der  schon  genannte  Hannibal 
Sehested  wohl  der  größte  Grundbesitzer  jener  Zeit. 

Unter  Christians  IV.  Nachfolger  Friedrich  IlL  (1648—70)  sollte 
endlich  die  Macht  des  dänischen  Adels  gebrochen  werden.  In 
einem  unglücklichen  Krieg  mit  Schweden  hatte  sich  der  König 
enger  mit  seinen  Untertanen  zusammengeschlossen.  Dem  Adel 
fehlte  ein  energischer  Führer,  und  so  gelang  es  Friedrich  III., 
auf  dem  Reichstage  zu  Kopenhagen  im  Jahre  1660  sowohl  die 
Erblichkeit  des  Königtums  in  beiden  Ländern  durchzusetzen  wie 
die  unumschränkte  Macht  desselben  zu  erklären.  Dadurch  büßte 
der  dänische  Adel  mit  einem  Schlage  seine  politische  Bedeutung 
ein.  Das  kurz  darauf  ausgearbeitete  Grundgesetz,  das  sogenannte 
Königsgesetz,  proklamierte  für  Dänemark  und  Norwegen  die  ab- 
solutistische Königsmacht. 

(Schluß  folgt  im  nächsten  Heft.) 


Un  type  de  r^glementation  commerciale  au  XVII?  siöcle. 
Le  commerce  frangais  du  Levant. 

Par 
P.  Masson. 

/.  Le  Systeme  Maurepas -Villeneuve. 

All  milieu  du  conflit  des  idees  qui  donne  un  interet  si  grand 
ä  l'histoire  du  XVIIP  siecle  la  bataille  livree  par  les  economistes 
contre  le  mereantilisme  et  le  colbertisme  fut  l'une  des  plus 
acharnees.  La  force  de  la  reaction  vint  des  exces  meme  auxquels 
s'etaient  laisses  entrainer  les  gouvernants.  Aucune  etude  peut- 
etre  ne  le  fait  voir  plus  nettemeut  que  celle  du  commerce  frangais 
du  Levant  dont  1' Organisation  presente  un  modele  acheve  des 
monstruosites  de  l'ancienne  reglementation  commerciale. 

La  Genöse  du  Systeme  et  les  responsaMlit^s.  —  La  tra- 
dition  de  Colbert.  —  Le  XVIP  siecle  avait  ete  longtemps  pour 
le  commerce  frangais  du  Levant  une  epoque  d'anarchie,  de  lüttes 
penibles  et  de  profonde  decadence.  Colbert  avait  pense  que  la 
cessation  des  desordres  etait  la  condition  premiere  de  son  releve- 
ment.  Les  grandes  compagnies  placees  sous  la  tuteile  etroite 
du  gouvernement  etaient  la  piece  essentielle  de  la  machine 
commerciale  qu'il  avait  voulu  construire  et  diriger.  La  creation 
d'une  compagnie  du  Levant  lui  avait  donc  tout  naturellement 
paru  un  remede  indique.  Mais,  suivant  son  liabitude,  le  grand 
ministre  n'avait  pas  ose  realiser  sa  pensee  tout  entiere.  II  etait 
gene  par  les  habitudes  trop  inveterees  de  liberte  et  d'autonomie 
administrative.  II  etait  retenu  par  le  sentiment,  qu'il  avait  tres 
fort,  de  la  necessite  de  laisser  des  libertes  au  commerce.  II 
avait  trop  le  sens  de  l'opportunite,  indispensable  aux  vrais  hommes 
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d'etat  pour  etre  l'esclave  des  theories.  Son  plus  recent  historien, 
M''  Lavisse,  l'a  justement  appele  un  ministre  realiste. 

Donc,  en  presence  des  reclamations  des  Marseillais,  Colbert 
s'etait,  eontente  de  creer  une  compagnie  sans  monopole  pensant  bien 
que  le  commerce  desordonne  des  iiegociants  disparaitrait  de  lui- 
meme  devant  celui  de  la  compagnie,  forte  de  tous  les  avantages 
de  la  regle  et  de  la  faveur  royale.  L'echec  de  celle-ci,  puis 
d'une  aiitre,  attribue  ä  des  causes  accidentelles  ne  l'avait  pas 
decourage  et  Seignelay  avait  maintenu  l'application  du  Systeme; 
mais  Pontchartrain  avait  du  se  rendre  ä  l'evidence.  Les  com- 
pagnies  du  Levant  ne  pouvaient  pas  vivre,  il  fallait  se  resigner 
ä  laisser  les  negociants  continuer  de  faire  leur  commerce  chacun 
en  leur  particulier  ou  en  s'associant  ä  leur  guise. 

La  foi  dans  la  valeur  des  reglements  n'en  fut  aucunement 
diminuee.  On  ne  soupgonna  meme  pas  que,  si  les  compagnies 
du  Levant  avaient  toutes  periclite,  c'etait  peut-etre  parce  qu'elles 
avaient  ete  trop  bien  reglees  dans  leurs  Operations.  Donc  les 
ministres  se  vouerent  ä  la  täclie  plus  ingrate  de  faire  accepter 
aux  negociants  les  regles  qu'ils  auraient  pu  imposer  ä  une 
compagnie  comme  la  rangon  de  son  monopole  et  de  la  faveur 
royale.  Les  Pontchartrain  agirent  prudemment,  avec  menage- 
ment.  Ils  se  servirent  de  l'autorite  de  la  Chambre  de  commerce, 
ils  l'engagerent  ä  etablir  certaines  regles,  ä  persuader  aux  marchands 
des  echelles  d'adopter  certaines  pratiques.  Ils  arriverent  ainsi 
en  grande  partie  au  resultat  qu'ils  poursuivaient.  En  1715, 
armateurs,  capitaines,  negociants  de  Marseille  ou  facteurs  des 
echelles,  fabricants  de  draps  ou  d'autres  articles  d'exportation, 
tous  ceux,  en  un  mot,  qui  etaient  meles  au  commerce  du  Levant 
etaient  dejä  assujettis  ä  d'etroits  reglements. 

Leur  ceuvre  parut  pourtant  insufßsante  au  XVIIP  siecle.  Les 
hommes  les  plus  moderes  etaient  plus  que  jamais  persuades  de 
l'incapacite  fondamentale  des  negociants.  Ils  en  voyaient  la 
preuve  dans  ces  revolutions  frequentes  qui  leur  semblaient  un 
phenomene  anormal  et  inadmissible.  Rouille,  qui  fut,  parmi  les 
ministres  de  Louis  XV,  Tun  des  moins  theoriciens  invoquait 
contre  eux  les  le^ons  du  passe.  «Quoiqu'en  general  l'on  convienne 
que  la  liberte  soit  l'ame  du  commerce,  l'experience  nous  a  appris 
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qu'une  liberte  indefinie  prodiiit  necessairement  dans  celui  que 
nous  faisons  au  Levant  un  desordre  qui  l'expose  ä  des  revolutions 
qui  sont  suivies  de  banqueroutes  considerables  sur  la  place  de 
Marseille  dont  le  contre  coup  retombant  sur  les  fabricants  du 
Languedoc  est  capable  de  culbuter  nos  fabriques"  ^). 

Mais,  meme  les  experiences  heureuse  ne  trouvaient  pas  gräce 
aupres  des  theoriciens.  Maurepas  recevait  au  meine  moment  un 
memoire  oü  il  etait  question  de  reunir  l'inspection  du  commerce 
de  Marseille  avec  les  iles  d'Amerique  ä  celle  du  commerce  du 
Levant.  L'auteur  y  constate  que  les  negociants  livres  ä  eux- 
memes  avaient  donne  ä  cette  brauche  nouvelle  du  trafic  de  leur 
ville  un  essor  inatendu,  mais,  ajoute-t-il,  ce  «commerce,  libre 
comme  il  Fest,  se  fait  sans  regle,  sans  direction  et  souvent  sans 
principe».  Le  marquis  de  Bonnac  n'etait  pas  plus  satisfait  du 
developpement  de  nos  affaires  dans  le  Levant,  pendant  son 
ambassade.  II  regrettait  dans  ses  Memoires  que  le  commerce 
se  fit  au  hasard.  II  ajoutait:  «quoique  ce  hasard  ait  ete  heureux 
et  que  ce  desordre  ait  pu  contribuer  ä  porter  notre  commerce 
au  point  oü  il  est,  ce  qui  a  servi  a  l'elever  le  detruirait  infaillible- 
ment  si  l'on  n'y  mettait  pas  ordre.»  Donc  la  liberte,  l'absence 
de  regles  et  de  principes  ce  sont  lä  les  pires  des  dangers. 
N'etait-ce  pas  surtout  dans  un  pays  plein  d'embüches  comme  le 
Levant  que  les  marcbands  avaient  besoin  de  tuteile? 

Un  consul  du  Caire,  de  Lironcourt,  habile  courtisan  designe 
ä  la  faveur  du  ministre,  expose  ainsi  ingenuement  un  autre  aspect 
de  la  theorie  du  XVIIP  siecle.  «Ces  messieurs  de  Marseille  sont 
prevenus  d'une  idee  que  V.  E.  pardonnera  ä  leur  etat,  au  cercle 
etroit  de  leurs  connaissances  et  un  peu  aussi  ä  ce  qu'ils  ont  pu 
remarquer  et  eprouver  sous  les  ministeres  passes.  Ils  croient, 
Monseigneur,  qu'il  est  comme  impossible  que  V.  E.  et  ceux  qui 
ont  l'honneur  de  travailler  pres  d'elle  suivent  avec  precision,  les 
objets  du  commerce  sur  lesquels  ils  pensent  bonnement  que  leur 
experience  personnelle,  toute  bornee,  toute  interessee  qu'elle  est, 
doit  les  instruire  davantage  .  .  .  J'ai  täche  de  les  guerir  de  cette 
erreur  et  de  leur  faire  comprendre  que  c'etait  vous,  Monseigneur, 


1)  Memoire,  mars  1740.    Affaires  etrang.   Cartons  commerciaux,  memoires. 
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et  non  eux,  qiii  etiez  au  veritable  point  de  vue  de  chaque  chose. 
Au  reste  ils  sout  pleins  de  respect  et  d'admiration  pour  V.  E. 
Mais  je  leur  ai  dit,  pour  leur  propre  bien,  qu'il  fallait  aj outer 
ä  ces  sentiments  si  justes  ceux  de  la  confiance  la  plus  parfaite 
dans  les  intentions  bieufaisantes  et  dans  les  lumieres  de  V.  E. 
et  qu'ils  s'abuseraient  toujours  ä  leur  grand  dommage  tant  qu'ils 
ne  vous  regarderaient  pas  encore  plus  comme  uu  pere  tendre  et 
eclaire  que  comme  un  maitre  equitable.  II  me  parait  que  ces 
discours  que  le  coeur  m'inspire  ont  fait  Impression  sur  plusieurs 
d'entre  eux»^). 

Dangers  de  la  liberte,  esprit  borne  des  negociants,  lumieres 
superieures  des  ministres,  tutelle  d'un  pere  tendre  et  eclaire 
c'etait  lä  de  bonnes  raisons  d'agir.  Les  convictions  etant  plus 
nettes  et  plus  fortement  etablies  les  hommes  du  XVIII^  siecle 
n'ont  plus  de  scrupules.  D'autre  part,  ils  ne  redoutent  plus  les 
obstacles.  On  a  le  tort  de  coufondre  souvent  despotisme  et 
centralisation.  Le  premier  etait  absolu  des  le  debut  du  gouverne- 
ment  personnel  de  Louis  XIV.  La  seconde  etait  bien  incomplete 
encore  a  la  flu  du  grand  regne ;  eile  ne  cesse  de  faire  des  progres 
jusqu'en  1789,  tout  au  moins  jusqu'au  regne  de  Louis  XVI. 
Mais,  desormais,  le  gouvernement  pouvait  ralentir  ou  häter  ä 
son  gre  la  destruction  des  libertes  locales.  Si  l'on  veut  juger 
quels  progres  enormes  avait  faits  l'autorite  royale,  il  faut  opposer 
les  difficultes  rencontrees  par  Colbert  lors  de  l'etablissement  des 
Compagnies  du  Levant  ou  meme  de  l'affranchissement  du  port 
de  Marseille  et  la  facilite  avec  laquelle  Maurepas  put  imposer 
son  Systeme  sans  menagement. 

Les  circonstances  retarderent  seules  les  envahissements  du 
pouvoir.  Apres  les  innovations  et  les  secousses  du  debut  du  regne 
de  Louis  XV  c'est  seulement  sous  la  direction  du  cardinal  Fleurj 
que  l'administration  prit  nettement  conscience  d'elle-meme  et 
renoua  fortement  les  traditions.  De  1730  ä  1750  on  vit  donc 
les  ministres  concevoir  et  porter  ä  sa  perfection  un  Systeme 
unique,  meme  sous  l'ancien  regime.    L'organisation  du  commerce 


1)  Lettre   du   20   novembre    1746.     Arch.  des  äff.  etrang.     Cartons  com- 
merciaux.    Consulat  du  Caire. 
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du  Levant  allait  etre  le  chef  d'oeuvre  de  la  centralisation  et  de 
la  reglementation,  Jamais  la  tiitelle  de  l'Etat  centralisateur  ne  fut 
si  complete  et  si  etroite.  Suivant  le  mot  d'un  historien  le  com- 
merce du  Levant  deviut  une  sorte  de  Service  public  ^). 

Les  Ministres.  —  Pendant  tout  le  XVIIP  siecle,  sauf  de  1761 
ä  1766,  les  secretaires  d'etat  de  la  marine  conserverent  la  direction 
des  affaires  du  Levant  attachee  ä  leur  departemeut  depuis  le 
premier  Pontchartrain.  Tous  -)  apporterent  la  plus  grande  attention 
ä  cette  partie  de  leurs  fonctions ;  le  commerce  du  Levant  passait 
toujours  pour  etre  le  plus  utile  et  le  plus  necessaire  ä  l'Etat. 
Mais,  si  l'on  en  juge  par  l'importance  de  la  correspondance 
echangee,  par  le  nombre  des  questions  agitees,  des  arrets  du 
conseil,  ordonnances  ou  reglements  intervenus  pour  les  resoudre 
et  contresignes  par  eux,  quatre  de  ces  ministeres  ont  exerce 
une  influence  preponderante :  Maurepas,  Choiseul-Praslin,  Sartine 
et  Castries.  Leurs  noms  rappellent,  d'ailleurs,  trois  moments 
importauts  dans  l'histoire  de  l'administration  monarchique  au 
XVIIP  siecle.  C'est  d'abord  l'epoque  du  cardinal  Fleury  qui, 
apres  les  agitations  et  les  innovations  de  la  Regence,  reprit  les 
traditions  du  grand  regne  dont  il  avait  ete  le  temoin ;  puis  celle 
de  Choiseul  qui  essaya  de  rendre  au  gouvernement  royal  un 
peu  de  la  vigueur  et  du  prestige  perdus  pendant  l'epoque  de 
l'anarchie  depensiere ;  enfin,  la  periode  des  tentatives  reformatrices 
qui  donnent  un  interet  particulier  au  debut  du  regne  de  Louis  XVI. 

Le  comte  de  Maurepas  appartenait  ä  cette  famille  des  Phelypeaux 
qui,  pendant  plus  d'un  siecle  et  demi,  compta  toujours  un  re- 
presentant  parmi  les  ministres.  Fils  et  petit-fils  des  deux  Pont- 
chartrain qui,  de  1690  ä  1715,  avaient  eu  le  soin  des  affaires 
du  Levant,  il  pouvait  avoir  acquis  des  sa  jeunesse,  et  comme 
dans  son  patrimoine,  des  aptitudes  et  des  connaissances  speciales. 
Intentions   hounetes   et   etroitesse   d'esprit  teile  semble  avoir  ete 


1)  Vandal,   Une  arnbassade  franqaise  en  Orient  sous  Louis  XF,  p.  18. 

2)  II  faut  remarquer  qua,  de  1761  ä  1766,  par  siüte  d'un  remaniement 
momentane  dans  le  departement  de  la  marine,  Praslin,  d'abord  comte  de 
Choiseul,  fut  charg-e  des  affaires  du  Levant  en  taut  que  secretaire  d'etat  des 
affaires  etrang^eres. 
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la  caracteristique  de  ce  ministre  qui  appartient  bien  ä  la  lignee 
des  Pontchartrain ,  grossiere  monnaie  de  Colbert.  Pourtant 
Maurepas  a  certainement  mieux  valu  que  sa  renommee.  Ce 
n'etait  pas  seulement  le  courtisan  frivole  sonvent  depeint.  II 
fit  preuve  de  fiuesse  et  de  penetration  dans  l'expedition  des 
affaires.  II  y  apporta  surtout  iine  aetivite  et  une  application 
soutenues.  Parmi  tous  les  ministres  de  l'ancien  regime  il  est  le 
seul  qui,  etant  eu  fouctions,  vint  ä  Marseille  pour  se  rendre 
eompte  par  lui-meme  du  fonctionnement  de  la  Chambre  du  com- 
merce et  de  la  Situation  des  affaires').  Mais  faut-il  lui  attribuer 
rinitiative  du  Systeme  qu'il  fit  sien  et  qu'il  s'efforga  d'appliquer 
avec  une  tenacite  qui  se  concilierait  mal  avec  sa  frivolite  supposee  ? 

Le  comte  de  Choiseul,  bientot  duc  de  Praslin,  arriva  de  son 
ambassade  de  Vienne  en  1761,  pour  prendre,  avec  le  ministere 
des  affaires  etrangeres,  la  direction  du  commerce  du  Levant  dont 
son  Cousin  le  duc  de  Choiseul,  titulaire  de  la  Marine,  n'avait  pas 
voulu.  II  n'y  etait  aucunement  prepare  ni  par  ses  traditions 
de  famille,  ni  par  son  education,  ni  par  sa  carriere.  II  est  vrai 
que  sa  correspondance  semble  reveler  un  homme  actif  et  auto- 
ritaire  qui  dut  vouloir  prendre  connaissance  par  lui-meme  des 
choses  de  son  departement.  M''  de  Sartine  apporta  au  ministere 
de  la  marine  l'activite  et  l'babilete  qu'il  avait  deployees  pendant 
quinze  ans  dans  la  lieutenance  generale  de  la  police,  mais  lui 
aussi  ignorait  tout  du  detail  si  complique  des  affaires  du  Levant. 
Enfin  le  marquis  de  Castries,  eleve  dans  la  carriere  des  armes, 
arriva  aux  affaires  avec  autant  d'inexperience  et  moins  de  facilite 
d'assimilation. 

Chose  curieuse,  parmi  les  ministres  dont  l'administration  fut 
particulierement   active   il   n'y  a  pas   ä   signaler   les  deux  seuls 


1)  «Nous  avons  eu  l'honneur  de  voir  ici  Mgi'  le  comte  de  Maurepas  et  de 
jouir  de  sa  presence  pendant  plusieurs  jours  .  .  .  Nous  avous  tenu  une  asseni- 
blee  de  commerce  en  sa  presence  oü  il  a  vu  discuter  plusieurs  aöaires  sur 
lesquelles  il  a  ete  pris  des  deliberations  et  le  bureau  qu'il  a  honore  de  sa 
presence  a  tenu  deux  grandes  heures ;  il  est  parti  depuis  lundi  aussi  regrette 
que  suivi  et  admire  pendant  son  sejour;  il  empörte  avec  lui  les  cceurs  de 
tous  les  citoyens.»  Lettre  ä  Gregoire  d4puU  de  la  Chambre  du  commerce  ä 
Paris,  29  Juin  1744,  BB.  44. 
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qui  fussent  iuities  aux  affaires  du  commerce.  Rouille  et  Machault 
avaient  acquis  dans  leur  carriere  une  competeuce  toute  speciale 
dans  les  affaires  du  Levant,  le  dernier  surtout,  puisque  des  1716, 
son  pere  etait  charge  de  s'en  occuper  au  conseil  de  la  marine. 
Mais  leur  longue  experieuce  des  besoins  du  commerce  les  preserva 
plus  que  leur  predecesseur  de  l'esprit  de  Systeme.  Maurepas 
etait  trop  intervenu,  ils  eurent  la  sagesse  de  s'abstenir  et  de 
laisser  faire.  Meme  on  les  verra  detruire  en  partie  l'edifice 
laborieusement  eleve  par  le  dernier  des  Pontchartrain. 

Les  auxiliaires  des  ministres.  Les  ambassadeurs  ä  Constanti- 
nople.  —  Croire  expliquer  l'activite  de  ces  divers  ministres  par 
leur  caractere  et  leurs  aptitudes  serait  pure  Illusion.  II  faut 
tenir  grand  compte  de  l'entourage,  de  l'infiuence  de  ceux  qui, 
par  leurs  fonctions,  etaient  appeles  ä  les  conseiller  et  ä  les 
assister. 

Au  premier  rang  les  ambassadeurs  de  France  ä  Constantinople 
dont  le  role  grandit  au  XVIIP  siecle.  Beaucoup  moins  indepen- 
dants  vis-ä-vis  de  la  cour  qu'au  siecle  precedent,  impuissauts 
desormais  de  se  livrer  aux  abus  d'autorite  qui  avaient  excite 
des  plaintes  si  vives  jusqu'ä  l'epoque  de  Nointel,  executeurs 
zeles  des  ordres  des  ministres  de  la  marine  dont  ils  dependent 
pour  les  affaires  commerciales,  ils  exercent  une  surveillance  bien 
plus  active  et  efficace  sur  les  consuls  et  les  echelles  du  Levant; 
ils  entretiennent  avec  la  cour  une  correspondance  tres  suivie, 
souvent  aussi  volumineuse  et  plus  minutieuse  que  leur  corres- 
pondance diplomatique^).  C'est  dans  cette  correspondance  qu'il 
faut  chercher  l'idee  premiere  de  beaucoup  de  reglements  edictes 
au  XVIIP  siecle. 

Parmi  ces  ambassadeurs,  le  plus  heureux  d'entre  eux,  sinon 
le  plus  remarquable,  le  marquis  de  Villeneuve,  a  joue  un  role 
capital  comme  principal  inspirateur  des  reformes  de  Maurepas 
et  du  Systeme  commercial  etabli  dans  les  echelles.  II  doit 
partager   avec   le   ministre   l'honneur  ou  plutot  la  responsabilite. 


1)  Cette  correspondance  avec  les  secretaires  d'etat  de  la  marine  est 
actuellement  conservee  aux  archives  des  affaires  etrangeres  dans  les  cartons 
commerciaus  et  consulaires. 
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M'  Vandal,  qui  a  si  brillamment  mis  en  relief  les  succes  diplo- 
matiques  du  signataire  du  traite  de  ßelgrade,  a  deliberement 
neglige  toute  cette  partie  de  l'histoire  commerciale  de  son  am- 
bassade.  Elle  eüt  merite  pourtant  de  tenter  l'historieii.  En 
definitive  Villeneuve  a  exerce  une  action  plus  decisive  et  plus 
profonde  sur  l'evolution  economique  de  la  France  au  XVIIP  siecle 
que  sur  son  histoire  politique.  Le  personnage  eüt  ete  grandi 
si  on  l'eüt  montre  luttant  ä  Constantinople  sur  le  terrain  diplo- 
matique pour  triompher  de  Tanarcliie  turque,  des  ambitions  de 
la  Russie  et  de  l'Autriclie  ou  des  intrigues  du  pacha  Bonneval, 
luttant  en  meme  temps  dans  les  echelles,  ä  Marseille,  ä  Paris, 
sur  le  terrain  economique,  pour  faire  prevaloir  ses  idees,  accu- 
mulant  avec  une  ardeur  infatigable  lettres  et  memoires  pour 
eclairer  et  entrainer  le  ministre,  montrant  la  meme  lucidite,  le 
meme  savoir  faire  et  la  meme  tenacite,  se  retirant  enfin  avec  la 
satisfaction  d'avoir  pu  faire  accepter  ses  plans.  Villeneuve  etait 
marseillais ;  par  sa  mere  Anne  de  Bausset  il  descendait  d'une  de 
ces  familles  nobles  de  Marseille  dont  le  commerce  avait  grandi 
la  fortune.  Aussi  peut-on  s'etonner  au  premier  abord  de  le  voir 
partager  tous  les  prejuges  de  son  temps  au  sujet  de  l'incapacite 
des  commergants,  et  se  faire  aupres  du  ministre  l'adversaire  le 
plus  declare  des  revendications  de  la  Chambre  de  commerce  de 
sa  ville  natale.  Mais  le  marquis,  appartenant  ä  la  noblesse  de 
robe  provenQale,  allie  aux  plus  puissantes  familles  parlementaires 
du  pays,  partageait  leur  dedain  pour  les  gens  de  negoce. 

D'ailleurs  une  tradition  existait  ä  Constantinople.  Pendant 
tout  le  XVIP  siecle  les  ambassadeurs  avaient  ete  en  lutte  avec 
les  marchands  des  echelles;  ils  avaient  travaille  sans  reläche  ä 
detruire  leur  esprit  d'independance,  ä  les  soumettre  ä  leur  au- 
torite.  Ils  avaient  ete  souvent  en  conflit  avec  la  Chambre  du 
commerce  de  Marseille  qui  prenait  un  peu  systematiquement  la 
defense  des  marchands.  Cette  tradition  Villeneuve  la  renouvela 
et  la  fortifia  en  voulant  soumettre  ceux-ci  ä  une  nouvelle  disci- 
pline  purement  economique  tandis  qu'au  XVIP  siecle  ou  voulait 
regier  leur  conduite.  En  cela  le  marquis  de  Bonnac  avait  ete 
pour  lui  une  maniere  de  precurseur.  La  Chambre  du  commerce 
s'etait   plainte   en   1723   que   la   conduite    de   celui-ci    füt   toute 
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differente  de  celle  de  M^  de  Chateaunenf  et  de  ses  suecesseurs: 
il  voulait  la  supplanter  et  attirer  ä  Constantinople  la  direction 
du  commerce.  C'est  qu'il  avait  contre  eile  de  fortes  preveutions. 
II  Uli  reprochait  fortement  «de  n'avoir  jamais  adresse,  ni  projet 
ni  reg'lement  pour  la  maniere  de  faire  la  vente  et  les  acliats  .  .  . 
ni  pour  fixer  la  quautite  des  marchaudises  qu'il  fallait  envoyer 
et  de  Celles  qu'il  fallait  retirer>  ^).  Apres  Villeneuve  la  tradition 
s'imposa  ä  des  hommes  de  la  valeur  de  Vergennes,  de  S'  Priest, 
de  Choiseul-Goufiier.  Les  avis  de  ces  ambassadeurs  eurent 
beaucoup  de  poids  aupres  des  ministres.  Leur  iufluence  ne 
s'exerca  presque  jamais  en  faveur  de  la  liberte  du  commerce^). 
II  est  juste  d'aj outer,  si  on  veut  les  juger  avec  equite,  que  les  usages 
commerciaux  ä  Constantinople  differaient  de  ceux  des  autres 
ecbelles.  II  en  resulta  que  les  ambassadeurs  y  furent  souvent 
inspires  par  les  marchands  au  lieu  de  les  avoir  pour  adversaires. 
A  cöte  des  ambassadeurs,  l'influence  des  consuls,  leurs  sub- 
ordonnes  et  leurs  auxiliaires  dans  les  echelles,  n'est  pas  negli- 
geable.  Ils  avaient  contre  les  marchands  les  memes  prejuges 
traditionnels  avives  journellement  cbez  eux  par  d'inevitables 
conflits  oü  leur  amour  propre  avait  autant  de  part  que  le  souci 
de  faire  respecter  les  ordonnances  et  reglements.  De  plus,  les 
tendances  bien  counues  des  ambassadeurs  et  des  ministres  ne 
pouvaient  qu'encourager  les  consuls,  desireux  de  faire  leur  cour,  ä 
favoriser  un  Systeme  vers  lequel  ils  etaient  naturellement  portes. 
Ils  correspondaient  ä  la  fois  avec  les  ambassadeurs  et  avec  les 
ministres  et  leurs  avis  repetes,  developpes  souvent  dans  de  copieux 
memoires,  enracinaient  des  deux  cötes  les  convictions.  Parmi 
eux,  Pignon,  consul  au  Caire,    se  signala  par  l'ardeur  de  sa  foi 


1)  Memoire  gMral  au  sujet  du  commerce  des  FranQais  dans  le  Levant. 
—  Arch.  Nat.  F'-  645.  On  trouve  en  germe  dans  ce  volumineux  memoire 
(11  cahiers  de  14  folios)  ou  meme  nettement  formules  toutes  les  idees  et  tous 
les  plans  de  Villeneuve. 

2)  Ambassadeurs  de  France  k  Constantinople :  marquis  de  Bonnac 
(1716—1724);  vicomte  d'Andrezel  (1724—1727);  marquis  de  Villeneuve 
(1728—1741);  comte  de  Castellane  (1741—1747);  comte  des  Alleurs  (1747— 
1754);  Chevalier  de  Vergennes  (1754—1768);  comte  de  S'  Priest  (1768 — 
1784);  comte  de  Choiseul-Gouffier  (1784—1792). 
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dans  la  necessite  et  l'efficacite  des  reglements;  le  ministre  envoyait 
des  extraits  de  ses  lettres  ä  rintendant  Lebret  qui  en  paraissait 
moins  persuade.  Pignon  y  gag-na  la  confiance  et  la  faveur  de 
Villeneuve  et  de  Maurepas.  Peyssonnel,  consul  k  Smyrne,  ancien 
premier  secretaire  d'ambassade  et  collaborateur  intime  du  marquis, 
marseillais  comme  lui,  resta  Tun  des  plus  fidele  soutiens  du 
Systeme  quand  il  fut  attaque  ^). 

L'inspecteur  du  commerce  du  Levant.  —  A  Marseille  Seignelay 
avait  fait  de  l'intendant  de  Provence  un  inspecteur  du  commerce 
du  Levant.  Cette  charge  fut  detachee  de  l'intendance  de  1735 
ä  1759.  Comme  l'ecrivait  le  nouveau  titulaire  en  1735,  «l'in- 
specteur, toujours  occupe  de  ses  autres  emplois,  n'avait  jamais 
pu  donner  son  attention  au  commerce  qui  demandait  un  komme 
tout  eniier.^  Cependant,  sans  etre  unie  de  nouveau  ä  l'inten- 
dance, l'inspection  fut  encore  confiee  aux  intendants  jusqu'en  1790, 
ä  titre  personnel  pour  chacun  d'eux.  Par  suite  des  progres  de 
la  ceutralisation  les  inspecteurs,  au  XVIIP  siecle,  eurent  moins 
d'autorite  que  sous  Louis  XIV.  Les  ministres  leur  laissaient 
trancher  alors  une  foule  de  questions  de  detail  et  meme  d'affaires 
importantes.  Sous  Louis  XV  ils  ue  furent  plus  guere  que  des 
agents  de  transmission  et  d'execution  des  ordres  regus  de  Paris. 
Mais,  de  meme  que  pour  les  ambassadeurs,  cette  diminution 
d'autorite  fut  compensee,  peut-etre,  par  une  augmentation  d'in- 
fluence.  Par  leur  contact  journalier  avec  la  Chambre  du  commerce 
et  avec  les  negociauts  de  Marseille  les  inspecteurs  acqueraient 
rapidement  une  competence  qui  manquait  aux  ministres  et  ä  leur 
entourage.  On  le  savait  et  aucune  affaire  n'etait  resolue  sans 
qu'ils  eussent  ete  consultes.  Pour  les  questions  importantes  ils 
etaient  appeles  frequemment  ä  Paris;  ces  voyages  temoignent 
en  meme  temps  de  l'importance  de  leur  role  et  des  progres  de 
la  ceutralisation. 

Pierre  Cardin  Lebret,  Intendant  et  inspecteur  depuis  1687, 
avait  vu   son   fils  lui  succeder  dans  la  premiere  de  ces  charges 


1)  La  correspondance  des  consuls  est  conservee  aux  archives  des  affaires 
etrangeres,  cartons  commerciaux  et  consulaires.  Cf.,  dans  le  meme  fouds, 
les  cartons  qui  renferment  les  Memoires. 
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en  1704,  dans  la  seconde  en  1706.  Le  second  des  Lebret  les 
conserva  toutes  les  deux  jusqu'ä  sa  mort  en  1734.  Avec  les  de 
la  Tour  on  vit  encore  le  pere  et  le  fils  se  succeder  ä  rintendance 
de  Provence  et  meme  cumuler  la  charge  de  premier  president 
au  Parlement.  Mais,  seul,  le  second  ajouta  ä  ces  deux  hautes 
charges  l'inspection  du  commerce.  Sauf  pendant  quatre  ans 
d'intervalle,  duree  de  sa  disgräce  lors  de  la  lutte  des  parlements 
contre  le  chancelier  Maupeou,  il  l'exerca  de  1759  ä  1790.  Une 
longue  frequentation  des  marseillais  et  de  leur  Chambre  du  com- 
merce avait  exerce  sur  l'esprit  de  Lebret  et  de  la  Tour  une  in- 
fluence  profonde.  L'esprit  de  Systeme  trouva  en  eux  des  partisans 
moderes,  souvent  meme  des  adversaires  declares.  D'ailleurs  tout 
ce  que  les  ambassadeurs  de  Constautinople  gaguaient  en  autorite 
sur  le  commerce  du  Levant  diminuait  la  leur  et  cette  consideration 
purem ent  personnelle  ne  fut  pas  toujours  etrangere  ä  leur  attitude. 

Toute  autre  fut  celle  des  inspecteurs  tires  de  l'administration 
de  la  marine  de  1735  ä  1759.  Le  premier  d'entre  eux,  Icard, 
ancien  secretaire  de  l'ambassade  et  chancelier  ä  Constautinople 
arriva  ä  Marseille  au  retour  d'une  mission  d'inspection  dans  les 
echelles.  C'etait  un  coup  de  maitre  de  la  part  de  l'ambassadeur 
Villeneuve  avoir  fait  placer  ä  l'inspection,  oü  il  avait  trouve  un 
contradicteur  dans  la  personne  de  Lebret,  une  de  ses  creatures. 
Tout  penetre  des  idees  de  son  ancien  chef,  Icard  s'en  fit  le 
zele  defenseur  aupres  de  Maurepas  dont  il  fut  l'instrument  tout 
devoue  pour  l'application  du  Systeme.  Est-ce  pour  avoir  professe 
avec  echat  les  memes  idees  que  le  consul  du  Caire,  Pignon  fut 
choisi  pour  remplacer  Icard  en  1741?  En  tout  cas  il  montra 
dans  sa  charge  moins  de  moderation  qu'aucun  des  autres  in- 
specteurs du  commerce.  Plein  de  defiance  envers  les  negociants, 
fern  de  theories,  tres  penetre  de  sa  dignite  et  des  egards  qui 
lui  etaient  dus  il  entra  k  diverses  reprises  en  conflit  aigu  avec 
la  Chambre  du  commerce  de  Marseille. 

Le  Bureau  du  co?mnerce.  En  dehors  de  ces  agents  d'exe- 
cution,  en  meme  temps  conseillers  actifs  et  ecoutes,  mais  plus 
ou  moins  eloignes  de  la  cour,  le  ministre  avait  aupres  de  lui 
le  conseil  du  commerce.  Celui-ci  elaborait  toutes  les  decisions 
concernant   les  affaires  du  commerce,    qu'elles   prissent  la  forme 
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d'ordonnance ,  d'edits,  de  declarations,  de  lettres  patentes,  de 
reglements  ou  d'arrets  du  conseil.  Reorganise  en  1716  et  eii  1718 
il  fut  remplace  en  1722  par  le  Bureau  du  commerce  qui 
subsista  jusqu'ä  la  Revolution.  C'etait  uue  assemblee  composite 
dont  les  membres  avaieut  une  influence  et  un  role  tres-differents. 
II  fallait  distinguer  les  commissaires,  en  nombre  variable,  qui 
seuls  eurent  toujours  voix  deliberative  au  Bureau.  A  cote  d'eux 
les  quatre  intendants  du  commerce,  pris  parmi  les  maitres  des 
requetes,  crees  en  1724,  furent  les  membres  les  plus  agissants 
du  Bureau  et  lern*  competence  leur  valut  souvent  voix  deliberative. 
Ils  avaient  chacun  un  certain  nombre  de  provinces  dans  leur 
departement.  L'un  d'eux  comprenait  le  Roussillon,  le  Languedoc, 
la  Provence,  joints  ä  la  generalite  de  Paris.  Les  deux  Montaran 
qui  s'y  succederent,  Fun  de  1744  a  1782,  l'autre  associe  h  son 
pere  depuis  1758  et  demeure  en  charge  jusqu'en  1787  jouirent 
d'une  legitime  influence.  Les  reunions  assez  nombreuses  du 
Bureau  etaient  presidees  et  dirigees  par  un  des  commissaires 
qui  avait  en  outre  des  attributions  particulieres,  A  cote  du 
controleur  general  et  du  secretaire  d'etat  de  la  marine  le  president 
du  Bureau  fut  une  sorte  de  directeur  general  du  commerce. 
Fagon,  fils  du  premier  medecin  de  Louis  XIV,  presida  le  Bureau 
de  1726  ä  1744.  Quand  il  mourut  la  Direction  du  commerce 
fut  separee  de  la  presidence  du  Bureau  dont  les  titulaires  furent 
reduits  ä  un  role  secoudaire.  Le  premier  des  nouveaux  directeurs, 
Rouille  de  Jouy,  futur  secretaire  d'etat  de  la  marine  et  des  aifaires 
etrangereS;  remplit  ses  fonctions  saus  grand  eclat  de  1744  ä  1749. 
II  en  fut  autrement  des  deux  Trudaine  qui  se  signalerent  ä  la 
fois  par  leur  activite,  leur  intelligence  et  leur  caractere.  La 
correspondance  et  tous  les  documents  attestent  quelle  influence 
considerable ,  parfois  preponderante ,  les  Trudaine  exercerent 
pendant  trente  ans  sur  les  affaires  du  Levant. 

Les  principales  villes  du  royaume  avaient  garde  le  droit, 
que  leur  avait  accorde  Chamillart  en  1701,  d'envoyer  a  Paris 
un  delegue  charge  de  defendre  leurs  interets  aupres  du  Bureau. 
Celui-ci  ne  manquait  jamais  de  prendre  l'avis  de  ces  delegues 
de  villes  qui  avaient  une  influence  tres  grande  sur  l'expedition 
des   affaires.     C'est   la  Chambre   du  commerce  qui  choisissait  le 
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delegue  de  Marseille  et  correspondait  seule  avec  lui.  Le  röle 
des  representants  de  Marseille  fut  partieulierement  actif.  Leur 
competenee  recounue,  les  relations  qu'ils  surent  se  creer  pendant 
leur  long  sejour  ä  la  cour,  leur  permirent  de  rendre  ä  leur  ville 
des  Services  signales  et  leur  valurent  des  faveurs  royales.  Pour 
tout  le  XVIIP  siecle  il  n'y  en  eut,  en  eifet,  que  quatre :  Gregoire 
(1717 — 1746)  de  Saint  Amand,  son  petit  fils,  nomme  fermier 
general  en  1756,  Simian  (1756 — 72),  Rostagny,  le  plus  ecoute 
de  tous,  nomme  conseiller  d'etat  en  1786,  resta  delegue  de 
Marseille  jusqu'en  1792, 

Le  Bureau  du  commerce  n'etait  lui-meme  qu'un  corps  consul- 
tatif.  Les  affaires  etudiees  par  lui  etaient  rapportees  au  Conseil 
par  le  secretaire  d'etat  au  departement  duquel  elles  ressortissaient. 
II  est  vrai  que  le  conseil  adoptait  ä  peu  pres  toujours  les  projets 
d'arrets  que  lui  proposait  le  Bureau  auquel  il  faut  attribuer  en 
grande  partie  la  responsabilite  de  ce  qui  fut  fait  pour  le  com- 
merce. Cependant,  il  arriva  qu'il  ne  fut  meme  pas  consulte 
par  les  ministres  qui  retenaient  entierement  par  devers  eux 
l'examen  d'une  affaire. 

Le  premier  conimis.  —  Quelle  que  fut  l'influence  de  ce  rouage 
il  ne  fallait  jamais  negliger  celles  des  bureaux  du  miuistre.  C'est 
lä  qu'etaient  elabores  un  grand  nombre  de  projets  de  reglements 
soumis  ensuite  ä  l'examen  du  Bureau  du  commerce  puls  du  Conseil. 
Les  Premiers  commis  places  ä  leur  tete,  auxiliaires  journaliers 
du  ministre,  etaient  bien  places  pour  häter  ou  retarder  l'expe- 
dition  des  affaires,  souvent  meme  pour  proposer  et  faire  adopter 
les  Solutions.  Leur  puissance  ne  fit  que  grandir  ä  la  fin  du 
regne  de  Louis  XV:  ils  restaient  longtemps  en  place;  les  ministres 
ne  faisaient  que  passer.  En  1752,  Leguay  succedait  ä  son  pere 
dans  cette  charge;  il  ne  la  quitta  qu'en  1773  pour  rester  au 
ministere  avec  le  titre  d'inspecteur  general  du  commerce  maritime 
cree  specialement  pour  lui.  II  la  cedait  ä  son  neveu,  de  S'  Didier, 
qui  la  conserva  pendant  tout  le  regne  de  Louis  XVI.  Aussi  la 
Chambre  du  commerce  de  Marseille  ne  negligeait  rien  pour 
s'attirer  la  protection  de  personnages  qui  avaient  l'oreille  et  la 
confiance  des  ministres.  En  1763  eile  accordait  ä  Leguay,  avec  la 
permission  du  duc  de  Praslin,  une  peusion  viagere  de  3000  livres, 
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portee  a  12000  en  1771.  A  sa  mort,  en  1781,  eile  en  fit  uue 
de  8000  a  M.  de  S*  Didier,  dont  4000  reversibles  sur  sa  femmc. 
Ces  pensions  etaient  independantes  de  Tindemnite  annuelle  que 
la  Chambre  etait  obligee  de  payer  au  premier  commis. 

Au  milieu  de  tout  ces  rouages  de  radministration  monarchique 
il  est  bien  difficile  de  demeler  les  parts  d'initiative  et  de  respon- 
sabilite.  Mais  quels  qu'aient  ete  les  artisans  de  la  centralisatiou 
au  XVIIP  siecle,  ils  n'ont  pas  eu  d'idees  originales.  Continuateurs 
du  XVIP  siecle  ils  sont  les  heritiers  directs  de  Colbert. 

L' Opposition  des  inUi'Hs.  —  Entre  officiers  du  roi  et  negociants 
regnait  une  defiance  reciproque,  justifiee  en  partie  par  Texperienee, 
qui  per^ait  ä  travers  tous  les  raisonnements.  Les  premiers 
avaient  la  pretention  de  n'etre  guides  que  par  la  preoecupation 
de  l'interet  general.  Ils  reprochaient  aux  marchands  de  n'avoir 
en  vue  que  leurs  iuterets  personnels  et  meme  de  n'apercevoir 
que  leurs  interets  immediats  au  risque  de  compromettre  l'avenir. 
En  principe  et  par  instinct  les  negociants  etaient  partisans  de 
la  liberte  et  hostiles  ä  l'intervention  du  gouveruemeut.  II  y  avait 
lä  matiere  ä  bien  des  conflits  et  toutes  sortes  de  raison s  pour 
que   le   Systeme   eher   aux   miuistres   ne  fit  que  des  mecontents. 

Mais  les  interets  particuliers  etaient  souvent  opposes;  ils 
changeaient  meme  suivant  les  circonstances.  Le  gouveruemeut 
n'eut  donc  pas  ä  combattre  un  faisceau  de  resistances  toujours 
unies.  II  arriva  que  son  Intervention  fut  tres  bien  accueillie, 
meme  sollicitee.  Les  contradictions  des  opinions  et  des  attitudes 
resultaient  uaturellement  de  la  complexite  des  situations  et  auraient 
du  rendre  les  ministres  prudents.  Elles  les  confirmaient  seule- 
ment  dans  la  pauvre  opinion  qu'ils  s'etaient  faite  des  marchands 
et  les  encourageaient  ä  ne  pas  faire  cas  de  leurs  representations. 

En  quels  termes  dedaigneux  ne  parle-t-on  pas  de  leurs  divisions ! 
«Leur  seul  interet  les  guide  et  un  interet  tout  personnel  .  .  . 
toujours  borne  au  present.  II  serait  meme  comme  impossible  de 
se  faire  entendre  d'eux.  Au  reste  il  y  a  un  signe  certain  pour 
reconnaitre  d'avance  ce  que  chacun  d'eux  pense.  II  n'y  a  qu'a 
savoir  quelle  est  la  nature  et  l'etendue  du  commerce  qu'il  fait. 
Mais  parmi  tous  ceux-lä,  Monseigneur,  vous  voyez  qu'il  n'y 
en  a  pas  un  seul  qui  fasse  la  moindre  attention  au  bien   et   au 
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dommage  de  l'etat.  Ce  dont  on  ne  peut  les  blämer^).»  La 
remarque  etait  judicieuse.  Au  fond  le  role  essentiel  des  marchands, 
quand  on  les  consultait,  etait  de  bien  faire  connaitre  leurs  interets ; 
celui  du  gouvernement,  de  demeler  l'interet  general  ä  travers 
leurs  coutradictions. 

La  cause  occasionnelle.  —  Le  nouveau  Systeme  commercial 
du  Levant  etait  dans  l'air.  Du  cote  du  gouvernement  l'accord 
etait  unanime ;  les  libertes  que  les  ministres  de  Louis  XIV  avaient 
laisse  subsister  etaient  qualifiees  de  licence  intolerable.  Des  les 
premieres  annees  du  regne  de  Louis  XV  le  marquis  de  Bonnac 
avait  Proteste  contre  leur  maintien.  Villeneuve  affirmait  plus 
tard  que  ses  propositions  n'etaient  autres  que  Celles  qu'avait 
formulees  son  predecesseur.  Mais  celui-ci  s'etait  arrete  prudemment 
ä  la  theorie.  «On  pouvait  lui  demander  pourquoi,  dans  le  cours 
des  buit  annees  qu'avait  dure  son  ambassade  il  n'avait  pas 
mis  en  pratique  les  merveilleux  principes  qu'il  a  laisses  dans 
ses  Memoires  ...  II  sentait  tous  les  obstaeles  qu'il  aurait  ä 
vaincre  pour  surmonter  cette  aveugle  prevention  des  negociants 
et  de  la  cbambre  meme  du  commerce  pour  ce  ])hantöme  qu'on 
appelle  la  liberte  du  commerce  et  que  M.  de  Bonnac  croyait 
meriter  ä  plus  juste  titre  le  nom  de  desordre^).»  Villeneuve  en 
faisant  ces  reflexions  ajoutait  qu'il  aurait  sans  doute  agi  de  meme 
si  Maurepas  ne  «l'avait  encourage  ä  entreprendre  ce  qui  jusqu'alors 
avait  paru  impraticable». 

Maurepas,  en  eifet,  l'eucouragea  et  le  soutint  de  toute  son 
autorite.  Mais  l'initiative  vint  de  l'ambassadeur.  II  avait  dejä 
fait  des  ouvertures  quand  une  catastropbe  commerciale  sembla 
coufirmer  la  tbeorie,  fit  taire  les  scrupules  et  donna  le  branle  ä 
l'application  du  Systeme.  En  1729  on  vit  dans  les  ecbelles  un 
encombrement  extraordinaire  de  draps.  Les  ventes  etaient  la- 
borieuses.  Les  Marseillais,  ä  court  d'argent,  s'aviserent  de  tirer 
des  lettres  de  change  sur  leurs  commissionnaires  des  ecbelles 
detenteurs  de  ces  draps.    Ceux-ci,  pour  les  acquitter  furent  obliges 


1)  Lettre    du    consul    du    Caire,    de    Lironcourt,     ecrite    de    Marseille, 
22  juin  1761.     Äff.  etrang.,  Cartons  coiumerciaux,  le  Caire. 

2)  Biblioth.  nat.  mss.  fr.  11790. 
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de  vendre  ä  tout  prix.  D'oü  pertes  considerables :  du  mois  d'aoüt 
1729  au  meme  mois  de  rannee  suivante  se  succederent  ä  Marseille 
37  banqueroutes  qui  monterent  ä  5  480  000  livres. 

Les  circonstances  eussent  pu  fournir  une  explication.  Ou  ne 
la  chercha  pas.  La  cause  de  tout  le  mal  n'etait-elle  pas  bieii 
connue. 

Le  detail  du  Systeme ').  —  Les  arrangements.  —  La  liberte 
engendrait  une  concurrence  effrenee.  Les  regisseurs  du  Levant 
vendaient  bon  marche  et  achetaient  eher.  C'est  ä  quoi  il  fallait 
remedier. 

A  peine  installe  Villeneuve  decide  la  nation  de  Constantinople 
ä  former  une  ligne  pour  la  vente  en  commun  de  tous  les  draps, 
puis  pour  Celle  des  Sucres.  La  C'hambre  chargea  aussitöt  son 
delegue  ä  la  cour,  Gregoire,  de  protester  en  y  mettant  la  plus 
grande  prudence  «par  egard  pour  l'ambassadeur  qui  avait  d'ex- 
cellentes  intentious».  Elle  revendiquait  les  droits  des  negociants 
et  les  siens.  «Le  commerce  du  Levant  ne  peut  pas  se  regier 
de  Constantinople,  ni  de  la  cour;  les  negociants  d'ici  en  sont 
le  Premier  mobile  et  le  plus  interesse.  Ceux  du  Levant  sont 
obliges  de  recevoir  les  ordres  de  ceux-ci,  n'etant  que  leurs  com- 
missionnaires,  et,  dans  tous  les  temps,  la  direction  des  affaires 
a  ete  ä  la  Chambre» "). 

Maurepas  pensa  que  les  representations  de  la  chambre  meri- 
taient  quelque  attention  et  leur  permit  de  les  faire  parvenir  ä 
Villeneuve  qui  n'en  fut  aucunemeut  touche.    II  alla  jusqu'ä  dire 


1)  Pour  tout  ce  qui  suit  voir  particulierement :  Avis  de  M""»  les  deputes 
du  commerce  douue  en  1750  sur  le  commerce  du  Levant  avec  les  reglements 
conceruant  la  fabrique  des  draps  en  Languedoc,  367  fol.,  saus  les  reglements. 
Bibl.  nat.  fr.  11  789.  —  Memoire  g-eneral  sur  le  commerce  des  Fraugais  en 
Levant.  Ibid.  Mss,  fr.  11790  (fol.  397—555).  —  Memoire  du  marquis  de  Ville- 
neuve, ambassadeur  du  roi  ä  Constantinople,  conceruant  le  commerce.  Ibid. 
Mss.  fr.  7192.  Divers  autres  memoires  du  meme  manuscrit,  fol.  298 — 309.  — 
Memoire  congernant  le  commerce  des  draps  de  France  en  Levant.  Ibid.  Mss. 
fr.  7193  fol.  255 — 262.  Divers  autres  memoires  du  meme  mauuscrit.  —  Recueil 
general  des  reglements,  edits  .  .  .  jusqu'en  1742,  complete  jusqu'en  1763. 
Ch.  de  comm.  II,  23.  —  Arch.  des  äff.  etrangeres,  cartons  commerciaux, 
memoires. 

2)  Lettre  du  10  avril  1730. 
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que,  si  le  roi  voulait  envoyer  deux  commissaires  sur  place,  pour 
se  rendre  compte,  non  seulement  les  representations  des  Marseillais 
ne  seraient  pas  ecoutees,  mais  on  ehätierait  severement  ceux  qui 
s'ctaient  avises  de  les  faire.  On  etait  en  pleine  erise  de  1730 
et  les  lettres  des  consuls  semblaient  toutes  donner  raison  ä 
l'ambassadeur.  Le  vieil  intendant  Lebret  consulte,  fit  entendre 
une  autre  opinion.  «II  ne  fallait  pas  croire  tout  ce  que  les 
consuls  ccrivaient.  Ils  avaient  envie  d'etendre  sur  les  affaires 
du  commerce  l'autorite  qu'ils  avaient  en  toute  autre  matiere  sur 
les  negociants  de  leurs  echelles.  Pour  y  parvenir  ils  entassaient 
depuis  quarante  ans  de  sa  connaissance  memoires  sur  memoires 
pour  tächer  de  s'attirer  des  ordres  superieurs,  sous  pretexte  de 
corriger  des  abus  ou  de  remedier  ä  des  maux,  du  raoins  tres 
exageres,  s'ils  n'etaient  pas  entierement  imaginaires.  II  paraissait 
evident  que  si  le  commerce  du  Levant  donnait  toujours  de  la 
perte,  tout  le  monde  l'abandonnerait  .  .  .  Cependant  il  etait  bon 
de  suivre  l'usage  oü  l'on  etait  en  Levant  de  faire  des  reglements 
pour  les  achats  et  pour  les  ventes  de  certaines  marchandises, 
suivant  les  temps  et  les  circonstances,  pourvu  que  la  liberte  füt 
entiere  ä  cet  egard  et  que  les  negociants  eussent  celle  de  changer 
et  d'abroger  ces  reglements  quand  ils  le  jugeraient  ä  propos»  '). 
Le  bureau  de  commerce  montra  la  meme  prudence  ä  son  tour. 
Trudaine  un  des  futurs  Champions  de  la  liberte  s'etait  fait  son 
interprete  et  avait  parle  au  ministre  de  «difficultes  insurmontables». 
Rouille  le  futur  ministre,  intendant  du  commerce,  lui  avait  aussi 
adresse  le  meme  jour  une  lettre  pleine  de  reserves^). 

Tel  fut  l'esprit  de  la  circulaire  que  Maurepas  adressa  ä  tous 
les  consuls  le  23  mai  1731  :  «S.  M.  n'a  point  trouve  de  moyen 
plus  convenable  que  celui  de  faire  assembler  les  nationaux  de 
chaque   echelle   pour  qu'ils   prennent   eux-memes,   par  des  deli- 


1)  Lettre  du  30  janvier  1730. 

2)  Lettres  ä  Maurepas  du  24  9')re  1729.  Celle  de  Trudaine  contient  la 
deliberation  du  Bureau  du  commerce  sur  les  memoires  du  29  juillet  et 
18  acut  1729.  Bibl.  nat.  Mss.  fr.  nouv.  acq.  20  537  Mio  114—119.  Le 
manuscrit  contient  une  serie  de  pieces  de  1729  relatives  aux  discussions  que 
souleverent  les  premiers  arrangements,  h  la  suite  du  memoire  envoye  par 
ViUeneuve  le  24  juin  1729.   La  lettre  de  Eouille  est  aux  Arch.  nat.  mar.  B',  295. 
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berations,  les  arrangements  qu'ils  trouveront  necessaires  .  .  . 
S.  M.  desire  qu'ils  s'assemblent  pour  cet  efFet  deux  ou  trois  fois 
rannee  et  meme  plus  souvent  s'ils  le  jugent  ä  propos  et  sans 
rien  leur  preserire  sur  les  mesures  qu'ils  doivent  prendre  .  .  . 
Vous  les  avertirez  qu'il  leur  sera  libre  de  prendre  teile  decla- 
ration  qu'ils  jugeront  ä  propos  et  qu'ils  pourront  meme  les  changer 
niais  que,  quand  une  deliberation  aura  ete  prise  ä  la  pluralite 
des  voix,  aucun  negociant  de  la  nation  ne  pourra  y  contrevenir 
Sans  peine  d'etre  renvoye  en  France»  ^).  Le  Ministre  avait  ainsi 
pense  satisfaire  ä  la  fois  l'ambassadeur  et  les  partisans  de  la 
liberte.  Mais  les  desirs  du  roi  etaient  presentes  corame  des  ordres 
par  les  consuls.  Dans  la  circonstance  Villeneuve  usa  sur  eux 
et  sur  les  nations  des  eehelles  de  tout  son  ascendant. 

Des  arrangements,  ce  fut  le  terme  adopte,  furent  pris  pour  la 
fixation  du  prix  des  draps  ä  Constantinople,  ä  Smyrne,  ä  8alo- 
nique  au  Caire,  ä  Alep.  Meme,  en  decembre  1731,  Villeneuve 
convoqua  aupres  de  lui  des  deputes  de  Smyrne  et  de  Salonique 
pour  deliberer  avec  ceux  de  Constantinople  et  les  decida  ä  fixer 
des  prix  communs  pour  la  vente  dans  les  trois  eehelles  «de 
faQon  que  les  gens  du  pays  ne  trouvassent  pas  plus  d'avantage 
ä  se  pourvoir  de  draps  dans  l'une  que  dans  l'autre»  ^).  C'etait 
l'idee  moderne  des  trusts  appliquee  dejä  ä  l'exploitation  coni- 
merciale  des  populations  du  Levant.  On  fixa  egalement  le  prix 
pour  la  vente  des  papiers  et  de  l'indigo  ä  Alep,  pour  l'achat 
des  toiles  de  coton  ä  Alep,  des  toiles  et  du  sene  au  Caire,  des 
laines  ä  Constantinople.  Dans  les  eehelles  de  Syrie,  Tripoli  et 
Seide,  oü  la  Situation  des  Frangais  etait  particulierement  avanta- 
geuse  les  nations  purent  se  soustraire  aux  arrangements  pour  la 
vente  des  draps.  Mais  les  consuls  se  plaignaient  beaucoup  de 
la  concurrence  desordonnee  que  se  faisaient  les  marchands  pour 
l'achat  des  cotons  files,  des  avances  de  fonds  qu'ils  faisaient 
chaque  annee  aux  Cheiks  du  pays  sur  leurs  recoltes.    Les  mar- 


1)  Ch.  de  commerce  n,  23. 

2)  Mss.  fr.  7192.  Precis  des  Conferences  tenues  au  Palais  de  France 
par  son  Excellence  ...  10  et  12  Xbre  1731^  fol,  49—60.  —  Ce  manuscrit 
renferme  un  grand  uombre  de^pieces  relatives  aux  arrangements.  —  Cf.  la 
correspondance  de  Maurepas.     Arch.  nat.  mar.  B',  137,  140,  143,  146  etc. 
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chands  d'Acre  avaient  repondu  ä  leur  Consul  en  1715  qu'ils 
etaient  libres  de  faire  de  leur  argent  ce  qu'ils  voulaient,  meme 
de  le  jeter  ä  la  mer.  Leur  indiscipline,  refractaire  ä  tous  les 
arrangements,  fit  le  desespoir  des  consuls  de  Seide  qui  essayerent 
en  vain  de  les  leur  imposer. 

La  Chambre  du  commerce  et  les  negociants  de  Marseille, 
n'avaient  pas  cesse  de  protester.  Ils  avaient  represente  des  1730 
que  la  pretention  de  fixer  les  prix  n'eüt  ete  admissible  que  si 
les  Fran^ais  eussent  ete  les  maitres  du  commerce.  Mais  se  Her 
les  mains  tandis  que  les  concurrents  etrangers  restaient  libres 
c'etait  les  favoriser  de  parti-pris.  Bientöt  ils  se  plaignirent  que 
l'evenement  eut  realise  leurs  craintes  pour  l'indigo  et  les  Sucres. 
Mais  c'etait  la  vente  des  draps  qui  preoccupait  surtout  le  gouverne- 
ment.  Or,  ä  Constantiuople  et  ä  Smyrne  tout  au  moins,  nous 
n'avions  guere  ä  redouter  la  concurrence  etraugere.  A  Constan- 
tinople  les  raarchands  drapiers  indigenes  avaient  essaye  aussi 
de  se  liguer  pour  n'acheter  qu'ä  des  prix  inferieurs.  II  fut  facile 
de  les  mettre  ä  la  raison  en  les  menagant  d'interdire  ä  la  nation 
toute  vente.  Ils  consentirent  meme  ä  une  nouvelle  augmentation 
de  dix  aspres  par  pic  de  draps  destinee  ä  alimenter  une 
caisse  de  garantie  du  paiement  des  etoffes  qui  leur  etaient 
vendues  ä  credit.  Leur  interet  leur  commanda  de  borner  le 
credit  de  ceux  d'entre  eux  qui  etaient  moins  solvables  et  meme 
d'exclure  de  leur  corporation  ceux  qui  ne  l'etaient  pas.  Leur 
Corps  füt  si  bien  et  si  vite  epure  qu'au  bout  de  dix-huit  mois 
la  nation  Frangaise  elle-meme  prit  ä  sa  charge  la  caisse  de 
garantie  contre  les  faillites  des  drapiers  indigenes.  Elle  put  meme 
abaisser  le  prelevement  ä  six  aspres  par  pic  au  lieu  de  dix. 
Ainsi  l'ambassadeur  se  flatta  d'avoir  en  memo  temps  impose 
nos  prix  aux  acheteurs  turcs,  assure  les  paiements  et  augmente 
sensiblement  le  debit  des  draps. 

Mais  on  risquait  de  tout  perdre  par  les  contraventions  que  se 
permettaient  les  negociants.  En  vain  la  vigilance  des  consuls 
etait  eile  sans  cette  tenue  en  eveil  par  Villeneuve  et  par  Maure- 
pas. On  exigea  des  negociants  le  sennent  de  ne  vendre  qu'au 
prix  fixe  par  les  arrangements.  Les  Juifs,  courtiers  ordinaires 
des    echelles,    rendirent  la  precaution   inutile   en   employant   un 
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stratageme  que  Villeneuve  qualifia  d'odieux.  Ils  persuadaient 
aux  negociants  de  violer  leur  serment  en  leur  soutenant  que 
d'autres  le  faisaient  et  qu'ils  jouaient  un  role  de  dupe.  Commc 
recrivait  en  1736  Delane,  consul  d'Alep,  les  uegociants  em- 
ployaient  tant  de  subtilites  et  de  detours  pour  n'etre  pas  de- 
couverts  qu'il  etait  quasi  impossible  ä  un  consul  de  les  demasquer. 
Le  ministre  permit  ä  l'ambassadeur  de  renvoyer  en  France  les 
negociants  notoirement  soupQonnes,  sans  attendre  de  preuves 
formelles.  Mais  la  faute  etait  trop  generale  pour  qu'on  put  la 
punir.  D'autre  part,  la  fixation  des  prix  ä  des  taux  eleves 
avait  bientot  produit  un  inconvenient  imprevu :  les  draps  affluerent 
bien  au  delä  des  besoins  dans  les  cinq  grandes  echelles  soumises 
aux  arrangements  et  y  resterent  invendus  tandis  qu'on  n'en 
pouvait  pas  avoir  dans  les  autres  echelles.  II  fallut  trouver  un 
nouveau  remede  ä  ces  deux  inconvenients. 

Les  ventes  par  re'partitions.  —  Icard,  le  nouvel  inspecteur 
du  commerce  du  Levant,  arrivait  de  Constantinople  en  1735 
apres  avoir  visite,  par  ordre  de  Maurepas,  les  echelles  de  Smyrne 
et  de  Salonique,  pour  y  etudier  rapplication  et  les  resultats  des 
arrangements.  II  etait  charge  de  memoires  et  porteur  de  nouvelles 
propositions  de  Villeneuve.  Entre  autres  choses  l'ambassadeur 
demandait  de  regier  les  ventes  par  les  envois,  Les  balles  de 
chaque  cargaison  seraient  enregistrees  et  ne  pourraient  etre  mises 
en  vente  qu'apres  Celles  de  l'envoi  precedent.  Pour  eviter  qu'un 
negociant  plus  riebe  ne  chargeät  tout  un  navire  pour  son  compte, 
les  vaisseaux  en  charge  ä  Marseille  rendraient  leur  destination 
publique  pendant  un  mois  et  seraient  tenus  de  recevoir  un 
nombre  de  balles  fixe  pour  chacune  des  maisons  de  l'echelle  oii 
ils  se  rendraient.  Teile  etait  la  teneur  d'un  projet  d'arret  du 
conseil  en  neuf  articles  que  Villeneuve  avait  confie  ä  Icard. 
Pour  prevenir  encore  les  trop  forts  envois  l'ambassadeur  proposait 
dans  un  autre  memoire  de  limiter  ä  six  mois  le  credit  fait  par 
les  negociants  du  Languedoc  aux  negociants  Marseillais.  Les 
credits  accordes  par  l'usage  etaient  d'un  an;  ils  permettaient  aux 
Marseillais  de  faire  des  gros  achats  et  d'attendre  la  vente  de 
leurs  expeditions  dans  les  echelles.  L'opposition  de  la  Chambre 
du   commerce   de  Marseille  fit   renoncer  ä  ces  deux  expedients, 
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rejetes  par  le  Bureau  du  commerce  tenu  cd  presence  de  Maurepas 
le  4  avril  1737. 

Cependant  Villeneuve  avait  pris  sur  lui  de  decider  la  nation 
de  Constantinople  ä  prendre  un  nouvel  arrangement  organisant 
les  ventes  par  repartitions.  Elle  ne  devait  mettre  en  vente  que 
la  quantite  de  draps  qu'on  pouvait  esperer  vendre  dans  l'inter- 
valle  d'un  mois  ou  de  six  semaines.  Chaque  marchand  parti- 
ciperait  ä  la  repartition  ä  proportion  de  la  quantite  de  balles 
qu'il  avait  en  magasin.  II  serait  procede  ä  une  nouvelle  repar- 
tition quand  toutes  les  balles  comprises  dans  la  premiere  auraient 
ete  ecoulees.  Cette  fois-ci  les  Marseillais  ne  furent  pas  seuls  ä 
protester.  Les  repartitions  devaient  avoir  pour  but  de  restreindre 
les  envois  de  draps,  le  Languedoc  se  sentit  menace  et  adressa 
des  representations.  «Toute  la  fabrique  s'eleva  contre  ce  nouvel 
arrangement.»  Cependant  l'inspecteur  Icard  admis  ä  defendre 
les  idees  de  Villeneuve  devant  le  Bureau  du  commerce,  battu 
au  sujet  du  reglement  des  ventes  par  les  envois  et  de  la  limi- 
tation  des  credits,  ^emporta  sur  ce  point.  Le  Bureau  du 
4  avril  1737  approuva  les  repartitions;  Villeneuve  s'empressa 
de  les  introduire  k  Öalonique,  ä  Smyrne,  ä  Alep  et  au  Caire. 
On  avait  commence  par  les  draps,  on  fit  de  meme  pour  les 
indigos,  pour  les  cafes,  pour  les  Sucres.  Ainsi,  periodiquement 
dans  les  echelles,  les  deputes  faisaient  dans  les  magasins  uu 
recensement  des  balles  de  marchandises  ä  vendre  et  les  nations 
deliberaient  de  faire  une  repartition  d'un  dixieme,  d'un  cinquieme 
ou  de  toute  autre  fraction  du  stock  accumule.  Entre  autres  in- 
convenients  ce  Systeme  avait  celui  de  favoriser  les  grosses  maisons 
au  detriment  des  petites  qui  ne  pouvaient  plus  guere  songer  a 
accroitre  leur  importance.  On  essaya  bien  un  autre  mode  de 
repartition  celui  de  permettre  ä  chaque  maison  la  vente  d'un 
nombre  egal  de  bailots;  mais  c'etait  alors  les  gros  negociants 
qui  etaient  sacrifies. 

L'opposition  contre  cette  nouvelle  entrave  fut  plus  forte  que 
contre  les  premiers  arrangements.  Les  negociants  de  Marseille 
assembles  extraordinairement  par  la  Chambre  sur  l'ordre  de 
Maurepas  remirent  un  memoire  ou  ils  exposaient  en  guise  de 
conclusion    leur   theorie   de    la   liberte.     <Le    commerce   a   ses 
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vicissitudes,  mais  elles  ne  doivent  jamais  en  faire  limiter  la 
raanicre,  ni  la  soumettre  ä  des  reglements.  Chaque  negociant, 
dans  sa  differente  fagon  de  penser,  doit  etre  le  maitre  de  faire 
valoir  ses  valeurs  selon  la  portee  de  ses  lumieres  .  .  .  Ils  sont 
toiis  ensemble  trop  interesses  ä  la  conservation  de  ce  meme 
commerce  pour  oser  contribuer  ä  sa  perte  aux  depens  de  leur 
honneur  et  de  leurs  biens  .  .  .  Tant  que  la  libertc  sera  conservee 
le  commerce  accablc  dans  un  temps  reparaitra  plus  brillant  dans 
un  autre.  II  a  ses  maladies  et  ses  crises  mais  jamais  ses  fonds 
ne  sont  perdus.  Ils  ne  fönt  que  passer  d'une  main  ä  l'autre 
et  ces  revolutions  ne  prejudicient  point  au  corps  de  l'etat.  Bien 
loin  de  la  les  changements  de  fortune  raniment  l'industrie  et 
l'emulation  puisque,  depuis  les  faillites  de  1724  et  1729,  on  n'a 
vu  qu'accroissement  de  biens  solides  dans  le  commerce^).» 

La  manifestation  avait  ete  assez  imposante  et  les  objections 
assez  fortes  pour  que  l'inspecteur  Icard  crüt  devoir  jeter  des 
soupgons  sur  la  sincerite  des  signatures  de  cinquante  cinq 
negociants  apposees  au  bas  du  document  qu'il  affirmait  avoir 
ete  mendiees.  II  s'appuyait  en  meme  temps  sur  le  memoire 
adverse  d'un  negociant  isole,  le  sieur  Poulharies  ^).  Mais  le 
Languedoc  s'agitait  de  son  cote.  Le  contröleur  general  Orry 
renvoya  ä  Fagon,  chef  du  Bureau  du  commerce  le  memoire 
adresse  par  les  deputes  des  etats  avec  une  apostille  favorable. 
Cet  encouragement  les  decida  ä  rediger  deux  autres  memoires 
dont  ils  renouvelerent  les  demandes  en  1738  et  1739^). 

Le  sieur  Marcassus,  entrepreneur  des  manufactures  les  plus 
reputees  de  la  province,  se  plaignait  amerement  que  ses  draps 
eussent  perdu  par  les  repartitions  tous  les  avantages  qu'ils  re- 
tiraient   auparavant   de   leur  superiorite   dans   les  echelles.     En 


1)  14  juin  1737.  Äff.  etrang.,  Cartous  commerciaux,  Memoires.  —  Bibl. 
nat.  Mss.  fr.  7192,  fol.  98 — 107.  —  Cf.  Memoire  au  sujet  des  arrangements, 
5  juillet  1737.     Arch.  de  la  chambre,  HH.  70. 

2)  6  juin  1737.  Bibl.  nat.  Mss.  fr.  7192,  fol.  121-125.  ~~  Cf.  fol.  13B, 
138,  238,  2B3. 

3)  Voir  aux  Arch.  de  la  chambre  de  commerce  (HH.  70)  les  deux  longs 
memoires  du  Languedoc  (aoüt  1787). 
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menie  temps  arrivaient  de  celles-ci  des  representations  presque 
gencrales.  Le  debit  de  nos  marchandises  etait  gene;  les  repar- 
titions  favorisaient  nos  coneurrents.  La  question  des  arrangements 
filt  donc  soumise  encore  du  Bureau  du  commerce  en  1740. 
Celui-ci  voulut  l'examiner  ä  fond  en  s'entourant  de  tous  les 
documents.  Maurepas  tint  ä  consulter  de  nouveau  la  chambre 
de  commerce  de  Marseille  (23  9'^'°  1740).  Celle-ci  apres  avoir 
reuui  les  principaux  negociants  ä  diverses  reprises,  repondit  en 
rcclamant  l'entiere  liberte  (12  d''""  1740).  Elle  venait  de  remettre 
au  comte  de  Castellane,  le  nouvel  ambassadeur  qui  partait  pour 
remplacer  Villeneuve,  le  memoire  traditionnel.  Elle  lui  rappelait 
qu'elle  n'avait  manque  aucune  occasion  de  faire  des  represen- 
tations contre  les  arrangements  et  qu'elle  en  avait  prevu  tous 
les  inconvenients.  Au  reste,  en  reclamant  l'entiere  liberte,  la 
Chambre  ne  condamnait  pas  d'une  maniere  absolue  les  regle- 
ments.  Mais  il  fallait  que  les  nations  eussent  la  liberte  de 
faire  elles-meme  ces  arrangements,  de  les  modifier  suivant  les 
circonstances.  Elle  faisait  au  ministre  des  propositions  analogues. 
II  arriva  encore  d'autres  representations  du  Languedoc.  Les 
gardes  jures  des  fabricants  de  Carcassonne  affirmaient  que  les 
arrangements,  outre  le  prejudice  cause  aux  particnliers,  bannissaieut 
l'cmulation,  etaient  un  obstacle  ä  la  perfection  qu'on  avait  toujours 
recherchee ').  Entre  temps  les  plaintes  des  echelles  continuaient 
ä  affiner.  Icard,  appele  encore  ä  Paris,  eut  fort  ä  faire  pour 
repondre  ä  un  pareil  concert.  II  convint  de  l'accumulation  des 
draps  dans  les  echelles,  principal  inconvenient  des  repartitions, 
mais  il  pretendit  que  la  liberte  demandee  serait  d'un  prejudice 
infiniment  plus  grand. 

Fagon,  chef  du  Bureau  du  commerce,  et  Rouille  charge  du 
rapport,  restaient  fort  embarrasses.  Ils  penserent  que,  «dans 
une  matiere  aussi  delicate,  on  ne  pouvait  user  de  trop  de  circon- 
spection  lorsqu'il  s'agissait  de  prendre  une  resolution  decisive 
(29  mars  1741).  L'ambassadeur  Villeneuve  rentrait  en  France. 
On  proposa  donc  ä  Maurepas  de  l'attendre  pour   deliberer  avec 


1)  9  mai  1740.    Äff.  etrang.,  Cartons  commerciaux,  Memoires. 
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lui.  En  attendant  il  prierait  l'iutendant  du  Languedoc,  de  Bernage, 
de  consulter  secretemeut  les  fabricants  de  draps  les  plus  entendus. 
De  Villeneuve  arriva  ä  Paris  en  aoüt  1741  et  sut  defendre  son 
ceuvre.  On  lui  fit  observer  que  les  repartitions  avaient  amene 
une  dirainution  sensible  de  la  consommation  de  nos  draps  dans 
les  grandes  echelles;  dans  les  petites,  oü  elles  n'existaient  pas, 
la  consommation  avait,  au  contraire,  augmente.  Mais  il  affirma 
qu'il  ne  fallait  pas  compter  sur  une  augmentation  de  vente. 
Donc  le  retablissement  de  la  liberte  ne  proeurerait  pas  les 
avantages  que  les  negociants  s'en  promettaient ;  il  ramenerait 
tous  les  abus  que  les  arrangements  avaient  fait  cesser.  Maurepas 
et  Orry  entendirent  le  rapport  de  Rouille,  en  presence  de  Fagon 
et  Villeneuve  (25  7'""^  1741).  Le  15  octobre  Maurepas  faisait 
connaitre  ä  toutes  les  echelles  les  decisions  prises  en  meme 
temps  qu'ä  la  Chambre  du  commerce  de  Marseille.  Les  arrange- 
ments etaient  maintenus  pour  les  draps  ä  Constantinople  oü  ils 
etaient  utiles,  ä  Smyrne  et  ä  Salonique,  parceque  sans  cela  ceux 
de  Constantinople  eussent  ete  sans  effet.  «II  devait  etre  permis 
aux  negociants  des  autres  echelles  de  retablir  la  liberte  de  ventes 
puisque  tous  les  negociants  qui  y  commer^aient  le  demandaient.» 
Cependant  il  etait  recommande  aux  consuls  d'engager  les  mar- 
chands  ä  maintenir  enti*e  eux  leurs  ententes. 

La  decision  de  1741  n'etait  qu'un  compromis  dans  lequel  le 
ministre  n'avait  pas  grande  confiance.  II  chargeait  le  comte  de 
Castellane  d'examiner  scrupuleusement  si  la  liberte  des  ventes 
pouvait  et  devait  etre  retablie.  Smyrne  et  8alonique  reclamaient 
la  liberte;  Constantinople  tenait  aux  arrangements  qui  lui  profi- 
taient.  Cependant  le  demi  avantage  obtenu  avait  encourage  les 
Marseillais  qui  revenaient  ä  la  charge  en  1742.  «Un  nombre 
considerable  de  negociants,  ecrivait  la  Chambre  ä  Maurepas,  nous 
apporterent  avant  hier  en  memoire  signc  de  presque  tous  ceux 
de  notre  place  par  lequel  ils  requierent  la  Chambre  de  demander 
en  leur  nom  ä  V.  G.  l'entiere  liberte  du  commerce  du  Levant  .  .  . 
Nous  n'avons  pas  ose  leur  refuser  cette  satistactiou  qu'il  nous 
semble  juste  de  leur  accorder  quoique  demandee  avec  des  in- 
stances  peut-etre  trop  vives.»  Le  memoire  qu'elle  transmettait 
au  ministre  etait  revetu  de  224  signatures,  toute  l'elite  du  com- 
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merce  de  la  place  ^).  En  meme  temps  les  trois  prineipaux  fabri- 
eants  du  Languedoc,  Marcassus,  David  et  Pascal  renouvelaient 
leur  critique  dejä  presentee:  le  bon  fabricant  etait  mal  recompense 
et  son  travail  se  relächait;  le  faible  trouvait  son  avantage  ä 
rester  en  etat  d'inferiorite ;  les  repartitions  etaient  une  prime  ä 
la  mediocrite.  Maurepas  pressait  Rouille  de  trouver  un  reglement 
decisif  et  general.  On  n'en  trouva  point  et  on  s'en  tint  ä  la 
decision  de  1741  malgre  de  nouvelles  representations  des  Mar- 
seillais;  ils  avaient  cru  notamment  profiter  du  retablissement  de 
la  paix  en  1748.  Donc  les  arrangements  furent  maintenus  ä 
Constantinople,  Smyrne  et  Salonique  jusqu'en  1750.  Cette  annee 
lä  on  essaya  meme  ä  Constantinople  un  nouveau  mode  de  re- 
partition  des  draps.  Chaque  maison  se  partageait  egalement  le 
nombre  de  balles  reparties.  Des  lors  on  vit  en  usage  dans  les 
ecbelles  tantot  les  repartitions  par  egaliU  de  maison,  tantot  les 
repartitions  par  projjortion.  Celui-ci  favorisait  les  grosses  maisons, 
l'auti'e  les  petites.  La  chambre  de  commerce  marquait  pour  ce 
dernier  toutes  ses  preferences. 

Meme,  en  1741  et  1742,  sous  l'influence  des  consuls,  de 
nouveaux  arrangements  avaient  ete  pris  dans  diverses  echelles 
pour  l'achat  des  marchandises  de  retour,  Les  nations  de  Con- 
stantinople et  de  Smyrne  s'etaient  liguees  pour  la  traite  des 
laines  en  X^"  1741 ;  la  premiere  protestait  quelques  mois  apres 
contre  le  maintien  de  cette  coalition.  A  Seide  et  Acre  les  arrange- 
ments concernaient  les  cotons  files  et  d'autres  marcbandises ;  a 
Candie  les  huiles. 

Limitation  de  la  fabrication  des  draps.  La  fixation  des  prix 
avait  entraine  les  repaiütions.  Celles-ci  n'avaient  pas  produit 
le  resultat  attendu.  Plus  on  avait  de  draps  en  magasin  plus  on 
etait  assure  de  vendre,  donc  on  avait  multiplie  les  envois  au 
Heu  de  les  restreindre.  Donc  le  Systeme  continuait  de  mal 
fonctionner;    on    ajouta   une    nouvelle   piece    au    mecanisme:    la 


1)  Comparant  des  negociants  de  cette  ville  pour  deniander  la  liberte  du 
commerce  du  Levant,  29  T'^re  1742.  Arch.  de  la  chambre,  HH.  37.  —  Cf. 
HH.  34 :  Memoire  des  negociants  sur  la  fixation  des  draps,  les  ventes  par 
repartitions  .  .  .  Sans  date,  plus  de  cent  signatures. 
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fabrication  des  draps  fut  limitee.     Ce   n'avait   pas   ete   sans   de 
longues  hesitations. 

Villeneuve  avait  propose  dfes  1730  de  fixer  le  chiffre  des 
balles  fabriquees,  des  expeditions,  de  supprimer  les  manufactures 
inferieures  ou  de  les  obliger  ä  perfectionner  leurs  produits.  Les 
moyens  avaient  paru  trop  violents,  prejudiciables,  ou  d'une 
execution  impossible. 

En  1738  Maurepas  s'avisa  d'un  expedient  detourne,  l'etablisse- 
ment  d'une  inspectiou  nouvelle  des  draps  ä  Montpellier  dans  le 
but  de  moderer  les  fabricants  par  un  examen  plus  severe.  Mais 
rencombrement  continua  d'augmenter  dans  les  echelles.  Or, 
depuis  longtemps  les  etats  du  Languedoc,  obliges  de  payer  une 
gratification  pour  chaque  piece  de  drap  fabriquee  pour  le  Levant, 
voyaient  avec  peine  augmenter  cette  charge.  Des  1728  ils  avaient 
reelame  la  suppression  de  la  prime  et  la  fixation  de  la  fabrication 
par  un  aecord  avec  les  directeurs  des  manufactures  royales  et 
un  nombre  choisi  de  bons  fabricants  de  Carcassonne,  de  Cler- 
mont  et  de  S*  Chinian.  En  1729  et  en  1730  ces  demandes 
avaient  ete  renouvelees  avec  l'appui  de  l'intendant,  de  Bernage ; 
le  Bureau  du  commerce  les  avait  chaque  fois  repoussees.  Dans 
les  Conferences  de  1741  on  avait  remis  en  avant  la  proposition 
de  Villeneuve  en  1730.  De  Bernage,  consulte  ä  la  fin  de  la 
meme  annee  au  sujet  des  arrangements,  rappela  de  son  cote  les 
anciennes  demandes  des  etats.  Le  ministre  les  accueillit;  Maure- 
pas et  Orry  s'entendirent  et  de  Bernage  rcQUt  l'ordre  de  reduire 
la  fabrication  d'un  quart  en  se  reglant  sur  le  travail  de  1740 
(5  avril  1741).  La  fixation  etait  faite  pour  dix-huit  mois;  comme 
l'accumulation  de  draps  ne  cessait  pas,  eile  fut  prolongee  jusqu'en 
1745,  puis  jusqu'apres  1750,  malgre  les  representations  reiterees 
des  negociants.  Apres  avoir  vu  les  draps  encombrer  le  Levant 
on  se  plaignit  d'en  manquer.  Les  assortiments  etaient  incomplets 
et  les  ventes  plus  diflficiles.  Les  fabricants  du  Languedoc,  sürs 
de  les  debiter,  ne  les  vendaient  qu'ä  des  prix  excessifs  et  les 
negociants  pouvaient  ä  peine  les  revendre  aussi  eher.  L'inspecteur 
des  draps  en  1743  se  plaignait  que  le^  draps  ne  fussent  pas  si 
bien  fabriques,  ni  teints,  ni  appretes  qu'ils  l'etaient  avant  la 
limitation.     «Cela   nous   fait   craindre,    ecrivait   de   son    cote   la 
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Chambre  au  contröleur  general  eu  1746,  la  perte  d'une  manu- 
facture  qui  a  tant  coüte  ä  l'etat  pour  en  etablir  la  perfection.» 
Elle  recommandait  encore  ä  M.  de  Samt-Amand,  sou  agent  ä 
la  cour,  en  1751,  de  saisir  toiites  les  oecasions  de  representer 
que  la  liberte  dans  la  fabrication  etait  essentielle  pour  les  progres 
du  commerce.  Elle  reconnaissait  d'ailleurs  que  la  limitation  etait 
liee  aux  autres  arrangements '). 

Interdiction  des  ventes  eu  Italie.  —  Le  gouvernement  ne 
pouvait  plus  s'arreter.  II  fallait  inventer  de  nouveaux  reglemeuts 
pour  assurer  l'execution  des  precedents.  On  pensa  que  tout  le 
fruit  des  arrangements  serait  perdu  si  les  marchandises  frangaises 
pouvaient  etre  fournies  aux  Turcs  par  des  etrangers.  A  la  de- 
mande  meme  des  negociants  de  Marseille,  obliges  de  se  priver 
de  ce  debouche,  la  vente  des  draps  fut  interdite  en  Italie  de 
crainte  que,  par  Genes,  par  Livourne  ou  par  Venise,  ils  ne  fussent 
revendus  dans  les  echelles.  Les  fabricants  du  Languedoc,  dont 
les  interets  n'etaient  pas  les  memes,  avaient  en  vain  reclame  la 
liberte  de  la  vente  ■^). 

C'est  dans  la  mSme  Intention  que  fut  rendu  l'aiTet  du  conseil 
du  17  octobre  1741.  Aucun  negociant  frangais  ou  etranger 
trafiquant  sous  la  banniere  de  France  ne  pourrait  envoyer  ä 
Negrepont  des  draps  fabriques  dans  le  royaume,  sous  quelque 
pretexte  que  ce  füt,  a  peine  de  confiscation  et  de  100  livres 
d'amende  contre  le  capitaiue.  Sous  les  memes  peines  il  etait 
interdit  aussi  de  faire  des  envois  dans  les  ports  de  Moree  et 
d'Albanie  sauf  dans  ceux  oii  etaient  etablis  les  consuls  et  vice- 
consuls  de  France.  Les  ventes  y  seraient  faites  d'apres  le  prix 
fixes  ä  Salonique.  II  s'agissait  en  efifet,  d'assurer  le  bon  effet 
des   arrangements   dans   cette   echelle   oü   les   draps  auraient  pu 


1)  En  dehors  de  la  correspondance  et  des  deliberations  de  la  Chambre 
du  commerce  voir  ä  ce  sujet,  dans  les  archives,  les  memoires  suivants: 
Memoires  sur  la  fixation  de  la  fabrication  des  draps,  2  Si^'""  et  25  Qbre  1743, 
HH.  70;  Memoire  sur  les  arrangements,  19  fevrier  1750,  HH.  71;  cf.  Äff.  etrang. 
Cartons  commerciaux,  M(5moires. 

2)  2  8bre  1743  et  20  mars  1750.  Memoire  sur  rinterdiction  de  vendre 
en  Italie  les  draps  fabriques  pour  le  Levant,  1737.  Cf.  sur  le  meme  sujet 
des  documents  de  1763,  1780,  1787.     Arch.  de  la  chambre,  HH.  69—72. 
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arriver  indirectement  par  les  ports  de  la  mer  lonienne,  du  Sud 
de  l'Adriatique  et  de  TArehipel. 

Les  pacotilles  et  le  troc.  —  Depuis  longtemps  les  plaiutes 
etaient  generales  contre  les  pacotilles  apportees  dans  les  echelles 
par  les  equipages  et  les  passagers  des  navires  ou  rapportees  par 
eux.  Ce  n'est  pas  que  leur  concurrence  füt  bien  ä  redouter  par 
les  marchands  mais,  presses  par  la  brievete  de  leur  sejour,  ils 
se  hätaient  de  vendre  ou  d'acheter  et  leur  precipitation  exerQait 
une  influence  fächeuse  sur  les  prix.  Une  fois  les  arrangements 
etablis  les  griefs  contre  eux  parurent  plus  serieux.  L'arret  du 
conseil  du  17  mars  1733,  ameliore  en  leur  faveur  par  celui  du 
20  mars  1734,  reglementa  la  pacotille.  II  etait  defeudu  aux 
capitaines,  patrons,  ecrivains,  subrecargues  et  passagers  de  porter 
desormais  des  draps  dans  le  Levant.  Ils  ne  pouvaient  acheter 
et  vendre  qu'ä  la  nation.  Celle-ci  devait  leur  acheter  a  10  7» 
au  dessus  des  prix  courants  et  leur  vendre  ä  4*^/0  au  dessous. 
Cette  rigueur  qui  pouvait  faire  disparaltre  completement  le  trafic 
des  pacotilles,  ayant  excite  les  reclamations  des  capitaines  et  en 
meme  temps  des  negociants  et  de  la  Chambre,  les  retenues  faites 
par  la  nation  furent  abaissees  ä  4  7«  et  a  2  7o. 

Pour  le  meme  motif  les  Operations  de  troc  avaient  ete  inter- 
dites.  Ne  permettaient-elles  pas  d'eluder  facilement  les  fixations 
de  prix?  Cependant  les  reclamations  de  l'echelle  de  Smyrne 
les  firent  autoriser  dans  cette  echelle.  Pour  prevenir  les  abus 
on  y  etablit  des  commissaires  auxquels  les  negociants  devaient 
declarer  les  conditions  de  leurs  traites  en  troc  et  sans  les  avis 
desquels  ils  ne  pouvaient  les  conclure.  Tous  les  trois  mois  il 
fallait  meme  envoyer  a  l'ambassadeur  du  roi  des  etats  de  ces 
ventes  pour  qu'il  püt  examiner  si  les  marchandises  avaient  ete 
donnees  et  regues  en  echange  suivant  les  prix  fixes. 

Diminution  et  fixation  du  nombre  des  maisons.  —  Cetait  la 
de  simples  corollaires  des  arrangements  et  de  la  limitation  de  la 
fabrication  des  draps.  Restait  pour  completer  le  Systeme,  une 
derniere  reforme  essentielle  devant  laquelle  on  recula  le  plus 
longtemps.  Pour  elever  les  prix  de  vente,  abaisser  ceux  d'achat, 
empecher  l'afflux  trop  grand  des  marchandises  il  y  avait  un  moyen 
radical,   limiter  le   nombre   des  residents    des   echelles.     Cetait 


Un  type  de  reglementation  commerciale  au  XVIII"  siecle.  277 

une  idee  aclmise  par  tous  depuis  longtemps  qu'ils  etaient  beaucoup 
trop  nombreux  pour  un  chiffre  d'affaires  tres  difficilemeut  exten- 
sible.  Ils  etaient  presque  forces  de  se  faire  une  concurrence 
daugereuse  dont  profitaient  seuls  les  clients  Levantins.  Le  mal 
avait  ete  souvent  signale  au  XVIP  siecle,  par  des  voyageurs 
temoins  impartiaux,  par  les  consuls,  par  la  Chambre  du  commerce 
elle-meme,  sans  qu'on  eut  ose  attenter  ä  la  liberte,  laissee  ä 
chacun,  d'aller  s'etablir  dans  le  Levant  en  se  conformant  aux 
reglements. 

Dejä  en  1733,  le  consul  du  Caire,  Pig-non,  avait  remis  un 
memoire  dans  lequel  il  affirmait  que  quarante  quatre  maisons 
suffiraient  pour  exploiter  le  commerce  des  ecbelles.  Dans  les 
Conferences  de  1735  le  projet  de  fixation  des  maisons,  repris 
par  l'inspecteur  Icard  avait  ete  debattu  par  lui  avec  Fagon  et 
Maurepas.  La  Chambre  du  commerce  consultee  avait  presente  ä 
la  fois  des  objections  de  fait  et  de  principe. 

Le  Bureau  du  commerce  du  4  avril  1737  avait  fini  par  laisser 
la  question  en  suspens.  Une  ordonnance  de  1731  avait  fixe  ä 
dix  ans  la  residence  dans  les  echelles.  En  1740  on  decida  de 
profiter  de  la  premiere  echeance  pour  supprimer  un  certain  nombre 
de  maisons.  Cette  fois  la  chambre  comprit  qu'il  valait  mieux 
accepter  pour  eviter  des  propositions  plus  radicales,  ainsi  qu'elle 
l'ecrivait  au  premier  commis  Le  Guay. 

Cependant  la  fixation  ne  put-etre  evitee.  En  1743  la  Chambre 
dut  preter  son  concours  au  ministre  pour  decider  quel  serait 
desormais  le  nombre  de  maisons  pour  chaque  echelle  et  quels 
negociants  les  gereraient.  Cependant  la  mesure  ne  fut  adoptee 
que  pour  les  anciennes  echelles  dont  on  connaissait  bien  le 
commerce.  Dans  les  nouvelles,  comme  par  exemple  en  Moree, 
on  laissa  les  negociants  libres  d'aller  se  fixer  «comme  en  un 
champ  qui  n'est  pas  encore  entierement  defriche».  La  Chambre 
avait  obtenu  satisfaction  sur  un  point  essentiel.  II  n'y  eut  point 
d'arret  du  Conseil  fixant  d'une  maniere  invariable  le  nombre 
des  maisons.  Suivant  les  circonstances  le  ministre  gardait  la 
latitude  d'accorder  ä  de  nouveaux  negociants  la  permission  d'aller 
s'etablir  dans  les  echelles.  Mais  il  se  monti-ait  toujours  dispose  ä 
opposer  des  fins  de  non  recevoir  aux  demandes  que  la  Chambre 
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lui  transmettait.  «L'iuteution  du  roi  est  de  ne  pas  laisser  etablir 
des  maisons  en  Levant  jusqu'ä  nouvel  ordre»,  ecrivait  Praslin 
en  1766  et  Castries  repondait  dans  le  meme  sens  en  1785: 
cVotre  commerce  en  Syrie  est  actuellement  si  restreint  que,  bieu 
loin  de  proposer  au  roi  de  permettre  l'augmentation  des  maisons 
nationales,  j'engagerai  au  contraire  S.  M.  ä  ne  pas  consentir  au 
remplacement  des  premiers  qui  viendraient  ä  s'eteindre  jusqu'ä 
ce  que  leur  nombre  soit  assez  reduit.»  Meme,  l'annee  suivante, 
un  vice-consul  d'Alep  alarmait  faussement  le  ministre  sur  la 
Situation  de  l'echelle  et  Castries  faisait  savoir  ä  la  Chambre  qu'il 
fallait  persuader  aux  marchands  de  savoir  moderer  leurconcurrence: 
«Sinon  le  roi  ne  pourrait  que  se  confirmer  dans  le  plan  de  reduire 
en  Levant  les  etablissementsfrangais  et  peut-etre,  de  n'en  laisser 
qu'un  ä  Alep^).» 

La  correspondance  montre  que  les  ministres  veillerent  avec 
soin  ä  l'execution  des  reglements.  Tous  les  six  mois  la 
Chambre  du  commerce  leur  envoyait  regulierement  la  liste  des 
passagers  et  des  residents  dans  les  echelles.  Comme  si  ce 
controle  etroit  n'etait  pas  süffisant,  en  1766  Praslin  lui  mandait 
de  dresser  des  etats  pour  qu'il  püt  «connattre  le  nombre  des 
maisons  de  commerce  etablies  en  Levant  depuis  1724  et  les 
variations  successives  qui  y  etaient  survenues».  Malgre  tout  il 
y  eut  parfois  des  moments  de  relächement  comme  le  montre 
cette  lettre  de  Sartine  ä  l'intendant  de  la  Tour.  «Je  m'apergois 
depuis  quelque  temps  que  le  nombre  des  maisons  de  commerce 
s'augmente  de  beaucoup  en  Levant,  surtout  dans  les  principales 
echelles  et  vous  savez  les  inconvenients  qui  peuvent  resulter 
d'une  concurrence  trop  forcee>  ^). 

Par  suite  de  la  fixation  du  nombre  des  maisons  le  commerce 
du  Levant  ne  fut  pas  seulement  concentre  dans  un  petit  nombre 
de  mains,  il  etait  comme  le  domaine  hereditaire  d'un  petit 
nombre  de  familles  qui  fournissaient  ä  la  fois  les  majeurs  de 
Marseille  et  les  regisseurs  des  echelles.  La  fixation  de  la  residence 
ä  dix  ans  n'etait  pas  un  remede.     Quand  arrivait  le   terme,   les 


1)  Castries  ä  de  la  Tour,  25  fevrier  1787.    Arch.  des  B.  du  Eh.,  C.  2532. 

2)  23  fevrier  1778.     Arcli.  des  B.  du  Rh.,  C.  2551. 
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engagements  fiuanciers  contractes  avec  les  gens  du  pays,  ou 
d'autres  raisons,  rendaient  necessaire  le  maintien  des  maisons 
existantes.  Ce  veritable  monopole  suscita  des  plaintes  vives  et 
repetees.  La  Chambre  accusee  souvent  de  le  favoriser,  faisait 
cependant  nettement  ressortir  cet  inconvenient  dans  une  lettre 
qu'elle  adressait  au  ministre  Rouille. 

D'autre  part  la  fixation  des  maisons  avait  modifie  la  Situation 
des  residents  qui  avaient  une  tendance  ä  se  eonsiderer  comme 
leurs  proprietaires  et  non  plus  comme  leurs  regisseurs.  La  menace 
d'etre  rappeles  au  bout  de  dix  ans  de  residence  les  obligeait  ä 
faire  fortune  rapidement.  II  en  resulta  de  profonds  changements 
dans  les  moeurs  commerciales.  La  correspondance  de  la  Chambre 
du  commerce  est  remplie  de  plaintes  des  majeurs  contre  leurs 
regisseurs.  Enfin,  puisque,  depuis  le  reglement  de  1743,  l'etablisse- 
ment  d'une  maison  dans  le  Levant  dependait  uniquement  de  la 
faveur  du  ministre  on  favorisa  parmi  les  marchands  l'esprit 
d'intrigue. 

Reglements  sur  la  navigation.  —  Maurepas  et  son  entourage 
avaient  juge  necessaire  de  ne  laisser  aucune  initiative  aux  mar- 
chands; on  pourrait  s'etonner  qu'il  n'ait  pas  paru  aussi  urgent 
d'imposer  des  reglements  aux  armateurs  et  aux  capitaines.  Sous 
Louis  XW  rien  n'avait  paru  plus  dangereux  que  l'affluence  trop 
grande  et  trop  irreguliere  des  navires  dans  les  echelles.  Pont- 
chavtrain  avait  limite  le  nombre  des  navires  qui  pouvaient  etre 
envoyes  dans  chacune  d'elles.  Pour  que  chaque  armateur  püt 
avoir  sa  part  de  benefice  dans  le  mouvement  restreint  de  la 
navigation,  il  avait  imagine  le  fameux  reglement  du  tour,  aban- 
donne  en  presence  des  recriminations  generales  au  debut  de  la 
guerre  de  Succession,  repris  un  moment  en  1707. 

Si  Maurepas  ne  remit  pas  en  vigueur  cette  pratique  c'est 
qu'elle  etait  devenue  inutile.  Le  nombre  plus  ou  moins  grand 
des  navires  qui  abordaient  aux  echelles  ne  pouvait  avoir  aucune 
influence  sur  les  prix  de  vente  et  d'achat.  Quant  aux  prix  de 
fret  les  regles  etablies  par  Pontchartrain  n'avaient  pas  cesse 
d'etre  appliquees.  Jusqu'ä  la  Revolution  la  Chambre  du  commerce 
continua  ä  en  dresser  le  tarif  pour  chaque  echelle  et  pour  chaque 
marchandise,  avec  l'approbation  du  ministre. 
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Reglements  sur  les  fabriques.  —  Si  les  negociants  perdirent 
toute  liberte  dans  leurs  Operations,  les  fabricants,  qui  leur  four- 
nissaient  les  articles  d'exportation  poiir  le  Levant,  n'en  conserverent 
pas  davantage.  Assujettis  des  1666  par  Colbert  ä  des  regle- 
ments  etroits,  completes,  precises  et  rendus  plus  severes  par  une 
Serie  d'actes  royaux  pendant  le  regne  de  Louis  XIV,  ils  virent 
cette  legislation  industrielle  devenir  plus  touffue  et  plus  restrictive 
encore  au  XVIIP  siecle.  L'attention  des  ministres  fut  tournee 
egalement  vers  les  draps  et  les  papiers,  soumis  avant  leur  em- 
barquement  ä  Marseille  ä  une  inspectiou  et  ä  une  marque  sans 
laquelle  ils  ne  pouvait  etre  debarques  dans  les  echelles.  Pont- 
chartrain  avait  institue  le  Bureau  d'inspection  des  draps  ä  Marseille, 
Maurepas  crea  celui  des  papiers  en  1724.  Mais  cette  reglemen- 
tation  n'etait  pas  particuliere  aux  Industries  d'exportation  pour 
le  Levant.     Toutes   les   manufactures   de  France   la   subissaient. 

Reglements  sur  les  marchandises  de  retour.  —  On  voulut 
assurer  la  bonne  qualite  des  marchandises  de  retour  comme 
Celle  des  exportations.  Un  arret  du  conseil  du  26  7'''*'  1733 
visa  les  cotons  files.  Dans  une  lettre  adressee  aux  consuls,  le 
18  aoüt  1736,  Maurepas  se  plaignait  que,  depuis  quelque  temps, 
les  drogueries  regues  ä  Marseile  «n'etaient  plus  aussi  fideles,  ou 
meme  etaient  fausses»,  comme  la  semencine  et  la  tutie.  La 
scammonee  etait  tres  falsifiee;  on  vendait  sous  le  nom  de  rhubarbe 
une  racine  appelee  rapontic,  «dont  il  avait  ete  defendu  de  faire 
usage  par  arret  du  conseil  d'etat» ;  le  sene,  l'encens,  la  gomme, 
la  myrrhe  arrivaient  remplis  d'impuretes.  En  consequence  le 
roi  defendait  aux  negociants  d'acheter  aucunes  drogues  dans  les 
echelles  avant  qu'elles  n'eussent  ete  visitees  et  grabelees  par  des 
personnes  choisies  par  la  nation  de  concert  avec  le  consul. 

Toutes  les  marchandises  du  Levant  etaient  soumises  ä  la 
surveillance  de  la  Chambre  du  commerce  chargee  de  s'assurer 
de  leur  bonne  qualite.  Si  les  fabricants  qui  les  employaient 
comme  matieres  premieres  croyaient  avoir  ä  se  plaindre,  c'etait 
au  ministre  qu'ils  s'adressaient  et  non  a  leuis  fournisseurs.  Teiles 
marchandises  ne  pouvaient  etre  achetees  dans  le  Levant,  telles 
autres  ne  pouvaient  l'etre  que  dans  teile  echelle,  parceque  la 
qualite  etait  superieure  ou  la  surveillance  plus  commode.     Ainsi 
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les  laiues  pellades  devaient  venir  de  Constantinople.  De  meme 
qu'on  yisitait  les  draps  et  les  papiers  embarques  pour  le  Levant 
on  iuspectait  ä  leur  debarquement  ä  Marseille  les  toiles  d'Egypte, 
non  seulement  pour  s'assurer  de  la  qualite,  mais  pour  voir  si 
leur  longueur,  leur  largeur,  leur  aunage,  etaient  bleu  ceux  etablis 
par  les  reglements  de  la  Chambre  du  commerce  approuves  par 
le  ministre  ^).  Celle-ci  fut  loin  d'etre  hostile  aux  reglements 
concernant  les  manufactures  et  la  qualite  des  marcbaudises  comme 
ä  ceux  qui  entravaient  la  liberte  des  negociauts.  Elle  fit  entendre 
parfois  des  observations  au  sujet  de  certaines  de  leurs  prescriptions, 
mais  eile  les  considerait  comme  la  sauvegarde  necessaire  du 
negoce.  Elle  veillait  avec  soin  ä  leur  execution  et  la  rigueur 
qu'elle  faisait  deployer  par  les  inspecteurs  des  papiers,  surtout 
par  ceux  des  draps,  qui  dependaient  d'elle,  excita  souvent  les 
plaintes  des  fabricants  et  des  etats  du  Languedoc. 

L'ensenihle  du  Systeme.  —  A  l'edifice  dejä  complique  des 
anciens  reglements ,  Maurepas ,  surtout  inspire  par  Villeneuve, 
avait  superpose  toute  une  construction  nouvelle.  Uu  nombre 
limite  de  maisons,  fixe  arbitrairement  par  le  ministre,  des  negociants 
choisis  par  lui  pour  les  gerer,  vendant  ou  achetant  une  quantite 
de  marcbaudises  determinee,  ä  des  prix  etablis  sous  la  surveillance 
des  consuls  ses  agents,  avec  son  approbation,  telles  etaient  les 
parties  essentielles  du  Systeme  realise  vers  1745. 

Comme  il  arrivait  souvent  sous  l'ancien  regime  l'execution 
n'avait  pas  entierement  repondu  ä  la  conception.  Absolus  dans  leurs 
theories  les  ministres  ne  s'acbarnaient  pourtant  pas  ä  briser  les 
obstacles;  ils  tenaient  compte  dans  une  certaine  niesure  des 
protestations,  de  la  diversite  des  situations  et  des  circonstances. 
Aussi  voyait-on  dans  les  echelles  des  types  multiples  d'arrange- 
ments;  les  prix  n'etaient  fixes  que  dans  certaines  echelles  et  pour 
certaines  marcbaudises :  les  fixations  etaient  accompagnees  de 
reparütions  ou  ne  l'etaient  pas;  les  repartitions  etaient  faites 
par  egaliU  ou  par  proporUon.  Complication  extreme  et  confusion 
tel   etait  le   caractere   de   la   reglementatiou  des  echelles  comme 


1)  Reglements  du  31  mars  1735  et  du  25  inai  1744.    Arch.  de  la  chambre, 
HH.  3B. 
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celiii  de  toute  la  legislation  de  raneien  regime.  On  a  pu  blämer 
les  hommes  d'etat  de  la  monarchie  de  leurs  contradictions  •,  on 
peut  aussi  les  en  louer ;  en  construisant  leurs  systemes  ils  conser- 
vaient  quelque  prudence  et  quelque  sentiment  des  realites;  ils 
hesitaient  souvent  ä  mettre  i'arnie  du  despotisme  dont  ils  dis- 
posaient  au  serviee  de  leurs  idees  personnelles. 

Mais  quelles  qu'aient  ete  les  anomalies  et  les  incoherences 
du  Systeme  la  reglementation  de  Maurepas  avait  acheve  l'ceuvre 
de  Colbert.  Malgre  le  long  combat  de  la  Chambre  du  commerce 
de  Marseille  en  faveur  de  la  liberte  le  negoce  etait  tout  entier 
dans  la  main  du  ministre.  Maisons  de  commerce,  prix,  mar- 
chandises,  il  reglait  tout  et  disposait  de  tout.  II  etait  tenu  au 
courant  des  moindres  details  par  la  correspondance  de  l'am- 
bassadeur,  des  consuls,  de  la  Chambre,  par  les  etats  de  toutes 
sortes  qu'il  fallait  dresser  et  lui  envoyer  ä  des  intervalles  deter- 
mines. 

Abandon  des  projets  de  compagnie.  —  Aussi  ne  parlait-on 
plus  qu'exceptionnellement  de  compagnie  exclusive.  L'idee  etait 
parfois  remise  en  avant,  meme  quelque  plan  germait  dans  l'ima- 
gination  d'un  faiseur  de  projets.  En  1715  les  Marsaillais  avaient 
naturellement  condamne  les  compagnies  exclusives  dans  les 
memoires  presentes  au  regent  par  leur  depute  au  conseil  du 
commerce.  En  1727  la  Chambre  du  commerce  rcQut  de  son 
depute  Gregoire   communication    d'un  memoire  remis  ä  la  Cour. 

En  1731  le  bruit  se  repandit  un  moment  que  celle-ci  songeait 
ä  reprendre  l'idee  de  Colbert;  ce  n'etait  qu'une  fausse  alerte. 
En  1735  les  etats  du  Languedoc,  par  Jalousie  contre  Marseille 
avaient  fait  reellement  une  proposition.  En  1748  un  Intendant 
des  galeres,  M.  d'Hericourt,  projeta  de  former  quatre  grandes 
compagnies  exclusives,  l'une  pour  l'Asie,  en  dehors  du  domaine 
de  la  compagnie  des  Indes,  les  autres  pour  l'Amerique  le  Nord 
et  la  Mediterrannee.  II  pretendait  d'ailleurs  «augmenter  la 
liberte,  au  Heu  de  la  detruire,  mettre  les  Fran^ais  dans  le  cas 
de  pouvoir  etre  tous  negociants,  sans  risques  et  sans  dangers». 
Forbonnais  parlait  encore  en  1755  d'un  projet  avorte.  Le 
ministere  n'en  avait  jamais  etudie  serieusement  aucun.  L'am- 
bassadeur  Des  Alleurs    disait    en    1751    que    la    liberte    rendue 
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iiiinerait  le  commerce  et  qu'il  fandrait  avoir  recours  ä  une  com- 
pag-nie  poiir  le  retablir.  Les  reglements  si  genants  avaient  en 
etfet,  preserve  les  negociants  d'un  danger  plus  redoute  ^).  L'or- 
ganisation  des  negociants  en  compagnie  n'etait  plus  du  tout 
necessaire.  On  avait  meme  bien  depasse  les  vues  de  Colbert 
([ui,  en  creant  sa  compagnie  du  Levant,  avait  voulu  imiter  surtout 
l'organisation  des  Anglais.  Bonnac  en  1723,  invoquait  encore 
le  nom  de  nos  rivaux.  «On  a  l'exemple  des  compagnies  d'Angle- 
terre  et  de  Hollande  qui  ont  des  reglements  tres  bons.»  II  les 
comprenait  tres  mal.  A  Londres  et  ä  Amsterdam  c'etait  le  corps 
des  negociants  du  Levant  qui  dressait  les  reglements  sans  aucune 
ingerence  ni  surveillance  du  gouvernement.  Pour  imiter  les 
Anglais  et  les  Hollandais,  c'est  ä  la  Chambre  du  commerce  de 
Marseille  qu'il  eut  fallu  laisser  la  meme  autorite.  Quand  eile 
reclamait  pour  eile  et  pour  les  negociants  de  Marseille  la  direction 
du  commerce  eile  aurait  pu  avec  quelque  raison  invoquer  ä  la 
fois  le  nom,  les  conceptions  de  Colbert  et  la  conduite  de  nos 
voisins. 

II.  L' Lißuence  des  economistes. 

Les  theories  nonvelles.  —  L'organisation  du  commerce  du 
Levant  allait  jurer  de  plus  en  plus,  dans  la  seconde  moitie  du 
XVIII®  siecle,  avec  les  idees  nouvelles  repandues  dans  le  public 
et  mises  a  la  mode  par  les  economistes.  Du  vivant  meme  de 
Louis  XIV  Boisguilbert,  le  precurseur,  avait  soutenu  que  les 
phenomenes  economiques  ne  doivent  pas  etre  reglementes  par  le 
pouvoir,  mais  sont  regles  par  les  lois  de  la  nature  et  par  la 
libre  concurrence.  En  1734,  Melon,  dans  son  Essai  poUtique 
sur  le  commerce,  preconisait  une  «liberte  qui  excite  l'industrie». 
En  1748,  Montesquieu  proclamait  dans  V Esprit  des  lois  que  la 
liberte  etait  necessaire  au  negoce.  D'Argenson,  veritable  ancetre 
du  liberalisme  economique  en  France,  repetait  sans  cesse:   «Pour 


1)  On  peut  signaler  un  dernier  et  curieux  projet  de  compagnie  en  1784 
(Äff.  etraug.,  Mss.,  Memoires  et  Doc.  Turquie,  9,  fol.  178 — 187.  L'auteur 
pretend  resoudre  «le  paradoxe  de  l'avantage  de  la  liberte  du  commerce  eu 
Levant  ou  des  arrangements».  n  propose  une  compagnie  au  capital  de 
10  millions  de  livres.    Le  benefice  net  serait  de  2  300000,  c'est  ä  dire  23  V»- 
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mieiix  gouverner  il  faudrait  goiiverner  moins»,  et  lan^ait  la  fameuse 
formule :  laissez  faire.  En  meme  temps,  dans  les  salons  litteraires 
d'Helvetius  et  du  barou  d'Holbach,  de  M"""  Geoffrin,  on  se 
passiounait  pour  ces  questions  et  les  esprits  les  plus  opposes 
s'accordaient  pour  condamner  Tabus  des  reglements.  Meme, 
parmi  les  iuteiidauts  du  commerce  Vincent  de  Gournay,  charge 
de  les  faire  appliquer,  se  rendait  celebre  en  les  discreditant. 

C'est  alorS;  apres  1750,  qu'apparait  la  doctrine  des  physiocrates, 
c'est  en  1758  que  Quesnay,  dans  ses  Maximes  generales  du 
gouvernement  economique  cTun  royaume  agricole ,  formulait  sa 
fameuse  maxime  25:  «qu'on  maintienne  rentiere  liberte  du  com- 
merce car  la  police  du  commerce  Interieur  et  exterieur  la  plus 
süre,  la  plus  exacte,  la  plus  profitable  ä  la  nation  et  ä  l'etat, 
consiste  dans  la  pleine  liberte  de  la  concurrence».  Ses  disciples, 
Mercier  de  la  Riviere,  l'abbe  Baudeau,  Dupont  de  Nemours,  se 
faisaient  les  apotres  de  la  liberte  et  ses  adversaires,  comme 
Condillac,  defeuseur  de  l'industrie  et  du  commerce,  n'en  etaient 
pas  moins  partisans.  Sans  doute  il  ne  faut  pas  exagerer  l'influence 
des  economistes.  Leurs  theories  absolues  eurent  la  plupart  du 
temps  moins  d'action  sur  les  decisions  des  gouvernants,  aux 
prises  avec  des  realites,  que  la  pression  des  circonstances.  Mais 
la  vogue  croissante  des  idees  nouvelles  leur  suggerait,  pour  les 
memes  faits  et  les  memes  difficultes,  des  interpretations  toute 
diflferentes  de  Celles  que  leur  eussent  donnees  des  Colbertistes 
convaincus.  Personne  ne  croyait  plus  aux  vieux  dogmes.  Les 
ministres  ne  pouvaient  guere  maintenir  les  systemes  ou  les  ex- 
pedients  qu'ils  avaient  inspires.  On  ne  tarda  pas  ä  le  voir  pour 
le  commerce  du  Levant. 

L'Avis  des  depntes  du  commerce,  1750.  —  En  1750,  a  la  suite 
de  nouvelles  difficultes,  les  deputes  des  villes  aupres  du  Bureau 
du  commerce  emirent  l'avis  que  «le  meilleur  parti  ä  prendre 
pour  ameliorer  le  commerce  du  Levant  etait  peut-etre  de  lui 
rendre  la  liberte  dont  il  avait  joui  jusqu'en  1730  et  que  les 
negociants  de  Marseille  n'avaient  cesser  de  reclamer  depuis». 
Mais  les  arrangements  introduits  successivement  n'avaient  ete 
autorises  qu'apres  bien  des  discussions.  En  supposant  que  l'ex- 
perience   les   eut   condamnes,   la  prudence   exigeait  qu'on  ne  se 
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determinät  ä  les  detruire  qu' apres  avoir  pris  les  plus  grands 
eclaircissements.  Or  les  avis  re^us  des  echelles,  des  negociants,  des 
fabricauts,  etaieut  contradictoires.  Les  deputes  du  commerce  prirent 
donc  la  peine  d'etudier  la  question  ä  fond  depuis  les  origines 
et  sous  toutes  ses  faces.  Le  resultat  de  leur  travail  fut  uiie 
remarquable  consultatiou  ^).  Ils  y  parlaient  le  langag-e  d'hommes 
de  g-ouvernemeut. 

A  la  suite  d'uu  historique  impartial  les  deputes  presentaient 
au  bureau  du  commerce  uu  tableau  complet  du  commerce  du 
Levaut,  puls  uue  discussion  detaillee  des  avautages  et  des  in- 
conveuients  des  deux  systemes. 

Au  meme  moment  l'inspecteur  du  commerce  Pignou,  Tun 
des  plus  zeles  collaborateurs  de  Maurepas  et  de  Villeneuve 
adressait  ä  Versailles  un  memoire  oü,  sans  souci  de  la  contra- 
diction,  il  parlait  un  laugage  tout  ä  fait  stupefiant  dans  sa  bouche. 
Etait-ce  bien  lä  le  meme  homme  qui  envoyait,  de  son  consulat 
du  Caire,  contre  les  negociants,  de  violents  requisitoires  ?  Un 
long  sejour  ä  Marseille  et  les  influences  nouvelles  lui  avaient-ils 
dessille  les  yeux  ou  parlait-il  seulement  le  langage  d'un  courtisan? 

L'enqiiHe  de  1751 — 53  et  l'avis  du  Bureau  du  commerce,  1754. 
—  Tout  le  Systeme  etait  mis  en  discussion,  il  y  eut  de  nouveau 
une  consultatiou  generale.  Le  14  7^'''^  1750  Rouille  envoya  aux 
cousuls  l'ordre  de  faire  rediger  des  mcmoires  sur  huit  questions 
proposees  par  le  bureau  du  commerce.  A  Constantinople  on 
restait  toujours  hostile  a  la  liberte.  De  Lironcourt,  le  consul 
le  plus  en  vue,  rappele  du  Caire  pour  remplacer  l'inspecteur 
Pignon  avait  ete  invite  ä  y  passer  pour  y  travailler  avec  l'am- 
bassadeur.  II  en  rapportait  toute  une  serie  de  curieux  memoires 
rediges  sous  les  yeux  de  Des  Alleurs  avec  la  collaboration  d'un 
negociant  marseillais  qui  devait  jouer  un  grand  röle,  Pierre  Augustin 
Guys.  «La  liberte  du  commerce  disait-il,  est  devenue  aussi  in- 
intelligible  que  la  liberte  theologique.»  Pour  essayer  de  la  definir 
il   ajoutait.     «Nous   ne   pouvons   etre   libres   qu'autant  qu'il  y  a 


1)  Avis  de  M''^  les  deputes  du  commerce  donne  en  1750  sur  le  commerce 
du  Levant  avec  les  reglements  conceruant  la  fabrique  des  draps  en  Languedoc. 
367  fol.  sans  les  reglements,  Bibl.  nat.  Mss.  fr.  11789. 
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des  lois,  suivant  le  mot  de  Ciceron:  legibus  idcirco  servimus  iit 
liberi   simus.     Teile   est   aussi,   a   ce  que  je  crois,   la  liberte  du       '     j 
commerce;    eile   ne  peut-etre  etablie  que  par  des  lois  et  sur  un 
grand  nombre  de  lois.» 

Cependant  Lironcourt  ne  se  laissait  pas  aller  aux  diatribes 
tant  repetees  contre  les  uegociants.  II  definissait  tres  justement 
leur  role  et  faissait  meme  des  Marseillais  un  eloge  peu  ordinaire. 
Mais  cette  impartialite  ne  donnait  que  plus  de  force  ä  son  plai- 
doyer  en  faveur  d'une  direction  generale  ^). 

Des  Alleurs,  assure  de  l'appui  de  Lironcourt  ä  Paris,  inspirait 
le  memoire  de  la  nation  de  Constantinople  redige  par  le  negociant 
Guys;  il  annotait  celui  de  la  nation  de  Smyrne  pour  renforcer 
les  observations  du  consul-  Peyssonnel,  l'ancien  confident  du 
marquis  de  Villeneuve,  reste  attache  ä  ses  idees:  «II  n'y  a  point 
de  Systeme  qui  n'ait  ses  inconvenients,  ecrivait-il,  mais  la  liberte 
proposee  les  reunit  tous  parce  que  la  liberte  est  au  commerce 
dont  il  s'agit  ce  que  le  despotisme  est  aux  pays  oü  il  est  etabli. 
L'un  est  aussi  destructeur  que  l'autre»  -).  L'ambassadeur  ex- 
primait  plus  vivement  et  plus  curieusement  sa  pensee  dans  une 
lettre  ä  Peyssonnel  qui  lui  avait  communique  un  plaidoyer  d'un 
de  ses  amis  de  Marseille  en  faveur  de  la  liberte.  «C'est  un 
amas  de  sophismes  et  de  preventions.  Ce  sont  des  opinions 
dictees  par  une  passion  visible  et  un  interet  personnel  .  .  .  Que 
veut  dire  cet  apötre  de  la  liberte !  .  .  .  Bien  loin  de  vous  porter 
ä  perdre  le  fruit  de  votre  experience  pour  vous  livrer  en  aveugle 
aux  opinions  precipitees  de  votre  echelle,  je  vous  exhorte  au 
contraire  ä  conserver  les  sentiments  patriotiques  et  ä  continuer 
de  dire  genereusement  la  verite  jusqu'ä  ce  que  le  ministre  ait 
prononce,  alors  vous  vous  ferez  comme  moi  un  merite  de  votre 
soumission»  ^). 

Apres  Pignon,  Peyssonnel  menagait  donc  de  faire  defection. 
Cependant   les  memoires   du  Languedoc  et  de  Marseille  avaient 


1)  Memoire  general  sur  le  commerce  des  Fran^ais  au  Levant.  Arch.  nat. 
mar.  B'  377.  On  troixve  dans  ce  memoire  un  resume  interessant  de  l'histoire 
des  arrangements. 

2)  25  decembre  1751.    Äff.  etrang.,  Cartous  commerciaux,  Memoires. 

3)  27  juin  1753.     Ibid. 
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afflue  ä  Versailles  avec  ceux  des  echelles  ^).  Le  27  mars  1752 
Rouille  les  communiquait  aux  intendants  Montaran  et  Trudaine 
pour  les  etudier  avec  celui  de  Lironcourt.  Ce  dernier  etait 
attaehe  pendant  un  an  au  comite  du  Bureau  du  commerce,  aux 
appointements  de  6000  livres,  pour  donner  toutes  les  informations 
qui  lui  seraient  demandees.  En  1753  Montaran,  collegue  de 
Vincent  de  Gournay,  gagne  comme  lui  aux  nouvelles  idees, 
presenta  son  rapport-).  Ses  conclusions  entrainerent  l'adhesion 
unanime  du  Bureau  du  commerce  formulee  dans  la  deliberation 
du  16  mai  1754. 

En  quatorze  propositions  tranchantes  et  breves,  c'etait  la 
condamnation  absolue  du  Systeme  de  Maurepas.  Le  ministre 
Rouille  auquel  elles  etaient  presentees,  avait  ete  etroitement  mele 
aux  discussions  qui  avaient  accompagne  son  etablissement.  Son 
experience  l'engageait  ä  etre  prudent,  l'echafaudage  des  regle- 
ments  ne  fut  pas  tout  d'un  coup  renverse. 

C'est  au  milieu  des  hesitations  qu'un  nouvel  assaut  leur  fut  livre 
dans  l'entourage  meme  du  ministre.  Forbonnais,  dejä  connu  par 
plusieurs  ouvrages  et  surtout  par  ses  Elements  du  commerce  parus 
en  1754  allait  porter  au  comble  sa  reputation  par  ses  Recherches 
et  consideratiom  sur  les  finances  de  la  France.  En  desaccord  avec 
les  economistes  sur  beaucoup  de  points  il  restait  attaehe  a  la 
balance  du  commerce,  aux  monopoles  et  aux  prohibitions  et  en 
donna  la  preuve  au  meme  moment  sans  sa  fameuse  controverse 
sur  les  tolles  peintes  avec  Vincent  de  Gournay.  Pourtant, 
en  1755,  il  fit  paraitre  sous  le  couvert  de  l'anonyme,  une  critique 
mordante  de  l'oeuvre  de  Maurepas  dans  ses  Questions  sur  le 
commerce  des  Frangais  au  Levant^)  publiees  ä  Marseille.  Les 
arguments,  souvent  nouveaux,  y  sont  presentes  avec  beaucoup 
de  bon  sens,  de  force,  de  verve  et  d'esprit. 


1)  Bibliot.  nat.  Mss.  fr.  11  790.  —  Äff.  etrang.     Ibid. 

2)  289  pages.     Bibl.  nat.  Mss.  fr.  11790. 

3)  Marseille,  chez  Carapatria,  libraire  pres  de  la  löge,  in-12'',  152  pages. 
L'ouvrage  est  sous  forme  de  lettre  de  M'  J.  K.  negociant  ä  Marseille,  ä 
Mr  R.  interesse  dans  les  affaires  du  roi  ä  Paris.  —  En  1756  Forbonnais  devient 
inspecteurgeneral  des  monnaies.  Enl759  il  allait  etre  secretaire  du  controleur- 
general  Silhouette. 
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Les  reformes  de  1756.  —  En  1756,  Machault,  successeur  de 
ßouille,  nou  moins  an  courant  que  lui  des  choses  du  Levant, 
se  montra  resolnment  reformateur.  Des  ordres  furent  expedies 
aux  eehelles  poar  faire  abaiidoimer  les  fixatious  de  prix  et  les 
repartitions.  La  natiou  de  Coustantiiiople,  forte  de  l'appui  moral 
de  Pambassadeur,  ne  se  decida  ä  les  abolir  tardivement  le 
6  avril  1757  qu'apres  avoir  re^u  les  injonetions  reiterees  du 
Diinistre.  Les  fabricauts  etaient  aussi  mis  a  l'aise.  Un  arret 
du  conseil  du  27  aoüt  1754,  permit  ä  tous  les  fabricants  d'envoyer 
dans  le  Levant  toutes  les  especes  et  qualites  de  draps  qu'ils 
jugeraieut  propres  a  ce  commerce.  En  1756  la  liberte  de  fabriquer 
leur  fut  accordee  provisoirement. 

La  guerre  de  Sept  ans,  qui  commen^ait,  jeta  le  trouble  dans 
le  commerce;  le  conseil  y  pourvut  par  diverses  mesures  en  1759, 
mais  c'est  seulement  apres  le  retablissement  de  la  paix  qu'il  put 
s'occuper  des  resultats  produits  par  les  reformes  de  1756.  La 
cour  fut  jetee  dans  l'incertitude  par  l'avilissement  du  prix  des 
draps.  Le  Chevalier  de  Verg-ennes,  ambassadeur,  heritier  des 
idees  de  ses  predecesseurs ,  affirmait  que  seuls  les  anciens 
arrangements  pouvaient  remedier  ä  la  Situation,  «faire  cesser 
parmi  les  nationaux  une  concurrence  destructive  qui  avait  ete 
la  source  et  l'occasion  de  tout  le  desordre».  Vergennes  declarait 
n'avoir  engage  cette  discussion  qu'avec  crainte  en  reflechissant 
qu'il  se  mettait  en  Opposition  avec  les  principes  du  Bureau  du 
commerce  et  de  la  Chambre  de  Marseille,  mais  l'amour  de  son 
devoir  avait  triomphe  de  sa  repugnance.  Le  duc  de  Praslin  fut 
ebranle  par  ce  langage  et  trahit  dans  sa  reponse  sa  profonde 
incertitude  ^).  L'ambassadeur ,  voulant  pousser  son  avautage, 
revenait  ä  la  charge. 

L'enquete  de  1765  et  les  reformes  de  1766.  —  Les  demi- 
libertes  accordees  en  1756  etaient  donc  menacees.  Dans  son 
embarras,  le  duc  de  Praslin,  d'accord  avec  le  controleur-general 
envoya   l'inteudaut   de  Montaran,   fils   de  l'auteur  du  rapport  de 


I 


1)  27  juillet   1765,   21    81j"    1765.     Äff.  etrang.,    Cartons   commerciaux, 
Mömoires. 
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1753  ^),  faire  iiue  enquete  sur  place  dans  le  Languedoc  et  k 
Marseille.  «J'ai  ete  fort  content  des  Languedociens ,  ecrivait 
l'intendant  a  Praslin,  le  11  9'^''®  1765,  je  ne  le  suis  pas  moius  des 
Marseillais  .  .  .  II  me  reste  ä  souhaiter  qu'ils  soient  aussi  Contents 
de  moi  et  je  l'espere  d'autant  mieux  que  nous  sommes  tous 
d'accord.»  II  raffermissait  en  meme  temps  la  conviction  du 
minisü-e.  «Je  sais  que  vous  etes  un  peu  prevenu  par  M.  de 
Verg-ennes,  mais  je  vous  prie  de  suspendre  votre  jugement  et  je 
me  flatte  de  porter  la  chose  jusqu'ä  la  demonstration.»  L'accord 
n'etait  pas  aussi  complet  que  l'afSrmait  Montaran.  II  ne  s'en- 
tendait  completement  qu'avec  les  Marseillais  dont  les  demandes 
etaient  partiellement  en  conflit  avec  celles  du  Languedoc. 

Les  negociants  de  Marseille  etaient  d'accord  avec  les  fabricants 
pour  demander  l'interdiction  des  fixations  et  des  repartitions 
reclamees  par  l'echelle  de  Constantinople ,  mais  ils  affirmaient 
la  necessite  des  reglements  relatifs  ä  la  fabrication  des  draps  et 
ils  en  sollicitaient  le  retablissement -).  Ce  fut  leur  avis  qui 
prevalut:  apres  un  debat  approfondi  le  Bureau  du  commerce, 
par  sa  deliberation  du  17  avril  1766,  adopta  les  propositions 
de  Montaran.  La  liberte  etait  accordee  aux  echelles  de  prendre 
tels  arrangements  qui  leur  conviendraient  pour  les  ventes  et  pour 
les  achats.  Les  reglements  sur  la  fabrication  des  draps  furent 
remis  en  vigueur.  Praslin  s'etait  excuse  d'avance  aupres  de 
Vergennes.  «L'opinion  contraire  aux  arrangements  proposes 
prevaut  encore  et  l'idee  des  anciennes  genes  qui  paraissent  devoir 
arreter  ensemble  la  liberte  naturelle  du  commerce  et  ses  progres 
l'emporte  sur  toute  les  raisons  de  regle,  de  reforme  et  de  reta- 
blissement qu'on  aurait  pu  y  opposer.  Nous  n'avons  rien  pu 
gagner  sur  ce  point  et  le  mot  seul  de  fixation  et  de  repartition 
effraie»  ^).  Le  Bureau  et  les  intendants  du  commerce  avaieut 
entraine  les  ministres.  En  apprenant  ces  nouvelles  Vergennes, 
peu   convaincu,    fit  ses  reserves.     Cependant  les  anciennes  idees 


1)  J.  J.  Maurille  Michau  de  Montaran  entre  au  bureau  du  commerce  avec 
la  survivance  de  la  Charge  de  son  pere  le  15  avril  1758. 

2)  Deliberation  de  la  chambre  de  commerce  du  7  G^re  1765,    en  repouse 
aux  questions  proposees  par  mousieur  de  Montaran,  HH.  71. 

3)  31  mars  1766.     Äff.  etrang.,  Gartens  commercians,  Memoires. 
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perdaient  de  plus  en  plus  de  terrain.  Praslin  ecrivant  ä  Tam- 
bassadeur  le  20  avril  1767,  parlait  le  nouveau  langage.  Peys- 
sonnel,  de  Smyrne,  converti  sur  le  tard,  repondait  au  miuistre 
le  20  novembre  de  la  meme  annee.  «Depuis  que  V.  G.  m'a  fait 
l'honneur  de  me  demander  mou  avis  sur  la  grande  question 
de  la  liberte  et  des  arraugements,  je  me  suis  uniquement  oecupe 
de  cette  matiere  ...  Je  Tai  discutee  avec  M.  le  Chevalier  de 
Vergennes,  je  Tai  debattue  dans  une  infinite  d'entretiens  avec 
les  personnes  les  plus  eclairees  des  deux  partis».  Resultat:  il 
pensait  que  la  liberte  indefiuie  etait  avantag-euse  au  commerce  et 
ä  l'etat. 

Ainsi  la  grande  enquete  de  1765  n'avait  pas  clos  de  debat. 
Mais  le  ministre,  qui  cherchait  ä  se  garder  contre  les  influences 
de  son  entourage  par  les  avis  de  Constantinople  ou  de  Smyrne, 
eu  recevait  maintenant  des  paroles  de  liberte.  Aussi  le  duc  de 
Praslin  faisait-il  entendre  maintenant  dans  les  echelles  un  langage 
tout  nouveau.  II  voyait  d'un  mauvais  ceil  celles  qui  usaient  de 
la  liberte  pour  recourir  encore  aux  arrangements.  En  1769,  le 
consul  d'Alep,  de  Perdriau  lui  fait  part  des  difficultes  causees 
par  une  repartition  de  draps.  Praslin  commence  par  s'etonner 
puis  expedie  des  ordres  lui  defendant  de  tolerer  aucune  repartition 
ni  fixation  de  prix,  aucun  arrangement  ^).  Decidement  le  mot  de 
liberte  avait  un  sens  tout  particulier  pour  les  ministi-es  de  l'ancien 
regime. 

Langiiedoc  et  Marseille.  —  Cependant  le  Languedoc  au  lieu 
de  gagner  de  nouveaux  avantages  en  1766  avait  perdu  ceux 
qu'il  avait  conquis  en  1756.  Les  fabricants  de  draps  dont 
l'industrie  traversait  une  crise  grave,  malgre  le  retablissement 
de  la  paix,  l'attribuerent  au  regime  qu'ils  subissaient.  A  la  fin 
de  1769  ils  remirent  en  question  les  reglements  ^). 

Les  Marseillais  se  häterent  repondre  par  un  long  memoire 
il    leurs    demandes    qu'ils    combattaient    energiquement.      Leurs 


1)  Lettres  de  1769  et  de  1770. 

2)  Äff.  etrang.,  Cartons  commerciaux,  Memoires.  —  Voir,  ibid.,  les  memoires 
des  deputes  des  etats  du  Languedoc,  11  7bre  i769  et  la  reponse  de  la  Chambre 
du  commerce,  15  janvier  1770.  —  Ces  memoires  sont  aux  archives  de  la 
Chambre  du  commerce,  HH.  71  et  72. 
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interets  etant  differents  rien  d'etonuant  qu'ils  aient  toujours 
soutenu  des  theories  opposees.  Pourtant  leur  langage  contrastait 
de  faQon  piqiiante  avec  leiirs  plaidoyers  ordinaires  en  faveur  de 
la  liberte.  «0  etrange  illusion  qui  fait  chercher  dans  la  licence, 
dans  la  confusion  et  dans  le  desordre  l'amelioration  d'un  com- 
merce abattii  par  l'exces  de  la  negligence  et  des  abus!»  D'autre 
part  en  demandant  que  tous  les  reglements  sur  les  draps  fussent 
maintenus,  la  Chambre  du  commerce  revendiquait  toute  liberte 
d'action  pour  les  negociants,  meme  celle  de  faire  des  armngements 
s'ils  le  jugeaient  convenable. 

Les  Marseillais  eurent  encore  toute  satisfaction.  Le  meme 
conflit  au  sujet  des  reglements  fut  de  nouveau  souleve  en  1774 
et  en  1775. 

Tiirgot,  Necker  et  la  Chambre  du  commerce.  —  Cependant 
l'arrivee  de  Turgot  au  pouvoir  avait  semble  consacrer  le  triomphe 
des  idees  des  economistes.  L'edit  de  1776  supprima  les  jurandes, 
maitrises  et  corporations.  La  Chambre  du  commerce  de  Marseille, 
fidele  ä  sa  tradition,  temoignait  aussitot  son  inquietude.  Elle 
voulait  ecrire  ä  Vergennes,  ä  Sartine  pour  eviter  que  cette  sup- 
pression  ne  s'etendit  aux  jurandes  des  fabriques  de  draps  du 
Languedoc.  La  chute  de  Turgot  lui  evita  cette  peine.  Elle 
temoignait  en  toute  occasion  son  attachement  aux  reglements 
industriels.  Elle  reclamait,  ä  cause  de  la  necessite  de  maintenir 
la  reputation  de  uos  produits,  le  retablissemeut  de  l'inspection 
des  eaux  de  vie  qu'un  edit  du  26  avril  1776  avait  supprime. 
En  1788  les  fabricants  d'armes  de  S*  Etienne  lui  demandaient 
de  les  appuyer  dans  leur  protestation  contre  une  ordonnance 
du  10  femer  qui  etablissait  une  inspection  nouvelle.  «Nous  j 
voyons  au  contraire  deux  biens,  repondit  la  cliambre,  celui  de 
la  sürete  publique  et  la  reputation  que  la  fabrique  de  nos  armes 
en  acquerra.  Ce  n'est  pas  la  liberte  dans  les  Operations  de  la 
fabrique  qui  peut  avoir  donne  la  preference  aux  armes  de  Liege, 
c'est  la  bonte  dans  la  fabrication  .  .  .  Ainsi,  ce  que  vous  considerez 
comme  un  mal  capable  de  renverser  vos  manufactures  parait  ä 
nos  yeux  le  moyen  le  plus  propre  ä  les  retablir.» 

En  1778  Necker  avait  consulte  la  Chambre  sur  le  regime  le 
plus  convenable  ä  adopter  pour  les  manufactures.     Le   memoire 
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adresse  par  le  ministre  exposait  tres  nettement  les  deux  politiques 
enti'e  lesquelles  on  hesitait  depuis  quelque  temps  et  preconisait 
un  Systeme  mixte. 

II  proposait  que  les  marcliandises  fabriquees  selon  les  regles 
en  vigueur  fussent  seules  «revetues  des  plombs  et  marqiies 
qui  sont  le  sceau  de  l'approbation  publique.  A  l'egard  des 
fabricants  qui  se  croiraient  assez  d'intelligence  ou  d'industrie 
pour  examiner  des  combinaisons  nouvelles  ou  qui  s'en  eearteraient 
par  Systeme  ou  par  ignorance  et  qui  conserveraient  cependant 
l'esperance  de  trouver  des  aebeteurs  au  dedans  et  au  debors  du 
royaume,  ils  jouiraient  d'une  entiere  liberte  de  suivre  leurs  idees ; 
ils  n'auraient  d'autre  assujettissement  que  celui  de  mettre  ä  leurs 
etoffes  une  lisiere  distinetive.  Les  marques  et  les  plombs 
d'approbation  ne  seraient  jamais  appliques  aux  etoffes  de  cette 
espece.  On  se  bornerait  ä  les  revetir  d'une  marque  qui  attesterait 
qu'elles  sont  de  fabrique  nationale,  precaution  indispensable  pour 
en  prevenir  la  saisie»  ^).  Cette  conception  convenait  bien  a 
l'habile  homme  ennemi  des  theories  absolues,  partisan  des  Solutions 
empiriques  adaptees  aux  circonstanees.  Ecleetique  dans  le  choix 
de  ses  collaborateurs,  entoure  de  Colbertistes  moderes  comme 
l'intendant  de  Montaran  et  de  physiocrates  comme  Dupont  de 
Nemours,  Necker  s'efifor^ait  toujours  de  trouver  un  moyen  terme 
entre  la  liberte  pronee  par  ceux-ci  et  la  reglementation  cbere  ä 
ceux-lä. 

Dans  sa  reponse  la  Chambre  du  commerce  commenca  par 
une  glorification  des  ancieus  reglements:  «On  crea  en  1669  ces 
sages  rfeglements  qui,  en  servant  de  base  ä  toutes  les  Operations 
des  manufactures  de  France,  ont  fait  le  bonheur  des  peuples  et 
procure  des  richesses  immenses  ä  l'etat  ...»  Elle  faisait  des 
objections,  d'ailleurs  judicieuses,  au  Systeme  mixte  et  reclamait 
plus  de  restrictions. 

Apres  avoir  ete  si  longtemps  defendu  la  liberte  contre  les 
envabissements  de  la  centralisation,  eile  representait  mainteuant, 
en  presence  des  ministres  reformateurs  de  Louis  XVI,  des  id6es 


1)  28  fevricr  1778.     Arch.  de  la  chambre  de  commerce,  HH.  95. 
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retrogrades.  Ses  objeetions  furent,  d'ailleurs,  ecoutees.  Les  lettres 
patentes  du  5  mai  1779,  qui  etablissaient  pour  les  manufactures 
un  nouveau  regime,  sur  les  bases  indiquees  par  Necker,  en 
exceptaient  les  draps  fabriquees  pour  le  Levant.  L'article  XIV 
etait  ainsi  conQU:  «Les  aueiens  reglements  concernant  la  fabri- 
cation,  vente  et  expedition  des  draps  destines  pour  le  Levant 
seront  executes  jusqu'ä  ce  qu'il  en  soit  par  nous  autrement  or- 
doune,  nous  reservant  de  nous  expliquer  ineessamment  sur  ces 
objet.» 

En  efifet,  la  question  fut  debattue  dans  deux  comites  tenus 
chez  lui  par  Maurepas,  les  7  et  8  juillet  1779,  avec  Sartine  et 
Vergennes.  Les  trois  ministres  y  convoquerent  et  y  entendirent 
la  Tour,  l'inspecteur  du  commerce  du  Levant,  le  baron  de  Tott 
qui  revenait  de  son  inspection  des  echelles,  de  S'  Didier,  le 
Premier  commis  des  consulats  et  des  coiTCspondances  de  la  marine 
en  pays  etrangers,  Rostagny  le  depute  de  Marseille  au  Bureau 
du  commerce.  Celui-ci  soutint  les  idees  des  Marseillais  dans 
un  long  memoire').  Le  regime  de  1766  fftt  encore  conserve. 
Dans  leurs  Conferences  les  ministres  s'etaient  surtout  occupes 
de  preparer  la  grande  ordonnance  de  1781  relative  a  la  re- 
organisation  des  echelles.  Les  nations  furent  mainteuues  dans 
la  liberte  de  conclure  par  deliberation  les  arrangements  qui  leur 
parattraient  convenables.  Mais  l'instruction  jointe  ä  l'ordon- 
nance  temoignait  que  le  gouvernement  les  verrait  decider  de 
tres  bon  oeil.  On  y  trouve  meme  une  apologie  sans  reserve  du 
Systeme  de  Maurepas  qui  detonne  trente  ans  apres  sa  condam- 
nation  et  son  abandon-). 


1)  Memoire  sur  les  arrangements  generaux  du  Levant  et  de  la  Barbarie. 
8  juillet  1779.  197  page^^.  Äff.  etraug.,  Caitons  commerciaux,  Memoires. 
—  De  Tott  etait  partisan  de  la  liberte.  Voir  Memoire  de  M^  le  haron  de 
Tott.    Äff.  etrang.,  Memoires  et  doc.  France  2020,  fol.  75-82. 

2)  On  trouve  la  meme  apologie  dans  les  Observations  sur  la  cöte  de  Syrie 
de  Venture  de  Paradis,  compagnon  de  Tott,  ä  propos  de  la  Situation  privilegiee 
des  Frangais  ä  Acre.  «La  nation  la  moins  eclairee  aurait  su  tirer  parti  d'inio 
teile  Situation  .  .  .  Lorsqu'on  considere  l'exploitation  vicieuse  de  ce  commerce 
on  ne  peut  s'empecher  de  rejeter  tous  ces  faux  systemes  de  liberte   iudefiuie 
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Platonique  satisfaction  accordee  sans  doute  au  vieux  ministre 
qui  allait  mourir  et  ä  l'ancieu  ambassadeur  reste  l'adversaire 
impenitent  de  la  liberte.  Mais  l'ancien  Systeme  restait  bei  et 
bien  condamne.  II  est  ä  remarquer  que  dans  cette  oecasion  oii 
fut  debattu  pour  la  derniere  fois  solennellement  tout  le  regime 
eommereial  du  Levant,  la  procedure  avait  ete  toute  autre  qu'eii 
1754,  1759,  1765  et  1770.  Les  ministres  interesses  avaient 
decide  eux-meme  sans  consulter  le  Bureau  du  commerce.  Le 
röle  de  celui-ci  etait  devenu  beaucoup  plus  efface  sous  LousXVr). 

La  situaUoti  en  1789.  Donc  la  centralisation  poussee  ä  l'ex- 
treme  par  Maurepas,  dernier  representant,  ä  la  tete  du  commerce 
du  Levant,  de  la  dynastie  bureaucratique  des  Phelypeaux,  etait 
devenue  beaucoup  moins  etroite  depuis  les  reformes  de  1766.  Les 
instructions  nouvelles  adressees  aux  ambassadeurs  et  aux  consuls, 
l'esprit  nouveau  qui  les  animait,  avaient  peut-etre  fait  plus  encore  pour 
la  liberte  des  negociants  que  les  suppressious  ou  les  modifications 
des  reglements.  Depuis  1766  les  facteurs  des  echelles  pouvaient 
acbeter  et  vendre  comme  ils  l'entendaient,  s'associer  entre-eux 
ou  agir  suivant  leur  initiative.  Si  le  regime  eommereial  u'etait 
pas  devenu  plus  liberal  encore  il  fallait  en  rendre  responsables 
les  Marseillais  attaches  jusqu'ä  la  fin  au  maintien  des  reglements 
relatifs  aux  draps.  Cependant  les  marchands  etaient  loin  de 
posseder  toutes  les  libertes  qu'ils  eussent  desirees  et  meme  toutes 
Celles  qu'ils  avaient  gardees  jusqu'en  1730.  L'oeuvre  de  Maurepas 
n 'avait  pas  ete  entierement  detruite.  Ils  restaient  astreints  ä  des 
inspections  et  ä  des  visites  de  toutes  sortes  pour  les  marchandises 
qui  passaient  entre  leurs  mains.  Surtout  le  commerce  du  Levant 
n'etait  pas  ouvert  ä  tous.  La  fixation  du  nombre  des  maisons 
des    echelles,    le    choix    de   leurs   gerants   par   le   ministre,    les 


dont  le  sophisme  cherche  ä  fasciner  les  yeux  du  ministre.»    Bibl.  nat.  Mss. 
fr.  nouv.  acq.  9135,  fol.  65—86. 

1)  Au  sujet  des  multiples  decisions  de  toutes  sortes  relatives  au  commerce 
du  Levant.  Voir  Becueil  gen^ral  des  reglements,  arrets,  edits,  etc.  Arcli.  de 
la  chambre  ü,  23  (va  jusqu'en  1763).  —  Table  des  arrets  du  conseil,  decla- 
rations,  etc.  Arch.  nat.  mar.  B'  433  (va  du  14  avril  1700  au  18  T'-re  1773 
et  enumere  150  decisions  diverses).  —  Inventaire  des  arrets,  etc.  Äff. 
etrang.,  Mem.  et  doc.  Frauce,  2020,  fol.  4-16  (va  de  1756  ä  1778). 
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cautionnements  exiges,  avaient  ete  maintenus  sans  restriction  par 
tous  les  successeurs  de  Maurepas.  En  definitive,  meme  apres 
les  reformes  de  1766,  le  commerce  du  Levant  restait  plus  regle- 
mente  et  plus  surveille  que  tout  autre.  Aussi  la  Revolution,  des 
ses  debuts,  allait-elle  soulever  ä  Marseille  uu  immense  cri  pour 
reclamer  en  faveur  du  commerce  une  entiere  liberte. 


Miszellen. 


Die  Kölner  Handelsbeziehungen  im  15.  Jahrhundert. 

Antrittsvorlesung,  gehalten  am  30.  November  1908  von  Dr.  Bruno 

KusKE,  Privatdozent  für  Wirtschaftsgeschichte  an  der  städtischen 

Handelshochschule  zu  Köln. 

Die  natürlichen  Grundlagen  der  Kölner  Handelsbeziehungen  im 
Mittelalter  besteben  weniger  in  der  glücklichen  Ausstattung  der  Nacli- 
bargebiete  der  Stadt  mit  fruchtbarem  Boden  und  Mineralien  als  in 
ihrer  günstigen  verkehrsgeographischen  Lage^). 

Die  Vorzüge  dieser  Lage  beruhen  darauf,  daß  die  Stadt  der  Knoten- 
punkt der  wichtigsten  westdeutschen  Straßenzüge  ist,  von  Verkehrs- 
wegen, die  nicht  nur  bedeutende  deutsche,  sondern  in  ihren  Ver- 
längerungen auch  europäische  Länder  verknüpfen.  Diese  Straßen, 
denen  heute  noch  zum  großen  Teil  die  Eisenbahnlinien  folgen,  öffneten 
der  Stadt  nach  allen  Seiten  hin  weite  Tore  und  erschlossen  ihr  rund- 
um große  Handelsgebiete,  von  denen  fast  jedes  einem  der  Straßenzüge 
entspricht. 

Besonders  wichtig  ist  es  für  die  Entwicklung  der  Stadt  und  ihres 
Handels  geworden,  daß  die  linksrheinischen  Gebirge  nach  Norden  zu 
auf  der  Linie  Köln-Aachen  zum  erstenmal  bequemer  umgangen  werden 
können.  Dieser  Tatsache  verdankt  die  Stadt  den  unmittelbaren  An- 
schluß an  das  brabantisch-flandrische  Wirtschaftsgebiet  und  damit  auch 
ihren  enormen  Anteil  am  englischen  Handel.  In  Brabant,  Flandern 
und  in  ihrem  Hintergrunde,  in  England,  lag  der  Schwerpunkt  des  Kölner 
Außenhandels. 

Die  Aachener  Straße  findet  ihre  wichtigste  östliche  Fortsetzung  in 
der  Straße,    die  auf  dem  rechten  Rheinufer  bei  Siegburg  ins  Gebirge 


1)  Die  in  diesem  Aufsatz  enthaltenen  Tatsachen  beruhen  zumeist  auf 
dem  Manuskript  zu  einer  Publikation  der  Quellen  zur  Kölner  Handels- 
geschichte, die  ich  im  Kölner  Stadtarchiv  vorbereitet  habe,  außerdem  aber 
auch  auf  bereits  bestehenden  Quelleneditionen  oder  Darstellungen,  von  denen 
ich  besonders  die  you  Lacomblet,  Ennen,  W.  Stein,  H.  v.  L(esch,  K.  Lami^- 
KECHT,  A.  Schulte,  E.  Gothein  und  T,  Geering  und  die  hausisclien  Publi- 
kationen hervorhebe. 
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tritt  und  entweder  über  Limburg  oder  über  Wetzlar  und  die  Städte 
der  Wetterau  nach  Frankfurt  führt,  das  sich  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  14.  Jahrliunderts  zum  wichtigsten  periodischen  westdeutschen  Binnen- 
markt entwickelte.  An  diesen  Weg  schlössen  sich  über  Frankfurt 
hinaus  nach  Südosten  das  oberdeutsche  und  das  österreichisch-ungarische 
Handelsgebiet  an,  nach  Süden  die  Länder  des  Oberrheins,  die  Schweiz, 
Italien,  Südfrankreich  und  Spanien. 

In  Köln  stiegen  aber  sowohl  die  Eifelstraße  von  Trier  her  ins 
Rheintal  herab,  als  auch  die  Straßen,  die  von  Schwelm  und  Lennep 
und  Wipperfürth  aus  das  bergische  Land  durchschneiden.  Jene  ermög- 
lichte der  Stadt  einen  ausgedehnten  Verkehr  mit  Lothringen,  Nord- 
frankreich und  Paris,  diese  schlössen  sie  auf  der  einen  Seite  an  Mittel- 
deutschland, Thüringen,  Meißen,  Böhmen  und  Schlesien,  auf  der  andern 
an  Westfalen,  Niedersachsen,  die  Eibmündung  und  die  Länder  der 
Ostseeküste  an. 

Endlich  mündet  in  die  Kölner. Kreuzung  westöstlicher  Wege  der 
große  niederrheinische  Straßenzug  ein,  der  auf  dem  linken  Stromufer 
von  Nordbrabant  her  durch  Geldern  und  über  Kleve,  Xanten,  Ürdingen 
und  Neuß  kommt,  und  der  dann  über  Bonn,  allerdings  mit  damals 
abgeschwächter  Bedeutung  weiter  ins  Oberland  führt.  Der  links- 
rheinische Weg  vermittelte  der  Stadt  den  direkten  Zugang  zu  Gebieten, 
die  namentlich  für  ihre  Versorgung  mit  Lebensmitteln  von  größtem 
Werte  waren. 

Dieses  Straßensystem  wurde  natürlich  hervorragend  ergänzt  durch 
den  Rhein,  und  dabei  kam  der  Stadt  der  Umstand  sehr  zugute,  daß 
der  Strom  ungefähr  vor  ihren  Mauern  seinen  Charakter  ändert.  Der 
Rhein  wird  hier  zum  Tieflaudstrom.  Der  stromschnellenreiche  und 
schmale  Mittelrhein  verwandelt  sich  in  der  Nähe  von  Köln  in  den 
breiten  und  tiefen  Niederrhein,  eine  Tatsache,  die  auf  die  Entwicklung 
der  Schiffahrt  in  früheren  Zeiten  sehr  einschneidend  wirkte.  Sie  ver- 
anlaßte,  daß  auf  dem  Strom  zwei  verschiedene  Schiffstypen  entstanden, 
—  nämlich  das  breite  und  tiefgehende  niederrheinische  Segelschiff  und 
der  mittelrheinische  Kahn  mit  flachem  Boden  und  schmalem  Grundriß, 
der  dazu  nur  wenig  zum  Segeln  geeignet  war. 

Diese  technische  Zweiteilung  der  Schiffahrt  hatte  zur  Folge,  daß 
die  Güter  in  der  Nähe  von  Köln  umgeschlagen  werden  mußten,  und 
die  Stadt  erzwang  sich  diesen  durch  die  natürlichen  Verhältnisse  bereits 
vorbereiteten  Umschlag  endgültig  mit  Hilfe  ihres  Stnpelrechts,  gleich- 
wie sie  mit  demselben  Mittel  die  Güter  in  ihre  Mauern  nötigte,  die 
auf  den  Straßen,  an  denen  sie  lag,  dahingingen  i). 


1)  Über  die  Organisation  der  Kölner  Rheins chiffahrt  und  die  Geschichte 
des  Kölner  Stapels  vgl.  E.  Gothein,  Zur  Geschichte  der  Rheinschiffahrt, 
Westd.  Ztschr.  f.  Gesch.  u.  Kunst.  Bd.  14  (1895).  —  Dekselbe,  Gesch.  Ent- 
wicklung d.  Rheinschiffahrt  i.  19.  Jahrhundert,  Leipzig  1903.  —  Gh.  Eckert, 
Rheinschiffahrt  im  19.  Jahrhundert  (Schmollers  Forschungen ,  Bd.  18,  5 
1900)  und  B.  Kuske,  Die  Rheinschiffahrt  zwischen  Köln  und  Düsseldorf 
vom  17. — 19.  Jahrhundert  (mit  einer  Darstellung  der  älteren  Kölner  Schiffer- 
verbände),   Beitr.  z.  Gesch.  d.  Niederrheius,   Bd.  20   (1906)   S.  250-354.    — 
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Daneben  bildete  der  Rhein  einen  Konkurrenzweg  zu  den  Land- 
straßen, nach  dem  Oberlande  hin  und  nach  Flandern  und  den  Nieder- 
landen. Aber  man  darf  seine  Bedeutung  nicht  überschätzen.  Zu- 
nächst läßt  sich  im  späteren  Mittelalter  nicht  mehr  nachweisen,  daß 
Seeschiffe  direkt  nach  Köln  heraufkamen  oder  daß  die  Kölner  gar 
von  ihrer  Stadt  aus  selbst  Seeschiffahrt  trieben.  Die  Stadt  teilt  auch 
im  Jahre  1441  dem  Herzog  Philipp  von  Burgund  ausdrücklich  mit, 
daß  sie  selbst  „seit  Menschen  Gedenken"  nie  Schiffe  zur  See  geschickt 
habe  und  daß  auch  ihre  Bürger  keine  besäßen.  An  der  Seeschiffahrt 
waren  Kölner  Kaufleute  natürlich  beteiligt.  Sie  trieben,  wie  wir  noch 
sehen  werden,  Eigenhandel  über  See,  und  sie  hatten  häufig  Seeschiffs- 
anteile, wiewohl  die  Schiffsmiete  doch  in  ihrem  überseeischen  Verkehr 
überwog.  Aber  der  Ausgangsort  dieses  Verkehrs  war  nicht  Köln, 
sondern  immer  ein  Seehafen. 

Die  Ursache  zu  dieser  Erscheinung  mag  wohl  in  dem  Mangel  an 
nautischer  Erfahrung  der  zu  sehr  im  Binnenlande  wohnenden  Kölner 
zu  suchen  sein,  sowie  auch  in  dem  Umstand,  daß  der  Rhein  mit  See- 
schiffen nicht  leicht  befahren  werden  konnte.  Dazu  kam  aber  noch 
der  Stapel  von  Dordrecht,  der  den  gesamten  Wasserverkehr,  der  sich 
durch  die  Rhein-  und  Maasmündung  auf-  und  abbewegte,  bereits  seit 
dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  unterbrach  und  zur  Umladung  in  den 
Hafen  dieser  Stadt  zwang. 

Der  Verkehrswert  des  Stromes  im  Binnenlande  wurde  vor  allem 
durch  den  entarteten  Zollfiskalismus  der  rheinischen  Landesherren  be- 
trächtlich vermindert,  der  die  Schiffahrt  mit  großem  Zeitverlust  und 
bedeutenden  Unkosten  belastete.  Daher  kam  es,  daß  man  die  Land- 
straße in  vielen  Fällen  bevorzugte,  wo  sonst  der  Fluß  naturgemäßer 
hätte  benützt  werden  müssen. 

Neben  den  bereits  erwähnten  großen  Wirtschaftsgebieten  im  Hinter- 
grunde der  Straßen  kam  für  den  Güteraustausch  der  Stadt  auch  ihre 
Nachbarschaft  in  Frage.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  diese  mit 
ihr  einen  fortgesetzten  intimen  Verkehr  unterhielt,  einen  Verkehr,  der, 
besonders  was  Jülich-Berg  und  Kleve  anlangt,  durch  Verträge  gestützt 
wurde,  nach  denen  sich  die  Stadt  und  die  Territorien  gegenseitig  die 
Gleichstellung  ihrer  Bürger  und  Untersassen  in  ihrem  Machtbereich 
garantierten. 

Man  darf  sich  aber  den  Verkehr  zwischen  Köln  und  den  meist 
ländlichen  Gebieten  seiner  Umgebung  nicht  so  vorstellen,  als  ob  beide 
sich  gegenseitig  insofern  harmonisch  ergänzt  hätten,  daß  das  Land 
allein  die  fortwährende  Versorgung  der  Stadt  mit  agrarischen  Lebens- 
mitteln übernahm  und  daß  diese  dafür  gewerbliche  Erzeugnisse  lieferte, 
daß  also  beide  gewissermaßen  einen  wirtschaftlichen  Organismus  bildeten. 
Natürlich  lieferten  die  Bauern  der  Stadt  Lebensmittel,  aber  abhängig 
war  diese  von  ihnen  nur  wenig.  Für  ihre  Verproviantierung  kamen,  wie 
wir  sehen  werden,  zum  Teil  andere  Gebiete  in  Frage.  Sie  war  sogar  oft 
für  das  Land  selbst  Bezugsort  von  landwirtschaftlichen  Produkten.    Die 


Derselbe,  Die  Bonner  Schiffahrt  im  18.  Jahrhundert,  Annalen  d.  Hist.  Ver. 
f.  d.  Niederrhein.     H.  81  (1906)  S.  1—45. 
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Bauern  der  Umgebung  kauften  das  Zuchtvieh,  und  die  Metzger  der  kleinen 
Nachbarstädte,  von  Siegburg,  Bonn  und  auch  von  Dliren,  das  Schlacht- 
vieh auf  den  Kölner  Märkten.  Ebenso  bezogen  die  Herzöge  von  Jülich- 
Berg  und  der  Erzbischof  von  Köln  große  Quantitäten  von  Vieh  und 
Getreide  aus  der  Stadt.  Diese  war,  namentlich  auch  während  der 
sehr  häufigen  Teuerungen,  das  unentbehrliche  Kornreservoir  des  flachen 
Landes,  und  ihre  Viehmärkte  und  Getreidevorräte  wurden  weniger 
von  diesem  aus,  als  vermittelst  eines  weithin  reichenden  Fernhandels 
beschickt  und  versorgt.  Ebenso  kauften  die  Weber  der  kleineren 
Städte  bis  Montabaur  und  Siegen  hin  in  Köln  ihre  Wolle  oder  zum 
Färben  den  Waid. 

Aus  der  Nachbarschaft  erhielt  die  Stadt  aber  nicht  nur  Rohstoffe, 
wie  z.  B.  Holz  und  Holzkohlen  und  Kalk  aus  dem  bergischen  Lande, 
oder  Steine  aus  dem  Siebengebirge  und  aus  Andernach,  sondern  auch 
industrielle  Produkte.  Das  Bier  von  Neuß  und  Kaiserswerth  oder  das 
Tuch  von  Aachen  und  Düren  waren  dabei  weniger  wichtig  als  der 
Stahl  des  märkischen  und  des  Siegerlandes  und  des  Westerwaldes. 
liier  traten  Kölner  Großkaufleute  im  15.  Jahrhundert  bereits  als  Ver- 
leger auf.  Ein  Kaufmann  übernahm  oft  vertragsmäßig  auf  mehrere 
Jahre  die  gesamte  Stahlproduktion  eines  ganzen  Ortes,  wie  z.  B.  von 
Altenbreckerfeld  oder  Siegen,  und  auch  die  Pfannenschmiede  von  Hom- 
burg vor  der  Mark  arbeiteten  im  Dienste  des  Kölner  Kapitals,  das 
auch  zum  Teil  den  Blei-  und  Kupferbergbau  in  der  Eifel  beherrschte. 
Auf  den  Jahrmärkten  der  kleinen  Städte  stellten  die  Kölner  wohl  das  haupt- 
sächlichste Kontingent  der  Händler  mit  Leinwand  und  Tuch,  mit  Hüten, 
Lederwaren,  Kurz-  und  Eisenwaren  und  Wein.  Doch  an  Absatz- 
bedeutung konnten  sich  diese  Plätze  bei  weitem  nicht  mit  den  großen 
internationalen  Märkten  messen.  Sie  wurden  daher  auch  von  den 
Großkaufieuten  meist  gemieden  und  mehr  nur  von  Kleinhändlern,  von 
Krämern  besucht. 

Von  den  weiter  weggelegenen  Gebieten  des  Rheinlandes  waren 
die  Weinbaugegenden  am  Mittelrhein  und  an  der  Mosel  von  großer 
Bedeutung  für  den  Kölner  Handel.  Und  es  gibt  tatsächlich  wenig 
rheinische  Orte,  deren  Namen  heute  unsere  Weinkarten  zieren,  die 
nicht  schon  in  den  spätmittelalterlichen  Weinhandelsakten  genannt 
werden.  Die  Kölner  Weingroßhändler,  die  häufig  zugleich  Faßbinder, 
oft  aber  auch  andere  Handwerker,  wie  z.  B.  Gürtler,  Riemen- 
schneider oder  Goldschmiede  waren,  kauften  den  Wein  in  großem 
Stil  im  Oberland  auf.  Sie  hatten  manchmal  in  der  Verkaufszeit  ihre 
ständigen  Faktoren  in  den  Moseldörferu,  oder  einzelne  beliehen  oder 
kauften  bereits  vor  der  Lese  die  Trauben  auf  den  Stöcken  ganzer  Ge- 
markungen am  Rhein  herab  bis  vor  die  Tore  von  Bonn.  Häufig  be- 
zahlten sie  den  Wein  oder  den  Most  noch  mit  Naturalien,  z.  B.  mit 
Vieh  oder  mit  Salz. 

Das  Moselland  lieferte  aber  neben  dem  Wein  auch  Holz,  das  unter 
anderem  der  Erzbischof  von  Trier  im  großen  verkaufte,  Lohe,  Schiefer 
und  Tuch,  während  die  Kölner  die  Gegend  mit  Leder  versorgten  und 
nach  Trier  Gewürze  und  Tuch  schickten.     Die  Eifelstraße  über  Trier 
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wurde  von  ihnen  auch  als  Durchgangsweg  nach  dem  Oberlande,  nach 
Straßburg,  benützt. 

Von  den  ferneren  Märkten  waren  die  in  Fla  n  d  e  r  n  und  B  r  a  b  a  n  t 
für  Köln  die  wichtigsten.  An  ihrer  Spitze  steht  während  des  größten 
Teiles  des  15.  Jahrhunderts  Antwerpen.  Brügge,  das  ja  der 
Ilaupthandelsplatz  der  Hanseaten  war  und  eines  ihrer  bedeutendsten 
Kontore  in  seinen  Mauern  barg,  hatte  mindestens  seit  dem  zweiten 
Viertel  des  15.  Jahrhunderts  für  die  Kölner  nicht  die  Bedeutung  wie 
seine  Konkurrentin  an  der  Scheidemündung. 

Als  dritter  wichtiger  Platz  kam  wegen  seiner  großen  Messen  das 
nordbrabantische  Bergen  op  Zoom  in  Betracht.  Die  Beziehungen 
zu  Antwerpen  und  Bergen  waren  für  Köln  so  wichtig,  daß  es  um 
ihretwillen  die  hansischen  Gebote,  in  Brügge  zu  Stapel  zu  halten, 
ruhig  übertrat,  daß  es  sich  weigerte,  auch  von  allen  außerhalb  des 
Stapels  in  Flandern  und  Brabant  abgesetzten  Waren  an  den  deutschen 
Kaufmann  zu  Brügge  Schoß  zu  zahlen  und  sich  auch  an  der  mehr- 
fachen Boykottierung  der  Märkte  zu  Antwerpen  und  Bergen  durch 
die  Hanse  nicht  beteiligte.  Köln  ließ  es  sogar  darauf  ankommen,  aus 
dem  Städtebund  wegen  seiner  Haltung  gegen  Brügge  ausgestoßen  zu 
werden. 

Die  Eigenart  der  genannten  drei  Städte  für  den  Kölner  Handel  be- 
stand darin,  daß  Brügge  ständiger  Verkehrsplatz  war,  Bergen  hingegen 
wegen  seiner  beiden  Märkte  periodischer,  daß  aber  Antwerpen  diese 
beiden  Eigenschaften  in  sich  vereinigte. 

Hinter  diesen  Plätzen  standen  die  übrigen  bedeutend  zurück,  ob- 
wohl es  kaum  eine  brabantische  und  flandrische  Stadt  gab,  die  nicht 
zu  Köln  Bezieliungen  gehabt  hat.  Sehr  viele  von  ihnen  lieferten  ilim 
Tuch,  und  überall  importierte  es  Wein.  Brüssel  suchte  seit  1434 
den  Kölner  Weinhandel  besonders  dadurch  mehr  an  sich  zu  ziehen, 
daß  es  den  Kauf  leuten  auf  die  Fracht  und  die  Kellermiete  Vorschüsse 
zahlte.  In  Lütticli  hatten  sich  die  Faßbinder  besonders  im  Hinblick 
auf  die  Kölner  organisiert  und  einen  festen  Turnus  für  ihre  Bedienung 
eingerichtet.  Die  bedeutendsten  Lager  hatten  diese  aber  in  Antwerpen 
und  Brügge.  Sie  hatten  dort  in  ihren  Kellereien  eigene  Angestellte, 
die  den  regelmäßigen  Großabsatz  besorgten,  die  aber  auch  das  Recht 
zum  Ausschank  besaßen.  Daneben  hatten  sie  Kommissionäre,  Wirte, 
die  in  ihrer  Abwesenheit  den  Verkauf  auch  von  anderen  Waren  vor- 
nahmen. Sie  hatten  Faktoreien  zu  Ein-  und  Verkauf.  Über  Brügge 
und  später  namentlich  über  Antwerpen  ging  ein  Teil  des  kölnisch- 
romanischen Verkehrs.  Von  Brügge  und  Antwerpen  aus  versandten 
die  Kölner  aber  auch  Güter  direkt  nach  Frankfurt,  nach  England  und 
nach  der  Ost-  und  Nordsee,  zum  Teil  ohne  daß  sie  ihre  Stadt  be- 
rührten. Sie  nahmen  von  dort  aus  teil  an  der  internationalen  Handels- 
vermittlung, und  sie  benützten  die  flandrischen  Städte  zur  ständigen 
Basis  ihrer  kommerziellen  Tätigkeit  genau  wie  Köln  selbst.  Ihr  Ver- 
kehr mit  den  fremden  Händlern,  mit  Italienern,  Franzosen,  Engländern, 
Holländern  und  Hanseaten  war  besonders  beträchtlich  auf  den  Märkten 
zu  Antwerpen  und  Bergen.  Sie  beschickten  diese  mit  Wein,  daneben 
aber  auch  mit  Stahl,  mit  Waffen  und  mit  Messing,  Kupfer  und  Silber, 
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mit  Kurzwaren,  mit  G.'irn,  Tuch  (zum  Teil  auch  mit  englischem), 
Barchent,  Leinwand,  Seide,  Waid,  Krapp,  Drogen  und  Gewürzen.  Sie 
bezogen  von  dort  Südweine,  Tuch,  Gewürze,  Südfrüchte,  Rohseide, 
Baumwolle  und  Hüte,  dabei  aber  auch  Fische  (besonders  Bückinge), 
wertvolle  Pferde,  flämischen  Käse  und  Seife.  (Ich  habe  mich  nur  auf 
die  Güter  beschränkt,  die  besonders  charakteristisch  und  wichtig  waren 
und  in  den  Quellen  häufiger  vorkommen.) 

Der  Handel  mit  England,  der  sich  auf  die  dortigen  hansischen 
Kontore  und  besonders  das  in  London  stützte,  befaßte  sich  in  der 
Richtung  auf  den  Kontinent  vor  allem  mit  Tuch  und  Wolle.  Die 
Stellung  der  Kölner  Kaufleute  in  der  englischen  Tuchausfuhr  war 
unter  allen  Deutschen  die  hervorragendste.  Sie  versorgten  nicht  nur 
die  flandrischen  Märkte,  hatten  nicht  nur  Tuchlieferungen  z.  B.  an  die 
Stadt  Antwerpen  selbst,  sondern  Köln  konnte  sich  auch  dem  Senat  von 
Venedig  gegenüber  rühmen,  daß  seine  Kauf  leute  mehr  als  alle  andern 
das  Tuch  von  England  nach  der  Lagunenstadt  brächten.  Neben  dem 
Tuch  ist  es  besonders  Zinn  gewesen,  das  aus  England  kam  und  welches 
für  das  in  Köln  besonders  blühende  Metallgewerbe  wichtig  war.  Der 
kölnische  Exporthandel  nach  England  erstreckte  sich  namentlich  auf 
Wein  und  Stahl  und  Eisen.  (Johann  Questenberg  schickt  einmal  eine 
Ladung  von  100  Faß  Stahl  hinüber.)  Daneben  kamen  in  Betraclit 
Juwelen,  Drogen,  Waid  und  Seide.  Die  Wege  zwischen  beiden  Gebieten 
führten  sowohl  auf  dem  Rhein  abwärts  über  Dordrecht  und  Brielle 
oder  über  Middelburg  und  die  flandrischen  Städte  bis  hinab  nach 
Calais.  Aber  die  Kölner  nahmen  auch  sowohl  am  französischen  Ge- 
treidehandel nach  England  von  Ronen  und  Dieppe  aus  teil,  als  aucli 
am  direkten  Verkehr  zwischen  England  und  dem  Norden  und  Osten 
Europas. 

Sie  sind  an  dem  Handel  mit  England  von  allen  Hanseaten  am 
meisten  interessiert  gewesen.  Auf  ihren  Niederlassungen,  die  sie  auf 
der  Insel  bereits  im  12.  Jahrhundert  hatten,  beruhen  überhaupt  die 
späteren  intimen  handelspolitischen  Beziehungen  des  Städtebundes  zu 
England,  und  Köln  hat  mehrfach  im  15.  Jahrhundert  gezeigt,  daß  ihm 
ein  gutes  Einvernehmen  mit  England  wertvoller  sei  als  die  Hanse 
selbst,  als  der  feste  Bund  mit  seinen  deutschen  Schwesterstädten. 

Die  südlichen  Niederlande,  also  Brabant,  Flandern  und  zum  Teil 
Seeland  sind  für  Köln  wegen  ihrer  Lage  auf  der  Schwelle  zwischen 
dem  Kontinent  und  Großbritannien  als  Durchgangs-  und  Marktgebiete 
von  höchster  Bedeutung  gewesen.  Die  nördlichen  dagegen,  Holland, 
Utrecht,  Overyssel,  P^riesland  und  Geldern  fallen  für  das 
Kölner  Wirtschaftsleben  rnehr  mit  ihrer  Produktion  ins  Gewicht.  Die 
Guter  passierten  diese  Gebiete  natürlich  auf  dem  Rhein  und  auf  der 
Maas,  und  Dordrecht,  sowohl  wie  V  e  n  1  o ,  von  dem  aus  der  Land- 
weg nach  Köln  benützt  wurde,  waren  bedeutende  Stapelplätze. 

Ferner  war  Kampen  an  der  Südostecke  der  Zuidersee  der  Hafen, 
von  wo  aus  die  Kölner  zum  Teil  Fahrten  nach  dem  Osten  antraten, 
wo  sie  dazu  die  Schiffe  mieteten  und  wo  sie  auch  häufig  die  aus  Eng- 
land exportierten  Waren  für  die  Ostsee  umluden. 

Aber   mehr  als   dies  bedeuteten   die  Seewirtschaft  und  die  Land- 
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Wirtschaft  der  Länder  an  der  Kheinmündunf?  und  an  der  Zuidersee 
für  die  Stadt.  Die  liolländischen  und  seeländisclien  Städte  hatten  im 
15.  Jahrhundert  die  Versorgung  West-  und  Oberdeutschlands  mit  See- 
fischen an  sich  gerissen.  Sie  hatten  angefangen,  die  Heringsgriinde 
der  Nordsee  intensiver  auszubeuten.  Die  Städte  der  Zuidersee  be- 
lierrschten  den  Bückingsfang  und  den  Stockfisch-  und  Kabljauhandcl 
von  Norwegen  her.  An  der  ganzen  Küste  wurde  Salz  gesotten,  und 
zwar  das  feinste  in  Zierikzee.  Diese  Güter  der  See  waren  es  be- 
sonders, die  der  Kölner  Kaufmann  in  den  Niederlanden  suchte  und  in 
enormen  Mengen  rheinaufwärts  führte.  Es  kommen  Käufe  vor,  die 
sich  auf  über  700  Tonnen  Heringe  oder  auf  16000  Stockfische  auf 
einmal  erstrecken. 

Die  Stadt  aber  richtete  auf  diese  Güter  ihr  besonderes  handels- 
politisches Augenmerk.  Sie  ließ  die  Ladungen  auf  ihre  Qualität  hin 
kontrollieren  und  umpacken  und  erst  passieren,  nachdem  sie  von 
ihren  Fisch-  und  Salzmaklern  als  rechtes  Kaufmannsgut  befunden 
und  abgestempelt  worden  waren.  Gerade  diese  Lebensmittelpolizei 
hat  der  Stadt  teilweise  die  Anerkennung  ihres  Stapels  im  Oberlande 
und  im  Niederlande  verschafft,  im  Niederlande  besonders  deshalb,  weil 
sie  diesem  seit  1494  vertragsmäßig  das  Lieferungsmonopol  für  Salz 
und  Heringe  an  die  rheinaufwärts  gelegenen  Orte  zusicherte  und  keine 
derartigen  Waren  aus  andern  Gegenden  durchließt). 

Von  großer  Wichtigkeit  ist  aber  auch  die  Viehzucht  der  Gebiete 
um  die  Zuidersee  für  Kölns  Handel  gewesen.  Im  Herbste,  wenn  der 
Weidegang  mehr  und  mehr  zu  Ende  ging,  wurden  aus  dem  Stifte  Ut- 
recht, aus  Geldern  und  Friesland,  aber  auch  aus  dem  benachbarten 
Westfalen  große  Rinderherden,  manche  über  1000  Köpfe  stark,  auf 
den  Kölner  Markt  getrieben,  aus  Westfalen  auch  Schweine,  und 
selbst  von  Hildesheim  her  Schafherden  von  melireren  100  Stück.  Die 
Bürger  vieler  kleiner  Städte,  namentlich  am  Niederrhein  im  Klevischen, 
sind  an  diesem  Handel  beteiligt,  sie  wurden  ergänzt  durch  die  Kölner 
Großkauf  leute  und  die  Kölner  Metzger,  die  sich  als  Viehkommissionäre 
betätigten.  Daneben  gingen  von  den  gleichen  Ländern  große  Mengen 
von  Speck  und  Schinken  nach  Köln,  aus  Deventer  z.  B.  einmal  an 
einen  Kaufmann  in  einer  einzigen  Ladung  2200  Speckseiten,  und  selbst 
Braunschweiger  Räuchereien  hatten  in  Köln  Kommissionäre.  Aber 
noch  bedeutender  war  der  Export  von  Butter  und  Käse  dahin  und 
weiter  ins  Oberland.  Auch  auf  diese  Güter  und  dazu  auf  das  Rüböl 
und  Leinöl,  das  in  den  geldrischen  und  klevischen  Städten  geschlagen 
wurde,  erstreckte  sich  die  Lebensmittelpolizei  der  Stadt,  welche  die 
Größe  der  Tonnen  und  die  Beschaffenheit  ihres  Inhalts  beaufsichtigte. 

Bemerkenswert  ist  endlich  auch ,  daß  die  Kölner  Kauf leute  in 
Brabant  als  Verleger  in  der  Gerberei  auftraten.  Die  ganze  Herzogen- 
buscher  Gerberzunft  arbeitete  manchmal  für  eine  einzige  Kölner  Firma. 
Aber  Köln  bezog   vom  Niederrhein,   aus  dem  Münsterland  und  West- 
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falen,  aus  Dortmund  und  Soest  auch  Häute.  Es  kommen  Ladungen 
von  550  Stück  aus  Deventer,  von  250  Stück  aus  Westfalen  vor,  Mengen, 
die  in  dem  bedeutenden  Export  von  Leder  und  Lederwaren,  von 
Riemen,  Taschen,  Beuteln,  Handschuhen  und  Schuhsohlen  aus  Köln, 
und  zwar  besonders  rheinaufwärts,  ihr  Gegenstück  finden.  Und  am 
meisten  konzentrierte  sicli  der  kölnisch-niederländische  Verkehr  in 
Deventer  mit  seinen  großen  Lebensmittelmärkten  und  seinem  be- 
deutenden Tuch-  und  Weinhandel,  der  größtenteils  in  kölnischen  Händen 
lag.  (Der  Kaufmann  Rinck  schickt  z.  B.  im  Jahre  1484  einmal  nicht 
weniger  als  92  Faß  dahin!) 

Wie  bereits  erwähnt  wurde,  war  Kampen  einer  der  Häfen,  den 
man  von  Köln  aus  für  den  Handel  nach  der  Nord-  und  Ostsee  be- 
sonders bevorzugte.  Nur  Antwerpen  und  Dordrecht  waren  darin  noch 
bedeutender.  Dieser  Handel  wurde  aber  auch  zu  Lande  über  Unna, 
Soest,  Paderborn,  Hameln,  Hildesheim,  Braunschweig  und  Lüneburg, 
Verden  und  Stade  hinweg  betrieben.  Seine  Ziele  waren  vor  allem 
Hamburg,  Lübeck,  Danzig,  Riga  und  Reval.  Wir  sehen  die  Kölner 
aber  auch  mit  Gütern  in  Bremen,  wir  sehen  sie  in  Stralsund,  Kolberg 
und  Königsberg  kaufen  und  verkaufen  und  in  die  Häfen  dieser  Städte 
Schilfe  einlaufen,  an  denen  sie  Anteile  hatten.  Wir  treffen  Kölner  in 
Dorpat  und  Nowgorod,  in  Stockholm,  Kopenhagen  und  Bergen  und, 
wenigstens  während  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts,  auch  noch 
auf  den  Heringsfangplätzen  in  Skanür  und  Falsterbo  an  der  Südspitze 
von  Schonen.  Kölner  Kaufleute  befinden  sich  unter  den  Gläubigern 
der  Könige  von  Dänemark. 

Sie  treiben,  mit  den  Vorrechten  der  Hanse  ausgerüstet,  an  den 
östlichen  Küsten  „aventiurre"-handel,  indem  sie  mit  ihren  Gütern 
einem  zunächst  ungewissen  Absatzplatz  zuziehen.  Sie  haben  in  den 
Küstenstädten  Faktoren  und  Kommissionäre,  und  besonders  häufig  sind 
die  Handelsgesellschaften,  die  sie  namentlich  mit  Lübeckern  und 
Danzigern  unterhielten. 

Weitaus  im  Vordergrunde  der  Güter,  welche  von  Köln  nach  dem 
Osten  gingen,  steht  wieder  der  Wein.  Überall  in  den  Städten  von 
Kopenhagen  bis  Reval  sind  Kölner  Weinkeller,  deren  Pflege  die 
hanseatischen  Kompagnons  besorgten,  ebenso  wie  den  Vertrieb  nach 
dem  Hinterlande.  Und  außerordentlich  bedeutend  sind  zuweilen  die 
Ladungen,  die  auf  einmal  nach  dem  trinkfreudigen  Osten  gehen.  So 
schickt  z.  B.  Johann  Dasse  im  Jahre  1444  in  einer  Sendung  34  Fuder 
Rheinwein  von  Antwerpen  nach  Danzig,  ein  anderer  16  Fuder  nach 
Livland.  Die  Kölner  Kaufleute  setzen  aber  auch  Industrieprodukte 
und  zwar  namentlich  Tuch  und  seidene  Stoffe  ab,  und, sogar  in  Danzig 
Andernacher  Mühlsteine.  Sie  bringen  dafür  wieder:  Pelze,  Leinwand, 
Getreide,  Wachs,  Talg,  Holz,  Pottasche  und  Fische  und  sogar  Kupfer, 
das  aus  dem  Innern  von  Rußland,  von  Smoleusk  und  andern  Orten 
stammte  und  vermutlich  in  Nowgorod  eingehandelt  wurde.  Sie  be- 
teiligen sich  auch  am  Getreidehandel  von  Danzig  nach  Livland  hin 
und  chartern  dazu  unter  anderem  schwedische  Schifte.  Sie  vermitteln 
ferner  zwischen  der  Ostsee  und  England  und  den  Niederlanden. 

Ein  zweites  Handelsgebiet  im  Osten   war  das  mitteldeutsche, 
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dessen  Schwerpunkt  in  Leipzic^  mit  seinen  Messen  lag,  das  aber  im 
Westen  von  Erfurt  und  Nordhausen  und  im  Südosten  von  Prag 
flankiert  wurde,  deren  Bürger  auch  selbst  in  Köln  auftauchen. 
In  Leipzig  wie  in  Prag  sitzen  Vertreter  von  Kölner  Kaufleuten,  und 
die  Messen  jener  Stadt  werden  von  ihnen  besucht  und  besonders 
auch  als  Zahlungsplätze  benützt.  Dort  sind  auch  die  Rückzahlungen 
von  Darlehen  fällig,  die  von  den  Kölnern  zuweilen  den  mittel- 
deutschen Fürsten,  wie  z.  B.  den  Erzbischöfen  von  Magdeburg  ge- 
währt wurden.  Eine  besondere  Anziehungskraft  scheint  Leipzig  auf 
die  Kölner  wegen  seines  Edelmetallhandels  ausgeübt  zu  haben,  der 
namentlich  von  Zwickau  aus  dort  betrieben  wurde.  Kölner  Kapital 
ist  sogar  im  Silberbergbau  von  Schneeberg  angelegt,  und  in  Köln 
werden  in  den  70er  Jahren  des  15.  Jahrhunderts  Kuxe  der  dortigen 
Gruben  verkauft.  Die  Kölner  senden  aber  auch  Kupfer  und  Silber 
vom  Harz  und  Leipzig  aus  direkt  nach  den  wichtigen  Metallhandels- 
plätzen Nürnberg,  Frankfurt  und  Antwerpen,  ebenso  wie  Salz  und 
Salpeter  von  Halle  nach  Frankfurt  a.  M.  Über  Leipzig  hinaus  er- 
streckten sich  ihre  Beziehungen  aber  auch  bis  Berlin,  Frankfurt  a.  0., 
Breslau  und  Krakau  hin.  Die  Stadt  Breslau  hat  z.  B.  Kölner 
Gläubiger,  und  in  Krakau  finden  wir  schon  im  14.  Jahrhundert  Rhein- 
länder als  Bürgermeister  und  Ratsherren,  darunter  sogar  einen  Suder- 
man,  in  einer  Zeit  freilich,  da  diese  Familie  noch  in  Dortmund  an- 
sässig war. 

Der  Handel  zwischen  Köln  und  den  mitteldeutschen  Gebieten  vollzog 
sich  aber  vor  allem  auf  der  Frankfurter  Messe,  wo  zum  größten 
Teil  auch  der  Güteraustausch  mit  Oberdeutschland  und  der  Schweiz 
stattfand. 

Seit  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  sehen  wir  die  Kölner 
regelmäßig  im  März  und  im  August  in  großer  Anzahl  diesen  Markt 
aufsuchen.  Dorthin  dirigieren  die  Kaufleute,  die  am  Fernhandel  be- 
teiligt sind,  ihre  im  Ausland  erworbenen  Güter.  Von  da  aus  setzen  sie 
neueingekaufte  nach  allen  Seiten,  bis  zur  Ostsee,  bis  Frankreich  und 
Italien  hin  wieder  ab.  Nach  Frankfurt  führen  die  für  den  Markt 
arbeitenden  Kölner  Handwerker  die  Erzeugnisse  ihrer  Werkstätten: 
Metall-  und  Lederwaren,  Tuch,  Barchent,  Leinwand  und  Seide,  Garn 
und  Hüte,  und  zu  diesen  Gütern  kamen  als  Handelsgegenstände  Pelze, 
Gewürze  und  Drogen,  Südfrüchte  und  Sämereien,  Edelmetalle,  Perlen 
und  Edelsteine.  Die  Kölner  Gewürz-  und  Tuchmakler  waren  auch 
vom  Frankfurter  Rat  für  die  Ausübung  ihres  Gewerbes  auf  den  Messen 
konzessioniert.  Die  Kaufleute  und  bedeutenderen  Handwerker  hatten 
in  Frankfurt  ständige  Niederlagen  für  ihre  Waren  und  festgemietete 
Läden.  Mitunter  besaßen  sie  dort  sogar  Häuser,  wie  dies  auch  in  den 
großen  Handelsstädten  in  Flandern  und  in  Oberdeutschland  (z.  B.  in 
Mainz)  der  Fall  war. 

Die  Messe  war  zugleich  der  Platz,  wo  die  in  den  Monaten  vorher 
an  andern  Orten  entstandenen  Zahlungsverpflichtungen  der  Kaufleute 
erfüllt  wurden.  Auf  die  Messe  lauteten  Hunderte  von  Schuldver- 
schreibungen aus  Handelsgeschäften.  Dort  rechneten  die  Gesellschaftei-, 
die  Kommissionäre   und  Faktoren   untereinander   und   mit   ihren  Auf- 
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traggebern  ab.  Hier  entstanden  aber  aus  den  Kaufabschlüssen  auch 
viele  neue  Kreditverhältnisse.  Hier  nahmen  die  Kölner  Kaufleute  zu- 
gleich Anleihen  auf  Rechnung  ihrer  Stadt  auf.  Hier  fanden  sich  die 
Ratsherren  unter  ihnen  mit  den  Vertretern  anderer  Städte  zu  politischen 
Verhandlungen  und  Abmachungen  zusammen. 

Die  Frankfurter  Messe  macht  es  besonders  erklärlich,  daß  wir  die 
Kölner  verhältnismäßig  selten  in  Nürnberg  nachweisen  können. 
Diese  Stadt  war  für  sie  ebenso  wie  Regensburg  mehr  Durchgangs- 
ort  auf  dem  Wege  nach  dem  weiteren  Südosten,  nach  Österreich 
und  Ungarn.  Die  dahin  bestimmten  Güter,  unter  denen  Tuch  die 
erste  Stelle  einnahm,  wurden  zum  großen  Teil  in  Regensburg  der 
Donauschiffahrt  überantwortet  und  gingen  von  da  nach  Wien,  dem 
Hauptziele  der  Kaufleute,  wo  diese  auch  ihre  Faktoren  und  Kom- 
missionäre hatten.  Gefördert  durch  Privilegien  von  den  Habsburgern 
und  den  ungarischen  Königen  vertrieben  sie  von  dort  aus  ihre  Waren 
ostwärts,  und  zahlreich  waren  ihre  Schuldforderungen  in  Preßburg 
und  Ödenburg  und  anderen  ungarischen  Orten. 

Die  Frankfurter  Messe  war  für  die  Kölner  teilweise  auch  Aus- 
tauschplatz für  den  Handel  mit  dem  Oberrhein.  Aber  dieser  fand 
zugleich  in  ausgedehntestem  Maße  direkt  statt.  In  Mainz,  Worms, 
Speier,  Straßburg  und  anderen  Städten  saßen  die  Tuch-  und  Fiscli- 
kommissionäre  und  Weineinkäufer  der  Kölner,  und  in  den  öffentlichen 
Kaufhäusern  unterhielten  sie  Niederlagen.  Der  Rheingau  und  das 
Maingebiet  waren  die  Kornkammern  des  Niederrheins.  Von  dorther 
und  vom  Schwarzwald  kam  in  großen  Flößen  das  Holz  stromabwärts, 
daneben  Harz  und  Wachs.  Selbst  Vieh  wird  aus  dem  Maintal  bis 
Köln  herangetrieben.  Im  Jahre  1427  kommen  einmal  sogar  von  Kulm- 
bach Rinder  im  Werte  von  ungefähr  2200  Reichsmark. 

Alle  diese  Güter  aber  übertraf  wiederum  bei  weitem  der  Wein, 
der  Wein  vom  Mitteh'hein,  aus  dem  Rlieingau,  der  Pfalz  und  dem 
Elsaß,  den  die  Städte  von  Bingen  bis  hinauf  nach  Schlettstadt  und 
Kolmar  ausführten  und  einzelne  Kölner  dort  in  Quantitäten  bis  zu 
30  Stück  und  zu  33  Fudern  auf  einmal  einkauften.  Es  kam  dabei 
auch  vor,  daß  der  Kölner  Kaufmann  dem  oberrheinischen  vertrags- 
mäßig fortgesetzt  englisches  Tuch  lieferte  und  dafür  von  ihm  Wein 
eintauschte  und  daß  beide  dann  auf  der  Frankfurter  Messe  periodiscli 
abrechneten. 

Der  breite  Graben  des  Oberrheins  war  nicht  nur  für  sich  ein  reiches 
Handelsgebiet.  Er  kam  für  Köln  besonders  auch  als  Durchgangs- 
straße nach  dem  Süden  in  Betracht.  Nach  Südosten  führten  die  Wege 
von  ihm  aus  durch  die  Täler  und  über  die  Pässe  des  Schwarzwaldes 
über  Freiburg  und  Villingen  hinüber  nach  dem  Bodensee  oder  weiter 
nördlich  davon  über  Eßlingen  und  Ulm  oder  über  Nördlingen  und 
Augsburg  nach  dem  Fernpaß  und  dem  Brenner  und  hinab  nach 
Italien.  Bei  der  Erstrebung  dieses  fernen  Zieles  konnten  die  Kölner 
Kaufleute  auch  die  berühmten  Ulmer,  Augsburger  und  Memminger 
Tuche  an  den  Erzeugungsorten  aufkaufen  und  ausführen,  sogar  bis 
nach  England  und  Frankreich. 

Der   zweite   wichtige  Weg  nach  Italien  führte  über  Basel  und  den 
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St.  Gotthard,  ein  dritter  vielleicht  durch  die  burgundische  Pforte,  das 
Rhonetal  abwärts. 

In  Italien  finden  wir  die  Spuren  der  großen  Kölner  Handelshäuser, 
—  und  zwar  zum  Teil  auch  in  Handelsgesellschaften  — ,  sowohl  in  der 
Lombardei,  in  Como  und  Mailand,  als  auch  in  Lucca  und  Florenz 
und  an  der  Küste  in  Genua,  in  Neapel,  in  Messina  und  Catania  und  in 
Venedig.  Sie  führen  dahin  englisches  Tuch,  Pelze,  Metall-  und  Leder- 
waren aus  und  kaufen  ein  Baumwolle,  Rohseide,  Gewürze  und  Drogen, 
aber  auch  seidene  Gewebe  und  Stickereien,  Korallen  und  Juwelen.  In 
Messina  und  Catania  befanden  sich  sogar  kölnische  Faktoreien,  deren 
Leiter  die  besondere  Aufgabe  hatten,  im  Süden  und  wahrscheinlich 
auch  in  der  Levante  und  Nordafrika  namentlich  Seide,  Gewürze  und 
Südweine  (Malvasier  aus  Morea)  einzukaufen  und  nach  dem  Norden 
zu  senden.  Sie  und  die  andern  Kölner  benützten  dazu  auch  mit  Hilfe 
italienischer  Schiffe  und  der  regelmäßig  laufenden  venetianischen  und 
genuesischen  Galeeren  den  Seeweg,  sowohl  von  Venedig,  als  auch  von 
der  tyrrhenischen  Küste  aus  und  schickten  die  Waren  häufig  nicht 
nach  Köln  selbst,  sondern  an  die  Vertreter  ihrer  Firmen  in  Brügge, 
Antwerpen  und  London.  Das  Vorkommen  von  Kölnern  in  Portugal 
und  in  Coruiüa  hängt  vermutlich  mit  ihrem  Seehandel  nach  Italien  zu- 
sammen. 

Daneben  unterhielten  die  Kölner  Kaufleute  auch  Beziehungen  zum 
italienischen  Geldhandel.  Diese  wurden  zum  Teil  durch  den  Verkehr 
von  deutschen  Gesandtschaften  bei  der  Kurie  in  Rom  hervorgerufen. 
Rom  ist  ja,  wirtschaftlich  betrachtet,  nie  die  Stadt  eines  weitreichenden 
Warenhandels  oder  der  Industrie,  wohl  aber  der  Geldmächte  ge- 
wesen. Die  Medici  hatten  in  Köln  ihren  Vertreter,  auf  den  sie  Wechsel 
zogen,  ebenso  die  Florentiner  Alberti  und  andere  italienische  Groß- 
firmen. Manchmal  waren  das  italienische  Kaufleute,  die  sich  in  Köln 
angesiedelt  und  dort  Bürgerrecht  erworben  hatten.  Sie  wurden  Lom- 
barden genannt,  obwohl  sie  sehr  oft  nicht  aus  der  Lombardei  stammten. 
Seit  dem  15.  Jahrhundert  verschwinden  diese  aus  der  Stadt.  Die  Kölner 
werden  in  Italien  selbst  aktiver.  (Zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  läßt 
die  Stadt  selbst  ihre  Geldgeschäfte  in  Rom  durch  die  Fugger  und 
Welser  besorgen)^). 

Am  zahlreichsten  und  am  tätigsten  waren  die  Kölner  aber  in  Venedig, 
wo  sie  im  Fondaco  dei  Tedeschi  an  der  Organisation  der  deutschen 
Kaufleute  hervorragend  teilnahmen,  ihre  Lager  und  ihre  Wohnungen 
und  ihre  ständigen  Bevollmächtigten  hatten  und  wo  sie  aus  den  Händen 
der  Venetianer  die  Waren  bezogen,  die  diese  monopolistisch  aus  der 
Levante  brachten. 

An  das  italienische  Handelsgebiet  schloß  sich  endlich  nach  Nord- 
westen zu  das  französische  und  spanische  an. 

Der  Norden  Frankreichs  wurde  von  Köln  aus  über  Trier,  Dieden- 
hofen    und    Metz    erreicht,    und    sein    wichtigster    Platz    war    für    den 


1)  Vgl.  ausführlicher  meinen  neulich  erschienenen  Aufsatz:  „Die  Handels- 
beziehungen zwischen  Köln  und  Italien  im  späteren  Mittelalter''.  Westd. 
Ztschr.  f.  Gesch.  u.  Kunst.     Bd.  27  (1909)  S.  393—441. 


Die  Kölner  Handelsbeziehungen  im  15.  Jahrhundert.  307 

Kölner  Handel  Paris,  wiewohl  sich  auch  Beziehungen  zu  Ronen  und 
Amiens  nachweisen  lassen.  In  Paris  waren  deutsche  Kommissionäre 
ansäßig  geworden,  welche  die  Landessprache  erlernt  hatten  und  ihren 
Landsleuten  dadurch  besonders  nützlich  sein  konnten.  Im  Vordergrund 
des  Kölner  Exports  scheinen  Fabrikate  gestanden  zu  haben,  Stahl- 
waren, Waffen,  Gürtel,  Juwelen  und  Messing.  Ein  Kaufmann  hat  im 
Jahre  1471  eine  Sendung  von  600  Sicheln,  ein  anderer  einmal  2000 
Sensen  nach  Paris  geschickt.  Daneben  standen  die  Kölner  auch  im 
Geldverkehr  mit  der  französischen  Hauptstadt,  die  manchmal  als 
Zahlungsort  vereinbart  wird. 

Der  Süden  Frankreichs  wurde,  wie  bereits  gesagt,  besonders  über 
Basel  besucht.  Wir  sehen  die  Kölner  in  Bourg  in  Hochburgund  ver- 
kehren, in  Dijon,  Lyon,  Avignon  und  Marseille.  Sie  kaufen  dort  Pro- 
dukte des  Südens,  Gewürze  und  Öl. 

Über  Südfrankreich  mögen  sie  auch  den  Weg  nach  Spanien  ge- 
nommen haben.  In  Barcelona  steht  der  Kölner  Kaufmann  Johann  van 
Collen  der  Bedeutung  nach  hinter  der  oberdeutschen  „Großen  Ravens- 
burger Gesellschaft",  die  in  Köln  eine  Vertretung  hatte,  unter  allen 
deutschen  Kaufleuten  an  zweiter  Stelle,  und  in  Zaragossa  haben  die 
Stralen  eine  Faktorei,  vermutlich  in  erster  Linie  wegen  des  Einkaufes 
von  Safran,  der  im  Ebrotale  in  großer  Menge  gebaut  wurde.  Sie 
schicken  aber  auch  Güter  von  Barcelona  aus  mit  italienischen  Schiffen 
nach  England. 

Diese  enormen  Handelsbeziehungen  Kölns  wurden  im  15.  Jahr- 
hundert von  einer  bedeutenden  Anzahl  von  Kaufleuten  getragen,  und 
zwar  von  neuen  Familien,  die  neben  den  berühmten  alten  Patriziern, 
deren  Namen  wir  in  dieser  Stadt  jetzt  noch  so  häufig  lesen  können 
und  nennen  hören,  neben  den  Overstolz,  Hardefust,  Lyßkirchen  und 
anderen  emporgekommen  waren  und  sich  vollständig  im  Fernhandel 
an  deren  Stelle  gesetzt  hatten.  Einzelne  von  ihnen  bevorzugten  dabei 
besondere  Gebiete.  So  handeln  die  Questenberg,  Blitterswich,  Rinck, 
Schiri  und  Sasse  und  andere  nur  im  Hansegebiet,  in  England  und 
Flandern  und  in  Frankfurt;  die  Monheims  mit  Vorliebe  in  Ober- 
deutschland, die  Heimbachs,  Dietrich  von  Lünen  und  Gerhard  van  der 
Hose  in  Österreich,  Johann  van  Collen  in  Italien  und  Spanien  und 
selten  im  Hansegebiet,  ebenso  Alf  van  der  Burg  und  nach  ihm  seine 
Witwe  Margarete,  die  zwischen  Italien  und  Flandern  vermitteln.  Die 
Bevorzugung  bestimmter  Richtungen  brachte  naturgemäß  auch  die  Be- 
vorzugung bestimmter  Güter  mit  sich  und  hat  sehr  wahrscheinlich  die 
Entstehung  der  Spezialisierung  im  Handel  fördern  helfen. 

Einige  Kaufleute  aber  umspannen  mit  ihren  Geschäftsinteressen 
den  europäischen  Süden  sowohl,  wie  den  Norden.  An  ihrer  Spitze 
stehen  die  Stralen,  die  sowohl  in  der  Ostsee,  als  auch  in  England, 
Flandern,  Frankfurt,  Spanien,  Unteritalien  und  Venedig  tätig  sind. 

Wenn  ich  anfangs  die  geographische  Lage  der  Stadt  als  wichtigsten 
natürlichen  Faktor  zur  Entwicklung  des  Kölner  Handels  bezeichnete, 
so  sind  neben  ihr  vor  allen  Dingen  aber  die  Energie,  der  außerordent- 
liche Unternehmungsgeist  und  die  Umsicht  ihrer  Bürger  mindestens 
als  gleichwertig  zu  betonen.    Sie  sind  es  besonders  aucli  gewesen,  die 
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den  Kölner  Handel  von  seiner  heimischen  Scholle  loslösten,  die  den 
Handel  zwischen  fremden  Gebieten  ohne  Berührung  der  Vaterstadt 
in  Kölner  Hände  brachten.  Und  was  das  Kölner  Bürgertum  des 
15.  Jahrhunderts  in  der  Welt  des  mittelalterlichen  Wirtschaftslebens 
geleistet  hat,  das  ist  um  so  erstaunlicher,  weil  es  bei  der  großen  Un- 
reife und  Verkehrsfeindlichkeit  aller  Verhältnisse  unter  den  unsäg- 
lichsten Mühen  geschah,  und  von  einer  Stadt  aus,  die  mit  ihren 
40 — 50000  Einwohnern  heute  eine  kleinere  Mittelstadt  heißen  würde. 
In  ihrem  Handel  hat  sich  diese  Stadt  im  Mittelalter  ihren  glän- 
zendsten Ruhmestitel  erworben,  und  Kölner  Handelsgeschichte  schreiben, 
heißt  ein  Hoheslied  singen  von  deutscher  und  vor  allem  von  rheinischer 
Tatkraft. 


Draps  de  Frise  ou  draps  de  Flandre? 

Un  petit  jjrohlhne  d'histoire  economique  ä  Vepoque  carolingienne. 

Par 
H.  Pirenne. 

Eu  1899,  se  produisaient,  independamment  l'une  de  l'autre,  deux 
opinions  nouvelles  sur  la  patrie  de  ces  draps  de  Frise  {pallia  fresonica) 
dont  le  moine  de  Saint-Gall  (Notkerus  Balbulus)  nous  apprend  la 
grande  vogue  k  l'epoque  carolingienne.  M.  C.  J.  Klümker  attribuait 
a  l'Angleterre  la  fabrication  de  ces  etoftes  ^),  taudis  que,  de  mon  cote, 
je  croyais  pouvoir  leur  assigner  la  Flandre  comme  pays  d'origine"). 
Dans  un  cas  comme  dans  l'autre,  les  Frisons,  dont  on  connait  l'activite 
commerciale  au  IX®  siecle,  auraient  donne  leur  nom  ä  ces  draps  nou 
point  parce  qu'ils  eu  etaient  les  producteurs,  mais  tout  simpleraent, 
comme  il  est  arrive  pour  quantite  de  marchandises,  parce  que  l'ex- 
portation  s'en  faisait  en  grande  partie  par  leur  intermediaire  3). 

Quel  que  soit  par  ailleurs  le  merite  du  travail  de  M.  Klumker,  la  these 
qu'il  s'attache  ä  defendre  a  ete  combattue  par  de  solides  arguments  *). 


1)  C.  J.  Klumker,  Der  friesische  Tuchhandel  zur  Zeit  Karls  des 
Großen  und  sein  Verhältnis  zur  Weberei  jener  Zeit.  Jahrbuch  der  Gesell- 
schaft für  bildende  Kunst  und  vaterländische  Altertümer  zu  Emden.,  t.  XIII. 

2)  Geschichte  Belgiens,  t.  I,  p.  35.  Cf.  l'6dition  frangaise  du  ineiuc 
ouvrage,  3^  edit.  1909,  p.  34. 

3)  Je  me  bornerai  ä  rappeler  ici  qu'ä  Bäle,  au  XVI^  siecle,  le  drap 
anglais  exporte  d'Anvers  s'appelle  souveut  «Niederländisch  Tuch».  Geering, 
Handel  und  Industiie  der  Stadt  Basel,  p.  417. 

4)  F.  Keutgen,  Der  Großhandel  im  Mittelalter.  Hansische  Geschichts- 
blätter, 1901,  p.  89  n.  52;  R.  Häpke,  Die  Herkunft  der  friesischen  Geivebe, 
ibid.,  19ÜG,  p.  309. 
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Je  ue  m'attarderai  pas  ä  repreudre  les  raisons  que  MM.  Häpke^)  et 
PcELMAN-)  out  fait  valoir  contre  eile  et  qui  me  paraissent  decisives. 
S'il  est  certain  que  les  Anglo-Saxons,  comme  tous  les  autres  peuples, 
oüt  eu  ime  draperie  indigene,  rien  ue  permet  d'attribuer  ä  celle-ci  uue 
importance  particuliere  et  uue  vitalite  comparable  ä  celle  de  la  draperie 
dite  frisonne. 

Quant  ä  l'autre  hypothese,  eile  a  trouve  tout  4  la  fois  des  partisans 
et  des  adversaires.  M.  A.  Schulte  Ta  adoptee^)  et  M.  R.  Häpke  a 
consacre  ä  sa  demonstration  des  pages  fort  instructives  ^).  En  revanche 
M.  A.  PcELMAN  ^)  et  M.  H.  Wilkens  ")  out  decidement  maintenu  contre 
eile  l'opinion  traditionnelle  qui,  depuis  Dirks  ^)  et  van  Asch  van  Wyk  % 
eonsidere  les  Frisons  tout  ensemble  comme  les  fabricants  et  les  mar- 
chands  des  etoffes  qui  portent  leur  nom.  On  ue  s'etonnera  point  sans 
doute  que  je  n'aie  pas  resiste  ä  l'envie  de  me  meler  aussi  ä  un  debat 
qui,  meme  abstraction  faite  de  la  question  speciale  ä  laquelle  il  se 
rapporte,  a  eu  pour  resultat  de  mettre  au  jour  maints  details  interessaiits 
pour  l'histoire  economique  du  haut  moyeu-äge. 

L'existence  de  la  fabrication  d'etoffes  dans  les  contrees  frisonnes 
ue  nous  est  pas  attestee  formellement  avant  le  milieu  de  X«  siecle  •'). 
A  partir  de  cette  date,  les  Traditiones  de  Fulda  ^'*)  et  les  Urbare  de 
Werden ^J)  mentionnent  en  nombre  considerable  les 2>«^^«'«  exigibles  des 
manses  appartenant  ä  ces  abbayes,  particulierement  dans  la  Frise 
Orientale.  Rien  n'est  plus  legitime  que  de  reporter  ä  l'epoque  caro- 
lingienne  Tindustrie  domestique  dont  temoignent  ces  documents.  On 
ne  pourrait  comprendre,  en  eflet,  les  motifs  qui  l'eussent  provoqu^e 
apres  le  milieu  du  IX«  sifecle.     Tout  indique,   au  contraire,  qu'il  faut 


1)  Op.  CiL,  p.  310—318. 

2)  H.  A.  PcELMAN,  Geschiedenis  van  den  Handel  van  Noord-Nederland 
gedurende  het  merovingische  en  karolingische  Tydperk,  p.  130 — 136  (Amster- 
dam 1908).  II  est  regrettable  que  M.  P.  n'ait  pas  conuu  l'excellent  travail 
de  M.  Häpke.  Contre  Klumker  cf.  encore  H.  Wilkens,  Zur  Geschichte 
des  niederländischen  Handels  im  Mittelalter.  Hansische  Geschichtsblätter, 
1908,  p.  329. 

3)  Geschichte  des  mittelalterlichen  Handels  und  Verkehrs  stoischen  West- 
deutschland und  Italien,  t.  I,  p.  79  u.  3. 

4)  Op.  cit.,  p.  318  et  suiv. 
6)  Op.  cit.,  p.  136  et  suiv. 

6)  Op.  cit.,  p.  330  et  suiv. 

7)  Geschiedkundig  onderzoek  van  den  Koophandel  der  Friezen  (Ut- 
recht, 1846). 

8)  Geschiedkundige  beschouwing  van  het  oude  handelsverkeer  der  stad 
Utrecht,  t.  I,  p.  147  (Utrecht,  1838). 

9)  M.  PffiLMAN  le  reconnait  tres  nettement,  oji.  cit.,  p.  131,  134.  La 
lettre  de  S.  Bouiface  qu'il  cite  p.  134  et  daus  laquelle  il  est  question  de 
vestimenia  de  Fresarum  provincia  peut-etre  negligee,  vu  que  rieu  ne  nous 
dit  si  ces  vetements  etaient  de  laiue. 

10)  Friedländer,  Ostfriesisches  Urkundenbuch ,  t.  IL  Append.  B; 
Dronkr,  Traditiones  Fuldenses,  p.  42  et  suiv.,  61  et  suiv. 

11)  K.  KÖTZSCHKE,  Die  Urbare  der  Abtei  Werden  an  der  Ruhr  p.  95, 
96,  99,  lUÜ,  110-112,  114,  124,  145  etc. 
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la  consid^rer  comme  tr^s  ancienne.  Incontestablement  les  Frisons  ont 
du,  depuis  la  plus  haute  antiquit^,  tisser  la  laine  des  nombreux 
moutons  que  nourrissaient  les  herbages  humides  de  leur  pays.  Des 
avant  les  invasions  germaniques  ils  fabriquaient  dejä,  selon  toute 
apparence,  des  pallia  analogues  k  ceux  que  leurs  descendants  du  X*  et 
du  XI®  si6cle,  fournissaient  aux  monasteres  de  Fulda  et  de  Werden. 
Que  ees  pallia  aient  et6  de  grossieres  etoffes,  bonnes  ä  coufectionner 
des  frocs  de  moines  ou  des  vetements  de  paysans.,  il  ne  peut  subsister 
aucun  doute  sur  ce  point.  Or,  les  textes  du  IX®  siöcle  nous  decrivent 
au  contraire  les  pallia  fresonica  comme  des  tissus  de  qualite  supörieurei). 
A  en  croire  les  recits  du  moine  de  Saint-Gall,  non  seulement  Charle- 
raagne  s'en  servait  pour  son  habillement,  mais  encore  il  en  aurait 
envoye  comme  presents  ä  Harun-al-Rachid.  Louis  le  Pieux  en  faisait 
cadeau,  aux  grandes  fetes  de  l'annee,  aux  officiers  de  second  rang 
vivant  ä  son  palais,  tandis  qu'il  offrait  des  tissus  de  soie  aux  grands 
dignitaires  et  se  contentait,  pour  les  simples  domestiques,  d'etofFes 
communes  de  lin  ou  de  laine  ^).  Nous  savons  d'ailleurs,  non  seulement 
par  le  moine  de  Saint-Gall,  mais  par  des  vers  d'ERMOLDUS  NigelluS'') 
que  les  draps  frisons  se  distinguaient  par  l'eclat  et  la  vari^te  de  leurs 
Couleurs,  nouvelle  preuve  du  soin  que  l'on  apportait  ä  leur  fabrication. 
Enfin  leur  prix  etait  61eve.  Un  capitulaire  de  808  fixe  ä  10  sous  le 
prix  maximum  d'un  sagellum'^),  tandis  que  les  pallia  fournis  ä  Fulda 
au  Xö  siecle,  valaient  ä  peine  un  sou  piece'^). 


1)  C'est  ce  que  Dirks,  op.  dt,  p.  136  a  tr&s  bien  vu.  11  a  tort  toutefois 
de  considerer  encore  comme  des  draps  frisons,  les  frisii  que  les  Statuts  de 
Pierre  le  venerable  defendent  aux  moines  de  porter.  II  est  tout  simplemeut 
question  dans  ce  texte  de  draps  frises,  ce  qui  est  tout  diff6rent.  En  realite, 
aprfes  l'6poque  carolingienne,  il  n'est  plus  question  de  draps  de  Frise  dans  le 
grand  commerce.  Les  Frisons  ne  paraissent  pas  aux  foires  de  Champagne 
et  les  quelques  vers  de  poemes  romans  qui  mentionnent  leurs  tissus  ne  sont 
que  des  reminiscences  archeologiques.  Cf.  Wilkens,  op.  cit.,  p.  332,  u.  1. 
Le  vrieslaken  mentionne  ä,  Gand  au  XIV®  siöcle  et  oü  on  a  voulu  voir  un 
drap  de  Frise,  est  une  espece  de  manteau.  Cf.  Hans.  Urkb.,  t.  III,  p.  478, 
u.  1  et  KöHNE,  Ursprung  der  /Stadtverfassung  in  Worms  etc.  p.  7. 

2)  Mon.  Germ.  Eist.  Script.,  t.  U,  p.  747,  752,  762.  Tons  ces  textes 
sont  reproduits  in-extenso  dans  l'etude  citee  de  M.  Häpke,  p.  309.  M.  P(el- 
MAN,  p.  132  croit  que  les  pallia  fresonica  envoyes  ä  Harun-al-Rachid 
n'6taient  pas  necessairement  des  etoffes  de  prix  et  que  leur  valeur  ne  consistait 
qu'en  leur  rarete  chez  les  Orientaux.  Mais  personne  n'admettra  semble-t-il 
qu'un  empereur  faisant  des  cadeaux  ä  un  autre  empereur  ne  Ixd  ait  pas 
envoyö  des  objets  de  prix.  II  y  avait  sans  doute  dans  l'Empire  franc  des 
tissus  plus  precieux  que  les  pallia  fresonica:  c'etaient  les  etoffes  de  soie, 
comme  le  prouve  clairement  le  passage  du  moine  de  Saint- Gall  relatifä  Louis 
le  Pieux.  Mais  donner  de  la  soie  ä  un  monarque  oriental,  c'eüt  ete  porter 
de  l'eau  ä  la  riviere.  Du  moins,  en  matiere  d'etoffes  de  laine,  Charlemagne 
expedia-t-il  ce  qu'il  avait  de  mieux. 

3)  Mon.  Germ.  Hist.  Poetae  latini,  t.  II,  p.  83. 

4)  BoRETius,  Capitularia  regum  Francorum,  t.  I,  p.  140. 

5)  600  pallia  cana,  en  945,  valent  36  livres  d'argent,  soit  700  sous.  Cf. 
Wilkens,  op.  cit.,  p.  332. 
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De  tout  ceci  me  parait  resulter  ä  l'^vidence  que  si  les  Frisons 
fabriquaient  des  draps  ä  l'epoque  carolingienne,  ce  ne  sont  point  ces 
memes  draps  qu'ils  exportaient  ä  Tinterieur  de  TEmpire.  Les  produits 
de  leur  Industrie  primitive  n'auraient  point  trouve  d'acheteurs  ä  une 
epoque  oii,  dans  toutes  les  regions,  le  travail  domestique  suffisait  ä 
parer  aux  besoins  les  plus  essentiels.  Chaque  contree  fournissait  elle- 
meme  les  etoffes  grossieres  employees  par  le  peuple,  de  meme  que 
plus  tard,  chaque  ville  devait  posseder  ses  tisserands  locaux  travaillant 
pour  la  petite  bourgeoisie.  A  une  epoque  de  faible  developpemeut 
econoraique  ce  ne  sont  point  les  fabricats  d'usage  journalier  qui  s'ex- 
portent:  ce  sont  les  produits  de  luxe^).  Et  des  lors,  les  marchands 
frisons  de  Tiel  et  de  Dorestad  n'auront  point  charge  leurs  bateaux 
des  humbles  tissus  confectionnes  par  leurs  compatriotes,  mais  d'^toffes 
plus  fines  qu'ils  allaient  chercher  dans  leur  pays  d'origine  ou  que  le 
commerce  amenait  dans  leurs  ports. 

D'oü  venaient  ces  Stoffes?  A  mon  sens  ce  ne  peut  avoir  et6  que 
de  la  Flandre. 

Nous  n'avons  sur  la  draperie  flamande  des  renseignements  abondants 
qu'ä  partir  du  XI«  si^cle.  Mais  il  est  certain  que  cette  Industrie 
existait  alors  dans  le  pays  depuis  une  epoque  beaucoup  plus  ancienne. 
Je  n'en  fournirai  ici  que  deux  preuves.  La  premi^re  reside  dans  le 
grand  nombre  des  tisserands  qui  nous  apparaissent  dians  diverses  villes 
des  environs  de  Cambrai  en  1077 -).  La  seconde  se  tire  de  la  per- 
fection  acquise  par  les  etoffes  flamandes  au  dire  de  l'auteur  du  Conflictus 
Ovis  et  lini'^).  Or  on  admettra  sans  doute  qu'une  Industrie  de  luxe 
employant  un  nombre  considerable  A'ouvriers  urbains  doit  avoir  derri^re 
eile  un  long  passe  au  moment  oü  eile  nous  apparait  pour  la  prämiere 
fois.  De  meme  qu'il  est  legitime  d'antidater  en  Frise  la  fabrication 
des  pallia  mentionnes  au  X*'  et  au  XI^  siecle,  de  meme  il  nous  est 
permis  de  reculer  egalement  en  Flandre  celle  des  vestes  dominis  gestandas. 

D'ailleurs  nous  ne  sommes  point  aussi  depourvus  qu'on  le  croit 
generalement,  d'allusions  ä  l'activite  industrielle  de  la  Flandre  avant 
le  XI«  siecle.  Tout  d'abord,  il  est  inexact  que  l'^levage  des  moutons 
n'ait  pas  ete  pratique  dans  la  contree  avant  cette  epoque*).  Nous 
connaissons  des  bergeries,  des  le  siecle  precedent,  dans  les  environs 
de  Gand,  d'Ostende,  de  Terouanne^).    Au  commencement  du  XI«  siecle, 


1)  SOMBART,  Der  moderne  Kapitalismus,  t.  I,  p.  157. 

2)  Chronicon  S.  Andreae.    Mon.  Germ.  Hist.  Script.,  t.  YH,  p.  540. 

3)  Hunc  tarnen  egregium  facit  haec  provincia  pannum 
Qui  viret  aut  glaucus  aut  quasi  caeruleus. 

Has  vestes  dominis  gestandas  Flandria  nüttis 

Has  flocco  crispans  leniter,  has  solidans. 
Zeitschrift  für  deutsches  Altertum,  t,  XI  (1869).    Je  crois  avec  M.  Keutgen, 
op.  cit.,  p,  134,  que  le  Conflictus  doit  etre  place  au  Xle  siecle.     Quant  ä  la 
question  de  savoir  s'il  a  ete  compose  en  Flandre  ou  eu  Souabe,  nous  n'avons 
pas  ä  nous  en  occuper  ici. 

4)  Cf.  WiLKENS,  op.  cit.,  p.  331,  335. 

5)  Fayen,   Liter   traditionum   6'.  Fetri  Blandiniensis  [Cartulaire  de  la 
ville  de  Gand,   2«  serie),   p.  70,  95,  96,  106.     Cf.  [Serrure],    Cartulaire   de 
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des  seigneurs  laiques  possedent  des  gynecees  oü  est  tissee  la  laine 
de  leurs  troupeaux^).  A  la  meme  epoque,  non  seulement  la  laine  est 
travaill6e  sur  place,  mais  on  en  fait  dejä  le  commerce.  La  vie  de 
Saint-Macaire  nous  parle  d'un  possessor  des  environs  de  Tournai  qui, 
ut  possessoribus  nioris  est,  charge  ses  laines  sur  un  bateau  pour  venir 
les  vendre  k  la  foire  de  Gand^). 

Nous  pouvons  meme  remonter  plus  haut  et  decouvrir,  en  pleine 
epoque  franque,  des  traces  irrecusables  de  la  draperie  flamande.  Les 
constitutions  d'Ansegise,  abbe  de  Saint- Wandrille ,  mort  en  833, 
mentionnent  des  draps  fabriques  dans  le  pays  de  Terouanne^).  Non 
loiu  de  lä,  ä  Saint-Riquier,  un  autre  texte  carolingien  nous  fait  connaitre 
l'existence  aupres  de  l'abbaye  d'un  vicus  fullinum^)  dont  la  presence 
suffit  pour  nous  attester  l'existence  non  seulement  de  l'activite  drapiere, 
mais  meme  d'une  draperie  assez  perfectionnee  pour  connaitre  deja  la 
division  du  travail. 

II  nous  est  permis  maintenant  de  faire  un  pas  de  plus  et,  de  meme 
que  nous  rattachions  tout  ä  l'heure  la  draperie  frisonne  ä  la  vieille 
draperie  germanique,  de  voir  dans  la  draperie  flamande  du  haut  moyen- 
äge  la  continuation  pure  et  simple  de  la  draperie  pratiquee  ä  l'epoque 
gallo-romaine,  et  sans  doute  dejä  k  l'epoque  celtique,  par  les  Morius 
et  les  Atrebates.  Strabon  semble  indiquer  que  les  Romains  avaient 
Importe  chez  ces  peuples  une  race  de  moutons  ä  laine  fine^),  et  l'histoire 
de  la  pluie  de  laine  tombee  du  ciel  en  Artois,  qui  nous  est  rapportee 
par  Paul  Orose*^),  doit  se  rattacher  a  quelque  proverbe  rappelant 
l'abondance  des  lainages  de  ce  pays.  Mais  ce  n'est  pas  seulement 
par  leur  abondance,  c'est  surtout  par  leur  finesse  que  se  distinguaient 
les  draps  de  la  contree.  Flavius  Vopiscus  stigmatise  les  dissipateurs 
de  son  temps  qui  gaspillaient  leur  fortune  en  achat  d'objets  de  luxe 
parmi  lesquels  il  fait  figurer  les  hirri  d'Arras''),  et  Saint-Jerome  ne 
parle  pas  autrement  de  ces  Stoffes  ^).    Bref,  il  est  evident  que,  jusqu'd 


Saint-Bavon,  p.  19;  Gubrard,  Cartulaire  de  Saint-Bertin,  p.  168,  165,  16G, 
187 ;  Prou,  Becueil  des  actes  de  Philippe  /«'',  p.  74. 

1)  Vita  S.  Macarii.  Mon.  Germ.  Hist.  Script.,  t.  XV,  p.  61G;  Mira- 
cula  S.  Gisleni.     Ibid.,  p.  582,  583. 

2)  Vita  S.  Macarii.    Acta  Sanctoruni,  apr.  t.  I,  p.  889. 

3)  Mon.  Germ.  Hist.  Script.,  t.  II,  p.  299. 

4)  Hariulf,  Chronique  de  l'abbaye  de  Saint-Biquitr,  ed.  F.  Lot,  p.  308. 
Le  texte  data  de  881.  Voy.  ibid.  p.  XX Vn.  —  Je  n'ajoute  pas  ici  les 
prestations  de  ladmones  fournies  au  IX^  siecle  ä  Saiut-Bertin  (Guerard, 
Cartul.,  p.  97),  ne  sachant  pas  si  ce  mot  designe  un  tissu  de  laine. 

5)  C.  JuLLiAN,  Histoire  de  la  Gaule,  t.  U,  p.  282,  n.  11. 

6)  JULLIAN,  ibid.,  p.  298,  n.  7. 

7)  Carinus,  20,  6. 

8)  Contra  Jovinianum,  1.  II,  21 :  «Atrebatum  ac  Laodicaeae  indumentis 
oruatus  iucedis».  —  A  cote  des  etoffes  fines,  les  Morins  et  les  Atrebates 
confectionnaient  aussi  des  draps  epais  et  cbauds  servant  aux  voyageurs  et 
aux  soldats.  Voy.  M.  Voigt,  Die  römischen  Privataltertümer  daus  le  Hand- 
buch de  IwAN  Müller,  p.  375,  et  le  Dictionnaire  de  Daremberg,  Saglio 
et  PoTTiER,  V°  Laua. 
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la  fiii  de  rEmpire,  l'Artois  actuel  et  le  sud  de  la  Flandre  etaient  un 
pays  de  drapiers,  dont  les  produits  les  plus  soignes  s'exportaient  ä 
Rome  et  sans  doute  dans  toutes  les  grandes  villes. 

On  ne  compreudrait  pas,  comme  M.  Häpke  l'a  fait  observer  tres 
justement,  comment  et  pourquoi  cette  Industrie  aurait  disparu  apres 
la  conquete  franque')«  Tout  indique  au  contraire  qu'elle  a  du  continuer 
ä  se  maintenir,  Sans  doute  la  decadence  generale  de  la  vie  economique 
et  la  disparition  des  cites  qui  achetaient  ses  meilleurs  fabricats  lui 
auront  porte  un  coup  tres  sensible.  Mais,  si  r^duite  qu'on  la  suppose, 
eile  ne  put  point  s'evanouir  completement.  Elle  ne  le  put  parce  que 
son  pays  restait  un  pays  d'herbages  et  de  moutons,  parce  que  les 
procedes  techniques  ne  s'oublient  que  tres  difficilement  et  enfin  et 
surtout  parce  que,  au  milieu  de  la  Stagnation  commerciale  du  haut 
moyen-äge,  le  hasard  voulut  que  justement  la  contree  oü  eile  6tait 
nee  se  trouvät  dans  des  circonstances  particulierement  favorables.  En 
effet,  des  trois  grands  ports  de  Tepoque  franque  dans  le  Nord  de 
l'Europe,  Tiel,  Dorestad  et  Quentowic -),  les  deux  premiers  lui  etaient 
facilement  accessibles  par  l'Escaut,  et  le  troisierae,  situe  aux  bouches 
de  la  Canche,  se  trouvait  dans  ses  environs  immediats.  Dans  ces 
circonstances,  il  serait  etonnant  que  ses  produits  ne  se  fussent  pas 
dissemines  au  loin.  Les  Frisons  durent  les  transporter  dans  leurs 
barques  le  long  du  Rhin  et  sur  les  cotes  de  la  mer  du  Nord,  oü  on 
les  appela  du  nom  des  marchands  qui  les  vendaient  }mlUa  fresonica. 
II  est  d'ailleurs  infiniment  probable  que  les  gens  du  pays  eux-memes 
s'occupaient  aussi  d'en  faire  le  commerce  ä  l'etranger.  C'est  eux,  me 
semble-t-il,  qu'ERMOLDUS  Nigellus  designe  sous  le  nom  de  marini  a 
cote  des  Frisones  frequentant  l'Alsace-^).  Un  peu  plus  tard,  on  a  du 
les  designer   sous   Tappellation  de  homines  de  regno  Balduini,   comme 


1)  Ojy.  dt.,  p.  320.  M.  Jullian,  op.  cit.,  p.  283,  constate  de  son  cote 
que  les  produits  de  la  Gaule  romaine  se  retrouvent  dans  les  raemes  regions 
apres  la  chute  de  l'Empire. 

2)  Voy.  0.  Fengler,  Quentowic,  seine  maritime  Bedeutung  unter  Mero- 
wingem  und  Karolingern.  Hansische  Geschichtsblätter,  1907,  p.  91  et  suiv.; 
A.  BuGGE,  Die  nordeuropäischen  Verkehrswege  im  frühen  Mittelalter.  Viartel- 
jahrschrift  für  Social-  und  Wirtschaftsgeschichte,  1906,  p.  227  et  suiv.  II 
faut  encore  ajouter  que  Valenciennes,  ä  repoque  de  Charlemagne,  etait  une 
place  marchande  tres  frequentee.  C'est  par  lä  que  passaifc  la  route  d'Aix-la- 
Chapelle  vers  la  mer.  Einhardi  epistolae  dans  Jaffe,  Bibl.  rer.  German., 
t.  IV,  p.  447,  449.  Au  contraire,  l'Ecluse  n'existait  pas  encore.  Le  sclusas 
des  textes  carolingiens  designe  le  col  du  Mont  Cenis.  Voy.  D.  Schäfer, 
Sitzungsberichte  der  K.  preuß.  Ahad.,  t.  XXVII  (1905),  p.  578  et  Häpke, 
Die  Entstehung  von  Sliiis.  Hans.  Geschichtsblätter,  1905,  p.  65.  Sur  le 
commerce  de  la  Flandre  au  haut  moyen-äge,  cf.  H.  Pirenne,  Les  villes 
flamandes   avant  le  XII^  siede.     Annales  de  l'Est  et  du  Nord,   t.  I  (1905). 

3)  La  conjecture  de  M.  D.  Schäfer,  reproduite  par  M.  Häpke,  Die 
Herkunft  etc.  p.  323  et  qui,  dans  le  vers  d'Ermoldus  «Utile  consilium  Friso- 
nibus  atque  marinis»  consiste  ä  remplacer  marinis  par  Morinis  est  tres 
plausible  et  trancherait  la  question  en  faveur  de  la  Flandre.  Mais  eile  ne 
peut  naturellement  revendiquer  que  la  valeur  d'une  hypothese. 


314  H.  Pirenne 

le  fait  encore,  d'apres  une  source  ancienne,  Ic  tarif  du  tonlieu  de 
Coblence  en  1104 1). 

Mais,  dira-t-on,  si  les  draps  de  Flandre  ont  6te  repandus  dans  le 
commerce  des  l'epoque  franque,  pourquoi  leur  nom  n'apparait-ü  jamais 
dans  les  textes?  Pour  une  raison  fort  simple.  Le  nom  de  Flandre, 
en  effet,  s'il  n'est  point  inconnu  aux  temps  carolingiens,  n'y  designe 
encore  qu'une  petite  partie  de  la  vaste  region  ä  laquelle  il  s'appliquera 
plus  tard-).  II  se  restreint  alors  au  seul  pagus  Flandrensis,  c'est-ä- 
dire  ä  la  contree  situee  au  Nord  et  ä  l'Ouest  de  Bruges.  Or  ce  n'est 
point  cette  contree  qui  fournissait  les  draps  dont  nous  venons  de 
parier.  Ceux-ci  sont  originaires  des  pagi  de  Terouanne  et  d'Arras.  II 
etait  donc  impossible  de  leur  donner  l'appellation  de  draps  de  Flandre 
au  IXe  siecle  puisque  ce  n'est  qu'au  siecle  suivant  que  les  corates  du 
pagus  Flandrensis  conquirent  la  region  oü  ils  se  fabriquaient,  laquelle 
fit  partie  desormais  de  la  Flandria  et  en  porta  le  nom.  Ainsi  ce  que 
nous  pouvons  appeler  tres  legitimement  draps  de  Flandre  —  avant  la 
lettre  —  les  contemporains  de  Charlemagne  et  de  Louis  le  Pieux  ne 
pouvaient  le  designer  que  par  des  mots  tres  vagues.  II  n'existait 
point  de  terme  dans  la  langue  geographique  du  temps  pour  caracteriser 
d'une  maniere  precise  les  bassins  de  l'Yzer  et  de  la  Canclie,  dans 
lesquels  naquit  et  d'oü  se  repandit  peu  ä  peu  vers  le  Nord,  la  draperie 
flamande. 

Cette  draperie,  continuation  directe  de  la  draperie  gallo-romaine 
des  Morins  et  se  trouvant  par  cela  meme  disposer  d'une  technique 
superieure,  se  trouvait  en  outre,  nous  l'avons  vu,  dans  les  conditions 
les  plus  favorables  pour  l'ecoulement  de  ses  produits.  Le  grand 
nombre  des  ateliers  monetaires  de  la  region  flamande  ä  l'epoque 
franque^)  nous  atteste  d'ailleurs  la  vitalite  relative  de  son  commerce, 
et  l'on  peut  se  demander  ce  qui  eut  aliraente  ce  commerce  si  ce  n'avait 
ete  precisement  l'industrie  locale^).  On  sait  ä  Süffisance,  en  effet,  que 
la  Flandre  du  haut  moyen-äge  passait  pour  une  contree  remarquable- 
ment  sterile.     Et  des  lors,   obliges  d'admettre  l'exportation  des   tissus 


1)  Keutgen,  Urkunden  zur  städtischen  Verfassungsgeschichte,  p.  49. 
Cf.  HÄPKE,  Herkunft,  p.  323,  n.  4. 

2)  Exemples  caracteristiques  dans  Boretius,  Capitularia,  t.  I,  p.  301 
(in  Flandria  et  in  Menpisco);  t.  II,  p.  24,  275.  Cf.  Vandekkindere,  Le 
capitulaire  de  Servais.    Bullet,  de  la  Comm.  Boy.  d'Hist.,  1897,  p.  91  et  suiv. 

3)  M.  Prou,  Les  monnaies  carolingiennes,  p.  28  et  suiv.,  en  signale  h 
Ardenbourg  (Rodenbourg),  Bruges,  Gand,  Cassel,  Courtrai,  Törouanne,  Quento- 
wic,  Tournai,  Valenciennes,  Thun,  Lens  et  Arras.  Aucune  autre  contree  n'en 
prösente  un  nombre  aussi  considerable  pour  une  aussi  petite  etendue. 

4)  A.  BuGGE,  op.  cit.,  p.  254,  mentionne  l'existence  en  Norwege,  au 
IXe  siecle,  de  draps  fins  de  Valland,  c'est-ä-dire  de  France.  11  faut  certaine- 
ment  voir  dans  ces  draps,  des  draps  de  Flandre,  car  la  France  n'exportait  pas 
d'etoffes  k  cette  epoque.  Cette  conjecture  est  d'autant  plus  certaine  qu'Adam 
de  Breme  situe  encore  in  Gallia  la  ville  de  Thourout  situee  en  pleine 
Flandre.  Le  commerce  de  la  Flandre  avec  le  Nord  nous  est  encore  clairement 
atteste  par  le  fait  que,  dans  la  seconde  moitie  du  IX«  siecle,  l'Ynglingatal 
emploie  pour  designer  une  ep6e  le  nom  de  ßaemingr.    Bugge,  ibid. 
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flamands  par  les  ports  de  Quentowic,  de  Tiel  et  de  Dorestad,  comment 
ne  pas  les  reconnaitre  dans  ces  palUa  fresonica  du  IX^  siecle  dont  la 
finesse  correspond  si  bien  ä  ce  que  nous  devons  raisonnablement  supposer 
de  la  superiorite  relative  de  leur  fabrication? 

Je  terminerai  par  une  constatation  qui  nous  am^ne,  par  le  detour 
du  petit  Probleme  d'oü  nous  sortons,  ä  une  conclusion  d'interet 
general.  Nous  nous  trouvons,  en  effet,  si  nous  comparons  les 
tissus  grossiers  fabriques  par  les  Frisons  avec  les  fins  tissus  de  Flandre 
dont  ils  faisaient  le  commerce,  devant  le  contraste  d'une  Industrie 
barbare  et  d'une  Industrie  perfectionnee  ^).  L'une  prend  son  origine 
dans  l'antiquite  germanique ;  l'autre  a  herite  de  la  technique  superieure 
que  lui  a  leguee  la  civilisation  imperiale.  II  n'existe  entre  elles  aucune 
filiation;  elles  sont  etrangeres  Tune  ä  l'autre.  La  premiere  conserve 
immuables  jusqu'au  XII<^  siecle  ses  procedes  primitifs.  La  seconde, 
au  contraire,  nous  apparait  dejä  des  l'epoque  franque  douee  de  ces 
qualites  qui  feront  plus  tard  son  extraordinaire  fortune  et  qu'elle  doit 
incontestablement  ä  son  origine  romaine. 


Die  Wirkungen  des  preußischen  Merkantilismus 
in  Schlesien. 

Von 
Prof.  Dr.  H.  Fechner. 

Die  Frage,  ob  Friedrichs  des  Großen  Wirtschaftspolitik  in  Schlesien 
dieser  Provinz  zum  Vorteil  gereicht  habe  oder  nicht,  ist  neuerdings 
Gegenstand  des  Streits  geworden,  indem  die  Ergebnisse  meines  Werkes : 
,, Wirtschaftsgeschichte  der  preußischen  Provinz  Schlesien  in  der  Zeit 
ihrer  provinziellen  Selbständigkeit  1741—1806"  von  Herrn  Dr.  Croon 
im  42.  Bande  der  Zeitschrift  des  Vereins  für  Geschichte  Schlesiens  in 
Zweifel  gezogen  worden  sind.  Er  greift  mein  Urteil  an,  das  die  Er- 
folge der  preußischen  Wirtschaftspolitik  in  Schlesien  als  „im  ganzen 
wenig  erfreulich"  bezeichnet  hatte,  und  behauptet,  ich  hätte  „der  folge- 
richtigen Entwicklung  des  Merkantilismus,  der  dieser  in  Österreich  so 
gut  wie  in  Preußen  entgegenwuchs'",  nicht  genügend  Beachtung  ge- 
schenkt;  während   „die   auf  lokalen   Wurzeln    ruhende   Industrie    un- 


1)  WiLKENS,  op.  eit.,  p.  336  voit  bien  que  la  vogue  des  tisBus  frisons, 
qu'il  croit  fabriques  en  Frise,  serait  plus  comprehensible  si  l'industrie  frisonne 
pouvait  se  rattacher  ä  la  technique  antique.  H  rappeile  que,  d'apres  Tacite, 
les  Bataves  portaient  des  saguli  versicolores.  Mais  outre  qu'il  s'agit  ici  des 
Bataves  et  non  des  Frisons,  rien  ne  nous  permet  de  voir  dans  ces  saguli  des 
etoffes  perfectionnees.  En  tous  cas,  d.  l'epoque  imperiale,  pas  un  seul  texte 
ne  mentionne  l'industrie  soit  des  Bataves,  soit  des  Frisons, 
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erschüttert  geblieben  sei",  habe  sie  durch  den  schutzzöllnerischen  Trieb 
des  Merkantilsyatems  einen  in  vielen  Zweigen  ganz  erstaunlichen  Auf- 
schwung genommen  und,  während  der  Handel  früher  die  Seele  der 
schlesischen  Volkswirtschaft  gewesen  sei,  habe  die  neue  Industrie  dem 
Lande  eine  „zweite,  recht  kräftige  Seele  geschenkt".  Tatsachenbeweisc 
dafür  bringt  er  freilich  nicht,  sondern  begnügt  sich  mit  der  Behauptung 
der  allgemeinen  wohltätigen  Wirkung  des  Merkantilsystems.  Läge  die 
Sache  so  einfach,  so  könnte  seine  Behauptung,  die  Mißerfolge  in  Einzel- 
erscheinungen des  Manufaktur-  und  Fabrikwesens  hätten  meinen  Blick 
für  das  Aufblühen  des  Ganzen  getrübt,  ja  Avohl  bestehen  bleiben.  Aber 
dem  ist  nicht  so.  Daß  Schutzzölle  und  Verbote  auf  das  Emporkommen 
der  einzelnen  Industriezweige  günstig  einwirken  und  auch  in  Schlesien 
günstig  eingewirkt  haben,  ist  auch  von  mir  nicht  bestritten  und  gern 
hervorgehoben  worden,  zumal  ich  im  politischen  Leben  selbst  schon 
vor  mehr  als  dreißig  Jahren  für  das  Schutzzollsystem  eingetreten  bin  ^) ; 
insbesondere  dürfte  das  Verbot  der  englischen  Wollwaren  die  schlesischc 
Tuchindustrie  und  das  Verbot  des  schwedischen  Eisens  die  Eisen- 
industrie mächtig  gefördert  haben ;  daß  aber  das  Bild,  das  sich  aus 
den  Tatsachen  des  Wirtschaftslebens  Schlesiens  in  der  Zeit  Friedrichs 
des  Großen  und  seiner  beiden  Nachfolger  bis  1806  ergibt,  „im  ganzen 
wenig  erfreulich"  ist,  dürfte  wohl  kaum  bestritten  werden  können,  da 
der  Anteil  der  Bewohner  am  Gesamteinkommen  der  Provinz  mit  diesem 
selbst  sich  seit  Beginn  der  preußischen  Herrschaft  ganz  beträchtlich 
geschmälert  hat.  Der  Handelsgewinn  war  von  35  ^/o  auf  8,8  "/o  vom  ge- 
samten Handelswert  zurückgegangen;  die  Bevölkerung  war  auf  das 
Doppelte,  von  noch  nicht  1  Million  auf  2  Millionen,  angewachsen,  der 
Ertrag  der  Landwirtschaft  hatte  sich  aber  nur  um  33  'Vo  vermehrt ; 
der  Getreidepreis  war  für  den  Scheffel  Korn  von  noch  nicht  1  Rtlr.  auf 
2  Rtlr.,  also  das  Doppelte,  gestiegen,  die  Arbeitslöhne  der  Handwerker 
dagegen  nur  um  33  bis  50 "/  >•  Von  den  neunziger  Jahren  an  war 
das  Weberelend  chronisch,  und  dies  betraf  200000  Menschen,  den 
zehnten  Teil  der  Einwohnerschaft  der  Provinz,  ohne  die  Spinner,  und 
äußerte  sich  in  Unruhen,  die  auch  die  ländliche  Bevölkerung  erfaßt 
hatten,  weil  sie  mit  dem  Untertanenverhältnis  unter  den  Gutsherren 
unzufrieden  war.  Solche  Zustände  können  doch  unmöglich  als  erfreulich 
bezeichnet  werden.  Es  ist  ja  gewiß,  daß  die  politischen  Umstände, 
die  Seekriege  und  die  Seetyrannei  der  Engländer,  im  19.  Jahrhundert 
auch  Naturereignisse  zu  der  Verschlechterung  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse beigetragen  haben;  ob  nun  aber  der  von  Friedrich  dem 
Großen  gehandhabte  Merkantilismus,  wie  Herr  Dr.  Croon  will,  bei 
dem  zugestandenen  Rückgang  des  Handels  dem  Lande  eine  zweite, 
recht  kräftige  Seele  gegeben  hat,  das  kann  nur  eine  Betrachtung  der 
Tatsachen  lehren,  die  er  beizubringen  vergessen  hat.  Herr  Dr.  Croon 
sucht  einen  Gegensatz  zwischen  Handel  und  Industrie  zu  konstruieren ; 
er   eignet  sich   Aussprüche  des   österreichischen  Wirtschaftshistorikers 


1)  Schles.  Ztg.,  Juni  1877,  Handelspolitische  Briefe  eines  Laien,  5  Leit- 
artikel. 
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Srbik  an,  der  einmal  geäußert  hat:  „der  Handel  war  der  Feind  des 
Gewerbes",  ein  andermal,  daß  die  Fabrikengründungen  ein  absicht- 
licher Schlag  gegen  die  beherrschende  Sonderstellung  der  Kaufmann- 
schaft im  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Interesse  gewesen  seien. 
Diese  Anschauung  kann  auf  Schlesien  gar  keine  Anwendung  finden, 
weil  das  Wohl  und  Wehe  der  beiden  hervorragendsten  Landesindustrien, 
der  Leinwand-  und  der  Tuchindustrie,  lediglich  vom  Exporthandel 
abhing,  und  die  Kaufmannschaften  im  Gebirge  und  in  Breslau  die 
wahren  Ernährer  der  Leinweber,  Spinner  und  Tuchmacher  waren, 
wenn  auch  oft  genug  Klagen  laut  wurden,  daß  sie  in  unbilliger  Weise 
den  Arbeitslohn  herabdrückteu.  Was  nun  die  Leinenindustrie  Schlesiens 
angeht,  so  hat  sie  niemals  eines  Schutzzolles  bedurft,  und  das  Garn- 
ausfuhrverbot, das  Friedrich  der  Große  in  der  Absicht,  die  Lein- 
weberei zu  vermehren,  erlassen  hat,  konnte  nicht  die  gewünschte 
Wirkung  haben,  weil  es  an  Arbeitskräften  dafür,  namentlich  für  das 
weiße  Garn,  fehlte  und  eine  noch  weitere  Vermehrung  derselben  nicht 
tunlich,  ja  nicht  möglich  erschien.  Sehr  gewichtige  Stimmen  schrieben 
sogar  dem  Garnausfuhrverbot  den  Verfall  der  Leinwandmanufaktur  zu : 
die  Garne  seien  dadurch  verschlechtert,  der  Garnpreis  so  herabgedrückt 
worden,  daß  der  Spinner  dabei  nicht  habe  bestehen  können  und  des- 
halb zur  heimlichen  Ausfuhr  seine  Zuflucht  genommen  habe;  daraus 
sei  Verwahrlosung  der  Spinnerei  und  die  Anwendung  betrügerischer 
Weifen  hervorgegangen;  die  besten  Garne  seien  ausgeführt,  die  guten 
im  Lande  teuer  geworden,  und  es  sei  Mangel  daran  entstanden.  Auch 
der  schlesische  Provinzialminister  Hoym  äußerte  sich  in  einem  Bericht 
an  Friedrich  Wilhelm  IL,  die  Ausfuhr  der  weißen  Garne  sei  auf  Vor- 
stellung einiger  unverständiger  Kaufleute  verboten  worden.  Durch  das 
Verbot  der  weißen  Garne  allein  erlitt  die  Zollverwaltung  einen  jährlichen 
Verlust  von  30000  Rtlr.,  das  Land  einen  solchen  von  240000  Rtlr. 
Einen  offenbaren  Schaden  erlitt  die  Leinwandmanufaktur  durch  das 
Verbot  der  sächsischen  Kobaltblaufarbe,  die  nur  mangelhaft  durch  die 
Querbacher  Blaufarbe  des  Grafen  SchatFgotsch  beim  Bleichen  der  Lein- 
wand ersetzt  werden  konnte;  die  Hirschberger  Kaufmannsältesten  er- 
klärten, die  letztere  sei  nur  zum  Abtrocknen  der  Leinwand,  zum 
Schleier  gar  nicht  zu  gebrauchen;  Breslauer  Firmen  klagten,  ihnen 
seien  große  Partien  mit  Querbacher  Blaufarbe  behandelter  Leinwand 
im  Auslande  unverkäuflich  liegen  geblieben.  Indirekt  wurde  dem 
schlesischen  Leinwandhandel  und  damit  auch  der  Leinwandmanufaktur 
großer  Schaden  zugefügt,  als  das  englische  Parlament  als  Antwort  auf 
einen  Zoll  von  4  Rtlr.  auf  die  Elle  fremder  Wollstoffe,  den  Friedrich 
der  Große  1766  auch  für  Schlesien  eingeführt  hatte,  einen  Zoll  von 
16  Schilling  auf  die  Webe  schlesischer  Leinwand  auflegte,  was  2  Rtlr. 
auf  die  Webe  dicker  Schleier  und  3  Rtlr.  auf  die  in  Holland  gebleichten 
ausmachte;  infolge  davon  wurde  die  Fabrikation  der  dicken  Schleier, 
die  der  Erwerb  von  60 — 70  Dörfern  gewesen  war,  zugrunde  gerichtet ; 
ein  englischer  Kaufmann  sagte,  der  englische  Zoll  sei  das  größte  Un- 
glück, das  die  schlesische  Handlung  seit  vielen  Jahren  betroffen  habe ; 
bisher  waren  für  1500000  Rtlr.  Schleier  nach  England  gegangen.  Die 
Schleierweberei   hat  sich   nie  mehr  von  diesem  Schlage  erholt  und  ist 
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allmählich  ganz  erloschen.  Den  schlesischen  Leinwandhandel  und  die 
Leinwandmanufaktur,  die  sein  Nährboden  war,  bezeichnete  Friedrich 
der  Große  als  seine  Goldgrube,  als  sein  Peru;  aber  daß  beide  in  der 
Zeit  von  1741 — 1806  zugenommen  hätten,  kann  bei  sorgfältiger  Unter- 
suchung nicht  behauptet  werden,  am  allerwenigsten,  wenn  man  ein 
Anwachsen  im  Verhältnis  zu  dem  der  Bevölkerung  dafür  als  erforder- 
lich ansieht.  Allerdings,  wenn  man  nach  den  statistischen  Tabellen 
geht,  die  nach  den  Talerwerteu  aufgestellt  sind,  so  wuchs  der  Lein- 
wandexport an;  er  betrug  nach  denselben  1751/52  4625599Vi2  Rtlr., 
1754/55  3309647^12  Rtlr.,  1766/67  nur  2857  7993/4  Rtlr.,  aber  1784/85 
über  6000000,  1785/86  7545926,  was  freilich  nur  eine  Ausnahme 
war,  da  nach  Beendigung  des  nordamerikanischen  Krieges  und  nach 
mehrjähriger  Handelsstockung  die  Ausfuhr  plötzlich  ungemein  empor- 
schnellte ;  diese  Summe  wurde  später  nicht  mehr  erreicht,  doch  betrug 
sie  1792/93,  1796/97  und  1802—1805  noch  über  6  Millionen.  Diese 
Summen  müssen  aber  sehr  erheblich  herabgesetzt  werden,  weil  der 
Leinwandpreis  in  der  Periode  mindestens  um  66^/3  Vo,  vielleicht  sogar 
um  100  Vo  stieg,  da  die  Hirschberger  Kaufleute  1755  Leinwand  für 
das  Militär  zu  4^/2 — 5  Rtlr.  das  Schock  liefern  wollten,  und  der  Ge- 
heime Kalkulator  Zimmermann  1798  das  Schock  auf  9  Rtlr.  berechnete. 
Dadurch  verringert  sich  der  Betrag  von  7545926  im  Jahre  1785/86  auf 
5700000  nach  dem  Werte  von  1756,  der  von  6000000  im  Jahre  1784/85 
auf  4500000,  der  von  6800000  von  1796/97  auf  4431720,  der  von 
6000000  in  den  Jahren  1802—1805  auf  höchstens  4000000,  so  daß 
von  einem  Anwachsen  der  Ausfuhr  seit  1751  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Die  Anzahl  der  Schocke  hätte,  danach  berechnet,  1759/60  849295^7, 
1756/57  675950,  1796/97  754655,  ungefähr  so  viel  wie  1756  und  1759 
betragen.  Verlangt  man  aber  eine  Steigerung  nach  Maßgabe  des  An- 
wachsens der  Bevölkerung  auf  das  Doppelte,  so  stellt  sich  sogar  ein 
ganz  bedeutender  Rückgang  der  Leinwandausfuhr  vom  Beginn  der 
preußischen  Herrschaft  bis  1806  heraus,  und  dadurch  erklären  sich  die 
damals  als  selbstverständlich  angesehenen  Klagen  wohlunterrichteter 
Kaufleute  und  Kriegsräte  in  den  ersten  90er  Jahren  über  den  Verfall 
des  schlesischen  Leinwandhandels  und  der  Leinwandmanufaktur.  Die 
Produktion  von  Leinwand  veranschlagte  Hoym  freilich  im  Mai  1806 
auf  1300000  Schock  im  Werte  von  10000000  Rtlr.;  aber  dabei  ist 
ersichtlich  die  Hausweberei  für  den  eigenen  Gebrauch,  die  früher  gar 
nicht  für  die  Statistik  aufgenommen  wurde,  und  die  Weberei  für  den 
inländischen  Debit,  der  seit  1798  stark  zugenommen  hatte,  eingerechnet. 
Ein  weit  günstigeres  Bild  als  Leinwandhandel  und  Leinwand- 
manufaktur gewährt  das  Tuchgeschäft,  das  selbst  während  des  Sieben- 
jährigen Krieges  kein  Nachlassen  beobachten  ließ;  der  Tuchexport 
erhob  sich  1761/62  auf  1 121 167V6  Rtlr.,  1762/63  auf  mehr  als  1 500000, 
fast  dreimal  so  viel  als  1747.  1783/84  hob  er  sich  auf  1628479  Rtlr. 
Die  Ausfuhr  der  Wollwaren  überhaupt  bewegte  sich  1786—1806  zwischen 
1508463  und  2663509  Rtlr.;  sie  hatte  um  62V2  7o  zugenommen. 
Noch  klarer  und  deutlicher  wird  das  Anwachsen  der  Tucliindustrie 
aus  der  Anzahl  der  verfertigten  Stücke,  über  die  es  in  diesem  Zweige 
der  Fabrikation   eine   fortlaufende  Statistik  gibt;    das  Maximum   der 
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österreichischen  Zeit  von  95  695  Stück  im  Jahre  1735  wurde  1753/54 
beinahe  wieder  erreicht  mit  90998  Stück;  dann,  nach  einem  Herab- 
sinken infolge  der  österreichischen  Prohibitivpolitik  und  des  Sieben- 
jährigen Krieges  auf  33507  im  Jahre  1756/57,  hob  sich  die  Zahl 
wieder  und  erreichte  1771  schon  101865,  stieg  bis  1796/97  auf  eine 
Höhe  von  173504,  hielt  sich  jedoch  noch  1804/05  auf  170850  Stück, 
mehr  als  das  2i/2fache  von  1739/40  und  beinahe  das  Doppelte  vom 
österreichischen  Maximum  von  1735.  Die  Fabrikation  der  leichteren 
Wollwaren  machte  nach  einer  schweren  Krisis  um  1770  noch  größere 
Fortschritte  und  stieg  von  etwa  40  000  Stück  auf  146  630  im  Jahre  1805, 
also  nahezu  auf  das  3i/2fache.  Der  Wert  der  gesamten  Wollfabrikation 
mit  Einschluß  der  Hüte,  Strümpfe  und  Handschuhe  wird  1801/02  auf 
4  643  634  Rtlr.  angegeben.  Es  ist  also  kein  Zweifel,  daß  die  Woll- 
warenfabrikation sich  einer  anerkennenswerten  Blüte  erfreut  hat. 
Allerdings  würde  das  Anwachsen  der  Tuchfabrikation  nur  wenig  das 
der  Bevölkerung  überschritten  haben. 

Noch  weit  erheblicher  als  das  Anwachsen  der  Wollindustrie  war 
das  der  Fabrikation  baumwollener  Waren,  der  Barchent-,  Kanevas- 
und  anderer  Stoffe  verschiedener  Benennung,  Kattune,  auch  Mützen, 
Strümpfe  und  Tüchel,  besonders  seit  1786.  Der  Wert  der  Fabrikate 
stieg  in  dieser  Zeit  bis  1803  von  143842  auf  1583372  Rtlr.,  der 
Absatz  im  Auslande  von  46  287  auf  575  999  Rtlr.,  die  Zahl  der  Stühle 
auf  das  Sechsfache,  die  der  Arbeiter  auf  das  Doppelte,  die  Ausfuhr  auf 
das  Zwölffache,  ein  Aufschwung,  den  die  Baumwollindustrie  weniger 
der  königlichen  Förderung  und  Unterstützung  als  dem  Geschmack  des 
Publikums  und  der  Rührigkeit  der  Kaufleute  und  Fabrikanten  zu  ver- 
danken hatte. 

Endlich  ist  auch  des  Berg-  und  Hüttenwesens  zu  gedenken,  das 
seit  1780  einen  Aufschwung  nahm  und  sich  in  der  Gegenwart  zur 
wichtigsten  Produktion  der  Provinz  entwickelt  hat.  Noch  1769  war 
es  damit  sehr  übel  bestellt.  Die  sechsjährige  Einnahme  des  Oberberg- 
amts belief  sich  damals  auf  6361  Rtlr.  10  Gr.  5  Pf.,  die  Ausgabe  auf 
6009  Rtlr.  4  Gr.  ll^/s  Pf.,  also  der  Überschuß  auf  352  Rtlr.  5  Gr.  5V2  Pf. ; 
1798  dagegen  betrug  die  gesamte  Berg-  und  Hüttenproduktion  988333  Rtlr., 
wovon  333333  Rtlr.  auf  das  Eisen,  162000  Rtlr.  auf  die  Steinkohlen 
entfallen.  Aber  wenn  der  Betrag  auch  die  nächsten  Jahre  vielleicht 
noch  1 000  000  Rtlr.  überstiegen  hat,  so  war  das  doch  nur  der  zehnte 
Teil  der  von  Hoym  für  1806  berechneten  Leinwandproduktion,  und 
die  1600000  Rtlr.  der  Baumwollproduktion  erreichten  nur  den  dritten 
Teil  der  gesamten  Wollwarenproduktion.  Man  fragt  sich  also,  wo  die 
neue  Industrie  zu  suchen  ist,  von  der  Herr  Dr.  Croon  sagt,  daß  sie 
dem  Lande  zum  Ersatz  für  die  Einbußen  des  Handels  eine  zweite,  recht 
kräftige  Seele  geschenkt  habe.  Es  haben  nun  freilich  nach  Ausweis 
der  Kammerstatistik  in  Schlesien  außer  den  genannten  an  30,  aber 
keineswegs  lauter  neue ,  Industriezweige  bestanden ,  von  denen  6, 
nämlich  die  Fabrikation  von  Stärke,  Tabak,  Krapp,  Zucker,  Leder 
und  bedruckten  Kattunen,  den  Produktionswert  von  100000  Rtlr.  über- 
schritten, einige  sogar,  wie  die  von  Tabak,  Zucker  und  Kattun,  die 
halbe,  die  von  Leder  die  ganze  Million,  aber  außer  diesen  zusammen. 
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selbst  wenn  man  die  Nebenzweige  der  Leinenindustrie,  die  Fabrikation 
weißgarniger  Leinwand,  die  von  Damast,  Schachwitz,  Leinband  und 
Spitzen  dazurechnet,  doch  die  halbe  Million  Reichstaler  nicht  ganz  er- 
reichten, alle  Übrigen  aber,  22 — 25  zusammen,  nur  eine  Produktion 
von  413456,  also  noch  nicht  eine  halbe  Million,  aufweisen,  so  daß 
diese  gesamte  Industrie,  mit  Einrechnung  der  ganzen  Berg-  und  Hütten- 
produktion, noch  nicht  die  Summe  eines  Jahresexports  der  Leinwand 
und  nur  eben  die  einer  Jahresproduktion  der  Wollwaren  um  die  Wende 
des  Jahrhunderts  erreicht  hat.  Es  kann  also  nicht  die  Rede  davon 
sein,  daß  die  durch  Zölle  und  Verbote  hervorgelockte  „neue"  Industrie 
dem  Lande  an  Stelle  des  in  Verfall  geratenen  Handels  eine  zweite, 
recht  kräftige  Seele  geschenkt  habe.  Den  Höchststand  der  kleinen 
Industriezweige  stellt  die  Papierfabrikation  mit  etwas  über  90000  Rtlr. 
Erzeugnis  dar,  und  die  ganze  Anzahl  dieser  Industrien  kann  sich  nicht 
mit  der  damals  immer  noch  lebendigen  Leinwand-  und  der  neben  ihr 
kräftig  blühenden  Tuchindustrie  messen.  Im  Gegenteil:  diese  alten, 
bodenständigen  Industrien  wurden  auch  damals  noch  durch  den  Handel 
emporgehalten,  und  es  ist  kein  glücklicher  Gedanke  Croons,  für  die 
schlesischen  Verhältnisse  Handel  und  Industrie  in  Gegensatz  zu  bringen. 
Die  großartigsten  Fabrikunternehmungen  verdanken  sogar  den  Kauf- 
mannschaften ihr  Entstehen,  die  Breslauer  Zuckerraffinerie,  die  gleich- 
artige in  Hirschberg  und  die  Eisen-  und  Stahlwarenfabrik  der  Breslauer 
Kaufmannschaft  in  Königshuld. 

Wenn  nun  auch  die  Förderung  der  verschiedenen  Industriezweige 
durch  die  Zölle  und  Verbote  nicht  bestritten  werden  soll,  auch  in 
meinem  Werke  nicht  bestritten  worden  ist,  so  hat  Herr  Dr.  Croon 
doch  richtig  gesehen,  wenn  er  gefunden  hat,  daß  es  mir  weniger  darum 
zu  tun  gewesen  ist,  das  Merkantilsystem  an  sich  anzugreifen,  als  seine 
Handhabung  durch  Friedrich  den  Großen.  Dies  ist  nämlich  geschehen 
im  Hinblick  auf  die  ganz  ungleichmäßige  Behandlung  der  Provinzen. 
Es  handelte  sich  im  Wirtschaftssystem  Friedrichs  des  Großen  keines- 
wegs um  die  Zusammenfassung  der  Provinzen,  wie  Herr  Dr.  Croon 
glauben  machen  will,  zu  einer  staatlichen  und  nationalen  Gemeinpolitik, 
wobei  „der  provinziale  Egoismus"  zu  kurz  kommen  konnte,  sondern 
um  eine  Ausnützung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  Schlesiens  zugunsten 
der  alten  Provinzen,  der  Marken,  Magdeburgs  und  Pommerns.  Bei 
Einsendung  eines  gegen  Polen  gerichteten  Repressalientarifs  1764  be- 
merkte der  Minister  v.  Schlabrendorff:  „Wenn  das  Generaldirektorium 
nicht  auf  gleichem  Fuß  in  allen  Provinzen  verfährt,  so  ist  es  ebensoviel, 
als  wenn  durch  Schlesien  eine  Tür  zugemacht  und  in  anderen  Provinzen 
zehn  Türen  für  die  Polen  aufgemacht  würden,  wodurch  Schlesien 
allein  sehr  leiden  würde  .  .  .  Frankfurt  (a.  0.)  ist  ein  rechtes  Diebs- 
loch, allwo  durch  die  Messen  abscheuliche  Schwindel  geschehen,  und 
wo  mit  rigueur  auf  die  Beobachtung  der  Ordres  gehalten  werden  muß". 
Friedrich  der  Große  drängte  das  Glas  der  neumärkischen  Hütten  den 
Schlesiern  auf,  während  er  das  schlesische  Glas  in  seinen  alten  Provinzen 
außer  Ostpreußen  verbot.  Der  Errichtung  einer  Spiegelfabrik  in  Schlesien 
wurden  zugunsten  der  königlichen  Spiegelfabrik  in  Neustadt  a.  d.  Dosse, 
die   1769   Splitgerber  &  Daum   übernahmen,   die  größten   Schwierig- 
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keiten  entgegengesetzt ;  den  Erzeugnissen  der  Zborowsky sehen  Pfeifen- 
fabrik  waren  die  andern  Provinzen  verschlossen,  während  den  neu- 
märkisclien  gleicher  Art  Schlesien  als  Absatzgebiet  zugewiesen  wurde. 
Dem  Juden  Moses  Ries,  der  in  Potsdam  eine  Samtfabrik  besaß,  erlaubte 
der  König  nicht,  auch  in  Breslau  eine  solche  zu  errichten,  verbot  aber 
zu  seinen  Gunsten  alle  fremden  Samte  und  Velvets  zum  inländischen 
Debit.  Berliner  und  Potsdamer  Seidenwaren  wurden  den  Schlesieru 
aufgenötigt;  christliche  Kaufleute  mußten  bis  zu  einem  Drittel  ihres 
Verkaufs,  jüdische  bis  zur  Hälfte  davon  nehmen ;  der  Gesamtbetrag 
stieg  endlich  bis  232  649  Rtlr. ;  ausländische  Seidenwaren  wurden  vom 
Juni  1775  an  gar  nicht  mehr  eingeführt.  Eine  Partie  Ware  der 
königlichen  Manchester-  und  Plüschfabrik  zweifelhafter  Güte  wurde 
schlesischen  Kaufleuten  aufgenötigt.  Zugunsten  des  Monopols  der 
Splitgerberschen  Zuckerraffinerie  in  Berlin  wurde  aller  fremde  Zucker 
für  den  auswärtigen  Debit  außer  in  zehn  Städten  verboten  und  erst 
nach  langen  vergeblichen  Bitten  der  Breslauer  Kaufmannschaft  die 
Errichtung  einer  Zuckerraffinerie,  aber  nur  für  den  auswärtigen  Debit, 
gestattet.  Auch  Eisen  und  Blech  aus  den  märkischen  und  pommerschen 
Hütten  und  Rotenburger  Kupfer  wurde  den  Schlesiern  aufgedrängt, 
wie  auch  Charlottenburger  Schmelztiegel,  bis  diese  Fabrik  einging. 
Ihre  Rohprodukte  sollte  aber  die  Provinz  stets  für  die  alten  Provinzen 
hergeben,  auch  wenn  ihre  Zurückhaltung  im  Intei'esse  der  Industrie 
geboten  war.  Dies  betraf  besonders  die  Ausfuhr  der  Wolle,  der 
Pottasche,  des  Garns  und  der  Rötekeime.  Der  Lederfabrikant  Daniel 
Itzig  in  Potsdam  erhielt  1765  ein  für  die  schlesischen  Gerber  äußerst 
drückendes  Privileg  zum  zoll-  und  akzisefreien  Einkauf  von  Rohleder 
und  allen  Gerbenotdürften  und  zum  freien  Verkauf  seiner  fabrizierten 
Ware  in  Schlesien ;  als  aber  Raphael  Abraham  in  Glogau  einen  Frei- 
paß für  seine  Lederware  nach  der  Mark  nachsuchte,  wurde  er  vom 
Generaldirektorium  damit  abgewiesen,  was  Hoym  sehr  sonderbar  fand. 
Das  für  Schlesien  drückendste  Vorrecht  in  den  alten  Provinzen  war 
das  1751  allein  noch  übriggebliebene  Stapelrecht  Stettins  und  Frank- 
furts auf  den  von  Riga,  Libau  und  Memel  zu  Schiff  herbeigeführten 
Leinsamen,  von  dem  die  Schlesier  jährlich  30000 — 40000  Tonnen  be- 
zogen, die  Frankfurter  allein  aber  3 — 4  Taler  pro  Tonne  Profit  zogen. 
Nach  der  Erwerbung  von  Südpreußen  mußte  sich  Schlesien  in  vielen 
Stücken  die  durch  Herabsetzung  der  Zölle  entstehende  Konkurrenz  der 
neuen  Landesteile  gefallen  lassen.  Zugunsten  der  1769  errichteten 
Emdener  Heringsfischereikompagnie  wurde  den  Breslauer  Kaufleuten 
eine  Abgabe  von  1  Taler  pro  Tonne  auferlegt  und  1782  verboten, 
andere  als  Emdener  Heringe  zu  kaufen.  In  diesem  Jahre  klagte  die 
Breslauer  Kaufmannschaft  auch  über  die  Konkurrenz,  die  ihr  die  See- 
handlungskompagnie im  Tuchhandel  in  Warschau  und  anderen  Städten 
Polens  machte;  eine  solche  Kompagnie  habe  keinen  Nutzen  für  das 
Publikum. 

Es  geht  hieraus  hervor,  daß  Friedrich  der  Große  keineswegs  die 
einzelnen  Provinzen  dem  gleichen,  vom  Gesamtstaatsinteresse  befohlenen 
Gesetze  unterwarf,  sondern  jede  einzelne  in  seinem  königlichen  Inter- 
esse in  der  Art  und  Weise  benutzte,  wie  er  es  für  das  Vorteilhafteste 
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hielt ;  Schlesien  fiel  dabei  das  Los  zu,  der  Förderung  des  Wohlstandes 
der  anderen  Provinzen,  namentlich  der  alten,  der  Marken  und  Pommerns, 
zu  dienen.  Hoym  äußerte  1790,  des  Höchstseligen  Königs  Majestät 
habe  sich  in  Schlesien,  ganz  seinen  sonstigen  Gewohnheiten  zuwider, 
der  strengen  Forderungen  eines  Eroberers  bedient.  Struensee  erklärte 
1788,  Berlin  habe  durch  die  Nötigung  der  Schlesier,  den  Berlinern 
ihre  Waren  abzunehmen,  um  50000  Seelen  zugenommen,  aber,  fuhr 
er  fort:  „eben  deswegen,  weil  die  Fabriken  in  Berlin  schlecht  angelegt 
sind,  weil  der  hiesige  (Berliner)  Arbeiter  nicht  fleißig  und  sparsam 
genug  ist,  weil  er  zu  eigensinnig  auf  dem  einmal  gelernten  Schlendrian 
besteht,  fürchte  ich,  daß  der  Schlesier,  sobald  ihm  Freiheit  gegeben 
wird,  sich  von  Berlin  wegwendet,  und  damit  sind  also  100000  Menschen 
und  mehr  außer  Brot  und  Nahrung  gesetzt".  Der  Minister  v.  Werder 
sprach  sich  in  demselben  Jahre  in  einer  Weise  über  Schlesien  aus,  die 
durchblicken  ließ,  daß  er  meinte,  die  Provinz  sei  mit  Naturgaben  und 
Arbeitskräften  so  trefi"lich  ausgestattet,  daß  sie  auch  eine  für  sie  nicht 
geeignete  Wirtschaftspolitik  vertragen  könne.  Der  Bergwerksminister 
Freiherr  v.  Heinitz  entwickelte  damals  in  einer  Denkschrift  Friedrich 
Wilhelm  IL,  daß  beim  Wohlstand  der  Provinz  Schlesien  die  Einfuhr 
fremder  Waren  ihr  nicht  so  leicht  nachteilig  werden  könnte,  und  daß 
anzuraten  sei,  jeden  Zwang  des  Handels  in  ihr  aufzuheben;  jede 
Provinz  sei  nach  ihrer  eigentümlichen  Beschaff'enheit  zu  behandeln. 
Dies  tat  Friedrich  der  Große  auch,  da  er  die  rheinisch-westfälischen 
Provinzen  nicht  dem  Schutzzoll-  und  Prohibitivsystem  unterwarf.  Bei 
Schlesien  leiteten  ihn  andere  Gesichtspunkte  politischer  Art,  die  Feind- 
schaft gegen  Maria  Theresia,  die  unter  Nichtachtung  der  Traktate 
mit  der  Prohibitivpolitik  gegen  Schlesien  begonnen  hatte,  und  gegen 
Sachsen,  das  ihm  wegen  seines  politischen  Verhaltens  und  als  Konkurrent 
Schlesiens  verhaßt  war.  Als  Friedrich  der  Große  1754  nun  auch 
seinerseits  mit  Repressalien  gegen  Österreich  begann,  erklärte  er  dem 
Minister  v.  Massow,  er  wisse  gar  wohl,  daß  dergleichen  Maßregeln 
dem  Lande  nicht  favorabel  seien,  und  daß  nichts  anderes  dabei  heraus- 
komme, als  daß  die  Untertanen  von  beiden  Seiten  darunter  litten  und 
bedrückt  würden,  aber  Massow  solle  in  Erwägung  ziehen,  daß  man 
den  Wiener  Hof  auf  andere  Weise  nicht  zur  Raison  und  Billigkeit 
bringen  könne.  Daraus  ist  übrigens  zu  ersehen,  daß  Friedrich  der 
Große  selbst  keine  übertriebenen  Vorstellungen  von  der  unbedingten 
Nützlichkeit  des  Merkantilsystems  hatte.  Herr  Dr.  Croon  wird  nach 
allem  Gesagten  die  seinige  von  der  vorzüglichen  Wirkung  desselben  in 
Schlesien  unter  Friedrich  dem  Großen  wohl  schwerlich  aufrechthalten 
können  und  sie  nach  den  alten  Provinzen  und  neuerdings  in  das  letzte 
Drittel  des  19.  Jahrhunderts  und  in  die  Gegenwart  versetzen  müssen. 
Ich  habe  keinen  Grund,  mein  Urteil  zu  ändern,  daß  die  Merkantil- 
politik Friedi'ichs  des  Großen  in  Schlesien  nicht  die  erhofften  Früchte 
getragen  hat,  weil  sie  ohne  rechte  Erkenntnis  der  Voraussetzungen 
ihres  Gedeihens  im  Gebiete  des  Handels  unternommen  wurde.  Daß 
ich  der  Entwicklung  des  Merkantilismus  zu  wenig  Beachtung  geschenkt 
habe,  wird  Herr  Dr.  Croon  nicht  leicht  nachweisen  können,  noch  auch, 
daß  ich  den  Niedergang  des  Wirtschaftslebens  nur  an   der  Geschichte 
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des  Handels,  speziell  des  Breslauer,  erwiesen  habe,  und  nicht  minder, 
daß  mein  Blick  für  das  Aufblühen  des  Ganzen  durch  die  vielen  Miß- 
erfolge in  den  Einzelerscheinungen  des  Manufaktur-  und  Fabrikwesens 
getrübt  worden  sei.  Es  könnte  wohl  mit  mehr  Recht  von  ihm  be- 
hauptet werden,  daß  sein  Blick  für  die  geschichtlichen  Tatsachen  durch 
die  Voreingenommenheit  für  die  merkantilistische  Theorie  getrübt 
worden  ist.  Anstatt  der  Tatsachen  bringt  er  allgemeine,  den  ver- 
schiedensten Ländern  entnommene  Gründe  für  dieselbe  vor.  Daß  der 
Merkantilismus  die  Zunftschranken  beseitigt  hätte,  trifft  für  Schlesien 
nicht  zu;  der  Physiokrat  Hoym  hat  gegen  sie  angekämpft,  und  erst 
die  Reformen  von  1808  haben  sie  beseitigt.  Daß  ich  die  recht  mittel- 
alterliche Anschauung  der  Abschließung  der  Provinzen  verträte,  kann 
Herr  Dr.  Ceoon  nur  behaupten,  wenn  er  vollständig  verkennt,  daß  ich 
nur  die  Widersprüche  der  Behandlung  Schlesiens  gegenüber  den  alten 
Provinzen  hervorgehoben  habe;  für  die  Einfuhr  der  Fabrikwaren  aus 
Schlesien  blieben  sie  gesperrt;  die  Rohprodukte  sollte  es  jederzeit  her- 
geben, auch  wenn  ihre  Ausfuhr  im  übrigen  verboten  war.  Die  Be- 
günstigung des  platten  Landes,  die  Herr  l5r.  Croon  nach  Ziekurschs 
Untersuchungen  hervorhebt,  kommt  nicht  in  Betracht,  da  gerade  die 
Tuchindustrie  rein  städtisch  war. 
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Die  Abhandlung,  die  aus  dem  Seminar  von  Fuchs  in  Freiburg 
hervorgegangen  ist,  empfängt  ihre  Orientierung  durch  Rickerts  Me- 
thodenlehre; aus  ihr  entnimmt  sie  die  Gesichtspunkte  der  Beurteilung 
für  den  Wissenszweck  und  die  Methode  der  Volkswirtschaftslehre.  Daher 
gibt  sie  zunächst  eine  ausführliche  Darstellung  der  Lehre  Rickerts, 
erörtert  sodann  einige  für  die  Erkenntnis  tatsächlich  verwendeter 
methodischer  Gedanken  aus  der  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre 
(Smith,  Ricardo,  Sozialismus,  Röscher  und  Knies,  Bernhardi  und 
Menger),  um  in  drei  weiteren  Kapiteln  die  eigenen  Gedanken  über 
die  Entstehung  (d.  h.  die  Grundlegung)  der  Volkswirtschaftslehre,  ihre 
Begriffsbildung  und  über  die  Notwendigkeit  einer  Sozialphilosophie  zu 
entwickeln. 

Es  ist  zweifellos  eine  interessante  Aufgabe,  von  der  Grundlage  der 
RiCKERTschen  Methodenlehre  aus  die  Eigenart  der  Volkswirtschaftslehre 
bestimmen  zu  wollen.  Waren  doch  bei  der  von  diesem  Philosophen 
durchgeführten  Scheidung  aller  Wissenschaften  in  Gesetzes-  oder  generali- 
sierende und  historische  oder  individualisierende  Wissenschaften  offenbar 
die  systematischen  Geisteswissenschaften,  wie  die  Staatslehre,  die  Juris- 
prudenz oder  Volkswirtschaftslehre,  zu  kurz  gekommen.  Aber  auch 
abgesehen  davon  muß  bei  dem  Gegensatz  der  Auffassungen  jeder  Ver- 
such ,  über  die  Grundlagen  und  die  Ziele  und  Erkenntnismittel  der 
Nationalökonomie  Klarheit  zu  gewinnen,  von  vornhererein  dankbar 
begrüßt  werden. 

Es  will  nun  aber  dem  Referenten  scheinen,  als  sei  das  Unternehmen, 
die  Volkswirtschaftslehre  dem  RiCKERTschen  Scliema  einzugliedern,  miß- 
glückt. Und  zwar  beruht  die  Täuschung,  sie  ihres  historischen  C'ha- 
rakters  wegen  auf  eine  in  Rickerts  Sinn  historische  Begriffsbildung 
verweisen  zu  können,  auf  einer  Verwechslung,  die  einmal  hervor- 
gehoben werden  muß,  da  sie  in  dem  Kreise  der  RiCKERTschen  Schüler 
verschiedentlich  begangen  wird.  Die  Eigentümlichkeit  der  RiCKERT- 
schen Lehre  liegt  in  der  Annahme  der  prinzipiellen  Indifferenz  des 
Materials,  aus  welchem  das  erkennende  Subjekt  nach  von  ihm  gesetzten, 
entweder  generalisierenden  oder  Wertgesichtspunkteu  die  Merkmale  bei 
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der  Begriffsbildung  auswählt  und  zusammenstellt;  so  entstehen  in  bezug 
auf  dieselbe  Objektwelt  entweder  Gesetzes-  oder  teleologische  Begriffe : 
es  entscheidet  lediglich  der  Erkenntniszweck;  die  Beschaffenheit  des 
Materials  ist  von  untergeordneter  Bedeutung.  Wenn  daher  der  Ver- 
fasser bei  der  Aufsuchung  der  Prinzipien  der  Volkswirtschaftslehre  von 
der  Frage  ausgeht  (S.  61),  „ob  das  Material  der  betreffenden  Wissen- 
schaft in  Naturobjekten  besteht,  die  von  Werten  losgelöst  sind,  oder 
in  Kulturvorgängen,  die  auf  Werte  bezogen  sind",  um  im  ersteren 
Falle  ein  Verstehen  der  generellen  Notwendigkeit,  im  zweiten  Fall  eine 
Darstellung  des  Sinnes  und  der  Kulturbedeutung  der  betrachteten  Wirk- 
lichkeit abzuleiten,  so  modifiziert  er  in  einer  Weise  den  RiCKERTschen 
Standpunkt,  daß  dieser  geradezu  aufgehoben  wird.  Denn  was  bei 
RiCKERT  nur  zur  nachträglichen  Bereicherung  der  logischen  Konstruk- 
tion eingeführt  wird,  wird  hier  zum  Ausgangspunkt,  und  damit  begibt 
sich  der  Verfasser  förmlich  auf  eine  Position  zurück,  welche  die  Unter- 
schiede und  Aufgaben  der  Wissenschaften,  ihre  logische  Konstitution, 
aus  der  Struktur  des  Objekts  herleitet,  der  gegenüber  der  formale 
Erkenntniswille  sekundär  ist.  Nach  Rickert  kann  jedes  Objekt  generell 
betrachtet  oder  auf  Werte  bezogen  werden;  nach  dem  Verfasser  muß 
die  Volkswirtschaftslehre,  „weil  sie  zum  Objekt  eine  menschliche  Be- 
tätigung hat,  die  von  der  Menschheit  als  Kulturaufgabe  aufgefaßt  und 
ausgeübt  wurde"  (S.  69),  eine  Kulturwissenschaft  sein,  schließt  sie  eine 
„Erklärung  der  Prinzipien  volkswirtschaftlichen  Geschehens  von  den 
natürlichen  generellen  Vorbedingungen  aus".  Nun  haben  aber  Dilthey 
und  WUNDT  in  ihren  grundlegenden  Arbeiten  auf  diese  wesentliche 
Eigentümliclikeit  des  historischen  Menschen,  die  sie  allgemein  als  Zweck- 
setzuug  bestimmen,  eine  Theorie  der  Geisteswissenschaften  aufgebaut, 
die  ebenfalls  eine  einfache  Übertragung  der  naturwissenschaftlichen 
Methoden  und  Begriffe  auf  das  Gebiet  der  geschichtlichen  Welt  ab- 
lehnt und  in  der  Forderung  einer  selbständigen  Methode  gipfelt.  Es 
ist  sehr  bedauerlich,  daß  der  Verfasser  nicht  in  eine  Auseinandersetzung 
mit  den  älteren,  aber  darum  noch  in  keiner  Hinsicht  überholten  Lehren 
dieser  Philosophen  eingetreten  ist.  Sonst  hätte  er  (von  allem  anderen 
abgesehen)  sich  nicht  der  Selbsttäuschung  hingeben  können,  in  der 
Einsicht  in  den  objektiven  Kulturcharakter  des  wirtschaftlichen 
Lebens,  in  der  er  mit  Dilthey  und  Wundt  einig  ist,  eine  Bestätigung 
der  RiCKERTschen  Theorie  zu  finden,  welche  eine  Ordnung  der  Er- 
kenntnis nach  subjektiven  (wennschon  allgemein  gültigen)  Wert- 
gesichtspunkten verlangt. 

So  leidet  die  vorliegende  Abhandlung  an  einer  gewissen  inneren 
Zwiespältigkeit :  die  Übe  i  nähme  der  RiCKERTschen  Schemata  (wie  z.  B. 
des  unhaltbaren  Gegensatzes  von  Wirklichkeits-  und  Unwirklichkeits- 
wissenschaften  oder  der  Formel  von  der  totalen  Irrationalität  des  Wirk- 
lichen usw.)  will  zu  dem  objektiven  Standpunkt  der  Betrachtung,  der 
eine  bestimmte  gegebene  Struktur  des  Gegenstandes  zugrunde  legt, 
nicht  passen.  Aber  es  muß  doch  andererseits  hervorgehoben  werden, 
daß  die  Hauptthese  der  Schrift  bezüglich  des  historischen  Charakters 
der  Volkswirtschaftslehre  sehr  scharf  herausgearbeitet  und  durchgefülirt 
ist,  und  daß  in  dem  ehrlichen  Streben  nach  Selbstbelehrung  eine  Reihe 
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treffender  Bemerkungen,  insbesondere  kritischer  Art  (z.  B.  in  bezug  auf 
die  Lehre  von  den  Wirtschaftsstufen  und  in  den  historischen  Aus- 
einandersetzungen), gelungen  sind,  die  bei  weiter  Klärung  der  eigenen 
philosophischen  Voraussetzungen  eine  Förderung  der  Methodenlehre  in 
Zukunft  erhoffen  lassen. 

Berlin.  Max  Frischeisen-Köhler. 


Unter  dem  Titel:  Die  ältere  Sozial-  und  Wirtschafts- 
verfassung der  Alpenslawen.  Weimar  1909.  VII — 179  SS. 
veröffentlicht  Prof.  Dr.  Alfons  Dopsch  seinen  erweiterten  Vortrag, 
den  er  vor  dem  Berliner  Historikerkongreß  gegen  meine  Darstellung 
der  altslawischen  Volkszustände  („Die  älteren  Beziehungen  der 
Slawen  zu  Turkotataren  und  Germanen  ..."  Stuttgart  1905. 
Sonderabdr.  a.  d.  Vierteljahrschr.  f.  Social-  u.  Wirtschaftsgesch.  III) 
und  gegen  mehrere,  meine  Auffassung  teilende  Forscher  gehalten  hat, 
und  in  welchem  er,  den  Berichten  zufolge,  meine  Theorie  „ver- 
nichtet" haben  soll. 

Die  Abhandlung  habe  ich  nun  genau  geprüft  und  werde  später 
auf  die  hier  vertretenen  Ansichten  Punkt  für  Punkt  entgegnen,  lege 
indessen  Wert  darauf,  auf  einiges  wenige  schon  jetzt  aufmerksam  zu 
machen : 

Im  allgemeinen  muß  bemerkt  werden,  daß  Prof.  Dopsch  die  Ge- 
biete, die  zu  untersuchen  sind,  nicht  absteckt  und  die  entscheidende 
Quelle,  auf  die  er  sich  wie  auf  einen  Kronzeugen  beruft  (das  Urbar 
von  Liechtenwald  1448),  bis  auf  einen  einzigen  Satz  nicht  zu  Worte 
kommen  läßt,  sondern  bloß  angibt,  sie  befinde  sich  in  dem  Wiener 
Hof-  und  Staatsarchiv  Nr.  272.  Wer  die  bloß  angedeuteten  Stellen 
prüfen  will,  der  ist  genötigt,  sie  sich  abschreiben  zu  lassen. 

Der  Sachverhalt  ist:  Ein  Teil  der  Alpenslawen  steht  noch  Ende 
des  Mittelalters  und  Anfang  der  Neuzeit  unter  so  zahlreichen,  stark 
zinsenden  ^upanen,  und  dabei  ist  die  Zahl  der  diesen  ^upanen  unter- 
stehenden Bauernhufen  so  gering,  daß  der  ^upan,  der  auch  ganz 
allein,  ohne  irgendeinen  Bauer  im  Weiler  sitzt,  seinem  Wesen  nach 
unmöglich  für  einen  Dorfschulzen  oder  einen  Meier  angesehen  werden 
kann.  Gibt  es  ja  sogar  vier  Zupane  in  einem  derselben 
Herrschaft  gehörenden  Dorfe!  In  mehreren,  miteinander  nicht 
zusammenhängenden  Gebieten  kommen  im  Jahre  1265  auf  einen  Zupan 
durchschnittlich  bloß  2.29  bis  3.94  Bauernhuben,  und  46.66  bis  33.64  7" 
des  ausgetanen  Gesamtbodens  sind  ^upanengut.  In  den  einzelnen  Dörfern 
ist  das  Mißverhältnis  noch  viel  auffallender. 

So  sind  die  Zustände  der  Herrschaft  Tüffer  und  ähnlich  die  von 
Rann  und  Liechtenwald  in  Südsteiermark  beschaffen  (Kategorie  I).  In 
anderen  Herrschaften  liegen  sie  anders.  Da  gibt  es  Dörfer,  deren  Äu- 
pane  nicht  zinsen  „von  der  Supp  wegen"  (Kategorie  II),  und  wieder 
andere,   in  denen  es  überhaupt  keine  ständigen  Zupane  gibt,   sondern 
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einer  der  Bauern  auf  eine  gewisse  Zeit  zum  ^upan  bestellt  wird  (Kate- 
gorie III)^). 

Die  ^upane  dieser  drei  Kategorien  lassen  sich  auf 
einen  gemeinsamen  Nenner  nicht  zurückführen,  sie  haben 
nur  den  Titel  gemeinsam.  Auch  der  Bürgermeister  der 
Landeshauptstadt  Laibach  führt  den  Titel  ^upan  bis 
heute.  Es  hat  also  eine  Wandlung  in  der  Bedeutung  des 
Wortes  stattgefunden,  und  Zupan  bedeutet  nicht  über- 
all dasselbe,  von  dem  2upan  der  einen  Kategorie  kann 
auf  den  einer  andern  nicht  geschlossen  werden.  Sie  ge- 
hören verschiedenen  Kolonisationsgebieten  und  ver- 
schiedenen Dorf  formen  an,  und  ihre  Ortschaften  wurden 
zu  verschiedenen  Zeiten  angelegt.  Der  altslowenische 
Zupan  ist  schon  a  priori  etwas  ganz  anderes  als  der  ^u- 
pan  einer  erst  von  den  Deutschen  angelegten  sloweni- 
schen Kolonie,   ebenso  wie  der  fränkische  Pferdeknecht 


1)  Einige  Belege :  Kategorie  I.  1265 :  Item  iuxta  aquatn  Trevol  1 
predium  et  supanus.  Item  in  Lubomeriech  2  predia  et  supanus  .  .  .  Item 
in  Zeitz  tantummodo  supanus  (Rationarium  Stirie,  in:  Österreichische  Ur- 
bare, hg.  V.  DOPSCH  I,  2,  1909,  im  Erscheinen  begriffen).  Alle  ^upane  dieser 
Herrschaft  (Tüffer)  Zinsen.  —  1309:  In  Prunne  sunt  hübe  7.  Hamm  duo 
suppani  habent  hubas  4  et  serviunt  de  duabus  suppis.  —  In  villa 
Ansache  sunt  hübe  7  .  .  .  quarum  suppanu^  habet  hubam  unam  et  serviet  d  e 
suppa  dimidia  (Urbar  von  Rann  und  Liechtenwald,  teilweise  abgedruckt 
Ztschr.  f.  Social-  u.  Wirtschaftsgeschichte  V,  361  ff.).  —  1448 :  Zelltz  [sunt] 
hübe  11^/2.  Suppan  Oswald,  suppan  Concsion,  suppan  Jegke, 
supan  Juri  tenent  hubas  2  et  serviunt  ...  —  St.  Cantzian  hübe  3. 
Suppan  Fritzel  tenet  hubam  et  servit  ...  Supan  Juri  servit  ... 
Mathea  tenet  hubam  et  servit  .  .  .  Hier  sitzen  neben  einem  einzigen  Bauer 
gleich  zwei  ^upane  (Urbar  Liechtenwald,  Wiener  Staatsarchiv  272  f°  21,  24). 

Kategorie  IL  1265,  Herrschaft  Marburg:  in  superiori  Cirkentz  12 
predia,  de  quibus  supanus  habet  2.  Aliorum  vero  10  cuiusUbet  census 
solvit  [folgt  der  Zins].  Item  suiianus  eiusdem  ville  dat  de  suo  iure 
officiali  [folgt  die  Giebigkeit].  Item  magistro  coquine  ...  —  Item  in  inferiori 
Wlkoyn  sunt  18  ptredia  de  quibus  supanus  habet  2  ...  Aliorum  vero 
cuiusUbet  solvit  .  .  .  Hec  autcm  omnia  preter  ins  supani  in  quo  specialiter 
servit  officiali  .  .  .  (Rationarium  Stirie).  Diese  Äupane  leisten  keinen  Grund- 
zins, sondern  als  Dorfmeister  bloß  gewisse  Giebigkeiten  dem  Amtmann  oder 
auch  dem  Koch.  —  1492:  Dy  sup  Oberhart  hat  12  huebem  ...  Steffan 
supan  hat  2  huebem  an  [ohne]  dinst  von  der  supp  wegen,  dint  aber 
ambtmansrecht  [d.  i. :  dem  Amtmann]  2  viertel  habern  und  2  copawne 
[Kapaune]  .  .  .  Dye  sup  Mitterhart  hat  12  huebem  .  .  .  Jacob  supan  hat 
dritthalbe  huebem,  von  den  zwain  dint  er  nichts  ...  (Urbar  v.  Pettau, 
Grazer  LArchiv  fasc.  50  Nr.  126  f«  2  ff.). 

Kategorie  IIL  Ende  d.  14.  Jhts.:  Futsch  [hat  20  Hüben  und  2  Höfe]. 
Marin  s u pp an  . . .  dient  von  1  hüben  [folgt  der  Zins].  Di e weil  er  s upp a n 
ist,  so  dient  er  kainen  fleischfrisching  .  .  .  und  wenn  er  nicht  suppan 
ist,  so  ist  er  der  sawmfart  auch  vertragen  .  .  .  Der  suppan  siezt  die 
klaynen  rechtfe]  von  seiner  hüben  ab  und  nymbt  darczu  von  ainer  andern 
hüben  die  klainen  recht  auch  von  der  supp  ivegen  (Milkowicz,  Mitt. 
d.  Mus.  Ver.  f.  Krain  II,  32  f.     Herrschaft  Stein  in  Krain). 
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marescalcus  etwas  anderes  ist  als  der  deutsche  Staats- 
wUrdenträger  Marschall.  Es  könnte  heute  niemandem  mehr 
einfallen,  von  diesem  auf  jenen  Rückschlüsse  zu  wagen. 

Diese  Tatsachen  läßt  Prof.  Dopsch  überhaupt  nicht  gelten,  behauptet 
S.  52  ff.,  die  Slawen  hätten  die  Ebenen  und  breiten  Flußtäler  ebenso 
besiedelt  wie  die  höheren  Gegenden,  und  meint  S.  34,  „hier  wie  dort 
liegt  dieselbe  Kolonisation  vor". 

Ich  habe  Hunderte  von  Flurkarten  durchgezeichnet  und  durch- 
gerechnet, sämtliche  Flurkarten  von  Böhmen  und  Steiermark  und  einen 
bedeutenden  Teil  von  Bosnien  und  Herzegowina  durchgesehen.  Dabei 
fiel  mir  insbesondere  auf,  daß  in  Böhmen  die  ältesten  Dorfformen  in 
den  Ebenen  und  breiten  Tälern,  die  jüngsten  in  den  gebirgigen  Lagen 
zu  finden  sind,  während  in  Untersteiermark  das  Gegenteil  vorliegt: 
Hier  sind  die  höheren  Lagen  mit  kleinen  Weilern  besäet,  in  denen 
die  so  zahlreichen  2upane  der  ersten  Kategorie  vorkommen,  dagegen 
sind  die  offenen  Flußtäler  und  „Felder"  mit  neueren,  oft  kunstvoll 
gewannmäßig  vermessenen  großen  Dorfanlagen  bedeckt  und  stehen 
unter  ^upanen  der  zweiten  Kategorie.  Das  sind  offenkundig 
zwei  verschiedene,  scharf  zu  trennende  Kolonisations- 
gebiete. 

Die  Siedlungsart  der  alten  Slawen  hat  uns  Prokopios  (6.  Jht.), 
Bellum  Gothicum  HI,  14,  überliefert:  „Sie  tvohnen  in  elenden  Hütten, 
weit  voneinander  zerstreut  und  tvechseln  sehr  oft  den  Standort  ihrer 
Wohnsitze".  Diese  Nachricht  setzt  höchstens  Weiler,  aber  keine  großen 
Dörfer  voraus,  und  tatsächlich  leben  die  Serben  bis  heute  zumeist  in 
Einzelhöfen  und  Weilern ;  auch  die  russischen  großen  Dörfer  sind  neue 
Anlagen,  in  denen  die  früheren  Weiler  (derevnja)  eingeschmolzen  sind ; 
Nordrußland  war  mit  Weilern  besiedelt ;  die  lOeinrussen  sind  vorwiegend 
odnodvorcy  (Einzelhöfer) ;  die  böhmischen  und  elbeslawischen  Rundlinge 
sind  ebenfalls  kleine  Weiler,  und  in  den  elbeslawischen  Weilern  waren  so, 
wie  in  Untersteiermark,  zahlreiche  ^upane,  und  zwar  als  ein  privile- 
gierter Stand.  Es  kann  also  keinem  Zweifel  unterliegen, 
daß  die  Tüfferer  Siedelungsart  nach  ^upanenweilern  in 
Unter  Steiermark  vordeutsch  ist.  Dagegen  können  die  großen, 
kunstvoll  vermessenen  Dorfanlagen  des  Draufeldes  erst  von  deutschen 
Grundherren  angelegt  worden  sein,  wenn  auch  mit  slowenischen  Bauern 
besiedelt.     Ihre  Zupane  gehören  in  Kategorie  II. 

Alles  das  übersieht  Prof.  Dopsch,  und  will  durch  eine  Reihe  von 
urkundlichen  Daten  (S.  52  ff.)  beweisen,  daß  die  Alpenslawen  auch  Täler 
und  Felder  besiedelten,  und  sagt  S.  34 :  „Peisker  kann  doch  tvohl  nicht 
glauben,  daß  die  Amter  Täffer  sowie  Liechtenwald-Rann  ,altslawische' , 
jene  von  Graz,  Fürstenfeld,  Eadkersburg  und  Marburg  aber  jüngere 
Kolonistendörfer  dargestellt  hätten.  Tu  ff  er  wird  zum  erstenmal  1182 
urkundlich  genannt.  Rann  1249  und  Liechtenwald  1275 !  Hier  ivie  dort 
liegt  dieselbe  Kolonisation  vor,  tvie  denn  auch  Peisker  seine  Kenntnisse 
für  beide  aus  ganz  denselben  ztvei  Quellen  schöpft,  dem  landesfürstlichen 
Urbar  von  1265  und  dem  Salzburger  von  1309.  Oder  meint  Peisker  gar, 
auf  derselben  Grundherrschaft  habe  man  zu  derselben  Zeit  bei  Marburg 
etwas  anderes  unter  ,Supan'  verstanden  als  bei  Cilli?" 
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Was  „man  verstanden"  liat,  geben  die  Urbare  nicht  kund,  sie  führen 
bloß  Tatsachen  an:  zinsende  und  nicht  zinsende,  also  unterschied- 
liche Zupane.  Und  die  Tiifferer  Zupanenweiler  für  altslawisch,  da- 
gegen die  Marburger  und  Pettauer  großen  Gewanndörfer  für  spätdeutsch 
zu  erklären,  verpflichtet  deren  Anlageform.  Die  späte  erste  Nennung 
der  Verwaltungszentren  ist  für  das  Alter  der  Ansiedlungen  gleichgültig, 
ebenso  der  Umstand,  daß  ich  von  den  Tüflferer  Weilern  und  den  Mar- 
burg-Pettauer  Gewanndörfern  aus  denselben  Quellen  Kenntnis  habe, 
denn  diese  führen  einfach  die  Gesamtbestände  ihrer  Zeit  an,  ohne 
Rücksicht  auf  deren  Alter.  Dieses  Alter  wird  durch  die  verschiedene 
Anlageform  und  die  verschiedenen  Rechte  und  Pflichten  der  Zupane 
bestimmt.  Das  ist  eine  Tatsache  für  sich;  die  urkundlich  belegten 
slawischen  Ansiedlungen  in  Tälern  und  Feldern  sind  ebenfalls  eine 
Tatsache  für  sich.  Diese  beiden  Tatsachen  können  sich  nicht  gegen- 
seitig aufheben,  man  muß  sie  beide  gelten  lassen  nach  Ort  und  Zeit, 
denn  zwei  Tatsachen  können  nur  scheinbar,  nicht  aber  in  der  Wirk- 
lichkeit einander  widersprechen. 

Dieser  scheinbare  Widerspruch  löst  sich  leicht,  wenn  man  das 
Schalten  und  Walten  der  Reiternomaden,  insbesondere  der  Awaren, 
Bulgaren  und  Magyaren,  in  Betracht  zieht,  waren  sie  doch  der  Haupt- 
faktor in  unseren  Landen!  Von  diesem  Haupt faktor  nimmt 
Prof.  DOPSCH  überhaupt  keine  Notiz. 

Bekanntlich  haben  die  Reiternomaden  von  Ungarn  aus  Europa  weit 
und  breit  mit  entsetzlichen  Raubzügen  ständig  überzogen.  Wie  sie 
dabei  verfuhren,  lehrt  der  Einfall  der  Mongolen,  welche  in  dem  einzigen 
Jahre  1241  halb  Ungarn  entvölkert  haben.  Die  Magyaren  allein  unter- 
nahmen in  den  ersten  63  Jahren  32  große  Raubzüge  bis  zur  Nordsee, 
nach  Frankreich,  Spanien,  Italien  und  dem  Oströmischen  Reich.  Die 
breiten  Flußtäler  und  „Felder"  Pannoniens  und  Norikums  bildeten 
den  Nomaden  stets  benützte  Ausfallsbahnen.  Diese  Bahnen  wurden 
von  ihnen  ausgemordet,  hier  konnten  sich  also  auf  die  Dauer  keine 
alten  Niederlassungen  halten.  Daher  die  soUtudines  Ätvarorum,  Pan- 
nouiorum.  Dasselbe  berichtet  über  Südrußland  der  arabische  Geograph 
vom  Ende  der  ersten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  (bei  Ibn  Rusta  und 
GardIzI) :  „Zidschen  dem  Lande  der  Pecenegen  [im  Urtexte  stand  : 
Magyaren]  und  dem  der  Slawen  ist  ein  Weg  von  10  Tagen.  Die  Slawen 
haben  im  Begimie  ihres  Gebietes  eine  Stadt  .  .  .  [wohl  Kiev],  zu  der 
mau  durch  Stej)j)ßn  und  unbetretene  Landschaften,  WasserqueUen  und. 
dichte  Wälder  reist,  bis  man  in  ihr  Land  kommt"  (Marquart,  Ost- 
europäische und  ostasiatische  Streifzüge,  Leipzig '  1903,  S.  466  0".). 

Und  gerade  über  unsere  Gegend,  das  Draufeld  von  Marburg  und 
Pettau,  berichtet  die  Urkunde  vom  Jahre  1130:  .  .  .  curtim  Razwei 
[Roßwein]  cum  .  .  .  12  villis.  Sed  quia  de  fa^nilia  capita  ferme  50  re- 
manserant  et  loca  .  .  .  crebra  hostium  irruptione  devastata  et  in  soli- 
tudinem  maximam  fuerant  ex  parte  redacta,  cepit  hoc  concambium 
fratribus  plurimum  displicere  .  .  .  (Zahn,  Urkundenbuch  d.  Hzt.  Steier- 
mark I,  Nr.  132). 

Wenn  das  geschehen  konnte,  nachdem  das  größte  Ungestüm  der 
Magyaren  längst  gebrochen  war,   wie  trostlos  muß  es  hier  vor  955, 
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der  Schlacht  auf  dem  Lechlelde,  ausgesehen  haben!  Daher  können 
die  in  den  breiten  Fhißtälern  und  „Feldern"  Pannoniens  und  Norikums 
erwähnten  slawischen  Ansiedlungen  (Dopsch  62  f.)  nicht  zum  Beweise 
dafür  angeführt  werden,  daß  „hier  [Tüfferer  Weilergegend]  tvle  dort 
[Mur-  und  Draufeld  mit  Gewanndörfern]  dieselbe  Kolonisation  vorliegt'^ 
(Dopsch  34).  Die  slawischen  Siedlungen  in  den  höheren  Lagen  blieben 
nämlich  von  den  durchrasenden  Nomaden  eher  verschont  —  diese 
hatten  verlockendere  Ziele!  —  aber  die  Ebenen  wurden  entvölkert 
und  konnten  erst  nach  längerer  Ruhepause  von  den  Deutschen,  wenn 
auch  mit  slawischen  Hörigen,  neu  besiedelt  werden.  Und  weil  das 
Mur-  und  das  Draufeld  den  ungarischen  Nomadenzügen  am  nächsten 
liegt,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  es  wiederholt  geschah,  das 
Feld  wiederholt  in  solitudines  gelegt,  eingeödet  wurde.  Ähnlich  war 
CS  auch  in  Südrußland,  wo  jede  neu  aus  Asien  eingebrochene  Nomaden- 
horde  die  vorgefundene  Bevölkerung  vertilgte,  soferne  diese,  plötzlich 
überrascht,  nicht  fliehen  konnte  (vgl.  Hrusevskyj,  Geschichte  des 
ukrainischen  (ruthenischen)  Volkes  I,  Leipzig  1906,  S.  234  ff.). 

Zur  Unterstützung  seines  Standpunktes  verlegt  sich  Prof.  Dopsch 
S.  52ff.  auch  auf  —  Ortsnamenforschung:  das  Überwiegen  slawischer 
Ortsnamen  im  Draufelde  soll  beweisen,  daß  das  Feld  schon  in  vor- 
deutschen Zeiten  von  Slawen  besiedelt  worden  sei.  Die  Ortsnamen- 
kunde setzt  tiefe  Kenntnisse  der  Laut-  und  Sprachgesetze  voraus ;  Prof. 
Dopsch  selbst  versteht  aber  nicht  Slawisch,  ließ  sich  Stellen  aus 
slawischen  Literaturen  erst  durch  Andere  ad  hoc  übersetzen  (siehe  sein 
Buch  S.  VII),  hält  sogar  eine  französische  Form  für  slawisch  (S.  171 : 
siahrynage,  richtig:  sjabrgnstpo)  und  vermag  nicht  einmal  ein  nomen 
topicum  von  einem  Patronymikum  oder  Possessivum  zu  unterscheiden. 
Und  gerade  dieser  Unterschied  ist  für  die  Besiedlungsgeschichte  sehr 
wichtig.  Slawische  Topika,  namentlich  von  Berg-  und  Flußnamen  ab- 
geleitete Ortsnamen  wie  Landsberg,  Leibnitz,  Ragnitz,  Mixnitz,  Ädmont, 
beweisen  nicht  immer  eine  slawische  Siedlung,  denn  der  slawische 
Imker  und  Fischer  kannte  Wässer,  Berge  und  sonstige  Lagen  tief  in  die 
Wildnis  hinein,  ohne  da  ständig  gewohnt  und  das  Land  bebaut  zu 
haben.  Und  was  von  den  Patronymicis  zu  Zwecken  der  Besiedlungs- 
geschichte zu  halten  sei,  darüber  hätte  sich  Prof.  Dopsch  bei  mir 
S.  145  [331]  fF.  Anm.  2  eingehend  belehren  können :  In  alten  Zeiten  waren 
Personennamen  als  Ortsnamen  überhaupt  sehr  flüchtig,  blieben  dauernd 
haften  erst  seitdem  sie  in  Zinsregistern  schriftlich  fixiert  worden  sind, 
und  auch  dann  machten  sie  nicht  selten  neuen  Namen  Platz;  dann 
heißt  es :  villa  x,  que  nunc  mutato  nomine  y  nuncupatur,  oder  der- 
gleichen. —  1306  ...  Lucas  filius  quondam  Domizlai  et  uxor  .  .  . 
de  hereditate  .  .  .  Lukaschotvicz  .  .  .  que  olim  Domslawicz  voca- 
batur  .  .  .  10  mansos  .  .  .  vendiderunt .  .  .  Hier  wechselte  der  Ortsname 
mit  dem  Besitzer.  —  1268  bestätigt  König  Ottokar  II.  die  Hingabe 
eines  Gutes  im  Böhmerwalde,  welches  sein  Vater  Wenzel  I.  dem  Burg- 
grafen Ilyrzo  geschenkt  hatte.  Es  ist  der  Mugrauer  circuitus  silvae, 
4V2  km  breit  und  über  16  km  lang  und  wurde  von  Hyrzo  kolonisiert. 
So  entstanden  die  Ortschaften  U  Gere,  U  Mladone,  U  Yanka,  U  iJirca 
usw.  (würden    lateinisch    heißen :    Apud    Georgium ,  Apud  Mladonum, 
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Äpud  Jankonem,  Ajmd  Girkonem).  Im  Jahre  1284  werden  daraus 
echte  Ortsnamen :  Jercenzlag,  Budeczlag  (statt  Mladetzlag,  heute  Plattet- 
schlag),  Jenkezlag  (Janketschlag) ,  Jurizlag ;  dazu  kam  Dietohzlag 
(welches  ein  U  Dietocha  voraussetzt  und  als  echter  Ortsname  slawisch 
Dietochov  lauten  würde) ,  aber  der  Name  konnte  sich  nicht  halten,  der 
deutsche  Volksmund  machte  aus  Detochov:  Tichtihöfen,  wie  der  Ort 
bis  heute  heißt. 

Genau  solche,  noch  nicht  zu  Patronymicis  geformte  Personennamen 
sind  in  der  Herrschaft  Marburg  in  Untersteiermark  im  Jahre  1265 
(Rationarium  Stirie)  sehr  häufig,  z.  B. :  Item  apad  Weligotj  19  mansus  . . . 
Apiid  Luhomer  10  mansi  .  .  .  Aput  Qualosse  6  m.  .  .  .  In  Radvan 
6  m.  ...  Äpiit  Kuneten  9  ra.  ...  Aput  Zlvmer  11  m.  ...  Aput 
Ztanossen  11  m.  .  .  .  Aput  Radon  3m....  In  Dt^agozla  4m.... 
Aput  Terdazla  3  m.  ...  Supanus  Pocher  aput  Hermannum  [d.  i. :  der 
^upan  am  Bachergebirge  „Bei  Hermann")  12  m.  .  .  .  Aput  supanum 
Jeben  12  m.  ...  Aput  Demasen  5  m.  ...  Das  sind  keine  altslawischen, 
vordeutschen  Ortsnamen,  sondern  Namen  von  im  Jahre  1265  lebendefi 
Personen,  unter  deren  Vorgängern  die  Ortschaften  ganz  anders  ge- 
heißen haben.  Daher  liegt  kein  Grund  vor,  die  patronymen  Ortsnamen 
als  alt,  vordeutsch  anzusehen,  trotzdem  sie  slawisch  sind,  und  wenn 
die  meisten  Ortschaften  des  Draufeldes  slawische  Namen  führen,  so 
kann  dies  nicht  als  Beweis  gelten,  daß  sie  vordeutsch  sind,  die  Slawen 
das  Feld  schon  vor  der  deutschen  Landnahme  dauernd  besiedelt  haben. 
Und  daß  erst  von  Deutschen  angelegte  Ortschaften  slawische  Namen 
fuhren  sollten,  ist  nichts  Befremdliches,  weil  sie  eben  mit  slawischen 
Hörigen  besetzt  wurden. 

Die  Ansichten  des  Prof.  Dopsch  über  Gang  und  Eigenart  der 
slowenischen  Besiedelung  sind  somit  unzutreffend. 

Gegen  meine  Zupantheorie  wendet  er  unter  anderem  ein: 

1.  a)  Peiskers  Statistik  von  TüflFer  1265  sei  falsch,  beruhe  „auf 
einer  ganz  willkürlichen  Ausicahl  der  Beispiele"  (S.  24).  Nein,  ich 
sage,  daß  in  den  einzelnen  Gruppen  der  Prozentsatz  zwischen  Zupanen 
und  Bauernhuben  verschieden,  aber  in  vier  Gruppen  derselbe  ist.  Daher 
nehme  ich  diese  als  die  unversehrten  an ;  die  abweichenden  sind  durch 
Neurodungen  und  Vermehrung  der  Bauernhuben  in  einzelnen  Dörfern 
vergrößert  worden.  Die  Gruppen  sind  nicht  etwa  erst  von  mir 
konstruiert,  sondern  in  der  Quelle  selbst  genau  berainigt.  Z.  B. :  die 
ganze  provincia  de  Trevül  umfaßt  26  Ortschaften  mit  4,  3,  2,  2,  4,  5, 
2,  3,  1,  2,  4,  2,  2,  4,  2,  3,  3,  4,  4,  4,  5,  3,  6,  6,  3,  6  Bauernhuben. 
In  jeder  sitzt  nebstdem  ein  zwei  hubiger  Zupan,  denn  alle  Zupane 
derselben  Gruppe  zinsen  gleichmäßig.  Auf  einen  ^upan  entfallen  somit 
3.42  Bauernhuben,  und  36.88  7o  des  ausgetanen  Gesamtbodens  sind 
Zupan engut  (Peisker  175  [465]).  Das  ist  eine  Tatsache,  und 
die  kann  durcli  eine  zweite,  daß  nämlich  in  anderen 
Ämtern  der  Prozentsatz  anders  ist,  nicht  aufgehoben 
werden,   man  muß  sie  beide  gelten  lassen. 

b)  „Ein  schwerer  grundlegender  Fehler  . . .  Peiskers  ist  ferner,  daß 
er  die  in  diesem  Urbar  ausgeiviesenen  Zahlen  des  landesfürstlichen  Grund- 
besitzes an  den  einzelnen  Orten  ganz  allgemein  für  den  gesamten  Grund 
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und  Boden  dort  ansieht  .  .  .  Jedaifalls  uird  man  stets  damit  rechnen 
müssen,  daß  der  landesfürstliche  Besitz  an  den  einzelnen  Orten  nicht  der 
einzige  dort  gewesen  sei  .  .  ."  (S.  26).  Diesen  Vorwurf  schwächt 
DOPSCH  sofort  S.  27  ab:  „Aber  selbst  wenn  ivir  speziell  für  das  Amt 
Tüffer  diesem  Unistande  kein  zu  großes  Gewicht  beilegen,  weil  eben  die 
einzelnen  Siedlungen  hier  vielfach  von  Natur  aus  sehr  klein  waren,  so 
darf  sicher  ein  drittes  Moment  doch  nicht  überselten  werden  .  .  ."  [siehe 
unter  c].  Nun  angenommen,  aber  nicht  zu  gegeben,  es  wären  sogar 
lauter  Dorfsplitter,  so  bliebe  meine  Statistik  dennoch  unerschüttert, 
weil  die  fremden  Bauernhuben  unmöglich  unter  die  landesfürstlichen 
Zupane  hätten  gehören  können,  sondern  anderen  :2upaneu  jener  fremden 
Herrschaft  untergeordnet  sein  müssen. 

c)  ;,.  .  .  so  darf  sicher  ein  drittes  Moment  doch  nicht  übersehen 
werden  .  .  .  In  den  gebirgigen  Teilen  Steiermarks  tvar  nämlich  .  .  .  die 
bäuerliche  Besitzgemeinschaft  außerordentlich  häufig  .  .  .  es  saßen  auf 
einer  Hufe  oft  mehrere  Zinsleute  (.  .  .  socius  .  .  .).  PeisKER  tmd  seine 
Anhänger  nehmen  überall  als  selbstverständlich  an,  daß  auf  einer  llitfe 
(praedium)  nur  eine  Bauernfamilie  saß  .  .  ."  (S.  27).  Auch  dieser 
Einwand  ist  unrichtig,  denn  die  Hufe  repräsentiert  ursprünglich  nur 
eine  Wirtschaftseinheit,  eine  BauernfamiUe,  und  nur  für  diese  Zeit 
gilt  meine  Statistik;  ob  und  wieviele  socii  später  da  waren,  ist  gleich- 
gültig.    Von  diesen  socii  weiß  ich  übrigens  schon  längst. 

2.  DOPSCH  will  die  Zweizahl  von  ^upanen  an  einem  und  demselben 
Orte  —  von  der  Drei-  und  Vierzahl  nimmt  er  überhaupt  keine  Notiz  — 
durch  drei  Möglichkeiten  „erklären" : 

a)  „Einmal  wissen  ivir  .  .  .  daß  größere  Dörfer ,  z.  B,  Brizlaus- 
dorf  .  .  .,  in  2  Supanien  geteilt  wurden  .  .  .  So  können,  tvenn  im  Urbar 
dann  z.  B.  beide  Dörfer  gleichen  Namens  ziisammengefaßt  werden,  leicht 
2  Supane  herauskomme}i"  (S.  38).  Das  wenn  hängt  in  der  Luft,  gleich- 
namige, etwa  geteilte  Dörfer  werden  nie  „zusammengefaßt",  sondern 
unterschieden  (z.  B. :  Ob  er  hart,  Mi  tt  er  hart.  Nie  der  hart,  oder  durch 
die  Bezeichnung  alia  villa),  und  die  Möglichkeit  eines  „Zusammen- 
fassens" paßt  schon  gar  nicht  auf  das  kleine  „Prunne,  sunt  hübe  7  .  .  . 
Hamm  duo  suppani  habent  hubas  4  et  serviunt  de  duabus  supjns". 
Wären  5  Bauernhuben  unter  einem  Zupan  zu  viel  gewesen? 

b)  Zweite  Möglichkeit:  „Läßt  es  sich  denn  nicht  denken,  daß  in 
einem  Dorfe,  wo  z.  B.  zwei  verschiedene  Grundherrschaften  begütert 
waren,  jede  einen  Wirtschaftsbeamten  für  ihren  Grundbesitz  dort  be- 
stellte?" Sicherlich,  aber  für  P  r  u  n  n  e  läßt  es  sich  nicht  denken,  weil 
die  beiden  Zupane  einer  und  derselben  Herrschaft  gehörten;  noch 
weniger  für  Zeitz  mit  vier  Zupanen  (oben  S.  327  Anm.    Kategorie  1). 

c)  „Endlich  nocli  eine  dritte  Möglichkeit!  Aus  den  jüngeren  Stock- 
urbaren für  Tüffer  (1524)  und  Liechtenwald  (1528)  ist  zu  entnehmen, 
daß  in  diesen  Ämtern  damals  der  Ausdruck  Supp  die  Bedeutung  einer 
über  das  Maß  einer  Hufe  hinausgehenden  Gutsgröße  gehabt  hat  .  .  ." 
(S.  39).  Unrichtig,  die  Bedeutung  hatte  es  nicht,  sondern  einfach :  die 
volle  Supp  ist  größer  als  eine  Hufe.  Das  Avar  aber  auch  schon  früher 
der  Fall ;  die  suppa  war  zweihubig,  wie  wir  oben  im  Urbar  von  Rann 
und  Liechtenwald  1309,   z.  B.  bei  Prunne,   gesehen  haben.     Ein  ein- 
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hubiger  Zupan  diente  de  supp.i  dimidia,  liatte  eine  halbe  Supp, 
wie  z.  B.  in  Anaache  (Kategorie  I). 

„Im  Amte  Lieehtenivald  aber  haben,  [1528]  Supane  bistveilen  auch  nur 
^/i,  "/a  oder  ^/i  einer  Supp  inne,  daneben  aber  einfache  Hufner  (Nicht- 
sitpane)  eine  ,Sup*  . . .  Im  Urbar  von  Liechtenwald  vom  Jahre  1448  aber 
findet  sich  unter  anderem  die  Bemerkung:  ,nota  all  nachschriben  hublcirt, 
die  nicht  suppe  habent,  gebent  .  .  /  Man  sieht:  hier  ist  Supp 
nicht  das  Gtd,  tcelches  ein  Supan  inne  hat,  sondern  eine  von  der  Qualität 
des  Besitzers  unabhängige,  quantitativ  charakterisierte  Besitzgröße.  Also 
ganz  ähnlich  dem,  was  wir  in  deutschen  Gebieten  unter  curia  verstehen. 
Als  Inhaber  dieser  [ —  in  deutschen  Gebieten !  — ]  erscheint  ja  vielfach 
ein  Meier,  villicus,  dann  sprechen  wir  von  curia  vilUcalis,  es  gibt  aber 
auch  sehr  viele  curiae,  die  im  Besitze  von  Bauern  sonst  sind.  Oft  treten 
auch  mehrere  an  ein  und  demselben  Orte  auf,  sie  müssen  keineswegs 
ihrer  Größe  nach  gleich  seiti.  So  iväre  hier  [ —  in  slowenischen  Ge- 
bieten !  — ]  der  Supan  im  Sinne  eines  Meiey's  (villicus)  oder  Großbauern 
zu  fassen,  von  denen  naturgemäß  auch  mehrere  an  einem  Orte  sitzest 
konnten.  Jedenfalls  muß  betont  werden,  daß  diese  Fälle,  in  welchen 
zwei  Supane  an  einem  Orte  nachgewiesen  tverden  konnten,  die  seltenen 
Ausnahmen  darstellen  —  es  sind  bis  jetzt  bloss  4  von  mehreren 
Hundert  —  und  auch  aus  ihnen  sich  nichts  gegen  die  Annahme  ergibt, 
daß  der  Supan  in  der  Regel  als  Ortsvorsteher  oder  Dorfmeister  zu 
fassen  sei."     (S.  39  f.     Von  mir  gesperrt.) 

Von  allem  dem  findet  sich  in  den  beiden  Urbaren  von  Liechten- 
wald nicht  die  leiseste  Spur.  Das  von  Dopsch  gründlich  mißver- 
standene Urbar  vom  Jahre  1528  kommt  hier  überhaupt  nicht  in  Be- 
tracht, weil  sich  die  Verhältnisse  seit  1448  gänzlich  geändert  haben, 
und  das  vom  Jahre  1448,  welches  gegen  mich  als  Kronzeuge 
wirken  soll,  und  in  welchem  es  von  mehrzupanigen  Dörfern 
wimmelt,  hat  Prof.  Dopsch  von  S.  3  an  (wo  die  obige  Stelle  über 
die  Ilubleut  steht)  gar  nicht  in  Betracht  gezogen^). 


1)  Über  die  Herrschaft  von  Liechtenwald  besitzen  wir  vier  Urbare:  Vom 
Jahre  1309  (Staatsarchiv  Wien  Nr.  862),  1322  (Landesarchiv  Graz  Nr.  1157), 
1448  und  1528  (StA.  Wien  Nr.  272  und  271),  so  dass  die  Entwicklung  des 
Zupanenwesens  in  jeder  einzelnen  Ortschaft,  während  eines  Zeitraumes  von 
219  Jahren  klar  vor  uns  liegt.  Aus  folgenden,  auf  das  Notwendigste  abgekürzten 
Beispielen  kann  der  Leser  wahrnehmen,  wie  Prof.  Dopsch  verfahren  ist: 

1309:  In  superiori  Pyrch  sunt  hübe  3  iure  media,  quarum  sup- 
panus  habet  2  et  servit  tritici  modium  1,  avene  modium  1,  porcum  1 
ad  denarios  40,  salis  mcnsuram  Y2,  agnum  Crucis  1  vel  den.  6,  pro  Uno 
denarios  4,  Item  tercia  huba  servit  tritici  modium  1,  avene  mod.  l,  ovem 
vel  denarios  20,  panes  2  cum  pullo  1,  pultis  mensuram  1,  in  Carnisprivio 
pult  um  1,  pro  Uno  denarios  2 ;  et  omnes  coloni  cum  suppano  tenentur  officiali 
ad  prandia  4 ;  et  si  villa  habet  integrum  aratrum,  tenetur  officiali  in  autumpno 
arare  dies  duos  et  in  vere  diem  unum :  vini  urne  3  ...  —  1448 :  Verme7-kt, 
alsvil  viech  in  der  herschafft  ist,  davon  sol  man  dem  ampman  an  dem  herbst 
phlueg  gen,  alsvil  er  der  bedorff,  und  wes  er  nicht  hedorff,  so  muessen  im 
dye  lewt  gelt  dafür  geben  ye  für  ainen  pflueg  12  ^.  Nota  wann  ain  huebman 
so  arm  ist,  das  er  nicht  viech  hat,  so  sol  der  scherig  [Scherge,  preco]  dem- 
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Von  den  in  diesem  Urbar  vom  Jahre  1448  verzeich- 
neten Dörfern  saßen  in  einem  Dorfe  vier  Zupaiie,  in  vier 
Dörfern  je  drei  Ziipcinc,  in  sechsuiidzwc'iiizifi^  Dörfern  je  zwei 
Zupane  (in  einundzwanzig  saß  je  ein  Zupan  und  drei  waren  zupanlos). 


selben  armen  mann  von  andern  pawren  phlueg  geben,  das  er  paw,  damit  das 
guct  tiit  öd  werd,  und  derselb  paior  solfür  yeden  pflueg  geben  12  J)  und  dem 
Schergen  ain  htcen  .  .  .  Obernpirch  hueben  2.  Suppan  Lucas  .  .  .  tenet 
hubam,  de  qua  servit  mensaras  5  kastenmass,  avene  mensuras  6,  supp- 
recht ,^  78,  pullos  2,  avene  mulmez  1,  ova  5.  Merin  .  .  .  [tenet  hubam] 
dint  ut  supra  suppan  Lucas  im  traid  und  gibt  sannd  Görgen  rechten  J)  32, 
pullos  2,  ova  5 ;  preconi  ova  2,  habern  mulmez  1  .  .  .  Nota  all  nachschriben 
hueblewt,  die  nicht  suppen  habent,  gebent  parva  iura  als  der  obgeschr. 
Merin,  das  ist  hüner  2,  ova  5,  i^reconi  ova  2,  habern  mulmez  1.  1528: 
Presie  pey  sand  Merthen.  Janse  supan  dient  von  ainer  halben 
[zu  ergänzen:  sup\  79  J)  ...  loaiczstar  5,  habernstar  6^/2,  huen  1;  mer  von 
ainer  öden  hueben  acker  und  wisen  dient  J)  30  .  .  .  habernstar  1,  kappauner  2, 
huener  2  .  .  .  Daselbst  ist  ain,  öde  hueben  verwagsen. 

Ein  Vergleich  von  1309  mit  1448  ergibt,  dass  die  Supprechtgiobigkeit 
eine  Schweinsteuer  ist.    Die  Bauern  zahlen  kein  Supprecht. 

1309:  In  D rasen  su^it  hübe  6  .  .  .  Harum  supjianus  habet  2  et 
servit  tritici  modios 2,  avene  mod.  2,  jJ 0 r c 0 s  2  q u e m li b e t  ad  denarios 40 
[zusammen  80]  .  .  .  Bcliquarum  .  .  .  hubarum  quelibet  servit .  .  .  Hec  villa  servit 
iure  ])leno  et  simili  modo  omnes  ville,  que  scribuntur  pleno  iure  .  .  .  1448 : 
Dresen  hueben  11  [richtig  9].  Suppan  Michel  ibidem  servit  tritici 
mensuras  5,  avene  mensuras  6,  cetera  ut  supra  suppan  Lucas  et  dat  pro  iure 
scti  Georii  aui  iSuppanrecht  ^  69  .  .  .  1528:  Drascheynne  [1  Sup-|-4'/2 
Hüben].  Mathia  supan  dient  von  ainer  halben  sup  .^  69  .  .  .  mer  von 
ainer  Y2  hueben  .  .  .  mer  von  des  Pewecz  halbhueben  .  .  .  mer  von  ainer 
öden  hueben  ...  —  Ruprecht  Jb^rann  .  .  .  dient  von  aincm  viertl  ainer  sup 
^  39*^/2  .  .  .  mer  von  ainer  Y2  hueben  .  .  .  mer  von  ainem  viertl  ainer 
hueben  .  .  .  Bujjrecht  supan  dient  von  ainem  viertl  ainer  sup  Jf  88^/2  .  .  . 
vier  voti  ainem  ^/i  ainer  hueben  .  .  .  mer  von  ainer  öden  hueben  .  .  .  mer  von 
ainer  '/^  hueben  .  .  . 

1309 :  InSabiach  sunt  hübe  5 pleno  iure,  quarum  s upp anus  habet  2 . . . 
1448:  Zabyagk  hueben  8.  Suppan  Merin  servit  .  .  .  Suppan  Käme 
tenet  hubam  unam  et  servit  ut  .  .  .  su})pan  Merin  ...  1528:  Sabiackh 
['/2  Sup  +  4  Hüben].     Michell  Kolicz  dient  von  ainer  halben  s up  ..  . 

1809:  In  Rosshoupt  sunt  hübe  5  .  .  .  quarum  s upj}anus  habet  2  .  .  . 
1448:  Rozzh'awbt  hueben  4.  Suppan  Tzscherne  und  suppan  Peter  tencnt 
hubam  unam  et  serviunt  ut  supra  .  .  .  suppan  Lucas  in  Obernpirich  .  .  . 
1528:  Khonscka  Glawa  [1  Sup  +  3  Hüben].  Jury  supan  dient  von 
ainer  s up  .  .  . 

1309:  In  Aych  sunt  hübe  6  .  .  .  quarum  suppanus  habet  2  .  .  .  1448: 
Aych  hübe  8  [richtig  10].  Sup 2^ an  Mathea  tenet  hubam  ...  Supjyan 
Paul  tenet  hubam  .  .  .  1528  Dobie  [1  Sup  +  472  Hüben].  Steffan  .  .  .  dient 
von  der  '/s  sup  .  .  .  Matheus  supan  dient  von  ainer  '/s  sup  .  .  . 

1309:  In  Clade  superiori  sunt  hübe  7 ...  quarum  suppanus 
habet  2  .  .  .  1448;  Oberclad  hueb  7.  Suppan  Andre  .  .  .  tenet  hubam  .  .  . 
Supan  Mertin  dient  .  .  .  1528:  Ober  Kladie  [1  Sup  +  4  Hüben].  Michell 
SU 2) an  dient  von  ainem  7*  ainer  sup  .  .  .  Jarne  supan  dient  von  dreyen 
tayllen  ainer  sup  .  .  . 
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Nach  dem  Urbar  vom  Jahre  1309  standen  auf  derselben  Herrschaft  von 
den  43  verzeichneten  Dörfern  vierzig  unter  je  einem  zweihubigen 
und  nur  zwei  unter  je  einem  einhubigen  Zupan,  der  dann  aber  nur  „von 
einer  halben  Zupa"  diente.    Dagegen  waren  auf  derselben  Herrschaft 


1309:  In  superiori  Straesis  sunt  [hübe]  10  .  .  .  quarum  suppanus 
habet  2  ...  1448:  Obernstressizz  hübe  12  [richtig  15].  Suppan  Os- 
wald tenet  hiibam  .  .  .  Suppan  Janns  tenet  hubam  .  .  .  1528:  Gore  nie 
Straschisch  [1  Sup  -|-  10 '/s  Hüben],  ürban  su^yan  .  .  .  dient  von  ainer 
halben  sup  .  .  .  mer  von  des  Petern  halbe  sup  .  .  . 

1309:  In  Ternowecz  sunt  hübe  6  .  .  .  Harum  supp anus  habet  2  .  .  . 
1448:  Ternowetz  hübe  ti  [richtig  8].  Suppan  Dampko  tenet  hubas  2  .  .  . 
1528 :  Thernowetz  [1  Sup  -f-  3  Vs  Hüben]  Gregor  s  apa  n  dient  von  ainer 
halben  s  up  .  .  .  vier  von  ainer  öden  halben  hueben  .  .  .  tner  von  ainer  öden 
halben  sup  .  .  .  mer  von  3  öden  hueben  .  .  .  [besass  also  die  ganze  Ort^ 
Schaft]. 

1309:  In  Surkental  sunt  hübe  6,  quarum  suppanus  habet  2  .  .  . 
1448:  Surkentall  hübe  9.  Sup  an  Jursse  und  sup  an  Marin  und 
suppan  Goyan  tenent  hubas 2  .  .  .  1528:  Surkoffdoll  [1  Sup  +  3'/*  Hüben]. 
Ulrich  sup  an  dient  von  2  tayllen  ainer  sup  .  .  . 

1309:  In  Blanicz  superiori  sunt  hübe  8  .  .  .  quarum  suppanus  habet 
1  et  servit  de  suppa  dimidia  .  .  .  1322:  In  Sup.  Blauitz  hübe  8  .  .  . 
quarum  s upp anus  habet  2  .  .  .  1448 :  Oberblanitz  habe  8.  Sup  a n  Jacob 
und  s  up  an  Janes  tenent  hubas  2 .  .  .  1528:  Oberplanitz  [1  Sup  4-5  Hüben]. 
Mathia  .  .  .  dient  von  ainer  Y2  SU2)  •  •  •  mer  von  ainer  V2  sup  ... 

1329 :  In  medioWelich  sunt  hübe  8  .  .  .  quarum  3  sunt  possesse. 
Harum  suppanus  /«o&ei  5  .  .  .  1448 :  Mitterweligk  hübe  6.  Snpan 
Jacob  tenet  hubas  2  et  solvit  dupliciter  ...  1528:  Schrednie  Velicko 
[6V2  Hüben].  Blase  ,  .  .  dient  von  ainer  hueben  J)  16  .  .  .  mer  von  1  öden 
hueben  J)  16  .  .  .  Jannes  .  .  .  dient  von  1  hueben  J^  40  .  .  .  mer  von  1  halben 
hueben  J)  40  .  .  .  Philip  Golob  dient  von  1  hueben  J}  32  .  .  .  Ostvald  .  .  . 
dient  von  1  hueben  ,J)  80  .  .  .  mer  von  1  öden  hueben  ^  SO  .  .  .  Die  hoch- 
besteuerten Hüben  sind  offenbar  die  alte  Sup. 

1309:  In  Selts  sunt  hübe  12  .  .  .  quarum  Weczko  civis  in  Lihtenwalde 
habet  1  in  feodo.  Reliquarum  8  [!]  sunt  possesse  quarum  s ujipanus 
habet  2  ...  144S :  Zelltz  sunt  hübe  11^/2.  Suppan  (Jsivald,  suppan 
Conczion,  suppan  Jeghe,  sup  an  Juri  tenent  hubas  2  et  serviunt  dupliciter 
ut  supra  supan  Lucas  in  Obernpirich  .  .  .  1528  Seltze  [1  Sup  -}-  9  Hüben]. 
Gregor  supan  hat  ^/i  ainer  sup,  dient  39^/2  .J)...  mer  von  1  öden  '/l«  hueben 
dient  16  ^  .  .  .  Phylip  dient  von  ^/i  ainer  sup  50  V2  S  •  •  •  "*^''  '^on  V* 
ainer  sup  39^/2  J>  .  .  .  mer  von  1  hueben  32  J)  .  .  .  Pangratz  dient  von  7^ 
ainer  s  uj)  39^/2  J)  .  .  .  mer  von  der .  .  .  holbhueben  J)  16  .  .  . 

1309:  In  Po  kiek  sunt  hübe  6  quarum  3  sunt  possesse.  Hamm  sup- 
panus habet  2.  1448 :  P  0 g k k  1  e k  Äwfee  6'  [richtig  10].  Su p  an  Merin  tenet 
hubam  .  .  .  S up  a n  Mathea  und  su]}an  Herman  tenent  hubam  .  .  .  1528  f^  69 : 
Pockleckh  [1  Sup -]- 4  Hüben]  Achats  sup) an  dient  von  ainer  halben 
sup  .  .  .  Jacob  Prosonickh  dient  von  ainer  halben  sup  .  .  .  Gregor  Gabritsch 
dient  von  ainer  hueben  ...  (f"  96 ,  im  Holzrechtverzeichnis :  Achaz  J)  9, 
Jacob  supan  Jf  27,  Gregor  J)  9. 

1322:  In  Sto  Canciano  hübe  4  ...  harum  sujjpanus  habet  2  ... 
1448:  Zu  St.  Cantzian  hübe  3.    Supan  Fritzel  tenet  hubam  et  servit .  .. 
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im  Jahre^  1448  in  16  Dörfern  je  ein  einhubiger,  in  5  je  ein  zwei- 
hubiger  Ziipan,  in  11  Dörfern  saßen  zwei  Zupane  auf  einer  geraein- 
samen, in  13  jeder  auf  einer  besonderen  Hube;  in  zwei  Dörfern  je 
auf  zwei  Hüben;  in  einem  Dorf  ein  Zupan  auf  einer,  zwei  andere 
Zupane  auf  einer  zweiten  Hube ;  in  einem  Dorf  drei  Zupane  zusammen 
auf  einer  gemeinsamen  Hube,  in  einem  Dorf  auf  je  einer  Hube,  in 
einem  Dorf  auf  zwei  gemeinsamen  Hüben  zusammen;  in  einem  Dorf 
drei  Zlupane,  davon  einer  einhubig,  die  anderen  zwei  zusammen  auf 
zwei  gemeinsamen  Hüben;  in  einem  Dorf  vier  Zupane  zusammen  auf 
zwei  gemeinsamen  Hüben. 

In  139  Jahren  haben  sich  also  die  Zupane  der  Herrschaft 
Liechtenwald  bedeutend  vermehrt,  dagegen  hat  sich  das 
Zupancngut  stark  vermindert:  In  29  Dörfern  war  es  dann  nur  ein- 
hubig, in  21  zweihubig,  in  zwei  Dörfern  dagegen  dreihubig.  Der 
ganze  ausgetane  Boden  ist  hier,  im  Jahre  1448,  überhaupt  nur  nach 
Hüben  bemessen,  wie  im  Jahre  1309,  daher  war  jeder  Hubenbesitzer, 
ob  Zupan,  ob  Bauer,  ob  Bürger,  ein  Hubmann,  und  so  ist  die  von 
Prof.  DOPSCH  gegen  mich  angeführte  Nota  zu  verstehen:  All  nach- 
schrieben huehleirt,  die  Glicht  Suppen  hahent,  gebeut  parua  iura  .  .  . 

Und  was  folgert  alles  Prof.  Dopsch  aus  diesem  einzigen  Satze !  Der 
^upan  ist  ihm  einmal  der  villicus,  Meier,  das  andere  Mal  der  Orts- 
vorsteher oder  Dorfmeister,  das  dritte  Mal  beides,  je  nachdem  es  zu 
seiner  Auffassung  paßt. 

„Nun  haben  ivir  —  setzt  er  S.  40  fort  —  mit  diesen  Beobachtungen 
auch  zugleich   den  Schlüssel  für   die  Erklärung  jener  Erscheinung  ge- 


Supan  Juri  servit  [ebenso]  .  .  .  1528;  Sannd  Cantzian  Jannse  .  .  .  dient 
von  1  hueben  .  .  .  Pauli  .  .  .  dient  von  1  lialbcn  huehen  .  .  .  Mathia  .  .  .  dietit 
voll  1  huehen  .  .  .  Hier  sind  die  Zupane  nach  1448  überhaupt  verschwunden. 

1309:  In  Blanicz  inferiori  sunt  hübe  4...  quarum  suppanus 
habet  2  .  .  .  Item  insiitui  swaigam  .  .  .  1448 :  N  i  d  e  r  b  1  a  n  i  tz  hübe  3  [richtig  4]. 
Supan  Zare  tenet  hubam  et  servit  .  .  .  Supan  Meytzem  servit  .  .  .  ut  supan 
Zare  .  .  .;  Zorko  .  .  .  tenet  hubas 2  .  .  .  1528  f "  47 ' :  N i d e r p  1  a n  i  t z.  Marthen 
supan  dient  von  ainer  halben  sup  J)  80  .  .  .  Marin  .  .  .  dient  von  1  hueben 
Jf  32  .  .  .  mer  von  1  ackher  und  xvysen  J)  40  .  .  .  Primos  dient  von  ainer 
[wohl  zu  ergänzen:  halben]  sup  ,^  69  .  .  .  Thomas  mülner  dient  von  ainer 
midi  und  ackher  1  marckh  .  .  . 

1322:  Pyautzk  habe  4  .  .  .  quarum  suppanus  habet  2  .  .  .  1448:  Pyaw- 
schagk  hueben  3.  Supan  Primus  et  supan  Zarko  ieneul  hubam... 
1528  f"  49':  Piautscko  [Y2  Sup  +  2  Hüben].  Michell  Schneider  dient  von 
1  hueben  .^  7iJ  .  .  .  Gregor  dient  von  1  hueben  J)  32  .  .  .  mer  von  ainer 
halben  sup   ,^  80  ... 

Dass  hier  und  im  vorgenannten  Blanicz  1528  „einfache  Hufner  (Nicht- 
suj>ane)  eine  ,sup'  oder  neben  einer  Hufe  noch  '/z  supp^^  haben,  daraus 
schliesst  Prof.  Dopsch  S.  39f. :  „hier  ist  Supp  nicht  das  Gut,  welches  ein 
Supan  inne  hat,  sondern  eine  von  der  Qualität  des  Besitzers  unabhängige, 
quantitativ  charakterisierte  Besitzgrösse^'.  Diese  Schlussfolgerung  ist  eine 
der  Hauptstützen  seines  ganzen  Buches  und  stürzt  zusammen,  wenn  man  den 
Sachverhalt  v.  J.  1528  mit  jenem  von  1309  imd  1448  vergleicht.  Damale 
waren  auch  liier  Zupane.  Ebenso  unrichtig  sind  seine  Hinweise  auf  Tüffer 
a.  d.  J.  1524. 
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funden,  daß  im  Amte  Tuff  er  [1265]  gelegentlich  an  einem  Orte  der  Supati 
allein  oder  mit  1 — 2  \ßa\\ervi\Hufen  bloß  angeführt  wird  ...  Ist  aber 
der  Supan  vornehmlich  ein  icirtschaftUcher  Beamter  gewesen,  dann  er- 
scheint es  begreiflich,  daß  die  Gi'iindherrschaft  auch  dort,  wo  sie  mir 
einen  geringeren  Besitz,  etwa  1 — 3  Hufen,  hatte,  vor  allem  eben  ein  Organ 
bestellte,  dem  die  Aufsicht  über  diesen  anvertraut  ivar,  das  tüie  der 
Meier  (villicus)  zugleich  obrigkeitliche  Funktionen  besaß  .  .  ." 

Tatsächlich  wäre  dies  nicht  nur  nicht  begreiflich,  sondern  ganz 
unbegreiflich,  weil  ein  so  geringer  Besitz  unter  den  Ortsvorstand 
irgendeines  benachbarten  Weilers  gestellt  und  dadurch  ein  überflüssiges 
Aufsichtsorgan  erspart  werden  konnte.  Die  Herrschaft  Tüffer  war  ja 
kein  Streugut! 

Auf  einer  einzigen  Herrschaft,  der  von  Tüffer,  im  Jahre  12G5 
einhundertundzwei  Meier ^)!  Im  Jahre  1448  saßen  im  11 '/2- 
hubigen  Zeitz  vier  Zupane  auf  zwei  Hüben:  für  9^/a  Bauernhuben 
eines  und  desselben  Dorfes  einer  und  derselben  Herrschaft  gleich  auf 
einmal  vier  Meier,  vier  Ortsvorsteher  oder  Dorfmeister! 


Das  von  mir  hier  Vorgebrachte  möge  als  vorläufige  Stichprobe  für 
die  Unrichtigkeit  der  vom  Herrn  Prof.  Dopsch  vorgebrachten  Behaup- 
tungen dienen.  Trotzdem  weiß  ich  ihm  Dank  dafür,  daß  er  mit  seinem 
Kronzeugen,  dem  Urbar  vom  Jahre  1448,  eine  wichtige  Quelle  für 
die  weitere  Forschung  zur  Diskussion  gestellt  hat;  sie  bestätigt  und 
vertieft  meine  Auffassung  in  jedem  Betrachte. 

Graz,  den  14.  März  1909.  J.  Peisker. 


GuMMERUS,  Herm.,  DicFrondeu  der  Kolonen  (Öfversigt  af  Finska 
Vetenskaps-Societetens  Fürhandliugar.  L.  19ÜG — 1907.  Nr.  3). 
Die  Fragen,  welche  das  Auftauchen  der  Frondienste  der  Kolonen 
in  der  römischen  Kaiserzeit  stellt,  werden  in  gründlicher  Weise  auf 
Grund  der  Quellen  und  der  Forschungen  von  Mommsen,  FüStel  de 
CoüLANGES,  M.  Weber,  Schulten,  Seeck,  Toutain,  Rostowzew,  Mitteis, 
CUQ  und  anderen  erörtert.  In  bezug  auf  die  rechtliche  Grundlage  des 
Frondienstes  der  Kolonen  kommt  der  Verfasser  trotz  anderer  Formu- 
lierung nicht  über  das  hinaus,  was  Mommsen  gleich  nach  dem  Funde 
der  Inschrift  von  Suk-el-Khmis  angenommen  hatte:  daß  sie  für  die 
Grundherrschaften  dasselbe  sind,  was  die  munera  in  den  Gemeinden. 
Mit  Schulten  betont  der  Verfasser,  daß  die  Spanndienste  in  Afrika 
als  Baufronden  zu  verstehen  sind.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der 
Handdienste  als  notwendige  Ergänzung  der  Arbeitskräfte  des  Hof- 
landes in  Zeiten  außergewöhnlicher  Beschäftigung  —  z.  B.  in  der  Zeit 
des  Pflügens  und  des  Erntens  —  wird  mit  Recht  betont.  Auffallend 
ist  die  seltene  Erwähnung  der  Frondienste;   im  Osten,   namentlich   in 


1)  So  viele  Zupane  gab  es  nämlich  dort. 


338  Referate. 

Ägypten,  wo  doch  reiches  Papyrusmaterial  zur  Verfügung  steht,  scheinen 
sie  gänzlich  zu  fehlen.  Die  Erklärung  wird  in  Rostowzews  Dar- 
legung gefunden,  daß  sich  im  Orient  eine  eigentliche  Hofwirtschaft 
überhaupt  nicht  herausgebildet  habe.  Im  Okzidente  dagegen  kann  trotz 
unserer  mangelhaften  Kenntnis  der  früheren  Verhältnisse,  trotzdem 
eigentlich  nur  die  afrikanischen  Inschriften  vom  Frondienst  auf  den 
Grundherrschaften  Kunde  geben,  ein  Zweifel  an  der  allgemeinen  Ver- 
breitung der  Institution  nicht  aufkommen,  weil  die  ganze  Wirtschaft 
des  Mittelalters  auf  ihr  aufgebaut  ist. 

L.  M.  Hartmann. 


Philipp  Heck,  Die  friesischen  Standesverhältnisse  in  nachfränkischer 
Zeit.  Mit  sprachwissenschaftlichen  Beiträgen  von  Theodor  Siebs. 
Tübingen,  H.  Laupp,  1907,  180  S.  —  Aus  der  Festgabe  der  Tübinger 
Juristenfakultät  für  v.  ThüDICHüm. 

Die  vorliegende  Untersuchung  ist  im  wesentlichen  eine  —  leider 
wieder  recht  persönlich  geführte  —  Abwehr  der  in  HuGO  Jaekels 
Aufsätzen  „Etheling,  Frimon,  Friling  und  Szeremon"  ^)  und  „Zum 
Heroldschen  Texte  der  lex  Frisionum"  -)  gegen  Hecks  Darstellung  der 
friesischen  Ständeverhältnisse  gerichteten  Angriffe  3). 

Entsprechend  den  drei  strittigen  Hauptpunkten  gliedert  sich  auch 
Hecks  Darstellung  in  drei  Abschnitte.  Der  erste  behandelt  die  Frage, 
ob  die  nachfränkische  Zeit  in  Friesland  eine  ständische  Bußverschieden- 
heit gekannt  habe  (herrschende  Lehre),  oder  ob  dieser  durch  die  lex 
Frisionum  für  ihre  Zeit  zweifellos  bezeugte  Zustand  später  infolge 
ständerechtlicher  Elementarereignisse  der  von  Heck  behaupteten  Buß- 
einheit gewichen  sei. 

Vorausbemerkt  sei,  daß  der  Rezensent  mit  Rietschel  gegen  Heck 
und  Jaekel  der  Ansicht  ist,  daß  die  Wergeldvergleichung  an  sich 
zurzeit,  da  hinsichtlich  der  nachkarolingischen  Geldverhältnisse  völlige 
Unklarheit  herrscht,  als  Argument  nahezu  ohne  Beweiskraft  ist.  Man  muß 
die  bezüglichen  Abschnitte  bei  Heck  und  Jaekel  gelesen  und  durch- 
dacht und  die  vielen  Gedankensprünge  und  Hilfshypothesen  beobachtet 
haben,  um  zur  Gewißheit  zu  gelangen,  daß  der  Forscher  auf  stände- 
rechtlichem Gebiete  die  Wergeidfrage  nach  Möglichkeit  auszuschalten, 
niemals  aber  zum  Brennpunkt  seiner  Argumentation  zu  machen  hätte. 

Das  zeigt  sich  gleich  in  dem  erwähnten  ersten  Abschnitte  der 
HECKschen  Untersuchung.  Jaekel  berechnet^)  aus  dem  Ansätze  der 
Rüstringer  Bußtaxen  für  die  Lähmung  eines  Armes  das  entsprechende 
Vollgeld  mit  60  Mark  ä  48  altfriesisclie  Silberpfennige,  also  60  x  48  = 
240  X  12  altfriesische  Silberpfennige.     Diesen  Betrag  rechnet  er   in 


1)  Ztschr.  der  Savignyst.  27,  pg.  275  ff. 

2)  Neues  Archiv  f.  ältere  deutsche  Gesch.-Kunde,  1907,  pg.  265  ff. 

3)  Drei   weitere  Aufsätze  Jaekels   in  Bd.  28   der  Ztschr.  d.  Savignyst. 
waren  noch  nicht  erschienen,  als  Hecks  Arbeit  herauskam. 

4)  Ztschr.  d.  Savignyst.  Bd.  27,  pg.  303  f. 
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(240  X  11)  Pippinsche  Pfennige  um  und  erhält  so  die  Ethelings- 
compositio  des  tit.  XV  der  lex  Fris. :  librae  XI  per  veteres  denarios. 
—  Diesem  Hauptresultat  steht  aber  ein  ungünstiges  Nebenresultat  ent- 
gegen: dem  obigen  Vollgelde  von  60  Mark  entspräche  ein  Vollgeld 
des  Liber  zu  30  Mark,  während  die  Rüstringer  Bußtaxen  nur  ein 
Freienwergeld  von  40  Mark  kennen.  Was  tun?  Jaekel  läßt  einfach 
dieses  „vor fränkische  Freiengeld  ...  um  1100"  wiederhergestellt  worden 
sein.  Diese  Schwäche  wählt  Heck  zum  Angriffspunkt,  wohl  mit  Recht. 
Aber  er  beschränkt  sich  nicht  darauf;  er  leugnet  nebst  vielem  andern^) 
die  Proportion  Lähmungsbuße  zu  Vollgeld  =  1:4.  Die  Hauptstütze 
bietet  ihm  hierbei  ein  Satz,  der  nur  in  der  jüngeren  Rüstringer  Rechts- 
handschrift (von  1327)  sich  findet.  Der  Leser  merkt,  daß  die 
einzelnen  Beweismittel  zeitlich  um  500  Jahre  und  mehr  differieren  und 
wird  unruhig.  — 

Es  ist  nicht  möglich,  an  dieser  Stelle  den  Argumentationen  zu 
folgen,  die  namentlich  im  zweiten  Teile :  „Das  Verhältnis  der  späteren 
Einheitsbußen  zu  den  ständisch  abgestuften  Bußen  der  lex  Frisionum" 
ins  Uferlose  gehen. 

Im  dritten  Abschnitte:  „Die  Bedeutung  der  Frilingstellen",  begegnen 
wir  alten  Bekannten.  Neuerlich  wird  uns  an  mehreren  Stellen  kund- 
getan, daß  friling  durch  den  Suffix  -ling  einen  verächtlichen  Sinn 
bekomme,  was  zu  weitgehenden  Schlüssen  Anlaß  bietet.  Daß  dann 
etheling  einen  ähnlichen  „geringschätzigen  Sinn"  haben  müßte,  wird 
dauernd  übersehen.  Für  Hecks  gewaltsame  Art,  die  Belegstellen  nach 
seinem  Bedarfe  zu  interpretieren,  geben  pg.  203  Anm.  1  und  pg.  209 
Anm.  1 — 3  bedauerliche  Beispiele.  Da  wird  auf  zwei  Seiten  (208,  209) 
ein  „wichtiges  Novum"  angekündigt,  das  sich  —  als  eine  Wiederauf- 
nahme einer  schlechten  Lesart  Herolds  herausstellt.  Im  Epilog  zu 
tit.  XXII  der  lex  Fris.  heißt  es: 

.  .  .  nobilis  vero  hominis  compositio,  sive  in  vulneribus  et  percus- 
sionibus  et  omnibus,  que  superius  scripta  sunt  .  .  . 

.  .  .  liti  vero  compositio,  sive  in  vulneribus,  sive  in  percussionibus, 
sive  in  mancationibus  et  in  omnibus  superius  descriptis  .  .  . 

Hier  setzt  Heck  beidemale  mulieribus  statt  vulneribus.  Es  wäre 
also  zu  übersetzen:  bei  Frauen,  Schlägen-),  Verstümmelungen  etc. 
Doch  genug  damit.  Heck  klagt  wiederholt  über  die  drohende  Stag- 
nation in  der  Ständekontroverse.  Die  vorliegende  Schrift  scheint  uns 
danach  angetan,  zur  Stagnation  wesentlich  beizutragen.  Denn  es 
dürfte  schwerlich  jemand  Lust  fühlen,  auf  solche  Argumente  eingehend 
zu  entgegnen. 

Wien.  Heinrich  W.  Höpflinger. 


1)  S.  pg.  93  Anm.  3. 

2)  percussio  heißt  im  Sprachgebrauche  der  leges  überhaupt,  und  speziell 
im  tit.  XXII  der  lex  Fria.,  wiederholt  mir  der  Schlag,  niemals  „Durch- 
stoßuug",  wie  Hrck  übersetzt,  um  eine  gekünstelte  Relation  (siehe  pg.  209 
Anm.  3)  herzustellen. 
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Marcel  Poete,   L'enfance   de  Paris.     Formation   et  croissance   de  la 
ville  des  origines  jusqu'au  temps  de  Philippe- Auguste.     Paris  1908, 
Librairie  Armand  Colin.     287  S. 
Ohne   gelehrtes  Beiwerk    gibt  der  Verfasser   eine   Geschichte  der 
Entstehung  von  Paris   und  der  Bildung  seiner  Verfassung  auf  wissen- 
schaftlicher Grundlage.     Die  Darstellung  ist  gewandt  und  libersichtlich 
und   erfüllt  zweifellos   im    allgemeinen   ihren  Zweck.     Freilich  fällt  es 
auf,   daß   der  Verfasser   hinsichtlich   des  Handwerkerstandes   noch  die 
hofrechtliche  Theorie  vorträgt  (vgl.  S.  262  und  269).     Aber  in  Frank- 
reich treibt  sie  ja  noch  vielfach  ihr  Wesen,  und  die  deutschen  Schriften 
von  Eberstadt  über  die  Anfänge  des  französischen  Zunftwesens  haben 
wahrlich  keine  Verbesserung  der  wissenschaftlichen  Situation  gebracht. 
—  Vgl.  zu   P.s  Ausführungen   auch  Wahl,  Deutsche  Literaturzeitung 
1908,  Spalte  3053  ff. 

G.  V.  Below. 


Abhandlungen  zur  Verkehrs-  und  Seegeschichte,  im  Auftrage  des  Han- 
sischen Geschichtsvereins  herausg.  von  D.  Schäfer.  Berlin  1908, 
Karl  Curtius.  Bd.  1 :  R.  Häpke,  Brügges  Entwicklung  zum  mittel- 
alterlichen Weltmarkt.     XXIV  und  296  S. 

Die  „Abhandlungen  zur  Verkehrs-  und  Seegeschichte",  die  ein 
neues  Unternehmen  des  Hansischen  Geschichtsvereins  sind,  verdanken 
zwei  Erwägungen  ihre  Entstehung.  Einmal  ist  das  alte  Programm 
des  Vereins  in  sehr  erheblichem  Umfang  erfüllt ;  er  hat  die  Veröffent- 
lichung der  mittelalterlichen  Quellen  zur  Geschichte  der  Hanse  ihrem 
Abschlüsse  nahegebracht  und  diese  Aufgabe  auch  für  die  neuere  Zeit 
zum  Teil  gelöst,  um  von  den  zahlreichen  Untersuchungen  und  Dar- 
stellungen über  die  hansische  Geschichte,  die  er  mitveranlaßt  hat,  zu 
schweigen.  Sodann  verbindet  sich  mit  dem  alten  Interesse  für  die 
Hanse  ein  steigendes  Interesse  für  die  Seefahrts-  und  allgemeine 
Verkehrsgeschichte.  Das  neue  Unternehmen  will  nun  diesen  Tendenzen 
Rechnung  tragen  und  demgemäß  sein  Arbeitsgebiet  nicht  auf  die 
hansische  Geschichte,  auch  nicht  einmal  unbedingt  auf  die  Beziehungen 
des  deutschen  Volks  beschränken,  wenngleich  es  in  erster  Linie  stets 
der  Deutschen  See-  und  Verkehrsgeschichte  gewidmet  bleiben  soll. 
Wir  begrüßen  die  hiermit  gegebene  Erweiterung  des  Programms  des 
Hansischen  Geschichtsvereins  lebhaft  und  beglückwünschen  ihn  ins- 
besondere auch  zu  dem  Band,  der  die  neue  Sammlung  eröffnet.  Der 
Verfasser  legt  eine  —  übrigens  sehr  erweiterte  (nur  ein  kleines  Stück, 
S.  90 — 124,  kommt  hier  in  Betracht)  —  Doktordissertation  vor,  die 
jedoch  nicht  seine  Erstlingsschrift  ist.  Vielmehr  hat  er  namentlich 
eine  von  scharfer  Kritik  zeugende  Abhandlung  über  „die  Herkunft 
der  friesischen  Gewebe"  in  den  „Hansischen  Geschichtsblättern"  1906, 
Seite  309  ff.,  vorausgeschickt.  Das  Thema,  das  er  jetzt  behandelt,  um- 
faßt außerordentlich  viel:  sowohl  die  innere  Entwicklung  der  Stadt 
Brügge  ist  darzulegen  wie  die  fortschreitende  Ausdehnung  ihrer  aus- 
wärtigen  Handelsbeziehungen.     Damit   hängt   es   zusammen,   daß   das 
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vorliegende  Buch  iiiclit  erschöpfend  sein  kann ;  der  Ausbau  im  einzelnen 
wird  noch  in  mancher  Monographie  unternommen  werden.  Aber  der 
Verfasser  hat  sein  Thema  jedenfalls  mit  Energie  angegriffen  und  die 
Hauptstücke  der  Entwicklung  uns  erfolgreich  vorgeführt.  Die  Dispo- 
sition im  großen  ist  vortrefflich.  In  den  einzelnen  kleinen  Abschnitten 
könnte  die  Anordnung  vielleicht  manchmal  etwas  durchsichtiger  und 
das  Resultat,  das  sich  aus  einzelnen  Tatsachen  gewinnen  läßt,  mehr 
als  diese  ins  Licht  gestellt  sein.  Doch  ist  liierbei  auch  wiederum  an- 
zuerkennen, daß  der  Verfasser,  da  erst  weitere  Forschungen  ein 
einigermaßen  abschließendes  Urteil  ermöglichen  werden,  berechtigte 
Zurückhaltung  übt.  Die  Diktion  wünschte  man  mitunter  wohl  etwas 
flüssiger.  Unter  allen  Umständen  indessen  hat  uns  der  Verfasser  eine 
saubere  Darstellung  von  viel  Urteil  geschenkt.  Da  ich  in  nächster 
Zeit  noch  oft  Gelegenheit  haben  werde,  auf  H.s  Buch  zurückzukommen, 
so  fasse  ich  mich  hier  kurz. 

Wie  bemerkt,  wird  H.s  Darstellung  noch  durch  manche  Monographie 
vervollständigt  werden.  Er  selbst  weist  schon  auf  die  Notwendigkeit 
einer  Spezialarbeit  über  den  englisch-flandrischen  Handel  hin  (S,  59) 
und  verzeichnet  dann  in  einer  Anmerkung  (S.  G9  Anm.  2),  daß  diesem 
Bedürfnis  die  Studie  Schaubes  über  die  Wollausfuhr  in  unserer  Zeit- 
schrift, Jahrgang  1908,  Seite  39  tf.  inzwischen  nachgekommen  sei. 
Nunmehr  hatSCHAUBE  noch  einen  neuen  wertvollen  Beitrag  zur  Geschichte 
der  Weltmachtstellung  Brügges  geliefert:  „Die  Anfänge  der  venezianischen 
Galeerenfahrten  nach  der  Nordsee"  (Histor.  Ztschr.  101,  S.  28  ft'.).  Zu 
der  Frage,  wann  in  Brügge  ein  venezianisches  Konsulat  eingerichtet 
worden  ist  (H.  S.  159),  vgl.  Schaube  Seite  57  und  64;  zu  H.  Seite  157 
Anmerkung  3  vgl.  Schaube  Seite  33.  Mehrere  Berührungspunkte  mit 
H.s  Buch  hat  auch  Erich  Kober,  Die  Anfänge  des  Deutschen  Woll- 
gewerbes (Berlin  1908).  Auch  G.  A.  Kiesselbach,  Die  wirtschaft- 
lichen Grundlagen  der  deutschen  Hanse  (Berlin  1907),  mit  seinen  freilich 
vielfach  sehr  eigenartigen  Wegen,  hat  von  H.  noch  nicht  benutzt 
werden  können.  Zu  den  Ausführungen  über  das  Gästerecht  vgl. 
Alfred  Schultze,  „Über  Gästerecht  und  Gastgerichte  in  den  deutschen 
Städten  des  Mittelalters",  Historische  Zeitschrift  101,  Seite  473  fi*.  Zu 
der  Arbeit  Meltzings  (S.  XVII)  siehe  unsere  Zeitschrift  1907,  Seife  594  ff. 
Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  Pirennes  Geschichte  Belgiens  (vgl. 
Ztschr.  f.  Sozialwissenschaft  1907,  S.  712  ff.)  und  der  neue  „Recueil" 
von  EspiNAs  und  Pirenne  für  die  Darstellung  H.s  von  der  größten 
Wichtigkeit  gewesen  sind.  Zu  den  bemerkenswerten  Darlegungen  über  das 
Patriziat  in  Brügge  (S.  187  ff.)  möchte  ich  bemerken,  daß  meines  Er- 
achtens  der  völlige  Ausschluß  der  Handwerker  und  Kleinkrämer  von  der 
Londoner  Hanse  doch  nicht  so  sicher  ist,  wie  H.  Seite  188  annimmt.  Die 
Voraussetzung  des  Aufgebens  des  Handwerks  scheint  mir  vielmehr 
einen  Wink  zu  enthalten,  daß  der  Eintritt  nicht  ohne  Beispiel  gewesen 
ist.  Es  konnte  ja  jemand  seine  wirtschaftliche  Position  durch  die 
Vertauschung  des  Handwerks  mit  dem  Handelsbetrieb  erheblich  ver- 
bessern (vgl.  H.  V.  LÖSCH,  Kölner  Zunfturkunden  I,  Einl.  S.  137). 
Sodann  scheint  mir  H,  die  Stellung  der  Gewandschneider  in  Brügge 
etwas   zu   sehr   herabzudrücken.     Richtig  ist  es  wohl,   daß  sie  in  den 

Vierteljahrschr.   f.  Social-  u.   Wirtschaftsgeschichte.  VII.  23 
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norddeutschen  Städten  verhältnismäßig  besser  stehen.  Aber  sie  gehören 
doch  auch  in  Brügge  zur  „Poorterschaft".  Wenn  H.  darauf  hinweist 
(S.  201),  daß  die  „lakensnider"  „in  den  Quellen  ziemUch  zurücktreten", 
so  haben  wir  es  hier  mit  einem  etwas  unsichern  Maßstab  zu  tun. 
Nach  der  Zahl  der  Erwähnungen  darf  man  bei  der  lückenhaften  Über- 
lieferung jener  Jahrhunderte  nicht  die  soziale  Stellung  einer  Gruppe 
schätzen.  Übrigens  weiß  H.  sehr  wohl,  daß  die  Art  unserer  Quellen 
uns  Zurückhaltung  im  Urteil  über  die  soziale  Gliederung  jener  Zeit 
auferlegt  (vgl.  S.  204  Anm.  1),  und  es  verdient  um  so  mehr  Anerkennung, 
daß  er  dies  hervorhebt,  als  manche  Autoren  sich  in  der  Schilderung 
scharfer  sozialer  Gegensätze,  von  denen  die  mittelalterlichen  Städte 
erfüllt  gewesen  seien,  nicht  haben  genug  tun  können  i). 

Nachschrift.  Soeben  ist  auch  ein  zweiter  Band  der  „Abhand- 
lungen zur  Verkehrs-  und  Seegeschichte"  erschienen :  H.  Wätjen,  Die 
Niederländer  im  Mittelmeergebiet  zur  Zeit  ihrer  höchsten  Machtstellung. 

G.  V.  Below. 


Annale n   des  Historischen  Vereins  für  den  Niederrhein, 
85.  Heft.    Köln  1908.    J.  u.  W.  Boisser^es  Buchhandlung  (H.  Schilling). 
IV  und  200  S. 
Chr.  Kraus,  Entwicklung  des  Weseler  Stadthaushaltes  von  1342 — 90, 
dargestellt   auf  Grund   der  Stadtrechnungen.     (Studien   und  Quellen 
zur  Geschichte  von  Wesel,  herausg.  mit  Unterstützung  der  Stadt,  IL) 
Wesel  1907,  K.  Kühler.     III  und  86  S. 
Die  Annalen   des  Historischen  Vereins   für   den  Niederrhein  haben 
oft  schon  beachtenswerte  Beiträge  zur  Wirtschaftsgeschichte  gebracht; 
soeben  erst  haben  wir  Veranlassung  gehabt  (s.  oben  S.  164),  auf  einen, 
den   Artikel   von   Huyskens,   hinzuweisen.     Zwei   Abhandlungen,   die 
das  vorliegende  Heft  bringt,  sind  besonders  der  Berücksichtigung  wert. 
L.  ScHWERiNG  handelt  über  die  religiöse  und  wirtschaftliche  Entwick- 
lung des  Protestantismus  in  Köln  während  des  17.  Jahrhunderts.    Wir 
erfahren,  daß  die  Protestanten  in  der  Stadt  Köln  den  Fremden  gleich- 
gestellt und  so  aucli  dem  „Gästerecht"  unterworfen  wurden  (gelegent- 
lich   mit   faktischer  Milderung).     Demgemäß   beschränkte  man  sie  auf 
den  Großhandel.     In  dieser  Beziehung  haben  sich  die  Protestanten  in 
Spedition   und  Kommission,    dann  auch  in  dem  wichtigen  Weinhandel 
betätigt.     Dagegen   war   es   ihnen   untersagt,    „das   vornehmste  Kecht 

1)  Da  ich  hier  über  eiu  Buch  referiere,  das  sich  auch  mit  den  hansischen 
Niederlassungen  in  der  Fremde  beschäftigt,  so  mag  ein  kleiner  Beitrag  zur 
Vorgeschichte  der  autonomen  Gerichtsbarkeit,  die  diese  erwarben,  beigesteuert 
werden.  Das  Medebacher  Stadtrecht  von  1165  schreibt  in  §  17  vor  (Keutgex, 
Urkunden  S.  147),  daß  in  alienis  regionibus  Streitigkeiten  der  Bürger  niclit 
durch  Klage  (nämlich  vor  auswärtigen  Gerichten),  sondern  coram  concivibus 
suis  familiuriter  et  amice  erledigt  werden  sollen.  Damit  ist  jene  autonome 
Gerichtsbarkeit  schon  angedeutet.  Vgl.  übrigens  Mitteilungen  des  Instituts 
Bd.  28,  S.  525. 
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des  Bürgers,  den  Kleinhandel  im  oftenen  Laden  mit  ,mas8  und  eile', 
wie  die  Quellen  es  bezeichnen,  betreiben  zu  dürfen"  (S.  9).  Wir  sehen 
hier,  daß  die  Schätzung  des  Groß-  und  Kleinhandels,  die  dem  Mittel- 
alter eigen  ist  (vgl.  meine  Abhandlung  über  „Großhändler  und  Klein- 
händler im  deutschen  Mittelalter",  Jahrbücher  für  Nationalökonomie 
Bd.  75),  noch  wirksam  ist^).  A.  Schulte  nennt  seine  Abhandlung 
„Vom  Grutbiere"  mit  Recht  „eine  Studie  zur  Wirtschafts-  und  Ver- 
fassungsgeschichte" :  nach  beiden  Richtungen  hin  ist  sie  in  der  Tat 
ergiebig.  Das  Gebiet  des  „Grutbiers"  umfaßt  einen  größeren  Distrikt 
im  Nordwesten  Deutschlands  (die  Niederlande  eingeschlossen),  England 
und  Skandinavien.  Hier  wird  als  fermentum  des  Biers  die  Grut  ver- 
wendet, deren  Ingredienzien  nun  Schulte  festzustellen  unternimmt. 
Seit  dem  14.  Jahrhundert  beginnt  der  Hopfen  einen  Siegeszug  gegen 
die  Grut.  „Wie  der  Indigo  die  alte  Waidfärberei  vernichtete,  besiegte 
etwas  früher  der  Hopfen  die  Grut"  (S.  139).  Das  Grutrecht  blieb 
übrigens  verfassungsgeschichtlich  auch  nach  dem  Siege  des  Hopfens 
erhalten.  „Das  Grutrecht  hatte  sich  zu  einem  Rechte  der  Besteuerung 
aller  Biersorten  ausgewachsen"  (S.  139) ").  Für  die  Geschichte  der 
Beherrschung  des  platten  Landes  durch  die  Stadt  ist  das  Grutrecht 
auch  interessant.  Es  bildete  sich  ein  städtisches  Bannrecht  aus 
(S.  131).  So  erhält  z.  B.  im  Jahre  1341  die  Stadt  Ratingen  die 
Grutgerechtsam  im  Amt  Angermund  (Lacomblet,  ÜB.  III,  Nr.  369; 
vgl.  meine  landst.  Verf.  in  Jülich  und  Berg  I,  S.  230  Anm.  221). 
Die  Überlegenheit  des  Hopfenbiers  ist  für  die  Entwicklung  des  hansi- 
schen Handels  bedeutungsvoll.  Daher  haben  auch  die  Hansischen 
Geschichtsblätter  von  Sghültes  Abhandlung  bereits  Notiz  genommen 
(Jahrgang  1908,  S.  502  ff.).  —  Das  vorliegende  Heft  der  „Annalen" 
enthält  weiter  folgende  Beiträge:  die  Fortsetzung  der  KEUSSENschen 
Ausgabe  der  Reisebeschreibung  des  Utrechters  Aenoldus  Buchelius  (auch 
für  die  Verfassungs-  und  Wirtschaftsgeschichte  bietet  sie  manches)  ^) ; 
A.  Lindner,  Kölner  Kunstleben  um  1600;  H.  Schrörs,  Der  Kölner 
Buchdrucker    Maternus    Cholinus;    J.    Hashagen '^),    Ein    Beitrag    zur 


1)  S.  10  Anm.  2  erwähnt  Schwering  Frechen  als  Sitz  des  Protestantis- 
mus. Dazu  vgl.  meine  Landtagsakten  von  Jülich-Berg  II,  S.  125  ff.  Daß 
es  „politisch  zu  Jülich-Berg  gehörte",  kann  man  nicht  unbedingt  sagen.  Es 
war  eine  Unterherrschaft. 

2)  In  meinen  Landtagsakten  von  Jülich-Berg  I,  S.  768  wird  „die  gruit 
zu  Dulkeu'  (Mitte  des  16.  Jahrhunderts)  erwähnt.  Folgt  daraus  unbedingt, 
daß  damals  dort  tatsächlich  noch  Grutbier  hergestellt  wurde?  Oder  kann 
die  Nachricht  einfach  auf  die  Bierbesteuerung  gedeutet  werden? 

3)  S.  78  Nachrichten  über  die  verheerende  Wirkung  des  Zutrinkens. 

4)  Hashagen  S.  181  meint:  „Man  wird  die  Behauptung,  daß  das  städtische 
Geistesleben  in  den  letzten  Jahren  der  Reichszeit  den  Eindruck  hoffnungs- 
loser Sterilität  mache,  einschränken  müssen."  Es  ist  begreiflich,  daß,  je  mehr 
die  Forschung  ins  einzelne  geht,  neben  den  schon  bekannten  unerfreulichen 
auch  erfreuliche  Dinge  entdeckt  werden.  Daher  die  „Rettungen",  die  heute 
überall  versucht  werden.  Aber  es  kommt  nun  doch  auch  wiederum  darauf 
an,  die  vielen  Einzelresultate,  die  die  Forschung  feststellt,  in  das  richtige 
Verhältnis  zueinander  zu  bringen. 
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Kölner  Presse  (18.  Jahrhundert) ;  dazu  eine  Reihe  von  fachmännischen 
Rezensionen. 

Die  Weseler  Stadtrechnungen  werden  in  der  obengenannten  Schrift 
nicht  zum  erstenmal,  wohl  aber  in  ausgiebiger  Weise  zum  erstenmal 
verwertet.  Da  sie  mit  dem  Jahre  1342  beginnen  und  von  da  an  in 
annähernder  Vollständigkeit  vorliegen ,  Wesel  überdies  in  jener  Zeit 
eine  nicht  gaftz  gleichgültige  Stadt  ist,  so  handelt  es  sich  um  eine 
recht  ansehnliche  Geschichtsquelle.  Natürlich  schöpft  K.  das  wertvolle 
Material  noch  nicht  vollständig  aus;  er  gibt,  wie  er  sagt,  „nur  das 
Resultat  einleitender  Studien  zur  Geschichte  Wesels".  Aber  er  bietet 
in  seiner  Üeißigen  Schrift  doch  schon  viel.  Bei  der  bekannten  Mannig- 
faltigkeit des  Inhalts  der  Stadtrechnungen  hat  er  Gelegenheit,  uns 
über  alle  Seiten  des  städtischen  Lebens  Aufklärungen  zu  verschaffen. 
Besonders  ergiebig  sind  die  von  Wesel  hinsichtlich  der  Verhältnisse 
der  Grut  (S.  23  f.  und  79  f.),  und  ebendeshalb  verbinde  ich  hier  die 
Besprechung  dieser  Arbeit  mit  der  der  Abhandlung  Schultes.  Um 
auf  die  neuerdings  (vgl.  Abelsdorff,  Die  Regelung  des  Arbeitsver- 
hältnisses bei  Vergebung  öfientliclier  Arbeiten  [Beiträge  zur  Arbeiter- 
statistik Nr.  6,  Berlin  1907],  S.  14;  Marie  Heller,  Das  Submissions- 
wesen in  Deutschland,  Jena  1907)  erörterte  Frage,  ob  das  Mittelalter 
das  Submissionsverfahren  gekannt  hat,  hinzuweisen,  so  findet  man  bei 
Kraus  S.  56  hierzu  einiges.  Wünschenswert  wäre  die  Beigabe  eines 
Inhaltsverzeichnisses  gewesen.  G.  v.  Below. 


W.  Röscher,  System  der  Volkswirtscliaft.  1.  Band.  Die  Grundlagen 
der  Nationalökonomie,  24.,  vermehrte  und  verbesserte  Auflage,  be- 
arbeitet von  R.  PÖHLMANN.  Stuttgart  u.  Berlin  1906,  J.  G.  Cottasche 
Buchhandlung  Nachfolger.     XV  und  895  S. 

W.  Röscher,  Politik.  Geschichtliche  Naturlehre  der  Monarchie,  Aristo- 
kratie und  Demokratie.     3.  Aufl.     Ebenda  1908.     X  und  722  S. 

0.  Hintze,  Historische  und  politische  Aufsätze.  4  Bde.  Berlin  1908, 
Verlag  Deutsche  Bücherei  (Deutsche  Bücherei,  Bd.  94 — 101). 

Im  Jahrgang  1907,  S.  481  ff.  habe  ich  über  Schmollers  Allgemeine 
Volkswirtschaftslehre  referiert.  Nach  der  unerquicklichen  Lektüre 
dieses  Buches  findet  man  wahre  Erquickung  bei  Röscher.  Gewiß 
liat  Röscher  seine  Fehler.  Aber  bei  Schmoller  sind  ungefähr  die- 
selben Fehler  vorhanden,  die  jenem  eigen  waren,  und  er  besitzt  nicht 
den  feinen  Sinn  und  die  feine  und  reiche  Bildung  Roschers.  Wie 
ist  es  möglich.  Studierenden  Schmollers  Allgemeine  Volkswirtschafts- 
lehre in  die  Hand  zu  geben?  Die  Lektüre  kann  doch  nur  die  Wir- 
kung üben,  zu  verwirren.  Erfreulicherweise  gibt  es  ja  auch  Arbeiten 
von  Schmoller,  die  man  gern  empfiehlt.  Seine  „Allgemeine  Volks- 
wirtschaftslehre" zu  lesen  ist  indessen  eine  Geduldsprobe.  Bei  Röscher 
wird  man  immer  gefesselt.  Was  macht  es  aus,  daß  man  oft  zu  wider- 
sprechen geneigt  ist?  Wir  erhalten  eine  solche  Fülle  von  feinsinnigen 
und    zugleich    wirklich    belehrenden   Einzelbeobachtungen,    daß   gerade 
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der  historiscli  ?:ericlitete  Leser  das  Buch  nicht  aus  der  Hand  le^en 
kann  ^). 

Es  ist  die  Frage,  wie  man  ein  Werk  wie  das  „System  der  Volks- 
wirtschaft" von  Röscher  nach  dem  Tode  des  Verfassers  brauchbar 
erhalten  kann.  Mir  scheint  die  Art  die  richtige  zu  sein,  die  bei  den 
meisten  Bänden  des  „Systems"  und  so  auch  bei  dem  vorliegenden 
ersten,  den  „Grundlagen",  angewandt  worden  ist;  wie  es  Pöhlmann 
in  der  Vorrede  zur  22.  Auflage  formuliert  hat :  offenkundige  Versehen 
und  Irrtümer  oder  überflüssig  Gewordenes  beseitigen,  das  historische 
und  statistische  Material  ergänzen,  das  selbständige  Weiterforschen 
durch  Hinweise  auf  die  neueste  Literatur  oder  deren  Resultate  ermög- 
lichen, alles  unter  sorgfältiger  Schonung  der  Eigenart  des  Werkes. 
Es  verhält  sich  ja  mit  Roschers  System  nicht  so  wie  etwa  mit 
Rottecks  Weltgeschichte:  diese  wird  heute  niemand  in  die  Hand 
nehmen,  um  daraus  unmittelbare  historische  Belehrung  zu  schöpfen; 
man  schlägt  sie  nur  auf,  um  festzustellen,  wie  Rotteck  und  seine  Zeit 
politisch  geurteilt  haben.  Roschers  System  dagegen  kann  heute  noch 
ganz  direkt  als  Lehrmittel  verwendet  werden,  und  ebendarum  sind 
Ergänzungen   und  Korrekturen   der   genannten  Art  bei  ihm  am  Platz. 

PÖHLMAHN,  der  von  sich  bekennt  (S.  XH),  daß  Röscher  seiner 
ganzen  Lebensarbeit  Richtung  und  Ziele  gewiesen  2),  hat  jene  Arbeit 
bei  den  „Grundlagen"  zweifellos  in  glücklicher  Weise  durchgeführt. 
Um  ein  paar  Beispiele  von  unbedingt  notwendigen  Ergänzungen  heraus- 
zuheben, so  hat  er  mit  Recht  die  Ausführungen  Roschers  über  „Natur- 
gesetze der  Volkswirtschaft"  durch  Hinweise  auf  die  neuere  Literatur 
vervollständigt  S.  35  ff.  Das  Problem  ist  ja  in  der  letzten  Zeit  so  leb- 
haft erörtert  worden,  daß  in  einem  für  Lelirzwecke  bestimmten  Buch 
in  der  Tat  eine  Vervollständigung  notwendig  war.  Ebenda  wendet 
sich  Pöhlmann  gegen  die  biologische  Geschichtsauffassung.  Er  kann 
schon  auf  die  Wandlung,  die  sich  bei  Schäffle  in  dieser  Hinsicht 
vollzogen  hat,  hinweisen.  Jetzt  liegt  dessen  nachgelassene  „Soziologie" 
vor  (Tübingen  1906),  in  der  wir  ein  unzweideutiges  Bekenntnis  er- 
halten. Unvermeidlich  war  ferner  die  Ergänzung  der  Darstellung 
Roschers  in  bezug  auf  die  Probleme   der  Wirtschaftsstufen.     Pöhl- 


1)  Tröltsch  (s.  oben  S.  205)  meint  in  „Entwicklung  der  deutschen  Volks- 
wirtschaftslehre" XXIV,  S.  16,  RoscHER  habe  die  Aufgabe,  das  Gesetz  der  Rela- 
tivität zur  Anerkennung  zu  bringen,  nicht  gefördert,  und  scheint  dies  Verdienst 
erst  Schmoller  zuzuschreiben.  Tatsächlich  aber  hat  R.  den  historischen 
Wandel  der  Wirtschaftserscheinungen  durchaus  erkannt  (s.  M.  Weber,  Jahrb. 
f.  Gesetzgebung  1903,  S.  1217).  Wenn  ihm  der  Relativismus  gewisse  Grenzen 
hat,  so  gilt  das  gleiche  von  Schmoller.  Klare  Anschauungen  über  das 
Recht  des  Relativismus  sucht  man  bei  diesem  vergeblich.  Vgl.  Diehl,  Jahrb. 
f.  Nationalökonomie  79,  S.  109  und  117  f.;  Ztschr.  f.  Sozialwissenschaft  1904, 
S.  147  Anm.  1  und  S.  465  f. 

2)  Ich  habe  in  dieser  Zeitschrift  oben  S.  200  über  die  Legende  von  der 
Originalität  Schmollers  gesprochen.  Die  Arbeiten  Pöhlmanns  tragen  auch 
zu  ihrer  Widerlegung  bei.  Vgl.  Ztschr.  f.  Sozialwissenschaft  1904,  S.  710 
Anm.  2  und  S.  714  Anra.  3.  Über  das  Verhältnis  von  Ro.scher  und  Schmoller 
s,  ebenda  S.  654  ff. 
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MANN  gibt  sie  S.  157  fF.  Hingewiesen  sei  endlich  auf  die  Bemerkungen 
zur  Frage  des  Mutterrechts  (S.  767).  Gerade  auch  durch  solche  Hin- 
weise —  von  anderen  ganz  abgesehen  —  haben  Roschers  „Grund- 
lagen" in  den  neuen  Auflagen  das  Übergewicht  Über  Schmollers 
Allgemeine  Volkswirtschaftslehre.  Was  soll  der  arme  Student  mit  dem 
anfangen,  was  dieser  z.  B.  über  die  erwähnten  Probleme  sagt  ^)  ? 

Bei  den  neuen  Auflagen  der  „Politik"  ist  leider  das  bei  den  „Grund- 
lagen" eingeschlagene  Verfahren  nicht  akzeptiert  worden ;  es  sind  nur 
Korrekturen  rein  äußerlicher  Natur  vorgenommen  worden.  Wir  be- 
dauern dies.  Denn  obwohl  Rosghers  Darstellung  Ja  auch  in  ihrer 
ganz  unveränderten  Gestalt  noch  immer  sehr  viel  positive  Belehrung 
bietet,  so  wäre  doch  durch  Ergänzungen  von  der  Art,  wie  wir  sie 
PÖHLMANN  bei  den  „Grundlagen"  verdanken,  die  praktische  Brauch- 
barkeit des  Buchs  erhöht  worden.  Auch  hier  mag  die  Sache  an 
einigen  Beispielen  erörtert  werden.  S.  290  spricht  Röscher  über  die 
Stellung  Friedrichs  des  Großen  zum  Bauernstand.  Wenn  hier  nur  mit 
einem  Satz  das  System  des  Bauernschutzes,  das  uns  heute,  dank  den 
Forschungen  von  G.  F.  Knapp,  so  vertraut  ist,  angedeutet  worden 
wäre,  würde  die  Erörterung  ein  ganz  anderes  Licht  erhalten.  S.  431 
lesen  wir :  „In  den  meisten  deutsclien  Städten  des  Mittelalters  fällt  die 
Blütezeit  des  Handels  mit  der  Zunftherrschaft  zusammen."  Hier  wäre 
wiederum  ein  kurzer  Hinweis  auf  die  neuerdings  eifrig  (namentlich 
von  Flamm)  verfochtene  These  am  Platze  gewesen,  daß  die  Zünfte 
dem  Handel  mehr  oder  weniger  feindlich  gewesen  und  daß  von  einem 
einfachen  Zusammenfallen  von  Handelsblüte  und  Zunftherrschaft  nicht 
die  Rede  sein  könne  (vgl.  die  von  mir  in  der  Ztschr.  f.  Sozialwissen- 
schaft 1908,  S.  721  gegebene  Literaturzusammenstellung).  Nützlich  wäre 
ferner  ebenda  ein  Hinweis  auf  die  in  der  letzten  Zeit-)  von  mehreren 
Forschern  vertretene  Anschauung  gewesen,  daß  die  städtische  Politik  in 
der  patrizischen  Periode  im  allgemeinen  glücklicher  gewesen  sei  als 
in  der  Zeit  der  Zunftherrschaft.  Ich  werde  auf  diese  Frage  in  der 
Historischen  Zeitschrift  in  einem  Artikel  über  Preuss'  „Entwicklung 
des  deutschen  Städtewesens"  zurückkommen  und  möchte  hier  nur  auf 
Fürstenwerth,  Die  Verfassungsänderungen  in  den  oberdeutschen 
Reichsstädten  zur  Zeit  Karls  V.  (Göttingen  1893),  S.  49  ff.,  Ztschr.  f. 
Sozialwissenschaft  1904,  S.  313  ff.,  K.  Beyerle,  Konstanz  im  Wandel 


1)  Ich  möchte  die  Frage  anregen,  ob  das  Sachregister  bei  Röscher  nicht 
noch  umfassender  gestaltet  werden  könnte.  Es  fehlt  z.  B.  das  Stichwort 
„Mühlen"  (vgl.  S.  127).  Freilich  ist  Roscheks  Buch  an  Realien  so  außer- 
ordentlich reich,  daß  der  Stoff  kaum  zu  bewältigen  sein  würde. 

2)  Übrigens  hat  schon  Bismarck  in  seiner  Rede  vom  24.  Oktober  1849 
geäußert:  „Die  mittelalterliche  Blüte  unserer  Städte  fing  an  zu  welken  von 
dem  Augenblick,  wo  die  patrizischen  Geschlechter  dem  Andringen  der  Zünfte 
unterlagen."  Es  wäre  von  Interesse  zu  ermitteln,  ob  dieser  Äußerung  be- 
stimmte Urteile  von  Historikern  zugrunde  liegen.  H.  v.  Petersdorff, 
Bismarck  als  historischer  Denker,  Kölnische  Zeitung  vom  2.  April  1890 
(Nr.  92),  kommentiert  sie.  Nach  den  neuesten  Untersuchungen  über  die 
mittelalterlichea  Städte  scheint  es,  daß  Bismarck  doch  etwas  mehr  das 
richtige  getroffen  hnt,  als  Petersdorff  zugeben  will. 
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seiner  Landeshoheiten  (Festakt  zur  Jahrhundertfeier  der  Vereinigung: 
der  Stadt  Konstanz  mit  dem  Hause  Baden,  Konstanz  1906),  S.  15, 
Deutsche  Literaturzeitung  1907,  Nr.  51 — 52,  Sp.  3248,  hinweisen. 
PiRENNE,  Geschichte  Belgiens  I,  S.  413  flP.  faßt  die  patrizische  Herr- 
schaft in  ihrer  Zeit  als  ebenso  naturnotwendig  gegeben  auf  wie  später 
die  Zunftherrschaft  („Die  Patrizierherrschaft  entsprach  einem  . . .  sozialen 
Zustande  genau"  usw.).  Von  diesem  Standpunkt  aus  verzichtet  man 
im  Grunde  auf  ein  Werturteil,  und  es  hat  dann  keinen  Zweck,  darüber 
zu  debattieren,  ob  und  in  welchem  Maße  die  Zunftherrschaft  den 
Städten  Nutzen  oder  Schaden  gebracht  hat.  In  dem  Kapitel  über 
„Zunftdemokratien"  übernimmt  Röscher  vieles  wörtlich  aus  §  3a 
seiner  „Nationalökonomik  des  Handels  und  Gewerbefleißes"  (3.  Aufl., 
S.  14  ff.).  Zu  der  Anschauung,  daß  ein  Mittelalter  nicht  bloß  für  die 
germanisch-romanischen,  sondern  für  alle  Völker  anzunehmen  sei 
(Röscher  S.  409  Anm.  4),  vgl.  Ztschr.  f.  Sozialwissenschaft  1903, 
S.  311  f.  und  unsere  Zeitschrift  1907,  S.  496  Anm.  1.  Ich  nehme  die 
Gelegenheit  wahr,  um  auf  den  Aufsatz  von  P.  Fahlbeck,  „Soziale 
und  politische  Zustände  in  Schweden  nach  deutscher  Auffassung", 
Preußische  Jahrbücher  Bd.  133,  S.  515  ff.,  und  auf  die  Rezension  von 
Meinecke  über  ein  Werk  desselben  Autors  in  der  Historischen  Zeit- 
schrift 102,  S.  155  ff.  hinzuweisen.  Man  findet  daselbst  wichtige 
Probleme  diskutiert,  die  in  einer  Darstellung  der  „Politik"  zu  berück- 
sichtigen sind.  So  die  Frage  der  Vereinbarkeit  des  „Dualismus"  mit 
dem  Geist  der  modernen  Verfassung.  Meines  Erachtens  wird  sich 
liauptsächlich  nur  der  Dualismus  im  Finanzwesen  (der  Gegensatz  zum 
Prinzip  der  fiskalischen  Kasseneinheit;  vgl.  mein  Territorium  und 
Stadt  S.  252)  als  ganz  unvereinbar  mit  jenem  erweisen  lassen.  Das 
Register,  das  Roschers  Buch  beigegeben  ist,  wird  als  „Sachregister" 
bezeichnet;  es  sind  jedoch  —  mit  Recht  —  auch  Autorennamen  auf- 
genommen. Man  wünschte  freilich,  daß  es  in  dieser  Hinsicht  voll- 
ständiger wäre  (es  fehlt  z.  B.  W.  Arnold  ;  vgl.  S.  409  Anm.  4).  Ein 
reichhaltiges  Autorenregister  ist  namentlich  auch  deshalb  wünschens- 
wert, damit  wir  uns  schnell  über  die  Wertschätzung  unterrichten  können, 
die  ältere  Autoren  bei  Röscher  gefunden  haben. 

Die  eingehendste  Auseinandersetzung  mit  Anschauungen,  wie  sie 
Röscher  in  seiner  „Politik"  vertritt,  verdanken  wir  neben  M.  Webers 
Untersuchungen  wohl  0.  Hintzes  Aufsatz  „Roschers  politische  Ent- 
wicklungstheorie" (vgl.  über  ihn  meine  Bemerkungen  in  derHist.  Ztschr.  81, 
S.  236  ff.).  Wenn  Hintze  hier  Röscher  entgegentritt,  so  läßt  sich  anderer- 
seits sagen,  daß  er  die  guten  Traditionen  der  RoscHERschen  „Politik'- 
bewahrt  und  fortsetzt.  F'  -igen  wir  uns,  wen  wir  uns  heute  als  geeigneten 
Bearbeiter  der  Darstellung  Roschers  denken  könnten,  so  wird  sich 
die  Aufmerksamkeit  wohl  gerade  auch  auf  Hintze  oder  gar  vornehm- 
lich auf  ihn  richten.  Die  Voraussetzungen  einer  umfassenden  Gelehr- 
samkeit und  eines  feinsinnigen  historischen  Urteils  finden  sich  bei  ihm. 
Freilich  wird  die  Aufgabe  einer  Bearbeitung  immer  schwieriger  infolge 
der  sich  ins  riesige  auftürmenden  Literatur  und  der  Vermehrung  der 
Probleme.  Röscher  hatte  sich  in  das  klassische  Altertum  wie  in  das 
Mittelalter  und  die  Neuzeit  vertieft  und  war  über  den  neuesten  Stand 
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der  Wissenschaft  —  wenn  man  an  seine  besten  Jahre  denkt  —  überall 
wenigstens  leidlich  unterrichtet.  Wie  viele  gibt  es  heute,  die  sich  der 
entsprechenden  Information  rühmen  können? 

Es  ist  lebhaft  zu  begrüßen,  daß  Hintze  den  erwähnten  Aufsatz 
(der  zuerst  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Jahrgang  1897,  erscJiienen 
ist)  wie  überhaupt  seine  historischen  und  politischen  Aufsätze  neuer- 
dings in  einer  Sammlung  vereinigt  und  so  bequem  und  überdies,  wie 
wir  mit  besonderem  Nachdruck  hinzufügen,  zu  außerordentlich  billigem 
Preise  zugänglich  gemacht  hat :  jedes  der  Bändchen  kostet  nur  60  Pf. 
Wir  sprechen  zugleich  den  Verlegern  der  Zeitschriften,  aus  denen  die 
Aufsätze  stammen,  unsern  Dank  aus,  daß  sie  den  Wiederabdruck  so 
uneigennützig  gestatteten.  Eine  der  wertvollsten  Abhandlungen,  die 
wir  hier  erhalten,  die  über  die  Hof-  und  Landesverwaltung  in  der 
Mark  Brandenburg  unter  Joachim  IL,  war  vor  kurzem  im  HohenzoUern- 
Jahrbuch  veröffentlicht  worden  und  bildete  eine  Zierde  des  betreffenden 
Jahrgangs.  Im  einzelnen  die  Aufsätze  aufzuzählen  unterlasse  ich;  es 
sind  so  ziemlich  alle  namhafteren  Aufsätze  und  Abhandlungen,  die 
Hintze  in  Zeitschriften  veröffentlicht  hat,  zusammengefaßt  i).  In  un- 
serer Zeitschrift  sind  vor  allem  seine  Ausführungen  über  den  Merkan- 
tilismus hervorzuheben.  Hintze  läßt  seine  Aufsätze  jetzt  in  unver- 
änderter Gestalt  abdrucken,  was  auch  keinem  Bedenken  unterliegt,  da 
sie  meistens  den  neuesten  Stand  der  Wissenschaft  repräsentieren  (vgl. 
freilich  Teil  3,  S.  108).  Indessen  hätten  ein  paar  Kleinigkeiten  wohl 
geändert  werden  können.  Teil  3  S.  30  Anm.  1  begegnet  ein  „Archivar 
SIeinecke".  Dieser  ist  aber,  wie  männiglich  bekannt,  längst  Universi- 
tätsprofessor, schon  im  zweiten  Ordinariat.  Wir  monieren  ferner,  daß 
nicht  durchweg  angegeben  ist,  an  welcher  Stelle  die  Aufsätze  zuerst 
gedruckt  worden  sind.  Der  in  Teil  3,  S.  109  ff.  veröffentlichte  stammt 
z.  B.  aus  der  Historischen  Zeitschrift  Bd.  97.  G.  v.  Below. 


1)  Nicht  einverstanden  bin  ich  mit  dem  kurzen  Artikel  über  Schmollkr 
(der  übrigens  nur  ein  Gelegenheitsartikel  aus  einer  Zeitung  ist).  Wenn  Hintze 
bemerkt,  daß  derselbe  „in  den  fachmäßigen  Betrieb  der  historischen  Studien 
verflochten"  sei,  so  fehlt  ihm  doch  gerade  die  „fachmäßige"  Ausbildung.  Wenn 
er  von  Schmollers  Allgemeiner  Volkswirtschaftslehre  sagt,  sie  sei  nicht  ein 
natioualökonomisches  Lehrbuch,  wohl  aber  eine  allgemeine  Zivilisations-  und 
Kulturgeschichte,  so  trifft  das  erstere  unbedingt  zu:  die  Eigenschaften,  welche 
für  die  Schaffung  eines  Lehrbuchs  erforderlich  sind,  fehlen  ja  Schmoller  voll- 
kommen. Man  wird  ferner  zugeben,  daß  sein  Buch  etwas  von  einer  allge- 
meinen Zivilisations-  und  Kulturgeschichte  hat  (vgl.  diese  Zeitschrift  1907, 
S.  487) ;  man  muß  jedoch  hinzufügen,  daß  es  auch  in  dieser  Hinsicht  nicht 
brauchbar  ist.  Im  übrigen  verweise  ich  zur  Charakteristik  der  Arbeiten 
Schmollers  auf  meine  Ausführungen  oben  S.  200  ff.  Ich  habe  schon  ein 
paarmal  beobachtet,  daß  Hintze  in  dem  liebenswürdigen  und  selbstver- 
ständlich durchaus  anerkennenswerten  Bestreben,  sich  in  die  Art  des  Autors, 
mit  dem  er  sich  beschäftigt,  zu  vertiefen,  das,  was  dieser  erstrebt,  auch 
schon  als  mehr  oder  weniger  erreicht  ansieht. 
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Trois  publicationa  de  jeunes  erudits  fraugais  viennent  d'apporter  une 
contribution  de  faits  et  d'idees  ä  l'histoire  des  formes  de  la  pi-oduction 
agricole  en  France:  l'iitilisation  des  marais  de  l'ouest,  l'exploitation 
d'iine  grande  foret  du  nord-ouest,  le  päturage  communal  dans  le 
centre,  telles  sont  les  questions  qni  ont  ete  abordees  par  chacun  d'eux, 
et  dont  il  Importe  de  donner  ici  im  resume^). 

I» 

Le  dessechement  des  marais  a  ete  etiidie  en  gros  par  le  comte  de 
DiENNE  dans  son  Histoire  des  desscchements  des  lacs  et  marais  en  France 
avant  1789.  M.  Etienne  Cloüzot,  en  ecrivant  im  livre  siir  Les  marais 
de  la  Sevre  niortaise  et  da  Laij  du  X^  ä  la  fin  du  XVP  siede")  a  montre 
que  l'elaboration  d'une  syntliese  serieuse  devait  etre  precedee  par  celle 
de  monographies  de  detail,  dont  il  donnait  l'exemple ;  il  a  aussi  souligne 
tont  ce  que  la  geographie  pouvait  tirer  de  l'etude  des  textes  historiques 
pour  comprendre  les  transformations  d'un  habitat  considere.  On  a 
remarque  dans  le  littoral  oceanien  du  sud  de  la  Loire  des  oscillations 
alternantes,  des  avancees,  puis  des  reculs  de  la  mer'^);  le  jeu  des  forces 
naturelles  ne  peut  expliquer  entierement  ces  modifications  de  la  structure 
du  sol:  les  liommes  ont  agi  sur  la  matiere  brüte  de  la  terre,  en  ont 
change  l'aspect  et  le  caractere.  C'est  d'autant  plus  vrai  qu'ils  ont  com- 
mence,  dans  la  region  poitevine,  beaucoup  plus  tot  qu'on  ne  croit. 
Jusqu'ä  la  demonstration  de  M.  Clouzot,  on  pensait  que  c'etaient 
les  Ingenieurs  hollandais,  appeles  pour  la  premiere  fois  par  Henri  IV, 
qui  auraient  procede,  aux  XVII"  et  XVIII"  siecles,  au  dessechement  des 
marais :  un  travail  enorme  f ut  accompli  au  moyen-äge  par  les  tenanciers 
de  la  trentaine  d'abbayes  qui  se  partageaient  le  pays.  Les  abbayes,  quo 
l'auteur  repartit  en  trois  groupes,  d'apres  l'aire  des  travaux  operes  (nord 
et  sud  de  la  Sevre,  region  du  Lay),  constituant  ce  qu'on  peut  appcler 
dans  la  terrainologie  juridique  moderne  des  syndicats  de  proprie- 
taires,  organiserent  des  associations,  celles  des  Cinq  Abbes  et  des 
marais  de  la  Brune  entr'autres,  dont  l'activite  fut  tres  feconde. 
L'initiative  individuelle  des  petits  tenanciers  ou  petits  proprietaires  li- 
bres  n'aurait  pas  suffi  ä  realiser  le  programme  d'une  dessiccation,  que 
seules  les  abbayes,  isolees  ou  syndiquees,  avec  leurs  reserves  capitalis- 
tiques,  pouvaient  aborder,  etquandlespaysans  voulurententreprendreeux- 
memes  des  travaux  analogues,  ils  eurent  recours  aussi  a  la  forme  syndicale : 
l'Achenal-le-Roi  fut  construit  gräce  aux  efforts  de  cinq  paroisses  coalisees. 
Quant   ä   la  noblesse  bas-poitevine,   eile  s'est  desinteressee  ä  peu  pres 


1)  Depuis  quatre  annees  que  cet  article  a  ete  ecrit,  beaucoup  de  docu- 
ments  ont  ete  edites  (en  particulier  par  la  Commission  des  documents  econo- 
miques  de  la  Revolution),  beaucoup  de  travaux  de  detail  ont  paru  qui 
meriteraient  d'etre  signales  ici,  mais  que  je  dois  laisser  de  cote  pour  ne  pas 
bouleverser  l'ordonnance  materielle  de  ces  comptes-rendus. 

2)  Paris,  Champion -Niort,  Clouzot,  1904,  in-8«,  283  p. 

3)  Cf.  P.  ViDAL  DE  LA  Blaciie,  TabUau  de  la  geograpJiie  de  la  France, 
dans  Lavisse,  Hist.  de  France,  1. 1,  1.    Paris,  1903,  in-S»,  p.  320—321. 
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completement  de  la  question,  se  contentant,  a  la  fin  du  XU»  et  au  debut 
du  XIII"  siecles,  de  ceder  des  marais  ä  des  tenanciers  eraphyteotiques, 
moyennent  la  mise  en  culture  du  sol  et  des  redevances  tenues.  Du  reste, 
malgre  l'utilite  generale  des  travaux  accomplis,  on  ne  trouve,  dans 
l'histoire  des  dessechements,  aucune  methode :  la  dessiccation  est  op6ree 
au  petit  bonheur,  sans  plan  precongu;  entre  les  abbayes,  unies  par 
des  contrats  oraux  ou  mal  definis,  naissent  des  contestations  d'oü 
sort,  tout  naturellement,  toute  une  jurisprudence,  tout  un  „droit  des 
marais";  la  royaut^,  sans  doute,  essaie  bien,  des  le  XIIP  siele, 
d'imposer  des  vues  d'ensemble:  eile  delegue  des  commissaires  pour 
„dresser  les  listes  des  contribuables,  les  contraindre  ä  payer  leur  quote- 
part,  visiter  les  marais,  determiner  les  travaux  ä  entreprendre,  en  sur- 
veiller  l'execution",  regier  les  contestations:  mais  cette  action  est  ä  la 
fois   trop   sommaire   et   trop    fragmentaire  pour  etre  vraiment  efficace. 

Quoiqu'il  en  soit,  au  debut  du  XIV«  siecle,  le  marais  poitevin  est 
dans  un  reel  etat  de  prosperite.  Dans  le  marais  mouille,  poussent  les 
roseaux,  les  bois  de  toute  espece,  le  chanvre,  le  lin;  dans  le  marais 
desseche,  le  ble,  les  feves,  la  vigne;  partout,  on  peut  faire  un  elevage 
intensif  qui  constitue  la  source  premiere  de  la  richesse.  Les  ressources 
de  la  peche  et  de  la  chasse  sont  infinies ,  et ,  sur  ce  point, 
M.  E.  Clouzot  nous  donne  des  renseignements  circonstancies,  a  propos 
des  especes  et  des  engins.  En  somme,  les  terrains  conquis  sont  reelle- 
ment  productifs,  et  l'on  comprend  toute  l'äprete  avec  laquelle  les  dessic- 
cateurs  en  revendiquent  la  possession.  Normalement,  ils  appartiennent 
ä  ceux  qui  ont  fait  faire  les  dessechements.  Mais,  tres  tot,  comme 
nous  l'avons  dit  plus  haut,  les  seigneurs  ont  accorde  des  concessions 
de  marais :  au  XIV«  siecle,  les  abbayes,  qui  exploitent  leurs  biens  non 
plus  directement,  mais  au  moyen  de  tenanciers  soumis  ä  des  prestations 
regulieres,  se  desinteressent  elles-memes  de  la  possession  effective  des 
marais  et  les  louent  aux  laics.  D'autre  part,  les  communautes  bataillent 
sans  cesse  pour  la  conquete,  ou  la  reconnaissance  de  pacages  communs 
et  de  droits  d'usage,  —  sur  l'origine  et  Tevolution  desquels  M.  Clouzot 
est  malheureusement  assez  sec  — ,  tandis  que  la  royaute,  inaugurant  au 
XIP  siecle  une  jurisprudence  administrative,  qui  s'est  maintenue  jusqu'ä 
aujourd'hui,  jette  son  devolu  sur  les  atterrissements.  Le  marais,  pro- 
ducteur  d'herbage  et  de  viande  sur  pied,  est  sillonne  de  voies  de  com- 
munication:  avant  tout,  on  utilise  les  fosses  de  drainage  sans  cesse 
parcourus  p  r  les  barques  plates  a  la  pelle  (ou  ä  la  pigouille);  le 
centre  du  transit  est  Marans,  oü  passent  toutes  les  marchandises  de  la 
Bretagne  et  de  la  Flandre  ä  destination  de  Fontenay  ou  de  Niort; 
sur  terre,  le  rebord  du  force  (bot)  seul  est  utilisable,  mais  c'est  un  source 
de  proces  que  l'emploi  par  la  circulation  publique  de  parties  de  domaines 
prives. 

La  structure  des  routes  de  terre  et  d'eau  des  marais  nous  amene 
a  parier  de  la  technique-meme  des  dessechements.  Les  premiers  furent 
operes  au  bord  de  la  mer,  oü  des  atterrissementes  d'origine  maritime 
avaient  apparu.  On  cloturait  des  parcelles  du  sol  inonde  au  moyen 
d'un  achenal,  ou  fosse,  comprenant  un  bot  (talus)  maintenu  par  des 
plantations,   et  un  contrebot  (fosse  interieur),    et  l'eau  des  achenaux, 
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commimiquant  les  uns  avec  les  autres,  se  deversait  par  des  portereaux 
ä  elapet  jusqu'a  la  baie  de  rAiguillon  i).  La  terre  ainsi  limitee  etait 
livree  ä  la  culture  ou  ä  l'elevage,  selon  les  cas. 

La  decadence  du  marais  coramen^a  avec  le  XIV«  siecle,  quand  les 
abbayes  se  desinteresserent  des  travaux;  celles-ci  bientot,  d'ailleurs, 
furent  foreees  de  ne  plus  s'en  occuper,  quand  la  guerre  de  cent  ans 
apporta  a  la  region  son  tribut  de  desolation  et  de  ruines.  Non  seule- 
ment,  on  n'entreprit  pas  de  nouveaux  dessechements,  mais  on  negligea 
d'entretenir  les  anciens  travaux,  alors  que  le  maintien  des  conquetes 
faites  sur  l'inondation  n'etait  possible  que  par  une  surveillance  constante 
des  achenaux  et  des  bots.  Depuis  lors,  jusqu'au  XYII«  siecle,  l'histoire 
des  travaux  dans  le  marais  nous  raontre  des  arrets  et,  des  reprises 
d'activite,  qui  erapechent  la  realisation  de  nouveaux  progres.  Au  milieu 
du  XV«  siecle,  on  essaie  de  reparer  les  ruines  de  la  guerre ;  on  s'arrete 
au  debut  du  XVP;  puis,  en  1526,  la  royaute  pretend  s'occuper  de  la 
question,  eile  ordonne  aux  abbayes  de  reprendre  les  travaux,  qui  sont 
en  efFet  si  vivement  menes,  que  les  paysans  finirent  par  considerer 
les  reparations  de  1527  comme  une  veritable  creation.  Mais  les  parti- 
culiers  laissent  tout  aller  a  vau  l'eau,  en  depit  des  visites  judiciaires 
au  moyen  desquelles  l'administration  cherche  a  etablir  les  responsabilites: 
les  bots  sont  presque  completement  detruits;  le  pays,  excellent  terrain 
pour  la  guerre  de  partisans  des  religionnaires,  est  le  theätre  d'hosti- 
lites  incessantes  qui  empechent  de  reprendre  ou  de  continuer  les 
travaux. 

C'est  ä  ce  moment  que  s'arrete  M.  Clouzot,  et  l'on  ne  saurait  trop 
souhaiter  qu'il  poussät  desormais  ses  recherches  jusqu'a  nos  jours:  il  aura 
ä  sa  disposition  beaucoup  plus  de  documents,  et  plus  circonstancies  que 
pour  la  periode  precedente,  et  l'on  peut  croire  qu'il  en  saura  tirer  un  egal 
profit,  II  nous  permettra  d'esperer  pour  son  procbain  li\  re  un  plan  plus 
satisfaisant  que  le  plan  du  livre  actuel,  oü  les  matieres,  assez  bien 
reparties  dans  chaque  chapitre,  se  lient  difßcilement  en  un  ensemble 
synthetique.  Nous  avons  essaye,  dans  ce  resume,  de  suppleer  au  defant 
que  nous  signalons,  et  qui  n'entache  ni  la  methode  critique^),  ni 
les  resultats  de  detail  interessants  auxquels  M.  Clouzot  est  arrive. 

Les  memes  defauts  de  composition  se  retrouvent,  plus  patents  en- 
core,  dans  V Etüde  sur  la  foret  de  Roumare  de  M.  Michel  Prevost-'). 
II  est  regrettable  que  ce  livre,  oü  l'on  trouve  un  tres  grand  nombre  de 
faits,  soit  si  confus,   si  mal  distribue,   et  rendu  si  obseur  par   l'emploi 


1)  Les  termes  du  marais  ont  ete  groupes  et  expliques  par  M.  Clouzot 
flans  un  glossaire  qui  rendra  certainement  des  Services. 

2)  Vingt  pieces  justificatives,  de  1199  ä  1639,  bien  publiees,  un  glossaire 
et  une  table  des  noms  propres  terminent  le  voluiiie.  Six  planches  reproduisent 
sauf  une,  des  cartes  anciennes.  A  noter  une  inexactitude  p.  59  (XIV  pour  XVI). 
une  erreur  de  numerotation  p.  48,  et  une  citation  sans  reference,  p.  35. 

3)  Reuen,  Lestringant-Paris,  Picard,  1904,  in-8". 
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de  mots  tecliniques  iiormands  qu'aucun  glossaire,  u  la  difference  de 
l'ouvrase  de  M.  Cloüzot,  iie  vient  expliquer.  De  plus,  et  davantage 
que  dans  ce  dernier,  apparait,  fort  genante  pour  rintelligence  complete 
des  clioses,  la  laciine  d'aper^*us  geologiqiies :  il  aurait  ete  bon  d'expli- 
quer  les  conditions  terrestres  de  l'existence  de  la  foret  de  Roumare,  et 
de  montrer  avec  precision  dans  quelle  mesure  eile  etait  un  demembre- 
ment  de  la  grande  sylve  normande.  Enfin,  nulle  limite  chronologique 
n'est  donnee  aux  reclierclies  de  l'auteur,  qui  vagabonde,  un  peu  au  hasard 
des  documents,  dans  une  matiere  tres  riebe.  Ces  reserves  faites,  on 
pourra  feliciter  M.  Prevost  de  l'ampleur  et  de  la  diversite  de  ses  in- 
formations,  dont  nous  voudrions  presenter  un  tableau  sommaire. 

Actuellement  encore,  la  foret  de  Roumare  s'etend  sur  2046  hectares 
(714  de  taillis,  2632  de  taillis  ä  convertir  en  futaies,  700  de  futaies). 
Elle  „tapisse  les  abords  de  la  Seine  aux  abords  de  Ducler  et  fait  face 
a  Celles  de  Rouvray  et  de  la  Londe  sises  sur  la  rive  opposee.  Force- 
ment  limitee  par  l'istlirae  de  la  Seine  oii  eile  se  trouve,  eile  n'a  jamais 
pu  occuper  un  espace  plus  etendu  que  cet  isthme  meme"  ^).  Les  textes 
qui  la  concernent  datent  au  plus  tot  du  XIP  siecle,  epoque  oü  eile 
s'etendait  jusque  sous  les  murs  de  Ronen.  Toutefois  des  vestiges 
celtiques  et  gallo-romains  indiquent  qu'elle  fut  exploitee  ou  utilisee 
pour  la  defense  tres  anciennement.  Au  reste,  son  histoire  est  celle 
d'une  foret  administrative,  qui  passe  naturellement  du  domaine  des 
ducs  de  Normandie  dans  celui  des  rois  de  France,  et  les  uns  et  les 
autres  veillent  avec  soin  ä  la  possession  et  ä  l'exploitation  de  ce  bien 
considerable,  au  moyen  de  „reformes"  incessantes.  L'une  des  reformes 
les  plus  importantes,  par  le  nombre  des  contestations  resolues  et  des 
regles  definitivement  posees,  est  celle  qu'opere,  au  milieu  du  XVI«  siecle, 
le  celebre  auteur  de  la  Republiqne,  Jean  Bodin-),  malgre  l'opposition 
des  etats  de  Normandie;  de  meme,  celle  de  1661  est  a  noter  au  point 
de  vue  de  la  reconnaissance  des  droits  d'usage.  Tandis  que  les  droits 
d'usage,  reconnus  ou  non,  s'etablissaient  ou  sc  resolvaient  lentement 
par  les  conquetes  minuscules  des  uns  et  des  autres,  aboutissant  ä  une 
oscillation  constante  de  revendications  contradictoires,  les  alienations  en 
vue  des  defrichements  ne  modifiaient  pas  sensiblement  l'aspect  de  la 
foret:  du  XIV®  au  XVII®  siecles  en  efFet,  elles  sont  extremement  rares, 
et  les  proprietaires  de  la  foret  surent  l'exploiter,  comme  il  convenait, 
par  une  sage  administration  financiere. 

Cette  administration,  organisee  par  les  ducs,  fut  completee  par  la 
grande  ordonnance  de  1376  ■^).  A  la  tete,  un  forestier,  qu'on  appelle 
aussi  servus  foresti  dans  les  premieres  textes,  ou  verdier,  puis,  a  partir 
de   1694,    garde-marteau ,    par   allusion   ä   la   marque   des   arbres,    et 


1)  A.  Maury,  Les  forets  de  la  Gaule  et  de  Vancienne  France,  Paris, 
1867,  iü-8°,  p.  321. 

2)  II  serait  ä  souhaiter  qu'on  etudiät  d'une  fa^on  serieuse  la  vie  de  Bodin, 
dont  le  röle,  au  point  de  vue  des  doctrines  et  de  la  politique,  est  fort  curieux. 
A  la  meme  epoque,  vivait  un  autre  J.  Bodin,  de  Montguichel,  qui  reforma 
les  forets  du  Nivernais  en  1582,  et  fit  partii'  de  la  commission  de  reformation 
oü  figurait  le  grand  Bodin. 

3)  Ordonn.  des  rois  de  France,  t.  VI,  p.  222. 
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qui,  ä  ce  moraent,  surveille  toutes  les  forets  normandes ;  au  dessous, 
des  sergents  et  des  gardes  de  tonte  espece  et  de  toute  denomiuation, 
avec,  ä  partir  de  1554,  un  sergent  coUecteur  afFerme  pour  la  perception 
des  amendes.  En  deliors  de  ce  cadre,  on  constate  l'existence  de  „re- 
gardeurs-pasuageurs",  dits  „francs-jugeurs",  k  partir  du  XV«  siecle, 
seigneurs  temporeis  ou  cliefs  d'etablissements  de  bienfaisance,  ä  qui, 
moyenuant  raccomplissement  de  certaines  inspections  ou  „regards", 
a  ete  accordee  la  levee  d'un  droit  special,  le  „passage".  Cette  ad- 
ministration,  centralisee  et  solide,  a  naturellement  des  defauts :  les  ofli- 
ciers  de  la  foret  se  rendent  coupables  des  malversations,  et  surtout 
ils  ne  s'inquietent  pas  de  poursuivre  les  seigneurs  dont,  pratiqnement, 
ils  dependeut,  alors  qn'ils  exercent  durement  leur  severite  a  l'egard 
des  paysans. 

Les  recettes,  que  M.  Prevost  n'a  reellement  etudiees  que  pour  le 
moyen-äge,  et  encore  d'nne  fagon  extremement  confuse,  proviennent 
de  sept  chefs :  les  droits  de  regard  et  de  passage,  pergns  par  des  parti- 
culiers,  puis  les  adjudications  de  raarches  divers  (amendes,  bois  tombes, 
copeaux  des  arbres  coupes  pour  le  roi),  les  droits  de  pourpreture, 
pergus  comme  taxe  de  ratification  sur  les  terrains  usurpes,  les  droits 
de  porcherie,  payes  au  tresor  par  les  possesseurs  de  troupeaux  de 
cochons  qui  sont  autorises  a  la  paisson  forestiere,  le  modlum  moreü, 
prestation  en  nature  de  boisson  au  miel  sauvage,  plus  tard  affermee, 
et  dont  on  n'apergoit  pas  bieu  quels  sont  les  debiteurs,  enfin  les  ventes. 
Ce  sont  les  amendes  et  les  ventes  qui,  dans  cette  forgt  serieusement 
administree,  produisent  le  plus.  Les  amendes,  elevees,  sont  prononcees 
surtout  a  l'occasion  de  vols  de  bois  et  de  päture  defendne,  delits  qui 
se  multiplient  aux  periodes  de  grande  misere  ^) ;  les  quelque  400  proces, 
instruits  par  Bodin  en  1572 — 1579,  nous  montrent  la  rudesse  avec 
laquelle  procedaient  les  representants  de  la  royaute  dans  la  revendi- 
cation  des  droits  du  tresor  2).  Les  ventes  de  bois  sont  ordinaires  ou 
extraordinaires ;  les  premieres  sont  le  resultat  de  ramenagement,  dont 
l'auteur  ne  nous  dit  pas  grand'chose  ^) ;  elles  se  fönt  ä  des  particuliers 
de  toute  espece,  encore  qu'en  1655  l'administration  ait  essaye  de  traiter 
avec  un  seul  acheteur,  et,  reglees  par  une  procedure  precise,  assurees 
par  des  cahiers  de  Charge  detailles^),  elles  constituent  un  revenu  fort 
serieux,  puisque  dans  le  premier  tiers  du  XVIIP  siecle,  elles  produisent 
de  45  ä  55000  livres.     Les   ventes   extraordinaires   ne  rapportent  pas 


1)  Pour  le  XVTJe  siecle,  voir  les  rapports  du  pere  du  gi-and  Corneille, 
aualyses,  1.  U,  eh.  V. 

2)  Bibl.  nat.,  ms.  fr.  5347. 

3)  Ancieunement  le  forestier,  selon  les  ordres  des  agents  du  tresor,  in- 
diquait  seulement  la  somme  qu'ou  voulait  retirer  de  la  vente ;  puis,  on  consi- 
dera  comme  de  meilleure  admiuistratiou  de  determiuer  le  nombre  d'arpents 
ä,  vendre. 

4)  Cf.  l'analyse  de  l'uu  d'eux,  du  XVEEJe  siecle,  p.  268—272.  A  la  vente 
des  bois,  M.  Pkevost  aurait  du  joindre  ce  qu'il  dit  plus  loin  de  leur  com- 
merce ä  Rouen,  reglemente  d'une  fagon  tres  miuutieuse  (p.  286  sq.)  et  de 
leur  exportatiou,  malgre  la  resistance  du  parlemeut  de  Rouen  et  du  populaire 
peudaut  les  hivers  rigoureux. 
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moius  au  tresor,  inais  elles  sont  moins  bonnes  pour  la  foret  elle-meme, 
car  elles  sout  ordonnees  quand  on  cherche  de  l'argent  de  tous  les 
cötes,  —  et  cela  des  la  regence  de  Charles  V;  les  ventes  de  „caables", 
c'est-ä-dire  d'arbres  tombes,  tout  a  fait  normales,  rentrent  cependant 
dans  la  categorie  des  ventes  extraordinaires. 

De  la  foret,  ses  possesseurs  ne  tirent  pas  seulement  des  revenns 
en  argent.  Le  bois,  coupe  et  fagonne  par  radministration,  est  envoye 
directement  au  clos  des  galees  de  Ronen,  pour  la  construetion  des 
vaisseaux  royaux  (au  raoment  de  la  guerre  de  cent  ans).  D'autre  part, 
les  rois  fönt  tres  souvent  des  cadeaux  de  bois.  En  dehors  du  bois, 
il  faut  encore  noter  les  pierres  de  construetion,  l'argile  employ^e  dans 
les  tuileries,  la  mousse,  la  terre  ä  foulon,  atfermee  aux  bourgeois  de 
Ronen,  qui  l'afferment  eux-memes,  le  charbon  de  bois,  les  cendres 
pour  les  verreries,  la  chasse  enfin,  dont  on  aurait  voulu  que  M.  Prevost 
etudiät  davantage  les  conditions  juridiques. 

En  face  des  revenus  et  des  produits  de  la  foret,  les  charges.  Les 
plus  considerables  consistent  en  droits  d'usage.  Sans  traiter  en  detail 
la  question  de  l'origine  de  ces  droits,  notre  auteur  apporte  ä  sa  Solution 
une  contribution  personnelle.  Considerant  avec  L.  Delisle^)  que  les 
forets  normandes,  tres  anciennement  et  des  l'epoque  merovingienne, 
sont  royales  ou  privees,  il  pense,  selon  l'opinion  de  M.  de  Maulde  pour 
les  forets  de  l'Orleanais -),  que  les  usages  ont  ete  autorises  par  les 
proprietaires,  et  que  les  usagers  ont  fini  par  considerer  comme  un  droit  la 
faculte  ä  eux  reconnue,  et  il  repousse  l'hypothese  de  la  copropriete  com- 
mune^). A  vrai  dire,  l'hypothese  reste  entiere,  car  il  n'estpasprouve,  meme 
par  M.  Prevost,  qu'avant  l'appropriation  privee  des  forets,  qui,  necessaire- 
raent,  n'est  pas  primitive,  cette  copropriete  n'ait  pas  existe,  et,  dans  ce 
cas,  la  croyance  des  usagers,  sautant  par  dessus  l'epoque  de  l'appropria- 
tion privee  pour  rejoindre  celle  du  communisme  ancien,  serait  plus 
conforme  ä  la  realite  qu'il  n'a  semble  aux  maitres  du  sol.  Quoiqu'il 
en  soit  des  origines,  c'est  du  XIP  et  surtont  du  XIII«  siecle  que  datent 
les  concessions  d'usages  dans  la  foret  de  Roumare,  —  au  moins  pour 
ceux  qui  sont  enregistres  dans  les  textes.  La  reglementation  des  droits 
d'usage,  les  leges  forestarum,  apparaissent  dans  trois  textes  importants, 
un  jugement  de  l'Echiquier  de  1258,  la  coutume  des  forets  de  Nor- 
mandie,  vers  1402,  la  reconnaissance  des  droits  de  17  villages  en  1424. 
Mais,  reglementes,  ces  droits  n'en  existent  pas  moins  tres  vivants,  ä 
cette  epoque  de  l'histoire.  A  partir  du  XVI«  siecle  seulement,  se  mani- 
feste une  tendance  a  les  restreindre :  l'ordonnance  de  1515,  qui  ordonne 
la  verification  des  titres  sur  lesquels  sont  presumes  reposer  les  droits 
est  a  ce  point  de  vue  fort  importante,  et  eile  aboutit  ä  la  suppression 
d'usages   immemoriaux   dont   communautes   ou  particuliers  ne  peuvent 


1)  Etüde  sur  la  condition  de  la  classe  agricole  en  Normandie  .  .  .,  p.  1B5. 

2)  Etüde  sw  la  condition  forestih-e  de  l'Orle'anais,  Orleans,  s.  d.,  in-S", 
p.  129—131. 

3)  En  France,   M.  P.  Viollet   n'a   pas    cesse  de  batailler  en  faveur  de 
cette  derniere  doctriue. 
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invoquer  les  titres  d'etablissement^).  En  gros,  ou  peut  dire  que  l'exercice 
des  droits  est  difficile,  tres  diminue,  et  generalement  taxe.  Malheureuse- 
ment  daus  lern*  etude,  M.  Prevost  ne  depasse  pas  l'annee  1642,  et  neglige 
totalement  le  XVIII^  siecle,  dont  l'opposition  a  l'egard  des  droits  d'usage 
aurait  ete  interessante  ä  constater  ä  l'egard  de  la  foret  de  Roumare. 
Un  point  curieux  qu'en  revanche  il  souligne  c'est  que,  parmi  les  usagers 
qui,  naturellement,  abusant  de  leurs  droits,  en  tiraieut  parti  aux  depens 
de  la  bonne  administration  de  la  foret,  ce  sont  les  principaux,  et  tout 
particulierement  les  couvents,  qui  ont  le  moins  de  respect  de  la  proprit'te 
royale.  Les  droits-memes  se  rangent  sous  trois  chefs:  le  panage,  ou 
droit  de  glandee  des  porcs,  le  chaufFage,  constistant  en  bois  coupe  ou 
sur  pied  que  delivre  le  sergent  de  la  foret,  le  päturage.  Au  XVI«  siecle, 
l'introduction  des  bestiaux  dans  les  bois  parut  ofFrir  de  grands  in- 
convenients;  dans  la  foret  de  Roumare,  on  imposa  aux  usagers  de 
limiter  par  des  fosses  les  parties  de  taillis  qu'on  affectait  au  päturage 
(cantonnement),  et  l'on  en  exclut  les  chevres. 

La  seconde  espece  de  charges  qui  pese  sur  la  foret,  c'est  la  dune, 
levee,  des  le  XIP  siecle,  sur  tous  ses  produits,  et  pergue  par  le  prieure 
de  Notre-Dame  du  Pre  de  Ronen,  dit  de  Bonne-Nouvelle.  La  dime 
ne  cessa  pas  de  grandir :  en  1758,  eile  montait  ä  la  somme  de  5259  1. 
16  sous. 

Teiles  sont  les  grandes  lignes  de  la  raonographie  de  M.  PRfivoST, 
pleine  de  renseignements,  mais  tres  confuse,  comme  nous  l'avons  dit; 
sur  plusieurs  points,  eile  amorce  des  questions,  qu'elle  ne  resout  pas, 
ou  les  neglige  deliberemment.  Neanmoins,  c'est  avec  des  travaux  de 
cette  espece'^)  qu'il  faudra  proceder,  quand  on  voudra  reprendre  la 
belle  Synthese,  encore  si  utile,  de  M.  Maury,  signalee  plus  haut^).  Mais 
que  les  historiens  se  persuadent  de  l'utilite  de  recourir  ä  la  discipline 
geographique ,  s'ils  veulent  expliquer  des  faits,  que  les  evenements 
historiques  ou  les  traditions  juridiques  ne  parviennent  pas  ä  faire 
comprendre  entierement ! 

III' 

Cette  conclusion  ne  ressort  pas  moins  de  la  lecture  du  livre  de 
M.  Camille  Trapenard  sur  le  Päturage  comnmnal  en  Haute-Auvergne 
(XVII« — XVIIP  siecle)'^).    Ce  n'est  pas,  a  vrai  dire,  le  reproche  le  plus 

1)  II  est  juste  d'aj outer  que  la  procedure  employee  pour  verifier  l'origiue 
des  droits  d'usage  admettait  l'emploi  des  temoignages. 

2)  Nous  avons  dejä  indique  l'etude  de  M.  de  Maulde  sur  les  forets  de 
l'Orleanais  (p.  5,  n.  2).  Ä  -ligiialer  encore  P.  Domet,  Hist.  de  la  foret  de 
Fontainebleaa,  Paris  1873,  in-12";  E.  Guillemot,  Etude  sur  les  forets  du 
hailliagc  de  Senlis,  dans  Fositions  des  theses  .  .  .  de  VEcole  des  Chartes, 
1900,  p.  105  sq.;  Louis  le  Pelletier,  Etude  de  la  foret  de  Villers-Cotterets, 
meme  public,  1902,  p.  85  sq. ;  nous  savons  d'autre  part  qu'un  quatriöme  elevc 
de  l'EcoIe  des  Chartes ,  M.  P.  Coknu  ,  prepare  un  travail  sur  les  forets 
nivernaises. 

3)  Voy.  p.  3. 

4)  Paris,   Larose,  1904,  in-S*",  VII  -f  278  p.  (avec  uue  lettre-preface   de 

M.   P.   ViOLLET). 


356  Referate. 

grave  qu'on  puisse  faire  a  ce  travail.  Ecrivant  iine  these  de  droit, 
M.  Trapenard  a  forcement  con^u  son  sujet  sous  l'angle  juridique,  et 
ce  point  de  vue  l'emporte.  Mais  il  l'emporte  non  seulement  a  I'egard 
de  la  geographie  Inimaine,  mais  eneore  de  la  culture  historiqiie  ne- 
cessaire  ä  la  comprehension  pleine  du  sujet.  M.  Trapenard,  en  effet, 
a  utilise  les  archives  des  departements  qui  furent  formes  de  la  Haute- 
Auvergne,  et,  dans  une  certaine  mesure,  les  Archives  Nationales;  il  a 
employe  la  coutume  locale,  quelques  chartes  coutumieres  de  com- 
munautes  paysannes,  les  juristes  locaux,  comme  Bessian,  Chabrol, 
Basmaison,  et  quelques  juristes  bien  connus,  comme  Freminville.  Mais 
il  ignore  tout  de  la  production  historique  moderne  parue  sur  la 
question  des  commuuaux  au  XVIIP  siecle,  et  particulierement,  la  com- 
mode  Synthese,  —  la  seule  existante,  —  de  Kareiew^),  d'oü  il  aurait 
pu  tirer  des  apergus  generaux  utiles,  surtout  pour  la  derniere  partie 
de  son  livre.  Et  pourtant,  etant  donne  la  faiblesse  ordinaire  des  theses 
de  droit  des  facultes  frangaises,  pour  la  plupart  absolument  inutilisables 
par  les  historiens,  on  ne  saurait  denier  ä  celle  de  M.  Trapenard  un 
reel  interet:  il  a  vu  bon  nombre  de  textes,  les  a  interpretes  avec  la 
precision  de  la  methode  juridique,  et  en  a  classe  les  resultats  d'une 
fagon  satisfaisante.     En  voici  la  rapide  analyse. 

L'elevage  dans  les  elections  de  Saint-Flour,  Mauriac,  Aurillac,  en 
partie  de  Clermont  a  toujours  eu  une  certaine  importance.  L'ancien 
regime  appreciait  en  particulier  les  mulets  de  la  Planeze  et  les  chevaux 
de  l'election  de  Mauriac,  et  la  foire  de  Maillargues  etait  fort  achalandee. 
Aussi,  tres  tot,  apparurent,  d'abord  dans  les  chartes  de  franchises, 
puis  dans  les  coutumes,  un  certain  nombre  de  regles  toucliant  la  police 
de  l'elevage  et  de  la  vente  des  betes  nourries,  regles  que  la  royaute 
a  son  tour  formula  de  nouveau,  modifia,  abrogea.  Cet  elevage  reposait 
avant  tout  sur  l'existence  de  päturages  communs.  De  l'histoire-meme 
des  päturages  communs  en  Haute- Auvergne ,  avant  le  XVIP  siecle, 
M.  Trapenard  ne  s'est  pas  preoccupe,  se  maintenant  aussi  rigoureuse- 
ment  que  possible  dans  son  sujet.  Au  reste,  cette  histoire  ne  serait 
pas  commode  a  ecrire,  et,  si  on  voulait  la  faire,  il  faudrait  saus  doute 
prendre  des  points  de  comparaison  dans  l'evolution  economique  d'autres 
pays  de  montagnes,  la  Suisse  par  exemple  ^),  ou  les  Alpes  dauphinoises, 
ou  les  Pyrenees. 

II  existe  trois  categories  de  terrains  rentrant  dans  la  delinition  de 
päturages  communs:  les  communaux,  les  terres  vacantes,  les  heritag-es 
soumis  ä  la  vaine  päture. 

Les  communaux  sont  les  terres  appartenant  en  propres  aux  com- 
munautes:  plus  ou  moins  riches,  celles-ci  ont  des  communaux  plus  ou 
moins    etendus,    jusqu'ä   1200   sesterees.      Ce  sont   des    „montagnes", 


1)  Les  paysans  et  la  question  paysanne  dans  le  dernier  quart  du 
XVIII«  sUcle,  trad.  Woynarowska,  Paris  1899,  in-8".  Pour  le  surplus, 
nous  renvoyoDS  un  Repertoire  mHhodique  d'histoire  moderne  et  contemporaine, 
publie,  depuis  1898,  par  MM.  G.  Briere  et  P.  C^aron  (5  vol.  iu-8";. 

2)  Of.  pour  la  Suisse,  H.  Rvffel,  Die  schweizerischen  Landsgemeinden, 
Zurieb,  1904,  iu-8". 
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vastes  päturages  d'ete  sur  les  Lauts  plateaux  volcaniques,  principalemeut 
(lans  la  region  de  Salers^),  des  „coudercs",  appeles  aussi  (ce  qui 
definit  le  terme)  „communs  herbeux"  ou  „gazonnes",  les  „buges",  ou 
„bruyeres",  de  valeur  mediocre,  les  pres  des  vallees,  enfin  les  bois  ä 
pacage,  et  toutes  ces  especes  de  terrains  doivent  etre  considerees  avec 
l'eau  comme  annexe  normale.  Les  communautes  ont  sur  leurs  com- 
munaux  des  droits  d'administratiou  et  de  disposition.  Comme  actes 
d'admiuistration,  on  doit  noter  la  mise  en  reserve  des  regains,  parfois 
ordonnee  par  l'intendant  pendant  les  periodes  de  secheresse  pour 
assurer  l'alimentation  des  bestiaux  l'hiver  suivant,  leur  vente,  et  surtout 
le  ball  ä  ferme  de  tout  ou  partie  des  comraunaux.  Cet  arrentement, 
assez  contraire  au  prineipe-meme  de  l'existence  des  communaux, 
destines  ä  la  nourriture  du  betail,  pratique  en  fait  par  les  villes  ou  les 
petits  bourgs,  pour  qui  la  propriete  de  communaux  etait  souvent  presque 
inutile,  se  trouvait  d'ailleurs  rendu  assez  difficile  aux  communautes 
rurales,  car  l'art.  VII  du  titre  29  de  la  grande  ordonnance  des  eaux 
et  forets  de  1669  imposait  l'homologation  par  les  agents  du  roi  des 
baux  conclus  pour  plus  de  3  ans  ^).  L'autorite  royale  s'exerca  davantage 
ä  l'egard  des  actes  de  disposition  des  communautes  sur  leurs  proprietes 
communes  et  parvint  ä  les  prohiber  ä  peu  pres  entierement  en  droit. 
Voulant  a  la  fois  regenerer  les  haras  d'Auvergne  et  assurer  l'approvi- 
sionnement  du  marche  frangais  en  viande  de  boucherie,  eile  sevit  d'abord 
contre  les  usurpations  et  les  defrichements  accomplis  par  les  seigneurs 
et  les  „coqs  de  village",  c'est-ä-dire  les  riches  ruraux,  avec  la  conni- 
vence  ou  malgre  la  defense  timide  des  administrations  locales.  L'or- 
donnance  de  1667  sur  le  „triage",  —  c'est  ainsi  qu'on  nommait  dans 
la  region  Vinclosure,  —  etablit  un  certain  nombre  de  regles,  auxquelles 
l'arret  du  conseil  du  roi  du  8  mai  1688  vint  apporter  des  sanctions 
severes :  des  amendes  de  1000  livres  devaient  frapper  les  representants  des 
communautes  qui,  par  crainte,  negligence  ou  corruption,  auraient  laisse 
s'operer  des  usurpations,  et  les  usurpateurs  par  chaque  sesteree  de  terre 
occupee,  —  leur  produit  devant  etre  applique  au  degi'evement  des  plus 
petites  cotes.  On  peut  penser  d'ailleurs  que  les  usurpations  continuerent, 
en  depit  de  l'ordonnance,  car  on  essaya  de  raviver  ses  dispositions  par  de 
nouveaux  edits  pendant  tout  le  XVIIP  siecle.  La  royaute  ne  semble 
pas  avoir  ete  plus  heureuse  a  l'egard  des  alienations.  Theoriquement, 
eile  s'etait  donne  la  täche  de  proteger  les  communautes  contre  leurs 
propres  erreurs,  en  l'espece,  contre  l'amoindrissement  de  leur  patri- 
moine;  pratiquement,  quand,  en  1659,  en  1667,  en  1702,  eile  etablit, 
ä  l'egard  de  ce  patrimoine,  le  double  principe  de  l'insaisissabilite  et  de 
l'inalienabilite,  et  qu'elle  assimile  les  paroisses  rurales  aux  communautes 
religieuses,  niinns  habentes  par  excellence,  eile  obeit  surtout  ä  des  pre- 
occupations  fiscales,  car,  au  moins  sur  les  alienations  operees  depuis  1555, 
eile   met   une   taxe,   et   les  roles   du   huitieme   denier   laique  montrent 


1)  L'expression   preciae   de  montagne  se  retrouve  dans  la  denomination 
administrative  de  Baillivia  montanarum  Arverniae. 

2)  L'edit  d'aoüt  1764  excepta  de  cette  Obligation  les   agglomeratious   de 
plus  de  4500  babitants. 
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tout  ce  qu'elle  a  retire  de  ses  complaisances.  Au  reste,  les  iuteudants, 
comprenant  sur  les  lieux  les  necessites  auxquelles  ob^issent  les  com- 
munautös  en  vendant  des  parcelles  de  leurs  biens,  et  sachant  qu'il  y 
a  une  contradiction  entre  les  piohibitions  de  la  royaute,  et  les  rigueurs 
du  Systeme  financier  qu'elle  impose,  les  laissent  faire,  et  le  pouvoir 
central  lui-meme,  revenaut  en  partie  sur  ses  anciennes  defenses  en 
aoüt  1764  et  en  mal  1765,  etablit  que  les  alienations  seront  valables 
une  fois  homologuees  par  l'intendant,  et  si  elles  sont  operees  par  une 
municipalite  ^).  Contre  les  partages  de  communaux  entre  les  membres 
de  communaut^s,  M.  Trapenard  ne  Signale  pas  de  texte  royal,  et  l'on 
voit  pourtant  que  ces  actes  de  disposition  etaient  assez  frequents. 
Tantöt,  on  procedait  a  un  partage  de  jouissance,  avec  remaniement 
periodique  du  lotissement,  tantot  ä  un  partage  d^finitif  de  fonds,  ne  reposant 
pas  d'ordinaire  sur  le  principe  de  l'egalite  de  droits  pour  tous  les 
membres  de  la  communaute,  et  calcule  plutot  au  prorata  des  im- 
positions  pay^es  par  chacun  ou  selon  l'importance  des  exploitations 
individuelles  (souvent  d'apres  le  fourrage  recolte). 

Les  terres  vacantes  sont  les  terres  qui  n'ont  jamais  ete  appropri^es 
ou  qui  ont  ^te  delaissees ;  terres  pauvres,  elles  rentrent  dans  le  categorie 
des  „bruyeres".  Selon  les  textes,  elles  appartiennent  ou  au  roi,  ou  au 
seigneur  haut  justicier,  ou  au  seigneur  direct,  ou  ä  la  communaute. 
D'ailleurs  tous  les  juristes  sont  d'accord  pour  en  accorder  la  jouissance 
aux  communautes,  et  certains  fönt  de  cette  jouissance  un  mode  de 
prescription  acquisitive  (30  ans  pour  le  plupart). 

La  vaine  päture,  qu'on  rencontre  principalement  dans  la  partie 
coutumiere  de  la  Haute-Auvergne,  est  le  droit  reciproque  accorde  aux 
membres  des  communautes  de  faire  paitre  leurs  bestiaux  sur  les  pro- 
prietes  privees,  apres  la  recolte  des  fruits,  avec,  pour  les  proprietaires, 
le  droit  de  clore  leurs  heritages,  et  par  suite,  de  les  interdire  comme 
päturages.  Teile  est  la  regle  generale,  inscrite  dans  l'article  IV  de  la 
coutume.  Dans  l'application,  eile  subit  d'importantes  restrictions,  —  point 
cependant  pour  les  terres  labourees,  en  dehors  de  la  faculte  de  clore, 
mais  pour  les  bois  et  pour  les  pres.  L'ordonnance  de  1669  s'est  pre- 
occupee  particulierement  de  la  päture  forestiere,  en  prescrivant  la 
revision  des  titres:  la  päture  forestiere,  au  moins  dans  la  region  de 
droit  ecrit,  devait  en  effet  s'appuyer  sur  des  titres  de  concession,  et 
n'etait  pas  le  droit  commun  de  tous  les  habitants.  Cette  ordonnance 
fut  suivie  pendant  tout  le  XVIIP  siecle  de  mesures  diverses  qui  ten- 
daient  ä  restreindre  la  päture:  l'amenagement,  le  cantonnement,  l'ex- 
clusion  des  usagers  au  moment  de  la  glandee  reservee  au  proprietaire, 
l'interdiction  des  coupes  pendant  un  delai  de  trois  ans,  augmente  selon 
la  volonte  du  grand-maitre  des  eaux  et  forets,  et  pouvant  atteindre  dix 
annees,  telles  en  sont  les  principales,  et  le  resultat  n'en  fut  pas  mediocre, 
si  l'on  constate  que  sur  12000  arpents  greves  de  la  päture  commune, 
appartenant   aux  etablissements  ecclesiastiques,   9000  parvinrent  ä  en 


1)  Cette  röserve  excluait  bon  nombre  de  paroisses  qui  ne  poss6daieut  pas 
de  Corps  municipal.  Cf.  pour  l'etat  du  droit  des  paroisses  de  cette  espece, 
A.  Babeau,  Le  v'dlage  sous  Vancien  regime,  Paris  1882,  iu-12''. 
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etre  exoneres.  La  pature  des  pres,  ä  I'inverse  de  la  päture  coutumiere, 
ne  repose  pas  normalement  sur  des  concessions.  Elle  n'est  possible 
que  lorsque  le  foin,  et,  selon  les  cas,  le  regain  ont  ete  leves.  Les 
pres,  fermes  ä  la  Notre-Dame  de  Mars,  sont  ouverts  ä  la  Saint-Jeau 
pour  les  pres  a  ime  herbe,  ä  la  Saint-Martin  pour  les  pres  ä  regain. 
D'ailleurs,  les  coiitumes  locales  reglent  de  toutes  les  faQons  possibles 
l'usage  des  pres.  En  tout  cas,  partout,  les  vergers  et  fruitiers  clos, 
les  vigues,  les  „montagnes",  oü  le  nombre  des  tetes  de  betail  est 
forcement  limite,  et,  depiiis  1781,  les  prairies  artificielles,  toutes  ces 
especes  de  culture  ne  sont  pas  soumises  ä  la  vaine  päture. 

La  royaute  s'est  preoccupee  de  regleraenter  les  modes  de  päturage, 
communaux,  terres  vacantes,  vaine  päture  en  se  plagant  surtout  au 
point  de  vue  fiscal.  Mais  la  jouissance  des  terres  soumises  ä  ces  droits 
d'usage  fut  organisee  par  les  usagers  eux-memes,  encore  que  les 
coutumes  aient  pu  etre  homologuees  par  les  intendants  provinciaux. 
D'abord,  on  limite  le  nombre  des  tetes  de  betail  ^) :  le  pacage  commun 
est  interdit  aux  animaux  achetes  pour  l'engrais  et  la  revente,  et  ä  ceux 
qui  ne  sont  pas  possedes  en  propre  par  les  habitauts.  L'idee  que  le 
pacage  commun  est  un  attribut  de  la  communaute  se  retrouve  dans 
une  regle  qui  semble  au  premier  abord  s'en  eloigner.  C'est  la  „regle 
des  foins  et  pailles",  par  laquelle  les  habitants  n'ont  le  droit  de  faire 
paitre  leur  betail  sur  les  terres  communes  que  proportionnellement  ä 
la  production  fourragere  de  leurs  heritages'-').  Cette  regle  s'est  stabile 
au  XVP  siecle,  justement  afin  d'exclure  de  l'usage  les  trafiquants  et 
simples  acheteurs-revendeurs  de  betail.  D'ailleurs,  eile  ne  s'applique 
pas  aux  bois,  oü  le  grand  maitre  a,  depuis  1669,  le  droit  de  llmiter 
le  nombre  des  animaux  introduits,  ni  aux  „montagnes",  pres  d'ete  oii 
il  ne  peut  vivre  qu'une  quantite  determinee  de  bestiaux.  Elle  est 
d'autre  part  proportionnelle  ä  la  production  fourragere  des  pacages 
communs,  oü  l'on  diminue  le  nombre  des  animaux  quand  eile  devient 
insuffisante.  Mais  la  proportionnalite  elle-meme  et  finalement  la  regle  se 
trouverent  annihilees  par  une  regle  plus  generale,  celle  qui  permet  aux 
pauvres,  non-propri^taires,  de  faire  paitre  „quelques  miserables  betes" : 
c'etait  donner  ä  nouveau  ce  que  la  regle  de  foins  et  pailles  avait  essay^ 
de  reprendre,  mais,  de  fait,  la  regle  des  foins  et  pailles,  purement  de 
circonstance,  ne  pouvait  supprimer  le  droit  ancien  et  vrai  de  pacage 
reellement  commun  k  tous  les  membres  du  groupe.  Cela  n'empechait 
pas  d'ailleurs  de  chercher  la  meilleure  administration  possible  de  ce 
droit.  C'est  ainsi  que  pour  certaines  categories  de  bestiaux,  comme 
les  betes  de  labour,  en  cas  d'epizooties,  ou  lorsque  deux  especes 
d'animaux,  les  moutons  et  les  vaches,  par  exemple,  ne  peuvent  se 
trouver  dans  les  memes  pacages,  les  premiers  broutant  l'herbe  plus 
pres  de  la  racine  que  les  seconds,  on  employait  le  cantonnement ;  les 
porcs  et  les  oies  ne  pouvaient  paitre  nulle  part,    les  chevres  dans   les 


1)  La  tete  de  betail  est  une  uaite  de  calcul  qui  peut  renfermer  plusieurs 
animaux,  selon  le  comput  generalise  de  la  ooutuuie  de  Vic  (p.  186). 

2)  Cette   proportionnalite   se   retrouve,   on   l'a   vu,   dans   les  partages  de 
communaux. 
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bois  d'abord,  puis  nulle  part,  les  moutons  enfin  dans  les  bois:  tres 
souvent,  comme  en  Siiisse,  on  employait  le  regime  du  parc  commun 
et  du  troupeau  communal,  avec  un  pätre  unique.  Enfin,  les  delits 
des  animaux  etaient  prevus  dans  les  coutumes  locales  ^).  Le  proprietaire 
du  fonds  endommage  avait  le  droit  de  saisir  le  corps  du  delit,  et  de 
le  garder  pendant  24  heures,  puis,  si  nulle  composition  n'etait  survenue 
avec  le  proprietaire  de  l'animal  saisi ,  le  preraier  devait  remettre 
l'animal  ä  la  justice,  et  il  avait  quatre  jours  pour  faire  constater  le 
dommage.  Les  amendes  etaient  variables  selou  qu'il  s'agissait  ou  non 
de  betail  forain  et  de  delits  nocturnes.  Sur  un  troupeau  de  vingt 
oies  en  vagabondage,  on  avait  le  droit  d'en  tuer  deux. 

Cette  importante  floraison  juridique  montre  assez  la  vitalite  des 
usages  communaux  en  Haute- Auvergne  sous  l'ancien  regime.  Conditionne 
par  l'economie  d'elevage  du  pays,  fortifie  par  une  longue  tradition 
qui  peut  remonter  au  communisme  des  tribus  barbares  et  des  villae 
romaines,  et  garantie  par  la  legislation  royale,  le  päturage  commun 
etait  un  des  caracteres  sociaux  les  plus  determines  de  cette  region. 
Et  pourtant  dans  le  dernier  tiers  du  XVIII«  siecle,  sous  l'influence 
des  idees  physiocratiques,  se  manifesta  dans  les  sentiments  et  l'ad- 
ministration  un  revirement  complet  ä  son  egard-).  M.  Fritz  Woltees, 
dans  son  livre  recent  sur  les  questions  agraires  eu  France  de  1700 
ä  1790  3),  n'a  pu  entrer  dans  le  detail  de  l'application  du  nouveau 
Programme;  sur  un  point  particulier,  s'il  l'avait  essaye,  il  aurait  pu 
tirer  parti  de  la  these  de  M.  Trapenard.  Le  pouvoir  royal  essaya 
de  deux  moyens:  la  limitation  de  la  vaine  päture  par  l'extension  du 
droit  de  clore,  et  les  partages  de  communaux.  Le  premier  fit  faillite: 
une  enquete,  demandee  ä  l'intendant  M.  de  Montyon  par  le  ministre 
de  Laverdy  en  1768,  eut  des  resultats  contraires  aux  visees  de  l'ad- 
ministration,  encore  que  l'intendant  ait  volle  sciemment  les  resultats 
obtenus  sous  une  phraseologie  un  peu  vague  (5  aoüt  1769),  et  une 
seconde  enquete,  entreprise  en  1787  sur  les  ordres  de  Calonne,  qui 
trouvait  le  droit  de  paine  päture  „odieux",  fut  encore  plus  negative. 
La  question  des  partages  ne  souleva  pas  moins  de  difficultes.  Le 
conseil  du  roi  favorisait  les  defrichements,  en  les  soustrayant,  en  1761, 
aux  impots  pendant   10   annees,   en  1766,   pendant  15;   ces   mesures, 


1)  Les  rägles  analysöes  par  M.  Trapenard  se  retrouvent,  ä  peu  pres 
identiques ,  dans  les  coutumes  de  Piolenc ,  pres  d'Orange,  que  nous  avons 
publiees  dans  les  Mdlanges  d'arcMologie  et  d'histoire  de  l'ficole  fran^aise  de 
Rome,  1904. 

2)  Nulle  etude  serieuse  d'ensemble  n'a  ete  falte  encore  en  France  snr 
l'origine  et  l'action  de  ces  idees.  M.  G.  Weulersse  prepare ,  ä  notre  con- 
naissance,  une  these  sur  ces  questions.  II  serait  bon,  ä  ce  point  de  vue, 
qu'on  examinät  la  formation  et  le  röle  des  societes  agricoles. 

3)  Studien  über  Agrar zustände  und  Agrarprobleme  in  Frankreich  von 
1700  bis  1790  (Staats-  und  sozialwissensch.  Forsch.  XXII,  5),  Leipzig,  1905, 
in-8".  Au  point  de  vue  seigneurial,  et  ä  propos  des  communaux,  on  trouvera 
des  indications  dans  le  livre  dejä  cite  de  Kareiew,  et  au  point  de  vue  royal 
dans  la  these  latine  de  M.  Pii.  Sagnac,  Quomodo  jura  dominii  aucta  fuerint 
regnante  Ludovico  XVI*',  Le  Puy,  1898,  in-S". 
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inaugurant  iin  mouvement  general  de  la  legislation,  ne  panirent  ni 
commodes  a  executer,  ni  utiles  ä  M.  de  Montyon,  dont  l'enquete  aupres 
de  ses  subdelegues  aboutit,  sauf  ä  Mauriac,  a  une  reponse  imanime- 
ment  defavorable  (1768).  Mais  l'apparition  du  Traue  poläique  et 
e'conomique  des  communes  du  corate  d'Essuiles,  en  1770,  rainena 
l'attention  sur  les  partages  de  communaux.  Violemment  hostile  aux 
comraunaux,  le  comte  d'Essuiles  essayait  de  montrer  que  les  pauvres 
etaient  forcement  evinces  de  la  jouissance  des  terres  communes,  et 
que  le  partage  seul  leur  permettrait  d'en  avoir  effectivement  l'usage; 
il  demandait  en  meme  temps  que  le  mode  de  partage  fut  toujours  ä  la 
volonte  des  habitants  et  necessität  une  majorite  des  deux-tiers.  En 
conformite  avec  ces  idees,  Necker  revint  au  partage  et  demanda  s'il 
etait  possible  de  l'introduire  dans  les  moeurs  administratives  de  la 
Haute-Auvergne.  L'intendant  repondit  qu'une  mesure  generale  ne 
s'imposait  pas,  et  qu'il  convenait  seulement  d'horaologuer  les  delibe- 
rations  des  communautes  touchant  le  partage  des  terres  communes. 
Necker  en  demeura  la,  tout  en  priant  cependant  l'intendant  de  faire 
faire  de  la  propagande  au  sein  des  communautes  en  faveur  des  theories 
sur  le  partage.  La  premiere  demande  de  partage  fut  presentee  en  1763  par 
la  communaute  de  Perignat.  Un  arret  du  conseil,  du  15  juillet  178.3, 
homologunt  le  partage,  servit  de  prototype  pour  les  partages  sub- 
sequents  dans  la  province,  qui  ne  furent  d'ailleurs  pas  nombreux:  un 
comraissaire,  designe  par  l'intendant,  devait  proceder  a  un  allotissc- 
ment  egalitaire  entre  tous  les  memjjres  de  la  communaute;  ainsi  la 
tradition  coutumiere  de  la  proportionnalite  etait  oubliee,  et  la  royaute 
preparait  la  procedure  revolutionnaire.  N'agissait-elle  pas  d'ailleurs 
revolutionnairement  cette  royaute,  qui,  voulant  appliquer  dans  leur 
integralite,  et  sans  egard  aux  circonstances  et  aux  lieux,  les  idees  de 
theoriciens  plus  ou  moins  utopiques,  ne  comprenait  pas  les  profondes 
necessites  economiques,  les  raisons  vitales,  qui  faisaient  que,  dans  ces 
pays  de  montagnes,  le  päturage  commun  6tait  obligatoire.  A  la  veille 
de  la  revolution,  les  proces-verbaux  d'election  et  de  departement 
(1787 — 1788)  nous  renseigneut  sur  l'etat  de  l'opinion  ä  l'egard  des 
partages:  sauf  dans  l'election  de  Mauriac,  on  ne  demandait  pas  le 
partage,  et  l'opportunisme  des  communautes  se  contentait  des  partages 
necessites  par  des  raisons  fiscales.  M.  Teapenard,  malheureusement,  n'a 
pas  depasse  l'annee  1789,  et  meme,  quoique  ayant  sans  doute  examine, 
pour  l'elaboration  de  sa  tliese,  des  documents  de  l'epoque  revolutionnaire, 
il  n'a  point  cherche  ä  nous  presenter,  dans  une  conclusion,  et  d'une 
fagon  sommaire,  le  tableau  des  mesures  generales  et  locales  concernant 
les  communaux  en  Haute-Auvergne  depuis  1789,  et  les  resultats  obtenus^). 
La  revolution,  en  continuant  l'oeuvre  legislative  de  la  royaute  -),  a-t-elle 
pu  modifier,  sur  ce  point,  la  structure  sociale  du  pays,  ou  celui-ci  a-t-il 
resiste  ä  des  lois  qui  l'auraient  en  partie   ruine?     Enfin,   aujourd'hui- 


1)  Les  papiers  des  comites  de  legislation,  d'agriculture  et  des  droits 
feodaux,  aux  Archives  nationales,  permettraient  certainement  de  repondre  en 
partie  k  ces  questions. 

2)  Particulierement  par  la  loi  du  28  sept.  —  6  oct.  1791,  sect.  FV, 
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meme,  dans  quel  sens  parait  se  diriger  revolution ')?  —  autant  de 
questions  qu'on  se  pose  en  acbevant  de  lire  la  these  de  M.  Trapenard, 
et  auxquelles  il  ne  repond  pas.  Les  trois  pages  d'introduction  de 
M.  ViOLLET,  sentimeiitalement  ecrites,  on  peut  le  dire,  en  faveur  des 
vieux  droits  d'usage,  n'y  repondent  pas  non  plus.  EUes  etaient 
d'ailleurs  delicates  ä  etudier  et  difficiles  ä  resoudre,  et,  sans  reprocher 
plus  longtemps  ä  M.  Trapenard  de  les  avoir  delaissees,  nous  finirons 
en  disant  que  son  livre  ofFre  uu  reel  int6ret  pour  l'histoire  de  l'eeono- 
raie  sociale-). 


M.  Demangeon,  en  traitant  recemment  dans  sa  petite  these  de 
doctorat  es-lettres  de  la  Geographie  mix  Archives  nationales  "^),  montrait 
tout  ce  que  le  geographe,  —  le  geograplie  comprenant  la  science  de 
la  terre  de  la  fa^on  „humaine"  qu'enseigna  Ratzel  et  qu'enseigne 
M.  ViDAL  DE  LA  Blache,  —  pcut  tirer  de  Tinterpretation  des  documents 
historiques.  Les  livres  que  nous  venons  d'analyser  montrent  inverse- 
ment,  et  surtout  par  leurs  lacunes,  ce  que  l'histoire  pourrait  tirer  de 
l'etude  des  phenomenes  terrestres,  perraanents,  ou  modifies  par  l'action 
des  forces  naturelles  et  I'activite  des  hommes.  C'est  que  l'econoraie 
sociale,  pour  comprendre  pleineraent  l'evolution  des  groupes  et  des 
formes  dont  eile  fait  son  objet,  doit  recourir  ä  ces  disciplines  diverses, 
et  c'est  de  leur  Synthese  scientifique  seule  que  peut  naitre  rintelligence 
entiere  des  lois  qui  president  ä  cette  evolution. 

Georges  Boürgin. 


Kurt  Klatt,   Das  Ileergewäte.     Heidelberg  1908,   C.  Winter.    108  S. 

(Deutschrecbtliche  Beiträge,  herausgegeben  von  K.  Beyerle,  2.  Bd., 

2.  Heft.) 
Es  ist  erfreulich  zu  sehen,  wie  die  einzelnen  Institute  der  deutschen 
Rechtsgeschichte  heute  eine  monographische  Behandlung  erfahren,  und 
auch  die  vorliegende  Arbeit  ist  eine  dankenswerte  Bereicherung  der 
Literatur.  Das  „Heergewäte"  —  diese  Form  herrscht  in  Niederdeutsch- 
land, während  im  Mittel-  und  Oberdeutschen  „Heergeräte"  üblich  ist  — 
bezeichnet  von  Haus  aus  die  kriegerische  Ausrüstung  des  Mannes. 
Die  Heeresausrüstung  ist  auch  der  Kern  des  Instituts  zu  allen  Zeiten 
geblieben.  Interessant  ist  es  nun  aber  zu  beobachten,  wie  die  sich 
wandelnden  Zustände  und  Lebensverhältnisse  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
auch  sonstige  Gegenstände,  die  zum  persönlichen  Gebrauch  des  Mannes 
bestimmt  waren,  in  analoger  Ausweitung  des  Begriffs  denselben  Reclits- 


1)  En  partant  de  la  redaction  des  usages  locaux,  depuis  1855,  et  en 
tenant  compte  de  la  loi  du  9  juillet  1889  sur  la  vaine  päture. 

2)  II  a  publie  corame  pieces  justificatives  une  ordonnance  de  Trudainc, 
du  3  juillet  1731,  pour  la  conservation  des  deuxieraes  herbes  des  pres,  et 
I'arret  du  conseil  du  15  juillet  1783,  Signale  plus  haut. 

3)  Paris,  Societe  nouvelle  de  librairie  et  d'edition,  1905,  in-8". 
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grundsätzen,  die  für  die  alte  HeeresausrUstung  galten,  unterworfen 
haben.  Das  Heergewäte  ist  stets  Gegenstand  einer  Sondererbfolge. 
Mit  jener  Entwicklung  hängt  es  zusammen,  daß  in  einer  Arbeit  über 
das  Heergewäte  die  mannigfaltigsten  Seiten  der  Ständegeschichte  zur 
Erörterung  kommen.  Wir  möchten  namentlich  jüngere  Historiker  auf 
K.s  Schrift  hinweisen,  da  die  Fragen,  die  er  untersucht,  bei  der  Inter- 
pretation mittelalterlicher  Urkunden  beständig  wiederkehren.  Eben 
wegen  des  vielseitigen  Inhalts  der  Arbeit  ist  es  auch  zweckmäßig, 
daß  er  ihr  ein  eingehendes  Orts-,  Personen-  und  Sachregister  und  ein 
eingehendes  Glossar  beigefügt  hat.  Ein  beigegebener  „Urkundenanhang" 
bringt  schon  gedruckte,  aber  charakteristische  Stücke.  Um  ein  paar 
einzelne  Punkte  zu  berühren,  so  ließen  sich  an  den  Bemerkungen  über 
die  militärische  Bedeutung  der  Zünfte  einige  Ausstellungen  machen; 
aber  das  berührt  freilich  nicht  viel  das  vorliegende  Problem.  Für  die 
Bürgersprache  von  Wismar  (vgl.  S.  55)  wäre  die  neue  Ausgabe  von 
Techen  (Leipzig  1906,  S.  46  f.  und  209)  zu  benutzen  gewesen  (vgl. 
diese  Ztschr.,  Jahrg.  1908,  S.  305  ff.).  Von  dem  Herforder  Stadtbuch 
(vgl.  S.  85)  ist  vor  einigen  Jahren  eine  neue  Ausgabe  erschienen 
(„Rechtsbuch  der  Stadt  Herford,"  herausgegeben  von  J.  Normann, 
Herford  1905).  Bei  den  Erörterungen  über  die  Auslieferung  des 
Heergewätes  an  auswärtige  Erben  (vgl,  S.  64)  hätte  die  Frage  des 
Abschlusses  der  Stadt  oder  des  Territoriums  untersucht  und  ermittelt 
werden  können,  ob  sich  nicht  auch  hier  der  Fortschritt  von  der 
städtischen  zur  territorialen  Politik  beobachten  läßt. 

Freiburg  i.  B.  G.  v.  Below. 


Alex  Hermandung,  Das  Zunftwesen  der  Stadt  Aachen  bis  zum  Jahre 
1681.     106  S.     Aachen,  La  Ruellesche  Akzidenzdruckerei,  1908. 

Die  vorliegende  Arbeit  verwertet  ganz  überwiegend  Urkunden  des 
Aachener  Stadtarchivs.  Nur  wenige  dieser  Urkunden  sind  gedruckt, 
überdies  zum  Teil  mangelhaft  oder  an  entlegenen  Stellen.  Die  Aachener 
Archive  haben  durch  den  Stadtbrand  von  1656  und  dann  am  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  große  Verluste  erlitten.  Bis  in  die  ersten  Jahr- 
zehnte des  15.  Jahrhunderts  hinein  fließen  die  Quellen  zur  Zunft- 
geschichte sehr  spärlich.  Die  älteste  Nachricht  von  dem  Bestehen 
einer  Zunft  hat  uns  der  Lokalhistoriker  Meyer  erhalten.  Er  erwähnt 
(Hermandung  S.  12)  eine  Verbrüderung  der  Schneider,  welche  im 
Jahre  1288  von  85  Meistern  geschlossen  worden  sei.  Dieser  Zahl- 
angabe wird  man  bei  der  festgestellten  Unzuverlässigkeit  Meyers  nicht 
trauen  dürfen ;  der  Verdacht  liegt  nahe,  daß  er  zu  verschiedenen  Zeiten 
eingetragene  Namen  zusammengezählt  hat. 

Die  ältesten  in  Abschrift  erhaltenen  Zunfturkunden,  beide  noch  nicht 
veröffentlicht,  sind  Satzungen  religiöser  Brüderschaften  der  Krämer  von 
1319  und  der  Bäcker  von  1350  (Patron  wie  in  Köln  St.  Anton).  S.  16 
teilt  H.  mit,  eine  „handschriftliche  Aufzeichnung",  die  er  nicht  näher 
bezeichnet,  enthalte  die  Nachricht,  daß  die  Bäckerzunft  am  21.  Sep- 
tember  1350   ihre   Satzungen    erhalten   habe.     H.   unterscheidet  diese 
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nur  angeführten  Sat/Aingen  von  dem  erwähnten  Brüderschaftsstatiit 
vom  gleichen  Tage  und  baut  auf  diese  Unterscheidung  weitere  Schlüsse 
auf  (S.  14  und  22).  Sollte  nicht  eben  das  Brüderschaftsstatut  gemeint 
sein?  Dergleichen  ungenaue  Angaben  weist  ja  H.  beispielsweise  den 
„handschriftlichen  Aufzeichnungen"  Meyers  öfters  nach. 

Es  folgen  die  wichtige  Verordnung  des  Wollenamts  von  1387  und 
ein  MUllerweistum  von  1393.  Später,  auch  schon  für  das  15.  Jahr- 
hundert, wird  die  Zahl  der  Rollen  recht  stattlich,  dagegen  werden  nur 
wenige  Zunftbücher  erwähnt  und  benutzt;  besonders  über  die  zwei 
Bände  „Werkmeistergericht"  (Wollenamt)  hätte  man  gern  nähere  An- 
gaben erhalten.  Man  hätte  ferner  gern  über  die  Entstehungsweise 
und  die  Form  der  Rollen  mehr  erfahren.  Wie  gelegentliche  Anfüh- 
rungen zeigen,  reden  einige  Rollen  von  den  Zunftgenossen  in  der  ersten 
Person,  sind  also  sicher  von  diesen  selbst  redigiert.  Wie  weit  der 
Anteil  des  Rats  an  der  Abfassung  der  andern  Rollen  geht,  bedarf  der 
Untersuchung. 

Aus  HermandüNGs  Arbeit  geht  hervor,  daß  der  Umfang  und  na- 
mentlich der  Wert  der  Aachener  Zunfturkunden  eine  besondere  Publi- 
kation derselben  sehr  wünschenswert  macht. 

Bei  der  Länge  des  umspannten  Zeitraums  und  der  Fülle  des  Stoffes 
ist  es  nicht  zu  verwundern,  daß  H.  mitunter  auch  wichtige  ältere 
Nachrichten  übergeht.  Ein  Vergleich  mit  dem  Abdruck  bei  LÜNIG, 
Reichsarchiv,  part.  spec.  cont.  IV,  Teil  I,  S.  1450  ff.,  zeigt,  daß  das 
Wollenamtsprivileg  von  1406  noch  manche  interessante,  bei  H.  nicht 
berücksichtigte  Bestimmungen  enthält.  Z.  B.  wird  dem  Wollenamt 
erlaubt,  in  den  zwei  Ausschneidehäusern  auf  Tuch  zu  fahnden,  das 
geringer  ist  als  Aachener  Tuch.  Für  die  deutsche  Tuchmacherei  ist 
dies  ein  besonders  frühes  Beispiel  des  Schutzes  vor  auswärtiger  Kon- 
kurrenz. Ebenda  wird  den  Lombarden  verboten,  ganze  Aachener 
Tücher  zu  beleihen,  wenn  nicht  gleichzeitig  deren  richtige  Stempelung 
festgestellt  wird.  Einem  Mißverständnis  dieser  Stelle  ist  offenbar  die 
Angabe  H.s  (S.  9)  entsprungen,  die  Lombarden  hätten  dem  Gewerbe 
der  Tuchmanufaktur  obgelegen.  —  Auch  Laurents  Stadtrechnungen 
sind  nicht  ausgeschöpft;  freilich  ist  deren  Benutzung  durch  den  Mangel 
eines  eigentlichen  Sachregisters  erschwert. 

H.s  Darstellung  ist  klar  und  übersichtlich.  Die  Belegstellen  sind 
regelmäßig  angegeben.  Den  Zitaten  aus  den  Rollen  hätte  entweder 
stets  das  Datum  beigefügt  werden  sollen,  oder  es  hätte  ein  rasch  über- 
sehbares Verzeichnis  sämtlicher  Rollen  vorausgeschickt  werden  sollen. 
Jetzt  ist  der  Benutzer  oft  angewiesen  auf  ein  lästiges  Suchen  nach 
dem  Datum,  das  sich  freilich  schließlich  fast  immer  findet. 

Aachens  weitaus  bedeutendstes  Gewerbe  war  die  Tuchindustrie. 
Freilich  liegt  vor  1333  kein  direktes  Zeugnis  für  das  Bestehen  der 
dortigen  Wollenzunft  vor;  die  entsprechende  Zunft  im  benachbarten 
Burtscheid  begegnet  uns  seit  1306.  Aber  die  hohe  Bedeutung  der 
Tuchindustrie  erhellt  schon  aus  früheren  Nachrichten.  Zwar  ist  es 
nur  zu  vermuten,  daß  die  Aachener  Kaufleute,  welche  wir  zuerst  1191 
in  Osterreich  antreffen,  dort  vor  allem  Aachener  Tuch  vertrieben  haben. 
1243  bestätigt  aber  Friedrich  II.    (vgl.   S.  25)   die  Verpfändung  der 
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domus  nostra,  in  qua  panni  integri  venduntur  Aquis,  unten  und  oben. 
In  diesem  Hause  wurde  das  Aachener  Tuch  ganz  verkauft ;  anscheinend 
war  schon  damals  aller  Gewandschnitt  an  eine  andere  Stätte  gebunden. 
1338/39  erbaut  die  Stadt  gleichzeitig  ein  neues  Ganzgewandhaus  und 
ein  Haus  für  die  Gewandschneider.  Auch  die  Wollküche  war  städtisches 
Eigentum,  ebenso  das  Walkhaus  (kumphus,  domus  follonum).  Dies 
Haus  war  nicht,  wie  H.  S.  26  angibt,  vom  Markgrafen  von  Jülich  an 
die  Stadt  verpachtet,  vielmehr  hatte  derselbe  eine  Erbrente  auf  dem 
Hause.  Neben  diesem,  von  H.  allein  erwähnten  großen  Walkhause 
erscheinen  seit  1344  (Laurent  S.  138)  noch  andere,  von  der  Stadt 
angekaufte  Walkhäuser.  Als  die  einzigen  unter  allen  Zunftvorstehern 
wurden  die  „Werkmeister"  des  Wollenamts  vom  Rat  aus  seiner  Mitte 
ernannt.  Sonst  genoß  gerade  das  Wollenamt  eine  weitgehende  Selb- 
ständigkeit. 

Über  die  Gewandschneider  (uyssnier,  excisores)  liegen  leider  nur 
dürftige  Nachrichten  vor.  1338  hat  der  Rat  ihnen,  wie  H.  feststellt, 
Statuten  gegeben;  wir  erfahren  dies  nur  beiläufig  aus  den  Stadtrech- 
nungen. Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  daß  die  Gewandschneider  damals 
eine  Zunft  bildeten ;  ob  wir  aber  jene  statuta  excisorum  als  eine  Zunft- 
rolle (H.  S.  43)  auffassen  dürfen,  muß  dahingestellt  bleiben.  Da  eben- 
damals  das  Gewandschnitthaus  im  Bau  begriffen  war,  wird  man  hei 
den  genannten  Statuten  zunächst  an  eine  Haus-  und  Verkaufsordnung 
denken.  —  Für  das  Ende  des  16.  Jahrhunderts  stellt  H.  fest,  daß  die 
Gewandschneider  mit  den  Fettwarenhändlern  und  anderen  Kleinhändlern 
in  politischer  Hinsicht  der  Krämerzunft  zugeteilt  waren.  Er  schließt 
daraus  für  diese  Zeit  mit  Recht,  daß  die  Gewandschneider  hier  nicht 
so  angesehen  waren,  wie  in  vielen  anderen  Städten.  Rückschlüsse  auf 
frühere  Zeiten,  aus  denen  Nachrichten  leider  fehlen,  wären  unzulässig. 
Wir  wissen  hinlänglich,  wie  wechselvoll  die  Geschichte  des  Gewand- 
schneiderberufs in  Köln  und  Frankfurt  a.  M.  war.  Vorläufig  möchte 
ich  vermuten,  daß  mindestens  die  Gewandschneider  des  beginnenden 
14.  Jahrhunderts  auch  hier  noch  zu  den  meliores  gehörten. 

H.  sucht  (S.  43,  anders  S.  61)  die  Träger  des  Großhandels  mit 
Aachener  Tuch  unter  den  Mitgliedern  des  Wollenarats.  In  der  Tat 
scheinen  auf  den  für  Aachen  so  wichtigen  Frankfurter  Messen  vor- 
wiegend Mitglieder  des  Wollenamts  die  Aachener  Tücher  abgesetzt  zu 
haben.  Wenigstens  sind  auf  der  dortigen  Herbstmesse  des  Jahres  1385 
die  „Werkmeister"  die  Führer  der  Aachener  Bürger  (Urkunde  bei 
Laurent  S.  95). 

Über  die  hervorragende  Aachener  Messingindustrie  haben  wir  von 
anderer  Seite  eine  Monographie  zu  erwarten.  Für  die  Bedeutung  der 
Kupferschläger,  deren  erste  Rolle  von  1505  herrührt,  zeugt  der  Um- 
stand, daß  sie  seit  1513  eine  der  zwölf  politisch  berechtigten  Hand- 
werkerzünfte bildeten.  Mindestens  seit  1493  bestand  eine  Zunft  der 
Spiegelraacher,  die  wir  ebenfalls  nur  selten  unter  den  Zunftgewerben 
antreffen.  Allerdings  gehören  dieser  Zunft  1618  auch  die  Maler 
(Schilderer),  Kistenmaler,  Glasmaler  und  Glaser  an.  Im  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts  scheint  die  Spiegelproduktion  nicht  mehr  von  Be- 
deutung  gewesen    zu    sein.     Wenigstens   machen  jetzt   die    „Spiegel- 
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macher  oder  Kistenmaler"  eine  gemalte  Kiste  als  Meisterstück  (S.  54 
Anm.  15).  Neben  der  seit  1584  nachgewiesenen  Nadler-  und  Krempen- 
(Haken-jmacherzunft  tritt  seit  1615  eine  Zunft  der  „spanischen  Nadel- 
macher" auf.  Aus  diesem  Namen  darf  man  nach  dem  bekannten 
Sprachgebrauch  nicht  mit  H,  (S.  9)  schließen,  daß  diese  Industrie  von 
Spaniern  in  Aachen  eingeführt  wurde,  sondern  höchstens,  daß  solche 
Nadeln  zuerst  in  Spanien  verfertigt  wurden.  Weiter  seien  von  be- 
merkenswerten zünftigen  Gewerben  angeführt:  Mützenmacher  (schon 
vor  1486  zünftig),  Bombasiner  1572,  Büchsenladenmacher  1579  und 
Drahtzieher  1580  (beide  bei  der  Schmiedezunft,  eigene  Vorsteher  nicht 
nachgewiesen),  Posamentwirker  1609,  Flaschen-  und  Lampenmacher 
1634,  Kratzmacher  (Krätzdrahtmacher?)  1637. 

Die  Hamacher  wird  man  (gegen  H.  S.  19)  als  Kumtmacher  von 
den  Sattlern  wie  in  Köln  unterscheiden  müssen.  Vgl.  Laurent  im 
Glossar,  sowie  H.  S.  54  Anm.  10  über  ihr  Meisterstück.  Die  Kanne- 
gießer sind  gewiß  auch  in  Aachen  nicht  Bleigießer  (S.  43  Anm.  10), 
sondern  Zinngießer.  Sollten  die  velpelre  (1461)  wirklich  (S.  17)  mit 
den  Pelzern  identisch  sein?  Die  Mitteilungen  aus  der  Rolle  (S.  83 
und  86)  lassen  eher  auf  Gerber  schließen.  In  Köln  werden  die  Weiß- 
gerber auch  Fellpflücker  genannt  (Kölner  Zunfturkunden  II  S.  474  f.). 

Die  üblichen  Worte  für  Zunft  sind  wie  in  Köln  Brüderschaft  und 
Amt  (ambacht) ;  letzteres  Wort  kommt  nicht  erst  1409  (S.  21),  sondern 
schon  1387  in  der  Wollenamtsordnung  vor.  Zu  dem  Problem  der 
Entstehung  des  Zunftwesens  können  die  spät  einsetzenden  Aachener 
Quellen  erhebliche  Beiträge  nicht  bringen.  Mit  v.  Below  sucht  H. 
mit  Recht  „die  Triebkraft  zum  Zusammenschluß  in  den  Reihen  der 
Handwerker  selbst  und  in  deren  Interessensphäre".  Auf  einem  Miß- 
verständnis beruht  die  Behauptung,  daß  der  Schneiderzunft  bei  ihrer 
Entstehung  der  Zunftzwang  gefehlt  habe  (S.  28).  Der  Sinn  der  im 
Wortlaut  angeführten  Stelle  (Quelle  und  Datum  nicht  angegeben)  ist 
ein  anderer:  Dem  wegen  schlechter  Arbeit  und  Unterschlagung  ange- 
schuldigten Genossen  wollen  die  Schneider  zu  seinem  Recht  verhelfen ; 
wird  er  im  Unrecht  befunden,  so  wollen  sie  ihre  Hand  von  ihm  ab- 
ziehen „ind  solen  eme  sin  denk  loissen  duin",  aus  der  Zunft  aber 
wird  er  ausgestoßen.  Der  wörtlich  zitierte  Satz  bedeutet  nicht:  „und 
sollen  ihn  sein  Ding  (Geschäft)  tun  lassen",  sondern:  „und  sollen 
ihm  sein  Ding  (Gericht)  geschehen  lassen". 

Viele  Züge  des  Aachener  Zunftwesens  erinnern  an  dasjenige  Kölns, 
z.  B.  auf  politischem  Gebiet.  Die  „Beigekorenen"  entsprechen  den 
Kölner  „Beigeschworenen" ;  auch  hier  sind  den  Hauptzünften  kleinere 
Zünfte  (zobehoren  ambachte)  zugeteilt.  Während  aber  in  Köln  das 
Zunftregiment  seit  1396  ununterbrochen  bestand,  ist  die  in  Aachen  im 
Jahre  1450  durchgeführte  Zunftverfassung  im  Jahre  1477  wieder  be- 
seitigt worden.  1513  wird  dann  mit  dauerndem  Erfolge  die  Verfassung 
von  1450  im  wesentlichen  wiederhergestellt. 

Wie  in  Köln  werden  in  der  Regel  zwei  Vorsteher  (hier  Greven 
genannt)  auf  ein  bis  zwei  Jahre  von  den  Zünften  frei  gewählt;  all- 
mählich treten  ihnen  Ausschüsse  zur  Seite.  Dagegen  treffen  wir  hier 
das  Institut  der  „verdienten"  Brüder  nicht  an. 
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Die  wirtschaftliclie  Bedeutung  der  Zünfte  wird  verhältnismäßig 
knapp  behandelt.  So  hätte  man  gern  Gegenstand  und  Entscheidung 
der  kurz  erwähnten  Streitigkeiten  einer  Reihe  von  Zünften  mit  den 
Krämern  kennen  gelernt  und  den  Inhalt  der  genauen  Regelung  „der 
Verkaufsberechtigung  der  Krämerwaren"  (S.  84)  erfahren.  Hervor- 
zuheben ist  die  reiche  Ausbildung  der  Vorschriften  über  das  Besich- 
tigungs-  und  Stempelungswesen,  besonders  bei  den  Textil-  und  Metall- 
gewerben. Den  Kupferschlägern  (zuerst  1510)  und  den  Keßlern  wird 
die  Benutzung  von  Wasser-  oder  Mühlenhämmern  verboten  (S.  79). 
Interessant  ist  die  Mitteilung  von  einer  1470  getroffenen  Vereinbarung 
der  Schmiedezünfte  von  Köln  und  Aachen  über  die  Anstellung  von 
Gesellen  (S.  50).  Aus  Köln  war  mir  bisher  kein  mit  einer  auswärtigen 
Zunft  gemeinsam  gefaßter  Beschluß  bekannt. 

In  dem  von  II.  entworfenen  Bilde  der  Aachener  Zünfte  des  15.  bis 
17.  Jahrhunderts  fehlen  viele  bekannte  Züge  des  damaligen  deutschen 
Zunftwesens,  oder  sie  treten  doch  wenig  hervor.  So  finde  ich  weder 
das  Erfordernis  der  ehelichen  Geburt  für  die  Zunftgenossen  noch  die 
Ausschließung  der  Söhne  von  Trägern  „unehrlicher"  Berufe  erwähnt. 
Wohl  aber  ist  eheliche  Geburt  bei  den  Schneidern  (1541)  Bedingung 
für  die  Wahl  zum  Zwölfer  (S.  64) ;  damit  ist  das  Vorhandensein  un- 
ehelich geborener  Zunftgenossen  bestätigt.  Den  in  manchen  Städten, 
z.  B.  Lübeck,  früh  und  allgemein  erforderten  Nachweis  eines  Betriebs- 
kapitals finden  wir  nur  einmal  (1506  bei  den  Brauern)  (S.  95).  Wenn 
der  Besitz  des  Bürgerrechts  bei  zwei  Zünften  (16.  Jahrhundert)  aus- 
drücklich verlangt  wird,  so  darf  man  dies  Erfordernis  nicht  mit  H. 
(S.  53)  bei  den  anderen  Zünften  voraussetzen;  es  ist  nicht  richtig,  daß 
diese  Eintrittsbedingung  allgemein  in  den  andern  Städten  bestand.  — 
Gesellenverbände  sind  in  Aachen  nicht  nachzuweisen  (S.  51) ;  auch 
Köln   hat   noch    im    15.  Jahrhundert  von  solchen  nur  dürftige  Spuren. 

Wie  in  Köln  sind  auch  in  Aachen  den  politisch  berechtigten  Zünften 
Gesellschaften  ohne  gewerblichen  Charakter  gleichgestellt.  Leider  sind 
wir  auch  hier  über  die  ältere  Geschichte  dieser  Gesellschaften  nur 
wenig  unterrichtet.  Allerdings  hat  H.  die  Stadtrechnungen  nicht  völlig 
ausgebeutet.  So  fehlt  die  älteste  bisher  bekannte  Belegstelle  (1338) 
für  das  viel  besprochene  Wort  „Gaffel"  :  sociis  datum  ad  societatem 
eorum  in  eorum  gafFele  4  m.  (Laurent  S.  137).  Die  Gesellschaft  zu 
Herrn  Adams  Haus  wird  nicht  nur  1385,  sondern  schon  1376  genannt 
(ebd.  S.  251).  Ich  notiere  noch:  sociis  in  domo  Rumeschuttelen  (1344 
S.  162).  Wie  H.  teils  nachweist,  teils  glaubhaft  macht,  haben  die 
Namen  mancher  dieser  Gesellschaften  mehrfach  gewechselt.  Im  Jahre 
1450  bestanden  fünf,  spätei-  nur  noch  zwei  derartige  Gesellschaften. 

Ich  berühre  noch  einige  Einzelheiten.  Die  Behauptung  (S.  8),  daß 
die  Zollstätte  Aachen  im  Jahre  828  „von  der  allgemeinen  Zollfreiheit 
ausgenommen"  worden  sei,  ist  dem  Mißverständnis  einer  Äußerung 
Hegels  entsprungen.  S.  9  sieht  H.  in  den  preisenden  Worten  einer 
Urkunde  Friedrichs  I.  ein  Zeugnis  für  den  Wohlstand  der  Aachener 
Bürgerschaft;  indessen  werden  dort  die  wahren  Ruhmestitel  Aachens 
ausdrücklich  genannt:  es  enthält  die  Grabstätte  Karls  des  Großen  und 
ist  der  Ort  der  Königskrönung.    Der  „Steinliter  Wolle"  S.  78  ist  viel- 
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mehr  ein  Stein  (Wollgewiclit)  lichter  Wolle.  Den  Zusatz  „mit  eren 
kleynen  zobehoren  ambachten"  in  der  Verfassungsurknnde  von  1428 
muß  man  meines  Erachtens  nicht  nur  auf  die  Ziramerleutezuntt 
(H.  S.  11),  sondern  auch  mit  L(ERSCH  (bei  Haagen,  „Geschichte 
Aachens"  II  S.  589)  auf  die  sieben  unmittelbar  vorher  genannten 
Zünfte  beziehen ;  danach  wird  die  Zahl  der  damaligen  Zünfte  noch 
wesentlich  höher  zu  schätzen  sein,  als  H.  annimmt. 

Nach  dem  mir  zugänglichen  Material  zu  urteilen,  hätte  man  eine 
sorgfältigere  Benutzung  der  Quellen  gewünscht.  Doch  tiberwiegt  der 
Dank  für  die  reiche  Förderung  unserer  Kenntnisse  auf  einem  bisher 
wenig  erschlossenen  Gebiet. 

Ober-Stephansdorf.  Heinrich  v.  Lcesch. 


Dr.  .Joseph  Grewe,  Das  Braugewerbe  der  Stadt  Münster  bis  zum  Ende 
der  fürstbischöflichen  Herrschaft  im  Jahre  1802.    Mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung seiner  Besteuerung.     (Abhandlungen   aus  dem  staats- 
wissenschaftlichen Seminar  zu  Münster  i.  W.,  Heft  5.)    Leipzig,  Verlag 
von  C.  L.  Hirschfeld,  1907. 
Das  Buch  ist  ein  sehr  beachtenswerter  Beitrag  zur  Aufhellung  der 
städtischen  Finanz-  und  Gewerbepolitik.    An  einem  konkreten  Beispiel 
tritt  hier  zutage,  wie  ein  blühendes  Gewerbe  mit  regem  Export  durch 
allzu   fiskalische  Maßnahmen   der  Obrigkeit   einem   raschen  Zerfall  zu- 
geführt wurde.    Wünschenswert  wäre  es  gewesen,  wenn  der  Verfasser, 
der   zahlreiche   statistische  Angaben   über  die  Höhe  der  verschiedenen 
Biersteuern  macht,  daneben  bisweilen  noch  einige  Nachrichten  über  andere 
Akzisen  und  den  Gesamtertrag   der  jeweiligen   städtischen  Einnahmen 
mitgeteilt   hätte,    da  jetzt   die  von   ihm   gegebenen  Zahlenreihen  einen 
Vergleich   mit   den  sonstigen  städtischen  Akzisen  und  eine  Würdigung 
der   Bedeutung    der   Biersteuern    für    den    städtischen    Gesamthaushalt 
nicht  zulassen.     Indessen  ist  zuzugeben,   daß  diese  Forderung,   da  die 
Arbeit  einen  so  großen  Zeitraum  umspannt,  nicht  ohne  weiteren  erheb- 
lichen Aufwand  an  Zeit  erfüllt  werden  konnte.     Das   muß  einer  künf- 
tigen Verwaltungsgeschichte  der  Stadt  vorbehalten  bleiben,  für  die  diese 
Abhandlung   eine   sehr   nützliche   Vorarbeit   bildet.     Für   die  Angaben 
über  die  Grut  ist  die  Abhandlung  von  Aloys  Schulte,  Vom  Grutbiere 
(Niederrhein.  Annalen,  H.  85,  S.  118  ff.)  zu  vergleichen. 

Fr.  Lau. 


Henry  Eduard  Thoms,  Die  Entstehung  der  Zünfte  in  Hildes- 
heim.    Ein   Beitrag    zur  Geschichte    des   Zunftwesens.     Leipziger 
Dissertation.     1908.     89  S. 
Im  Gegensatz  zu  den  kürzlich   erschienenen  Schriften   von  Hart- 
mann und  Tuckermann  über  die  Hildesheimer  Zunft-  und  Gewerbe- 
geschichte   (besprochen    in   dieser  Vierteljahrschrift  V   S.  596  ff.)  be- 
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handelt  Thoms  nur  die  Entstehung  der  dortigen  Zünfte.  Anscheinend 
hat  ihn  zu  dieser  Begrenzung  des  Themas  die  Einsicht  bestimmt,  daß 
in  den  tüchtigen  und  inhaltsreichen  Arbeiten  seiner  Vorgänger  trotz 
mancher  Mängel  die  meisten  Gebiete  der  Zunftgeschichte  genügend 
aufgehellt  waren,  dagegen  die  Entstehung  der  Zünfte  nur  kurz  be- 
handelt wurde.  Indessen  war  diese  Zurückhaltung  wegen  der  Dürftig- 
keit der  älteren  Quellen  (vor  1300)  gerechtfertigt.  Der  Versuchung, 
die  fehlenden  Quellenzeugnisse  durch  vage  Hypothesen  und  die  An- 
wendung vorgefundener  Theorien  zu  ersetzen,  ist  die  vorliegende 
Arbeit  erlegen.  Sie  enthält  sehr  viele  leere  Phrasen  und  unbegründete 
Behauptungen,  zwischen  denen  nur  hier  und  da  eine  brauchbare  Be- 
merkung sich  findet.  Mehr  auf  dem  Boden  der  Tatsachen  hält  sich 
der  letzte  Abschnitt  über  die  Ratsinnungen,  der  aber  wenig  Neues 
bringt. 

Ich  gebe  zunächst  einige  Proben  des  Gedankenganges: 

„Die  Zünfte  waren  somit  herrschaftlichen  Ursprungs;  die  Ver- 
anlassung jedoch  wird  trotzdem  bei  den  Handwerkern  gelegen  haben" 
(S.  76).  Thoms  nimmt  an,  daß  das  Bedürfnis  und  die  Initiative  der 
Handwerker  die  Entstehung  der  Ämter  veranlaßt  hat.  Aber  die  Zünfte 
haben  sich  nur  mit  Wissen  und  ausdrücklicher  Genehmigung  des 
Bischofs  bilden  können,  also  sind  sie  herrschaftlichen  Ursprungs! 

S.  46  behauptet  er:  „Strenggenommen  waren  sie  (nämlich  die 
außerhalb  des  Hofes  angesiedelten,  zu  Fronarbeiten  verpflichteten  Hand- 
werker) nicht  freier  als  das  Hofgesinde.  Der  Unterschied  zwischen 
diesem  und  jenen  ist  lediglich  der,  daß  das  Hofgesinde  den  Lebens- 
unterhalt vom  Herrn  erhielt,  während  den  außerhalb  des  Fronhofs 
Angesiedelten  überlassen  wurde,  ihn  selbst  in  freier  Tätigkeit  zu  er- 
werben." Nach  dem  ersten  Satz  zu  schließen,  scheint  dieser  Unter- 
schied „strenggenommen"  bedeutungslos  zu  sein. 

S.  67  verwirft  Thoms  die  Meinung  von  Belows,  daß  die  Ausübung 
des  Zunftzwangs  das  eigentliche  Motiv  zur  Gründung  der  Zünfte  ge- 
wesen sei,  und  tritt  ausdrücklich  Schmoller  bei,  welcher  dieses  Motiv 
in  dem  Streben  nach  einem  eigenen  Gerichtsstand  erblicke.  Indessen 
stellt  sich  auf  der  nächsten  Seite  heraus,  daß  Thoms  ganz  im  Gegen- 
satz zu  Schmollers  Ansicht  die  bewegende  Kraft,  diesmal  mit  Recht, 
in  der  Wahrnehmung  der  gewerblichen  Interessen  der  Handwerker 
sucht. 

Sehen  wir  jetzt  zu,  wie  es  um  die  Begründung  derjenigen  Auf- 
stellungen steht,  welche  der  Verfasser  wirklich  vertritt.  Thoms  gibt 
die  alte  Hofrechtstheorie  preis,  an  Verbände  der  Hof  handwerker  glaubt 
er  nicht;  er  kann  auch  einen  allmählichen  Übergang  der  Hof  handwerker 
zum  städtischen  Handwerk  nicht  feststellen.  Zwar  glaubt  er  für  die 
Entlassung  überflüssig  gewordener  Hofhandwerker  eine  Belegstelle 
vom  Jahre  1406  gefunden  zu  haben  (S.  44);  aber  diese  Urkunde  ver- 
fügt tatsächlich  nicht,  daß  solche  Handwerker  entlassen  werden,  son- 
dern daß  sie  „versterven"  sollen,  d.  h.  daß  ihre  Stellen  beim  Tode 
der  Inhaber  nicht  wieder  besetzt  werden  sollen. 
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Dafür  legt  sieh  Thoms  eine  neue  Ilofrechtatheorie  zurecht  in  ge- 
waltsamer Anlehnung  an  Ausführungen  Seeligers  über  wirtschaftlich 
teilweise  selbständige  ländliche  Handwerker  auf  Grundherrschaften 
der  fränkischen  Periode.  Nach  Thoms  sind  die  städtischen  Handwerker 
aus  Hofhandwerkern  im  weiteren  Sinne  hervorgegangen,  welche  auf 
der  weiteren  Immunität  angesetzt  worden  sind.  Der  Bischof  hat  den 
Handwerkern  Erbstellen  gegeben,  wogegen  sich  diese  zu  ungemessenen 
Diensten  verpflichteten.  Diese  Dienste  wurden  später  fixiert,  zuletzt 
in  Geldabgaben  umgewandelt.  Ihren  Unterhalt  haben  diese  Hand- 
werker zwar  von  vornherein  durch  freie  Arbeit  erworben,  aber  der 
Bischof  hat  sie  angesiedelt,  um  seinen  Grund  und  Boden  vorteilhaft 
zu  verwerten  und  sich  mit  gewerblichen  Produkten  zu  versorgen.  Da- 
mit will  der  Verfasser  nachgewiesen  haben,  daß  die  städtischen  Hand- 
werker den  Bedürfnissen  des  Fronhofs  ihre  Existenz  verdanken 
(S.  40  ff.). 

Allen  diesen  kühnen  Behauptungen  liegt  ein  ganz  bescheidener 
Kern  von  Tatsachen  zugrunde.  Der  Bischof  ist  in  Hildesheim  der 
ursprüngliche  Grundherr  und  hat  die  Hausstellen  an  Kaufleute  und 
Handwerker  gegen  Wortzinsen  vergeben.  Geldabgaben  der  Hand- 
werker sind  in  dem  nahen  Dorfe  Moritzberg  und  teilweise  auch  in 
Hildesheim  selbst  nachgewiesen.  Hier  zahlen  die  Leineweber  als  Ge- 
samtheit einen  Zins  an  den  Bischof;  der  Schuhmachermeister  hat  ge- 
wisse Grundzinsen  abzuliefern;  endlich  hat  der  Bischof  eine  Gerechtsame 
gegenüber  den  Bäckern,  welche  dem  Zusammenhang  der  Belegstelle 
nach  in  einem  Anspruch  auf  Strafgelder  besteht. 

Damit  sind  die  tatsächlichen  Unterlagen  erschöpft;  alles  übrige  ist 
der  Phantasie  des  Verfassers  entsprungen.  Über  die  mannigfachen 
Ursachen  der  Abgaben  der  Handwerker  hätte  Thoms  sich  bei  von  Below, 
Territorium  und  Stadt  S.  312  ff.,  unterrichten  können. 

S.  13  ff.  bemüht  sich  Thoms,  gegen  Rietschel  zu  erweisen,  daß 
die  antiqua  villa  mit  dem  Stadtteil  um  den  Alten  Markt  identisch  sei. 
Hätte  er  die  zahlreichen  Belegstellen  für  das  „alte  Dorf"  in  den  Re- 
gistern des  Hildesheimer  Urkundenbuchs  nachgeschlagen,  so  hätte  er 
hier  (z.  B.  Döbner  I,  S.  405)  unzweifelhafte  Zeugnisse  dafür  gefunden, 
daß  das  alte  Dorf  außerhalb  der  mittelalterlichen  Stadt  lag.  Solche 
unrichtige  Behauptungen  enthält  diese  Schrift  noch  viele. 

Mit  Recht  vermißt  Thoms  (S.  77)  in  den  Zunftverzeichnissen  bei 
Hartmann  und  Tuckermann  die  Schuhflickerzunft.  Nur  hätte  er 
selbst  diese  Zunft,  welche  ihren  Gildebrief  vom  Bischof  erhalten  hat, 
nicht  bei  den  Ratsinnungen  einreihen  sollen.  Die  von  Thoms  ebenfalls 
vermißten  Messerschmiede  und  Rotgießer  bildeten  keine  besonderiiu 
Zünfte,  sondern  gehörten  zur  Schmiedezunft  (Döbner  HI,  Nr.  1067, 
VII,  Nr.  559). 

Die  lateinischen  Zitate  sind  durch  sehr  viele  Druckfehler  ent- 
stellt. 

Ober-Stephansdorf.  Heinrich  von  L(Esch. 
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KoGLER,  Ferdinand,  Professor  an  der  Universität  in  Czernowitz,  Die 
älteren  Stadtrechtsquellen  von  Kitzbühel.  93  S.  Sonder- 
abdruck aus  der  Ztschr.  des  Ferdinandeums ,  3.  Folge,  52.  Heft, 
Innsbruck,  Wagnersche  Universitätsbuchhandlung. 

Die  Stadt  Kitzbühel  ist  eine  Gründung  des  Witteisbachers  Ludwig  TL., 
der  in  einer  daselbst  vom  6.  Juni  1271  datierten  Urkunde  seine  „nova 
plantatio  aput  Chizzingensbühel"  mit  oberbayrischem  —  und  speziell 
Münchener  —  Stadtrecht  bewidmet,  und  zwar  befristet  auf  fünf  Jahre, 
eine  Besonderheit,  die  sich  sonst  nirgends  findet. 

1319  an  Niederbayern  verpfändet,  wird  Kitzbühel  am  25.  Sep- 
tember 1321  mit  niederbayrischem  —  speziell  Landshuter  —  Stadt- 
recht begabt;  am  1.  Januar  1338  erhält  es  —  nunmehr  wieder  mit 
Oberbayern  vereinigt  —  neuerdings  Münchener  Stadtrecht. 

Aus  den  Jahren  1353  und  1354  datieren  dann  jene  beiden  Rechts- 
aufzeichnungen, welche  den  Mittelpunkt  der  Darstellung  Koglers 
bilden.  Die  ältere  (I.)  ist  eine  autonome  Satzung  der  Bürger  in  32 
Artikeln  und  stellt  sich  ihrem  Inhalt  nach  als  eine  Polizeiordnung  dar ; 
die  jüngere  (II.)  enthält  in  35  Artikeln  die  der  Stadt  von  den  bayrischen 
Herzogen  verliehenen  Rechte  und  Freiheiten.  Beide  Stadtrechte  geben 
uns  zusammen  ein  ganz  gutes  Bild  des  öffentlichen  und  privaten  Rechts 
einer  bayrischen  Stadt  im  14.  Jahrhundert.  In  der  vorliegenden  Unter- 
suchung gibt  nun  Kogler  eine  Darstellung  dieses  Rechts  unter  steter 
Verweisung  auf  die  in  einem  Anhange  —  nebst  zehn  anderen  Stücken  — 
abgedruckten  beiden  Rechtsdenkmäler  und  auf  die  Quellen  und  Vor- 
lagen der  einzelnen  Bestimmungen. 

Von  besonderem  Interesse  erscheinen  die  Bestimmungen  über  die 
Vorrechte  der  Bürger,  über  die  Stadtbehörden,  die  Bußen,  das  Verbot 
der  Haltung  von  Muntmannen  u.  a.  m. 

Die  kleine  Arbeit  bildet  einen  sehr  instruktiven  Beitrag  zur  Kenntnis 
süddeutscher  Stadtrechtsgeschichte. 

Wien.  Heinrich  W.  IIöfflinger. 


Lahusen,  Johannes,  Zur  Entstehung  der  Verfassung  bairisch-öster- 
reichischer  Städte  (Abhandlungen  zur  mittleren  und  neueren  Ge- 
schichte, herausgegeben  von  Georg  von  Below,  Heinrich  Finke, 
Friedrich  Meinecke,  Heft  5).  Berlin  u.  Leipzig,  Dr.  Walther  Rot- 
schild, 1908.     78  S. 

Lahusen  geht  in  der  vorliegenden  Arbeit  den  Weg,  den  vor  ihm 
mit  vielem  Erfolg  schon  andere,  insbesondere  Siegfried  Rietschel, 
gegangen,  den  Weg  der  Einzeluntersuchung,  um  dadurch,  vom  einzelnen 
zum  allgemeinen  fortschreitend,  zu  allgemein  gültigen  Ergebnissen  zu 
gelangen.  Nach  einem  Überblick  über  die  Geschichte  Ober-  und  Nieder- 
österreichs bis  zum  Ausgang  des  12.  Jahrhunderts  untersucht  der  Ver- 
fasser zunächst  die  Entstehung  der  Verfassung  von  Passau  und  Salz- 
burg und  geht  dann  der  Entstehung  des  österreichischen  Städtewesens 
selbst  nach,   indem   er   einzeln   die   oberösterreichischen   Städte   Enns, 
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Wels,  Steyr,  Eferding,  Linz  und  die  niederösterreichiscben  Städte 
St.  Polten,  Krems,  TuUn,  Klosterneuburg,  Wien,  Hainburg,  Wiener- 
Neustadt  bespricht. 

Warum  sich  der  Verfasser  von  den  außerösterreichischen  Städten 
gerade  Passau  und  Salzburg  ausgesucht  hat,  entbehrt  meines  Erachtens 
freilich  der  rechten  inneren  Begründung.  Beide  Städte  haben  aller- 
dings lange  Zeit  hindurch  ein  wirtschaftliches  Übergewicht  Über  die 
österreichischen  Städte  ausgeübt,  allein  das  haben  in  erhöhtem '^Malie 
auch  andere  Städte  getan.  Passau  hat  ferner  allerdings  auf  die  Ent- 
wicklung des  österreichischen  Städtewesens  einen  gewissen  Einfluß  aus- 
geübt, während  man  das  von  Salzburg  kaum  wird  behaupten  können ; 
aber  auch  hier  wären  wieder  andere  Städte  zu  finden  gewesen,  die 
einen  gi'ößeren  Einfluß  ausgeübt  haben. 

Während  Passau  im  Anschluß  an  ein  altes  Römerkastell  entstanden 
ist,  haben  sich  Salzburg  und  sämtliche  andern  genannten  Städte  aus 
oftenen  Marktansiedlungen  entwickelt.  Lahusen  gewinnt  dieses  Haupt- 
ergebnis seiner  Arbeit  auf  Grund  einer  sorgfältig  und  eingehend  durcli- 
geführten  Untersuchung  aller  einschlägigen  Quellen.  Dabei  hebt  er 
stets  auf  der  einen  Seite  die  gemeinsamen  Grundzüge  der  Entwicklung 
hervor,  während  er  auf  der  andern  Seite  auf  die  Verschiedenheiten 
aufmerksam  macht.  Wenn  das  Quellenmaterial,  auf  dem  sich  Lahusens 
Arbeit  aufbaut,  zum  großen  Teil  auch  schon  früher  bekannt  war,  so 
gebührt  dem  Verfasser  doch  das  unbestreitbare  Verdienst,  dasselbe  in 
übersichtlicher  Weise  zusammengetragen  und  gerade  nach  dieser  Rich- 
tung hin  in  geschickter  Weise  verwertet  zu  haben.  Lahusens  Arbeit 
ist  ein  wertvoller  Beitrag  zur  älteren  deutschen  Stadtrechtsgeschichte 
im  allgemeinen  und  der  der  österreichischen  Länder  insbesondere. 
Czernowitz.  Ferd.  Kogler. 


WoPFNER,  Hermann,  Das  Almendregal  des  Tiroler  Landesfürten. 
Forschungen  zur  inneren  Geschichte  Österreichs,  herausgegeben 
von  Alfons  Dopsch.  9.  Heft.  Innsbruck,  Verlag  von  Wagner,  1906, 
170  S.  (111  S.  Text,  59  Seiten  Urkunden,  worunter  zahlreiche 
Archivalien). 

I.  Die  neue  Forschung  ist  mit  regem  Eifer  bedacht,  das  Phänomen 
der  Landeshoheit  für  einzelne  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  zu  er- 
gründen. Man  hat  längst  einsehen  gelernt,  daß  eine  gewissenhafte 
Einzelforschung  nötig  ist,  um  das  Problem  der  Entstehung  und  Aus- 
bildung der  landesherrlichen  Gewalt  voll  erfassen  und  lösen  zu  können. 
Wir  sind  jetzt  auf  dem  richtigen  Wege  der  induktiven  Methode  an- 
gelangt. Wir  untersuchen  bestimmte,  territorial  abgegrenzte  Gebiete, 
um  dann  einst  auf  Grund  zahlreicher  Monographien  ein  Gesamtbild 
der  landesherrlichen  Verfassung  und  Verwaltung  entwerfen  zu  können. 
Die  vorliegende  Abhandlung  gibt  auch  einen  Baustein  zu  diesem 
stolzen  wissenschaftlichen  Gebäude.  Sie  beschäftigt  sich  mit  den  Re- 
galien des  Tiroler  Landesfürsten,  soweit  sie  Ausfluß  des  Almendregals 
sind,   und   untersucht   sie  im  wesentlichen  von  ihrem  Ursprung  an  bis 
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in  die  Regieruugszeit  Maximilians  I.  Der  Zeitraum  ist  richtig  gewählt. 
Die  Entwicklung  findet  unter  diesem  tief  und  eigenmächtig  in  die 
Verhältnisse  des  Landes  eingreifenden  Herrscher  ihren  ersten  Ab- 
schluß (vgl.  S.  79,  85,  90). 

n.  WoPFNER  verleiht  seiner  Studie  einen  besonderen  Wert  dadurch, 
daß  er  gleichmäßig  wirtschaftliche  und  juristische  Momente  ins  Auge 
faßt.  Man  sieht  überall  deutlich,  wie  eng  sich  Wirtschaft  und  Recht 
bedingen,  wie  aus  wirtschaftlichen  Veränderungen  sich  rechtliche  Neu- 
ordnungen ergeben.  Um  ein  Beispiel  hervorzuheben:  Im  15.  Jahr- 
hundert blühte  das  Bergwerks-  und  Hüttenwesen  lebhaft  auf.  Der 
Holzbedarf  und  damit  der  Holztransport  steigern  sich.  Die  Wasser- 
kräfte nehmen  an  wirtschaftlichem  Werte  zu.  Demnach  spannt  der 
Landesherr  sein  Mühlenregal  stärker  an  und  dehnt  es  auch  auf  die 
nicht  schiffbaren  und  flößbaren  Gewässer  aus.  So  konnte  er  unter 
anderem  die  Anlage  von  Sägemühlen  in  Bergwerksdistrikten  verhindern, 
durch  welche  der  Holztransport  zum  Nachteil  des  landesherrlichen 
Bergbaues  ausgebeutet  worden  wäre  (S.  63  f.).  Es  wäre  ein  großer 
Fehler,  eine  Untersuchung,  wie  sie  uns  Wopfner  gegeben  hat,  ein- 
seitig vom  wirtschaftlichen  oder  vom  juristischen  Standpunkt  aus 
durchzuführen.  Beide  Probleme  bedingen  sich  gegenseitig  und  ver- 
langen nach  Lösung. 

III.  Ferner  ist  die  Schilderung  lehrreich,  welche  zeigt,  wie  sehr 
der  aufstrebende  Landesherr  pekuniärer  Kräfte  bedurfte,  um  sein 
Territorium  zu  befestigen  und  auszubauen.  Die  Konsolidierung  des 
Gebietes  kostet  Geld,  viel  Geld.  Zur  Beschaffung  von  Mitteln  bieten 
die  Regalien  eine  treffliche  Handhabe  (vgl.  S.  68  u.  94),  und  so  greift 
der  Fürst  oft  ganz  willkürlich  in  die  Rechtsverhältnisse  seines  Landes 
ein.  Wenn  auch  im  Hintergrunde  seiner  Regalien  prinzipiell  ein  Rechts- 
titel (die  verselbständigte  und  potenzierte  Grafengewalt)  stand,  so  hat 
er  doch  in  zahlreichen  Fällen  den  Bogen  des  Rechtes  überspannt  und 
sich  Befugnisse  angemaßt,  die  aus  seiner  Macht,  nicht  aber  aus  seiner 
Rechtsstellung  entsprungen  sind.  Und  da  ist  es  denn  interessant  zu 
beobachten,  wie  sich  im  Laufe  der  Zeiten  die  Machtverhältnisse  oft 
in  Rechtsverhältnisse  umwandelten,  wie  sich  durch  Übung  ein  Ge- 
wohnheitsrecht herausbildete.  Der  deutlichste  Fall  in  dieser  Richtung 
ist  der  Eigentumsanspruch  des  Landesherrn  an  der  Almend.  Der 
Landesherr  macht  an  der  Almend  nicht  bloß  ein  Hoheitsrecht,  sondern 
Eigentum  geltend.  Eine  Urkunde  von  1482  spricht  z.  B.  von  proprietas 
und  directum  dominium  (S.  30).  Den  Bauern  wird  unter  völliger  Ver- 
kennung ihrer  alten  Rechte  die  Stellung  von  bloßen  Nutzungsberechtigten 
angewiesen.  Allmählich  aber  faßt  diese  Anschauung  feste  Wurzel  und 
geht  ins  Rechtsbewußtsein  des  Volkes  über.  Die  Untertanen  betrachten 
die  Almendgüter  als  öffentliche  Güter  im  Eigentum  des  Fürsten,  deren 
Nutzung  den  Gemeindegenossen  zusteht  (S.  97).  Freilich  macht  dann 
im  15.  Jahrhundert  der  Fürst  von  diesem  Eigentum  einen  Gebrauch, 
den  die  Bauern  wiederum  als  Eingriff  in  ihre  Rechte  ansehen,  indem 
er  willkürliche  Verfügungen  über  die  Almend  trifft,  während  die  Ge- 
meindegenossen daran  festhalten,  daß  zu  Vei'fügungen  über  die  Substanz 
der  Almend  ihre  Zustimmung  nötig  sei  (S.  98).    Ein  letzter  Widerstand 
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gegen   die   längst  befestigten   Rechte   des    Landesherrn,   zur   Zeit   des 
Bauernkrieges  bleibt  völlig  fruchtlos  (S.  110). 

Bei  all  diesen  Eingriffen  und  Maßnahmen  darf  nicht  vergessen 
werden,  daß  die  landesfürstliche  Verwaltung  oft  weitherzigere  Ziele 
verfolgte  zugunsten  der  Allgemeinheit  als  die  einzelne  bäuerliche  Ge- 
meinde, und  der  Verfasser  zeigt  unter  anderem,  daß  der  Erlaß  von 
Waldordnungen  der  Gesamtheit  manchen  Nutzen  gebracht  hat  (S.  95). 
Ich  glaube,  daß  diese  soziale  Seite  der  Regaliennutzung  noch  stärker 
hätte  betont  werden  sollen. 

IV.  In  fünf  Teile  ist  die  Studie  gegliedert.  Aus  dem  ersten  Teil: 
Die  Substanz  der  Almend  und  deren  Nutzung  seien  speziell  die  richtige 
Begriffsbestimmung  der  Almend  (Schwerpunkt  in  der  gemeinsamen 
Nutzung  und  Verwaltung  der  Genossenschaft)  und  die  Ausführungen 
hervorgehoben,  welche  sich  mit  der  Entstehungszeit  derselben  befassen. 
Entgegen  der  herrschenden  Ansicht  setzt  Wopfner  die  Almendver- 
fassung spätestens  ins  10.  Jahrhundert,  und  seine  Formel  ist  ein- 
leuchtend: das  Dorfsystem  hat  die  Organisation  der  Almendnutznnt,^ 
zur  Voraussetzung  (S.  7).  Auch  v.  Schwerin  hat  sich  in  seiner  Be- 
sprechung des  Buches  (Z.  R.  G.  28,  532)  dieser  Ansicht  angeschlossen. 

Die  Entstehung  des  landesfürstlichen  Almeudregals  (Teil  II)  bietet 
nicht  viel  Neues.  Es  wird  die  Theorie  vom  allgemeinen  königlichen 
Obereigentum  an  der  Almend  rezipiert  und  daraus  einfach  das  spätere 
Almendregal  des  Fürsten  abgeleitet.  Es  wäre  für  den  Verfasser  eine 
hübsche,  wenn  auch  nicht  unmittelbar  in  sein  Thema  einschlagende 
Aufgabe  gewesen,  dem  Gedanken  dieses  königlichen  Almendeigentums 
einmal  nachzugehen  und  die  namentlich  von  Schröder  herangezogenen 
Urkunden  zusammen  mit  Titel  45  und  14,  4  der  Lex  Salica  zu  über- 
prüfen. Er  wäre  vielleicht  zur  Überzeugung  gekommen,  daß  es  sich 
dabei  nur  um  Hoheitsrechte  des  Königs  am  Rodungslande  handelte, 
und  hätte  sich  dann  nach  einem  andern  Titel  für  die  Begründung  des 
landesfürstlichen  Almendregals  umsehen  müssen. 

.  Wopfner  vertritt  die  jetzt  verbreitetste  Auffassung,  daß  die  Landes- 
hoheit aus  dem  Grafenamte  herausgewachsen  sei,  und  konstruiert  daher 
einen  Zusammenhang  zwischen  Almendregal  und  Gerichtsherrlichkeit. 
Die  grundherrliche  Theorie  weist  er  vollständig  ab  (S.  23). 

V.  Der  dritte  Teil  ist  der  bedeutsamste.  In  scharf  gegliederter,  zu- 
verlässiger Untersuchung  werden  die  einzelnen  aus  dem  Almendregal 
entspringenden  Rechte  des  Landesfürsten  besprochen  (Forstrecht, 
Jagdrecht,  Wasserrecht  und  Neubruchsrecht;  zu  kurz  gekommen  ist 
dabei  das  Fischereirecht).  Wichtig  ist  unter  anderem  die  Bemerkung, 
daß  in  Tirol  das  Jagdrecht  frühe,  schon  im  13.  Jahrhundert,  als  ein 
Korrelat  der  Landeshoheit  angesehen  wurde,  was  durchaus  nicht  in 
allen  landesherrlichen  Gebieten  der  Fall  war  (z.  B.  nicht  im  Breisgau). 
Etwas  unbestimmt  klingt  die  Behauptung,  daß  das  Jagdrecht  „wenigstens 
in  der  Zeit  vom  11.  Jahrhundert  abwärts  in  keinem  Zusammenhang 
mehr  mit  dem  Eigentum  an  Grund  und  Boden  stehe"  (S.  55).  Einen 
Vorwurf  verdient,  daß  der  Verfasser  uns  nirgends  sagt,  was  er  unter 
einem  Regal  versteht,  und  uns  den  Inhalt  des  Begriffes  nicht  scharf 
fixiert,  wie  er  es  mit  dem  Almendbegriff  getan  hat.    Die  Folge  davon 
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sind  mancherlei  Schwankungen,  besonders  in  der  Abgrenzung  der  Be- 
griffe Recht  und  Regal.  So  wird  z.  B.  S.  61  das  Fischereiregal  identi- 
fiziert mit  einem  „ausschließlichen  Fischereirecht".  Das  ist  nicht  richtig. 
Es  kann  jemand  ein  ausschließliches  Fischereirecht  haben,  ohne  daß 
er  im  Besitze  des  Regals  ist.  Oder  S.  63  wird  erwähnt,  daß  der 
Bischof  von  Brixen  im  Jahre  1179  das  Miihlenregal  erhielt,  nämlich 
den  sogenannten  usus  molendinorum,  das  heißt  „die  Befugnis,  geeignete 
Plätze  zur  Anlage  von  Mühlen  verwenden  zu  dürfen".  Auch  das  ist 
kein  Regal  im  technischen  Sinne,  und  die  Herausgeber  des  Urkunden- 
buches,  Schwind  und  Dopsch,  sprechen  denn  auch  richtiger  von  einem 
Mühlenrechte.  Unter  Regal  ist  vielmehr  zu  verstehen  ein  nutzbares 
Hoheitsrecht  des  Inhalts,  in  einem  bestimmten  Gebiete  die  Ausübung 
des  Rechtes  grundsätzlich  allein  in  Anspruch  zu  nehmen  und  aus 
eigener  Machtfülle  Dritten  die  Ausübung  zu  gestatten.  Eine  juristisch 
präzise  Formulierung  solcher  Begriffe,  die  sich  natürlich  im  Laufe 
der  Entwicklung  mit  mehr  oder  weniger  Inhalt  erfüllen  können  und 
tatsächlich  erfüllt  haben,  trägt  zur  Klarheit  der  Darstellung  wesent- 
lich bei. 

VI.  Von  hohem  Interesse  ist  auch  der  vierte  Teil  des  Buches,  der 
uns  in  die  Verwaltung  des  landesfürstlichen  Almendregales  einführt. 
Wir  lernen  hier  den  lokalen  und  zentralen  Beamtenapparat  kennen 
und  sehen,  wie  rücksichtslos  die  landesherrlichen  Beamten  oft  in  die 
Rechte  der  Almendgenossen  eingreifen  (vgl.  z.  B.  S.  82).  Die  or- 
ganisatorische Ki'aft  Maximilians  kommt  hier  zu  deutlichem  Ausdruck 
(z.  B.  S.  79,  85,  90).  Speziell  aufmerksam  zu  machen  ist  etwa  auf 
die  Bedeutung  des  Bergrichters  und  das  für  Nordtirol  eingesetzte 
Waldgericht  als  Berufungsgericht  (S.  86  ff.).  —  Wopfner  schließt  seine 
gründliche  Studie  mit  dem  Abschnitt:  Almendregal  und  Untertanen, 
in  welchem  die  Überspannung  der  landesherrlichen  Forderungen,  be- 
sonders unter  Maximilian,  ihre  plastische  Darstellung  findet.  Zu  welch 
rigorosen  Eingriffen  der  Landesherr  sich  manchmal  verleiten  ließ, 
zeigt  unter  anderem  die  Verordnung  des  Fürsten,  daß  den  Bauern 
im  Interesse  der  Wildhegung  nur  das  Halten  kleiner  Hunde  gestattet 
oder  für  größere  Haushunde  vorgeschrieben  wurde,  daß  ihnen  während 
bestimmter  Zeiten  Prügel  vor  die  Füße  gebunden  werden  mußten.  — 

Ich  wünsche  der  Studie  einen  weiten  Leserkreis  und  hoffe,  das  sie 
andere  anregen  wird,  die  landesherrlichen  Regalien  für  ein  bestimmtes 
Territorium  zu  untersuchen. 

Jena.  Hans  Fehr. 


Hans  Goldschmidt,  Zentralbehörden  und  Beamtentum  im  Kurfürstentum 
Mainz  vom  16.  bis  zum  18.  Jahrhundert.  Abhandl.  zur  mittleren  und 
neueren  Geschichte,  herausg.  von  Below,  Finke,  Meinecke,  Heft  7. 
Berlin,  W.  Rothschild,  1908.  Preis  6  Mark.  XX  u.  209  S.  und 
3  Tabellen. 
Das  Buch  umfaßt  einerseits  mehr,  als  der  Titel  besagt,  da  die  Dar- 
stellung bis   zum  Ende   des   18.  Jahrhunderts  reicht,   andererseits  sehr 
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viel  weniger,  da  zwei  der  vier  Landesteile  des  Kurfürstentums,  das 
Eichsfeld  und  Erfurt,  nicht  berücksichtigt  sind,  weil  sie,  wie  G.  S.  2 
betont,  der  Mainzer  Zentralverwaltung  im  allgemeinen  nicht  unter- 
standen; bei  der  Bedeutung  der  Zentralisationsbestrebungen  für  die 
Entwicklung  der  Zentralbehörden  wäre  es  aber  im  höchsten  Maße 
erwünscht,  die  Gründe  zu  erfahren,  die  derartige  Bestrebungen  in 
Mainz  während  dreier  Jahrhunderte  unterdrückten.  Hier  fehlt  also 
ein  wichtiger  Faktor  für  die  allgemeine  Beurteilung  der  von  G.  vor- 
getragenen Dinge. 

In  der  Wahl  des  Stoffes  hat  G.  einen  glücklichen  Griff  getan,  da 
die  Entwicklung  der  Behördenorganisation  in  den  deutscheu  geistlichen 
Staaten  bisher  wenig  untersucht  worden  ist.  Für  das  16.  Jahrhundert 
bestätigen  seine  Ergebnisse  die  allgemeine  Darstellung,  die  Below  in 
seinem  Aufsatz :  Die  Neuorganisation  der  Verwaltung  in  den  deutschen 
Territorien  des  16.  Jahrhunderts  (Territorium  und  Stadt  S.  283  ff.)  ge- 
geben hat.  Der  aus  der  Reformationsgeschichte  bekannte  Hoheuzoller, 
Kurfürst  Albrecht  IL,  schuf  in  Mainz  1516  ein  ständiges  Hofgericht, 
1522  einen  ständigen  Hofrat  als  höchste  Verwaltungsbehörde,  bald 
darauf  eine  selbständige  Finanzverwaltung  und  den  Ansatz  zu  einem 
Geheimen  Rat  als  Organ  für  vertrauliche  Beratungen,  in  erster  Linie 
über  die  auswärtige  Politik.  Der  Ausgang  des  Bauernkrieges,  an  dem 
sich  die  Mainzer  stark  beteiligten,  ermöglichte  vornehmlich  die  Aus- 
schaltung des  ständischen  Einflusses  auf  die  Ausgestaltung  der  Be- 
hörden und  eine  Neuordnung  der  Lokalverwaltung;  auch  das  Dom- 
kapitel vermochte  den  Kurfürsten  keine  ernstlichen  Schwierigkeiten  zu 
bereiten ;  sie  hatten  also  bei  der  Entwicklung  ihrer  Behörden  so  ziem- 
lich freie  Hand. 

Diese  Entwicklung,  die  Abgrenzung  des  Geschäftskreises,  der  Ausbau 
der  Geschäftsordnungen,  der  Kanzleien,  Registraturen  und  Archive 
werden  von  G.  unter  Vergleich  mit  den  entsprechenden  Vorgängen  in 
den  anderen  deutschen  Staaten  ausführlichst  geschildert.  Er  unter- 
scheidet zwei  Perioden:  bis  zur  Mitte  oder  dem  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts und  dann  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Der  Hofrat, 
in  der  Hauptsache  nur  eine  beratende  Behörde,  mit  der  Gerichtsbarkeit 
in  Verwaltungs-  und  Finanzfragen  ausgestattet,  aber  auch  noch  mit 
mancherlei  anderen  Jurisdiktionellen  Aufgaben  betraut,  löste  sich  in 
der  ersten  Periode  völlig  aus  dem  Hofstaat  los;  der  größte  Teil  der 
Ziviljustiz  fiel  dem  Hofgericht  zu.  Von  der  allgemeinen  Verwaltung 
wurde  die  Finanzverwaltung  scharf  geschieden;  die  Finanzbehörde, 
die  Hofkammer,  organisierte  man  zunächst  rein  bureaumäßig  unter 
der  Leitung  des  Kammerschreibers,  erteilte  deshalb  aber  nicht  ihr, 
sondern  dem  Hofrat  die  Gerichtsbarkeit  in  Finanzangelegenheiten  und 
ließ  sie  auch  dem  Hofrat,  als  in  den  ersten  Jahren  des  Dreißigjährigen 
Krieges  die  Hofkammer  eine  koUegialische  Verfassung  erhielt.  Vom 
Geheimen  Rat  ist  aus  der  ersten  Periode  nicht  viel  mehr  als  die  ge- 
legentliche Erwähnung  seiner  Existenz  bekannt. 

Die  zweite  Periode  bezeichnet  G.  als  die  Zeit  des  Niederganges; 
der  Ausdruck  dürfte  zu  scharf  sein ;  ein  Stillstand  oder  ein  Rückschritt 
der    Behördenentwicklung    trat    doch    nicht    ein,    freilich    ebensowenig 
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wurde  eine  höhere  Entwicklungsstufe  voll  erreicht,  aber  mancherlei 
Fortschritte  waren  doch  zu  verzeichnen.  Der  Hofrat  wurde  von  seinen 
richterlichen  Funktionen,  soweit  ihm  solche,  abgesehen  von  der  Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit, oblagen,  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts durch  die  Bildung  eines  Regierungsjustizsenats  und  eines 
Kriminalsenats  aus  seiner  Mitte  entlastet,  in  ihm  Realdepartements  zur 
schnelleren  und  gründlicheren  Bewältigung  der  Arbeitsfülle  gebildet. 
Durch  gemischte  Kommissionen  von  freilich  oft  kurzer  Lebensdauer 
suchte  man  seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  ein  Zusammenarbeiten 
des  Hofrats  und  der  Hof  kammer  auf  dem  Gebiet  der  Militär-  und  der 
Forstverwaltung,  der  Handels-,  Wirtschafts-  und  Wohlfahrtspolitik  zu 
erreichen;  aus  einer  derartigen  Deputation  entwickelte  sich  schließlich 
1780  eine  neue  Zentralbehörde,  ein  für  Mainz  vielleicht  entbehrlicher 
Hofkriegsrat.  Die  Errichtung  einer  Landesnotdurftkasse  gab  1780  dem 
Hofrat  in  dringenden  Fällen  die  notwendige  finanzielle  Selbständigkeit. 
Die  Hof  kammer  erhielt  schon  1690  Realdepartements;  in  ihr  entstand 
erst  eine  Rechnungsdeputation,  die  sich  dann  1788  in  eine  unabhängige 
Rechnungsrevisionskammer  verwandelte.  In  der  Hofkammer,  der  ur- 
sprünglich reinen  Finanzbeliörde,  erwachte  das  Streben,  Handel,  Gewerbe 
und  Industrie  zu  fördern,  und  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  das 
Verlangen  nach  einer  vernünftigen  Etatswirtschaft.  Auf  dem  Gebiete 
der  Justiz  bildet  die  Errichtung  einer  dritten  Instanz,  eines  Revisions- 
gerichts, unter  Ausschluß  jeder  weiteren  Berufung  an  das  Reichs- 
kammergericht in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  die  wichtigste 
Neuerung.  Die  Tendenz,  den  Geheimen  Rat  zum  Organ  der  auswärtigen 
Politik  zu  entwickeln,  war  vorhanden;  bei  der  steigenden  Bedeutungs- 
losigkeit der  Mainzer  Politik  im  18.  Jahrhundert  verlor  dieses  Streben 
Kraft  und  Ziel. 

Mit  allen  diesen  Veränderungen  und  Verbesserungen  war  gewiß 
kein  leicht  übersichtlicher,  klar  geordneter  und  schnell  arbeitender 
Behördenapparat  geschaffen,  aber  derartige  Ansprüche  erfüllte  z.  B. 
auch  die  preußische  Behördenorganisation  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
wahrlich  nicht,  und  viele  der  von  G.  beklagten  Mißstände,  z.  B.  die 
Zersplitterung  des  Kassenwesens,  das  Sportelunwesen,  die  in  Preußen 
später  als  in  Mainz  beseitigte  Abhängigkeit  der  Oberrechenkammer 
von  der  höchsten  Verwaltungsbehörde,  die  Trennung  wenigstens  eines 
Teiles  der  Finanzverwaltung  (Regie)  von  der  allgemeinen  Landesver- 
waltimg,  fanden  sich  auch  in  Preußen.  Was  die  Mainzer  Verwaltung 
vollbracht  hat,  muß  erst  noch  untersucht  werden;  wenn  sie  weniger 
leistete  als  die  großen  weltlichen  Staaten,  so  lag  das  meines  Erachtens 
nicht  so  sehr  an  den  Konstruktionsfehlern  der  Verwaltungsmaschine, 
sondern  es  fehlten,  was  auch  G.  stark  betont,  das  dynastische  Interesse, 
die  dynastische  Tradition,  die  Einwirkung  landsässiger  Stände,  besonders 
der  Antrieb  der  großen  Politik.  Viel  wichtiger  als  die  Behördenorga- 
nisation ist  die  Beschaffenheit  und  der  Geist  des  Beamtenmaterials. 
Darin  sehe  ich  einen  großen  Vorzug  der  vorliegenden  Arbeit,  daß  sie 
nicht  bloß  die  Behörden,  sondern  zugleich  das  die  Formen  ausfüllende 
und  handhabende  Beamtentum  in  seiner  Art  und  Unart,  seiner  Zu- 
sammensetzung,   seiner   Laufbahn    und   Entlohnung   vorzuführen    sich 


378  Referate. 

bemüht  und  damit  zeigt,  wie  unendlich  oft  die  schönsten  Reglements 
außer  acht  blieben.  Darin  besteht  ein  gewaltiger  organischer  Felder 
der  Acta  Borussica,  daß  sie  fast  nur  die  Behijrdenorganisation  vor- 
führen, damit  eine  den  Beamten  des  18.  Jahrhunderts  unbekannte 
Kodifikation  des  preußischen  Verwaltungsrechts  schaffen  und  im  Leser 
zu  leicht  die  völlig  irrige  Vorstellung  wecken,  als  ob  alle  jene  zahl- 
reichen Verordnungen  beachtet  und  pünktlich  ausgeführt  worden 
wären.  So  entsteht  ein  von  der  Wirklichkeit  stark  abweichendes 
Idealbild  1). 

6.  hat  mit  großem  Fleiß,  unter  voller  Ausschöpfung  der  ihm  zur 
Verfügung  stehenden  Quellen  und  mit  ruhigem,  klarem  Urteil  eine  vor- 
treffliche, inhaltsreiche  Arbeit  geliefert,  auf  die  als  Erstlingsschrift  der 
Verfasser  und  seine  Lehrer  stolz  sein  können. 

Zum  Schluß  noch  ein  paar  Bemerkungen  für  ähnliche  zukünftige 
Arbeiten.  Sehr  erwünscht  wäre  ein  Verzeichnis  der  Kurfürsten  — 
sie  sind  doch  zu  unbekannt,  als  daß  man  sich  mühelos  unter  ihnen 
zurechtfände  — ,  ferner  für  den  politischen  Historiker  ein  Personen- 
und  Sachregister,  um  Personen  und  die  jeweilige  Bedeutung  ihres 
Amtes  ermitteln  und  die  Entstehung  eines  Mainzer  Aktenstückes  fest- 
stellen zu  können. 

Breslau.  Ziekursch. 


R.  F.  Kaindl,    Greschichte    der   Deutschen    in    den    Karpathenländern. 

2.  Bd.:  Geschichte   der  Deutschen  in  Ungarn  und  Siebenbürgen  bis 

1763,   in   der  Walachei  und  Moldau   bis  1774.     Gotha  1907,   F.  A. 

Perthes.     XI  und  421  S. 
K.  Lohmeyer,   Geschichte    von  Ost-    und   Westpreußen.     1.  Bd. :   Bis 

1411.   3.  verbesserte  und  erweiterte  Auflage.   Ebenda  1908.  VIII  und 
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Unsere  Zeitschrift  hat  schon  Veranlassung  gehabt,  darauf  hinzu- 
weisen, daß  die  Perthessche  große  Sammlung  der  „Allgemeinen  Staaten- 
geschichte" Werke  enthält,  die  wichtige  Aufklärungen  zur  Wirtschafts- 
geschichte  bringen    (vgl.  Jahrg.  1908,  S.  141  ff.).      Bücher    dieser    Art 


1)  Ein  Beispiel.  Am  L  9. 1741  erließ  Friedrich  der  Große  eine  Instruktion 
für  die  schlesischeu  Steuerräte.  Kein  Darsteller  der  Vorgänge  in  Schlesien 
läßt  sich  nun  die  Gelegenheit  entgehen,  an  der  Hand  dieser  scheinbar  grund- 
legenden Instruktion  die  segensreiche  Tätigkeit  der  Steuerräte  zu  schildern. 
Bei  der  Einführung  der  Regie  wurde  sie  aber  nicht  umgearbeitet,  also  schon 
längst  außer  acht  gelassen.  1788  war  sie  so  völlig  in  Vergessenheit  geraten, 
daß  die  Breslauer  Domänenkammer  kein  gedrucktes  Exemplar,  auch  keine 
Abschrift  besaß  und  sich  von  der  Glogauer  Schwesterbehörde  als  Grundlage 
für  eine  neue  Instruktion  eine  Abschrift  des  dortigen  einzigen  Exemplars 
ausbitten  mußte.  Zu  dieser  Zeit  pflegte  ein  boshafter  Geistlicher  die  Ver- 
lesung der  königlichen  Verordnungen  nach  der  Sonntagspredigt  vor  seinen 
schlafenden  Bauern  absichtlich  mit  deu  doppeldeutigen  Worten  zu  beenden: 
Hiermit  hat  die  Verordnung  ein  Eude! 
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sind  auch  die  beiden  obengenannten,  die  der  Abteilung  „Deutsche 
Landesgeschichten"  angehören.  Die  Darstellung  von  Kaindl  ist  sogar 
überwiegend  wirtschaftsgeschichtlichen  Inhalts.  Denn  die  Deutschen, 
die  in  die  Karpathenländer  vordrangen,  haben  hier  nicht  oder  wenigstens 
nur  in  beschränkten  Grenzen  politische  Körper  geschaffen.  Kolonisation, 
Geraeindeverfassung,  Verwaltung,  Handel,  Gewerbe  sind  die  Themata, 
mit  denen  sich  Kaindl  zu  beschäftigen  hat.  Was  er  darüber  bringt, 
ist  von  nie  erschöpftem  Interesse.  Denn  es  fesselt  uns  ja  nicht  bloß 
die  Art  an  sich,  wie  die  Deutschen  sich  im  fremden  Lande  vorschieben ; 
mindestens  ebenso  gern  verweilen  wir  bei  dem  Vergleich  der  Einrich- 
tungen, die  sie  sich  in  der  neuen  Heimat  geben,  mit  denen  des  Mutter- 
landes 1).  Wir  heben  noch  hervor,  daß  K.s  Darstellung  zeitlich  mit  den 
ersten  Beziehungen  der  behandelten  Landschaften  zu  Deutschland  ein- 
setzt. Es  ist  schon  in  Referaten  über  den  ersten  Band  von  K.s  Werk 
das  Bedauern  darüber  ausgesprochen  worden,  daß  er  die  mannigfaltigen 
und  reichen  Belehrungen,  die  er  im  Text  bietet,  aus  äußeren  Gründen 
nicht  mit  gelehrten  Anmerkungen  ausstatten  und  so  dem  Forscher 
weitere  Fingerzeige  geben  konnte.  Inzwischen  hat  er  seine  Darstellung 
durch  Veröffentlichung  von  Untersuchungen,  auf  die  sie  sich  stützt 
(speziell  die  des  1.  Bandes),  ergänzt  (vgl.  seine  „Beiträge  zur  Geschichte 
des  deutschen  Rechtes  in  Galizien",  Archiv,  f.  Österreich.  Gesch.  Bd.  96, 
II,  S.  319  ff.)  2).  S.  auch  das  Referat  von  Bretholz,  GGA.  1908, 
S.  868  ff. 

Im  Unterschied  von  K.  schildert  Lohmeyer  die  Begründung  nicht 
von  Kolonien  unter  fremder  Herrschaft,  sondern  eines  selbständigen 
Staates  und  ist  daher  in  der  Lage,  ein  volles  Bild  der  Staatsgeschichte 
zu  zeichnen.  In  diesem  ist  das,  was  über  die  inneren  Verhältnisse  des 
Ordensstaates  geboten  wird,  ebenso  trefflich  wie  die  Darstellung  seiner 
übrigen  Beziehungen.  Und  gerade  bei  dem  Ordensstaate  haftet  ja 
ein  besonderes  Interesse  an  der  Verwaltungsgeschichte.  Die  vorliegende 
dritte  Auflage  der  „Geschichte  von  Ost-  und  Westpreußen"  zeigt  eine 
Erweiterung  gegenüber  den  beiden  ersten  sowohl  in  zeitlicher  wie  in 
sachlicher  Hinsicht.  Lohmeyer  nimmt  mit  ihr  Abschied  von  seinen 
Lesern,  indem  er  die  Fortsetzung  des  Werks  an  K.  Krollmann  über- 
trägt; von  diesem  rühren  auch  schon  zwei  Partien  in  der  neuen  Auf- 
lage her.     Wir   bedauern    aufs   lebhaftetste,    daß    wir  von    dem    aus- 

1)  Wenn  K.  S.  290  von  dem  Richterkolleg  spricht,  das  zugleich  die 
Funktionen  des  Stadtrats  wahrnimmt,  so  handelt  es  sich  um  eine  Einrichtung, 
die  in  Süddeutschland  ganz  gewöhnlich  ist. 

2)  Um  noch  auf  einiges  aus  der  Darstellung  des  2.  Bandes  hinzuweisen, 
so  hat  die  Schätzung  der  niederländischen  Einwanderung  im  Osten  bekanntlich 
sehr  geschwankt.  Neuerdings  wird  sie  wieder  etwas  stärker  betont  (vgl. 
Krabbo,  Forschungen  zur  brandenburgischen  und  preußischen  Geschichte 
Bd.  19,  S.  385).  Auch  bei  Kaindl  beobachten  wir  eine  dahrngehende 
Neigung  (s.  S.  206  ff.).  Vgl.  übrigens  Häpke,  Brügges  Entwicklung  zum 
mittelalterlichen  Weltmarkt  S.  80  Anm.  1.  Interessant  und  amüsant  sind  die 
Ordnungen  der  „Nachbarschaften",  über  die  K.  S.  306  berichtet.  Vgl.  z.  B. : 
„Welcher  Nachbar  auf  dem  Tisch  mit  den  Ellenbogen  walachischerweise 
liegt,  der  soll  verfallen  Denar  2." 
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gezeichneten  Kenner  der  Gesclüchte  des  Ordenslandes  nicht  noch  einen 
weiteren  Band  erhalten.  Des  größten  Dankes  für  seine  mannigfache 
Förderung  der  Wissenschaft  kann  der  greise  Forscher  aber  auch  so 
gewiß  sein.  Im  übrigen  berechtigt  das,  was  der  Fortsetzer  für  den 
ersten  Band  beigesteuert  hat,  zu  guten  Erwartungen  betreffs  des  Ab- 
schlusses des  Werks,  Aus  den  ersten  Kapiteln  mag  auf  die  Übersicht 
über  die  Verhältnisse  des  Bernsteinhandels  und  die  Schilderung  der 
Kultur  der  alten  Preußen  hingewiesen  werden.  (Den  Satz  [S.  48], 
daß  „noch  die  Familie  allein  der  Boden  aller  rechtlichen  Anschauungen 
war",  müssen  wir  beanstanden.  Vgl.  dagegen  unter  anderem  Eduard 
Meyer,  Geschichte  des  Altertums,  2.  Aufl.  I,  1,  S.  12  ff.)  Weiter  sind 
vor  allem  das  große  Kapitel  „Innere  Einrichtung  und  Verwaltung  des 
Ordensstaates",  Seite  167  ff.  und  das  mit  etwas  altmodischem  Titel  ver- 
sehene Kapitel  „Kulturgeschichtliches",  Seite  252  ff.  zu  nennen.  Sie 
unterrichten  über  Staatsverfassung  und  -Verwaltung,  deutsches  Stadt- 
recht, Handel,  Gewerbe,  ländliche  Kolonisation,  Baugeschichte,  Schul- 
wesen und  Literatur  im  Ordensland.  Seite  177  berührt  sicli  Lohmeyer 
mit  Kaindl  in  dem  Hinweis  auf  die  kolonisatorische  Tätigkeit  des 
Ordens  in  Siebenbürgen.  Seite  201  f.  weist  er  die  Meinung  zurück, 
daß  der  Orden  ohne  jede  Mitwirkung  der  Untertanen  regiert  habe. 
Er  hat  sich  über  diese  Frage  auch  in  anderm  Zusammenhange  in 
bemerkenswerter  Weise  geäußert.  Vgl.  Altpreußische  Monatsschrift  32, 
Seite  333  ff.  Beachtenswerte  Berichtigungen  zu  dem  vorliegenden  Bande 
bringt  Perlbach,  Deutsche  Literaturzeitung  1908,  Spalte  3250  ff.  Zu 
Lohmeyer  Seite  43  vgl.  meine  Bemerkungen  in  der  Historischen  Zeit- 
schrift 100,  Seite  324. 

G.  V.  Below. 


Bothe,  Friedrich,   Dr.     Frankfurter  Patriziervermögen   im   IG.  Jahr- 
hundert.   Ein  Beitrag  zur  Charakteristik  der  bürgerlichen  Vermögen 
und   der  bürgerlichen  Kultur.     Mit  zwei  farbigen  Bildern  und  einer 
Autotypie    (II.    Ergh.  von    Steinhausens    Archiv    für   Kulturgesch.). 
Berlin,  A.  Duncker,  1908.     XII  und  189  Seiten. 
Bothe,  der  uns  in  das  Wirtschaftsleben  und  den  Steuerbetrieb  der 
Stadt  Frankfurt   bereits  eingeführt  hat,   begleitet  uns  nunmehr  in  das 
Innere   dreier  Häuser,   zweier   reicher  Patrizierhäuser  und  eines  wohl- 
habenden Handwerker-   und  Kaufmannshauses.     Gerne   vertrauen    wir 
uns  seiner  Führung  an,  da  er  nicht  nur  das  einzelne  erklärt,  sondern 
es   auch   in   den  Rahmen   des  Allgemeinen   geschickt   einzufügen   ver- 
steht.    In    einer   ersten  Beilage  (S.  88)    bietet   er  das  Inventarium  des 
Vermögens  von  Klaus  Stalburg  dem  Reichen,  der  im  Jahre  1524  starb. 
Eine  ausführliche  Einleitung  macht  uns  mit  seinen  Vorfahren  bekannt, 
zuerst   dem  Großvater  Klaus,   der   im    dritten  Jahrzehnt   des  15.  Jahr- 
hunderts  von   Mainz    nach    Frankfurt   einwandert.     Die   erste   Frank- 
furter Generation  scheint  nur  Interesse  für  den  Erwerb  von  Grundbesitz 
gehabt    zu    haben    (doch    ist   der   Beweis    nur    schwach!),    die    zweite 
Generation    aber   warf  sich    dem   Handel    ganz    in    die   Arme.     Den 
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ersten  uns  bekannten  Gesellschaftsvertrag  der  Familie  Stalburg  mit 
Hans  Bromm  und  Gattin  schlössen  Klaus,  der  Vater  des  reichen  Klaus, 
und  sein  Bruder  Kraft  1457  ab.  Sie  trieben  hauptsächlich  nach 
Venedig  hin  Handel.  Von  dort  holten  sie  die  Seide.  Der  Gesellschafts- 
vertrag wurde  später  erneuert.  Als  der  Gesellschaft  Faktor  unter 
günstigen  Bedingungen  war  Johann  Rauchfaß  tätig.  Von  6000  Gulden 
des  Gesellschaftskapitals  wurde  ihm  der  Jahresgewinn  zugesprochen. 
Über  weitere  Faktoren  und  Gesellschafter  handelt  B.  S.  15.  1497  löste 
die  Gesellschaft  sich  auf.  Klaus  Stalburg  der  Reiche  handelte  dann 
auf  eigene  Faust.  Er  war  1469  geboren  und  heiratete  1499  die 
15jährige  Margarete  vom  Rhein,  die  ihm  bis  1515  14  Kinder  schenkte. 
Von  diesen  starben  viele  frühzeitig.  Klaus  der  Reiche  verfügte  über 
bedeutenden  Grundbesitz.  Über  seine  Einnahme  daraus  (die  Gülten  in 
Geld  entsprachen  allein  einem  Kapital  von  18  700  ü.)  vgl.  S.  19.  Über 
die  Hausgeräte,  die  Zimmereinrichtungen  und  die  Silberschätze  dieses 
Hauses  verbreitet  B.  sich  ausführlich.  Außerordentlich  feine  Kunst- 
werke befanden  sich  in  dem  Hause.  Sie  sind  verschwunden,  wahr- 
scheinlich als  Edelmetall  zur  Behebung  der  Finanznot  in  der  Stadt 
1547  eingezogen.  Auch  der  Pretiosen  gab  es  eine  unglaubliche  Zahl, 
ebenso  der  Kleidungsstücke  aus  feinsten  StotFen.  B.  vermutet  wohl 
mit  Recht,  daß  nicht  alle  Stücke  dem  Selbstbedarf  gedient  haben, 
sondern  auch  für  Liebhaber  zum  Verkaufe  standen.  Originell  war 
der  Haushalt  bis  auf  die  Kuchelsteine,  Kuchenformen,  die  mit  charakte- 
ristischen, oft  derben  Szenen  und  Sprüchen  geziert  waren.  Auch  die 
Bücherei  des  Hauses  ist  interessant.  Die  Bücher  sind  S.  112  auf- 
gezählt, darunter  die  bibel  zu  teutsch,  der  poet  Terentius  zu  teutsch, 
die  reformation  Frankfordie  von  dem  Jahr  1509,  die  croniken  von 
der  Stadt  Collen,  doctor  Kaisersbergers  predigten,  translation  oder 
teutzschungen  des  hochgeachten  Nicolai  von  Wyle,  Cronick  der'Saxen, 
das  narrenschiff  und  viele  andere.  Das  Vermögen  Klaus'  des  Reichen 
für  1524  nimmt  B.  mit  50 — 60  000  Gulden  an.  Aus  dem  Inventar 
sucht  B.  Schlüsse  auf  das  Leben  des  Großkaufmanns  zu  machen, 
besonders  aus  den  Büchern  seiner  Bibliothek.  Das  Vorhandensein  der 
Predigten  Geilers  deutet  er  auf  Rechtlichkeit  des  Besitzers.  Das  scheint 
mir  etwas  gewagt ;  es  fehlt  uns  aber  der  Beweis,  daß  Klaus  der  Reiche 
unehrlich  war.  Darum  lassen  wir  ihn  als  rechtschaffen  gelten.  Predigt- 
bücher sind  nur  mit  größtem  Vorbehalt  als  Geschichtsquellen  zu  benutzen. 
S.  43  fF.  analysiert  B.  die  Testamente  Stalburgs  von  1501  und  1518. 
Im  Jahre  1501  gedenkt  er  der  Klöster  mit  Gaben.  1518  weist  er 
nur  noch  den  Karmelitern,  bei  denen  er  beerdigt  sein  wollte,  eine 
Gabe  an.  B.  führt  das  Avohl  mit  Recht  auf  den  neuen  Geist,  der 
auch  über  Stalburg  gekommen  war,  zurück.  Rühiend  ist  Stalburgs 
Fürsorge  für  seine  Knechte  und  Mägde  (S.  44).  Er  bedenkt  sie  mit 
stattlichen  Gaben.  Bezeichnend  an  den  Testamenten  ist  der  Wunsch 
der  Erblasser,  daß  die  kaufmännische  Tätigkeit  fortgesetzt  werde. 
„Wichtig  für  die  Beurteilung  von  Klaus'  Gesinnung  ist  auch,  daß  er  es 
offenbar  ungern  sah,  wenn  eins  seiner  Kinder  geistlich  werden  würde. 
Auf  jeden  Fall  wollte  er  verhüten,  daß  ein  größerer  Teil  seines  von 
ihm   und  seine   Ahnen   in   kühnen    Unternehmungen  erworbenen  Ver- 
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mögens  der  „toten  Ilaud"  anheimfalle"  (S.  48).  Der  Gedankengang 
ist  niclit  ganz  richtig.  Bei  stattlicher  Söhneschar  hatten  auch  die 
Kaufleute  wie  der  hohe  Adel  den  Eintritt  ins  geistliche  Leben  gern ; 
aber  sie  gaben  den  Söhnen  dann  stets  ein  verkürztes  Erbe  mit.  Das 
lag  eben  im  Interesse  des  Hauses,  sollte  aber  keine  Spitze  gegen  die 
Kirche  haben.    Denselben  Zug  werde  ich  bei  den  Fuggern  nachweisen. 

In  Beilage  5  druckt  B.  die  Aufzeichnung  Hans  Bromms  ab : 
Regiester  meynes  einkoraes  uf  den  Neujarstag  eingefaingen  im  jar  1556. 
Das  Register  macht  uns  mit  der  Einnahme  eines  schon  zusammen- 
brechenden Kaufmannes  bekannt.  Im  zweiten  Abschnitt  des  Buches 
erzählt  B.,  wie  die  einst  auf  der  Höhe  stehende  Familie  Bromm  durch 
die  Spekulation  des  Klaus  Bromm  im  Kupferhandel  ruiniert  wurde. 
Klaus  hatte  sich  an  der  Ausbeute  der  Kupfergruben  im  Mansfeldischen, 
dem  Saigerhandel  (Scheiden  von  Kupfer  und  Silber),  beteiligt.  Die 
„Steinadler  Gesellschaft"  galt  damals  als  vielversprechend.  So 
wußte  Klaus  die  Stadt  Frankfurt  zu  interessieren,  daß  sie  sich  mit 
einer  großen  Summe  beteiligte,  und  ebenso  seinen  Bruder  Hans.  Aber 
die  Gewinne  der  Gesellschaft  hörten  bald  auf.  Im  Jahre  1556  bemerkte 
Hans  Bromm  in  seinem  Einnahmeregister: 

„Die  innam  an  barum  gelt.  Item  von  den  6000  fl.  im  kueffer- 
hantdel  entphangen  dies  jar.  Nikgt,  gott  erbarms!  sindt  die  Steinacher 
geselschaifter  mir  zu  bezaillen  schieldichg."  Hans  hatte,  um  sich  zu 
halten,  Geld  aufnehmen  müssen,  so  daß  seiner  stattlichen  Einnahme 
von  843  Gulden  eine  Ausgabe  von  746  Gulden  gegenüberstand.  Er 
hätte  also  mit  97  Gulden  seinen  Lebensunterhalt  bestreiten  müssen,  was 
für  einen  verwöhnten  Mann  unmöglich  war.  Nebenbei  berechnet  B. 
in  diesem  Abschnitt  den  Paehtertrag  um  1550,  den  er  für  Kornboden 
auf  3,3—3,8  7!.  bestimmt,  für  Wiesen  auf  4,2— 5,5 7o.  Über  die 
Mieten  in  Frankfurt  im  gewöhnlichen  Leben  und  für  Meßquartiere 
verbreitet  B.  sich  S.  67.  Den  Rückgang  des  Vermögens  an  liegender 
Habe  veranschaulicht  das  Inventar  der  Habe  von  Hans  (f  1564)  vom 
19.  Dezember  1564,  abgedruckt  S.  147.  In  dem  Hausrat  aber  ahnen 
wir  noch  den  früheren  Wohlstand,  obwohl  Kostbarkeiten,  wie  wir  sie 
im  Inventar  Stalburgs  kennen  gelernt,  nicht  vorhanden  oder  nicht 
mehr  vorhanden  sind, 

S.  163  druckt  B.  das  Inventar  Hans  Schillings,  Schneiders  und  Diel- 
händlers (f  1572),  ab.  Er  schätzte  1567  sein  Vermögen  ein  mit 
1200  Gulden.  An  Bargeld  hatte  er  1572  vorrätig  100  Gulden.  Geschirr 
aus  edlem  Metall  hatte  er  nicht,  nur  drei  silberne  Trinkbecher;  an 
Zinngeschirr  hatte  er  1^/2  Zentner,  wenig  gegenüber  der  Masse  Zinn- 
geschirr in  den  patrizischen  Häusern.  Teller  und  Schüsseln  waren  aus 
Holz.  Sein  Lager  an  Holz,  das  zum  Verkauf  stand,  war  groß : 
6000  Dielen  und  über  300  000  Pfähle.  Schillings  Handel  erstreckte 
sich  hauptsächlich  in  die  Ferne.  Auf  einheimische  120  Schuldner 
fielen  277  Gulden  6 /?  6V2  d,  auf  154  Fremde  928  Gulden  Sß  b^/2  d. 
Auch  bei  Schilling  sehen  wir  die  Verquickung  von  Groß-  und  Klein- 
handel. Zum  Schluß  verbreitet  B.  sich  noch  über  die  soziale  Physio- 
gnomie Frankfurts.  „Die  Vermögensverhältnisse  hatten  sich  im 
6.  Jahrzehnt  des  16.  Jahrhunderts  dort  nicht  gebessert." 
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BoTHEs  Buch  ist  sorgfältig  gearbeitet  und  lehrreich.  Über  Einzel- 
heiten, die  ich  notiert  habe,  hier  eine  Auseinandersetzung  herbeizu- 
führen, würde  zu  viel  Raum  beanspruchen.  Nur  möchte  ich  ihn  darauf 
aufmerksam  machen,  daß  die  Bestimmung,  die  in  Frankfurt  erst  im 
15.  Jahrhundert  aufkam,  daß  nämlich  die  Steuermeister  Gut,  das  sie 
für  zu  gering  veranschlagt  hielten,  selbst  kaufen  konnten,  in  Augs- 
burg schon  lange  vorher  galt. 

München.  Max  Jansen. 


BoTHE,   Friedrich,   Dr.,    Das   Testament    des   Frankfurter   Großkauf- 
manns Jakob  Heller  vom  Jahre  1519  (Sep.  aus  Arch.  für  Frankfurts 
Geschichte  und  Kunst,  3.  Folge  IX).  Mit  einer  Bildertafel.  IV  und  61  S. 
Das  Testament  ist  nach  verschiedenen  Seiten  hin  wichtig.    Es  zeigt 
uns  eine  Persönlichkeit,  die,  ganz  im  alten  Glaubensleben  wurzelnd,  sich 
doch  freimütig  über  die  Schattenseiten  dieses  Lebens  äußert.     Es  zeigt 
uns   die  Zusammensetzung   eines  großen  Vermögens    aus   Grundbesitz, 
Barkapital  und   wertvollstem  Hausrat.     Und   es   zeigt  uns   die  soziale 
Betätigung  des  Erblassers  im  schönsten  Lichte.     Daß  der  Herausgeber 
eine  gut  einführende  Einleitung  geschrieben  hat,  in  der  er  das  Werden 
des  Vermögens   der  Familie   Heller   beleuchtet,   braucht   kaum   gesagt 
zu  werden. 

München.  Max  Jansen. 


Haff,  Karl,  Dr.  jur.,  Privatdozent  an  der  Universität  Würzburg, 
Die  dänischen  Gemeinde  rechte,  I.  Teil :  Almende  und  Mark- 
genossenschaft. XII  und  213  S.  mit  3  Flurkarten.  A.  Deichert, 
Leizig  1909. 

Mit  der  vorliegenden  Arbeit  füllt  der  Autor  eine  Lücke  aus,  die 
sich  bisher  in  unserem  Wissen  von  nordischer  Agrarverfassung  geltend 
machte.  Nicht  nur  in  der  deutschrechtlichen  Literatur,  sondern  auch 
in  dänischer  Sprache  fehlte  es  an  einer  zusammenhängenden  Dar- 
stellung dieser  Verhältnisse. 

Ausgehend  von  einer  genauen  Untersuchung  der  Grundbegriffe, 
wie  wang,  vidr,  mark,  orae  etc.,  wendet  sich  Haff  der  Betrachtung 
der  großen  Aimenden  und  der  an  ihnen  bestehenden  Rechte  zu.  Während 
das  jütische  Gesetz  den  König  als  Eigentümer  der  Almende  kennt, 
ist  im  schonischen,  dem  ältesten  der  dänischen  Gesetze,  von  einer 
privatrechtlichen  Herrschaft  des  Königs  über  die  Almenden  noch  nichts 
zu  merken.  —  Die  Anteile  der  einzelnen  Höfe  sind  ursprünglich  nicht 
abgestuft  nach  der  Größe  des  Grundbesitzes,  sondern  für  jeden  Hof 
gleich.  Der  Bifang  in  den  großen  Almenden  außerhalb  des  Dorfhags 
ist  frei,  ebenso  die  Fischerei,  die  Waldnutzung. 

Recht  interessant  ist  der  Abschnitt  über  den  Eigentumserwerb  an 
Almendsachen,  ebenso  das  Kapitel  über  die  Bewirtschaftung  der 
großen  Almenden. 
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In  §  3  wird  das  Recht  des  Königs  an  den  Alnienden  untersucht. 
Die  vielfach  vertretene  Annahme,  daß  Wälder  und  Ödmarken  in  älterer 
Zeit  im  Eigentum  des  Königs  gestanden  seien,  erweist  sich  als  un- 
richtig; es  lassen  sich  weder  Abgaben  nachweisen,  welche  darauf  hin- 
deuten würden,  noch  spricht  sonst  ein  wesentlicher  Umstand  dafür. 

Von  allgemeinerem  Interesse  ist  ferner  die  Untersuchung  über  die 
Markgenossenschaften,  von  denen  in  der  gegenwärtigen  Agrarverfassung 
Dänemarks  keine  Spur  zurückgeblieben  ist,  während  sie  noch  im 
17.  Jahrhundert  eine  häufige  Erscheinung  bildeten.  Hafp  schöpft 
hiefür  wertvolles  Material  aus  den  Markb0ger  (Markbüchern)  und  aus 
den  Skov-og  Graesningstaxations  protokoUerne  (Wald-  und  Weide- 
taxationsprotokollen) vom  Jahre  1688.  —  Die  dänischen  Gemeinmarken 
stehen  zum  Teil  —  ganz  analog  jenen  des  mittelalterlichen  deutschen 
Rechts  —  im  Gesamteigentum  der  beteiligten  Dörfer.  Daneben  finden 
sich  allerdings  Gemeinweiden  auf  fremdem  Grund  und  Boden,  besonders 
dem  des  Königs  und  sonstiger  Grundherren. 

Sehr  ansprechend  ist  auch,  was  Haff  des  weiteren  im  Detail  über 
die  Gemeinmarken  und  ihr  Recht  ausführt.  Hier  sei  nur  beispielsweise 
auf  die  Erklärung  der  verschiedenen  Bedeutungen  von  forta  (p.  113  ff.) 
und  auf  seine  Theorie  der  guldwurdering  (p.  132  fF.)  hingewiesen. 

Gelegentlich  der  Untersuchung  jener  Bodenkategorie,  welche  mit 
ornum  bezeichnet  wird,  kommt  der  Autor  (p.  184 — 193)  auf  die 
dänischen  nobiles  zu  sprechen,  in  denen  er  die  Reste  eines  durch 
Grundbesitzvorrechte  vor  den  Gemeinfreien  ausgezeichneten  Geburts- 
adels findet.  Auch  hier  zeigt  sich  Haff  als  vorsichtig  wägender 
Forscher,  an  dessen  Ergebnissen  eine  neue  Darstellung  germanischen 
Agrarwesens  nicht  wird  vorübergehen  können. 

Wien.  Heinrich  W.  Höfflinger. 


Baasch,  Ernst,  Dr.,  W  ei  n  akzise  und  Wein  handel  in  Hamburg. 
64  Seiten  gr.  8*  (Sonderabdruek  aus  der  „Zeitschrift  des  Vereins 
für  haraburgische  Geschichte",  Band  XHI,  1908,  S.  74—137).  Ham- 
burg, L.  Gräfe  und  Sillem. 

Die  vorliegende,  auf  gründlichen  archivalischen  Forschungen  be- 
ruhende Untersuchung  ist  als  wertvolle  Bereicherung  der  wirtschafts- 
geschichtlichen Literatur  mit  Dank  zu  begrüßen.  Sie  befaßt  sich  des 
näheren  mit  dem  Weinhandel  und  der  Weinakzise  in  Hamburg,  die 
unter  den  in  früherer  Zeit  an  den  verschiedensten  Orten  bestandenen 
Steuern  und  Abgaben  dort  einen  hervorragenden  Platz  einnimmt.  Schon 
im  14.  Jahrhundert  erwähnt,  erstreckte  sich  diese  Abgabe  zuerst  nur 
auf  Bier,  dann  auch  auf  Getreide,  Vieh,  Wein,  Branntwein,  Essig  und 
Kornbranntwein,  zeitweise  auch  auf  Holz,  Torf,  Kohlen  und  Salz. 
Was  von  diesen  Waren  die  Akziselinie,  welche  die  Stadt  eng  umschloß, 
passieren  wollte,  hatte  die  vorgeschriebene  tarifmäßige  Abgabe  zu 
entrichten.  Unter  diesen  verschiedenen  Akzisen  erweckt  vor  allem  die 
auf  Wein  und  Branntwein  besonderes  Interesse ;  ihre  Geschichte  hängt  eng 
zusammen  mit  der  des  Wein-  und  Brauntweinhandels,  d.  h.  eines  Handels 
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mit  Artikeln,  die  für  den  allgemeinen  Handel  der  Stadt  lange  Zeit 
hindurch  eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung  gehabt  haben.  Die 
Entstehung  der  hamburgischen  Weinakzise  steht  in  naher  Beziehung 
zum  Ratsweinkeller.  Baasch  orientiert  uns  in  seiner  anschaulich  ab- 
gefaßten finanz-  und  handelsgeschichtlichen  Untersuchung  des  näheren 
über  die  Geschichte  der  Hamburger  Weinakzise  von  den  ersten  An- 
fängen an  bis  zum  Jahr  1809.  Verfasser  bricht  hier  mit  seiner  Dar- 
stellung ab,  da  über  die  Weinakzise,  welche  auch  nach  der  französischen 
Zeit  in  Hamburg  weiterbestanden  hat,  näheres  sich  in  Westphalens 
Werk  „Hamburgs  Verfassung  und  Verwaltung"  (2.  Aufl.  H.  Bd.  S.  87  u.  f.) 
findet.  Endlich  aufgehoben  ist  die  Weinkonsumabgabe  erst  mit  dem 
31.  August  1888,  nachdem  die  letzte,  sie  regelnde  Verordnung  27  Jahre 
Geltung  gehabt  hat.  Wir  erfahren,  daß  in  Hamburg  das  fiskalische 
Moment  weit  das  kommerzielle  überwog  und  daß  man  behördlicherseits 
dem  Wein  in  erster  Linie  vom  fiskalischen  Standpunkt  Aufmerksamkeit 
geschenkt  hat.  Denn  in  Hamburg  hat  es  nicht,  wie  in  Bremen,  Wein- 
ordnungen gegeben.  Die  meisten  Bestimmungen  über  Wein  finden  sich 
in  den  Weinakziseordnungen.  Diese  Weinakzise  hat,  wie  uns  Verfasser 
zeigt,  in  ihrem  Ertrage  wie  in  der  Modalität  ihrer  Veranlagung  mancherlei 
Schwankungen  und  Modifikationen  erfahren.  Aus  der  ganzen  Geschichte 
der  hamburgischen  Weinakzise  tritt  neben  der  Frage  für  die  städtischen 
Finanzen  das  Bestreben  hervor,  einerseits  dem  Großhandel  nicht  zu 
schaden,  andererseits  auch  die  Detaillisten  zu  ihrem  Recht  kommen  zu 
lassen;  von  den  Konsumenten  ist  schon  damals  kaum  die  Rede.  Die 
Schwierigkeit,  zwischen  diesen  verschiedenen  Interessen  zu  lavieren, 
erklärt  die  große  Mühewaltung,  welche  diese  Abgabe  allen,  die  mit 
ihr  zu  tun  hatten,  bereitet  hat,  erklärt  ferner  auch,  daß  keiner,  weder 
Stadt,  noch  Groß-  und  Kleinhandel,  mit  der  Abgabe  je  zufrieden 
gewesen  ist.  Sechs  urkundliche  Beilagen  sind  der  verdienstvollen 
Untersuchung  am  Schluß  (S.  122 — 137)  beigefügt. 

Metz.  K.  V.  Kaüffungen. 


Max   Moser,   Der  Lehrerstand   des   18.  Jahrhunderts   im   vorderöster- 
reichischen Breisgau.    Ein  Beitrag  zur  deutschen  und  österreichischen 
Volksschulgeschichte  (Abhandlungen   zur  mittleren  und  neueren  Ge- 
schichte, herausg.  von  Georg  v.  Below,  Heinrich  Finke,  Fried- 
rich Meinecke,  Heft  3).    Gr.  Lex.  8 '.     225  S.     Berlin  und  Leipzig, 
Dr.  Walter  Rothschild.     1908.     Mk.  6. 
Im  Grunde  genommen  hat  erst  die  neuere  Zeit  der  Schulgeschichte 
ein  besonderes  Interesse  zugewandt.    Freilich,  auf  die  Schule  und  Bil- 
dung selbst,  auch  auf  ihrer  untersten  Stufe,   richtete  bereits  die  große 
Kaiserin   Maria  Theresia   ihr   volles   Augenmerk,    wie   dies   von   einer 
Herrscherin   zu  erwarten  stand,   die  zielbewußt  an  der  Einigung  ihrer 
Völker  in  den  verschiedenen  Erblanden  zu  einem  gemeinsamen  Staats- 
zweck  arbeitete.     Aus   diesen  Erblanden   hat  Moser   den  vorderöster- 
reichischen Breisgau  zum  Zweck  einer  systematischen  Arbeit  über  den 
Lehrerstand  des  18.  Jahrhunderts  herausgegriffen.    Was  er  über  diesen 
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Stand  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  berichtet,  klingt  wie  ein 
Kapitel  aus  den  „Leiden  und  Freuden  eines  Schulmeisters"  von  Jere- 
MIAS  GOTTHELF,  freilich  mit  dem  zeitlichen  Unterschied,  daß  der  eine 
eben  1750,  der  andere  erst  die  Zeit  der  Restauration  vor  Augen 
hat.  Der  Lehrer,  „Schulmeister"  genannt,  zumal  der  Dorf  Schulmeister, 
ist  gewöhnlich  nichts  anderes  als  ein  Handwerker,  der  Hirte  oder 
Meßmer  des  Dorfes,  der  über  etwas  Lesen,  Schreiben  und  höchstens 
einiges  Rechnen  verfügt,  das  er  zur  Winterszeit  in  einer  Bauernstube 
der  Jugend  des  Ortes,  so  gut  es  eben  geht,  beizubringen  versucht. 
Den  Gehalt,  natürlich  möglichst  gering,  hat  er  nicht  selten,  dem  Hirten 
des  Dorfes  gleich,  selbst  einzutreiben;  er  steht  daher  auch  in  seiner 
Stellung  nicht  weit  über  ihm.  Hier  setzt  nunmehr  der  Versuch  der 
Herrscherin  ein,  durch  bessere  Vorbildung  der  Lehrer  mittelst  Gründung 
einer  Normalschule  zu  Freiburg  i.  B.  für  diesen  Landesteil  die  Lehrer 
tüchtiger  zu  machen,  ihnen  dann  auch  einen  entsprechend  höheren 
Gehalt,  staatliche  und  nicht  mehr  gemeindeweise  Anstellung  zukommen 
zu  lassen.  Selbst  Männerordeu  haben,  wo  es  nottut,  wie  die  Franzis- 
kaner in  Villingen,  höhere  Schulen  aufzugeben  und  sich  in  den  Dienst 
der  Volksbildung  zu  stellen.  Die  Jahre  1774 — 1780  sind  ganz  dieser 
erfolgreichen  Reformtätigkeit  gewidmet,  die  Joseph  H.  bei  seinem 
hastigen  Dreinfahren  durch  seine  Gesetzgebung  sozusagen  überstürzt. 
Der  Erfolg  war  dann  um  so  bescheidener.  Und  doch  stand  der  Breisgau 
betreffs  der  Volksbildung  bei  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  auf  einer 
verhältnismäßig  hohen  Stufe.  Dies  ergibt  sich  am  besten  durch  Ver- 
gleichung,  wie  z.  B.  des  vom  Breisgau  abgetrennten  und  dem  neuge- 
schaffenen Aargau  zugeteilten  Fricktals  mit  den  übrigen  Teilen 
dieses  Kantons. 

Die  Darstellung  Mosers  ist  eine  gründliche  und  übersichtliche, 
daher  eine  treffliche.  Sie  kann  mithin  einige  Anmerkungen  wohl 
ertragen.  Unter  dem  Quellen-  und  Literaturverzeichnis  hätten  vielleicht 
auch  die  schulgeschichtlichen  Werke  von  Karl  Schröter,  Pfarrer  in 
Rheinfelden  —  da  ja  doch  das  Sonntagsblatt  zur  Rheinfelder  „Volks- 
stimme" erwähnt  wird  — ,  angefügt  werden  können.  Unverständlich  ist 
mir  bei  Frick  der  Zusatz  „und  Gaudis"  (S.  142)  geblieben;  vielleicht 
aus  dem  mittelalterlich-lateinischen  Wort  Frickgaudia  =  Frickgau? 
In  der  in  Aussicht  gestellten  Arbeit  werden  wir  wohl  auch  in  etwas 
über  die  geistige  Richtung  der  damaligen  Pädagogik  (Felbiger)  unter- 
richtet werden. 

Luzern.  Joseph  Hürbin. 


Widmann,  Hans,  Geschichte  Salzburgs.    Erster  Band  (bis  1270). 

Deutsche    Landesgeschichten,    herausgegeben    von    Armin    Tille. 

Neuntes  Werk.   Allgemeine  Staatengeschichte,   in.  Abteilung.   Gotha, 

F.  A.  Perthes,  1907. 
Die  vorliegende  Geschichte  Salzburgs  fügt  sich  dem  Rahmen  der 
Sammlung  „Deutscher  Landesgeschichten"  gut  ein.    Die  Spezialliteratur 
ist   in    ausreichendem  Maße   herangezogen,   und   ihre    Ergebnisse   sind 
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auf  das  sorgfältigste  verwertet.  Dies  ist  um  so  freudiger  zu  begrüßen, 
als  trotz  zahlreicher,  mitunter  ausgezeichneter  Einzeluntersuchungen, 
unter  welchen  ich  vor  allem  die  Arbeiten  von  E.  Richter  und  W.  Hau- 
thaler hervorhebe,  seit  dem  Erscheinen  des  zwar  für  seine  Zeit  hervor- 
ragenden, jetzt  aber  doch  schon  vielfach  veralteten  Werkes  von  Kleimayrn 
keine  wissenschaftlich  ernst  zu  nehmende  Gesamtdarstellung  der  salz- 
burgischen Geschichte  unternommen  worden  war.  Den  Hauptzweck 
der  „Deutschen  Landesgeschichten",  die  Zusammenfassung  des  bisher 
Geleisteten,  hat  Widmann  also  durchaus  erreicht. 

Da  aber  die  verschiedenen  Seiten  der  salzburgischen  Geschichts- 
entwicklung in  der  Literatur  ungleichmäßig  behandelt  waren,  so  ist 
auch  Widmanns  Darstellung  nicht  überall  gleichwertig.  Epochen  der 
äußeren  Geschichte,  wie  die  Römerzeit,  die  Einwanderung  der  Bayern, 
die  Gründung  des  Bistums,  Arns  Tätigkeit,  die  Wirkungen  des  In- 
vestiturstreites auf  Salzburg,  die  Kämpfe  zwischen  der  kaiserlichen 
und  päpstlichen  Partei,  sind  ausführlich  und  erschöpfend  behandelt, 
während  man  dies  von  manchen  anderen  Partien,  vor  allem  der  inneren 
Geschichte,  für  welche  wenige  und  meist  nur  dilettantische  Arbeiten 
von  Lokalhistorikern  vorlagen,  nicht  sagen  kann.  So  wäre,  um  nur 
einige  Punkte  hervorzuheben,  eine  genauere  Behandlung  des  Verhält- 
nisses des  Kernlandes  zu  den  Besitzungen  in  Steiermark,  Kärnten, 
Tirol  und  im  heutigen  Bayern  oder  eine  zusammenhängende  Dar- 
stellung der  ständischen  Entwicklung  wünschenswert  gewesen.  Am 
schlechtesten  kommt  die  Wirtschaftsgeschichte  weg.  Die  verhältnis- 
mäßig reich  fließenden  Quellen  für  das  frühere  Mittelalter,  der  indiculus 
Arnonis,  die  breves  notitiae,  die  Traditionscodices,  durch  deren  Ver- 
wertung mancher  Beitrag  zur  Lösung  wirtschaftsgeschichtlicher  Probleme 
geliefert  werden  könnte,  sind  nach  dieser  Seite  nur  ungenügend  aus- 
gebeutet. Sie  hätten  zusammen  mit  den  andern  Quellen  bis  1270 
schon  recht  wertvolle  Ausführungen,  besonders  über  Siedelung,  Hof- 
anlage, Alpen-  und  Forstwirtschaft  in  Salzburg,  ermöglicht.  Mit  einer 
Aneinanderreihung  von  Regesten  über  die  verschiedenen  Besitzerwer- 
bungen der  salzburgischen  Kirche,  welche  den  größten  Teil  der  der  inneren 
Geschichte  gewidmeten  Partien  ausfüllt,  ist  uns  wenig  geholfen.  Auch 
die  Nachrichten  über  das  Salzwesen  hätten  unter  Heranziehung  der 
für  andere  deutsche  Salinen  gefundenen  Resultate  gewinnbringend  ver- 
wertet werden  können.  Die  urkundlich  beglaubigte  Geschichte  der 
andern  salzburgischen  Bergwerke  setzt  allerdings  erst  mit  dem  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  ein.  —  Die  Erfassung  der  wesentlichen  Zu- 
sammenhänge wird  außerdem  durch  eine  chronikartige  Darstellungsweise, 
die  uns  bei  der  Anführung  von  Urkundenauszügen  im  Text  nicht  ein- 
mal die  Zeugenreihen  erspart,  recht  erschwert.  Hoffentlich  gelingt  es 
dem  um  die  salzburgische  Geschichtschreibung  so  hochverdienten  Ver- 
fasser, beim  zweiten  Band  durch  Beseitigung  dieser  Mängel  seinem 
Werk  einen  höheren  Wert  für  die  allgemeine  deutsche  Geschichte  zu 
verleihen  und  damit  dem  Programm  der  deutschen  Landesgeschichten 
vollauf  gerecht  zu  werden. 

Wien.  Ludwig  Bittner. 
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L.  VAN  DER  Grinten,  Dr.,  Beiträge  zur  Gewerbepolitik  des 
letzten  Kurfürsten  von  Köln  und  Fürstbischofs  von 
Münster  Maximilian  Franz  1784—1801.  (Beiträge  für  die 
Geschichte  Niedersachsens  und  Westfalens,  3.  Band,  14.  Heft.)  Hildes- 
heira  1908,  Verlag  von  August  Lax.    3  und  68  S. 

Die  sorgfältige  Darstellung  zeichnet  ein  Bild  des  letzten  Kurfürsten 
von  Köln  in  der  Tätigkeit  als  Förderer  des  materiellen  Wohls  seiner 
Untertanen.  Einer  Übersicht  der  allgemeinen  Lage  der  Zünfte  im 
18.  Jahrhundert  folgt  die  Untersuchung  der  kurfürstlichen  Zunftpolitik 
an  einzelnen  Beispielen.  Im  dritten  Teil  wird  ein  kurzer  Abriß  der 
Tätigkeit  für  das  Großgewerbe  gegeben,  und  vielleicht  wäre  es  hier 
besser  gewesen,  gerade  das  Großgewerbe  auf  Grund  des  zitierten 
Materials  ausführlicher  zu  behandeln,  statt  auf  das  Absterben  der 
Zünfte  mit  seinen  symptomatischen  Erscheinungen  den  größten  Teil 
der  Darstellung  zu  verwenden.  So  hätte  wohl  auch  der  beim  Leinen- 
gewerbe typische  Kampf  um  die  Einführung  bezw.  Aufrechterhaltung 
der  Zunftverfassung  einerseits  und  die  Förderung  einer  ungehemmten 
industriellen  Entwicklung  andererseits  eine  nähere  Beleuchtung  er- 
fahren; Verfasser  macht  ja  zu  dieser  Frage  auf  S.  27,  59,  62  und  65 
mehrere  dankenswerte  Mitteilungen. 

Auch  wird  sich  die  Beeinflussung  der  Ansichten  des  Kurfürsten 
durch  das  Vorbild  seines  österreichischen  Heimatlandes  und  das  Wirken 
Josephs  IL,  auf  das  Verfasser  richtig  hinweist,  im  einzelnen  noch  weiter 
verfolgen  lassen.  So  dürfte  die  besonders  betonte  Vorliebe  für  die 
Ernennung  von  Freimeistern  (S.  19,  49)  auf  das  in  Österreich  ausgebildete 
System  der  „Dekreter"  zurückzuführen  sein  (vgl.  Max  Adler,  Die  An- 
fänge der  merkantilistischen  Gewerbepolitik  in  Osterreich.  Wiener 
staatswissenschaftliche  Studien  IV,  8,  S.  78  f.     1903.). 

Breslau.  Croon. 


Paul  Darmstädter,  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
ihre  politische,  wirtschaftliche  und  soziale  Entwick- 
lung. Bibliothek  der  Geschichtswissenschaft.  Leipzig  1909,  Quelle 
u.  Meyer,  242  S. 

Die  Schrift  bietet  auf  engem  Raum  eine  sehr  gute  Übersicht  über 
die  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten.  Die  Darstellung  der  politi- 
schen Entwicklung  steht  dabei  überall  im  Vordergrunde.  Wirt- 
schaftliche und  soziale  Erscheinungen  werden  in  der  Hauptsache  nur 
behandelt,  wenn  sie  für  die  politische  Entwicklung  bestimmend  waren. 
Das  Schlußkapitel  beschäftigt  sich  mit  den  „Problemen  der  Gegen- 
wart". Vermißt  habe  ich  in  der  Darstellung,  die  dem  Titel  nach  ja 
auch  die  soziale  Entwicklung  behandeln  soll,  ein  Eingehen  darauf, 
wie  das  Land,  die  Aufgaben,  die  es  den  Ansiedlern  stellte,  die  Art, 
wie  die  wirtschaftliche  Erschließung  erfolgte  usw.,  den  Charakter 
des  amerikanischen  Volkes  bestimmt  haben.  Diesen  Zusammen- 
hängen nachzugehen  ist  gerade  für  denjenigen,   der  das  Land  bereist, 
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von  besonders  großem  Interesse.  Verfasser  bespricht  im  letzten  Kapitel 
wohl  einige  der  heutigen  sozialen  Probleme,  gil)t  aber  keine  Schilderung 
der  sozialen  Gesamtstruktur  des  amerikanischen  Volkes,  wie  sie  sich 
als  das  Ergebnis  der  historischen  Entwicklung  darstellt. 

Die  Literaturangaben  sind  sehr  sorgfältig  zusammengestellt,  und  die 
Brauchbarkeit  des  Buches  zur  ersten  Einführung  wird  dadurch  erhöht. 

Robert  Liefmann. 
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Die  norwegische  Agrarverfassung  von  der  Kalmarer 

Union  (1397)  bis  zur  Verfassungsänderung  (1660)  unter 

besonderer  Berücksichtigung  des  Pachtwesens. 

Von 
Dr.  Oskar  Büchner, 

(Fortsetzung-  und  Schluß.) 

4.  Das  norwegische  Leiländings-  (Pacht-)  Wesen  von 
der   Kalmar  er   Union    bis    zur   Verfassungsänderung 

(1397—1660). 

Über  die  Lage  der  Leiländinger  sind  wir,  da  von  der  Kalmarer 
Union  ab  für  mehr  als  100  Jahre  keine  bezügliche  gesetzgeberische 
Maßnahme  erfolgt  zu  sein  scheint,  für  diese  Zeit  nicht  unterrichtet. 
Wir  können  daher  nicht  feststellen,  ob  und  in  welcher  Weise 
sich  das  oben  kurz  skizzierte  Pachtverhältnis  verändert  hat. 

Mit  dem  Jahre  1536  hebt  in  der  norwegischen  Bygselgesetz- 
gebung  eine  neue  Entwicklung  an.  Von  da  ab  sind  wir  wieder 
in  der  Lage,  Genaueres  festzustellen.  Es  hatten  sich  im  alten 
norwegischen  Recht,  ganz  besonders  in  der  Pachtgesetzgebung, 
Lücken  fühlbar  gemacht;  um  diese  auszufüllen,  wurden  seit  1536 
auf  den  norwegischen  Herrentagen  mehrere  Rezesse  ausgefertigt, 
unter  denen  besonders  wichtig  sind:  Truid  ülfstands  und  Klaus 
Bildes  Rezeß  von  1539,  die  auf  den  Herrentagen  in  Oslo  1548 
und  Bergen  1557  gegebenen  Artikel  und  die  Rezesse  von  1565, 
1568  und  1578.  Diese  bilden  die  erste  Quelle  für  die  Erkenntnis 
des  norwegischen  Leiländingswesens  in  dieser  Epoche.  In  zweiter 
Linie  kommen  in  Betracht  Verordnungen  und  Königsbriefe  aus 
dem  16.  Jahrhundert  und  schließlich  die  zusammenfassende  Ge- 
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setzgebung  sowie  einzelne  ergänzende  Bestimmungen  Christians  IV. 
Alles  dieses  war  norwegische  Gesetzgebung,  soweit  sie  speziell 
für  Norwegen  galt  und  soweit  man  norwegische  Verhältnisse  bei 
Abfassung  der  Bestimmungen  vor  Augen  gehabt  hatte.  Aber 
dänische  Männer  hatten  wesentlich  zur  Entstehung  der  Gesetze 
beigetragen,  und  so  zeigen  diese  auch  vielfiich  dänisches  Gepräge 
oder  schließen  sich  an  dänische  Gesetze  an. 

Wir  wollen  nun  im  Anschluß  an  die  Quellen  das  Leiländings- 
wesen  betrachten.  In  bezug  auf  das  Wirtschaftsrecht  sowie  die 
Pflicht  zur  Pflege  und  Instandhaltung  des  Guts  und  anderes  mehr 
blieb  im  grossen  und  ganzen  das  alte  Recht  in  Kraft.  Was  die 
Leistungen  des  Leiländings  anbetrifft,  so  hatte  er,  wie  wir  oben 
sahen,  Landscbuld  und  Zugabe  zu  zahlen  und  den  Lauddrot  be- 
ziehungsweise seinen  Bevollmächtigten  bei  den  dreijährigen  In- 
spektionsreisen zu  bewirten.  Die  legale  Pachtzeit  war  drei  Jahre, 
doch  wurde  das  Pachtverhältnis  gewöhnlich  unter  der  still- 
schweigenden Annahme  der  Lebenslänglichkeit  begründet,  und 
namentlich  wurde  die  Zugabe  unter  diesem  Gesichtspunkte  be- 
stimmt. Aus  diesem  Unterschied  zwischen  positivem  Recht  und 
Gewohnheitsrecht  hätte  sich  auch  früher  schon  die  Möglichkeit  der 
Ausbeutung  des  Leiländings  durch  den  Landdrot  ergeben,  wenn 
damals  nicht  andere  Umstände  dem  entgegengewirkt  hätten  ^). 
Seit  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  dagegen  scheint,  da  der  Boden- 
wert eine  beständige  Steigerung  erfuhr,  dies  anders  geworden  zu 
sein.  Vielfache  Klagen  von  selten  der  Leiländinger  zeigen,  daß 
sowohl  Lehnsinhaber  und  Vögte  wie  auch  private  Landdrots  sich 
durch  Ausbeutung  der  Leiländinger  zu  bereichern  versuchten.  Die 
Gesetzgebung  des  16.  Jahrhunderts  suchte  den  Klagen  der  Lei- 
ländinger nach  Möglichkeit  abzuhelfen,  freilich  nicht  immer  mit 
dem  richtigen  Verständnis  dafür,  worauf  es  ankam,  und  für  die 
Bestimmungen  der  älteren  Gesetze.  Die  Gesetzgebung  ist  lange 
schwankend,  ob  sie  am  alten  positiven  Rechtszustand  festhalten 
oder  ob  sie  dem  sich  immer  weiter  auswachsenden  Gewohnheits- 
recht Gesetzeskraft  verleihen  sollte.  Im  grossen  und  ganzen  zeigt 
sie   das  Bestreben,   die  Zustände  etwas  zurückzuschrauben,    und 


1)  Vgl.  Geschichte  der  Leiländinger  S.  46  if. 
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die  gesetzliche  Entwicklung  hinkt  somit  der  wirtschaftlichen 
nach. 

Was  die  Pachtfrist  anbetrifft,  so  schloß  sich  die  Gesetz- 
gebung-, wie  es  scheint,  anfangs  noch  der  Bestimmung  der  älteren 
Gesetze  an,  daß  Land  nicht  für  länger  als  drei  Jahre  verpachtet 
werden  sollte.  Aber  schon  in  Rezessen  von  1544  und  1548  wird 
es  verboten,  den  Bauer  ohne  Urteil  und  Rechtsspruch  vom  Hof 
zu  vertreiben.  Die  Verordnung  vom  8.  Januar  1557  aber  bestimmt, 
daß  die  Bauern  in  Norwegen,  wem  sie  auch  dienen  oder  an- 
gehören, ohne  Ausnahme  von  Stund  ab  nicht  mehr  verpflichtet 
sein  sollen,  ihre  Höfe  jedes  dritte  Jahr  auf  irgendeine  Weise 
zu  pachten,  sondern  daß  sie  dieselben  so  lange  behalten  und  be- 
wirtschaften sollen,  „als  sie  ihre  jährliche  Schuldigkeit  entrichten 
und  den  Hof  mit  Fug  und  Recht  haben",  wobei  es  zugleich  „den 
geistlichen  oder  weltlichen  Vögten,  Bevollmächtigten,  Rittern  und 
anderen,  so  freigeboren  sie  auch  sein  mögen,  samt  den  Städtern, 
grundbesitzenden  Bauern  und  allen  andern,  welche  Land  ihr  eigen 
nennen",  verboten  ist,  „ihre  Diener  mit  dreijähriger  Landpacht  zu 
l)eschweren".  In  Übereinstimmung  hiermit  wurde  den  Bevoll- 
mächtigten durch  Rezeß  vom  22.  Juni  1565  unter  Androhung 
von  Strafe  aufgegeben,  niemand  von  seinem  Land  zu  vertreiben, 
ohne  daß  sie  das  Urteil  von  sechs  Biedermännern  für  sich  hätten. 
Nach  demselben  Rezeß  sollte  der  Leiländing  das  Land  jedes 
dritte  Jahr  von  neuem  pachten,  der  Bevollmächtigte  aber  ver- 
pflichtet sein,  den  Leiländing  auf  dem  Hofe  zu  belassen,  wenn 
er  eine  gewisse,  näher  bestimmte  Summe  hinterlegt.  Endlich 
wurde  durch  Rezeß  von  1568  noch  bestimmt,  daß  wie  die  Ent- 
lassung, so  auch  nicht  der  Tod  des  Bevollmächtigten  das  Ende 
der  Pacht  herbeiführen  sollte,  was  dagegen  im  Falle  des  Todes 
des  Landdrots  nach  wie  vor  geschah. 

Im  Rezeß  vom  7.  Oktober  1578  (vgl.  Verordnung  vom  15.  April 
1591)  wird  bezüglich  des  Krön-  und  Kircheuguts  wiederholt,  daß 
kein  Bauer  von  seinem  Hof  vertrieben  werden  darf,  solange  er 
seine  jährliche  Leding,  Landschuld  und  andere  Schuldigkeit  ent- 
richtet, wie  er  nach  norwegischem  Recht  verpflichtet  ist. 

Die  Gesetzgebung  blieb  indessen  nicht  dabei  stehn,  dem 
Leiländing   selbst    die   Bewirtschaftung    des    einmal   gepachteten 
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Hofes  zu  sichern,  sondern  auch  für  seine  Witwe  wurde  gesorgt. 
Im  Rezeß  vom  13.  März  und  4.  April  1568  wurde  vorgeschrieben, 
daß  die  Witwe  den  Hof  nach  ihres  Gatten  Tode  weiter  behalten 
solle,  bis  die  Zeit  aus  war,  für  die  ihr  Gatte  gepachtet  hatte, 
und  daß  sie  danach  den  Hof  ohne  Pacht  (neues  Handgeld), 
jedoch  gegen  Zahlung  von  Landschuld  und  Dreijahrszugabe 
behalten  sollte,  solange  sie  Witwe  blieb.  Diese  Vorschrift 
wurde  im  Retterbod  vom  15.  September  1578  und  in  der  Ver- 
ordnung vom  28.  Mai  1584  wiederholt.  Für  Ödhöfe  wurde  die 
Dauer  der  Pacht  noch  weiter  ausgedehnt.  Nachdem  durch  eine 
Verordnung  von  1540  das  Gebot  ergangen  war,  ödes  Land  an- 
zubauen und  zu  besetzen,  wurde  durch  mehrere  Artikel  von  1557, 
die  in  Rezessen  von  1565  und  1578  wiederholt  wurden,  nicht 
nur  dem,  welcher  einen  solchen  Ödhof  anbaute,  lebenslängliche 
Bewirtschaftung  des  Hofes,  sondern  auch  einem  seiner  Kinder 
das  Vorrecht  zur  Pacht  nach  seinem  Tode  zugestanden. 

Trotz  dieser  wiederholten  Verordnungen,  daß  der  Leiländing 
den  ihm  verpachteten  Hof  auf  Lebenszeit  behalten  sollte,  kam 
Pacht  auf  drei  Jahre,  wie  aus  mehreren  Herrentagsurteilen  zu 
ersehen  ist,  am  Schluß  des  16.  Jahrhunderts  sogar  noch  auf 
Krongütern  vor,  und  in  einem  Königsbrief  von  1593  an  den 
Lehnsmand  von  Baahuslehn  heißt  es  sogar,  daß  es  gegen  nor- 
wegisches Gesetz  sei,  einen  Hof  auf  Lebenszeit  zu  verpachten. 
Diejenigen  Kronbauern  in  dem  genannten  Lehn,  welche  für  lebens- 
längliche Pacht  an  ihren  Höfen  große  Geldsummen  gegeben  hatten, 
sollten  daher  das,  was  sie  über  das  Gewöhnliche  entrichtet  hatten, 
zurückbekommen  und  künftig  jedes  dritte  Jahr  pachten,  „was 
immer  in  Unserem  Reich  Norwegen  Brauch  gewesen  ist". 

Man  sieht  hieraus,  die  Regierung  blieb  durchaus  nicht  immer 
konsequent  in  ihren  Maßnahmen.  Sie  überging  in  diesem  Fall 
die  neueren  Rezesse  und  griff  darauf  zurück,  was  früher  gewesen 
war.  Die  spätere  Gesetzgebung  ging  indessen  mit  Bestimmtheit 
von  Lebenspacht  als  allgemeingültiger  Regel  aus.  Man  kann 
übrigens  annehmen,  daß  auch  trotz  des  Dokumentes  von  1593, 
etwa  schon  seit  Einführung  der  Reformation,  lebenslängliche  Pacht 
das  Gewöhnliche  war. 

Die   neue  Gesetzgebung   legte    dabei   allerdings   immer  noch 
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nicht  die  bindende  Verpflichtung  auf,  den  Pachtkontrakt 
auf  Lebenszeit  einzugehen.  Es  stand  vielmehr  dem  nichts  im 
Wege,  daß  der  Kontrakt  auch  auf  eine  bestimmte  kürzere  oder 
längere  Reihe  von  Jahren  eingegangen  werden  könnte.  Nur  für 
den  Fall,  daß  der  Kontrakt  auf  unbestimmte  Zeit  eingegangen 
war  und  ausdrücklich  erklärt  wurde,  daß  ein  Bygselverhältnis 
begründet  werden  sollte,  war  die  Lebenslänglichkeit  der  Pacht 
vorgeschrieben.  Da  aber  faktisch  niemals  andere  Formen  benutzt 
wurden,  einige  seltene  Fälle  ausgenommen,  so  ging  es  leicht  ins 
Bewußtsein  der  Beteiligten  über,  daß  Bygsel  auf  alle  Fälle  die 
einzige  legale  Form  für  Landleihe  sei,  und  alle  Gesetzesbestim- 
mungen, die  später  erlassen  wurden,  schlössen  sich  dieser  Form 
an.  Jedenfalls  konnte  seit  Einführung  lebenslänglicher  Pacht  die 
Gesetzgebung  nicht  Anlaß  zu  Mißbräuchen  geben  wie  vorher.  Die 
Hauptsache  war,  daß  die  unbestimmten  Verpachtungen,  die  alle 
drei  Jahre  wiederholt  werden  sollten,  einem  auch  bezüglich  der 
Zeit  genau  bestimmten  Kontrakt  Platz  gemacht  hatten  und  daß 
so  der  früher  bestehende  Gegensatz  zwischen  Recht  und  Praxis, 
wonach  der  Leiländing  voraussetzte,  daß  er  den  Hof  auf  Lebens- 
zeit behielt  und  einen  dementsprechenden  ersten  einmaligen  Leihe- 
betrag erlegte,  aber  der  Landdrot  es  dessenungeachtet  in  der 
Hand  hatte,  ihn  jedes  dritte  Jahr  fortzuweisen  —  daß  eben  dieser 
verhängnisvolle  Gegensatz  nicht  länger  bestand.  Jetzt  konnte  der 
Leiländing  sein  Land  verbessern  und  seinen  Wohlstand  vermehren, 
ohne  daß  er  zu  fürchten  brauchte,  daß  ein  habgieriger  Landdrot 
daraus  Veranlassung  nehmen  würde,  ihm  größere  Lasten  auf- 
zuerlegen. Durch  diesen  Fortschritt  nahmen  die  Leiländinger  zu 
Beginn  des  17.  Jahrhunderts  eine  rechtlich  freiere  und  sicherere 
Stellung  ein  als  zu  Beginn  des  16.,  trotzdem  doch  in  der  Zwischen- 
zeit nach  dänischem  Muster  adlige  Privilegien,  Arbeitspflicht  auf 
Residenzen  und  Edelhöfen  im  Lande  Eingang  gefunden  hatten. 
Und  die  Folge  der  freieren,  sichereren  Stellung  der  Leiländinger 
mußte  wiederum  sein,  daß  sie  auch  in  ökonomischer  Hinsicht 
vorwärtskamen. 

Die  schnelle  Verbreitung  der  Pacht  auf  Lebenszeit  war,  wie 
wir  gesehen  hatten,  dadurch  erleichtert  worden,  daß  die  Zugabe, 
die   der  Landdrot   zu   der  faktisch  feststehenden  Landschuld  zu 
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fordern  pflegte,  auch  schon  früher  unter  dem  Gesichtswinkel  der 
lebenslänglichen  Pacht  festgesetzt  worden  war.  Der  Anspruch 
auf  Zugabe  wurde  jetzt  nicht  länger  bestritten,  sie  wurde  viel- 
mehr unter  dem  Namen  Indfästningssum,  Bygselsum,  Förstetage 
zu  einer  neuen  gesetzlichen  Leistung  des  Leiländiugs.  Wir 
wollen  diesen  ersten  einmaligen  Leihebetrag  künftig  Handgeld 
nennen. 

In  der  Folgezeit  wurden  dann  über  die  Höhe  dieser  Leistung 
Klagen  laut,  denen  die  Regierung  vollständig  machtlos  gegenüber- 
stand. Sie  mußte  sich  mit  Warnungen  und  Ermahnungen  be- 
gnügen. In  Truid  Ulfstands  und  Klaus  Bildes  Rezeß  von  1539 
wird  es  „den  Landdrots,  Beamten  und  Lehnsinhabern  verboten, 
mit  den  Bauern  anders  zu  verhandeln,  als  christlich  und  möglich 
sein  kann".  Der  Rezeß  von  1546  schreibt  sodann  vor,  „daß  Land- 
pacht oder  Zugabe  nicht  weiter  ausgedehnt  werden  soll,  als  Nor- 
wegens Gesetz  vermeldet",  und  auf  Grund  von  Klagen  darüber, 
daß,  „wenn  ein  armer  Mann  einen  Hof  pachten  will,  er  gleich  so 
viel  Geld  auf  einmal  geben  muß,  wie  der  Landdrot  oder  Vogt 
begehrt",  wird  im  Rezeß  vom  7.  Oktober  1578  erklärt,  daß,  „da 
nicht  alle  Höfe  bezüglich  Wohngelegenheit,  Zubehör  und  Land- 
schuld eins  sind,  wegen  solcher  verschiedener  Umstände  kein 
bestimmter  Maßstab  und  Verordnung  gegeben  werden  kann,  aber 
daß  die  Diener  Sr.  Kgl.  Majestät,  der  Kirche  und  des  Stifts  ein 
Handgeld  vom  Hof  nach  seiner  Größe  und  den  näheren  Umständen 
nehmen  sollen,  wie  christlich  und  passend  sei,  und  nicht  über 
Billigkeit".  Und  späterhin  wurde  auf  Klagen  von  selten  der 
Bauern  auf  dem  Krongut  über  die  Höhe  des  Pachtgeldes  ge- 
antwortet, daß,  „da  in  Norwegen  kein  Bauer  dazu  gezwungen 
werde,  einen  Hof  zu  pachten,  sondern  dies  freiwillig  tue,  und  da 
die  Odelsbauern  und  andere  Landdrots  ein  so  hohes  Pachtgeld 
nehmen,  wie  sie  bekommen  könnten,  dies  auch  nicht  dem  Könige 
verwehrt  sein  könne"  ^). 

Während  die  dreijährige  Pacht  von  der  lebenslänglichen  ab- 
gelöst wurde,  blieb  von  der  ersteren  doch  ein  Rest  zurück  in 
der  Leistung,  welche  Tredjeaarstage  genannt  wurde  und  die  wir 


1)  Leiländingskom.  Hovedindst.  S.  5. 
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als  Dreijabrs zugäbe  bezeichnen  wollen.  In  dieser  wurden 
zwei  verschiedene  Leistungen  zusammengeschmolzen:  das  alte 
Landboveizle,  die  Verpflichtung,  den  Landdrot  oder  seinen  Be- 
vollmächtigten bei  den  dreijährigen  Inspektionsreisen  zu  bewirten, 
und  das  „Dreijahrshandgeld". 

Dieses  letztere  war,  als  die  Landschuld  feststehend  geworden 
war  und  dem  vollen  Nutzungswert  des  Landes  nicht  mehr  ent- 
sprach, entweder  als  Ergänzungsleihebetrag  jedes  dritte  Jahr 
gefordert  oder  in  den  Fällen,  wo  statt  dessen  eine  einmalige 
Zahlung  bei  Antritt  der  Pacht  für  Lebenszeit  üblich  war,  von 
skrupellosen  Landdrots  durch  Erpressung,  bisweilen  noch  neben 
Laudschuld  und  erster  einmaliger  Zugabe  erhoben  worden.  Hierzu 
hatte  das  Gesetz  indirekt  Veranlassung  gegeben,  indem  es  trotz  ge- 
wohnheitsrechtlichen Bestehens  lebenslänglicher  Pacht  lange  an 
der  dreijährigen  Neupachtung  festhielt.  Mit  der  Beseitigung  dieses 
Mißverhältnisses  durch  Abschaffung  der  dreijährigen  Pacht  hätte 
das  Dreijahrshandgeld  natürlich  eigentlich  verschwinden  müssen. 
Der  obengenannte  Rezeß  von  1544  verbietet  auch,  daß  der  Lei- 
läuding  jedes  dritte  Jahr  mit  Auflagen  beschwert  Averde,  und 
wenn  der  Rezeß  von  1548,  wie  angeführt,  sagt,  daß  weiter  keine 
Landpacht  oder  Zugabe  gegeben  werden  soll,  als  wie  Norwegens 
Gesetz  vermeldet,  so  hat  er  jedenfalls  zunächst  das  Dreijahrs- 
haudgeld  vor  Augen  gehabt.  Indessen  hielt,  wie  es  scheint, 
dieses  sich  doch,  und  durch  den  Rezeß  vom  22.  Juni  1565, 
Avelcher  wieder  auf  dreijährige  Pachtung  zurückgriff,  wurde 
dem  Leiländiug  als  Bedingung  für  die  Fortsetzung  der  Pacht 
auferlegt,  jedes  dritte  Jahr  eine  Geldsumme  zu  hinterlegen.  Hier 
wird  also  das  alte  Dreijahrshandgeld  noch  einmal  ausdrücklich 
anerkannt. 

Über  das  Landboveizle  wird  in  mehreren  Rezessen  besonders 
gesprochen,  und  zwar  auf  eine  Weise,  aus  der  man  ersieht,  daß 
es  in  der  Regel  zu  einem  Ersatz  für  die  gesparten  Kosten  des 
Gastmahls,  also  zu  einer  Geldabgabe,  gCAVorden  ist.  Doch  muß. 
es  auch  in  einigen  Fällen  in  der  alten  Weise  fortbestanden  haben,, 
denn  in  den  Artikeln  von  1557  wird  dem  Landdrot  verboten,, 
den  Leiländing  zur  Anschaffung  ausländischer  Getränke  zum 
Veizle    zu   zwingen,    er   solle   sich   vielmehr  mit  einem  Faß  nor- 
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wegischen  Bieres  begnügen.  Im  Rezeß  von  1565,  welcher  aus- 
drücklich die  Besichtigung  der  Pachthöfe  für  jedes  dritte  Jahr 
vorschreibt,  wird  dem  Bevollmächtigten,  welcher  bei  diesem 
Anlaß  den  Bauern  mit  dem  Gastmahl  verschont,  ^/2  Daler  zu- 
gesprochen. 

Die  Rezesse  von  1557  und  1565  unterscheiden  dabei  deutlich 
die  zwei  Leistungen,  einmal  die  Bewirtung  (1557:  ein  Faß  nor- 
wegisches Bier  oder  Erstattung  dafür,  1565:  7^  Daler  an  den 
Bevollmächtigten),  sodann  aber  eine  wirkliche  Geldschatzung,  das 
Dreijahrshandgeld,  wogegen,  wie  es  im  Rezeß  von  1565  heißt, 
der  Bevollmächtigte  verpflichtet  sein  soll,  dem  Bauern  das  Land 
wieder  auf  drei  Jahre  zu  verpachten. 

Der  Rezeß  von  1578  schlägt  endlich  beide  Leistungen  —  das 
Dreijahrshandgeld  und  das  Landboveizle  —  zu  einer  einzigen 
Abgabe  von  bestimmter  Höhe  zusammen. 

Li  demselben  Rezeß  wird  von  einer  „jüngst  aufgekommeneu 
Sportel"  an  den  Vogt  gesprochen,  bestehend  in  einem  Stiefelleder 
oder  in  einem  Daler  für  jedes  dritte  Jahr.  Sie  wurde  reduziert, 
indem  dem  Vogt  nur  jedesmal,  „wenn  ein  Bauer  zum  erstenmal 
seinen  Hof  antritt",  als  Vogtgeld  ein  Stiefelleder  oder  ein  alter 
Daler  zuerkannt  wurde,  während  der  Bauer  bei  jeder  Dreijahrs- 
zugabe dem  Vogt  nur  „für  seine  Mühe  und  zum  Unterhalt  bei 
der  Besichtigung"  V2  Daler  für  einen  Vollhof  und  1  Ort  für 
einen  halben  oder  Ödhof  geben  soll. 

Zeigte  somit  die  Gesetzgebung  bezüglich  des  Handgelds  und 
der  Dreijahrszugabe  eine  ziemlich  unsichere  Haltung,  so  ging  sie 
in  bezug  auf  die  Landschuld  ungleich  energischer  vor. 

Da  sich  die  Heersteuer  nach  der  Höhe  der  Landschuld  richtete, 
in  deren  Erhebung  der  Landdrot  freie  Hand  hatte,  lag  es  im 
Interesse  der  Regierung,  wenn  die  Landdrots  recht  hohe  Land- 
schuld erhoben.  Nachdem  die  Heersteuer  indessen  infolge  der 
Preisrevolution  im  16.  Jahrhundert  zu  einer  unbedeutenden  Leistung 
herabgesunken  war,  begann  die  Gesetzgebung,  die  Befugnis  des 
Landdrots,  die  Landschuld  beliebig  zu  erhöhen,  einzuschränken. 

Im  Rezeß  von  1539  wird  bestimmt,  daß  die  Landschuld  dem 
Ertrag  des  Landes  und  dem  Urteil  sechs  guter  Männer  entsprechen 
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solle.  Hierbei  ist  jedoch  sicher  hauptsächlich  an  den  Fall  ge- 
dacht, daß  die  alte  Landschnld  verändert  werden  sollte,  denn  in 
den  späteren  Artikeln  von  1557  wird  gesagt,  daß  die  Landschuld 
gegeben  werden  soll  „wie  von  alters  her",  und  daß  „niemand 
die  Landschuld  auf  einem  Hof  vermehren  oder  vermindern  soll, 
sofern  nicht  sechs  Männer  dafür  sind".  Die  letztere  Vorschrift 
kehrt  dann  im  Rezeß  von  1568  und  in  der  Verordnung  von  1584 
wieder,  wo  es  heißt,  daß  niemand  seine  Höfe  auf  höhere  Land- 
schuld bringen  soll,  als  sechs  Männer  für  zulässig  erklären,  und 
daß,  wenn  die  Landschuldabgabeu  von  Höfen  zu  niedrig  befunden 
werden,  der  Landdrot  sie  nach  Urteil  und  Gutdünken  von  sechs 
Männern  erhöhen  solle. 

Inwieweit  diese  Bestimmungen  die  Höhe  der  Landschuld  be- 
einflußt haben,  ist  nicht  genau  zu  ersehen.  Jedenfalls  aber  be- 
wirkten sie  doch,  daß  die  Landschuld,  besonders  bei  eintretender 
Neuverpachtung  des  Guts,  infolge  der  Taxe  von  sechs  Männern 
im  großen  und  ganzen  allmählich  der  Ertragsfähigkeit  des  Hofes 
angepaßt  und  also  zugleich  unter  Berücksichtigung  der  übrigen 
Verpflichtungen  des  Leiländings  auf  eine  gerechte  Höhe  normiert 
wurde. 

Auch  über  die  Art  der  Leistung  der  Landschuld  wurden  Be- 
stimmungen gegeben.  Die  Landschuld  hatte,  ohne  daß  es  früher 
gesetzlich  bestimmt  war,  immer  in  Naturalleistungen  bestanden. 
Im  Laufe  der  Zeit  muß  dann  ihre  Entrichtung  in  Geld  mehr 
und  mehr  üblich  geworden  sein ,  denn  die  Verordnung  vom 
29.  September  1521  spricht  sich  dahin  aus,  daß  die  Bauern  nicht 
dazu  verpflichtet  sein  sollen,  ihre  Landschuld  in  anderer  Münze 
zu  bezahlen,  als  von  alter  Zeit  her  gebräuchlich  ist.  Sonderliche 
Verbreitung  kann  die  Geldabgabe  indessen  damals  noch  nicht  gehabt 
haben.  Schon  der  Rezeß  von  1539  schrieb  nämlich  wieder  vor, 
daß  die  Landschuld  in  Korn,  Häuten,  Schlachtvieh  und  Fellen 
nach  dem  Gesetz  entrichtet  werden  solle.  Der  Rezeß  von  1568 
bestimmte  dann  gleichwie  eine  Verordnung  von  1564,  daß  „die 
Bauern  ihre  Landschuld  und  andere  Schuldigkeit  in  Butter,  Korn, 
Häuten  und  anderen  Waren  zahlen  sollten,  wofür  der  Hof  recht- 
mäßigerweise gepachtet  ist,  und  nicht  dazu  gezwungen  werden 
sollen,  Geld  oder  andere  Waren  zu  geben".    Ebenso  gibt  der  Rezeß 
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vom  7.  Oktober  1578  „den  Leiländingern  von  Roebygdelauget, 
denen  der  Bevollmächtigte  Häute  und  Felle  niclit  als  Landschuld 
abnehmen  wollte,  den  Bescheid,  daß  sie  ihre  Landschuld  leisten 
sollten,  wie  es  alter  Brauch  sei".  Dagegen  wurde  den  Lei- 
ländingern  in  Oslo  und  Hamar  Stift,  welche  gewünscht  hatten, 
daß  sie  die  Landschuld  abliefern  dürften,  wann  die  Ware  fort- 
kommen könnte,  die  Antwort  zuteil,  sie  sollten  geben,  was  das 
Gesetz  vorschreibe,  und  zu  einer  Zeit,  wie  es  alter  Sitte  entspräche. 

Außer  über  die  Art  der  Leistung  der  Landschuld  und  über 
den  Ablieferungstermin  kamen  Streitigkeiten  vor  über  den  Er- 
füllungsort. Diesen  bestimmten  die  Landdrots  in  der  Regel  danach, 
wie  es  ihnen  mit  dem  Verkaufe  der  zu  leistenden  Naturalien  am 
gelegensten  war.  Auch  wurden  die  Leiländiuger  dazu  gezwungen, 
noch  anderes,  was  der  Landdrot  zu  verkaufen  wünschte,  für 
seine  Rechnung  mitzunehmen.  Mit  Rücksicht  hierauf  sprechen 
sich  die  Artikel  von  1557  dahin  aus,  daß  die  Leiländinger  nicht 
dazu  verpflichtet  sind,  die  Landsclmld  weiter  zu  bringen,  als 
alte  Sitte  gewesen  ist.  Der  Rezeß  vom  7.  Oktober  1578  fügt 
hinzu,  daß  sie  dieselbe  auch  nicht  anderswohin  zu  bringen 
brauchen,  als  von  alter  Zeit  her  geschah,  und  das  Retterbod  vom 
15.  September  1578  bestimmt  noch  einmal,  daß  die  Diener  der 
Krone  und  des  Stiftes  nicht  damit  beschwert  werden  sollen,  die 
Heersteuer  und  Landschuld  weiter  als  bis  zu  den  Stellen  zu 
führen,  wie  von  früher  her  üblich  war.  In  der  Verordnung  vom 
21.  Juli  1591  endlich  wird  es  verboten,  die  Bauern  des  Königs 
und  der  Krone  von  Nordland  damit  zu  beschweren,  Fische  nach 
Bergen  zu  fahren. 

Von  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  bis  zur  Gesetzgebung-^ 
Christians  IV.  lagen  die  Dinge  so,  daß  die  Pacht  lebenslänglich 
und  Landschuld  sowie  Dreijahrszugabe  auf  eine  gewisse,  vom 
Gesetz  bestimmte  Höhe  gebracht  waren.  Als  erstes  Handgeld 
konnte  dagegen  so  viel  genommen  werden,  wie  man  bei  gegen- 
seitiger Vereinbarung  erhalten  konnte. 

Im  ganzen  muß  man  zugeben,  daß  diese  Regelung  des  Pacht- 
verhältnisses wohlbedacht  war.  Denn  sicher  waren  es  gerade 
die  beständig  wiederkehrenden  Leistungen,  die  von  den  Lei- 
ländingern  drückend  empfunden  wurden.    Hinsichtlich  der  Summe 
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dagegen,  die  der  Pächter  ein  für  allemal  beim  Antritt  zu  zahlen 
hatte,  war  nicht  so  sehr  zu  befürchten,  daß  der  Landdrot  seine 
Übermacht  dem  Bauern  gegenüber  mißbrauchen  könne.  Hier 
herrschte  mehr  der  Charakter  eines  freien  Handels  vor.  Es  war 
dem  Landdrot  nicht  verboten,  den  größtmöglichen  Vorteil  von 
seinem  Land  zu  ziehen,  er  durfte  aber  die  Summe  nur  einmal 
nehmen. 

Der  Umstand,  daß  der  Bygselkontrakt  jetzt  im  wesentlichen 
nicht  mehr  der  freien  Bestimmung  der  Parteien  überlassen,  sondern 
zu  einem  durch  Gesetz  geordneten  Verhältnis  geworden  war, 
mußte  auch  in  anderer  Richtung  auf  das  Rechtsverhältnis  zwischen 
Landdrot  und  Pächter  einwirken.  Es  lag  schon  im  traditionellen 
Bygselverhältnis  an  sich,  daß  der  Gesetzgeber  einer  Bedrückung 
der  Leiländinger  durch  die  Landdrots  vorbeugte.  Jetzt,  nachdem 
die  Regierung  das  Bygselverhältnis  den  Forderungen  jener  Zeit, 
und  zwar  namentlich  im  Interesse  der  Leiländinger,  angepaßt 
hatte,  mußte  sie  auch  dafür  sorgen,  daß  die  Lehnsherren,  Vögte, 
Adligen  und  andern  Landdrots  die  Lücken  der  Bygselgesetzgebung, 
welche,  um  ein  Schabionisieren  zu  vermeiden,  offen  gelassen 
werden  mußten,  nicht  dazu  benutzten,  die  Leiländinger  auf  die 
eine  oder  andere  Weise  auszusaugen.  Besonders  waren  es  da 
die  kleineren  Leistungen  und  Dienste,  welche  außerhalb 
des  Gesetzes  lagen,  die  vor  allem  Gegenstand  der  Aufmerksam- 
keit des  Gesetzgebers  wurden.  Denn  da  die  Höhe  der  ständigen 
Schätzungen  (Landschuld  und  Dreijahrszugabe)  durch  Gesetz  nun 
näher  bestimmt  war,  so  lag  noch  in  der  Übertreibung  jener 
kleineren  Prästationen  ein  offener  Weg,  die  Last  der  Bauern  in 
nicht  geringem  Grade  zu  erhöhen. 

Wie  oben  erwähnt,  waren  seit  dem  16.  Jahrhundert  die 
vorher  nur  ganz  geringfügigen  öffentlich-rechtlichen  Lasten  (Post- 
fuhren und  Arbeitspflicht  zur  Errichtung  von  Bauten  auf  den 
königlichen  Höfen)  allmählich  ausgedehnt  worden,  indem  Pflicht- 
arbeiten auch  auf  den  festen  Schlössern  ^)  des  Reichs  und  bei 
den  königlichen  Sägemühlen,  Bergwerken  und  Vorwerken  verlangt 


1)  Es  gab  3  feste  Schlösser  in  Norwegen :  Baalius,  Akershus  und  Bergen- 
hus  (Bergens  Kongsgaard). 
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wurden,   bald   als   eine   allgemeine,   bald  als  eine  nur  den  Lei- 
ländingern  der  Krone  auferlegte  Last. 

Daneben  war  es  in  der  Unionszeit,  besonders  aber  seit  Beginn 
des  16.  Jahrhunderts,  üblich  geworden,  von  den  Leiländingern 
auf  den  Gütern  der  Krone  und  des  Adels  kontrakt-  und  gewohn- 
heitsmäßige Arbeiten  auf  den  Residenzen  der  Lehnsinhaber  und 
den  Edelhöfen  zu  fordern,  und  diese  Verptlichtungen  scheinen 
unter  dem  Eindruck  der  in  Dänemark  geltenden  Frondienste 
bald  als  etwas  Selbstverständliches  aufgefaßt  worden  zu  sein, 
ohne  daß  man  nötig  hatte,  sie  einzuführen.  Allmählich  erweiterten 
sie  sich  dann  zu  der  allgemeinen  Verpflichtung,  daß  alle  Dienste 
verrichtet  werden  mußten,  welche  die  Lehnsiuhaber  oder  adligen 
Landdrots  verlangten.  Den  Wochentagsdienern  des  Adels  war 
die  Arbeitspflicht  entweder  durch  die  adligen  Landdrots  kontrakt- 
mäßig auferlegt  worden,  oder  sie  war  durch  Ankauf  von  Krongut 
auf  die  Landdrots  überkommen.  Wenn  nämlich  ein  Krongut  an 
einen  Adligen  verkauft  oder  auf  andere  Weise  übertragen  wurde, 
so  pflegten  gewöhnlich  auch  die  zu  demselben  gehörigen  Dienste 
und  Arbeiten,  die  sich  allmählich  fixiert  hatten,  in  den  Kauf 
einbegriffen  zu  sein.  Der  neue  Eigentümer  sollte  sich  zwar 
genau  an  das  Herkommen  halten,  aber  man  sieht  doch,  daß  der 
Versuch  gemacht  wurde,  es  zu  überschreiten  ^),  und  unzweifelhaft 
ging  es  hiermit  wie  mit  den  übrigen  Abgaben,  daß  es  dem  Land- 
drot  oft  glückte,  sie  recht  weit  darüber  hinaus  zu  erhöhen,   was 


1)  Im  Herrentagsprotokoll  für  1578  findet  man  ein  Beispiel  hierfür.  Der 
Adlige  Frederik  Lange,  welcher  durch  seinen  Schwiegervater  Hans  Pedersön 
Basse  in  Besitz  des  früher  der  Ki'one  gehörigen  Gutes  Sem  auf  Eker  (Kraft, 
Topogr.  Beschr.  H,  177)  gekommen  war,  beklagte  sich  darüber,  daß  die  zu 
Sem  „gehörenden"  Bauern  ihre  schuldige  Erutearbeit  nicht  hätten  verrichten 
wollen,  sondern  ohne  seine  Erlaubnis  davongegangen  wären.  Der  Richter 
(lagmand)  hatte  sich  geweigert,  in  dieser  Sache  zu  urteilen,  da  die  Bauern 
erst  weggegangen  waren,  nachdem  sie  ausgeführt  hatten,  was  nach  altera 
Herkommen  ihnen  oblag,  und  Frederik  Lange  so  kein  Recht  gehabt  habe, 
mehr  zu  fordern  —  und  der  Herrentag  stimmte  ihm  bei.  Man  sieht  hieraus, 
daß  die  dänischen  Adligen  Bedrückung  der  Bauern  auch  in  Norwegen  ver- 
suchten. Im  großen  und  ganzen  scheiterten  diese  Versuche.  Aber  die  vor- 
genannten Mängel  der  Pachtgesetzgebuug  ließen  doch  zu,  daß  einiges  hiervon 
sich  einschlich. 
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billig  und  hergebracht  war.  In  noch  höherem  Grade  scheinen 
die  königlichen  Befehlshaber  und  Vögte  die  den  Bauern  der 
Krone  auferlegte  Verpflichtung  zu  Frondiensten  mißbraucht  zu 
haben.  Ursprünglich  sollten  diese  nur  gelten  für  die  Residenz 
des  Lehnsinhabers  oder  den  Hof,  auf  welchem  er  wohnte.  Es 
dauerte  indessen  nicht  lange,  daß  man  ganz  nach  dänischer  Sitte 
sie  auch  auf  andere  Höfe  auszudehnen  suchte,  welche  der  Lehns- 
inhaber für  sich  selbst  bewirtschaften  ließ.  Im  Rezeß  vom 
7.  Oktober  1578  wird  so  über  die  Klage  der  Bauern  in  Töns- 
berg Lehn  gesprochen,  daß  „verschiedene  neue  Höfe,  welche 
früher  nicht  gewesen  seien,  und  andere  Gebäude  errichtet  würden, 
wodurch  die  Bauern  in  hohem  Grade  mit  Arbeit  beschwert  würden", 
und  eine  ähnliche  Klage  brachten  die  Bauern  von  Nedenes  Amt 
vor  über  den  berüchtigten  Peder  Gubbe.  Außer  mit  Hofarbeit 
wurden  die  Leiländinger  der  Krone  sogar  damit  beschwert,  den 
Lehnsinhabern  und  Vögten  in  ihren  privaten  Handelsgeschäften 
Dienste  zu  leisten.  Ein  Königsbrief  vom  15.  August  1590  spricht 
so  davon,  daß  die  Bauern  der  Krone  in  dem  zu  Akershus  ge- 
hörigen Smaalehne  unrechtmäßigerweise  von  der  Arbeit  für  das 
Schloß  Akershus  befreit  seien,  weil  die  dortigen  Vögte  ihnen 
aufgaben,  „ihre  eigenen  Waren,  wie  Korn,  Tuch,  Salz  und  anderes, 
in  das  gebirgige  Land  zu  Markte  zu  bringen,  sowie  Ochsenfelle, 
Butter,  Talg  und  andere  Waren,  die  der  Vogt  zu  seinem  Handel 
brauchte,  zurückzubringen. 

Man  gewinnt  so  den  Eindruck,  daß  die  Kronleiländinger,  da 
ihnen  in  erster  Linie  die  Frondienstpflicht  auf  den  königlichen 
Schlössern  und  Sägemühlen  oblag,  die  Last  der  Fronden  und 
Arbeiten  am  meisten  zu  fühlen  bekommen  haben  müssen.  Die 
Fronden  scheinen  überhaupt  drückender  gewesen  zu  sein  als 
die  Arbeitspflichten  auf  den  Residenzen  der  Lehnsinhaber  und 
diese  wieder  drückender  als  die  auf  den  Edelhöfen.  Klagen  vom 
Schluß  des  16.  und  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  besagen  wenigstens, 
daß  die  Bauern  „fast  über  ihre  Fähigkeit  und  ihr  Vermögen" 
durch  die  Zwangsarbeit  an  die  Schlösser  und  Residenzen  der 
Lehnsherrn  sowie  durch  die  Fuhren  und  Holzlieferungen  an  die 
Sägemühlen  und  Bergwerke  beschwert  wurden.  Über  die  Arbeits- 
pflichten, besonders  über  die  auf  Edelhöfen,  wurde  weniger  geklagt. 
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Diese  bestanden  nämlich  nicht  in  einer  für  die  eigene  Wirtschaft 
des  LeiUlndings  störenden  Landarbeit  größeren  Umfangs,  sondern 
mehr  in  Erntearbeit,  Holzfüllen,  Errichtung  von  Zäunen,  Spinnen 
und  Weben,  also  Hilfsarbeit  verschiedener  Art.  Es  lag  ja  in 
der  Natur  der  Sache,  daß  Arbeitspflichten  der  ersteren  Art  in 
Norwegen  nicht  so  allgemein  werden  konnten  wie  in  Dänemark. 
Die  geringe  Eigenwirtschaft  der  Krone  und  des  Adels  schloß 
derartige  Arbeit  für  die  große  Masse  der  Leiländinger  ja  von 
vornherein  aus.  Der  Ackerbau  spielte  in  Norwegen  oft  nur  die 
Rolle  eines  landwirtschaftlichen  Nebengewerbes;  der  große  Abstand 
zwischen  den  Residenzen  der  Lehnsinhaber  beziehungsweise  Edel- 
höfen  und  den  dazugehörigen  Gütern  und  die  kurze  Arbeitszeit 
in  der  längsten  Zeit  des  Jahres  machten  es  für  die  Leiländinger 
beschwerlich,  sich  zur  Feldarbeit  auf  dem  Haupthofe  (Hovedgaard) 
einzustellen,  und  die  ungünstigen  Bedingungen  für  den  Ackerbau 
machten  Zwangsarbeit  für  die  Landdrots  wenig  lohnend.  Eine 
Leistung,  von  der  alle  Bauern  nach  wie  vor  betroffen  wurden, 
waren  die  freien  Postfuhren  (Friskyds)  an  die  Beamten  der  Krone, 
den  Adel  und  seine  Diener.  Sie  wurden  von  den  Königen  bis- 
weilen außer  Übung  gesetzt;  wo  sie  geleistet  wurden,  erwiesen 
sie  sich  als  drückend,  besonders,  als  sie  durch  Resolution  der 
Stände  vom  27.  April  1643  sogar  auf  AVarenfuhren  des  Adels 
ausgedehnt  wurden. 

Ein  absolut  klares  Bild  davon,  inwieweit  die  Leiländinger 
unter  dem  Druck  von  Fronden  und  Arbeitspflichten  zu  leiden 
hatten,  kann  man  sich  nach  den  Quellen  nicht  machen.  Die 
Bauern  haben  sicher  bei  ihren  Klagen  über  die  ihnen  auferlegten 
Lasten  stark  übertrieben,  so  daß  die  historische  Kritik,  dies  alles 
berücksichtigend,  einen  schwierigen  Stand  hat.  Da  die  eigent- 
lichen Arbeitspflichten  nur  den  jeweils  in  der  Nähe  eines  Schlosses, 
einer  Residenz  oder  eines  Edelhofs  wohnenden  Leiländingern 
auferlegt  werden  konnten,  dürften  viele  von  den  drückendsten 
Lasten  überhaupt  nichts  gespürt  haben.  Ein  kleiner  Teil  der 
Leiländinger  mag  allerdings  infolge  der  gefährlichen  Nachbarschaft 
mit  bisweilen  mehreren  solcher  Betriebe  recht  arg  belastet  gewesen 
sein.  Von  diesen  in  erster  Linie  kamen  die  beweglichen  Klagen 
oder,  wenn  dies  nichts  half,  das  Signal  zur  Erhebung.     Daß  aber 
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auch  häufig  nicht  viel  dazu  gehörte,  die  Bauern  zur  Klage  oder 
Erhebung  zu  bringen,  wurde  erwähnt. 

Ob  die  Beschwerden  und  Unruhen  der  Bauern  oder  ob  die 
Furcht  des  Königs  und  der  Regierung  vor  einem  etwaigen  Abfall 
Norwegens  von  der  Union  zu  der  nun  folgenden  Bauernschutz- 
gesetzgebung  geführt  hat,  muß  dahingestellt  bleiben.  Das  durch 
den  Adel  in  Norwegen  nicht  in  gleichem  Maße  wie  in  Dänemark 
behinderte  Königtum  stellte  sich  vielleicht  auch  im  Interesse  der 
Steuer-  und  Wehrkraft  auf  selten  der  Pächter,  ein  Motiv,  das 
in  Niedersachsen  ganz  deutlich  zu  erkennen  ist.  Jedenfalls  hat 
die  energische  Haltung  der  Bauern  nicht  unwesentlich  zum  Erlaß 
der  Bestimmungen  über  die  Fronden  und  Arbeitsverpflichtungen 
beigetragen.  Die  neue  Gesetzgebung  hob  zwar  die  Arbeitspflichten 
nicht  auf,  aber  sie  modifizierte,  vor  allem  aber  fixierte  sie.  So 
werden  die  Arbeitspflichten  von  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts ab  zu  bestimmt  gemessenen. 

Schon  im  Rezeß  von  1539  wurde  es  verboten,  die  Leilän- 
dinger  zu  zwingen ,  mit  ihren  Landdrots  lange  Reisen  zu 
segeln.  Der  Rezeß  von  1576  regelte  dann  die  Arbeitspflicht 
der  Leiländinger  weiter.  Neue  Belastungen  wurden  überhaupt 
untersagt,  und  bezüglich  der  bestehenden  sollte  auf  das  alther- 
kömmliche Maß  zurückgegriff"en  werden.  Für  das  Einfahren 
von  Brennholz  wurde  den  Leiländingern  eine  Vergütung  zu- 
gebilligt, und  dem  Landdrot  wurde  es  verboten,  dem  Leiländing 
eine  zu  seinem  Hofe  gehörende  Gerechtsame  zu  entziehen,  ohne 
ihn  dafür  mit  Geld  abzufinden.  Im  großen  und  ganzen  wird 
jeder  Streit  über  Gerechtsame  und  Dienstleistung  von  der  Ent- 
scheidung von  sechs  guten  Männern  abhängig  gemacht.  Es  sollte 
also  weiter  entscheiden  die  billige  Schätzung  wie  in  alter  Zeit. 
Kapitalistische  Neuerungen  konnten  sich  infolgedessen  gegen  die 
festen  Traditionen  der  freien  Bauernschaft  nicht  durchsetzen. 
Bezüglich  des  Handels  wurde  bestimmt,  daß  die  Leiländinger 
ihre  Waren  nur  an  den  Landdrot  verkaufen  durften,  der  sie  nach 
Belieben  bezahlte;  schon  früh  findet  man  indessen  Ermahnungen 
an  die  Landdrots,  ihr  Vorkaufsrecht  auf  die  Produkte  der  Bauern 
nicht  zu  mißbrauchen.  Aber  das  hatte  scheinbar  wenig  Erfolg; 
denn  die  Städte  beklagten  sich  beim  König  über  die  Konkurrenz, 
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die  ihnen  die  Landdrots  im  Handel  machten.  Ein  königlicher  Brief 
bewilligte  dann  auch  den  Leiländingern  das  Recht,  zu  verkaufen, 
an  wen  sie  wollten. 

Nachdem  die  Regeln  für  das  Leiländingswesen  so  in  mehreren 
wesentlichen    Stücken    den    früheren    Zuständen    gegenüber   um- 
gebildet worden   waren,   kam   im   Jahre  1604  Christians  IV. 
norwegisches   Gesetz   heraus.     Das   Laudpachtbuch    dieses 
Gesetzes  ist  zum  größten  Teil  eine  bloße  Wiedergabe  von  Magnus 
Lagaböters  Gesetz  aus  dem  Jahre  1274.     Nur  im  ersten  Kapitel 
finden  sich  Veränderungen  und  Ergänzungen  aus  späteren  Gesetzes- 
bestimmungen,  unter  anderem  Verordnungen  über  die  Erhöhung 
oder   Herabsetzung   der   Landschuld,    über   die   Entrichtung    der 
Landschuld  in  bestimmten  Warensorten,  über  die  Höhe  der  Drei- 
jahrszugabe, übei  Vogtgeld,  Witwen  und  Ödhöfe.     Über  die  Dar- 
bringung der  Landschuld,  den  Fersouentransport  und  Arbeitspflicht 
wird  dagegen  vollständiges  Stillschweigen  beobachtet.     Was   die 
Pachtzeit   angeht,    so   trift't   man   neben  Magnus  Lagaböters  Vor- 
schrift, daß  der  Leiläuding  das  Land  so  lange  behalten  soll,  als 
er  es  pachtete,  zugleich  die  neue  Verordnung  über  Lebenspacht, 
welche  das  Recht  des  Leiländings  (auf  lebenslängliche  Pacht)  in 
folgender,    verhältnismäßig   scharfer  Form   zum  Ausdruck  bringt: 
„Welcher  Bauer  seinen  Hof  pachtet  und  seine  Pacht  oder 
Handgeld  leistet,  der  soll  den  Hof  auf  Lebenszeit  behalten 
und  dem  darf  nicht  gekündigt  werden,  doch  unter  der  Vor- 
aussetzung,   daß   er   den  Hof  in  gutem  Betrieb  und  Bebau 
hält,   seine  Landschuld  und   Heersteuer  jährlich   entrichtet 
und  seinem  Landdrot  oder  dessen  Bevollmächtigten  gehorsam 
und  untertänig  ist." 
Das    letztere    darf   indessen    nicht    als    eine    besondere    Ge- 
horsams- und  Untertänigkeitspflicht   außerhalb  der  auf  dem  Lei- 
länding  ruhenden  gewöhnlichen  Verpflichtungen  aufgefaßt  werden. 
Bedeutend    gestärkt    wurde    das    Recht    des    Leiländings    durch 
eine  neue  Bestimmung.     Es  wurde  nämlich  festgesetzt,    daß  der 
Leiländing   im  Fortgenuß   seines  Pachtrechts   bleiben   soll,    auch 
wenn  der  Landdrot  stirbt.     Früher  (im  Rezeß  von  1568)  war  nur 
gesagt  worden,  daß  der  Tod  oder  die  Entlassung  des  Bevoll- 
mächtigten nicht  die  Pacht  beendigen  solle.     Eine  andere  für 
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den  Leiländing  günstige  Bestimmung  traf  das  Gesetzbiieli,  indem 
es  von  einem  Rettevbod  vom  30.  März  1307,  welches  nur  für 
das  Borgarthingslög  galt,  die  Regel  annahm,  daß  die  Landschuld 
nicht  vor  Weihnachten  erlegt  zu  werden  brauche.  Doch  fügt  es 
die  verschärfende  Vorschrift  hinzu,  daß,  wenn  die  Landschuld 
nicht  bis  zur  darauffolgenden  ersten  Sommernacht  bezahlt  ist, 
der  Leiländing  den  Hof  verliert. 

Von  den  Bestimmungen  in  Magnus  Lagaböters  Gesetz,  welche 
sich  noch  in  Christians  IV.  Gesetzbuch  wiederfinden,  kann  be- 
sonders das  Verbot  dagegen  genannt  werden,  daß  die  Bevoll- 
mächtigten bei  der  Verpachtung  des  Landes  Gaben  annehmen, 
ferner  das  Vorkaufsrecht  des  Landdrots  auf  Heu  und  Korn  nach 
Taxe  und  das  Recht  des  Leiländiugs,  Holz  zu  einem  Boot  von 
einer  bestimmten  Länge  zu  hauen. 

Ungeachtet  dessen,  daß  man  ein  neues  und  vollständiges 
Leiländingsgesetz  erhalten  hatte,  zeigte  es  sich  doch  fernerhin 
schwierig,  den  Bestimmungen  Eingang  zu  verschaffen,  welche  das 
Gutdünken  der  Landdrots  beschränkten,  und  schon  im  Jahre  1631 
hielt  man  es  für  nötig,  nochmals  einzuschärfen,  daß  kein  Bauer 
vom  Hofe  verdrängt  werden  dürfte,  solange  er  das  gab,  was 
Rechtens  war;  daß  keiner  dazu  verpflichtet  sein  sollte,  andere 
Waren  als  Landschuld  zu  geben,  als  das  Gesetz  vorschrieb,  daß 
als  Dreijahrszugabe  nicht  mehr  gefordert  werden  solle  als  zulässig, 
sowie  daß  dem  Vogt  bei  jeder  erstmaligen  Pachtung  nicht  mehr 
zukäme  als  ein  Stiefelleder  oder  ein  Reichsdaler  (Anordnung  vom 
29.  Juli  1631;  vgl.  Verordnung  vom  15.  März  1633).  Ebenso 
wurden  die  Bestimmungen  über  Odböfe  und  Rodplätze  einigemal 
wiederholt  (1632  und  1648). 

Was  die  Erstattung  der  Landschuld  betrifft,  fand  man  es  mit 
Rücksicht  auf  den  Vorteil  des  Leiländings  ratsam,  eine  Ver- 
änderung vorzunehmen.  Da  es  nämlich  für  den  Leiländing  in 
guten  Jahren  leichter  war,  die  Landschuld  in  Waren,  in  schlechten 
Jahren  sie  in  Geld  zu  zahlen,  wurden  durch  Verordnung  vom 
24.  Oktober  1634  die  Inhaber  der  größten  Lehen  bevollmächtigt, 
im  Verein  mit  den  nächstwohnenden  Inhabern  der  kleineren  Lehen, 
dem  Adel,  dem  Bischof  und  Richter  (Lagmand)  eine  Taxe  auf- 
zustellen,  nach  welcher  der  Leiländing  Geld  anstatt  Waren  be- 
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zahlen  durfte.  Es  sollte  also  für  ihn  ein  Recht  und  keine 
Pflicht  sein,  die  Landschuld  in  Geld  anstatt  in  natura  zu  ent- 
richten. 

Endlich  erfuhr  durch  Christiaus  IV.  Gesetzgebung  auch  das 
Odelsrecht  eine  Veränderung.  Das  Einlösungsrecht  des  bisherigen 
Besitzers  und  seiner  Familie  wurde  ebenso  wie  die  Odelserwerbszeit 
des  Käufers  von  60  auf  30  Jahre  herabgesetzt.  Es  liegt  nahe, 
zu  glauben,  daß  der  reformfreundliche  und  auf  die  Förderung 
der  unteren  Klassen  bedachte  König  hierdurch  den  Besitzwechsel 
begünstigen  wollte,  und  daß  er  namentlich  den  Leiländingern 
den  Erwerb  von  Odelland,  an  welchem  sie  das  bisherige  lange 
(60jährige)  Einlösungsrecht  bisweilen  wohl  verhindert  hatte,  durch 
Verkürzung  auf  30  Jahre  erleichtern  wollte.  Ein  anderer  Grund 
wird  sich  wenigstens  schwerlich  für  die  Reform  geltendmachen 
lassen.  Aus  dieser  Gesetzesveränderung  konnten  die  Leiländinger 
vorläufig  keinen  oder  nur  geringen  Nutzen  ziehen ;  denn  solange 
sich  die  Odelsleute,  und  besonders  die  Adligen,  nicht  oder  nur 
ungern  von  ihren  Höfen  trennten,  hatten  die  Leiländinger  ent- 
weder keine  Gelegenheit,  Grundbesitz  zu  erwerben,  oder,  wo  es 
doch  einmal  geschah,  da  ermöglichten  es  die  Odelsberechtigten 
auch  innerhalb  30  Jahren,  das  Geld  zur  Einlösung  ihres  ehemaligen 
Hofs  zu  beschaffen,  und  der  neue  Besitzer  sah  sich  verdrängt. 
Später  aber  wurde  diese  Veränderung  des  Odelsrechts  für  die 
Leiländinger  höchst  bedeutungsvoll  und  wirkte  tatsächlich  in  dem 
Sinne,  wie  es  der  König  im  Auge  gehabt  hatte. 

Christians  IV.  Gesetz  überging  gewisse  in  der  früheren  Ge- 
setzgebung behandelte  Leistungen  und  Verpflichtungen.  Diese 
Lücke  wurde  indessen  zum  Teil  ausgefüllt  durch  eine  Verordnung 
vom  15.  März  1633.  In  dieser  wurde  vorgeschrieben,  daß  die 
Fronden  an  das  Krongut  auf  das  Hergebrachte  beschränkt  und 
nur  den  zunächstwohnenden  Bauern  auferlegt  werden  sollten. 
Weiter  wurde  bestimmt,  daß  der  Leiländing  nicht  gezwungen 
werden  sollte,  den  Rest  der  bereits  teilweise  verkauften  Landschuld 
viele  Meilen  anzufahren,  wobei  er  gewöhnlich  genötigt  wurde, 
andere  Dinge  mitzunehmen.  Auch  sollte  er,  um  Waren  für  den 
Landdrot  mitzunehmen,  nicht  in  den  Städten  unbillig  aufgehalten 
werden.     Endlich  wurden  die  Frühjahrsreisen  mit  Fischen   nach 
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Bergen  verboten  und  noch  andere  die  Leiländinger  begünstigende 
Maßnahmen  getroffen. 

Die  Gesetzgebung  suchte  auch  zu  verhindern,  daß  sich  auf 
einem  Hof  mehr  Leiländinger  niederließen,  als  er  bequem  ernähren 
konnte,  wofür  ganz  genaue  Berechnungen  festgelegt  wurden. 
Diese  Verordnung  entsprang  dem  Bestreben,  Parzellenverpachtung 
und  damit  die  Entstehung  eines  ländlichen  Proletariats  zu  ver- 
hindern. Tatsächlich  wurde  dadurch  einer  zu  weitgehenden 
Zwergpachtung  entgegengetreten.  Andererseits  hat  die  gesetzliche 
Regelung  dort,  w^o  neu  aufgekommene  landwirtschaftliche  Neben- 
gewerbe, wie  Waldwirtschaft  und  Holzhandel,  oder  die  nach  Zu- 
rückdrängen der  Hanseaten  aufblühende  Schiffahrt  den  Leuten 
auch  auf  kleinen  Grundstücken  genügendes  Auskommen  sicherte, 
ebensowenig  ein  Hindernis  für  die  Verpachtung  an  mehrere 
bedeuten  können,  wie  das  Erbrecht  des  ältesten  Sohnes  in  jener 
Zeit  vielfach  die  Aufteilung  des  Stammhofs  nicht  verhindert  hat. 
Das  eigene  Interesse  der  Leute  setzte  sich  in  diesen  Fällen  über 
die  Gesetze  hinweg  oder  wußte  sie  zu  umgehen. 


Alles  in  allem  sind  die  großen  politischen  Umwälzungen,  die 
Norwegen  in  dem  hier  behandelten  Zeitabschnitt  erfuhr,  auch 
auf  die  Lage  der  Bauern  nicht  ohne  Einfluß  geblieben. 

Die  dänischen  Adligen,  die  als  Lehnsinhaber  und  Beamte  vor 
und  besonders  nach  der  Reformation  einströmten  und  in  deren 
Hände  der  ausgedehnte  Grundbesitz  der  alten  norwegischen 
Aristokratie  fast  vollständig  übergegangen  war,  benahmen  sich 
in  Norwegen  durchaus  so,  wie  sie  es  in  der  Heimat  gewohnt 
waren.  Als  Lehnsinhaber  gelingt  es  ihnen,  den  Leiländingern  und, 
wie  wir  sahen,  nicht  nur  diesen,  sondern  auch  bäuerlichen  Eigen- 
tümern und  Odelsbauern  Fronden  an  königliche  Schlösser  usw. 
sowie  Arbeitspflichten  auf  ihren  Residenzen,  als  Landdrots  Arbeits- 
pflichten auf  den  Edelhöfen  aufzuerlegen.  Die  Basis  zu  einer 
Lehnsherrschaft  und  adligen  Grundherrschaft  war  also  geschaffen. 
Allein  Norwegen  war  doch  nicht  der  Boden  für  ein  weiteres  Ge- 
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deihen  dieser  fremden  Art.  Das  norwegische  Edelhofswesen  war 
und  blieb  grundverschieden  von  den  dänischen  und  deutschen 
Rittergutsverhältnissen,  und  die  Adligen  erlangten  nicht  annähernd 
die  gleichen  Privilegien  und  dieselbe  Macht  über  die  Bauern  wie 
ihre  dänischen  und  deutschen  Standesgenossen.  Frohnden  und 
Arbeitspflichten  nahmen  nie  eine  die  persönliche  Freiheit  der 
Bauern  bedrohliche  Höhe  an.  Alle  die  Momente,  die  in  früherer 
Zeit  einem  Versinken  der  norwegischen  Bauernschaft  in  Unfreiheit 
entgegengestanden  hatten,  wirkten  nach ;  vor  allem  aber  waren 
es  die  Äußerungen  der  jahrhundertelang  bewährten  Bauernfreiheit 
selbst,  welche  die  Eegierung  zum  Bauernschutz  gefügig  machten 
und  den  Adligen  die  Lust  an  Bedrückung  der  Bauern  vergehen 
ließen. 

So  war  die  Gefahr  der  persönlichen  und  wirtschaftlichen 
Niederdrückung  der  Bauern  schon  am  Ende  dieser  Epoche  nahezu 
überwunden.  Sowohl  bäuerliche  Eigentümer  wie  Leiländinger 
erfreuten  sich  nicht  nur  guter  Rechtslage,  sondern  sie  scheinen 
sich  auch  in  verhältnismäßig  günstiger  Vermögenslage  befunden 
zu  haben.  Für  die  Leiländinger  war  das  um  so  wichtiger,  als 
schon  bald  nach  der  Verfassungsänderung  ihre  Umwandlung  in 
bäuerliche  Eigentümer  beginnen  sollte. 


stadtgemeinde,  Landgemeinde  und  (jilde. 

Von 
G.  V.  Below. 

G.  L.  V.  Maurer  hat  die  Stadtverfassung  aus  der  Markver- 
fassung hergeleitet.  Seine  Darstellung  läßt  sich  nicht  halten. 
Sie  wird  schon  durch  den  einen  Umstand  widerlegt,  daß  zu  der 
Zeit,  in  der  sich  die  deutsche  Stadtverfassung  ausbildet,  die 
Stadtgemeinde  der  ländlichen  Ortsgemeinde  parallel  steht,  nicht 
der  Markgenossenschaft,  die  damals  regelmäßig  eine  Mehrzahl 
von  Ortsgemeinden  umfaßte.  Aber  auch  noch  in  anderen  Be- 
ziehungen entbehrt  Maurers  Auffassung  der  Begründung.  Den- 
noch ist  die  ihr  zugrunde  liegende  Idee  durchaus  berechtigt. 

Ich  habe  Maurers  Ansicht  in  neuer  Gestalt  und  mit  neuer 
Beweisführung  vorgetragen  in  meiner  „Entstehung  der  deutschen 
Stadtgemeinde"  (1889)  und  in  meinem  „Ursprung  der  deutschen 
Stadtverfassung"  (1892),  in  welchen  beiden  Schriften  ich  Formen 
der  aufkommenden  Stadtgemeinde  auf  solche  der  Landgemeinde 
zurückführte.  In  der  zweiten  Schrift  setze  ich  mich  bereits  mit 
einigen  Gegnern  meiner  These  auseinander. 

Von  verschiedenen  Seiten  ist  mir  bis  in  die  neueste  Zeit 
hinein  die  Anschauung  beigemessen  worden,  daß  die  bewegende 
Kraft,  die  das  Städtewesen  hervorgebracht  hat,  vornehmlich  in 
der  Landgemeinde  und  ihrer  Verfassung  zu  suchen  sei.  Nichts 
hat  mir  ferner  gelegen  als  eine  derartige  Meinung;  in  keiner 
meiner  Arbeiten  mache  ich  auch  nur  die  leiseste  Anspielung, 
die  dahin  gedeutet  werden  könnte.  Mit  meinen  Darlegungen 
über  den  Zusammenhang  von  Stadt-  und  Landgemeinde  wollte 
ich  selbstverständlich   nur    einen   Beitrag  zu   der  Frage  liefern, 
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welche  älteren  Formen  bei  der  Bildung  der  Stadtgemeinde  ver- 
wertet worden  sind. 

Jenes  Mißverständnis  hätte  um  so  weniger  Platz  greifen  dürfen, 
als  es  mir  auch  ganz  fern  lag,  bei  der  Frage,  an  welche  vor- 
handenen Formen  und  Einrichtungen  die  sich  bildende  Stadt- 
verfassung anknüpfen  konnte,  lediglich  auf  die  Verhältnisse 
der  Landgemeinde  hinzuweisen.  Das  Problem  der  Entstehung 
der  mittelalterlichen  Stadtverfassung  ist  kompliziert,  weil  bei  der 
mittelalterlichen  Stadt  eine  Mehrzahl  von  Seiten  zu  unterscheiden 
ist:  sie  stellt  keineswegs  bloß  eine  Gemeinde  dar.  Diesen  ihren 
komplizierten  Charakter  habe  ich  von  vornherein  in  meinen  Unter- 
suchungen —  in  den  Aufsätzen  „Zur  Entstehung  der  deutschen 
Stadtverfassung"  in  der  Historischen  Zeitschrift  Bd.  58  und  59 
(1887  und  1888)  —  ausführlich  geschildert. 

Dort  und  weiterhin  in  den  vorhergenannten  Schriften  habe 
ich  auseinandergesetzt,  daß  in  der  mittelalterlichen  Stadtverfassung 
hauptsächlich  fünf  Bestandteile  hervortreten.  Am  Ort  der  Stadt 
existiert  ein  Markt.  Der  Ort  ist  befestigt.  Für  das  Stadt- 
gemeindegebiet ist  ein  besonderer  Stadtgerichtsbezirk  (ein  Bezirk 
des  öffentlichen  Gerichts)  abgegrenzt.  Die  Stadt  ist  wie  das 
Dorf  oder  die  Bauerschaft  Gemeinde,  zeichnet  sich  aber  vor  der 
gleichzeitigen  Landgemeinde  durch  die  größere  Selbständigkeit 
und  den  größeren  Reichtum  der  kommunalen  Orgaue  aus.  Die 
Stadt  ist  in  bezug  auf  militärische  und  finanzielle  Leistungen 
privilegiert.  Derjenige  Ort  gilt  als  Stadt,  der  diese  fünf  Eigen- 
schaften^) auf  sich  vereinigt. 

Die  Entstehung  der  Stadtverfassung  darstellen  wird  hiernach 
bedeuten:  das  Auftreten  jener  Eigenschaften  nachweisen,  ihr 
Warum  und  Woher  erklären,  den  Zusammenhang  der  neuen 
Formen  mit  etwaigen  älteren  prüfen.  Es  ist  klar,  daß  hier 
mehrere  Untersuchungsgebiete  nebeneinander  liegen. 


1)  Man  könnte  als  eine  sechste  Eigenschaft  den  Satz  „Stadtluft  macht 
frei"  hinzunehmen.  Aber  im  12.  Jahrhundert  —  für  dessen  letzte  Jahrzehnte 
wir  doch  gewiß  eine  annähernd  fertige  Stadtverfassung  behaupten  dürfen  — 
bildet  er  sich  erst,  und  die  meisten  Städte  haben  ihn  noch  nicht  oder  kenneu 
wenigstens  nur  einige  geringere  Erleichterungen  für  den  in  die  Stadt 
wandernden  Unfreien. 
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Für  die  Herkunft  bestimmter  kommunaler  Formen  und  Ein- 
richtungen der  mittelalterlichen  Stadt  habe  ich  nun  den  oben 
erwähnten  Nachweis  geführt.  Die  Gegner,  die  mir  bald  er- 
standen^) und  denen  ich  in  meinem  „Ursprung  der  deutschen 
Stadtverfassung"  antwortete  —  R.  Schröder,  Al.  Schulte,  Sohm^ 
GoTHEiN,  zum  Teil  G.  Kaufmann  — ,  vertraten  den  Gedanken 
des  Ursprungs  des  Stadtrechts  aus  dem  Marktrecht.  Ihr  System 
war  nicht  überall  ganz  durchdacht :  sie  brachten  zum  Teil  Argu- 
mente vor,  die  sich  gar  nicht  auf  die  Stadt  als  Gemeinde,  sondern 
auf  Verhältnisse  der  öffentlichen  Gerichtsverfassung  bezogen;  es 
entsprang  dieser  Fehler,  wie  andere  Irrtümer,  wesentlich  einer 
starken  Überschätzung  des  Markts  und  seines  Rechts  für  die 
Entstehung  der  Städte.  Allein  daneben  haben  jene  Forscher 
auch  auf  Tatsachen  hingewiesen,  die  unbedingt  meine  Land- 
gemeindetheorie, wie  ich  sie  ursprünglich  vorgetragen  habe,  zu 
erschüttern  geeignet  waren.  Sie  machten  geltend,  daß  in  sehr 
vielen  Fällen  die  Stadtgemeinde  sich  nicht  aus  einer  älteren 
ländlichen  Ortsgemeinde  entwickle ,  sondern  neben  ihr  auf- 
komme. 

Die  von  diesen  Autoren  gegebenen  Anregungen  erweiterte 
Rietschel  in  seinem  Buch  „Markt  und  Stadt"  (1897)  durch 
eigene  Forschungen  und  faßte  die  Ergebnisse  in  einem  Bilde 
von  großer  Anschaulichkeit  zusammen,  das,  richtig  verstanden, 
ein  dauernder  Erwerb  unserer  Wissenschaft  bleiben  wird. 

Rietschel  unterscheidet  drei  Gruppen  von  Städten.  I.  In 
den  ehemaligen  Römerstädten,  genauer:  auf  ihrem  Boden,  bildet 
sich  die  Stadtverfassung  allmählich.  IL  Die  Mehrzahl  der  mittel- 
alterlichen Städte  besteht  aus  Gründungsstädten :  es  werden  für 
die  zu  begründende  Stadt  ein  Marktplatz,  wohl  auch  (in  jüngerer 
Zeit  regelmäßig)  Straßen  abgesteckt,  und  hierhin  wird  die  mehr 
oder  weniger  fertige  Stadtverfassuug,  wie  sie  sich  in  den  Römer- 
städten bis  zum  Moment  der  Gründung  jener  Gemeinde  aus- 
gebildet hatte,  übertragen.  Diese  Gründungsstädte  setzen  nie 
unmittelbar    eine   vorhandene    Landgemeinde    fort,    sondern    das. 


1)  Es   hat   an  dieser  Stelle   keinen  Zweck,    auf  die  Punkte  einzugehen, 
in  denen  sie  meine  Anschauungen  übernahmen. 
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Areal  für  sie  wird  stets  neben,  außerhalb  einer  solchen  ^)  ab- 
gesteckt. III.  Eine  dritte  Gruppe  setzt  sich  aus  ländlichen  Orts- 
gemeinden zusammen,  die  durch  Verleihung  von  Stadtrecht  — 
wiederum  eines  fertigen  Stadtrechts  —  zu  Städten  erhoben 
werden. 

RiETSCHEL  glaubt  sieh  noch  zu  den  Anhängern  der  „Markt- 
rechtstheorie" zählen  zu  müssen.  Doch  dürfte  ihm  dazu  die  Be- 
rechtigung fehlen.  Allerdings  betont  er  stark  die  Tatsache,  daß 
die  Gründungsstadt  für  die  Zwecke  des  Markts  geschaffen  werde, 
und  bezeichnet  sie  deshalb  als  Marktgemeinde.  Indessen  soll 
diese  Bezeichnung  nur  den  Gegensatz  gegen  die  Herleitung  der 
Stadt-  aus  der  Landgemeinde  andeuten,  nicht  eine  rechtsbildende 
Kraft  des  Markts  aussprechen,  und  vollends  will  Rietschel 
nichts  davon  wissen,  daß  etwa  das  Stadtgericht  aus  einem  be- 
sonderen Marktgericht  hervorgegangen  sei  ^). 

Immerhin  lehnt  er  mit  Entschiedenheit  die  Ansicht  von  der 
Entstehung  der  Stadt-  aus  der  Landgemeinde  ab.     Nur  in  ganz 


1)  Natürlich  kann  eine  solclie  Gründungsstadt  auch  durchaus  ohne  alle 
Beziehungen  zu  einer  vorhandenen  Landgemeinde  sein;  sie  braucht  nicht 
neben  einer  solchen  angelegt  zu  werden,  sondern  kann  auch  auf  einem  ganz 
ansiedluugsfreien  Gebiet  ihren  Platz  erhalten.  Dieser  Unterschied  macht 
verfassungsgeschichtlich  niclits  aus.  Ich  spreclie  sowohl  bei  dem  Fall,  daß 
eine  Stadt  neben  eine  vorhandene  Landgemeinde  gestellt  Avird,  wie  bei  dem, 
daß  sie  ganz  frei,  ohne  Nachbarschaft  mit  irgendeiner  vorhandenen  länd- 
lichen Gemeinde  entsteht,  von  „Gründung  von  wilder  Wurzel".  Begreif- 
licherweise ist  die  Zahl  derjenigen  Städte,  die  ganz  isoliert  gegründet  werden, 
sehr  klein,  da  die  Besiedlung  Deutschlands  in  jenen  Jahrhunderten  schon 
weit  vorgeschritten  war. 

2)  Ungefähr  auf  demselben  Standpunkt  wie  Rietschel  steht  Beyep.le 
in  seinen  verschiedenen  Arbeiten  zur  Geschichte  der  deutschen  Stadtverfassung. 
Er  erkennt,  wie  auch  Rietschel  (z.  B.  Savignj^-Ztschr.,  Germ.  Abt.,  Bd.  28, 
S.  524  Anm.  1),  es  als  Verdienst  von  mir  an,  daß  ich  die  Frage  nach  der 
Herkunft  der  Stadtgemeinde  gestellt  habe  (Das  Radolfzeller  Marktrecht  S.  14). 
Wenn  er  hervorhebt  (ebenda  S.  15),  daß  die  Stadt  „durch  das  Marktrecht 
allein  eine  Gerichtsgemeinde  geworden"  sei,  so  kann  ich  mich  mit  diesem 
Satz  einverstanden  erklären  unter  der  Voraussetzung,  daß  hier  bloß  über 
den  städtischen  Gerichtsbezirk  (nicht  über  die  Stadt  als  Gemeinde)  etwas 
ausgesagt  wird,  und  daß  man  das  Wort  Marktrecht  in  dem  eingeschränkten 
Sinn  gebraucht,  wie  es  Rietschel  tut. 
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vereinzelten  Fällen  (so  anscheinend  in  Würzburg)  habe  sich  ein 
einfaches  deutsches  Dorf  allmählich  zur  Stadt  umgebildet. 
EiETSCHEL  meint  durch  seine  Untersuchungen  die  Landgemeinde- 
theorie unbedingt  beseitigt  zu  haben. 

Wenn  wir  nun  seine  Nachweise  in  ihrem  rein  sachlichen 
Charakter  gelten  lassen  ^),  so  fragt  es  sich  doch,  ob  durch  sie 
die  Anschauung  von  einem  Zusammenhang  der  Stadt-  und  Land- 
gemeinde schlechthin  ausgeschlossen  wird.  Dieser  Frage  möchte 
ich  auf  den  folgenden  Blättern  näher  nachgehen,  indem  ich  damit 
zu  Studien  zurückkehre,  die  ich  lange  Jahre  habe  unterbrechen 
müssen.  Die  Untersuchung  über  den  Verband,  an  den  die  Stadt- 
gemeiude  anknüpft,  jetzt  wieder  aufzunehmen,  veranlaßt  mich 
aber  namentlich  die  neuerdings  aufgestellte  Behauptung,  daß  die 
Gilde  den  Rahmen  für  die  sich  bildende  Bürgergemeinde  ge- 
liefert habe. 

Sieht  man  genauer  zu,  so  klären  Rietschels  Untersuchungen 
zunächst  nur  ein  topographisches  Verhältnis  auf'^).  Die  Mehr- 
zahl der  mittelalterlichen  Städte  kann  nicht  unmittelbar  aus 
ländlichen  Ortsgemeinden  entstanden  sein,  weil  sie  nachweislich 
neben  solchen  begründet  w^orden  sind.  Bleibt  aber  nicht  die 
Möglichkeit,  daß  auch  ohne  äußere  Anlehnung  doch  die  Ge- 
danken, auf  denen  die  Verfassung  der  alten  Landgemeinde  be- 
ruht, für  den  neuen  Ort  maßgebend  sind'?  Gewiß  ist  mit  topo- 
graphischer  Ditferenz   eine  Übereinstimmung   in    der  Verfassung 


1)  Vielleicht  läßt  sich  für  ein  paar  Städte  dartun,  daß  die  Verhältnisse 
mehr  in  der  Kichtung,  in  der  icli  sie  früher  geschildert,  liegen.  So  z.  B. 
vermag  ich  Eietschel  nicht  zuzustimmen,  wenn  er  das  viel  erörterte  Privileg 
für  Radolfzell  von  1100  von  zwei  Gemeinden  si)rechen  läßt.  Meines  Erachtens 
ist  in  ihm  nur  von  zwei  Gerichtsbezirkeu,  nicht  aber  von  zwei  Gemeinden 
die  Rede.  Zwei  Gerichtshezirke  (ein  öffentlicher  und  ein  grundherrlicher) 
können  jedoch  einer  Gemeinde  angehören.  E.  irrt  ferner,  wenn  er  die  Er- 
folglosigkeit der  Gründung  von  Aliensbach  daher  leitet,  daß  hier  nicht  neben, 
sondern  in  dem  Dorf  der  Markt  begründet  wurde.  Es  verhinderte  einfach 
die  allgemeine  Lage  den  Erfolg.  Derartige  Abstriche  ließen  sich  noch  mehr- 
fach an  E.s  Darstellung  macheu.  Allein  die  Grundzüge  hat  er  unzweifelhaft 
richtig  gezeichnet. 

2)  Hierauf  habe  ich  gelegentlich  schon  früher,  z.  B.  in  meiner  Anzeige 
von  Rietschels  „Markt  und  Stadt"  im  Liter.  Zentralblatt,  hingewiesen. 
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vereinbar.  Auch  wenn  kein  örtlicher  Zusammenhang  zwischen 
dem  alten  Dorf  und  der  Stadt  besteht,  kann  doch  ein  verfassungs- 
mäßiger vorhanden  sein.  Wenn  sodann  —  wir  denken  an  die 
dritte  Gruppe  Rietschels  —  einer  vorhandenen  Landgemeinde 
durch  einmaligen  Akt  ein  fertiges  Stadtrecht  verliehen  wird,  so 
kommt  es  hier  wiederum  darauf  an,  ob  nicht  in  diesem  Elemente 
der  Landgemeindeverfassung  enthalten  sind.  Und  das  gleiche 
gilt  endlich  von  den  auf  altem  Römerboden  erwachsenen  Städten, 
die  zuerst  in  Deutschland  eine  eigentümliche  Stadtverfassung 
ausgebildet  haben. 

Wir  wollen  den  Nachweisen  Rietschels  keineswegs  eine 
bloß  topographische  Bedeutung  zuschreiben.  Er  hat  das  ver- 
fassungsgeschichtliche Problem  erheblich  vereinfacht,  indem  er 
darlegte,  daß  weitaus  die  meisten  Städte  (die  Orte  der  zweiten 
und  der  dritten  Gruppe)  eine  schon  anderswo  ausgebildete  Ver- 
fassung übernommen  haben.  Das  wissenschaftliche  Literesse 
wendet  sich  darum  vor  allem  den  wenigen  Orten  zu,  an  denen 
sich  eine  Verfassung  selbständig,  allmählich  entwickelt.  Zwar 
ist  die  Verfassung,  die  die  ehemaligen  Römerstädte  hervorbringen, 
in  der  Zeit  bis  zum  12.  Jahrhundert  erst,  wie  wir  vorhin  sagten, 
mehr  oder  weniger  fertig,  noch  nicht  vollkommen  abgeschlossen. 
Es  bietet  sich  uns  die  reizvolle  Aufgabe,  zu  untersuchen,  welcher 
Anteil  von  der  weiterhin  im  Mittelalter  geltenden  Stadtverfassung 
auf  die  alten  Römerstädte  und  welcher  auf  die  Gründungsstädte 
fällt.  RiETSCHEL  selbst  hat  einer  solchen  Abgrenzung  der  Ver- 
dienstanteile lebhafte  Aufmerksamkeit  gewidmet  und  in  diesem 
Zusammenhang  neuerdings  die  produktive  Kraft  der  Römerstädte 
vielleicht  etwas  geringer  geschätzt,  als  er  es  früher  getan'). 
Allein  es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  verfassungsgeschichtliche 
Situation  stark  dadurch  bedingt  wird,  ob  die  meisten  Städte  die 
ersten  Anfänge  ihrer  Verfassung  in  allmählicher  Arbeit  ausbilden, 
oder  ob  sie  sich  an  vorhandene  Muster  anlehnen  ^). 


1)  Vgl.  RiK'i'Sf'HEr.s  Ausführungen  über  das  Aufkommen  des  Rats  in  den 
deutschen  Städten  in  seinem  Aufsatz  über  die  Städtepolitik  Heinrichs  des 
Löwen,  Hist.  Ztschr.  Bd.  102. 

2)  Mit  dem,  was  ich  im  Text  über  Verdienste  Rietschels  um  die 
städtegeschichtliche  Forschung  bemerke   (und   sie   sind  ja   damit  noch  nicht 
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Wir  bleiben  jedoch  dabei,  daß  Rietschel  uns  auf  die  Frage, 
woher  die  Stadtgemeinde  im  letzten  Grunde  stammt,  die  Antwort 
schuldig  bleibt,  weil  er  eben  in  erster  Linie  nur  ein  topo- 
graphisches   Verhältnis    schildert;    verfassungsgeschichtlich    klärt 


erschöpft),  steht  im  Widerspruch  das  Urteil,  das  kürzlich  Seeliger  mehrfach 
über  seine  Resultate  und  auch  schlechthin  über  seine  Arbeitsweise  gefällt 
hat.  Aber  dieses  vermag  ich  gar  nicht  zu  teilen.  Obwohl  ich  durchaus 
nicht  immer  Rietschel  zustimme  und  in  einigen  Punkten  auch  Seeliger 
gegen  ihn  beitrete,  so  erscheint  er  mir  doch  als  einer  der  zuverlässigsten 
und  erfolgreichsten  Forscher  auf  verfassungsgeschichtlichem  Gebiet,  als  einer, 
der  in  schönster  Weise  juristische  Bildung  und  historische  Methode  vereinigt, 
und  ich  habe  trotz  des  Anathemas,  das  Seeliger  über  ihn  a  isspricht,  den 
Mut,  zu  gestehen,  daß  ich  seine  Arbeiten,  vor  allem  sein  Buch  „Markt  und 
Stadt"  —  gegen  das  ich  mich  in  dem  vorliegenden  Artikel  wende  — ,  meineu 
Zuhörern  als  Muster  methodischer  Beweisführung  empfehle.  Wir  sind  doch 
darin  einig,  daß  Abweichungen  in  den  Resultaten,  zu  denen  verschiedene 
Forscher  gelangen,  nicht  notwendig  auf  ein  methodisch  ganz  verfehltes  Ver- 
fahren auf  der  einen  Seite  zurückgehen  müssen.  Die  Differenz  in  der  Auf- 
fassung kann  sich  ja  z.  B.  aus  einer  differierenden  Deutung  von  Ergebnissen, 
die  an  sich  sicher  sind,  erklären.  S.  nimmt  übrigens  das,  was  ich  hier  an  R. 
bekämpfe,  an  (s.  unten  S.  426  Anm.  1).  Rietschel  hat  sich  soeben  in  seiner 
Schrift  „Zur  Abwehr.  Eine  Antwort  auf  die  Angriffe  des  Herrn  Geh.  Hofrat 
Prof.  Dr.  G.  Seeliger"  (Tübingen  1909)  gegen  Seeliger  gewandt.  Ich 
möchte  hier  auf  eine  Stelle  in  Seeligers  neuestem  Buch  „Studien  zur  ältesten 
Verfassungsgeschichte  Kölns"  (Leipzig  1909)  hinweisen,  an  der  er  Rietschel 
wenig  gerecht  wird.  S.  89 :  „Seit  mehreren  Jahren  wird ,  besonders  von 
S.  Rietschel,  die  Ansicht  vertreten,  daß  die  Entwicklung  des  städtischen 
Verfassungslebens  in  der  Regel  ausgehe  von  einem  neben  der  alten  länd- 
lichen Siedelung  gegrüudeteu,  von  diesem  räumlich,  rechtlich  und  sozial  ge- 
sonderten Marktorte.  Oppermann  hat,  soweit  ich  sehe,  als  erster  die  An- 
wendung der  allgemeinen  Lehre  auf  Köln  folgerichtig  durchzuführen  gesucht." 
Um  davon  abzusehen,  daß  Seeliger  von  den  sehr  wichtigen  Forschungen 
Rietschels  offenbar  mehr  nur  nebenbei  spricht,  so  gibt  er  ihre  Resultate 
vor  allem  nicht  richtig  wieder.  Die  Worte  „in  der  Regel''  treffen  den  Sinn 
Rietschels  nicht  (s.  oben),  und  von  einer  „folgerichtigen  Durchführung" 
der  „allgemeinen  Lehre"  —  die  Martinsvorstadt  sei  Gründungsstadt  und 
Ausgangspunkt  für  die  Entstehung  der  Stadt  Köln  (so  Oppermaxn  und  nach 
ihm  JoACHiJi)  —  kann  ebenfalls  nicht  die  Rede  sein.  Durch  Rietschels 
These  wird  nicht  im  mindesten  verlangt,  daß  Köln  als  Gründungsstadt  empor- 
gekommen sei,  sondern  vielmehr  ausgeschlossen.  Er  hat  denn  auch  nur  die 
Ansicht  vertreten,  daß  neben  der  alten  Römerstadt  Köln  vom  Erzbischof  auf 
seinem  Grund   und  Boden   eine  Marktansiedlung  gegründet   worden   ist,   die 
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er  Ulis  bloß  darüber  auf,  daß  eine  Stadtg-emeinde  sich  an  eine 
andere  anlehnt.  Indem  wir  jetzt  dazu  übergehen,  die  Antwort 
auf  jene  Frage  zu  suchen,  schicken  wir  eine  allgemeine  Be- 
merkung voraus. 

Es  gilt  heute  als  ausgemacht,  daß  die  römische  Stadtverfassung 
auf  deutschem  Boden  etwa  mit  den  Stürmen  der  Völkerwanderung 
verschwunden  ist  und  die  Orte,  an  denen  sich  früher  römische 
Stadtverfassungeu  befunden  hatten,  seitdem  die  allgemeine 
deutsche  Verfassung  besaßen :  für  sie  galt  dieselbe  Gerichts-  und 
dieselbe  Gemeindeverfassung-  wie  irgendwo  auf  dem  Lande. 
Dieser  Satz  ist  Gemeingut  der  Historiker,  und  es  wird  an  ihm, 
wenn  man  ihn  für  sich  aufstellt,  nicht  gerüttelt.  Falls  man  ihn 
jedoch  auf  das  Problem  der  Entstehung  der  mittelalterlichen 
Stadtverfassung  anwendet,  so  scheint  er  vielfach  vergessen  zu 
werden,  oder  man  konstruiert  Sonderverhältnisse,  durch  die  seine 
Geltung  ausgeschlossen  werde. 

Kürzlich  hat  Seeliger  ^)  einen  größeren  Anlauf  genommen, 
um  jenen  Satz  zu  bestreiten.  Er  wendet  sich  -)  gegen  die  An- 
schauung, daß  im  Mittelalter  jeder  Deutsche  einer  Gemeinde 
angehört,  daß  die  Forderung  einer  Gemeindeangehörigkeit  aller 
Bewohner  bestanden  habe,  und  behauptet,  daß  „die  Gemeinde- 
verbände zwar  sehr  häufig,  aber  nicht  unerläßlich"  gewesen  seien. 
Wohl  mag  es  manchen  Squatterkolonisten  im  Walde  gegeben 
haben,  dessen  Zugehörigkeit  zu  einer  Gemeinde  zweifelhaft  war. 
Indessen  im  großen  und  ganzen  möchten  wir  do'  a  die  Meinung 
aufrecht  erhalten,  daß  jeder  Deutsche  Glied  einer  Gemeinde  war. 


längere  Zeit  vor  1106  der  Altstadt  Köln  einverleibt  wurde.  Und  selbst  diese 
Ansicht  wird  man  nicht  als  eine  notwendige  Konsequenz  seiner  allgemeinen 
These,  eher  als  eine  Luxusleistuug,  die  ihr  hinzugefügt  wird,  bezeichnen 
können.  —  Die  Ergebnisse  der  Forschungen  Rietschels  haben  von  so  vielen 
Seiten  eine  so  hohe  und  lebhafte  Schätzung  erfahren  (vgl.  z.  B.  noch  ganz 
neuerdings  Beyerle  in  der  ersten  Hälfte  des  zweiten  Bandes  seines  „Kon- 
stanzer Häuserbuchs"),  daß  man  mich  vielleicht  i)edantisch  schelten  wird, 
wenn  ich  hier  überhaupt  noch  etwas  zu  seinem  Lobe  sage. 

1)  Seeliger  a.  a.  0.  S.  26. 

2)  Denselben  Gedanken  hat  Seeliger  übrigens  schon  in  der  Kontroverse 
über  die  Grundkartenfrage  vertreten. 
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Vor  allem  haben  wir  uns  hier  auch  gegenwärtig  zu  halten,  daß 
die  Fronhöfe  im  Mittelalter  innerhalb  der  Gemeinde  lagen,  mochte 
der  Fronhofherr  in  ihr  eine  maßgebende  Stellung  besitzen  oder 
nicht.  Die  mittelalterlichen  Fronhöfe  bilden  nicht  geschlossene 
Gutsbezirke  neben  den  Dörfern  und  Bauerschaften.  Jedenfalls 
werden  die  tatsächlichen  Verhältnisse  doch  gar  nicht  richtig  ge- 
troffen, wenn  Seeliger  die  Gemeindeverbände  nur  „sehr  häufig" 
existieren  läßt.  Zweifellos  stellen  sie  das  Normale  dar.  Die 
„dunkeln  Jahrhunderte"  gestatten  uns  freilich  nicht,  für  einzelne 
Orte  in  größerer  Zahl  den  entsprechenden  Nachweis  zu  führen. 
Erst  im  12.  Jahrhundert  stehen  uns  im  allgemeinen  nähere  Nach- 
richten zur  Verfügung.  Diese  aber  zeigen  uns  dam  mehrfach 
ein  Verhältnis,  bei  dem  es  ausgeschlossen  ist,  daß  wir  es  als 
Produkt  etwa  einer  ganz  neuen  Entwicklung  betrachten  dürfen  '). 
Seitdem  Keussen  nachgewiesen,  daß  das  alte  Köln  eine  Allmende 
gehabt  hat,  ist  unser  Beweismaterial  noch  um  ein  besonders 
wichtiges  Stück  vermehrt  worden^).  Natürlich  darf  man  nicht 
ein  bestimmtes  hohes  Maß  von  Selbständigkeit  als  Voraussetzung 
für  die  Existenz  einer  Gemeinde  ansehen  ^) ;  die  selbständige 
Bewegung  der  Ortsgemeinde  kann  unendlich  verschieden  be- 
messen sein,  wie  ja  auch  später  die  hellen  Dokumente  der  Ge- 
schichte uns  die  größte  Mannigfaltigkeit  in  dieser  Hinsicht  er- 
kennen lassen^). 


1)  Man  denke  z.  B.  an  Basel  (Wackerxagel  ,  Geschichte  der  Stadt 
Basel  I,  S.  17),  Konstanz  (Beyerle,  Grundeigentumsurkundeu  Nr.  1),  Bremen 
(Keutgen,  Urkunden  I,  S.  63). 

2)  Auch  Seeliger  S.  87  kann  die  Richtigkeit  der  Beweisführung  Keu.ssens 
nicht  bestreiten ;  er  glaubt  nur  gegen  die  Folgerungen,  die  dieser  aus  dem 
Faktum  gezogen,  sich  ablehnend  verhalten  zu  müssen.  Darüber  s.  unten. 
Seeliger  behauptet  allen  Ernstes  (S.  61 — 74),  daß  es  eine  alte  Ortsgemeinde 
Köln  nicht  gegeben  habe. 

3)  Diesem  Irrtum  scheinfc  mir  Seeliger  zu  verfallen,  wenn  er  S.  86 
schreibt:  „Wenn  auch  das  von  Mauern  umschlossene  Gebiet  längst  ein  Ge- 
meinwesen mit  besonderen  wirtschaftlichen  und  militärischen  Aufgaben  bildete, 
wenn  auch  die  bürgerlichen  Kreise  von  der  erzbischöflichen  Eegierung  zur 
Teilnahme  herangezogen  wurden,  so  hat  doch  offenbar  erst  die  große  kom- 
munale Bewegung  des  ausgehenden  11.  und  des  beginnenden  12.  Jahrhunderts 
eine  selbständige  bürgerliche  Gemeindevertretung  geschaffen"  usw. 

4)  Seeliger  scheint  mir  diese  Tatsache  außer  Betracht  zu  lassen,   und 
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Die  bisherigen  Andeutungen  nötigen  im  Grunde  schon  zu 
dem  Urteil,  daß  die  aufkommende  Stadtgemeinde  sich  an 
die  ländliche  Ortsgemeinde  angelehnt  hat.  Es  liegen  aber  auch 
direkte  Zeugnisse  für  diesen  Zusammenhang  vor.  Die  Zeit- 
genossen haben  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  städtischen 
Entwicklung  das  Bewußtsein  gehabt,  daß  die  Stadtgemeinde  eine 
der  Landgemeinde  analoge  Bildung  sei.  Die  städtische  Gemeinde 
wird  noch  als  burschaft,  der  städtische  Bürger  (in  seiner  spezifisch 
kommunalen  Stellung)  als  gebur,  das  städtische  Bürgerrecht  als 
burrecht,  burschaft  bezeichnet.  Und  ebenso  werden  mancherlei 
Amtsbezeichnungen  vom  Lande  in  die  Stadt  übernommen.  So 
begegnen  städtische  Organe  mit  dem  Titel  des  Heimburgen,  der 
besonders  in  Mitteldeutschland  verbreiteten  Amtsbezeichnung  des 


er  konstruiert  ferner  ohne  Grund  für  Külu  besondere  Verhältnisse,  die  anderswo 
nicht  vorhanden  gewesen  sein  sollen.  S.  73  führt  er  für  Köln  eine  Reihe  von 
Besonderheiten  an,  die  andern  Städten  nicht  eigen  gewesen  seien.  Z.  B. :  „Erz- 
bischöfliche Institutionen  und  erzbischöfliche  Beamte,  nicht  Beamte  einer 
bürgerlichen  Gemeinde,  waren  in  der  älteren  Zeit  die  Träger  und  die  Pfleger 
des  besonderen  bürgerlichen  Rechts."  Daß  aber  die  Richter  stadtherrliche 
Beamte  sind,  ist  ja  nirgends  anders,  und  die  Schöffen  sind,  wie  in  Köln,  so 
auch  in  andern  Städten  Geraeindeorgane.  S.  74  (und  anderswo)  bezeichnet 
Seeligbr  Köln  als  eine  „herrschaftliche"  Schöpfung.  Dieser  Ausdruck  könnte 
es  nahelegen,  auf  seine  Ausführungen  über  „Herrschaftsrechte"  (z.  B.  S.  73  f., 
82 — 84,  104  f.)  weiter  einzugehen.  Doch  beschränke  ich  mich  auf  einen 
kurzen  Widerspruch.  Gegen  S.  84  namentlich  habe  ich  sehr  viel  einzuwenden. 
Vgl.  z.  B.  die  Sätze:  „Ein  Unterschied  zwischen  den  Pflichten  öffentlichen  und 
denen  privatherrschaftlichen  Ursprungs  wurde  nicht  gemacht."  „Es  war  herr- 
schaftliche Sache,  zu  bestimmen,  in  welchem  Maße  eine  Scheidung  (zwischen 
Hofrecht  und  Stadtrecht)  durchzuführen  sei.  Grundsätzlich  war  die  Scheidung 
nicht  nötig."  Die  mittelalterlichen  Urkunden  unterscheiden  doch  aber  genau 
zwischen  Leibzins,  Grundzins  und  Gerichtsabgabe,  und  die  Pachtkontrakte 
sogar  einfacher  ländlicher  Distrikte  halten  Pacht  und  Steuer  fein  auseinander. 
Erkennt  denn  Seeligek  nicht  mehr  das  große  Verdienst  von  Th.  Knapp  an, 
die  strenge  Scheidung  zwischen  Leibherrschaft,  Grundherrschaft,  Gerichts- 
herrschaft gezeigt  zu  haben?  Er  wird  es  verstehen,  weshalb  ich  hier  sehr 
bestimmt  widerspreche,  wenn  er  sich  erinnert,  daß  ich  von  Anbeginn  meiner 
literarischen  Tätigkeit  (z.  B.  im  Gegensatz  gegen  Lamprecht)  die  Konstruk- 
tion eines  unterschiedslosen  Begriffs  „Herrschaft"  bekämpft  habe.  Vgl.  gegen 
Seeligeks  Anschauung  auch  H.  v.  Lcesch,  Vierteljahrschr.  f.  Social-  u.  Wirt- 
schaftsgeschichte 1909,  S.  370. 
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ländlichen  Ortsvorstehers,  wiederholt  in  den  Städten.  Eine  Er- 
scheinung, die  sich  nur  unter  jener  Voraussetzung  erklären  läßt. 
Man  hatte  eben  in  den  Städten  das  Bewußtsein,  unter  analogen 
Verhältnissen  zu  leben,  wie  sie  in  den  Landgemeinden  bestanden. 
Wollte  man  auf  städtischem  Boden  eine  Gemeinde  schaffen,  so 
fiel  man  immer  in  den  Rahmen,  der  den  Menschen  von  alters  her, 
d.  h.  aus  der  ländlichen  Verfassung,  geläufig  war.  Es  macht  dabei 
nichts  aus,  daß  die  städtischen  Organe,  welche  Titel  tragen,  die 
aus  der  Landgemeindeverfassung  übernommen  sind,  öfters  sach- 
lich andere  Funktionen  als  ihre  Namensvettern  auf  dem  Laude 
haben.  Die  Übereinstimmung  in  den  Titeln  beweist  doch,  daß 
man  in  den  Städten  immer  noch  auf  die  Nomenklatur  der  Land- 
gemeinde zurückgriff.  Die  Leute  in  den  Städten  hatten  offenbar 
die  Vorstellung:  wir  bilden  auch  eine  Gemeinde,  wie  sie  auf 
dem  Lande  vorhanden  ist^). 

Unsere  Darlegungen  gelten  ebensowohl  für  die  auf  Römer- 
boden erwachsenen  Städte  wie  für  die  Gründungsstädte:  für 
beide  lassen  sich  jene  Nachweise  erbringen.  Die  Gründungs- 
stadt mochte  die  Anschauung,  daß  die  Stadtgemeinde  eine  der 
ländlichen  Ortsgemeinde  analoge  Bildung  sei,  aus  der  Römer- 
stadt übern  Amen ;  aber  die  Bewohner  der  Gründungsstadt  haben 
zweifellos  auch  direkt  die  gemeinsamen  Elemente  von  städtischer 
und  ländlicher  Gemeinde  wahrgenommen.  Hierfür  spricht  schon 
der  Umstand,  daß  die  erwähnten  Bezeichnungen  stets  dem  orts- 
üblichen Sprachgebrauch,  d.  h.  dem  der  ländlichen  Umgebung 
der  Städte,  entlehnt  sind. 

Selbstverständlich  weiß  ich  sehr  wohl,  daß  die  in  den  auf- 
kommenden Stadtgemeinden  üblichen  technischen  Bezeichnungen 
nicht    bloß    aus    der   Landgemeinde    stammen.     Es    ist   ja    von 

1)  Vgl.  m.  Ursprung  der  deutscheu  Stadtv.  S.  40.  Edward  Schröder, 
Stadt  und  Dorf  in  der  deutschen  Sprache  des  Mittelalters,  Sonderabdruck 
aus  den  Nachrichten  der  K.  Gesellschaft  der  Wissensch.  zu  Göttingen,  ge- 
schäftliche Mitteilungen,  1906,  2.  Heft,  erörtert  die  im  Text  besprochenen 
Dinge  auch.  Vgl.  S.  10:  „in  niederdeutschen  Gegenden  sind  burschaj)  und 
bursprake  feste  rechtliche  Begriffe  auch  für  die  städtische  Gemeinde."  Als 
„Nachbarn"  (buren)  bezeichnen  sich  die  Mitglieder  der  ländlichen  Ortsgemeinde 
im  Gebiet  des  Einzelhofsystems  ebenso  wie  in  dem  des  Dorfsystems.  Die 
Gemeinde  in  jenem  Gebiet  ist  durchaus  eine  burschap. 
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höchstem  Interesse,  die  allmähliche  Bildung  eigentümlicher 
städtischer  Termini  zu  verfolgen  ^).  Die  besondere  wirtschaft- 
liche, finanzielle,  militärische,  gerichtliche  Stellung  der  Stadt 
prägte  sich,  übrigens  nicht  gerade  in  schneller  Entwicklung,  in 
unterscheidenden  Benennungen  des  städtischen  Verbandes  und 
seiner  Einrichtungen  aus.  Aber  da,  wo  die  Stadt  als  Gemeinde 
und  der  Bürger  als  Gemeindemitglied  empfunden  wurde,  scheinen 
in  der  ersten  Zeit  mit  Vorliebe  entsprechende  Ausdrücke  der 
Landgemeinde  verwendet  worden  zu  sein. 

Früh  erscheint  als  auszeichnende  Benennung  des  städtischen 
Orts  der  Ausdruck  civitas  (deutsch :  Burg)  ^).  Allein  er  hat 
schwerlich  die  besondere  Bedeutung  von  Gemeinde  und  soll 
schwerlich  die  Stadt  als  Gemeinde  dem  Dorf  entgegensetzen. 
Er  deutet  vielmehr  den  befestigten  Ort  an.  In  den  älteren 
Jahrhunderten  geht  civitas  (ebenso  wie  urbs)  auf  jeden  be- 
festigten Platz,  die  Stadt  wie  die  bloße  Burg.  Bevor  die  Orte, 
die  mit  einem  Markt  ausgestattet  sind,  eine  Ummauerung  haben, 
heißen  sie  villa.  Mit  der  Herstellung  der  Mauer  erhalten  sie 
die  Bezeichnung  civitas ").  Dies  zeigt  doch,  daß  in  dem  Wort 
civitas  nicht  der  Begriff  der  Gemeinde  liegt.  Als  Gemeinde 
heißt  der  mit  einem  Markt  versehene  Ort  villa ;  derselbe  lateinische 
Ausdruck  wird  zur  Bezeichnung  des  Dorfes  gebraucht.  Ohne 
die  Ummauerung  sind  die  Städte  villae.  Erinnern  wir  uns,  daß 
die  mittelalterliche  Stadt  nicht  bloß  Gemeinde  war.  Civitas  wird 
der  Ort  genannt,  wenn  zu  der  Gemeinde  das  Plus  der  Befesti- 
gung hinzugekommen  ist,  und  weiterhin  denkt  man  bei  civitas 
(Stadt)  an  das  mehrfache  Plus  von  Eigenschaften,  das  auf  die 
zur  Stadt  erkorene  Gemeinde  gehäuft  wurde. 


1)  Vgl.  darüber  die  bemerkenswerten  Ausführungen" von  Schröder  a.  a.  0. 
Es  sei  hier  angemerkt,  daß  das  Privileg  für  Hamburg  von  1189  bei  Keutgen, 
Urkunden  S.  65  das  Wort  portus  im  Sinne  von  Stadt  gebraucht.  Es  ist  dies 
wohl  das  einzige  Beispiel,  daß  dieser  flandrische  Sprachgebrauch  nach  dem 
eigentlichen  Deutschland  hinüberspielt. 

2)  Im  Laufe  des  12.  Jahrhunderts  dringt  gegenüber  dem  Wort  Burg 
das  Wort  Stadt  erfolgreich  vor.  Über  die  Frage,  auf  Grund  welcher  An- 
schauung dieses  seine  spezielle  Bedeutung  erlangt  hat,  s.  Schröder  S.  8. 

3)  EiETSCHEL,  Markt  und  Stadt  S.  92  f.  und  150  f. 
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Erwähnen  wir  noch  einen  Einwand,  den  man  wohl  erheben 
könnte.  Gelegentlich  werden  zwar  die  Sondergemeinden  einer 
Stadt,  die  städtischen  Quartiere,  als  Bauersehaften  bezeichnet, 
dagegen  nicht  die  Stadt  als  Ganzes.  Dieser  Unterschied  erklärt 
sich  leicht  daraus,  daß  eben  die  große  Stadt  den  Mauergürtel 
erhielt  und  dafür  jenen  Titel  empfing. 

Die  Geschichte  der  Sondergemeinden  gibt  uns  aber  noch  zu 
einer  weiteren  Beobachtung  Anlaß.  Nach  der  Meinung  des  einen 
Teils  der  Forscher  sind  sie  älter  als  die  Gesamtgemeinde  und 
diese  ein  Resultat  ihrer  Vereinigung.  Eine  solche  Entwicklung 
würde  ganz  direkt  die  Entwicklung  von  der  Land-  zur  Stadt- 
gemeinde darstellen.  Nach  andern  Forschern  (den3n  ich  mich 
zuneige)  sind  die  Sondergemeinden  oder  wenigstens  die  meisten 
von  ihnen  jünger  als  die  Gesamtgemeinde,  beruhen  auf  künst- 
licher Schöpfung.  Indessen  auch  von  diesem  Standpunkt  aus 
erhält  meine  These  eine  Bestätigung:  wenn  die  Stadt  sich  zu 
neuen  kommunalen  Bildungen  veranlaßt  sieht,  gibt  sie  ihnen 
den  Namen,  den  man  für  die  Landgemeinde  gebrauchte.  Die 
Landgemeinde  war  eben  nach  der  Anschauung  jener  Zeit  die 
Gemeinde.  Da  die  Sondergemeinden  keine  Ummauerung  hatten, 
empfinger  sie  die  Bezeichnung,  die  für  die  Gemeinden  überhaupt 
üblich  war  ^). 

Man  könnte  noch  die  Frage  aufwerfen,  warum  bei  der  Grün- 
dung von  Städten  die  Stadt  so  oft  neben  ein  vorhandenes  Dorf 
gestellt,  warum  nicht  dieses  selbst  einfach  in  eine  Stadt  ver- 
wandelt wird.  Hierfür  sind  gewiß  lediglich  topographische  Er- 
wägungen maßgebend  gewesen.  Da  man  für  die  zu  gründende 
Stadt  Raum  brauchte  —  für  einen  Marktplatz  und  für  die  Hof- 
stätten der  herbeizuziehenden  Ansiedler  — ,  so  hätte  man  in  dem 
vorhandenen  Dorf  mindestens  ein  paar  Gehöfte  niederlegen 
müssen,  um  den  erforderlichen  freien  Platz  zu  erhalten.    Deshalb 


1)  Seeliger  S.  85  f.  vertritt  die  Meinung,  daß  in  Köln  Gesamtgemeinde 
und  Sondergemeinden  selbständig  nebeneinander,  ungefähr  zur  selben  Zeit 
entstanden  sind  (für  die  vorausgehende  Zeit  bestreitet  er,  wie  erwähnt,  die 
Existenz  einer  Gemeinde  überhaupt).  Diese  Deutung  würde  natürlich  auch 
nicht  gegen  meine  These  sprechen ,  da  nun  einmal  die  Kölner  Sonder- 
gemeinden Merkmale  der  Landgemeinde  tragen. 

VierteljahrBchr.   f.  Social-  u.  WirtschaftsgeBchichte.  VII.  29 
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empfahl  es  sich,  den  Raum  für  die  Stadt  neben  der  vorhan- 
denen Ansiedlung  zu  suchen.  Meistens  hat  der  Stadtherr  wohl 
ein  Stück  seines  Sallandes  zu  diesem  Zweck  hergegeben.  Ge- 
legentlich ist  auch  die  Allmende  dafür  verwertet  worden.  — 
Wie  erwähnt,  ist  bei  einem  Teil  der  Gemeinden  die  Stadt- 
erhebung in  der  Weise  erfolgt,  daß  ein  vorhandenes  Dorf  un- 
mittelbar Stadtrecht  erhielt.  Es  waren  dies  Fälle,  in  denen  man 
nicht  in  erster  Linie  Wert  darauf  legte,  neue  Ansiedler  zu  ge- 
winnen, sondern  den  vorhandenen  Gemeindemitgliedern  die  Wohl- 
tat des  Stadtrechts  zuwenden  wollte.  Für  den  bloßen  Marktplatz 
fand  sich  wohl  Raum  auf  dem  Dorfanger  oder  in  der  Umgebung 
der  Kirche.  Oft  wird  es  sich  bei  dieser  Kategorie,  namentlich 
in  späterer  Zeit,  um  Orte  handeln,  in  denen  eine  gewisse  Ent- 
wicklung von  Handel  und  Gewerbe  schon  von  sich  aus  Platz 
gegriffen  und  so  die  Stadterhebuug  vorbereitet  hatte. 

Wir  haben  bisher  das  Problem  des  äußeren  Verbandes  in 
den  Vordergrund  gestellt.  Auf  dieses  beschränken  wir  uns  auch 
im  wesentlichen,  da  die  Fragen  der  inneren  Gemeindeeinrich- 
tungen zurzeit  weniger  Gegenstand  der  Kontroverse  sind.  Über 
sie  sei  nur  folgendes  bemerkt^). 

Auf  die  Verwandtschaft  zwischen  Stadt-  und  Landgemeinde, 
die  sich  in  der  Forderung  von  Grundbesitz  als  Voraussetzung 
für  den  Erwerb  des  Bürgerrechts  ausspricht,  ist  unendlich  oft 
hingewiesen  worden,  und  hier  gibt  man  wohl  am  bereitwilligsten 
die  Landgemeindetheorie  zu.  Wir  wollen  jedoch,  statt  uns  auf 
diesen  großen  Konsensus  zu  stützen,  im  Gegenteil  auf  ein  Moment 
aufmerksam  machen,  das  man  gegen  uns  verwenden  könnte. 
Sieht  man  nämlich  genauer  zu,  so  bieten  die  Quellen  gerade 
der   älteren  Zeit   auffallend   wenig   über  jene  Voraussetzung  für 


1)  Aus  der  neuesten  Literatur  seien  hier  einige  Stimmen,  die  sich  für 
den  Zusammenhang  von  Stadt-  und  Landgemeinde  aussprechen,  verzeichnet: 
Sering  ,  Die  Vererbung  des  Grundbesitzes  im  Königreich  Preußen  11,  2 
(1908),  S.  267  ff.;  Alfukd  Schultze  ,  Histor.  Ztschr.  101,  S.  488  ff.;  Haff, 
Die  dänischen  Gemeinderechte  I,  205  ff.  Schultze  erläutert  unter  anderem 
die  Bestimmung  des  Freibm-ger  Stadtrechts  über  die  Voraussetzung  für  den 
Erwerb  des  Bürgerrechts.  Auf  Serings  Buch,  das  weit  mehr  enthält,  als 
der  Titel  ahnen  läßt,  komme  ich  an  anderer  Stelle  zurück. 
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den  Erwerb  des  Bürgerrechts,  und  diese  Lücke  läßt  sich  auch 
schwerlich  durch  einen  allgemeinen  Mangel  an  Nachrichten  er- 
klären. Es  dürfte  vielmehr  tatsächlich  nicht  in  allen  Städten 
jenes  Erfordernis  aufgestellt  worden  sein.  Aber  auch  hier  wieder 
haben  wir  es  mit  keinem  gegensätzlichen  Verhältnis  zur  Land- 
gemeinde zu  tun.  Denn  auf  dem  Lande  war  zur  Zeit  des  Auf- 
kommens der  Städte  die  Frage  der  Gestaltung  der  Gemeinde- 
mitgliedschaft noch  nicht  brennend.  Sie  wurde  es  erst,  als  die 
normalen  Bauern  mit  andern  Insassen  der  Gemeinde  in  Gegen- 
satz gerieten.  So  konnte  denn  auch  die  entstehende  Stadt  über 
die  Ordnung  der  Gemeindemitgliedschaft  nicht  viel  aus  der  Land- 
gemeinde entnehmen.  Es  blieb  ihr  freie  Hand.  Ein  Teil  der 
Städte  hat  vielleicht  schon  die  ersten  Bestimmungen  über  Vor- 
aussetzungen des  Bürgerrechtserwerbs  in  rein  geldwirtschaftlichem 
Sinn  aufgestellt.  Andere  haben  früher  oder  später  den  Nachweis 
von  Grundbesitz  verlangt.  Ist  dies  aber  geschehen,  so  erfolgte 
es  von  derselben  Anschauung  aus,  von  der  sich  die  Land- 
gemeinden bei  der  Regelung  der  Gemeiudemitgliedschaft  leiten 
ließen,  nämlich  von  der  Idee  der  Realgemeinde  aus.  Und  viel- 
leicht hfl  auch  das  ländliche  Vorbild  dabei  unmittelbar  mit- 
gewirkt. 

In  der  Zuständigkeit  für  Verwaltungsaufgaben  und  kommunale 
Rechtsprechung  nehmen  heute  die  meisten  Forscher  (auch  z.  B. 
Rietschel)  eine  gewisse  Übereinstimmung  zwischen  Stadt-  und 
Landgemeinde  an;  hauptsächlich  nur  über  das  Maß  des  Zu- 
sammenhangs gehen  die  Ansichten  auseinander.  Ich  verweile 
hierbei  diesmal  nicht,  da  ich  dem,  was  ich  früher  darüber  aus- 
geführt habe,  kaum  etwas  hinzufügen  könnte^). 

Spezielle  städtische  Kommunalorgane  treten  uns  in  der  Zeit, 
in  der  die  Städte  an  sich  zum  erstenmal  als  besondere  Ver- 
fassungskörper empfunden  werden,  noch  nicht  entgegen.  Die 
Entwickluns:  der  Gemeinde  vollzieht  sich  innerhalb  des  städtischen 


1)  Vgl.  meine  Besprechung  von  Küntzels  „Maß-  und  Gewichtswesen" 
in  der  Zeitschr.  f.  Social-  und  Wirtschaftsgesch.  3,  S.  481  ff.  und  meine  Be- 
sprechung von  Keutgens  „Ämter  und  Zünfte"  in  Seeligers  Histor.  Viertel- 
jahrschrift 1904,  S.  552  ff. 
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Verfassungskörpers  verhältnismäßig  spät.  Hauptsächlich  erst  mit 
der  Schaffung  des  Eats  erfolgt  die  Differenzierung  der  Stadt-  und 
Landgemeinde,  während  auf  den  andern  Gebieten  der  städtischen 
Verfassung  die  neuen  Erscheinungen  im  allgemeinen  früher  wahr- 
nehmbar werden.  Im  städtischen  Gericht  z.  B.  gelangt  ein  in 
wichtigen  Beziehungen  neues  Recht  schon  zu  einer  Zeit  zur  An- 
wendung, in  der  noch  nicht  einmal  die  allerersten  Anfänge  einer 
spezifisch  städtischen  Gemeindeverfassung  vorhanden  sind.  Bis 
in  das  12.  Jahrhundert  hinein  hat  die  Stadt  als  Gemeinde  keine 
andern  Organe  als  die  Landgemeinde.  Wenn  sie  das  Schöffen- 
kollegium für  kommunale  Zwecke  verwendet,  so  dürften  sich 
auch  dafür  analoge  Verhältnisse  auf  dem  Lande  finden.  Nicht 
in  den  Verwaltungsorganen,  sondern  in  dem  Reichtum  der  Ver- 
waltungsgeschäfte unterscheidet  sich  einstweilen  die  Stadt-  von 
der  Landgemeinde. 

Es  verdient  Beachtung,  daß  Seeliger,  der,  wie  wir  sahen, 
in  der  Bekämpfung  unserer  These  ^)  bis  zur  Bestreitung  der  all- 
gemeinen Verbreitung  der  Gemeinden  im  Mittelalter  fortschreitet, 
sich  schließlich  doch  zu  dem  Zugeständnis  genötigt  sieht'-):  „Die 
allgemeine  kommunale  Idee,  welche  schon  längst  in  den  Land- 
gemeinden Verwirklichung  gefunden  hat,  mag  auch  bei  der  Bil- 
dung der  städtischen  Gemeinde  wirksam  gewesen  sein.  Ein  sehr 
allgemeiner  Zusammenhang.  Begnügt  sich  die  , Landgemeinde- 
theorie' mit  dieser  Annahme,  dann  ist  gegen  sie  nichts  einzu- 
wenden." 

Ich  befinde  mich  zu  dem,  was  Seeliger  hier  sagt,  in  erheb- 
lichem Gegensatz.  Er  läßt  die  kommunale  Idee  der  Landgemeinde 
„bei"  der  Bildung  der  städtischen  Gemeinde  „auch  wirksam  ge- 
wesen sein" ;  andere  Elemente  sind  ihm  nämlich  die  Gilde  — 
wir  kommen  darauf  zurück  —  und  noch  weitere  Dinge.  Ich 
leite   die  Stadt  als  Gemeindeverband   ganz   direkt  und  nur  aus 


1)  Ich  erwähne  noch,  daß  Skelic4ER.S.  87  f.  g-egen  die  Herleitung  der 
Stadt-  aus  der  Landgemeinde  das  Argument  der  Vertreter  der  Marktrechts- 
theorie (s.  oben  S.  413)  und  Rietschels  wiederholt :  die  Verschiedenheit  der 
räumlichen  Ausdehnung. 

2)  S.  89. 
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der  Landgemeinde  her.  Ihm  ist  der  Zusammenhang-  zwischen 
Stadt-  und  Landgemeinde  etwas  Geringes,  nur  „sehr  Allgemeines". 
Ich  sehe  in  ihm  etwas  Grundlegendes  und  durchaus  Greifbares. 
Indessen  trotz  dieser  abweichenden  Schätzung  ist  mir  Seeligees 
Zugeständnis  doch  wertvoll. 

Von  wie  großer  Wichtigkeit  die  Erkenntnis  des  Zusammen- 
hangs zwischen  Stadt-  und  Landgemeinde  ist,  davon  überzeugen 
wir  uns  vollends,  wenn  wir  uns  jetzt  einer  Prüfung  der  neuen 
Versuche  zuwenden,  die  Entstehung  der  Stadtgemeinde  auf  den 
Gildegedanken  zurückzuführen. 

Die  Neigung,  die  Entstehung  der  Stadtverfassung  aus  dem 
Gildewesen  zu  erklären,  ist  ja  sehr  alt.  Zu  den  mancherlei 
Theorien,  in  denen  sie  bisher  ihren  Ausdruck  gefunden  hat,  ist 
kürzlich  eine  eigenartige  hinzugekommen.  In  den  Urkunden 
von  drei  Städten  glaubt  man  einstweilen  den  Beweis  für  sie 
sehen  zu  können:  Köln,  Freiburg  i.  B.,  Tiei. 

H.  v.  LcESCH  hat  in  einer  sehr  scharfsinnigen  und  nach  mehr 
als  einer  Richtung  hin  belehrenden  Untersuchung  über  „Die 
Kölner  Faufmannsgilde  im  12.  Jahrhundert"  (Trier  1904)^)  dar- 
gelegt, daß  im  12.  Jahrhundert  längere  Zeit  hindurch  im  Kölner 
Martinskirchspiel  die  Mitglieder  einer  Kaufmannsgilde  und  die 
Geburen  auf  demselben  Pergament  verzeichnet  w^orden  sind,  und 
daraus  den  Schluß  auf  Identität  von  Gilde-  und  Gemeindevor- 
stand gezogen.  Er  selbst  hat  hierauf  freilich  noch  keineswegs 
eine  neue  Gildetheorie  aufgebaut,  vielmehr  weiterhin  sich  gegen 
derartige  Konstruktionen  ablehnend  verhalten  '^).  Aber  seine 
Studien  gaben  einem  andern  Autor,  Joachim,  eine  wichtige  An- 
regung, und  in  H.  v.  Lceschs  Resultaten  meinte  dieser  ein  be- 
deutendes Beweismaterial  für  eine  neue  Anschauung  von  der 
Entstehung  der  Stadtgemeinde  zu  besitzen. 

In  erster  Linie  stützt  Joachim  seine  These  auf  -das  älteste 
Freiburger    Stadtrecht,    in    dem    Konrad    v.   Zähringen    erklärt: 


1)  Vgl.  meine  Besprechung   dieser  Schrift   in   der  Zeitschrift  für  Sozial- 
wissenschaft 1905,  S.  197  ff. 

2)  Vgl.  Hansische  Geschichtablätter  1906,  S.  420  ff. 
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mercatoribus  personatis  circumquaque  convocatis  qua  dam 
coniuratione  icl  forum  decrevi  incipere  et  excolere. 

Zunächst  trug  Joachim  seine  Ansicht  in  einer  Abhandlung 
„Gilde  und  Stadtgemeinde  in  Freiburg  i.  B."  (in:  „Festgabe  für 
A.  Hagedorn",  Hamburg  und  Leipzig  1906)  vor.  Als  er  dann 
Widerspruch  erfuhr  ^),  formulierte  er  seine  Sätze  in  neuer  Be- 
weisführung in  einem  Aufsatz  mit  dem  charakteristischen  Titel 
„Die  Gilde  als  Form  städtischer  Gemeindebildung"  (Westdeutsche 
Zeitschrift  1907 ,  S.  80  fif.)  ^).  Wir  geben  seine  Anschauungen 
nach  dieser  zweiten  Äußerung  wieder.  „Ich  suche  die  recht- 
lichen Formen  der  Gemeindebildung  zu  ermitteln  und  komme 
zu  dem  Resultat,  daß  die  Gemeinde  der  in  älterer  Zeit  be- 
gründeten Marktansiedlungen  ihrer  Form  nach  eine  Gilde,  und 
zwar  eine  Kaufmannsgilde,  gewesen  ist.  Da  [!]  die  meisten 
rechtsrheinischen  Städte,  die  ich  zunächst  allein  im  Auge  habe, 
aus  Marktansiedlungen  entstanden  sind,  halte  ich  mich  für  be- 
rechtigt, die  Gilde  als  die  ursprüngliche  Form  der  Stadtgemeinde 
schlechthin  zu  bezeichnen.  Die  komplizierteren  Verhältnisse  der 
Römerstädte,  in  denen  sich  überdies  eine  einheitliche  Stadt- 
gemeinde erst  später  und  zwar  unter  dem  Einfluß  der  —  zum 
Teil  nachträglich  an  sie  angegliederten  ^)  —  Marktansiedlungen 
gebildet  hat,  lasse  ich  vorerst  außer  Betracht  (S.  84)." 

Joachim  stellt  sich  hier  nicht  eine  Gilde  mit  bestimmten  be- 
ruflichen Zwecken  vor,  sondern  eine  Gilde  von  nur  formalem 
Charakter.  Er  betont  scharf,  daß  er  „gar  kein  Anhänger"  der 
Theorie  von  Nitzsch  sei  (S.  85)*).    Er  sei  „weit  davon  entfernt, 


1)  Von  H.  V.  LcESCH  (s.  die  vorige  Anmerkung) ,  H.  Flamm  (Kritische 
Blätter  für  die  gesamten  Sozialwissenschaften,  2.  Bd.,  S.  402  f.),  Oppermann, 
(Westdeutsche  Ztschr.  1906,  S.  273  ff.). 

2)  Es  soll  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  Joachims  Abhandlungen,  wenn- 
gleich, wie  wir  sehen  werden,  ihr  Hauptresultut  unhaltbar  ist,  nebenbei 
manche  hübsche  Beobachtungen,  namentlich  zur  Interpretation  des  Freiburger 
Stadtrechts,  enthalten. 

3)  Joachim  hat  hier  die  Kölner  Martinsgemeinde,  die  er  auf  Gründer- 
leihe zurückführt,  im  Auge. 

4)  Schmoller  hat  am  17.  Dezember  1908  in  der  Berliner  Akademie 
einen  Vortrag  über  das  ältere  Gildewesen  gehalten.  In  dem  offiziellen  Be- 
richt darüber  (Deutsche  Literaturzeitung  1909,  Sp.  205)  heißt  es :  „Es  wurden 
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anzunehmeii,  daß  eine  von  der  Gemeinde  begrifflich  verschiedene 
selbständige  Korporation  von  Kaiifleuten  im  weiteren  oder 
engeren  Sinn  den  Anstoß  zur  Bildung  der  Stadtgemeinde  ge- 
geben oder  sie  in  sich  durch  Zusammenfallen  des  Personen- 
kreises dargestellt  habe".  Die  Stadtgemeinde  sei  nur  in  der 
Form  einer  Gilde  organisiert  worden,  die  Gilde  nur  die  Siedlungs- 
form der  Marktorte,  das  Mittel  zur  Vollziehung  der  Besiedlung 
gewesen.  „Die  deutsche  Stadtgemeinde  ist  dadurch  entstanden, 
daß  die  Handel-  und  Gewerbeti-eibenden,  die  sich  zur  Ansied- 
lung  in  den  neu  begründeten  Marktorten  zusammenfanden  und 
die  bisher  kein  einigendes  Band  verknüpft  hatte,  durch  Eid- 
schwur die  brüderlichen  Pflichten  der  Gilde  auf  sich  nahmen 
und  damit  eine  Genossenschaft  miteinander  schlössen ,  welche 
eben  die  Marktgemeinde  war"  (S.  86).  „Die  Marktgemeinde  be- 
stand nach  dem  damaligen  lehrreichen  Sprachgebrauch,  den  man 
nicht  verwischen  darf,  aus  Kaufleuten"  (S.  87).  Das  in  der 
Frei  burger  Urkunde  gebrauchte  Wort  coniuratio  ist  dort  als  Über- 
setzung des  deutschen  Terminus  Gilde  aufzufassen  (S.  100).  Es 
sei  dam^  eine  zwischen  den  Ansiedlern  selbst  geschlossene  be- 
schwor ne  Einigung  gemeint. 

Mit  der  französischen  „Kommune"  will  Joachim  die  Frei- 
burger coniuratio  nicht  in  Zusammenhang  bringen.  Von  jener 
bemerkt  er  (S.  94),    daß   sie  „nicht  Form  aller  Geraeindebildung 


in  erster  Linie  die  englischen  und  niederländischen  Untersuchungen  be- 
sprochen, die  in  der  Hauptsache  die  Annahme  von  Nitzsch  bestätigen, 
welche  neuerdings  auch  bei  seineu  Gegnern  Beifall  gefunden  hat,  nämlich, 
daß  die  Kaufmannsgilde  die  der  Rats-  und  Stadtverfassung  vorausgehende,, 
vornehmlich  dem  11.  und  12.  Jahrhundert  angehörige  Organisation  für  die 
Anfänge  des  Handels  und  des  Rohstoffe  kaufenden  und  verarbeitenden  Hand- 
werks war."  Diese  Eröffnung  überrascht  sehr.  Welcher  Gegner  von  Nitzsch 
hat  denn  neuerdings  dessen  Meinung  Beifall  gespendet?  Auf  Joachim  trifft 
ScKMOLLERs  Behauptung,  wie  man  sieht,  nicht  zu  (wobei  wir  noch  davon 
absehen,  daß  er  jetzt  erst  in  die  Reihe  der  städtegeschichtUchen  Forscher 
eingetreten  ist,  also  nicht  als  alter  Gegner  von  Nitzsch  gelten  kann). 
Schmoller  wird  nicht  einen  einzigen  Autor  namhaft  machen  können,  der 
sich  seine  Behauptung  gefallen  läßt.  Seine  Äußerung  weiter  zu  analysieren 
ist  überflüssig.  Seeliger  (S.  98)  hat  „neuerdings"  auch  mit  aller  wünschens- 
werten Entschiedenheit  die  Theorie  von  Nitzsch  abgelehnt. 
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ist,  vielmehr  einen  bestimmten  fortgeschrittenen  Typus  der  Ge- 
meinde repräsentiert".  „Die  Kommune  ist  ferner  ...  im  Anfang 
des  12.  Jahrhunderts  freiwillig  von  den  Stadtherren  nicht  zuge- 
standen: sie  ist  ihnen  im  Kampf  und  in  oifener  Empörung  ab- 
gerungen worden"  (S.  95).  Die  Freiburger  coniuratio  setzte  aber 
solche  Verhältnisse  nicht  voraus. 

Über  die  Verhältnisse  von  Tiel  liegt  in  des  Mönchs  Alpert 
Schrift  De  diversitate  temporum  ein  höchst  interessanter  Bericht  ^) 
vor.  Joachim  schließt  aus  seinen  Angaben,  daß  „in  Tiel  die 
Gemeinde  der  Marktansiedlung  und  die  Kaufmannsgilde  identisch 
waren"  -). 

Für  Köln  (genauer:  für  die  Kölner  Martinsgemeinde) ^)  nimmt 
Joachim  auf  Grund  der  Untersuchungen  von  H.  v.  Lcesch  das- 
selbe Verhältnis  wie  für  Freiburg  und  Tiel  an. 

Beistimmung  hat  Joachim  vor  allem  bei  Rietschel*)  ge- 
funden. Natürlich  lehnt  auch  er  die  Gildetheorie  von  Nitzsch 
ab.  Aber  die  These  von  Joachim  eignet  er  sich  vollkommen 
au.  Daneben  glaubt  er,  daß  die  Berücksichtigung  des  Verhält- 
nisses von  Stadt  und  Gilde  noch  über  etwas  anderes  Aufklärung 
bringen  werde,  über  die  Fortbildung  der  Gemeindeverfassung. 
Diesen  Sinn  hat  es  offenbar,  wenn  er  es  beklagt,  daß  „die 
warnenden  Worte  Gierkes  in  der  Deutschen  Literaturzeitung  1892, 
S.  55  ff.  (in   dem  Referat   über  Hegels    „Städte   und  Gilden")'') 


1)  S.  die  Stelle  bei  IvKUTaEX,  Urkunden  S.  44  f. 

2)  Festgabe  für  Hagedorn  S.  28;  Die  Gilde  als  Form  städtischer  Ge- 
meindebilduug-  S.  88  und  S.  106. 

3)  Die  genannten  drei  Städte  sind  es,  auf  die  Joachim  seine  Theorie 
in  bestimmter  Weise  stützt.  Er  zeigt  aber  die  Neigung,  fast  in  der  Weise, 
wie  es  früher  Köhne  und  Liesegang  getan,  alle  möglichen  Städte  mit  Gilden 
zu  bevölkern,  wie  er  sich  denn  auch  bezeichnenderweise  auf  jene  Autoreu 
beruft  (Festgabe  für  Hagedorn  S.  32).  Vgl.  dagegen  meine  Ausführungen 
in  den  Gott.  Gel.  Anz.  1891,  S.  765  ff.  und  Ztschr.  des  Aachener  Geschichts- 
vereins 19,  S.  231. 

4)  Ztschr.  d.  Savigny-Stiftung ,  German.  AbteU. ,  Bd.  28,  S.  521  ff. ;  Hist. 
Ztschr.  102,  S.  263. 

5)  Vgl.  gegen  diese  Rezension  Gierkes  Hegel,  Hist.  Ztschr.  70,  S.  442  ff. 
und  meine  Ausführungen  in  den  Gott.  Gel.  Anz.  1892,  S.  406  ff. 
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leider  viel  zu  wenig  gewürdigt  worden  sind".  Soweit  Gierke 
für  NiTZSCH  eingetreten  ist,  wird  Rietschel  nicht  sein  Anhänger 
sein  wollen.  Dagegen  scheint  es  seinen  Beifall  zu  finden,  wenn 
Gierke  betont,  daß  durch  Aufnahme  des  Gildegedankens  der 
Bürgerverband  erst  zu  dem  geworden  ist,  was  ihn  vom  länd- 
lichen Markt-  und  Gerichtsverbande  unterschied  '). 

Gewisse  Bestandteile  der  Gildetheorie,  freilich  nur  wenige, 
läßt  auch  Seeliger  gelten. 

Was  Joachim  vorträgt,  ist,  wie  man  sieht,  eine  neue  Auf- 
fassung. Aber  die  neue  Gildetheorie  besteht,  um  es  sogleich  zu 
sagen,  nicht  stärker  die  Probe  als  die  alten  -). 

Wir  wenden  uns  zuerst  der  coniuratio  von  Freiburg  zu,  auf 
dessen  Urkunde  Joachim  sein  Gebäude  vornehmlich  stützt. 

Wenn  er  für  diese  coniuratio  den  Charakter  einer  Gilde  be- 
ansprucht,   so   wird    es    doch   in   erster  Linie  darauf  ankommen. 


1)  Vgl.  hierzu  Gierke  ,  Das  deutsche  Geuossenschaftsrecht  I,  S.  264 : 
„Der  Unterschied  der  alten  Bauern-  von  der  neuen  Bürgergemeinde  bestand 
.  .  .  darin,  daß  die  alte  Gemeinde  das  neue  Prinzip  der  Einung  in  sich  auf- 
nahm und  aus  der  Verschmelzung  und  Durchdringung  beider  Rechtsbegriffe 
den  neutj  Begriff  der  Kommune,  der  Stadtgemeinde  erzeugte."  S.  271: 
„Auch  die  entstehende  Organisation  (der  Stadtgemeinde)  war  eine  Folge  der 
Verbindung  des  Einungswesens  mit  der  altgermanischen  Gemeindegenosseu- 
schaft ;  denn  erst  dm-ch  die  Aufnahme  des  Einungsi)rinzips  wurde  der  Begriff 
eines  Gemeinde  vor  Stands  in  den  eines  Gemeinde  organs  verwandelt." 

2)  Eine  Kritik  der  älteren  Gildetheorien  habe  ich  namentlich  gegeben 
in  meiner  Abhandlung  „Die  Bedeutung  der  Gilden  für  die  Entstehung  der 
deutschen  Stadtverfassung",  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  Bd.  58,  S.  56  ff., 
ferner  in  den  Gott.  Gel.  Anzeigen  1891,  S.  762  ff',  und  1892,  S.  406  ff.  Weiter 
liabe  ich  wiederholt  in  Eezensionen  die  Gildetheorie,  besonders  auch  die  An- 
schauung, daß  „die  öffentlich-rechtlichen  Funktionen  von  der  Gilde  auf  den 
Schöffensenat  übergegangen"  seien  (Beiträge  ziu-  Geschichte,  vornehmlich 
Kölns  und  der  Rheiulande,  Mevissen-Festschrift  S.  284),  bekämpft  (vgl.  z.  B. 
Histor.  Ztschr.  76,  S.  481).  Gegen  Seeliger  S.  98  bemerke  ich,  daß  ich  nicht 
,.im  Anschluß  an  Hegel"  („Städte  und  Gilden"),  sondern  unabhängig  von 
ihm  eine  Kritik  der  Gildetheorie  gegeben  habe  (einige  hierhergehörige 
Äußerungen  von  mir  sind  sogar  älter  als  jenes  Buch  Hegels).  —  Von 
Stimmen  gegen  die  ältere  Gildetheorie,  die  in  der  jüngsten  Zeit  laut  ge- 
worden sind,  erwähne  ich  die  .Tencnser  Dissertation  von  E.  F.  Döring,  Studien 
zur  Verfassungsgeschichte  von  Leicester  (1908),  welche  für  diese  Stadt  die 
These  ablehnt,  daß  die  Gilde  von  Anfang  an  Verwaltungsorgan  gewesen  sei. 
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zu  bestimmen,  ob  sie  die  wesentlichen  Züge  besitzt,  die  in  jener 
Zeit  einer  Gilde  eigen  waren.  Nun  finden  wir,  daß  ein  Haupt- 
stüek  bei  allen  Gilden  die  gesellige  Seite  bildet,  in  dem  Grade, 
daß  mitunter  die  Gilde  schlechthin  als  convivium  bezeichnet  war. 
Indessen  nehmen  wir  hiervon  bei  der  Frei  burger  coniuratio  gar 
nichts  wahr,  und  es  wäre  auch  nicht  so  einfach,  sich  Gelage  der 
gesamten  Bürgerschaft  überhaupt  nur  vorzustellen.  Ein  anderes 
Hauptstück  macht  bei  den  deutschen  Gilden  jener  Zeit  die  soziale 
Abschließung  aus.  AVo  wir  ihnen  begegnen,  finden  wir  regel- 
mäßig, daß  eine  bestimmte  Gruppe  sich  abschließt,  mit  der  Ten- 
denz, Angehörige  von  Kreisen,  die  man  niedriger  schätzt,  fern- 
zuhalten. Namentlich  die  Gewandschneider  und  etwa  noch  andere 
Kaufleute  suchen  auf  diese  Weise  eine  Grenze  gegen  die  Hand- 
werker zu  ziehen :  will  ein  Handwerker  ihrer  Gemeinschaft  bei- 
treten, so  muß  er  zum  mindesten  zuvor  sein  Handwerk  aufgeben  ^). 
Hiergegen  halte  man  die  Ansiedlermenge,  die  bei  der  Begrün- 
dung einer  Stadt  herbeiströmt.  Lediglich  aus  Kaufleuten  kann 
sich  die  Einwohnerschaft  einer  Stadt  nie  zusammensetzen ;  es 
müssen  (um  von  Ackerbürgern  usw.  abzusehen)  noch  Handwerker 
hinzukommen,  und  zwar  in  einer  größeren  Zahl,  als  sie  die  Kauf- 
leute darstellen.  Man  darf  sich  auch  nicht  darauf  zurückziehen, 
daß  bloß  die  Kaufleute  in  jener  Zeit  das  formelle  Bürgerrecht 
besessen  hätten.  Nachweislich  haben  auch  Handwerker  im 
12.  Jahrhundert  Anteil  am  Bürgerrecht  gehabt-).  Und  setzen 
wir  selbst  einen  Bürgerkreis  voraus,  der  klein  an  Zahl  ist;  es 
handelte  sich  doch  auch  dann  nicht  um  eine  einheitliche  Gruppe. 
Bei  der  Gründung  einer  Stadt  stellten  sich  Personen  ein,  die 
vorher  nichts  voneinander  gewußt  hatten.  Es  ist  schwer  zu 
glauben,  daß  bei  diesen  sofort  die  Neigung  hervorbrach,  sich  zu 


1)  Vgl.  übrigens  Vierteljahrsclir.  für  Social-  und  Wirtschaftsgesch.  1909, 
S.  341. 

2)  Hierauf  habe  ich  schon  in  meinem  „Ursprung  der  deutschen  Stadt- 
verfassung"  (1892)  hingewiesen.  Joachim  (s.  oben  S.  429)  meint,  man  dürfe 
den  damaligen  Sprachgebrauch,  wonach  die  Marktgemeinde  aus  Kaufleuten 
—  mercatores  —  bestanden  habe,  nicht  verwischen.  Man  darf  aber  vor  allem 
nicht  die  Augen  gegen  die  Tatsache  verschließen,  daß  in  jener  Zeit  das 
Wort  mercator  den  Handwerker  mit  umfaßt. 
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einer  Gilde  zusammenzutun.  Uns  scheint  dies  mit  dem  Charakter 
der  Gilde  ganz  unvereinbar:  die  Gildebrüder  erstrebten,  wie  den 
Abschluß  nach  außen,  so  die  innige  Vereinigung  nach  innen  und 
sahen  sich  jeden  Bewerber  gewiß  recht  gründlich  an  '). 

Wie  hiermit  schon  ausgesprochen  ist,  stellt  ein  drittes  Haupt- 
stück der  Gilde  die  Freiwilligkeit  der  Aufnahme  dar.  Von  dieser 
aber  zeigt  uns  die  Gründung  einer  Stadt  das  offenbare  Gegenteil. 
Derjenige  wird  Bürger,  der  vom  Stadtherrn  eine  Hofstätte  erhält. 
Durch  die  Zuteilung  eines  Grundstücks  seitens  des  Herrn  wird 
die  Zugehörigkeit  zur  Bürgerschaft  bestimmt.  Nicht  freier  Ent- 
schluß, einer  Gilde  beizutreten,  sondern  die  Bereitwilligkeit,  sich 
dem  Zwangsverband  einzugliedern,  der  durch  die  Gründung  der 
Stadt  geschaffen  wurde,  führte  die  Ansiedler  zusammen.  Freilich 
schuf  der  Stadtherr  nicht  bewußtermaßen  neu  eine  Gemeinde, 
sondern  es  war  für  ihn  selbstverständlich,  daß  er  der  Ansied- 
lung  die  Form  der  üblichen  Gemeinde  gab.  Die  Gemeinde  stand 
ihm  mit  der  Absteckung  des  Raumes  als  etwas  Vorhandenes, 
Fertiges  vor  Augen.  Im  weiteren  Verlauf  verfügte  dann  die  Stadt- 
gemein .e  selbständig  über  die  Mitgliedschaft.  Aber  auch  dies  war 
nicht  etwa  die  Wirkung  der  Aufnahme  des  Gildegedankens,  sondern 
die  Konsequenz  des  Zusammenhangs  mit  der  Landgemeinde.  Und 
jedenfalls  bestand  im  Moment  der  Gründung  —  diesen  will  ja 
Joachim  festhalten  —  keinerlei  Freiwilligkeit  der  Aufnahme,  was 
doch  Voraussetzung  des  Bestehens  einer  Gilde  wäre. 

Gemeinsam  mit  der  Gilde  hat  die  Freiburger  coniuratio  ledig- 
lich den  Eidschwur.  Aber  die  Zahl  der  Verbände  und  Ver- 
einigungen, die  sich  eidlich  verpflichten,  ist  im  Mittelalter  so 
groß  ^),  daß  wahrlich  der  Eid  nicht  für  sich  allein  als  kenn- 
zeichnendes Merkmal  eines  bestimmten  Kreises  dienen  kann. 
Wenn  ferner  Joachim  sich  darauf  beruft,  daß  das  Wort  coniuratio 

1)  H.  V.  LcESCH,  Hansische  Geschichtsblätter  1906,  S.  424  ff.  bemerkt  mit 
Recht  gegen  Joachim,  daß  es  dem  Wesen  der  Kaiifmannsgilden  zuwider- 
laufe, die  Masse  der  Handwerker  aufzunehmen.  In  der  Verkennung  dieser 
Tatsache  berührt  sich  Joachiji  mit  Nitzsch,  wenngleich  er  ja  dessen  spezielle 
Anschauungen  nicht  teilt. 

2)  Ich  kann  hier  nur  an  das  erinnern,  was  ich  in  meiner  „Entstehung 
der  deutschen  Stadtgemeinde"  S.  93  ff.  ausgeführt  habe.  Vgl.  ferner  Jahr- 
bücher für  Nationalökonomie  Bd.  58,  S.  67. 
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gelegentlich  für  das  deutsche  Wort  Gilde  gebraucht  worden  sei  ^), 
so  handelt  es  sich  hier  doch  nur  um  vereinzelte  Fälle.  Während 
er  sich  nun  auf  diese  seltene  Anwendung  des  Wortes  zurück- 
zieht, will  er  gar  nicht  den  Gedanken  gelten  lassen,  daß  es  in 
dem  Sinne  stehe,  den  es  im  12.  Jahrhundert  oft  hat  und  der 
als  seine  technische  Bedeutung  gelten  darf:  in  dem  der  nord- 
französisch-niederländischeu  „Kommune". 

Über  den  Charakter  und  die  historische  Stellung  dieser 
coniurationes  habe  ich  mich  mehrfach  geäußert-)  und  hebe  des- 
halb jetzt  nur  hervor,  was  für  den  Zusammenhang  unserer  Er- 
örterung notwendig  ist.  Früher  hat  man  sie  auch  als  Gilden 
gedeutet  und  ihre  Bedeutung  sehr  überschätzt.  Heute  geschieht 
dies  in  Deutschland  nicht  mehr.  Nur  in  Frankreich  begegnet 
noch  jene  Überschätzung^).  Die  coniurationes  sind  stets  Ver- 
einigungen einer  schon  vorhandenen  Stadtgemeinde;  sie  setzen 
die  Existenz  einer  solchen  voraus,  schaffen  sie  nicht  erst;  die 
Beteiligung  an  einer  coniuratio  ist  auf  den  Kreis  der  Einwohner 
beschränkt;  die  coniurati  und  die  Bürger  fallen  prinzipiell  zu- 
sammen. Es  bedarf  hiernach  keiner  weiteren  Darlegung,  daß 
die  coniuratio  als  Gilde  nicht  aufgefaßt  werden  darf.  Der  Zweck 
der  Verschwörung  kann  vorübergehend,  aber  auch  dauernd  sein. 
Der  Stadtherr  hat  etwa  eine  Gewaltsamkeit  gegen  die  Bürger- 
schaft verübt,  die  sich  nun  eidlich  —  sämtliche  cives  tun  es  — 
gegen  ihn  verbindet  *).  Mit  der  bloßen  Abwehr  kann  der  Zweck 
der  coniuratio  erledigt  sein.  Es  kommt  jedoch  auch  vor,  und 
zwar  nicht  selten,  daß  mit  der  Erhebung  zugleich  mehr  oder 
weniger   dauernde   Verfassungseinricbtungen    geschaffen    werden. 


1)  Festgabe  für  Hagedorn  S.  69  Anm.  4;  Die  Gilde  als  Form  städtischer 
Gemeindebildung  S.  90  Anm.  80. 

2)  Vgl.  z.  B.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  a.  a.  0.  S.  65  ff. ;  Gott.  Gel. 
Anzeigen  1892,  S.  414  ff. 

3)  So  bei  Luchaire,  Les  communes  fran^aises  k  l'epoque  des  Capetiens 
directs,  und  bei  Viollet,  Les  communes  frangaises  au  moyen-age.  Vgl.  meine 
Ausführungen  zu  diesen  Werken  in  der  Hist.  Ztschr.  70,  S.  532  1  und  92, 
S.  315  f. 

4)  Vgl.  das  bekannte  Beispiel  aus  Kamerich.  Reixecke,  Geschichte  der 
Stadt  Cambrai  bis  1227,  S.  100  ff. 
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Die  Bedeutung  der  coniurationes  nach  dieser  Richtung-  hin  zu 
überschätzen,  hindert  uns  freilich  die  Beobachtung-,  daß  Städte, 
die  eine  solche  Schwurvereinigung  nie  gehabt  haben,  in  der  Aus- 
bildung der  Verfassung-  und  des  Stadtrechts  überhaupt  hinter 
den  andern  nicht  zurückbleiben.  Immerhin  stellt  die  coniuratio 
eine  charakteristische  Form ,  durch  die  viele  Gemeinden  neue 
Rechte  erwerben  und  ihre  Einrichtungen  fortbilden,  dar  ^),  und 
diese  Form  ist  einem  bestimmten  landschaftlichen  Gebiet  be- 
sonders eigen. 

Nach  dem  eigentlichen  Deutschland  hat  sie  sich  auch  aus- 
gebreitet, indessen,  wie  es  scheint,  nur  sehr  wenige  Städte  er- 
faßt. Vor  allem  sind  hier  Köln  —  mit  der  lakonischen  Notiz 
zum  Jahre  1112:  coniuratio  Coloniae  facta  est  pro  libertate^)  — 
und  Trier  —  mit  etwas  ergiebigeren  Nachrichten  •^)  —  zu  nennen. 
Ein  Ableger  der  nordfranzösisch-niederländischen  Bewegung  wird 
ebenso  die  coniuratio  von  Freiburg  sein.  So  hat  sie  schon  vor 
langer  Zeit  Keutgen  *)  zögernd ,  neuerdings  H.  v.  Lcesch  °)  in 
bestimmter  Weise  gedeutet. 

JoAf  HiM  wendet  gegen  Lcesch  ein ,  daß  die  coniurationes 
durcha;.s  in  offener  Auflehnung  gegen  die  bisherigen  Machthaber 
aufkommen,  und  daß  die  französische  Kommune  im  Anfang  des 
12.  Jahrhunderts  freiwillig  von  den  Stadthen-en  noch  nicht  zu- 
gestanden  werde '^).     Gewiß   hat   die   coniuratio  jenen  Ursprung. 


1)  Wir  können  hiernach  die  oben  mitgeteilte  Formulierung  Joachims, 
die  coniuratio  sei  „nicht  Form  aller  Gemeindebildung",  wohl  akzeptieren. 

2)  Zur  Deutung  dieser  Nachricht  vgl.  neuerdings  Joachim,  Die  Gilde 
als  Form  städtischer  Gemeindebildung  S.  93  und  S.  103  Anm.  51 ;  Seeliger 
S.  69 ;  HoLTSCHMiDT,  Die  Kölner  Ratsverfassung  1396 — 1518,  S.  4 ;  Heymaxx, 
Savigny-Ztschr. ,  Germ.  Abt.,  Bd.  28,  S.  599.  Die  Kölner  coniuratio  dürfte 
nur  einen  vorübergehenden  Zweck  gehabt  haben.  Waitz,  Verfassungs- 
geschichte 7,  S.  397  ff.  und  m.  Entstehung  d.  deutscheu  Stadtg.  S.  42. 

3)  Vgl.  ScHOOP,  Verfassungsgeschichte  von  Trier  S.  103;  Joachim,  Die 
Gilde  als  Form  städtischer  Gemeindebildung  S.  92  Anm.  23.  Gegen  Joachims 
Bemerkungen  über  Trier  lassen  sich  Einwendungen  machen. 

4)  Vgl.  Joachim  a.  a.  0.  S.  92 ;  Festgabe  für  H^vgedorn  S.  70  f. 

5)  Auch  Oppermann  vertritt  diese  Ansicht,  freilich  in  besonderer  For- 
mulierung. 

6)  Joachim,  Die  Gilde  als  Form  städtischer  Gemeiudebildung  S.  95  f. 
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Aber  Joachim  setzt  das  Alter  der  friedlichen  coniurationes  zu 
spät  an  ^)  und  bildet  überhaupt  mit  Unrecht  zwei  chronologisch 
scharf  gesonderte  Entwicklungsperioden  '^).  Tatsächlich  gehen 
im  12.  Jahrhundert  beide  x\rten  der  coniuratio  nebeneinander  her. 
Schon  früh  ist  zu  der  usurpatorischen  die  legale  getreten.  Und 
setzen  wir  auch  den  Fall,  die  coniurationes  in  Frankreich  und 
den  Niederlanden  hätten  zur  Zeit  der  Gründung  Freiburgs  durch- 
weg den  Charakter  offener  Auflehnungen  gegen  die  Stadtherr- 
schaft besessen,  so  bliebe  doch  die  Möglichkeit,  daß  das,  was 
in  einem  Lande  ein  revolutionäres  Angesicht  hat,  in  einem  andern 
eine  friedlichere  Gestalt  gewinnt.  Einen  Beleg  für  einen  solchen 
Vorgang  liefert  ja  in  eben  jener  Zeit  die  Geschichte  des  Stadt- 
rats: während  in  Italien  der  Titel  der  consules  der  Spitze  einer 
vom  Stadtherrn  freien  Gemeinde  beigelegt  wird,  geben  ihn  in 
Deutschland  die  Stadtherren  im  12.  Jahrhundert  einem  Ausschuß, 
der  einer  von  ihnen  noch  recht  abhängigen  Stadt  angehört  und 
auch  noch  nicht  die  Spitze  der  Gemeinde  darstellt  ^).    In  gleicher 


1)  E.  Mayer,  Deutsche  und  französische  Verfassungsgeschichte  1,  S.  536  f. 
„Der  Graf  von  Nevers  behauptet  über  die  Ortschaft  Vezekiy  die  advocatia, 
die  ihm  das  Kloster  bestreitet.  Deshalb  fordert  er  die  Einwohner  auf,  unter- 
einander eine  coniuratio  zu  schließen  und  ihm,  dem  Grafen,  fidelitas  zu 
leisten;  dann  verspricht  er  Schutz  (si  mutuam  confoederationem  ad  invicem 
iurantes  ad  me  quoque  fidelitatem  servare  volueritis,  ubique  meo  fruemiui 
praesidio).  Noch  deutlicher  aber  ist  es,  wenn  die  älteste  Kommuualcharte, 
die  wir  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  besitzen,  die  von  St.  Omer,  erwähnt, 
daß  der  König  von  Franki-eich,  der  Graf  und  andere  Vornehme  die  Kommune 
eidlich  bestärkt  haben  (1127:  hanc  communionem  tenendam,  has  suprascriptas 
consuetudines  et  conventiones  esse  obsei-vandas  fide  promiseruut  et  sacramento 
confirmaverunt).  In  den  späteren  Kommunalurkundeu  hat  sich  das  in  die 
bloße  Konzession  der  Urkunde  verwandelt.  Geht  mau  aber  von  der  älteren 
Torrn  aus,  so  hat  der  König  eben  die  Eidgenossenschaft  mit  beschworen, 
ist  der  vornehmste  Eidgenosse,  und  die  Eidgenossen  stehen  unter  seinem 
Schutz  .  .  .  Juristisch  denkt  man  sich  das  Verhältnis  dann  später  so,  daß  der 
König  die  Gemeinde  mit  der  ,Kommune'  belehnt  hat." 

2)  Joachim  S.  96  erwähnt,  daß  „noch  hundert  Jahre  später  ein  fran- 
zösischer Prediger  die  Existenz  der  Kommune  als  einen  Eaub  an  den  Rechten 
der  herrschenden  Klassen  betrachtet".  Daß  aber  vorher  schon  friedliche 
coniurationes  vorgekommen  waren,  wird  er  nicht  bestreiten  wollen. 

3)  Vgl.  meine  Entstehung  der  deutschen  Stadtgemeinde  S.  101  f. 
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Weise  hätte  auch  der  Zähringer  der  anderswo  großes  Aufsehen 
eiTegenden  coniuratio  auf  seinem  Gebiet  einen  bescheideneren, 
friedlicheren  Platz  geben  können.  Indessen,  wir  sind  nicht  ge- 
nötigt, zu  dieser  Hypothese  unsere  Zuflucht  zu  nehmen,  da  ja 
zur  Zeit  der  Gründung  Freiburgs  Frankreich  schon  das  Vorbild 
für  eine  vom  Stadtherrn  eingerichtete  coniuratio  bot '). 

Gehen  wir  zu  den  Städten  Köln  und  Tiel,  den  weitereu 
Stützen  der  Gildetheorie  Joachims  ,  über ,  so  vermögen  deren 
Gilden  uns  noch  viel  weniger  für  die  neue  Auffassung  zu  ge- 
winnen. 

In  Köln  besteht  im  12,  Jahrhundert  eine  echte  Kaufmanns- 
gilde, mit  den  echten  Zügen  einer  Gilde:  ihre  Mitglieder  halten 
die  Handwerker,  auch  sogar  einige  Gruppen  von  Händlern  von  sich 
fern'-).  Und  diese  Gilde  —  wird  der  Leser  unwillig  fragen  — 
soll  mit  der  Stadtgemeinde  oder  auch  nur  einer  Sondergemeinde 
identisch   sein?     Man    ebnet   uns   den  Weg   in   folgender  Weise, 


1)  J''  ACHIM  S.  96  führt  die  Angabe  des  Freiburger  Stadtrodels  an,  daß 
Heiuricl  V.  und  die  Fürsten  des  Reichs  der  Gründung  Freiburgs  zugestimmt 
haben,  und  fragt,  ob  es  denkbar  sei,  daß  derselbe  König  Heinrich,  der  1107 
gegen  die  Kommune  in  Kamerich  eingeschritten  war,  in  Freibm-g  die  Er- 
richtung einer  coniuratio  genehmigt  habe.  Von  allem  andern  abgesehen  — 
ist  denn  die  Angabe  des  Stadtrodels  historisch?  —  H,  v,  Lcesch  und  Oppek- 
MANN  sehen  das  Muster  für  die  Freiburger  coniuratio  in  der  Kölner  von  1112. 
Mir  ist  es  das  wahrscheinlichste ,  daß  man  französisch-niederländischen 
coniurationes  im  allgemeinen  folgte;  man  hatte  in  Deutschland  gewiß  von 
ihnen  Kenntnis.  Jedenfalls  vermag  ich  Oppermann  nicht  beizustimmen, 
wenn  er  im  weiteren  Rückschluß  von  Freiburg  auf  Köln  die  Kölner  Stadt- 
verfassung zu  rekonstruieren  unternimmt. 

2)  H.  v.  Lcesch,  Die  Kölner  Kaufmannsgilde  S.  38  ff.  Joachim,  Festgabe 
für  Hagedorn  S.  30  Aum.  3  fühlt  sich  durch  diese  Tatsache  selbstverständ- 
lich sehr  behindert.  Er  will  sie  deshalb,  wie  weiter  im  Text  zu  envähnen, 
nur  als  ein  Produkt  späterer  Entwicklung  gelten  lassen,  mit  der  Begründung: 
„Die  ausdrückliche  Bestimmung  des  Ausschlusses  von  Handwerkern,  die  sich 
bei  norddeutschen  und  niederländischen  Kaufmannsgilden  findet,  erlaubt  den 
sicheren  Rückschluß  auf  eine  in  dieser  Beziehung  eingetretene  Veränderung." 
Allein  auf  dem  Wege  könnte  man  alles  beweisen.  Natüiiich  wird  stets,  auch 
in  den  frühesten  Zeiten,  die  Neigung,  in  eine  Genossenschaft  zu  kommen, 
bei  vielen  Nichtberufenen  vorhanden  gewesen  zu  sein.  Der  formell  gefaßte 
Beschluß,  solche  fernzuhalten,  ist  darum  gar  kein  Beweis  dafür,  daß  sie  einst 
freien  Eintritt  gehabt  hätten. 
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Gildeliste  und  Bürgerliste  von  St.  Martin  werden,  wenigstens  eine 
Zeitlang,  auf  demselben  Pergament  geführt.  Daraus  ergibt  sich, 
daß  Gilde  und  Gemeinde  dasselbe  „Bureau",  denselben  Vorstand^) 
haben.  Dieser  Umstand  sodann  „läßt  auf  eine  Zeit  schließen, 
wo  die  Gilde  selbst  nichts  anderes  war  als  die  Gemeinde"  ^). 
Man  kann  zwar  nicht  leugnen,  daß  in  historischer  Zeit  die  Ge- 
meinde in  der  Kaufmannsgilde  nicht  aufging.  Aber  „ursprüng- 
lich können  der  Gilde  auch  Handwerker  als  Mitglieder  nicht  ge- 
fehlt haben";  deren  Fernhaltung  sei  „eine  spätere  Stufe  der 
Entwicklung"  ^).  Die  Notwendigkeit  dieser  Annahme  leuchtet 
doch  nicht  ein.  Die  Identität  der  Vorstände  könnte  sich  ja  auch 
aus  der  Identität  der  führenden  Schicht  in  Gilde  und  Gemeinde 
erklären '').  Und  sind  nun  wirklich  Gildevorstand  und  Gemeinde- 
vorstand identisch?  ]\Ian  stellt  sich  die  Verhältnisse  jener  Zeit 
zu  großartig  vor,  wenn  man  erhaben  vom  „Bureau"  spricht. 
Bei  der  Einfachheit  der  damaligen  Zustände  konnte  e  i  n  Schreiber 
alles,  was  für  die  Martinsgemeinde  und  die  Kaufmannsgilde  zu 
schreiben  war,  bewältigen.  Eine  Lokalität  genügte  als  Raum 
für  die  Schreibarbeiten  beider.  Und  man  war  gewiß  auch  spar- 
sam genug,  um  das  Stück  Pergament,  das  man  einmal  besaß, 
für  zweierlei  Zwecke  zu  verwenden.  Die  Benutzung  desselben 
Blattes  ist  eben  ein  rein  tatsächliches  Verhältnis.  Übrigens  geben 
wir  sehr  gern  die  Möglichkeit  zu,  daß  mehrere  angesehene  Bürger 
im  Gemeinde-  und  im  Gildevorstand  zugleich  saßen.  Derartiges 
tiudet  sich  ja  zu  allen  Zeiten  in  entsprechenden  Verhältnissen. 
Aber  ebenso  darf  man  von  allen  Zeiten  sagen,  daß  sie  auch  bei 
tatsächlicher  Übereinstimmung  des  Personenkreises  doch  immer 
Amt  und  Person  auseinandergehalten  haben.  Für  Köln  eine 
Ausnahme  vorauszusetzen  liegt  am  wenigsten  Veranlassung  vor, 
da  doch  das  überlieferte  Pergamentstück  zeigt,  daß  man  Gilde- 
brüder und  Gemeindemitglieder  getrennt  aufführte  und  also   be- 


1)  Seeliger  S.  97  stimmt  in  diesem  Punkt  Joachim  bei.  Eine  Erklärung 
für  diese  „Tatsache"  zu  geben  sieht  er  sich  außer  stände.  Er  bestreitet  je- 
doch, daß  „die  Parochialorganisation  das  Ergebnis  der  Gildebilduug  ist". 

2)  Joachim,  Die  Gilde  als  Form  städtischer  Gemeindebildung  S.  107. 

3)  Joachim,  Festgabe  für  Hagedorn  S.  30. 

4)  So  H.  V.  LcKSCii  in  seiner  Kritik  der  Theorie  Joachims. 
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grififlich  trennte.  Man  beachte  ferner,  daß  man  nur  eine  Zeitlang 
dasselbe  Blatt  benutzte.  Man  führte  nicht  grundsätzlich 
die  Listen  auf  dem  gleichen  Pergament.  Nicht  in  irgendeiner 
Verfassungseiurichtung,  sondern  lediglich  in  der  Pergamentökono- 
mie liegt  die  Ursache  der  Erscheinung,  die  man  mit  so  viel  Auf- 
wand erklären  will. 

Zu  allem  Gesagten  ist  noch  hinzunehmen,  daß  die  These  von 
der  Bedeutung  der  Gilde  für  die  Bildung  der  Stadtgemeinde 
doch  nur  dann  volle  Geltung  haben  könnte,  wenn  die  Kölner 
Gesamtgemeinde  aus  der  Sondergemeinde  St.  Martin  hervorge- 
gangen wäre.  Es  ist  aber,  wie  wir  schon  wissen  (S.  423),  zum 
mindesten  nicht  ausgemacht,  daß  diese  ein  höheres  Alter  besitzt 
als  jene.  Und  wie  haben  sich  ferner  die  andern  Sondergemeinden 
gebildet,  die  ungefähr  gleichaltrig  mit  St.  Martin  sind?  Stellte 
bei  ihnen  auch  je  eine  Gilde  die  „Form  städtischer  Gemeinde- 
bildung" dar?  Diese  Schwierigkeiten  haben  Joachim  wohl  be- 
drückt, als  er  die  Worte  niederschrieb:  „Die  komplizierten  Ver- 
hältnis ie  der  Römerstädte  lasse  ich  vorerst  außer  Betracht  ^). 


1)  Seeliger  S.  96  f.  betont  gegenüber  Joachim,  daß  wir  für  dieselbe 
Zeit,  aus  der  unsere  Nachrichten  über  die  Kölner  Gilde  und  ihre  Beziehungen 
zu  St.  Martin  stammen  —  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  — ,  auch  Quellen  über 
die  Existenz  und  die  Tätigkeit  der  Gesamtgemeinde  besitzen,  daß  also  die 
Martinsparochie  nicht  „der"  Träger  der  Stadtverfassung  Kölns  sein  könne. 
JoACHiJi  wird  freilich  darauf  mit  einem  Hinweis  auf  eine  vorausgegangene 
Entwicklung  erwidern.  Indessen  hat  doch  Seeliger  mit  seinem  Einwand 
nicht  unrecht.  Nur  dürfte  das  eigentlich  Entscheidende  darin,  daß  die  Kölner 
Gesamtgemeinde  nicht  ein  so  junges  Produkt  ist,  wie  Seeliger  meint  (s.  oben), 
und  in  ihrem  Zusammenhang  mit  der  Landgemeinde  liegen.  —  Seeliger 
(S.  98)  tadelt  es  scharf,  daß  Rietschel  „Joachims  Gildetheorie  als  erwünschte 
Ergänzung  und  Fortbildung  der  Ansicht  Belov/s"  auffaßt,  und  findet  darin 
einen  Widerspruch.  Mir  scheint  in  der  Tat  ein  solcher  bei  Rietschel  vor- 
zuliegen, obgleich  man  sagen  darf,  daß  er  die  Bedeutung  der  Gilde  für  die 
Stadtgemeinde  nicht  auf  deren  Entstehung  beschränkt,  sondern  mit  Gierke 
zugleich  auch  an  den  Einfluß  auf  ihre  Fortbildung  denkt.  Aber  Seeliger 
macht  sich  eines  ähnlichen  Widerspruchs  schuldig.  Denn  nachdem  er  be- 
merkt hat  (s.  oben  S.  426),  daß  „die  allgemeine  kommunale  Idee,  welche  schon 
längst  in  den  Landgemeinden  Verwirklichung  gefunden  hat,  auch  bei  der 
Büdung  der  städtischen  Gemeinde  wirksam  gewesen  sein  mag",  erklärt  er 
einige  Seiten  später  (S.  99) :   „Das  in  den  Städten  verbreitete  Gildeweseu  ist 
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In  Tiel,  einem  Ort,  der  für  den  Handel  in  Alperts  Zeit 
größere  Bedeutung  gehabt  hat  als  später,  fiel  diesem  Kleriker 
auf,  daß  die  Tielenses  für  sich  ein  Recht  beanspruchen,  das 
nicht  Landrecht  ^)  ist,  sondern  von  ihm  durch  die  Berücksichtigung 
kaufmännischer  Interessen  abweicht.  Er  notierte  ferner  als  be- 
merkenswert die  Gelage,  die  sie  abhalten.  Im  Eingang  seiner 
Schilderung  spricht  er  nicht  von  den  Tielenses,  sondern  von  den 
mercatores  Tielenses,  so  daß  er  beide  gleichzusetzen  scheint. 
Dies  veranlaßt  Joachim  zur  Gleichsetzuug  von  Gemeinde  und 
Gilde.  Aber  wir  haben  uns  doch  zu  fragen,  ob  es  Alperts  Ab- 
sicht war,  seine  Aussagen  wirklich  auf  alle  einzelnen  Einwohner 
Tiels  oder  auch  nur  auf  alle  ihre  Gruppen  zu  beziehen.  Wir 
dürfen  an  seine  Erzählung  nicht  mit  der  Erwartung  herantreten, 
in  ihr  die  Korrektheit  einer  Urkunde  zu  finden ;  er  schreibt  bloß 
als  Kleriker,  der  merkwürdige  Dinge  verzeichnet.  Jene  Frage 
zu  bejahen,  hindert  uns  bereits  das,  was  er  über  die  Gelage 
der  Tielenses  erzählt.  Nimmt  man  ihn  genau  beim  Wort,  so 
müßten  wir  glauben,  daß  er  die  ganze  Gemeinde  Tiel  als  eine 
einzige  Kneipbruderschaft  ansieht.  Wir  lesen  bei  ihm  unter 
anderem :  pecuniam  simul  conferunt  et  hanc  partitam  singulis  ad 
lucra   distribuunt   et   ex   his   quoscunque  potus  certis  temporibus 


denselben  genossenschaftlichen  Tendenzen  des  germanischen  Lebens  ent- 
spmngen  wie  die  Gemeinden ;  es  ist  vielfach  vor  der  Organisation  der 
bürgerlichen  Gemeinden  vorhanden ;  es  hat  sicherlich  für  die  Erweckung  des 
kommunalen  Gedankens  gewirkt  und  dessen  Sieg  vorbereitet.  Darin  liegt 
die  allgemeine  Bedeutung  der  Gilde  für  die  Stadtverfassung."  Also  auch 
Seeliger  führt  die  Bildung  von  städtischen  Gemeinden  sowohl  auf  die  in 
der  Landgemeinde  liegende  Idee  wie  auf  das  Gildewesen  zurück.  Übrigens 
möchte  ich  hier  gegenüber  Seeligek  und  zugleich  gegenüber  allen  andern, 
die  von  einer  Einwirkung  der  Gilden  auf  die  Entstehung  der  Stadtverfassung 
sprechen,  daran  erinnern,  daß  es  schon  lange  vor  dem  Aufkommen  der  Städte 
Gilden  gegeben  hat.  Wenn  die  Gilde  die  Kraft  und  Neigung  hatte,  das 
Gemeindewesen  zu  beleben  oder  gar  ein  Gemeindewesen  hervorzubringen, 
warum  hat  sie  diese  Wirkung  nicht  in  vorstädtischer  Zeit  auf  die  ländlichen 
Verhältnisse  ausgeübt?  Warum  spricht  man  nicht  von  der  Entstehung  der 
Landgemeinde  aus  der  Gilde  oder  ihrer  Umbildung  durch  diese? 

1)  Wir   treffen    den  Sinn  Alperts   mit   diesem  Ausdruck,   wenn   er   auch 
erst  für  eine  spätere  Zeit  nachweisbar  ist. 
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in  anno  cernunt  ^).  Wer  will  bestreiten,  daß  diese  Worte  nur 
auf  einen  engereu  Kreis  gedeutet  werden  können?  Auf  der 
anderen  Seite  bezieht  sich  Alperts  Bericht  über  die  Anwendung 
des  sich  bildenden  Stadtrechts  ganz  gewiß  auf  einen  lokalen 
Gerichtsbezirk,  nicht  auf  eine  personale  Gerichtsgemeinde.  Eine 
solche  begegnet  uns  ja  in  der  Geschichte  der  aufkommenden 
Städte  nirgends.  Das  sich  bildende  Stadtrecht  gelangt  von  An- 
fang au  im  Rahmen  eines  alten  lokalen  Gerichtsbezirks  zur  An- 
wendung. 

Hiernach  werden  wir  den  Inhalt  der  Erzählung  Alperts  dahin 
zusammenfassen,  daß  er  zunächst  über  die  Abweichungen  des 
sich  bildenden  Stadtrechts  vom  Landrecht  spricht,  wobei  der 
ganze  Gerichtsbezirk  Tiel  in  Betracht  kommt,  und  sodann  die 
Gelage  eines  bestimmten  Kreises  schildert.  Diesen  mit  voll- 
kommener Sicherheit  als  Gilde  zu  bezeichnen  wäre  kühn.  Aller- 
dings weist  der  Umstand,  daß  die  Mitglieder  des  Kreises  Trink- 
gelage an  bestimmten  Tagen  auf  gemeinsame  Kosten  abhalten, 
mit  f  ehr  großer  Wahrscheinlichkeit  dahin ,  wenigstens  unter  der 
Voraussetzung,  daß  die  Gelage  ein  wesentliches  Stück  der  Gilde 
ausmachen,  die  gerade  für  Joachim,  wie  wir  bei  seiner  Dar- 
stellung der  Freiburger  Verhältnisse  sahen,  kaum  zu  bestehen 
scheint.  Ob  wir  sodann  nach  Alperts  Bericht  eine  Kaufmanns- 
gilde oder  eine  rein  gesellige  Vereinigung  anzunehmen  haben  -), 
darüber    können    die   Ansichten    auseinandergehen.      Ich    würde 


1)  H.  V.  LcESCH  schlägt  mir  folgende  Erklärung  dieser  Stelle  vor:  ein- 
zelne Mitglieder,  vielleicht  jedesmal  einer,  erhalten  Darlehen  und  bestreiten 
aus  dem  damit  erzielten  Gewinn  die  Gelagekosteu.  Es  ist  nicht  notwendig, 
bei  den  singuli  an  die  Gildevorsteher  zu  denken.  „In  Köln"  —  bemerkt 
H.  V.  LcESCH  —  „pflegen  allerdings  die  Meister  der  Zünfte  und  auch  anderer 
Korporationen  den  ,Dienst'  zu  leisten ;  bei  den  Wechslern  aber  übernehmen 
drei  beliebige,  durch  das  Los  bestimmte  Mitglieder  das  Geld  der  Genossen- 
schaft mit  der  Verpflichtung,  ein  großes  Mahl  zu  geben.  Auch  nach  der 
Tieler  Stelle  wäre  eine  derartige  Einrichtung  möglich." 

2)  Vgl.  H.  V.  LcESCH,  Die  Kölner  Kaufmann sgilde  S.  6:  „Aus  Alperts 
Sittenbeschreibung  ist  nur  zu  entnehmen,  daß  die  Gilde  gesellige  Zwecke 
verfolgte.  Ob  sie  auch  Berufsinteressen  diente,  wie  man  wohl  vermuten  darf, 
ob  sie  insbesondere  schon  Vorrechte  besaß,  läßt  sich  nicht  feststellen." 
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mich  für  das  erstere  aus  dem  allgemeinen  Grunde  entscheiden, 
daß  in  jener  Zeit  Gilden  von  rein  geselligem  Charakter  wohl 
kaum  üblich  gewesen  sind.  Unter  allen  Umständen  aber  nötigt 
uns  nichts  in  Alperts  Sätzen,  die  Identität  von  Gilde  und  Ge- 
meinde vorauszusetzen. 

Wir  haben  jetzt  die  sämtlichen  Beweismittel  der  Gildetheorie 
Joachims  vorgeführt,  und  es  dürfte  klar  sein,  daß  ihnen  jeglicher 
Beweiswert  fehlt.  Es  überrascht,  zu  sehen,  daß  ein  Autor,  dem 
wissenschaftlicher  Ernst  und  kritische  Beanlagung  nicht  abzu- 
sprechen sind,  einen  solchen  Weg  gehen  konnte,  und  daß  seine  Auf- 
fassung bei  einem  Forscher  von  dem  gesunden  Urteil  Rietschels 
Zustimmung  gefunden  hat.  Den  Schlüssel  dafür  haben  wir  ge- 
wiß hauptsächlich  darin  zu  suchen,  daß  durch  Rietschels  „Markt 
und  Stadt"  die  Anschauung  von  dem  Ursprung  der  Stadt-  aus 
der  Landgemeinde  beseitigt  schien  und  man  sich  doch  nun  um 
eine  neue  Erklärung  für  die  Herkunft  der  aufkommenden  Stadt- 
gemeinde bemühen  mußte.  Indem  man  die  allergesündeste  Deu- 
tung beiseiteschob,  verfiel  man  einer  ganz  künstlichen  Theorie.  Es 
kann  nicht  wirksamer  als  durch  den  Hinweis  auf  deren  Unnatur 
dargetan  werden,  wie  unentbehrlich  es  ist,  den  Zusammenhang 
von  Stadt-  und  Landgemeinde  zu  beachten. 

Die  neue  Theorie  sollte  das  Problem  des  äußeren  Verbandes 
der  sich  bildenden  Stadtgemeinde  lösen.  Ihre  Vertreter  haben 
die  älteren  Versuche,  die  Organe  der  städtischen  Gemeinde 
aus  Organen  der  Gilde  und  die  Gemeindekompetenz  aus  der 
Gildekompetenz  herzuleiten,  erfreulicherweise  nicht  wieder- 
holt, vielmehr  sich  im  wesentlichen  ^)  gegen  sie  ablehnend  ver- 
halten. 


1)  Ein  ganz  klein  wenig  findet  sich  allerdings  hiervon.  Vgl.  Eietschel,. 
Histor.  Ztschr.  102,  S.  263 :  „Waren  es  in  der  einen  Stadt  die  Schöffen,  in 
denen  die  städtische  Gemeinde  ihre  ersten  Organe  fand,  so  schuf  sich  die 
andere  Stadt  ihre  Organisation  in  der  Form  der  Schwurgenossenschaft,  der 
Gilde"  (in  einer  Anmerkung  wird  hier  auf  die  Arbeiten  von  Joachim  liin- 
gewiesen).  Rietschel  hebt  zwar  hervor  (S.  264),  daß  „die  Schwurgenossen- 
schaft als  Grundlage  der  Ratskompetenzen  so  gut  wie  gar  nicht  zutage  tritt". 
Aber  er  macht  mit  dem  „so  gut  wie  gar  nicht"  doch  eine  kleine  Konzession^ 
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Dagegen  schreibt  Rietschel  nach  dem  Vorgang  von  Gierke^), 
wie  schon  angedeutet  (S.  431),  der  Gilde  neben  der  Schaffung 
des  äußeren  Verbandes  noch  die  Bedeutung  zu,  daß  sie  die  Fort- 
bildung der  Gemeinde  bewirkt.  Wir  vermögen  aber  auch  hierin 
ihm  nicht  zu  folgen.  Wohl  kann  es  als  ein  Verdienst  gelten, 
nachdrücklich  zu  betonen,  daß  der  Forschung  in  der  eingehenden 
Darlegung  der  weiteren  Entwicklung  der  Stadtgemeinde,  der 
Steigerung  ihrer  Handlungsfähigkeit^),  noch  eine  wichtige  Auf- 
gabe gestellt  ist.  Indessen  wird  der  Hinweis  auf  die  Aufnahme 
des  Gildegedankens  die  Lösung  der  Rätsels  nicht  bringen.  Schon 
in  den  Markgenossenschaften  des  früheren  Mittelalters  war  eine 
gewisse  Selbständigkeit  der  Gesamtheit  als  solcher  gegenüber 
den  Mitgliedern  anerkannt  ^).    Und  ebenso  wie  die  Markgenossen- 


und  in  der  zugehörigen  Anmerkung  spricht  er  von  „Ausnahmen",  die  „sich 
dadurch  erklären,  daß  bei  der  Einführung  der  bereits  fertig  ausgebildeten 
Ratsv  'rfassung  in  einzelnen  Städten  an  die  ältere  Kommunalverfassung  an- 
gekn  pft  und  bei  der  Bildung  des  Rates  ältere  Kollegien,  Schöffenkollegien 
oder  Gildeausschüsse,  berücksichtigt  wurden".  Eietschel  fügt  dann  jedoch 
einschränkend  hinzu:  „Aber  das  rechtfertigt  in  keiner  Weise,  das  Institut 
des  Rates  selbst  aus  der  Schöffenverfassung  oder  Gikleverfassung  herzuleiten." 
—  Bei  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  möchte  ich  auch  gegen  die  kleinen 
Zugeständnisse,  die  Rietschel  hier  an  jene  älteren  Anschauungen  macht, 
noch  einiges  bemerken,  obvrohl  ihre  Unhaltbarkeit  bereits  aus  dem  Gesagten 
hervorgeht.  Den  Gildeausschuß  darf  man  doch  nicht  mit  dem  Schöffen- 
kollegium in  Parallele  stellen.  Denn  erstens  sind  es  nur  äußerst  wenige 
Städte,  für  die  allenfalls  der  Versuch  gemacht  werden  konnte,  eine  Zeit  der 
Leitung  der  Gemeinde  durch  einen  Gildeausschuß  zu  konstruieren,  während 
in  den  überaus  zahlreichen  Städten,  die  ein  SchöffenkoUegium  gehabt  haben, 
dieses  längere  Zeit  regelmäßig  die  Funktionen  eines  Gemeindeausschusses 
gehabt  hat,  und  auch  nicht  einmal  für  jene  wenigen  Städte  ist  jener  Versuch 
gelungen.  Zweitens  hat  Köln,  für  welches  eine  leitende  Stellung  des  Gilde- 
ausschusses behauptet  worden  ist,  zu  derselben  Zeit  ein  SchöffenkoUegium 
mit  Verwaltungsfunktionen,  m  der  der  Gildeausschuß  seine  Rolle  gespielt 
haben  soll. 

1)  S.  oben  S.  431  Aum.  1. 

2)  Ein  wichtiges  Kapitel  bildet  in  dieser  die  Anerkennung  des  Majori- 
tätsprinzips, Vgl.  dazu  ViOLLET,  Les  communes  frangaises  au  moyen-äge 
S.  27. 

3)  Hübner,  Grundzüge  des  deutschen  Privatrechts  S,  145  ff. 
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Schaft^)  organisierte  sich  das  Dorf^)  allmählich  strenger.  Einen 
voll  ausgeprägten  Ausdruck  erhielt  die  Selbständigkeit  der  Ge- 
samtheit da,  wo  die  Gemeinde  als  ein  von  eigenen  politischen 
Zwecken  beherrschtes  Ganzes  den  Gemeindegenossen  und  ihren 
wirtschaftlichen  Sonderinteressen  gegenübertrat.  Das  war  am 
frühesten  in  den  Stadtgemeinden  der  Fall  ^).  Wenn  auf  dem 
Lande  eine  solche  Umbildung  erst  später  eintrat,  so  ist  sie  nicht 
oder  nur  zum  kleinen  Teil  auf  eine  Einwirkung  der  Stadt  auf 
die  Landgemeinde  zurückzuführen ;  es  handelt  sich  vielmehr  offen- 
bar um  eine  parallele  Entwicklung,  die  auf  dem  Lande  sich  nur 
eben  langsamer  vollzieht  als  in  der  Stadt.  Die  Landgemeinde 
war  von  sich  aus  schon  fähig  dazu.  In  der  Stadt  aber  wurde 
die  schnellere  Entwicklung  hervorgerufen  durch  den  politischen 
Charakter,  den  sie  erhielt  *),  durch  die  gesteigerten  Anforderungen, 
die  nun  an  ihre  Handlungsfähigkeit  gestellt  wurden,  überhaupt 
durch  die  Not  der  Zeit^).  Will  man  die  Umbildung  auf  den 
Einfluß  des  Gildewesens  zurückführen,  so  sehen  wir  nicht,  warum 
dieses  nicht  auch  die  Art  der  alten  Landgemeinde  umgewandelt 
hat.  Denn  wenn  es  an  sich  die  Kraft  besitzt,  jene  Wirkung  zu 
üben,  so  hätte  es  sie  doch  bereits  auf  die  Bauerngemeinde  üben 
können,  da  das  Alter  der  Gilden  unendlich  weit  vor  das  Auf- 
kommen   der   Stadtverfassung    zurückreicht  **).     Und    auch    noch 


1)  F.  Varrentrapp,  Rechtsgeschiclite  und  Recht  der  gemeiuen  Marken 
in  Hessen,  Teil  I,  S.  214  ff. 

2)  Der  Sachsenspiegel  kennt  schon  das  Majoritätsprinzip  für  das  Dorf. 
Vgl.  auch  Varrentrapp  S.  217f. ;  Haff,  Die  dänischen  Gemeinderechte  I, 
S.  196  ff. 

3)  Vgl.  Hübner  a.  a.  0. 

4)  Man  braucht  sich  nur  daran  zu  erinnern,  was  zum  Wesen  der  mittel- 
alterlichen Stadtverfassung  gehört  (s.  oben  S.  412).  Im  Mittelalter  ist  die 
Gemeinde  an  sich  nicht  Glied  des  Staates.  In  der  Stadt  geht  sie  aber  eine 
Verbindung  mit  ihm  ein. 

5)  Vgl.  z.  B.  A.  Heusler,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  I, 
S.  307 :  „Eine  genaue  Finanzverwaltung  des  städtischen  Vermögens,  das  nun 
zu  ausschließlich  städtischen  Zwecken  seine  Verwendung  findet,  muß  die 
vermögensrechtliche  Persönlichkeit  der  Stadtgemeinde  zu  voller  Erkenntnis 
bringen." 

6)  S.  oben  S.  439  Aum.  1.  .  1 1 
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etwas  anderes  läßt  sich  gegen  die  Auffassung,  die  die  Fortbildung 
der  Stadtgemeinde  von  der  Aufnahme  des  Gildegedankens  her- 
leitet, geltend  machen:  wir  beobachten,  daß  die  angedeutete 
Entwicklung  der  Gemeindeverfassung  in  den  Städten  ohne  Rück- 
sicht darauf  erfolgt,  ob  sie  eine  coniuratio  haben  oder  nicht, 
ob  uns  in  ihren  Anfängen  eine  „Kaufmannsgilde"  begegnet 
oder  nicht:  Straßburg  wird  nicht  von  Trier,  Basel  nicht  von 
Freiburg  übertroffen.  Ganz  andere  Momente  geben  den  Aus- 
schlag. 

Höchenschwand,  den  26.  Aug.  1909. 


I  consigli  economici  e  finanziari  di  un  banchiere 
italiano  del  secolo  XVI. 

Per 
Arturo  Segre. 

I  memoriali  di  Giov.  Leonardo  Massone  di  Benevento  al  re 
di  Francia  Francesco  II  (1559). 

Sommario. 

L'  avvento  dei  Gtiisa  ed  il  rit/'ro  del  conesiabile  Anna  di 
Montmorency.  I  memoriali  di  Giov.  Leonardo  Massone  di  Bene- 
vento. La  materia  del  1^  memoriale.  Valore  di  alcuni  consigli, 
deholezza  di  altrl.  Il  2^  memoriale:  sale  e -poste.  II  3^  (5^)  memo- 
riale: parere  circa  V  esportazione  delln  materie  prime,  in  ispecie 
del  pastello  e  delln  carta.  U  espediente  delle  fratte  e  disinvoUura 
del  Massone. 

II  15  agosto  1559  il  conestabile  Anua  di  Montmorency  presenta- 
vasi  nel  castello  di  S'  Germain-en-Laye  al  re  Francesco  II  per 
rimettere  nelle  mani  del  giovane  monarca  il  sigillo  privato,  che 
egli ,  primo  ufficiale  dello  stato ,  aveva  temito  durante  il  regno 
deir  ultimo  sovrano,  Enrico  II,  spentosi  tragicamente  il  10  luglio. 
Per  quanto  il  vecchio  guerriero  non  ignorasse  il  prestigio  che 
agli  occhi  del  uuovo  re  avevano  Francesco  di  Lorena,  duca  di 
Guisa,  ed  il  fratello  cardinale  Carlo,  zii  materni  della  regina 
Maria  Stuart,  lusingavasi  tuttavia  che  i  lunghi  anni  di  fedele 
servizio  e  1'  afifetto  \'ivissimo  per  lui  nutrito  dal  sovrano  defunto 
valessero  a  conservargli  parte  alraeno  delle  alte  cariche  riunite 
in  sua  mano.  Ma  s'  inganuava.  Francesco  II  rivelö  senza  esitare 
al  favorito  giä  del  padre  suo  che  il  comando  degli  eserciti  doveva 
passare   al   duca   di  Guisa   e   quello   degli   affari  politici  e  della 
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finanza  al  cardinale  di  Loreua:  che  a  lui,  fatto  vetusto  ormai 
negli  anni,  bastava  1'  ufficio  di  membro  del  consiglio  privato.  E 
la  regina  madre,  Caterina  de'  Mediei,  non  esitö  a  confermare  le 
parole  del  figlio,  mosti'ando  antipatia  e  sfiducia  nel  ministro  antico 
che  essa  ed  Enrico  II  avevano  serapre  trattato  da  secondo  padre 
(«compere»).  Sieche  al  vinto  di  S.  Qiiintiuo  non  rimase  altro 
conforto,  che  di  attendere  con  prudenza  nel  bei  castello  di 
Chantilly  eventi  mig-liori  ed  errori  dei  suoi  emuli ').  E  questi 
in  particolare  erano  di  facile  previsione,  tanto  mostravansi  i  Guisa 
intolleranti  in  materia  religiosa,  autocrati  nell'  amministrazione, 
ingordi  nell'  acquisto  di  ricchezze.  II  vecchio  conostabile,  ricco 
di  censo ,  padre  di  niimerosa  e  valida  prole ,  zio  materno  di 
Gaspare  di  Coligny,  il  celebre  ammiraglio  di  Francia  e  duce 
principalissimo  degli  Ugonotti ,  capo  infine  di  ben  salda  clientela, 
poteva,  novello  Achille ,  ritrarsi  in  disparte  e  sperare  non  solo 
im  prossimo  richiamo,  ma,  in  giorno  non  lontano,  1'  arbitrato  vero 
fra  i  due  partiti  religiosi  e  politici  che  dividevano  la  Francia. 

Pf  5SÖ  un  mese  ed  i  Guisa  s'  accorsero  che  amare  spine  e 
diffic  Itä  numerose  occultavansi  sotto  il  trionfo  e  1'  apparente 
fortuna.  All'  onore  ed  al  lustro  che  1'  amministrazione  dello  stato 
dava  alla  loro  famiglia  erano  unite  respousabilitä,  incertezze  scogli 
durissimi.  II  cardinale  Carlo  di  Lorena,  porporato  di  infinita 
ambizione,  ma  d'  ingegno  elevato  '^) ,  era  alle  prese  colle  difficoltä 


1)  De  Ruble  :  Antoine  de  Bourbon  et  Jeanne  d'  Albret,  vol.  2°  (Paris, 
Labitte,  1882),  pp.  24-26.  —  Decrue:  Anne,  duc  de  Montmorency,  connetable 
et  pair  de  France  sous  les  rois  Henri  II,  Frangois  II  et  Charles  IX.  Paris, 
Plön ,  1889 ,  pp.  257-258.  Lavisse  :  Histoire  de  France,  VI ,  p.  1»  (Paris, 
Hachette,  1904),  pag.  5.  —  II  Decrue,  seguito  dal  Davisse,  anticipa  la  visita 
del  conestabile  al  re  di  quasi  un  mese  (18  luglio).  Ma  Agrippa  d'AuBiGNE 
{Histoire  universelle  ed.  DE  Euble,  vol.  1°,  Paris,  Renouard,  1886,  ed.  Soc. 
de  l'hist.  de  France),  pag.  244,  dice  che  il  conestabile  lasciö  passare  quaranta 
giorni  dalla  morte  di  Enrico,  ed  un  documento  inedito  citato  dal  de  Ruble 
conferma  la  data  15  agosto.  L'  iuteuzione  perö  del  nuovo  re  era  gik  pubblica 
dal  giorno  euccessivo  alla  morte  del  padre  ed  il  conestabile  certo  non  V  ignorava. 
Arch.  di  Stato  di  Modena.  Dispacci  dalla  Francia  b.  35.  Giulio  Alvarotti 
al  duca  di  Ferrara,  Ercole  11  d'  Este.  Parigi,  11  luglio  1559. 

2)  Mecenate  e  protettore  dei  belli  ingegni  di  Francia,  mise  le  basi 
all'  universitä  di  Reims  e  protesse  Michele  de  l'Hopital.  Guillemin  :  Le 
cardinal   da  Lorraine,   son   influenae  politique  et  religieuse  au  XVIe  siede. 
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finanziarie,  avendo  trovato  esausto  1'  erario  per  le  lunghe  guerre, 
per  le  vicissitudini  politiche,  per  la  mala  amministrazione  e  per 
le  concussioni  dei  fimzionari ').  Urgeva  iniziare  una  nuova  politica 
finanziaria  e  restringere  al  minimo  le  spese  '^).  Esso  quindi, 
d'aecordo  colla  regina  madre,  sollecitö  i  consigli  di  un  italiano, 
Giov,  Leonardo  Massone  di  Benevento ,  allora  residente  a  Parigi, 
il  quäle  in  una  serie  di  memoriali,  che  un  segretario  della  corte 
tradusse  in  lingua  francese,  raccolse  numerose  e  spesso  assennate 
osservazioni  sugli  errori  della  politica  econoraica  fino  allora 
praticata  nell'  amministrazione  e  propose  riforme  varie^).  Mentre 
in  appendice  pubblichiamo  il  testo  dei  memoriali,  qui  esporremo 
partitamente  il  contenuto  di  ognuno  coli'  opportune  commento. 
l''  La  prima  necessitä  dei  regno,  scrive  il  Massone,  e  1'  es- 
pulsione  inesorabile  di  tutti  i  bancliieri  ed  usurai  che  hanno 
succhiato  e  succhiano  il  sangue  dei  popolo  e  dei  sovrano  e  di 
fissare  una  somma  annua  ad  uso  dei  re,  una  specie  di  lista 
civile  ordinaria,  di  100  m.  lire,  la  quäle  verrebbe  accresciuta  col 
migliorare  delle  condizioni  economiche  dei  regno.  Poi  occorre  atti- 
vare  la  circolazione  delle  monete  nazionali  e  favorire  1'  ingresso 
delle  straniere,  pur  ritirandole  in  seguito  dalla  circolazione.  Tale 
procedimento  frutterä   all'  erario  nel  primo  anno  100  m.  scudi  e 

Paris,  Joubert,  1847,  pp.  26-70,  140  ecc.  Duprb  Lasale:  Michel  de  VHospital 
avant  son  elevation  au  poste  de  chaneelier  de  France,  parte  2'  (1555-60). 
Paris,  Thorin  et  fils,  Fontemoing,  1899,  pag.  189,  Atkinson  :  Michel  de 
VHospital.    London,  Longmans,  Green  and  Co.,  1900,  pag.  39. 

1)  V.  i  conti  fatti  dal  Belleval  :  Les  fils  de  Henri  II .  .  .  Frangois  II. 
Paris,  Lechevalier,  1898,  pag.  87-115,  126.  —  Enrico  II  inoltre  aveva  sper- 
perato  somme  ingenti  tra  i  favoriti  v.  Romier:  La  carriere  d'un  favori. 
Jacques  D^Alhon  de  Saint- Andre,  marechal  de  France  (1512-1562).  Paris, 
Perrin,  et  C,  1909,  pp.  180,  184,  193. 

2)  V.  la  lettera  di  Leonardo  II  Spini,  celebre  mercante  fiorentino  a  Lione, 
dei  13  agosto  1559  in  Desjardins:  Negociations  diplomatiques  de  la  France 
avec  la  Toscane,  III  (Paris,  Impr.  imperiale,  1865),  pag.  401  n.  1.  «S.  M.  X™e 
si  ridurrä  aUa  manco  spesa  che  poträ». 

3)  I  memoriali  dei  Massone  erano  cinque,  ma  ne  ritrovammo  tre  soli. 
I  mancanti,  come  si  desume  dall'  ultimo  memoriale  conservato  (pag.  18), 
trattavano  di  due  prodotti  particolari,  il  grano  ed  il  vino.  I  tre  a  me  noti 
trovansi  nella  Bihlioteca  Nazionale  di  Parigi.  Fonds  frangais  n.  15872, 
carte  193  e  ss.  v.  Appendice  iJoc.  3,  4  e  5.  V.  anche  ivi  cc.  187-89  le  lettere 
accompagnatorie  dei  Massone  al  card.  di  Lorena.    App.  Doc.  1  e  2. 
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negli  anni  successivi  somma  progressivamente  maggiore.  Cosi 
pure  si  deve  favorire  la  produzione  nazionale,  rendendo  minima 
r  importazione ,  massima  la  esportazione  dei  prodotti  naturali  e 
manufatti.  Con  tale  provvedimento  la  moneta  nazionale  non 
uscirä  piü  che  in  minima  parte  dallo  stato ,  e  1'  oro  straniero 
verrä  a  riempiere  gli  scrigni  degli  industriali  e  dei  commereianti 
e,  quel  che  piü  importa,  le  casse  governative.  Farä  bene  il 
governo  di  attrarre  le  spezierie  delle  Indie  orientali,  non  meno 
che  i  prodotti  delle  occidentali,  rendendo  la  Francia  vero  depo- 
sito  internazionale  delle  produzioni  tropicali  e  nel  tempo  stesso 
centro  del  traffico  di  quelle  lontane  terre  coli'  Europa,  ed  il 
beneficio  dei  particolari  sarä  incalcolabile.  Altra  mira  costante 
dovrebbe  essere  lo  Storno  del  traffico  di  Anversa,  favorendone 
il  passaggio  in  qualche  cittä  del  regno:  al  guadagno  sicuro  di 
ben  200  m.  scudi  annui  per  l'erario  si  unirä  il  favore  e  la 
soddisfazione  della  Spagna,  del  Portogallo,  dell'  Inghilterra  e 
deir  Italia,  che  odiano  il  celebre  emporio  fiammingo.  II  governo 
potre'  be  inoltre  stringere  accordo  coi  Portoghesi  per  la  navigazione 
nelle  Indie,  rendersi  amici  i  mercanti  stranieri  ospiti,  favorendoli 
con  opportune  riforme,  le  quali,  senza  angherie,  potrebbero  recare 
al  bilancio  un  utile  di  2  milioni  di  franchi  annui  ed  ai  sudditi 
naturali  guadagni  non  meno  vistosi  nei  traffichi  loro  ordinari.  — 
Si  sfruttino  poi  alcuni  cespiti  d'  entrata  ancora  infruttiferi ,  si 
diminuisca  1'  acquisto  degli  oggetti  di  lusso  all'  estero,  inutile 
spreco  di  danaro  per  la  corte  e  per  i  sudditi.  In  summa  si 
provveda  «que  le  francoys  se  congnoisse  et  qu'il  se  face  con- 
gnoistre  aux  nations  estrangez,  qui  en  ont  abuse  et  tout  jusques 
icy  contemne  et  mesprise.» 

Le  osservazioni  che  suggerisce  questo  memoriale  sono  numerose. 
II  finanziere  italiano  comincia  1'  elenco  dei  suoi  consigli  con  una 
proposta  draconiana,  1'  espulsione  immediata  «sans  mot  dyre» 
dei  banchieri  e  degli  usurai.  Questa  proposta,  forse  interessata  per 
trarre  profitto  della  rovina  di  concorrenti,  si  ricollega  tuttavia  al 
sentimento  generale  di  avversione  che  il  pubblico  francese  nutriva 
contro  i  banchieri  e  prestatori  di  danaro  stranieri,  in  ispecie 
contro  gli  italiani,  che,  numerosi  in  Francia  nei  secoli  precedenti, 
dopo  avere  trascorso  e  sopportato  infinite  traversie  per  gli  arbitrii 
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dei  sovrani  e  dei  loro  ministri  e  per  1'  ostilitä  delle  popolazioni, 
dalle  quali  estorcevano  non  di  rado  interessi  esosi,  ma  che  dal 
loro  danaro  non  avevauo  mal  potuto  emanciparsi  ^),  erano  cresciuti 
di  numero  nel  sec.  XVI,  in  conseguenza  delle  relazioni  piii  intense 
che  la  penisola  dalla  calata  di  Carlo  VIII  in  poi  aveva  stretto 
colla  Francia.  Dopo  Lione,  Parigi  racchiudeva  il  maggior  numero 
di  banchieri  italiani,  e  fra  questi  alcune  vere  notabilitä  della 
finanza ,  come  Scipione  Sardini ,  che  il  pubblico  esecrava  piü  di 
tutti  e  considerava  giustamente ,  a  detta  dei  Picot'^),  1'  anima 
dannata  di  Caterina  de'  Medici.  II  Sardini  riusci  per  lunghi  anni 
a  superare  i  pericoli,  anche  della  vita,  che  durante  le  guerre 
civili  ebbe  di  frequente.  Ma  1'  odio  contro  il  suo  nome  non  cessü 
mai,  fin  che  visse,  ed  ancora  nel  1578,  in  un  momento  di  grave 
agitazione  conti'o  i  banchieri  italiani  di  Parigi,  il  suo  nome  venne 
ferocemente  dilaniato  in  una  pasquinata  affissa  il  24  settembre 
in  vari  luoghi  della  cittä,  a  cominciare  dal  palazzo  stesso  dei 
comune^),  tanto  anzi  che  incusse  timore  non  infondato  di  una 
prossima  S.  Bartolomeo  contro  tutti  i  banchieri  stranieri,  in  ispecie 
italiani '^). 


1)  V.  siigli  Italiani  («Lomhardi»)  e  suUe  loro  traversie  in  Francia  Piton  : 
Les  Lombards  en  France  et  ä  Paris.  I  (Paris,  Champion,  1892),  pp.  33  e  ss., 
102-14  ecc.  Viollet:  Histoire  des  institutions  j^olitiques  et  administratives 
de  la  France.  UH  (Paris,  Larose,  1903),  pp.  407  ecc.  Vigne  :  La  banque  ä 
Lyon  du  XF«  au  XVIIJe  siede.  Lyon-Paris,  Rey-Guillaumin,  1903,  pp.  86 
e  SS.  Gauthier:  Les  Lombards  dans  les  Deux-Bourgognes  in  Bibl.  de 
l'ecole  des  hautes  etudes,  fasc.  156.  Paris,  Champion,  1907,  pp.  27  e  ss.  ed  il 
recente  vol.  dei  Morel:  Les  Lombards  dans  la  Flandre  frangaise  et  le 
Hainaut.  Lille,  Morel,  1908.  —  Pei  territori  limitrofi  alla  Francia  v.  Amiet  : 
Die  französischen  und  lombardischen  Geldwucherer  des  Mittelalters,  nämlich 
in  der  Schtveiz  ed.  in  Jahrbuch  für  schweizerische  Geschichte  I  e  ü. 

2)  Les  Italiens  e?i  France  au  XVJe  siede  in  Bulletin  italien.  Annales 
de  la  Faculte  de  lettres  de  Bordeaux  TL  (1902),  128,  137-38. 

3)  «Messire  Poltroni  Scorpion  Sardini  serredenier  et  tous  tes  complisses 
seigneurs  d'Italye,  des  enfers  toutte  la  lye  salut»  pubbl.  in  nota  ai  Memoires 
e  Journal  di  Pietro  de  L'  Etoile,  ed,  Jouaust  (Parigi,  1878),  I,  267,  e 
nella  nuova  ediz.    Parigi,  Lemerre,  1896,  I,  pp.  266-67. 

4)  L'  ambasciatore  spagnuolo  a  Parigi  trasmise  infatti  la  pasquinata  al 
suo  re  in  lettera  dei  27  settembre  col  seguente  commento :  «A  los  24  amaneciö 
aqui    lixado    un   Pasquin   en   diversas    partes   deste   lugar   contra  Italianos, 
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Or  dunque  gli  uomini  di  finanza  italiani,  chi  piü,  chi  meno, 
vantavano  crediti  presso  la  corte  e  nell'  estate  del  1559  assediavano 
il  Louvre  per  essere  rimborsati  delle  somme  esposte  negli  anni 
di  guerra.  Quanto  piü  il  governo  pareva  deciso  a  restringere 
le  spese,  tanto  piü  insistenti  si  facevano  le  soUecitazioni  degli 
interessati.  E  meutre  1'  arcivescovo  di  Sens,  Giov.  Bertrand,  fino 
allora  guardasigilli ,  invano  si  agitava  pel  rimborso  di  100  m. 
franchi,  dovutigli  dalla  corte,  e  Lodovico  Birago,  il  celebre 
fuoruscito  milanese  ai  servizi  della  Francia,  reclaraava  40  m. 
franchi  di  stipendio  e  di  crediti  insoddisfatti  ^) ,  i  bancbieri  di 
Lione  firmavauo  una  petizione  alla  regina  madre  di  carattere 
imperioso  '^),  ed  inviavano  a  Parigi  il  collega  Leonardo  Spini  per 
tutelare  innanzi  al  consiglio  regio  gli  interessi  comuni  a  viva 
voce  ^).  II  Massone  risolveva  le  difficoltä  coli'  espulsione ,  senza 
preoceuparsi  della  necessita  morale  e  materiale  che  al  governo 
prima  d'  ogni  altra  cosa  si  imponeva,  di  rimborsare  i  debiti 
contratti.  Se  infatti  1'  allontanamento  coercitivo  di  tutta  la  classe 
dei  b  inchieri  e  prestatori  di  danaro  sarebbe  stato  dannoso  alla 
vita  mdustriale  e  commerciale  dello  stato,  il  mancato  pagamento 
dei  debiti  avrebbe  rovinato  il  prestigio  morale  ed  il  credito  del 
governo.  Esempi  storici  non  mancavano  al  governo  francese 
per  dissuaderlo  dall'  applicare  simile  metodo  ingiusto  e  barbaro. 
Basta  per  tutti  1'  episodio  tristissimo  del  1295,  quando  Filippo  IV 
il  Bello  compie  contro  gli  Ebrei  la  barbara  spogliazione ,  che,, 
estesa  poi  ai  Templari  ed  ai  Lombardi ,   produsse  tale  crisi  nel 


cuya  copia  embio  ay.  Las  cosas  estan  de  manera  que  podrian  Jiazerles 
alguna  mala  burla  n  ellos  y  d  los  demäs  forasteros,  que  son  todos  grande- 
mente  odiados» ,  (cifrata)  Archires  nationales  de  Paris.  K.  1549.  —  La 
nazione  italiana  rispose  alla  pasquinata  in  forma  molto  dignitosa.  De  L'Etoile, 
I,  267. 

1)  Arch.  di  stato  di  Modena,  loc.  cit.  Alvaiotti,  Parigi,  29  agosto  1559. 
«...  si  che  le  cose  vanno  tanto  strete  che  non  si  piü  dir  piü». 

2)  PicoT :  Les  Italiens  ...  in  Bulletin  cit. ,  III  (1903) ,  pag.  126  n.  2. 
Le  firme  erano  di  Kaffaello  Bartoli,  Tommaso  Sertiui,  Luigi  Guidiccioni  e 
Girolamo  Buonvisi  «deputati  fiorentini  e  luchesi,  creditori  della  M'^.  del  re  al 
gran  partito». 

3)  Desjardins,  in,  406.  Alfonso  Tornabuoni  a  Cosimo  I.  Parigi,  14  no- 
vembre  1559.  —  Lo  Spini  sospirava  ed  anelava  il  pagamento.  Id.  in,  404  n.  1. 
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commercio  francese,  inceppato  dalla  mancanza  di  moneta  e  di 
intermediari,  che  Luigi  X,  il  figlio  e  successore  del  tiranno,  con 
altro  editto  del  18  luglio  1315  dovette  richiamare  gli  Ebrei 
SU  domanda  comuue  del  popolo  stesso^).  Ora  nella  seconda 
metä  del  sec.  XVI  la  situazione  del  mercato  francese  era  difficile. 
La  Francia,  come  le  altre  nazioni,  subiva  le  consegiieiize  della 
nuova  grave  crisi  economica  prodotta  dall'  invasione  dell'  oro 
americano  e  dall'  enorme  rincaro  dei  prodotti  di  prima  necessitä  ~), 
ed  un  malessere  generale  affliggeva  la  popolazione  del  reame.  Che 
cosa  sarebbe  avvenuto  delle  Industrie  nascenti,  se  i  capitali  delle 
bauche  private  fossero  veuuti  meno  agli  iudustriali  e  se  gli  operai 
privi  di  lavoro  avessero  dovuto  lottare  colla  fame,  mentre  il 
grano  cresceva  di  prezzo  in  modo  vertiginoso ,  sproporzionato 
alla  media  delle  ricchezze  ed  all'  entita  dei  salari'^)?  E  dove  il 
governo  avrebbe  trovato  i  crediti  necessari  per  sopperire  ai 
bisogni  eontinui  dello  stato,  se  gli  scrigni  ben  ripieni  dei  banchieri 
italiani  fossero  mancati?  Ai  bisogni  privati,  come  a  quelli  dello 
stato,  era  preferibile  trovare  danaro  anche  ad  Interesse  elevato, 
che  il  mancare  di  credito  e  di  numerario  ^).    La  proposta  dunque 


1)  Isambert:  Becueü  general  des  anciennes  lois  fran^aises:  XXIX. 
Paris,  1822-33.  Ha  tentato  di  difendere  la  moralitä  di  Filippo  il  Bello,  al- 
meno  circa  1'  alterazione  del  valore  delle  monete,  il  Borrelli  des  Serres: 
Les  variations  vionetaires  sous  Philippe  le  Bei  et  les  sources  de  leur  histoire, 
in  Gazette  numismatique  1901-02  e  specie  in  Recherche  sur  divers  Services 
^ublics,  du  XIII«  siede  au  XVII^,  tomo  2",  pp.  503-54.  Paris,  Picard,  1904. 

2)  D'Avenel:  Histoire  economique  de  la  propriete,  des  salaires,  des 
denrees  et  de  tous  les  prix  en  general  dejfuis  Van  1200  jusqu'en  Van  1800. 
Paris,  Leroux,  1898,  vol.  3'',  pag.  20B.  —  Brisson  :  Histoire  du  travail  et  des 
travailleurs.    Paris,  Delagrave,  1907,  pp.  135-36  (dal  D'Avenel). 

3)  Nella  2^  metä  del  500  un  ettolitro  di  g-rano  si  pagava  franchi  20, 
prezzo  enorme,  pari  a  quello  dei  giorni  nostri.    D'Avenel,  loc.  cit. 

4)  II  debito  pubblico  francese  trae  le  sue  origini  da  Francesco  I  e 
1'  Interesse  delle  rendite  perpetue  od  a  vita  che  lo  stato  emetteva  in  forme 
diverse  oscillava  fra  il  7  e  1'  8  per  100.  Sotto  Luigi  XIV  sali  anche  al  10 
per  100.  Vührer:  Histoire  de  la  dette  publique  en  France,  Paris,  1886, 
vol.  P.  Sagnac  :  Le  credit  de  Vetat  et  les  banquiers  ä  la  fin  da  X  VII«  et 
au  commencement  du  XVIII^  siede  in  Revue  d'histoire  moderne  et  contem- 
jporaine,  X  (1908),  257  e  ss. 
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del    Massone    non    era    solo    barbara    ed    immorale,    era    anche 
contraria  agli  interessi  veri  del  governo  e  della  nazione. 

Venendo  agli  altri  consigli  esposti  nel  primo  memoriale 
dobbiamo  riconoscere  loro  in  generale  valore  notevolissimo.  II 
Massone  mostrava  in  essi  di  apprezzare,  un  secolo  prima  del 
Colbert,  tutto  il  valore  dell'  esportazione,  fönte  di  ricchezza  delle 
nazioni,  la  cui  produzione  e  ricercata  all'  estero.  Egli  sentiva  la 
necessitä  di  attirare  i  mercanti  forestieri,  compratori  dei  prodotti 
naturali  e  manufatti  del  regno,  pur  dividendo  col  graude  ministro 
di  Liiigi  XIV  1'  illusione  ehe  la  moneta  sola  rappresenti  la 
ricchezza  d'un  paese  e  quindi  temendo  in  modo  eccessivo  1'  uscita 
di  essa  dallo  stato  ^).  Nel  Massone  tuttavia  questa  preoccupazione 
era  piü  giustificata  che  nel  Colbert,  data  1'  estreraa  penuria  del 
uumerario  francese  dopo  le  lunghe  e  rovinose  guerre  colla 
Spagna  e  forse  anche  quando  si  tenga  conto  della  gelosia  estrema 
che  il  governo  spagnuolo  dimostrava,  adoperandosi  con  ogni 
sforzo  alla  conservazione  entro  i  suoi  stati  dell'  oro  americano. 
Conv  ene  riconoscere  del  resto  che  i  timori  del  finanziere  italiano 
e  gli  sforzi  di  Filippo  II,  re  di  Spagna  erano  paralizzati  dalla 
potenza  ineluttabile  dei  bisogni  nazionali.  Nel  1577  infatti,  quando 
la  Francia  piü  che  mai  dolorava  sotto  le  rovine  e  le  stragi  delle 
interminabili  guerre  civili,  il  numerario  spagnuolo  circolö  cosi 
abbondante  nell'  interno  del  reame  gallico ,  che  parve  divenuto 
moneta  nazionale,  grazie  anche  ad  un  ripiego  ingeguoso  si,  ma 
graudemente  immorale  del  governo  francese  e  contro  il  quäle 
nuUa  poteva  il  re  cattolico.  Era  stato,  cioe,  accresciuto  in 
Francia  il  valore  degli  scudi  e  dei  reali  spagnuoli  del  40  o 
50  per  100  (gli  scudi  da  soldi  60  furono  portati  al  valore  di  soldi 
100,  fino  a  120,  i  reali  da  soldi  5  a  10  e  12)  -)  e  sulla  base  del 


1)  V.  le  preoccupazioni  del  Colbert  in  Clement:  Lettres,  Instructions 
et  vtemoires  de  Colbert  II,  p.  2»,  p.  696  (Paris,  Impr.  imperiale,  1867).  Masson  : 
Histoire  du  commerce  fran^-ais  dans  le  Levant  au  XVII«  siede.  Paris, 
Hachette  et  C,  1896,  pag.  201. 

2)  Intorno  al  valore  delle  monete  spagnuole  nell'  etä  media  e  moderna 
V.  LoNCHAY :  Recherches  sur  Vorigine  et  la  valeur  des  ducats  et  des  e'cus 
espagnols  in  Bulletin  de  V Academie  royale  de  BruxeUes  1906. 
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nuovo  valore  si  erano  soddisfatti  delle  loro  paghe  in  parte  le 
milizie,  cosi  che  era  apparsa  ai  particolari  del  reame  cattolico 
speculazione  lucrosa  1'  invio  in  Francia  di  doppioni ,  di  sciidi  e 
di  reali.  Ma  quando  il  mercato  francese  risiilto  saturo  del  nume- 
rario  spagnuolo,  una  uuova  ordinanza  del  re  Enrico  III  ridusse 
le  monete  spagnuole  al  valore  primitivo,  cou  dehisione  e  danno 
grave  dei  mercanti  e  privati  non  meno  spaguuoli  che  francesi. 
D.  Giovanni  di  Vargas  Mexia,  ambasciatore  spagnuolo  a  Parigi 
arrovellossi  il  cervello  per  trovare  rimedio  all'  inconveuieute ,  ed 
impedire  1' iiscita  dell'  oro  spagnuolo,  ma  sempre  invano^),  che 
anzi  neir  estate  del  1578  Filippo  II,  inquielo  del  pessimo  raccolto 
di  grano  fattosi  nei  suoi  regni  in  quell'  anno,  dovette  ricorrere 
al  re  di  Francia,  contro  il  quäle  tanto  malanimo  nutriva,  per 
r  estrazione  di  grani  dalla  Guascogna,  concedendo  il  pagamento 
in  moneta  spagnuola,  ove  i  produttori  della  merce  non  accettassero 


1)  Archives  nationales  cit.  K.  1543.  Vargas  al  re  Filippo  II.  Parigi, 
12  dicembre  1677  (cifrata).  «Por  todo  este  Keyno  casi  no  veo  otra  moneda 
que  doblones,  escudos  y  reales  de  Espaüa,  sin  gran  quantidad  que  cadadia  se 
baten  para  forzar  otras  monedas,  y  al  presente  ha  sido  en  uias  excesso  que 
nunca,  porque,  como  entendieron  que  venia  la  flota  de  las  Indias  y  acä  avia 
poco  dinero,  crescieron,  avrä  tres  meses,  los  escudos  de  sesenta  sueldos  ä  100 
y  120  y  los  reales  de  cinco  sueldos  ä  10  y  a  doze,  con  lo  quäl  hiziö  con 
algunos  pagamentos  ä  gente  de  guerra,  en  que  se  interesö  la  mitad  del  dinero 
y  a  fama  deste  crescimiento  les  corria  dinero  por  el  ayre,  y  assi  han  inchido 
el  Reyno  de  oro  y  plata,  y  despues  que  les  paresciö  aver  conseguido  su 
intento,  han  tornado  la  moneda  al  valor  de  antes  (cosa  con  que  han  sacado 
grandissima  suma  dessos  Reynos  y  han  destruydo  y  tienen  alterado  ä  este, 
porque  avia  un  millon  de  mercaderes  de  escudos  y  reales ,  como  de  paho  y 
seda  para  ganar  las  cosas  en  los  precios  aque  avian  subido  conforme  al 
crescimiento  de  la  moneda,  que  ha  sido  burla  pesada  y  para  alterar  con 
razon.  Seria  de  gran  servicio  d  V.  M.  el  poder  prohivir  la  saca  del  dinero 
dessos  reynos,  pero  yo  no  hallo  Camino  para  eUo,  entretanto  que  es  for^ado 
ä  proveello  para  Flandes  y  Italia,  y  aunque  aya  dos  millones  de  alcaldes  de 
sacas  y  de  guardas ,  que  quando  cesarä  este  inconveniente  lo  tuviera  por 
facilisimo.  Con  todo  esso ,  si  V.  M.  fuere  servido ,  procurare  de  yr  mirando 
alguna  traga  siquiera,  para  que  sobrella  se  pueda  allä  dar  otra  mejor,  que 
cierto  es  lastima  ver  el  oro  y  plata  dessas  partes,  que  por  aqui  anda  corriendo, 
allä  tan  poco ,  como  generalmente  suele  aver  algunas  vezes  ä  esta  causa ,  y 
no  es  de  poca  subvencion  y  ayudos  ä  quien  no  ay  obligacion,  ny  necessidad 
de  darsela». 
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altre  mercanzie  in  contraccambio  ^).  Cosi  lungi  dal  scemare,  crebbe 
in  Francia  la  quantitä  del  numerario  spagnuolo. 

Geniale  e  1'  idea  intorno  al  traffico  delle  Indie ,  del  quäle  il 
Massone  voleva  fare  centro  il  reame  gallico,  ed  ingeguosi  gli 
espedienti  suggeriti,  come  1'  alleanza  portoghese.  Egli  intuiva  la 
coneorrenza  formidabile  che  la  Francia  coli'  esuberanza  delle  sue 
forze  vive  avrebbe  potuto  creare  nelle  Indie  al  commercio 
spagnuolo  e  1'  impossibilitä  nel  tempo  stesso  di  riuscire  nell'  in- 
tento  senza  un  alleato  valido,  ehe  poteva  essere  il  Portogallo, 
la  potenza  coloniale  del  quäle  stato ,  sebbene  giä  minata ,  era 
ancora  notevole  -) ,  mentre  alla  Francia  ancora  mancava  com- 
mercio transatlantico  ed  occorreva  sostegno  nei  primi  passi.  Ed 
e  soddisfacente  rilevare  come  anche  in  quest'  idea  il  nostro 
beneventano  sia  stato  precursore  del  Colbert  ^),  che  cento  e  dieci 
anni  piü  tardi  in  un'  istruzione  all'  ambasciatore  francese  residente 


1)  id.  K.  1550.  II  re  Filippo  II  al  Vargae.  Bosco  di  Segovia,  25  giu- 
gno  1578.  K.  1551.  id.  Madrid,  19  luglio  1578  (cifrata)  .  .  .  Que  esta  se  haze 
para  que  sepais  que  en  la  major  parte  destos  Reynos  ay  tanta  falta  de 
trigo,  que  obliga  ä  hazer  diligencia  para  supplirla  lo  mejor  que  se  pudiere, 
y  pues  en  esse  ay  abundancia  este  ano,  segun  somos  informado,  ser6  servido 
que  vos,  como  de  vuestro,  os  informeis,  si  havrä  algunas  personas  que  querian 
cargar  de  trigo  para  estos  Eeynos,  y  trateis  y  concerteis  con  ellos  que  lo 
hagan,  offresciendoles  que,  acudiendo  con  ello  al  Andaluzia,  se  les  permitird 
que  lleven  de  contado  el  dinero  que  procediere  del  trigo  que  iruveren,  sino 
lo  quisieren  llevar  en  mercaderias ,  que,  como  veis ,  es  comodidad,  que  los 
comhidard  ä  entrar  en  el  negocio  por  el  provecho  que  sacaran,  Vos  usareis 
en  ello  de  gran  diligencia,  dando  ä  entender  que  lo  hazeis  como  de  vuestro, 
y  con  la  misma  nos  avisareis  de  lo  que  negociaredes  y  esperanga  que  se 
podrä  teuer  desta  provision,  porque  conviene  entenderlo  con  mucha  brevedadj». 
—  id.  21  luglio  1578. 

2)  Süll'  origine  e  sul  metodo  coloniale  portoghese,  oltre  le  opere  generali 
del  Rebello  da  Silva  del  lo  Schaefer  (e  per  gU  antefatti  Mezzacapo: 
Storia  dei  Portoghesi  I  (dalle  crigini  al  1385)  Napoli,  Camoeus  1909),  v.  ora 
il  buono  studio  del  de  Lannoy  in  De  Lannoy  et  Vander  Linden  :  Histoire 
de  Vexpansion  coloniale  des  peuples  europeens  I.    Bruxelles,  Lamertin,  1907. 

3)  I  precursori  del  Colbert  sono  molto  antichi,  a  cominciare  almeno  da 
Nicola  Oresme  del  sec.  XIV,  studiato  dal  Röscher  :  Ein  großer  National- 
ökonom in  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft  XIX  (1863),  305  e  ss. 
V.  anche  CossA :  Saggi  di  economia  politica,  Milano,  Hoepli,  1878,  pp.  41-42 
(La  teoria  del  libero  scamhio  nel  sec.  XVIIJ. 

Viertcljahrschr.  f.  Social-  u.   W^irtschaftsgeschichte.  VII.  31 
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a  Lisbona  (16  marzo  1669)  enumerö  i  vantaggi  d'  uu  'azione 
comune  del  Portogallo  e  della  Francia  contro  il  coramercio  olandese, 
che  la  Francia  sola  era  impotente  a  soverchiare  e  nel  quäle  le 
colonie  portoghesi  vedevano  im  avversario  implacabile  ^),  II  nemico 
non  era  piü  la  Spagna,  era  1'  Olauda:  il  metodo  tuttavia  poteva 
essere  1'  antico. 

II  lato  debole  nei  consigli  di  questo  primo  memoriale  trovasi 
nelle  vedute  che  si  attribiiiseono  alla  Spagna  intorno  alle  Fiandre 
ed  al  commercio  di  Anversa.  Per  quanto  grande  1'  odio  spagnuolo 
contro  i  Fiamminghi,  come  poteva  il  Massone  attribuire  al  re 
cattolico  tanta  passione  da  vagheggiare  la  rovina  di  Anversa  ed 
il  disseccarsi  di  una  fra  le  sorgenti  piü  vive  dell'  erario  spagnuolo 
a  solo  profitto  del  reame  che  da  cinquant'  anni  disputava  alla 
Spagna  1'  egemonia  in  Europa  e  che  in  mezzo  al  turbine  delle 
stesse  guerre  civili  pur  doveva  con  sforzi  arditi,  quanto  sventurati, 
fare  concorrenza  nel  Nuovo  Mondo  ai  conquistatori  iberici?  Ne 
possiamo  ritenere  felice  1'  illusione  che  leggi  speciali  riuscissero 
di  freno  all'  importazione  degli  oggetti  di  lusso  e  potessero 
trattenere  in  Francia  la  moneta  corrente,  perche  la  passione  degli 
oggetti  di  lusso  lamentata  dal  Massone,  frutto  del  contatto  francese 
colla  civile  ed  opulenta  Italia  del  rinascimento,  se  dava  origine 
ad  un'  importazione ,  talora  eccessiva ,  di  sete ,  di  velluti  e  di 
Stoffe  preziose  dalla  patria  nostra  '^),  conti'ibuiva  pure  all'  incivili- 


1)  Clement,  II,  p.  l»,  pag.  CLXV.  fi  noto  quante  clelusioni  abbiano 
dato  al  Colbert  le  compagnie  da  lui  foudate  ai  danni  dell'  Gianda,  anche 
quella  delle  Indie  orientali  v.  ora  Kaeppelin  :  La  compagnie  des  Indes 
orientales  et  Francois  Mariin.  Paris,  Challamel,  1908.  —  Quando  nel  1580 
il  Portogallo  passö  sotto  la  dominazione  spagnuola,  tentö  Caterina  del'  Medici 
di  ottenere  con  arti  diplomatiche  e  poi  colle  armi  il  Brasile,  ma  la  vigilanza  di 
Filippo  n  e  dei  suoi  ministri  e  la  vittoria  conseguita  da  Don  Alvaro  di  Bazan, 
marchese  di  S'*  Cruz,  sopra  Filippo  Strozzi  presso  le  Azzorre  (25  luglio  1582)  fecero 
tramontare  1'  ardito  disegno.  Leonardon  :  Essai  sur  la  polüique  frangaise 
et  Viiitervention  de  Catherine  de  Medicis  dans  la  question  de  la  succession 
de  Portugal  (1578-83)  in  Les  positions  de  theses  de  l'Ecole  des  Chartes. 
Mäcon,  1889.  Durand-Lapie  :  D.  Antoine  i«»",  roi  de  Portugal  (1680-95). 
Paris,  1905,  estr.  dalla  Eevue  d'hist.  diplotn.  XIX  (1905),  ed  ora  De  la 
Roncierb:  Le  secret  de  la  reine  et  la  succession  de  Portugal  in  Revue 
d'hist.  diplom.  XXH  (1908),  483-601. 

2)  Nel  1596  i  notabili  di  Rouen  supplicarouo  Enrico  IV  di  vietare  simili 
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mento  dei  costumi  privati  e  pubblici  nel  popolo  francese,  che 
non  solo  riusci  ad  emanciparsi  dai  mercati  esteri,  e  specie  italiani, 
ma  divenue  esso  stesso  primo  produttore  di  simili  cose  per  1'  Eu- 
ropa tutta  ^).  L'  illusione  del  nostro  banchiere  trova  nondimeno 
molte  attenuanti :  dopo  di  lui  la  nutriranno  molti  altri  finanzieri, 
primo  il  Sully^). 

2°  La  materia  di  questo  scritto  riguarda  esclusivamente 
r  esportazione  del  sale  all'  estero,  la  gestione  delle  poste  ed 
il  monopolio  delle  spezierie.  Si  conceda,  scrive  il  Massone, 
r  approwigionameuto  del  sale  all'  estero  mediante  appalto  per 
dieci  anni  al  maggior  ofiferente  e  si  spieghi  nella  patente  regia, 
che  verrä  emanata  al  riguardo,  quali  siano  i  criteri  direttivi  del 
governo.  Essa,  cioe,  ricordi  alla  nazione  gli  errori  dei  re  defimti 
nella  loro  politica  finanziaria,  specie  nella  materia  del  sale,  cosi 
importante  nella  vita  giorualiera,  e  come  dall'  incuria  governativa 
di  altri  tempi  siano  derivati  appalti  troppo  rimunerativi  agli 
acquirenti  e  dannosi  allo  stato ,  il  quäle  aveva  ritratto  utile  di 
soli  4  danari  per  ogni  lira  di  sale  esportato,  mentre  avrebbe 
potuto  ottenere  lucro  otto  volte  maggiore.  Non  essere  il  minore 
vantaggio  dello  stato  riuscito  di  compenso  ai  consumatori,  che 
avevano  comperato  la  merce  ä  prezzo  elevato ,  ed  ai  proprietär! 
delle  saline,  i  quali,  attratti  dalla  premura  colla  quäle  gli  appaltatori 
accaparravano  la  merce  prima  della  sua  stessa  produzione, 
eransi  accontentati  sempre  di  prezzi  modici.  I  nuovi  appalti 
siano  accordati  a  condizioni  diverse  e  ben  meditate.  Si  obblighino, 
cioe,  gli  appaltatori  alla  compera  del  sale  dai  produttori  mediante 
contratto  regolare,  gradito  con  certezza  ad  ambe  le  parti,  con 
facoltä  ai  proprietari  delle  saline  di  ricuperare  la  merce  venduta 
colla   semplice  restituzione   del  danaro  ricevuto  in  precedenza  e 


importazione  ed  addussero  gli  argomenti  stessi  che  il  Massone  nel  1559  aveva 
fatti  noto.   Brisson,  pag.  545. 

1)  Ciö  col  sec.  XVn  e  segnö  il  tramonto  dell'  industria  serica  a  Messina. 
Dalla  Vecchia:  Cause  economiche  e  sociali  delV  insurrezione  inessinese 
del  1674.  Messina,  Muglia,  1907,  pp.  94-95  ed  ivi  la  bibliografia  delF  argomento. 

2)  SuLLY :  Memoires  des  sages  et  royales  economies  d'estat,  domestiques, 
polüiques  et  militaires  d'Henry  le  grand  in  Collection  des  memoires  relatifs 
ä  Vhistoire  de  France  (ed.  Petitot),  serie  2^,  V,  67. 
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col  risarcimento  delle  spese  e  dei  danni  sofferti  eventualmente 
dair  appaltatore,  purche  nella  rivendita  il  prezzo  del  sale  non 
venga  alterato.  Del  guadagno  derivante  dalla  vendita  del  sale 
aequisito  gli  appaltatori  versino  il  deeimo  nelle  casse  dei  pro- 
duttori  e  paghino  allo  stato  due  denari  per  lira  di  sale  venduto. 
Abbia  ognuno  d'  essi  facoltä  di  associarsi  con  altri,  purche  il 
numero  dei  soci  non  ecceda  la  cifra  di  5  e  siano  tiitti  di 
nazionalitä  francese,  e  nobili  od  ecclesiastici ,  adoperi  commessi 
nei  luoghi  di  distribuzione  e  di  rifornimento  in  numero  sufficiente, 
e  sia  protetto  da  ogni  coneorrenza,  per  modo  che  nessuno  possa 
acquistare  e  riversare  sui  mercati  esteri  sale  francese  senza  il 
suo  beneplacito.  I  delatori  di  simile  coneorrenza  ricevano,  oltre 
al  rimborso  delle  spese  sofferte  per  smascherare  i  colpevoli,  il 
terzo  dei  proventi  che  si  ritrarranno  dalla  confisca,  e  si  dividano 
in  parti  uguali  fra  il  governo  e  1'  appaltatore  gli  altri  due  terzi. 
Della  gestione  sua  1'  appaltatore  risponda  al  governo  rappresentato 
da  tre  giudici  conservatori,  uno  residente  a  Brouage  ^),  con  auto- 
ritä  sul  Poitou,  Guyenne  et  Saintonge,  il  secondo  a  Nantes  con 
autoritä  sopra  la  Bretagna,  il  terzo  in  Peccais  colla  supremazia 
in  Linguadoca  e  Provenza.  Le  differenze  eventuali  fra  1'  appal- 
tatore, i  proprietari  delle  saline,  i  commessi,  i  mercanti  ed  i 
consumatori  nazionali  e  stranieri  e  1'  ispezione  dei  luoghi  di  loro 
dipendenza,  una  volta  almeno  ogni  15  giorni,  siano  affidati  ai 
essi,  ed  in  compenso  abbiano  stipendio  di  L.  800  annue  per  se 
e  500  pei  loro  luogotenenti,  da  pagarsi  ogni  quattro  mesi.  Nessuna 
imposta  generale  o  particolare  affligga  1'  appaltatore  ed  i  suoi 
soci,  abbiano  essi  facoltä  di  portare  pistole,  archibugi  ed  armi 
blanche  per  loro  difesa.  L'  appalto  generale  si  apra  sulla  base 
di  L.  150  m.  annue  e  non  si  accolgano  Offerte  particolari  inferiori 
alle  lire  500  annue.  Chi  farä  salire  il  prezzo  con  offerta  superiore 
di  L.  2000  almeno  all'  offerta  precedente,  quando  non  riceva 
V  appalto  in  questione,  ritragga  beneficio  del  ^"/i^o  sull'  aumento 
prodotto  e  lo  riceva  dai  proventi  che  1'  appaltatore  ritrarrä  nel 
primo  anno  di  sua  gestione,  tanto  piü  che  l'appaltatore  stesso 
godrebbe  per  un  anno  del  ^"/^oo  di  tutte  le  Offerte  superiori  alle 


1)  Piccolo  porto  deir  attuale  dipartimento  della  Charente  Inferiore. 
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L.  150  m.  che  precederauno  la  sua.  II  prezzo  doviito  all'  erario 
dag-li  appaltatori  venga  sborsato  di  6  in  6  mesi,  a  rischio  e 
pericolo  degli  appaltatori  stessi,  nelle  mani  dei  ricevitori  generali 
di  Poitiers  e  di  Nantes,  dopo  garanzie  e  canzioni  sufficienti  date 
all'  atto  deir  appalto.  Dal  canto  loro  gli  ufficiali  regi  nelle  pro- 
vincie  diano  man  forte  agli  appaltatori  e  guarentissimo  1'  esereizio 
pleno  dei  loro  diritti. 

Venendo  alle  poste  lagnavasi  il  Massone  che  di  esse  pure  i 
re  precedenti  non  avessero  saputo  trarre  profitto,  avendone  largito 
r  amministrazione  a  gente  che  era  giä  favorita  da  stipendi,  pen- 
sioni  e  compensi  vari.  Cosi  il  servizio  postale  era  scaduto  molto 
per  r  incuria  degli  stessi  beneficiati,  non  spinti  dal  bisogno  di 
lucro.  L'  unico  rimedio  possibile  essere  1'  appalto  anche  delle 
poste,  con  ufßci  in  tntte  le  cittä,  in  tutti  i  luoghi  ed  anche  nelle 
borgate  di  qiialche  importanza,  e  mantenendo  distanze  ragionevoli 
fra  i  vari  posti.  L'  appaltatore  trasmetta  colla  massima  solle- 
citudine  la  corrispondenza  governativa  senza  dilazioni,  ne  ricom- 
pense  particolari.  II  salario  resti  fissato  in  soldi  15  al  giorno 
per  cavallo  e  20  per  le  cittä  di  Parigi  e  Lione,  causa  1'  eccezionale 
lavoro  esistente  in  detti  centi-i.  Non  sia  lecito  1'  esereizio  di  oltre 
tre  uffici  postali,  fatta  eccezione  di  Parigi,  Orleans,  Moulins, 
Lione,  Rouen,  Amieus,  Poitiers  ed  alcune  altre  cittä,  che,  situate 
suUe  vie  di  comunicazione ,  daranno  agli  appaltatori  vantaggi 
particolari.  Tali  appalti  si  facciano  in  tutte  le  cittä  del  regno 
distanti  fra  loro  da  12  a  20  leghe:  405  commissari  in  meno  di 
tre  settimane  od  in  un  mese  conchiudano  gli  appalti,  non  essendo 
il  caso  per  la  prima  volta  di  fidarsi  dei  giudici  e  degli  ufficiali 
locali.  Anche  questi  appaltatori,  durante  il  periodo  dell'  appalto, 
godano  dell'  esenzioue  da  tutte  le  imposte;  tale  periodo  non 
oltrepassi  19,  10  od  11  anni.  La  designazione  degli  uffici  postali 
venga  fatta  dai  commissari  suddetti  d'  accordo  coi  giudici  e  cogli 
ufficiali  delle  provincie  dove  e  necessaria  la  posta,  ed  al  solito 
r  appalto  sia  concesso  al  maggior  offerente.  Quanto  maggiore 
poi  sarä  il  numero  degli  uffici  postali,  tanto  maggiore  sarä  1'  utile 
deir  erario  e  1'  intensitä  della  vita  commerciale. 

II  memoriale  termina  colla  domanda  diretta  del  Massone  che 
r  appalto   delle   spezierie   sia   a  lui   aggiudicato,   e   coli'  oflferta 
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all'  uopo  di  25  m.  L.  in  piü  della  somma  versata  allo  stato  dai 
precedenti  appaltatori.  Le  condizioni  non  saranno  diverse  da 
quelle  proposte  per  1'  appalto  del  sale  all'  estero,  cioe  che  sia  lecito 
avere  soei  in  numero  limitato  e  commessi  in  numero  di  8  o  piü, 
che  ricevano  nei  luoghi  fissati  le  spezierie  delle  Indie  e  delle 
Americhe. 

Non  mi  indugio  su  questo  memoriale,  per  quanto  il  contenuto 
non  sia  privo  di  novitä.  Se  infatti  pensiamo  al  monopolio  che  i  principi 
si  riserbavano  nel  commercio  del  sale,  al  profitto,  talora  esoso, 
che  essi  ritraevano,  imponendo  con  angherie  ad  sudditi  il  consumo 
0  r  acquisto  d'  una  quantitä  di  sale  spesso  eccessiva,  dobbiamo 
riconoscere  che  i  consigli  del  Massone  per  favorire  1'  esportazione 
del  prezioso  minerale  potevano  riuscire  di  vero  sollievo  pratico 
ai  Francesi,  poiche  colla  diminuzione  dello  stock  di  sale  giacente 
nei  depositi  del  regno  veniva  tolto  al  governo  il  pretesto  di 
auguriare  i  sudditi  al  riguardo.  Meno  innovatore  e  il  Massone 
circa  le  poste.  Egli  consigliava ,  e  vero,  1'  appalto  a  gente  non 
ancora  privilegiata  ed  animata  dall'  Interesse  immediato  di  una 
buona  amministrazione,  ma  non  s'  accorgeva  che  1'  unica  via  sicura 
per  migliorare  la  gestione  delle  poste  era  1'  affidarla  al  governo 
stesso,  e  rifuggire  dagli  appalti,  veritä  che  fu  intuita,  se  non 
applicata  tosto,  in  Toscana  pochi  anni  piü  tardi,  nel  1566,  dal 
futuro  granduca  Cosimo  I,  quando  fu  prescritto  che  le  poste  venissero 
attribuite  non  al  maggior  offerente,  ma  a  chi  avesse  dato  prova 
di  esperienza  nella  materia  e  pagasse  una  tassa  determinata  e 
non  variabile^). 

3°  II  fine  primo  che  deve  proporsi  ogni  principe  «sage  et 
prudent» ,  scrive  il  Massone ,  e  la  ricchezza  dei  sudditi  e  la  di- 
minuzione dei  loro  carichi.  Ciö  ordina  Dio,  ciö  impone  la  legge 
naturale,  che  vuole  si  ami  chi  ci  dimostra  amore,  ci  difende,  ci 
ubbidisce.  La  ricchezza  dei  principi  inoltre  dipende  dalla 
ricchezza  dei  sudditi,  ed  i  vicini,  quando  intendono  la  superioritä 
d'  animo  del  sovrano  confiuante,  vagheggiano  di  passare  sotto 
r  ubbidienza  del  medesimo.    Ora  per  ottenere  questo  risultato  ed 


1)  Cantini  :  Legislazione  toscana  raccolta  ed  illustrata  VI  (Firenze,  1803), 
312.    Provvisione  del  14  settembre  1566. 
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il  benessere,  anzi  la  ricchezza,  dei  sudditi,  occorre  favorire  il 
lavoro,  origine  prima  d'  ogni  hicro,  e  togliere  gli  inceppamenti 
che  trattengono  1'  impiego  di  utili  energie.  Mai  gravare  adunque 
i  prodotti  manufatti  dello  stato  con  tasse  esose,  qiiando  1'  espor- 
tazione  dei  medesimi  sia  continua  e  quando  la  massa  della 
produzione  iiguagli  quella  estera:  che  1'  acquisto  ed  il  consumo 
delle  materie  mannfatte  e  tanto  maggiore,  quanto  minore  e  il 
prezzo.  Ne  basta:  se  la  merce  e  sul  mercato  a  prezzo  mite,  lo 
straniero  non  e  allettato  a  produrla,  mentre  se  il  prezzo  e  elevato, 
pensa  di  farsene  produttore  pur  esso  per  emanciparsi  dal  mer- 
cato di  altri  e  gareggiare  e  fargi  coucorrente  pericoloso  verso  i 
produttori  che  prima  lo  rifornivano.  Le  tasse  siano  rivolte  invece 
contro  le  materie  di  lusso,  come  sete  e  spezierie,  che  sono 
im  superfluo,  e  ciö  all'  ingresso,  come  all'  uscita  dallo  stato. 
Si  gravi  anche  opportunamente  1'  esportazione  dei  prodotti 
naturali  delle  terre  francesi  mancanti  all'  estero  e  dei  quali  gli 
stranieri  non  possano  fare  acquisto  su  altri  mercati:  ciö  perö 
senza  apparenza  di  dazi,  di  tributi,  di  gabeile  o  di  esazioni. 
Sotto  i  precedenti  governi  non  vennero  mai  applicati  questi 
principi  di  sana  politica  economica,  ma  si  procedette  sempre  in 
modo  daunoso  all'  erario,  gravando  di  dazi  e  di  imposte  1'  es- 
portazione delle  mercanzie,  senza  le  opportune  differenze  fra  i 
vari  prodotti  esportati.  Ora  due  sono  le  materie  di  produzione 
francese,  dalle  quali  non  possono  emanciparsi  i  mercati  stranieri, 
il  sale  ed  il  vino.  Finora  nell'  interne  della  Francia  questi  pro- 
dotti sopportano  innumerevoli  angherie,  sotto  forma  di  gabeile, 
di  pedaggi,  di  passaggi,  di  ottavi,  di  quarti,  di  ventesimi  ecc, 
per  modo  che  il  prezzo  delle  merci  suddette  nell'  interno  dello 
stato  e  molto  elevato  pei  consumatori  nazionali,  minimo  invece 
per  gli  stranieri,  che  comperano  i  prodotti  e  li  esportano  senza 
imposte  quasi,  in  ispecie  il  sale  ed  il  vino,  essende  gravato 
questo  solo  da  leggera  tassa.  Cosi  non  e  esagerazione  che 
gli  abitanti  del  regno  dicano  favoriti  a  loro  confronto  i  consu- 
matori stranieri.  Come  rimediare  a  tutti  questi  inconvenienti  ? 
Pel  sale  la  questione  e  giä  trattata  nel  2°  memoriale.  In  altri 
memoriali  assevera  il  Massone  di  avere  fatto  proposte  circa  il 
grano  ed  il  vino,  ma  dei  medesimi  non  ho  altra  notizia.    Restano 


462  Arturo  Segre 

alcune  altre  materie,  continua  il  uostro  bauchiere,  delle  quali  gli 
stranieri  debbouo  necessariameute  rifornirsi  nel  reame,  come  il 
pastello  0  guado,  abboudante  specie  neila  Linguadoca,  dalla 
quäle  ha  luogo  1'  estrazione  per  tutta  1' Europa,  e  la  carta,  che 
paga  una  tenue  imposta  di  20  deiiari  ogui  100  libbre,  meuo 
cioe  della  metä  di  quanto  percepisca  il  rettore  dell'  universitä  di 
Parigi  come  suo  diritto.  Ora  il  rincaro  della  carta  per  1'  espor- 
tazione  e  pei  dazi  che  colpiscono  quella  rimasta  nello  stato  ren- 
dono  il  prezzo  cosi.  elevato,  che  i  tipografi  francesi  sono  costretti 
a  vendere  i  libri  a  prezzo  molto  maggiore  che  non  avvenga  in 
Germania  ed  in  altri  paesi  esteri,  che  si  provvedono  della  carta 
francese.  E  le  conseguenze  si  vedono  giornalmente.  Appeua 
firmata  la  pace  di  Cateau-Cambresis ,  prima  ancora  che  il  re 
Filippo  11  lasciasse  le  Fiandre,  i  commercianti  fiamminghi  gli 
offrirono  100  m.  scudi  all'  anno,  purche  desse  loro  il  monopolio 
del  commercio  di  carta  francese  nei  Paesi  Bassi.  E  giusto  favorire 
a  questo  punto  la  stampa  estera  a  danno  della  nazionale?  Siano 
dunque  essenti  il  pastello  e  la  carta  che  si  consumano  nel  regno 
da  ogni  imposta  ed  i  dazi  colpiscano  invece  queste  merci,  quando 
escono  dal  regno,  e,  come  e  stato  consigliato  pel  grano  e  pel 
vino,  si  accordino  tratte  ordinarie.  Ed  il  re  pubblichi  uu  editto, 
nel  quäle  faccia  presente  gli  inconvenienti  che  sono  derivati 
dair  esportazione  delle  due  mercanzie,  che,  cioe,  talora  i  consu- 
matori  nazionali  dovettero  ricomprare  all'  estero  il  pastello  gia 
esportato  ed  i  tipografi  diminuire  la  stampa  di  libri  utili  al 
progresso  delle  arti  e  delle  scienze,  e  dichiari  di  sospendere  fiuo 
al  ritorno  delle  condizioni  normali  tutti  i  dazi  e  le  imposte  an- 
tiche  e  nuove  sul  pastello  e  sulla  carta  e  di  concedere  1'  espor- 
tazione di  tali  prodotti  solo  nella  quantitä  conveniente  e  per 
mezzo  di  tratte  esclusivamente  personali,  che  saranno  commesse 
ad  un  ufficio  apposito  da  stabilirsi  a  Parigi  e  che  verranno 
estratte  senza  gravami  speciali.  Naturalmente  i  postulanti  sbor- 
seranno  nell'  ufficio  delle  tratte  all'  atto  della  domanda  e  della 
concessione  una  certa  somma,  che  sostituirä  il  dazio  d'  uscita 
della  merce  esportata.  Si  toglierä  pure  agli  stranieri  il  pretesto 
di  lagnanza,  essendo  ben  giusto  che  un  sovrano  lasci  in  primo 
luogo  il  godimento  dei  prodotti  naturali  ai  sudditi  che  li  hanno 
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coltivato  e  raccolto  e  non  sarä  neppure  considerato  cosa  anormale 
il  compenso  che  ogni  straniero  dovrä  pagare  all'  ufficio  delle 
tratte,  quand'  esso  uou  sia  eccessivo  ed  appaia  come  semplice 
riconoscimeuto  della  grazia  ottennta  di  estrarre  11  prodotto  desi- 
derato.  Occorre  pol  tenere  uota  diligente  iu  un  solo  ufficio  del 
numero  e  della  quantitä  dei  prodotti  estratti  per  essere  ad  ogni 
momento  certi  della  quantitä  ancora  disponibile  e  non  trovarsi, 
come  accade  ora,  alla  merce  di  trecento  ufficiali,  che  sorvegliano 
i  luoghi  di  passaggio  sui  confini,  ai  quali,  per  fare  tale  computo, 
occorre  scrivere,  attendendo  il  loro  coraodo  e  beneplacito.  Con 
questo  metodo  razionale  in  tre  anni  il  governo  raccoglierä  dati 
precisi  sulF  esportazione  dei  vari  prodotti  ed  in  caso  di  bisogno 
finanziario  saprä  meglio  come  procurarsi  denaro  coli'  emissione 
di  tratte  dei  prodotti  accennati  e  non  trovarsi  alla  merce  di 
ingordi  banchieri,  ne  essere  derubato  dai  particolari.  Nel  tempo 
stesso  resteranno  impedite  le  falsificazioni  delle  lettere  di  tratta 
e  dei  salvocondotti,  verificatesi  di  frequente  nel  reame  con  grave 
detrimeuto  dell'  erario  pubblico  e  dei  privati  sudditi.  Quando 
infatti  esista  un  registro  delle  lettere  di  ti'atta,  come  oseranno 
gli  ufficiali  di  guardia  sui  confini  procedere  ad  un  falso,  sapendo 
che  al  piü  tardi  in  fine  d'  anno  il  falso  verrebbe  scoperto  e  punito, 
mentre  fiuo  al  1559,  mancando  un  vero  controllo,  1' impunitä 
appare  assicurata  in  generale?  Avverta  perö  il  re  che  1'  inchiesta 
consigliata  sulla  quantitä  di  pastello  e  di  carta  necessari  al 
bisogni  del  regno  non  e  che  polvere  negli  occhi  per  legittimare 
r  istituzione  d'  un  ufficio  delle  tratte  ed  il  conseguente  iuh-oito 
per  la  concessione  di  queste,  introito  non  picoolo  certamente, 
che  le  concessioni  dovrebbero  avere  luogo  solo  ad  alto  prezzo 
e  r  acquirente  dovrebbe  offrire  buone  garauzie  e  cauzioni  di 
pagamento  al  tempo  stabilito. 

II  memoriale  termina  avvertendo  che  altri  prodotti  non  esi- 
stevano  in  Francia  i  quali  si  potessero  assogettare  a  simile 
regolamento  e  che  non  era  il  caso  affatto  di  sottoporre  ad  esso 
le  tele,  trattandosi  di  un  prodotto  naziouale,  il  quäle  veniva  la- 
vorato  intensamente  nel  paese  stesso  ^),  sieche  permettere  1'  espor- 


1)  Ancora  nella   metä   del   sec.  XVm   di  tela  eraao  le  vesti  della  bassa 
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tazione   avrebbe   recato   piü  danno  ai  sudditi  che  non  vantaggio 
al  governo. 

Anche  in  questo  memoriale  s'  incontrano  pensieri  acuti  ed 
originali.  II  consiglio ,  ad  es. ,  di  non  iuceppare  lo  sviluppo 
di  Industrie  fiorenti  o  bambine  con  tasse  inopportune  per  ingor- 
digia  di  immediato  guadagno,  1'  osservazione  sull'  immoralitä 
e  suir  ingiustizia  del  favore  dato  per  lucro  all'  esportazione 
di  prodotti  nazionali  prima  di  essersi  assicurati  che  il  residuo 
basti  largamente  ai  bisogni  della  nazione  stessa  e  che  non  av- 
venga  rincaro  della  merce  nel  luogo  stesso  della  sua  produzione, 
sono  principi  sacrosanti ,  che  anche  noi  noraini  del  sec.  XX  de- 
sidereremmo  spesso  fissi  nella  mente  dei  nostri  reggitori,  innanzi 
al  grande  rincaro  dei  prodotti  di  prima  necessitä  nei  luoghi  ove 
i  medesimi  sarebbero  di  natura  loro  abbondanti  e  quindi  a  buon 
mercato.  II  protezionismo  illuminato,  quäle  nella  prima  parte 
del  SUD  memoriale  consiglia  il  Massone,  potrebbe  essere  seguito 
certamente  anche  ai  giorni  nostri.  Ne  meno  pratica  e  1'  astuzia 
fiscale  suggerita  dal  nostro  beneventano  per  la  concessione  di 
tratte  all'  estero  e  pel  controllo  delle  merci  esportate,  causa 
r  utile  grande  che  1'  erario  francese  ne  avrebbe  riportato.  Ma  il 
nostro  entusiasmo  scema,  quando  nella  parte  finale  dello  scritto 
leggiamo  pensieri  che  rivelano  bruscamente  1'  uomo  del  sec.  XVI 
coi  principi  morali  della  sua  etä,  quando  cioe  il  Massone  fa 
presente  al  re  che  basta  indurre  nel  pubblico  la  fede  sull'  esistenza 
di  una  statistica  della  produzione  di  pastello  e  di  carta,  senza 
che  tale  statistica  esista  nella  realta  e  senza  regolare  l'  uscita 
di  quei  prodotti  dallo  stato  a  seconda  della  produzione  avvenuta. 
Basta,  scrive  egli,  generare  nel  pubblico  la  fiducia,  e  poi  il  re 
conceda  sottomano,  colla  parvenza  d'  un  ufficio  apposito,  quante 
tratte  poträ  col  massimo  provento  dell'  erario!  Impinguare  le 
casse  dello  stato  senza  che  il  pubblico  comprenda  l'  inganno  e 
la  colpa  del  governo :  questa  sia  la  mira  del  sovrano.  Esso  avrä 
il  danaro  che  gli  occorre  e  nel  tempo  stesso  conserverä  la  sua 
popolaritä! 


popolazione  francese,  cioe  della  maggioranza.  D'Avenel,  Histoire,  III,  389-96. 
Brisson,  pag.  176-77. 
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Brutto  risveglio  per  noi!  Ma  sarebbe  proprio  giusta  la  se- 
veritä  di  giudizio  contro  il  Massone,  quando  ancora  due  secoli 
piü  tardi,  nella  secouda  metä  del  sec.  XVIII,  1'  abate  Ferdinando 
Galiani,  onore  e  lume  della  scienza  economiea  nascente,  mentre 
g-li  enciclopedisti,  i  fisiocrati  ed  i  politici  francesi  propugnavano 
idee  precorritrici  della  rivoluzione  e  da  questa  poi  imposte  al 
mondo  europeo  occidentale,  osava  freddamente  scherzare  suile 
pagine  commoventi  del  RaynakP)  e  trovare  legittima  la  tratta 
dei  neri  e  la  mira  di  ognuno  all'  utile  personale  non  frenato  da 
sentimento  alcuno  verso  il  prossimo  ?  E  non  e  oggetto  di  penosa 
meraviglia  leggere  scritto  dall'  autore  del  trattato  della  moneta 
e  dei  dialoghi  sul  commercio  dei  grani,  densi  di  pensiero 
raoderno:  «Ho  15  mila  lire  di  rendita,  che  perderei  coli'  arricchire 
dei  contadini.  Ognuno  parli  ed  cujisca  a  seconda  del  suoi  interessi: 
non  vi  saranno  piü  dispute  a  questo  mondo»?  Se  un  pensatore 
come  il  Galiani,  moströ  tanta  durezza  e  disinvoltura  di  sentimenti, 
qualche  indulgeuza  per  merita  il  Massone,  nato  e  vissuto  ben 
due  secoli  prima  ^). 


1)  NicoLiNi :  U  pensiero  deW  ahate  Galiani.  Bari,  Laterza  e  figli,  1909, 
pag.  148.  —  L'  opera  dell'  abate  Eaynal  e  la  famosa  Hisloin  2)hilosophiqiie 
et  politique  des  etablissements  et  du  commerce  des  turopeens  dans  les  deux 
Indes,  edita  prima  senza  nome  di  autore,  ripubblicata  poi  nel  1781  col 
nome  del  Raynal,  che  dovette,  per  1'  ostilitä  del  parlameuto,  andare  in  esiüo 
a  Spa. 

2)  n  De  Ruble  (Antoine  de  Bourhon  ...  II,  10,  n.  2)  solo,  per  quanto 
mi  Consta,  lesse  di  volo  ed  apprezzö  i  memoriali  del  Massone,  pur  non 
utilizzandoli  nella  sua  opera.  («En  1559,  un  Italien  nomme  Benevento 
discutait  avec  le  cardinal  de  Lorraine  une  suite  de  projets  contenant  des 
reformes  tres  avancees  pour  le  teraps.») 
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DocuHienti. 

1559  4  ottobre  Parigi. 

Oiov.  Leonardo  Massone  di  Beiieveiito  al  cardinale  Carlo  dl 
Lorena.  Manda  i  memoriali  che  ha  preparato  sulle  varie  materie. 
Non  st  conceda  la  tratta  di  grani  richiesta  dai  mercanti  dl  Eohan  pel 
Portogallo  prima  di  giimgere  a  Blois,  dove  si  vedrä  il  profltto  che  V  erario 
potrebhe  ritrarre  dalV  appUcazione  dei  suoi  consigli  in  materia  di  tratte. 
(Bibl.  Nat.  fr.  15  872,  cc.  187-87*.) 

«111™°  et  Rev^o  Mons'^'  S""  e  Padrone  mio  osser'^o.  Considerando 
che,  per  il  partito  del  sale  e  altri  doi  proposti  e  giä  in  consiglio  deter- 
minati,  v.  S.  111™^  debbia  fare  publicar  per  tutto  il  reguo  come  e  quando 
da  parte  di  S.  M.  Chr™'^  debbiano  metter  all'  incanto  per  esser  deliberati 
a  plus  offerenü,  mi  e  parso  mandar  a  v.  S.  111™^  tutti  quelli  ricordi  cli' 
mi  sono  occorsi  a  proposito,  acciö  che  a  maggior  utile  di  S.  M.  piii 
facilmente  si  trovi  piü  numero  di  persone  ch'  attendono  alla  impresa 
de  detti  partiti.  lo  li  mando  allegati  a  tal  che  v.  S.  111'"%  se  cossi  11 
occorrera,  11  possa  fare  dechiarar  in  detta  publicatione.  Mons*'  di  Forneo 
ch'  per  comandamento  della  M'^  della  Regina  e  di  v.  S.  111°*^  mi  e  stato 
dato  all'  adrizzo  de  i  negocij  miej  e  il  quäle  ho  trovato  persona  di 
molto  giuditio,  deligente  e  di  grau  valor,  ne  scrive  parimente  a  Mons^" 
il  Cancellero.  lo  credo  che  v.  S.  111™''^  e  R™*  debbi  in  tutte  le  parti 
approvar  e  trovar  boni  detti  ricordi,  poiche  tutti  resultaranno  in  bene- 
ficio  della  negociatione  e  ch'  il  profitto  de  su  M'^  per  mezo  de  essi  se 
accrescerä  tanto  quanto  sarä  possibile.  E  hora  ch'  io  sono  assecurato 
della  protettione  de  V.  S,  111™%  travaglierö  sempre,  et  massime  in  questo 
tempo  ch'  staremo  a  Pariggi,  ch'  all'  arrivata  di  Bles  v.  S.  R™^  trovarä, 
con  lo  aiuto  di  nostro  s"^  Dio,  tanti  altri  particolari  pronti  e  accomodati 
per  il  servitio  di  S.  M.  Chr™%  che  V.  S.  lU™^  ne  riceverä  assai  magior 
satisfatione  e  contento  di  quel  che  habbi  fino  a  qui  della  industria  e 
affettione  mia  ricevuto. 

E  perche  qui  a  Pariggi  si  parla  variamente  dei  movimenti  della 
Corte,  chi  dice  che  andarä  a  Fontana  Bleo  e  chi  altrove,  supplico 
humilmente  v.  S.  111™^.  se  degni  farmi  avisare,  quando  si  trovarä  S.  M. 
a  Bles,  accioche  Mons''  di  Forneo  et  io  possiamo  travarsi  pronti  per 
non  perder  tempo  in  le  cose  pertineute  al  servitio  di  Soa  M'^  N.  S.  Dio 
a  consolatione  de  tutti  li  affettionati  servitori  di  v.  S.  111™^  la  conservi 
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longamente   sana   e   li   conceda   il   contento    de   ogni   suo   desire.     Da 
Pariggi  il  di  4  de  ottobre  1559. 

In  questo  instante  ho  inteso  ch'  son  venuti  in  corte  certi  mercanti 
di  Rohan  per  domandare  tratta  di  grani  per  Portogallo.  Mi  e  parso 
anchora  ricordar  a  v.  S.  111™*  ch'  intertenga  detta  prattica  per  finche 
siamo  a  Bles,  per  ch'  ho  adrizzato  un  negocio  di  manera  e  con 
tale  ordine  sopra  detto  maneggio  di  grani,  ch'  su  M*^  ni  havra 
Cinquecento  milia  franchi  ordinarij  lo  anno  e  v.  S.  111™*  conoscerä  quanti 
errorj  se  siauo  commessj  per  il  passato  a  conceder  tratte  particolari 
e  generalj  per  detti  grani  senza  alcuno  utile  di  S.  M*^  ed,  importando 
molto  ch'  V.  S.  111™-'*  sia  quanto  piü  presto  di  questo  particular  bene 
informata,  quando  la  corte  dovesse  tardar  assaj  esser  a  Bles,  e  ch' 
cosi  a  V.  S.  111™*  paresse,  la  mi  poträ  fare  avisar  in  ch'  luogo  1'  harö 
da  trovar,  perche  subito  io  sarö  da  lej  per  raggionarli  sopra  detta 
negociatione  con  molta  satisfatione  soa. 

De  V.  S.  111™*  et  R™* 

deditis8°  et  affezionatissimo  ser^"^ 

Joan  Leonardo  de  Benevento. 

A  tergo  AU'  111™°  et  R™«  Mons^  s'" 

e  padrone  oss™°  11  s"^  Cardinal 
delo  Reno. 


20 

1559  14  ottobre  Parigi. 

Id.  Bisogna  resistere  e  per  ora  non  accordare  tratte.  Si  otterrä  grosso 
profitto  all'  erario ,  senza  aggravio  dei  particolari.  E  giä  ora  si  scorge 
un    notevole    introito    neue    casse    governative,    superiore    al    passato. 

(Id.  cc.  189-89*.) 

111™°  e  Rev™°  Mons'"  S'"  e  padrone  osser™^.  Sono  da  dodici  giorni 
ch'  per  un  creato  del  Principe  de  Mantova^)  scrissi  a  v.  S.  111™*  lar- 
gamente  delle  altre  particolaritä  ch'  mons"^  di  Forneo  et  io  havemo 
porto   in   ordine  per  servitio  de  S.  M*^  Chr™*  e  utile  della  Corona,  ch' 


1)  Lodovico   Gonzaga,   duca   di   Nevers,    fratello   del   duca   di   Mantova 
Guglielmo. 
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cognoscendo  detto  mons'"  di  Forneo  tanto  desiderosissimo  nel  servitio 
della  M*^  soa  e  tanto  devotissimo  servitore  de  v.  S.  Ill°»%  non  lasso  cosa 
che  non  la  comunico  con  lui,  acciö  cli'  il  tutto  translata  in  lingua 
francesa,  perch'  mons""  il  Cancellero  et  11  altri  del  consiglio  lo  possino 
intender,  perch'  da  passo  in  passo  se  possano  dipoi  andar  pi-esentando, 
che  de  questo  modo  non  si  perderä  tempo  per  quando  saremo  gionti 
in  Bles,  essendo  giä  consertato,  ch'  non  si  habbi  da  presentare  cosa 
nesciuna  per  insino  che  non  siano  poste  a  esequtione  quelle  ch' 
son  State  presentate,  cossi  come  in  Renza^j  ni  domandai  licenza  a 
V.  S.  111™%  e  spero  in  Christo,  che,  quante  particolaritä  se  presentaranno 
per  me,  ch'  se  trovaranno  degne  de  eseguirnose,  e  a  v.  S.  111™'^  sarrä 
grau  sadisfatione  havermi  acceptato  per  suo  servitor  e  promessomi  soa 
protectione  e  favor,  le  quäle  doe  cose  saranno  di  tanta  potentia,  ch' 
ogn'  hora  piü  me  iuanimarä  a  servitio. 

Fi  intender  a  v.  S.  111™"  ch'  fusse  avertita  di  non  far  conceder  ne 
tracte  particolari,  ne  generali,  ne  de  grani,  ne  de  vini,  perch'  giä 
havemo  posto  in  ordine  un  certo  espediente,  per  il  quäle  senza  causarsi 
interesso  ne  a  populi,  ne  a  particolari  di  Francia  ni  potra  haver  questo 
anno  proprio  S.  M*^  de  utile  de  un  mellion  de  franchi  e  ogn'  anno 
andarä  piü  augmentando.  E  perche  ho  havuto  nova  ch'  tutta  via 
vengono  mercauti  e  forestieri  in  corte  e  aucho  mercanti  paesani  per 
haverno  tratta,  ho  voluto  con  questo  mio  servitor  a  posta  tornarlo  a  avisar 
a  v.  S.  111™°  accioch'  ni  sia  avertita  in  caso  ch'  non  havesse  ricevuta  la 
prima  lettera  mia  ch'  li  mandai  per  via  del  detto  principe  di  Mantova, 
e  con  questa  farö  fine  restando  basando  le  soe  sacratissime  mano  e 
in  sua  bona  gratia  raccomandandomi,  che  nostro  s'^  Dio  la  conservi 
e  felicite,  come  desea,  et  io,  suo  humil  servo,  volria.  Da  Pariggi  il  dj 
X  iij  di  ottobre  del  59. 

No  vo  lassar  di  far  intender  a  v.  S.  111™*  ch'  tanto  il  Broscetta, 
quanto  quelli  della  posta  mi  voleno  tutti  crucifiger  per  le  cose  della 
posta  e  bravano  da  me  ch'  piü  presto  voleno  servir  senza  gaggi  S.  M. 
et  ch'  si  mettano  ali  incanti,  ch'  gia  ben  cognoscono  che  utile  ch'  ci 
fanno,  di  modo  ch'  insino  addesso  vieni  giä  a  avantaggiar  sua  M*^ 
cinquanta  doi  milia  franchi  ch'  si  pagavano  di  gaggi  a  questi  delle 
poste  senza  altre  spese  e  renumeratione  ch'  ognun  di  loro  a  tutte 
r  höre  dimandavano,  et  se  v.  S.  Ill™"  starä  sol  saldo,  se  venera  a 
guadagniar  qualch'  altro  megliaro  de  scuti.  Io  ho  risposto  a  chi  me 
ne  ha  parlato,  ch'  ho  giä  persune  del  medesmo  paese  ch'  voleno  servir 

1)  Reims. 
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senza  gaggi  sua  M*^  e  darli  de  piü  vinticinque  miliä  francbi   lo   anno 
et  ch'  al  incantj  saranno  deliberatj  ^j/««^  offerenti. 

De  V.  S.  WV^"^  et  R"* 

humilicimo  et  affezionatissimo  8°'' 

Joan  Leonardo  de  Benevento. 

a  tergo  ut  siqrra. 

30 

[1559.] 

1'^   3Iemoriale   del   Massoiie.     Prowedimenti  economici   in   generale. 

Cacciare   i   hanchieri  stranieri ,    attirare   V  oro  forestlero  e  le  sjyezierie, 

rovinare  il  commercio  di  Anversa,  fare  accordo  coi  Portoghesi,  sollevare 

il  presUgio  francese. 

(Log.  cit.  cc.  193-94.) 

«Sommayre  des  ouvertures  de  Jean  Leonardo  de  Benevento: 
S'il  y  eust  onques  occasion  d'esperer  que  en  France  se  meete  ung 
bon  ordre  et  refforma[ti]on  aux  cboses  desreglees  faultes  et  erreurs 
qiü  y  ont  este  et  sont  encores  faictes,  specialement  en  ce  qui  touche 
rbouneur  et  reputation  du  Roy,  le  bien  et  augmentation  de  son  estat, 
souUaigement  et  richesses  de  ses  subiectz  par  cy  devaut  en  diverses 
manieres  affligez  des  guerres  et  encores  plus  endommagez  des  ruzes 
et  fmesses  que  leurs  voysins  estrangers  leur  ont  faictes  et  practiquees 
plus  en  temps  de  paix,  que  de  guerre,  c'est  ä  p[res]ent  que  l'on  le 
doibt  non  seuUement  esperer,  mais  s'en  tenir  tout  assure,  estant  le 
Royaulme  venu  ez  mains  d'ung  Roy,  qui  use  de  conseil,  ayant  d'ung 
coste  une  Royne  non  seullement  mere  naturelle  de  son  filz,  maiz  aussi 
de  son  peuple,  accompagnee  taut  du  devoir  de  nature  envers  son  filz 
et  le  Royaulme,  auquel  eile  a  ja  par  plusieurs ,  ans  commande,  que 
aussi  de  scavoir  le  faire  autant  ou  plus  que  nature  en  ayt  jamaiz 
faict  congnoistre  au  monde,  et  d'autre  coste  deux  oncles  obligez  de 
nature  ä  leur  Roy,  leur  proche  parent,  filz  de  leur  bienfaicteur, 
touchez  au  vif  d'une  compassion  des  cboses  passees,  juintez  de  l'amour 
deu  ä  la  patrye,  couduictz  de  l'honneur  de  vertueusement  s'acquieter 
du  devoir  et  cbarge,  ä  quoy  Dicu  et  le  Roy  les  ont  appellez,  asseurez 
d'une  longue  experience  et  maniment  de  semblables  et  plus  grandes 
afi"aires  en  temps  plus  aspre  et  difficile,  favorisez  de  tout  sans  traverse, 
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ne  contredit,  et  finalem[ent]  souUagez  d'uug  cliancellyer  recharche 
jusques  aux  sepulchres  {ü  cancelliere  OUvier),  long  temps  regrecte 
abseilt,  et  par  eulx  rendu  ä  grand  joye  et  qui  est  le  vray  poinct  de 
s'asseurer  d'ung  bon  et  perdurable  establyssement^  tous  ensemble  sont 
d'ung  mesure  [conjsentement  voulloir  et  affection  sans  partialite, 
envye,  craincte  ou  suspicion  Tung  de  l'autre. 

Puys  douques  que  toutes  choses  unies  et  conspirees  ensemble  au 
bien  public  et  qu'il  piaist  ä  la  Royue  mere  du  Roy  tant  favoriser 
Jehan  Leornardo  Massonne  de  Beneveuto,  que  d'elle  mesme  entendie 
ce  qu'il  propose  pour  le  bien  et  soullaigement  de  ses  subiectz  et  que 
de  l'autre  part  Monseigneur  le  Revevendissime  Cardinal,  oncle  du  Roy, 
pour  le  lieu  qu'il  tient  avec  Mons""  le  Duc  de  Guyse,  son  frere,  envers 
leurs  Mayestez  en  la  direction,  conduicte  et  maniment  des  affaires  de 
France,  a  prins  et  embrasse  la  protection  et  deffense  dudict  Benevento, 
icelluy  Benevento,  qui  n'est  venu  en  France  que  de  voulloir  et  ardent 
desir  de  faire  Service  ä  la  couronne  et  n'y  est  arreste  que  pour 
l'asseurauce  qu'il  a  prinse  en  la  concorde,  union  et  amytie  des 
gouverneurs,  continuera  plus  hardiment  et  soubz  la  faveur  de  l'ung  et 
protection  de  l'autre  les  ouvertures  et  moyens  qu'il  a  promys  et  en 
parlera  de  voix  libre,  de  cueur  toutesfoys  humble  et  obeyssant. 

L'intention  du  dict  Benevento  est  de  ne  proposer  choses  qui  ne 
soyent  ä  l'honneur,  bien,  prouffict  et  utilite  du  Roy  et  de  son  royaulme. 
Son  but  est  premierement  de  cliasser,  sans  mot  dyre,  par  bonne  pollice 
et  establyssement  tous  les  banquiers  et  usuriers,  qui  jusques  icy  ont 
sugge  jusques  au  sang  la  substance  et  principales  richesses  du  Roy  et 
de  ses  subiectz  et  par  ung  bon  et  louable  reiglement  establyr  dez  les 
Premiers  ans  ung  revenu  ordinaire  de  ceut  mil  livres  par  ch[asc]un 
an  pour  le  Roy,  lequel  de  soy  mesmes  s'augmentera  par  apres  ä 
beaucoup  plus  grand  somme,  le  tout  avec  ung  soullaigement  playsir 
advantage  et  commodite  de  ses  subiectz. 

Secondement  repeupler  le  Royaulme  des  monnoyes  d'or  et  d'argent 
de  France,  y  retenir  et  attyrer  l'estrangers  et  neantmoins  en  peu  de 
temps  en  oster  le  cours  avec  ung  grand  bien  et  soullaigement  du 
peuple  et  pour  la  premiere  annee  en  faire  toucher  au  Roy  de  pur 
prouffict  et  sans  y  rien  mectre,  ne  employer  du  sien  cent  mil  escuz 
et  plus  et  pour  les  annees  ensuyvantes  luy  establyr  lä  dessus  ung 
bon  et  gros  revenu  ordinaire  avec  la  joye  de  sesdicts  subiectz. 

Tiercement  donner  le  moyen  que  de  plusieurs  choses  dont  le  Royaulme 
a  eu  jusques  ä  present  besoing  de  ses  voysins  il  soyt  si  bien  fourny 
de  son  creu  et  de  sa  manufacture,  que  non  seullement  il  sera  delivre 
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du  besoing  qu'il  avoit  de  l'estranger,  maiz  en  fournira  tout  le  reste 
de  l'Europpe  de  meilleure  et  en  plus  grande  quantite  dix  foys  que 
ceulx  qui  ä  p[res]ent  Ten  fournisseut,  moyen  pour  non  seuUeraent 
retenir  en  France  l'avgent  que  de  p[rese]nt  Ton  en  tyre,  maiz  pour 
y  attirer  celluy  de  l'estranger. 

Quartement  introduire  et  establyr  en  France  l'estappe  de  l'espicerye 
pour  toute  l'Europpe  avec  ung  incredible  bien,  prouffict  et  richesse 
tant  du  Roy  que  de  tous  ses  subiectz, 

Quinto  mectre  en  l'une  des  villes  de  France,  sans  qu'il  couste  riens 
au  Roy  tout  le  traffic  d'Anvers  avec  ung  revenu  ord'naire  de  deux 
cens  mil  escuz  pour  le  Roy,  commodite  et  richesse  infinie  de  ses 
subiectz  et  au  grand  playsir  et  contentem[ent]  des  nations  d'Espaigne, 
Portugal,  Angleterre,  Allemagnes,  Italye  et  la  pluspart  des  voysins 
mesmes  d'Anvers. 

Sexfo  accommoder  la  navigation  des  Indes  avec  le  Portugaloys 
avec  ung  incredible  bien  et  revenu  du  Roy  et  de  ses  subiectz. 

Septimo  rendre  toutes  nations  estranges  plus  grates  et  recongnoissans 
envers  le  Roy  des  biens  de  sou  royaulme  qu'ilz  ne  sont  ä  präsent  et 
neantmoins  tyrer  d'eulx  ung  revenu  ordinaire  pour  le  Roy  de  deux 
millions  de  frans  par  chacun  au  oultre  le  prouffict  de  ses  subiectz  qui 
y  sera  grand. 

Octavo  mectre  en  valleur  et  augmentation  plusieurs  partie  de  son 
revenu  ordinaire,  en  quoy  ledict  s''  n'est  pas  loyaulment  servy. 

NoHs  restraindre  avec  prouffict  du  Roy  et  souUaigeraent  de  ses 
subiectz  le  cours  de  plusieurs  choses  folles  et  voluptueuses  que  l'e- 
stranger faict  venir  en  France  et  en  tyrer  un  grand  argent. 

In  summa  faire  que  le  francoys  se  congnoise  et  qu'il  se  face 
congnoistre  aux  nations  estranges,  qui  en  ont  abuse  et  tout  jusques 
icy  contemne  et  mesprise.» 


40 

[1559.] 

2*^  Memoriale  del  Massoiie.    Prowedimenti  per  V  esportazione  del  sule^ 

licr    V  ummhiisfrdzioue    ed    il    funzionamento    delle  2J0ste.     Proposta   di 

appcdto  per  le  spezierle. 

{Id.  cc.  195-99.) 

«Pour  satisfaire  par  Jehan  Leonard   de  Benevento   au   commande- 
ment  ä  luy  faict  par  monsv  le  Rev"'*"  Cardinal  de  Lorrayne  d'envoyer 
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par  escript  les  charges  et  conditions  ausquelles  il  entend  que  les 
partys  par  luy  proposez  au  Roy  soyent  baillez  ä  main  ferme. 

Puys  qu'il  piaist  au  Roy  que  lesdicts  partis  soyeut  baillez  ä  main 
ferme  au  plus  offraiit  et  dernier  encherisseur  semble  audict  Beuevento 
ce  qui  en  suyt. 

Premierement  que  les  lettres  du  Roy  pour  montrer  la  justice  dudict 
bail  et  ferme  seront  bien  fondees,  quant  par  icelies  le  Roy  declairera 
que  le  droict  de  fouruir  sei  ä  l'estranger  semblable  qu'il  a  de  le 
fournir  ä  ses  subiectz  en  sou  royaulme  avoit  par  ses  predecesseurs 
estö  pour  aueuns  temps  et  jusques  ä  present  delaisse  pour  aucuuement 
gratiifier  ses  subiects  faisans  sei  en  son  Royaulme  et  jusques  h  ce  que 
par  sesdicts  predecesseurs  autrement  y  eust  este  advise  et  ordonne, 
mesmes  s'estoyent  contentez  sesdicts  predecesseurs  du  droict  de  quattre 
deniers  pour  livre  de  sei  vendu  ausdicts  estrangers.  Toutesfoys  il  a 
veu,  cougneu  que  tout  le  prouffict  et  bien  que  sesdicts  predecesseurs 
avoyent  voullu  faire  ä  sesdicts  subiectz  est  retourne  k  certains  parti- 
culiers  marchans  regatiers  de  sei,  qui  espient  la  necessite  que  les 
paouvres  proprietaires,  saulniers  et  palluyers  ont  le  long  de  l'annee 
et,  soubz  coulleur  de  quelques  ligeres  advances  de  deniers  qu'ilz  leur 
fönt,  acheptent  le  sei  ä  vil  prix  desdicts  proprietaires,  saulniers  et 
palluyers  et  le  revendent  a  eher  et  excessif  prix  taut  ä  l'estranger, 
que  ä  ses  propres  subiectz,  ayant  le  fouruissement  des  garniers  de 
son  royaulme,  de  maniere  que  le  sei  a  este  si  fort  euchery  puys  quelques 
temps  en  ga  ausdicts  marchans  fournissans  le  royaulme,  que  aux  der- 
niers  baulx  a  ferme  desdicts  garniers  ilz  n'ont  peu  faire  au  peuple  de 
France  tel  rabbais  de  leur  prix  qu'ilz  desiroient  bien,  au  moyen  de 
quoy  les  subiectz  du  Roy  et  l'estranger  sont  grandement  foullez,  et 
d'abondant  le  Roy  n'est  pas  bien  paye  de  son  droict  de  quattre  deniers 
pour  livre,  qui  a  la  rayson  du  prix  que  le  sei  s'est  vendu  aux  estrangers 
deust  estre  revenu  audict  s'  en  recepte  ä  sept  ou  huict  foys  plus  qu'il 
ne  luy  en  a  este  tenu  compte.  Or  ä  present  se  sont  presentez  au  Roy 
certains  bons  personnages  de  son  royaulme,  qui  luy  ont  offert  prendre 
pour  dix  ans  ledict  fouruissement  et  droict  de  quattre  deniers  pour 
livre  de  sei  vendu  ä  l'estranger,  en  ce  faisant  achapter  de  gre  ä  gre 
desdicts  proprietayres,  saulniers  et  palluyers  le  sei  qu'il  conviendra 
fournir  ä  l'estranger  et  leur  faire  les  advances  de  deniers  et  autres 
choses  pour  leurs  necessitez  autant  ou  mieulx  que  fönt  lesdicts  marchans 
regatiers.  Et  d'abondant  au  lieu  que  lesdicts  regatiers,  apres  achapte 
ou  convenu  du  prix  du  sei  avec  lesdicts  proprietaires  saulnyers  et 
palluyers  prennent  ä  eulx  tout  le  prouffict,  qui  ä  tousiours  este  grand 
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et  excessif  taut  sur  les  estrangers,  qiie  sur  les  propres  subiectz  du 
Roy,  ont  iceulx  persounages  oflfert  que  sur  le  prouffict  qu'ilz  pourront 
faire  ä  la  vente  dudict  sei  ä  l'estrauger  feront  participper  lesdicts 
proprietaires,  saulniers  et  palluyers  de  dix  pour  cent  pour  le  moings, 
oultre  le  pvemier  prix  qu'il  auront  ja  receu  ou  accorde  avec  lesdicts 
personnages,  accordeut  encores  pour  le  prouffict  de  tous  lesdicts  pro- 
prietaires, saulniers  et  palluyers,  s'il  y  a  aucun  desdicts  proprietaires, 
saulniers  et  palluyers  qui  vueille  reprendre  son  sei  ou  partie  d'icelluy, 
pour  le  vendre  ä  mesme  prix  ä  l'ang  des  marchans,  fermiers  des 
garniers  de  France  et  en  cella  gratiffier  aucuns  de  leurs  amys,  fere  le 
pourront  sans  aucune  payne,  ne  rescompense  en  faire  ausdicts  persou- 
nages, sy  non  de  leur  reudre  ce  qu'ilz  auront  receu  d'eulx  et  les 
fraiz  et  loyaulx  coustz,  s'aucuns  auront  fais.  Et  pour  le  soullaigement 
de  l'estranger  ont  offert  luy  laisser  ordinairement  le  sei  a  meilleur  et 
plus  raysonnable  prix  que  souvent  il  ne  luy  a  este  veudu  et  delaisse 
par  lesdicts  regratiers  par  le  temps  passe.  Et  oultre  au  lieur  (sie)  de 
quattre  deniers  pour  livre  de  sei  du  droict  du  Roy,  ne  lever  que  deux 
deniers  seuUement  durant  le  temps  de  ladicte  ferme  et  neantmoins 
donner  au  Roy  par  chascune  desdictes  dix  annees  tant  pour  son  droict 
de  fournissement  que  de  quattre  deniers  pour  livre  la  somme  de  cent 
cinquante  mil  livres.  Estant  lesquelles  offres,  cliarges  et  conditions 
advantageuses  pour  luy,  pour  les  proprietajTes,  saulnyers  et  palluyers, 
et  generalement  pour  tous  ses  subiectz  et  ses  voysins  et  amys  estrangers 
venans  prendre  sei  en  son  royaulme,  il  a  an'este  ballier  ledict  four- 
nissement au  plus  offrant  ausdictes  charges  et  conditions  et  autres 
Selon  et  ainsy  quelles  ensuyvent. 

Ce  sont  les  charges  et  conditions  ausquelles  le  Roy  entende  bailler 
ä  main  ferme  pour  dix  ans  prochainemeut  venant  le  droict  de  fournir 
a  tous  estrangers  sei  par  tout  son  royaulme  et  de  quattre  deniers 
pour  livre,  que  ledict  s"^  Roy  prend  sur  le  prix  du  sei  vendu  ausdicts 
estrangers. 

Premierement  que  celluy  auquel  ledict  bail  ä  ferme  sera  adiuge 
acheptera  le  sei  dudict  fournissement  des  proprietaires,  saulniers  et 
palluyers  de  gre  ä  gre  et  n'en  pourra  autrement  prendre  deulx  et  fera 
ausdicts  proprietaires,  sauloiers  et  palluyers  les  advances  de  deniers 
et  aydes  en  leurs  necessitez.  Le  tout  aussi  de  gre  ä  gre  comme  Ton 
a  accoustume  fere. 

Sera  en  liberte  pouvoir  et  faculte  desdicts  proprietayres  saulnyers 
et  palluyers,  apres  qu'ilz  auront  vendu  audict  fermier  leur  sei  pour 
ledict   fournissement   d'estrangers    de   le   reprendre    aux   mesmes  prix 
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qu'ilz  l'auront  vendn,  convenu  et  accorde  audict  fermier,  en  luy  rendant 
ce  qu'ilz  en  auront  receu  de  luy  de  prix  ou  advance  avec  ses  fraiz 
et  loyaulx  coustz,  si  aucuns  en  avoit  pour  ce  faicts,  et  en  ce  faisant 
pourront  revendre  ä  ce  mesmes  prix  leur  dicts  sei  ä  telz  marchans, 
ayans  fournissement  de  greniers  de  France  que  bon  leuv  semblera 
gratiffier. 

Sera  ä  la  faculte  de  tous  raarchans  ayans  ledict  fournissement  des 
garniers  de  France  prendre  dudict  sei  cueilly  et  arreste  pour  le  four- 
nissement des  estrangers  au  mesmes  prix  que  ledict  fermier  l'aura 
acbapte  retenu  et  arreste  pour  l'estranger,  en  luy  payant  le  mesmes 
prix  qu'il  en  aura  paye  avec  ses  fraiz  et  loyaulx  coustz,  si  aucuns  il 
a  pour  ce  fais. 

Oultre  le  prix  convenu  et  accorde  pour  la  premiere  vente  entre 
lesdicts  proprietaires  saulniers  et  palluyers  d'une  part  et  ledict  formier 
d'autre,  iceulx  proprietaires,  saulniers  et  palluyers  auront  et  prendront 
dix  pour  Cent  du  prouffict  que  ledict  formier  fera  en  la  revente  de 
leurdict  sei  ä  Testranger,  tout  fraiz  et  loyaulx  coustz  preallablement 
deduictz  et  precomptez. 

Ledict  formier  vendra  son  sei  de  gre  ä  gre  ausdicts  estrangers 
et  en  ce  les  traictera  gracieusement  du  prix  avec  sembluble  ou  meil- 
leure  rayson,  prix  ou  marclie  que  souvent  ne  leur  a  este  faict  le  temps 
passe  par  lesdicts  regatiers,  marchans  et  revendeurs. 

Ne  prendra  durant  le  temps  de  ladicte  forme  pour  vente  de  sei 
par  luy  faicte  ausdicts  estrangers  que  deux  deuiers  pour  le  droict  du 
Roy  tant  seullement  et  sans  prejudice  du  Roy  pour  le  temps  advenir. 

Pourra  le  formier  apres  lesdictes  encheres  faictes  et  adiudication 
de  ladicte  forme  associer  avec  luy  uu  faict  de  ladicte  ferme  jusques 
ä  cinq  compagnons  et  associez  tant  seulement  francoys,  regnicolles, 
nobles  ou  gens  d'eglise,  sans  par  eulx  encourir  derrogance  ä  leurs 
estatz  et  autres  de  quelque  qualite  ou  condition  qu'ilz  soyent  fors 
gens  de  justice  et  manians  finance  du  Roy. 

Pourra  dresser  par  tous  les  lieux  des  salines  et  marestz  de  France 
tabliers  et  commys  telz  et  en  tel  nonibre  pour  ladicte  distribution  et 
fournissement  que  bon  luy  semblera  des  faultes,  abbuz  et  malversations, 
desquelz  il  respondra  civilement. 

Nul  autre  de  quelque  estat,  quallite  ou  condition  qn'il  soyt  ne 
pourra  vendre  sur  les  lieux  ou  transporter  sei  de  quelque  endroict 
que  ce  soyt  de  France  aux  estrangers  fors  luy,  ses  associez  et  commys, 
si  ce  n'est  sur  conge,  permission,  accord  et  consentement,  sur  payne 
de  confiscation  de  corps  et  de  biens   en   pays   ou   confiscation   a   Heu, 
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et  en  pays  ou  confiscation  n'a  Heu,  de  perdition  dudict  sei,  clievaulx, 
harnois,  navires  et  vaisseaulx  du  prix  et  estimation  d'iceulx  et  oultre 
de  quadrupple  dudict  pi'ix  et  estimation  et  d'une  amende  extraordiuaire, 
les  deux  tiers  de  ladicte  confiscation  de  biens,  forfaicture  quadrupple 
et  amende  applicable  et  qui  sera  par  la  mesme  sentence  adiugee 
audict  fermier,  et  l'autre  tiers  adiuge  au  Roy,  les  fraiz  de  justice  sur 
le  tout  prealablement  restituez  et  remboursez. 

Sera  permys  ä  toutes  personnes  accuser  et  demener  ceulx  qui 
vendront  et  transporteront  sei  ausdicts  estrangers  contre  les  dictes 
deffenses,  auquel  cas  ladicte  verifificatiou  faicte  et  l'accusateur  ou 
denunciateur  prealablement  rembourse  de  ses  fraiz  et  depens  sera 
audict  denunciateur  ou  accusateur  ayant  veriffie,  fourny  ausdictes 
accusation  ou  denunciation,  adjugee  la  tierce  partie  des  confiscations 
quadrupples  et  amendes,  les  deux  autres  tiers  demeurans  moictie  au 
Roy  et  l'autre  moictie  au  fermier. 

Ne  sera  ledict  fermier,  ses  associez  et  commys,  subiect,  ne  respon- 
sable des  clioses  qui  concerneront  le  faict  dudict  sei  et  ferme  dessus- 
dicte,  que  par  devant  ung  seul  juge  conservateur  que  le  roy  ordonnera 
sur  les  lieux,  C'est  k  scavoir  ung  en  Brouage  pour  Poictou,  Guyenne 
et  Santonge,  l'autre  ä  Nantes  pour  le  pays  de  Bretaigne  et  l'autre  en 
Peccays  pour  le  pays  de  Languedoc  et  Prouvence,  qui  auront  chascun 
ung  lieutenant,  lesquelz  auront  congnoyssance  chascun  en  son  district 
de  tous  desbastz  et  diflferens  survenans  entra  ledict  fermier,  proprie- 
taires,  saulnyers,  palluyers,  ses  commys,  marchans  et  autres  tant 
regnicolles  que  estrangers  pour  le  faict  dudict  sei  et  ferme  dessusdictz 
circonstances  et  deppendences  privativement  ä  tous  autres  les  appel- 
lations,  desquelz  en  matiere  civile  ressortyront  par  devant  les  generaulx 
des  aydes  ä  Paris,  et  en  matiere  criminelle,  accusations,  denunciations 
de  vendition  et  transport  dudict  sei  aux  estrangers  et  hors  le  Royaulme 
et  autres  cas,  pour  lesquelz  s'ensuyvra  pugnition  corporelle,  peynes 
ou  mulctes  pecuniaires,  en  congnoistront  sans  appel  en  dernier  et 
souverain  ressort  appellant  avec  eulx  ä  telz  jugementz  jusques  au 
nombre  de  six  officiers  royaulx  ou  advocatz  de  siege  royal,  de  sorte 
qu'ilz  soyent  sept  ou  huict  en  nombre. 

Seront  lesdicts  conservateurs  et  lieutenant  tenuz  resider  au  pays 
et  fere  leurs  chevaulchees  de  quinzaine  en  quinzaine  pour  le  moings 
sur  les  lieux  pour  la  conservation  des  droictz  du  roy  et  de  ladicte 
ferme  et  ä  ceste  cliarge  et  pouvoir  seront  pourveuz  par  le  Roy  ä  la 
nomination  dudict  fermier  et  sans  en  payer  finance  et  auront  des 
gaiges.     C'est  ä  scavoir    chascun    desdictz  conservateurs  huict  cens 
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livres  et  chascun  des  lieutenans  cinq  cens  livres,  le  tout  par  chascun 
an,  qui  leur  seront  payez  de  quartier  en  quartier  par  ledict  fermier 
et  ses  commys,  oultre  et  par  dessus  le  prix  de  radjudication  de  la- 
dicte  ferme  envers  le  Roy  et  sans  diminution  d'icelle. 

Sera  ledict  fermier  et  ses  associez  jusques  au  uombre  de  cinq,  si 
tant  il  en  prend,  et  cinq  de  leuvs  principaulx  commys  exemptz,  francs 
et  immunes  pour  le  temps  de  ladicte  ferme  et  association  de  toutes 
tailles,  taillons,  creues,  charges  et  impositions,  empruntz,  tant  generaux 
que  particuliers,  souldes  et  contributions  pour  gens  de  guerre,  tant 
de  pied,  que  de  cheval,  logys,  corvees  et  fournissement  de  garnisons 
et  de  gens  de  court  et  generalement  de  toutes  autres  charges  quelz- 
conques  imposees  ou  ä  imposer  et  seront  eulx  et  leurs  commys,  leurs 
maisons,  familles  et  biens  en  la  sauvegarde  du  Roy. 

Pourront  lesdicts  fermiers,  associez  et  commys  porter  eulx  et  leurs 
gens  en  leur  compaguye  toutes  armes  offensives  et  defensives,  soyent 
pistoletz,  harquebultes  et  autres,  non  obstant  ordonnances  et  deffenses 
contraires. 

Les  encheres  se  feront  sur  le  prix  et  somme  de  cent  cinquante 
mil  livres  par  chascun  an,  qui  ont  ja  este  offertz  au  Roy  et  ne  seront 
receues  aucunes  encheres  moindres  de  cinq  cens  livres  pour  chascun  an. 

Toute  personne  qui  mectra  par  dessus  lesdicts  cent  cinqante  mil 
livres  enchere  de  deux  mil  livres  par  an  et  au  dessus  aura  pour 
chascune  foys  qu'il  mectra  enchere  de  ladicte  somme  de  deux  mil 
livres  et  au  dessus  dix  pour  cent  de  chacune  de  sesdictes  encheres 
d'une  annee  seullement,  ores  quMl  ne  soyt  le  dernier  encherisseur,  et 
que  ladicte  ferme  ne  luy  soyt  adjugee,  qui  sera  pour  chacune  enchere 
de  deux  mil  livres,  la  somme  de  deux  cens  livres  et  de  plus  ä  Taequi- 
poUent,  lesquelz  dix  pourront  seront  rabbatues  au  fermier  adjudicataire 
de  ladicte  ferme  sur  la  premiere  annee  de  ladicte  ferme  et  par  luy 
payez  ausdicts  encherisseurs  dedans  la  fin  de  ladicte  premiere   annee. 

Semblablement  le  dernier  encherisseur  adjudicataire  de  ladicte  ferme 
aura  dix  pour  cent,  non  seullement  de  toutes  ses  encheres  de  quelque 
somme  qu'elles  soyent,  mays  aussy  dix  pour  cent  de  toutes  les  autres 
encheres  qui  se  feront  pour  une  annee  seullement  par  dessus  la  dicte 
premiere  offre  de  cent  cinquante  mil  livres,  que  luy  seront  deduictes 
sur  le  prix  de  ladicte  premiere  annee. 

Payeront  lesdicts  fermiers  et  associez  le  prix  de  leur  dicte  ferme 
et  adiudication  de  six  moys  en  six  moys  et  feront  tenir  les  deniers  a 
leurs  despens,  perilz  et  fortunes  ez  mains  des  recepveurs  generaulx  de 
Poictiers  et  Nantes  par  esgalle  portion. 
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Baillera  ledict  fermier  adjudicataire  pleiges  et  cauxions  süffisantes 
et  deuement  certiffiers  par  devant  les  juges  ordinaires  des  lieux  et 
domicille  d'icelles  cauxions,  et  ce  pour  une  moictie  ou  demye  annee 
du  prix  de  ladicte  ferme. 

Le  Roy  fera  jouyr  dedict  fermier  paysiblement  de  ladicte  ferme 
et  luy  tiendra  et  fera  tenir  la  main  forte  par  ses  gouverueurs  et 
lieutenans  generaulx  des  provinces  et  autres  officiers  contre  tous 
moutins,  rebelies,  ou  desobeyssans  qui  vouldront  user  de  force,  violence, 
main  mise  et  contradiction  ou  donner  aucun  empeschement ;  autrement, 
et  ä  faulte  de  ce  fere,  sera  ledict  fermier,  ses  associez,  pleiges  et 
cautions  quicte  et  descharge  de  payer,  sy  non  pro  '-ata  qu'il  aura 
receu  et  jouy  de  ladicte  ferme,  ses  fraiz,  mises,  despenses  et  loyaulz 
coustz  sur  ce  preallableraent  deduictz,  payez  et  remboursez: 

Pour  le  faict  des  postes. 

Sera  par  le  Roy  faict  edict  general  narratif  que  les  predecesseurs 
pour  le  bien  et  advancement  de  leurs  aflferes  ont  estably  en  plusieurs 
lieux  du  Royaulme  postes  ordinaires,  et  combieu  qu'ilz  eussent  peu 
les  bailler  ä  ferme  ä  bons  et  riches  marchans  qui  eussent  eu  le  moyen 
d'estre  tousiours  bien  montez  et  se  acquicter  desdictes  charges  et 
qui  en  eussent  donne  bonne  et  grosse  somme  de  deniers  par  chacun 
an  au  prouffict  et  augmentation  de  son  dommaine,  toutesfoys  pour 
estre  mieulx  servys  les  ont  non  seuUement  donnez  ä  gens  qui  n'en 
ont  riens  paye,  maiz  encores  ä  la  pluspart  d'iceulx  ont  donne  gros 
gaiges,  salayres,  pensions  et  recompense.  Neantmoings  il  a  veu  et 
congneu  qu'ilz  s'en  sont  tres  mal  acquictez.  A  ceste  cause  declairera 
qu'il  veult  et  entend  que  la  charge  desdictes  postes  soyt  doresnavant 
baillee  ä  son  prouffict  au  plus  oflfrant  et  dernier  encherisseur  et  re- 
voquera  toutes  provisions  de  ce  fetes.  D'abondant,  congnoissant  le 
bien  et  prouffict  que  apporte  ä  son  royaulme  l'establyssement  desdictes 
postes,  tant  pour  ses  affaires,  que  le  ses  subiectz,  declairera  qu'il  veult 
et  entend  que  par  toutes  les  bonnes  villes,  lieux  et  bourgades  de  son 
royaulme  en  soyt  estably  par  distances  raysonnables,  qui  seront  baillees 
au  plus  offrant  comme  dessus  et  les  deniers  portez  aux  receptes  or- 
dinaires de  lieux. 

Fauldra  declairer  que  c'est  aux  charges  de  fere  courir  le  pacquet 
du  Roy  incontinent  en  toute  diligence  sans  riens  en  prendre  ä  la 
Charge  aussi  d'estre  bien  montez  et  autres  charges  qui  sont  contenues 
par  l'ordonnance  et  establyssement  des  postes  ordinaires. 

Fault   declairer   que   le   sallayre   sera  de  quinze  solz  pour   cheval, 
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suyvant  l'ordonnance,  fors  et  excepte  que  pour  la  grande  charge  qui 
est  ä  Paris  et  Lyon  ceulx  qui  tiendront  les  postes  ausdicts  lieiix 
auront  vingt  solz  pour  cheval,  comme  l'on  a  accoustume  depuys  quelque 
temps,  et  aussi  les  estrangers  venans  en  France  payeront  vingt  solz, 
comme  aussy  l'on  a  accoustume  ä  l'occasion  qu'ilz  en  fönt  autant  et 
plus  payer  en  leurs  pays  aux  subiectz  du  Roy,  fors  aussi  a  Bordeaulx 
et  pays  des  Flandes  et  autres  lieux,  oü  l'on  prend  vingt  solz  pour 
cheval. 

Que  nul  ne  pourra  tenir,  ne  encherir  plus  de  troys  postes  pour 
le  plus,  fors  et  excepte  que  aux  bonnes  villes  comme  Paris,  Orleans, 
Moullins,  Lyon,  Ronen,  Amyens,  Poictiers  et  autres  qui  sont  sur  les 
grands  chemins.  Ceulx  ausquelz  seront  adiugees  les  postes  desdictes 
villes  pourront  tenir  toutes  les  premieres  prochaines  postes  qui  re- 
spondent  ansdictes  villes,  qui  donnera  bien  occasion  de  les  encherir 
pour  la  commodite  que  apporteut  les  postes  les  unes  aux  autres. 

Fault  que  les  adiudications  se  facent  aux  bonnes  villes,  comme  ä 
Paris,  se  adiugeront  celle  de  Paris  et  de  toutes  les  autres  qui  sont  ä 
douze  quinze  ou  vingt  lieues  a  l'envyron  et  aussi  des  autres  villes. 
Et  fault  que  les  publications  et  afitiches  portent  expressement  que  les 
postes  par  le  menu  se  adiugeront  en  chacune  desdictes  villes,  ä  quoy 
le  rooUe  du  contreroolleur  des  postes  servyra  bien  pour  les  declairer. 

Quattre  ou  cinq  commissayres  ou  maistres  des  requestes  qui  feroiit 
leurs  chevaulchees  depescheront  toutes  les  adiudications  en  moings  de 
troys  septmaines  ou  ung  moys.  Car  pour  la  premiere  foys  il  ne  s'en 
fault  pas  lier  aux  juges  et  officiers  ordinaires  des  lieux. 

Les  adjudicataires  pour  le  temps  de  leur  fermes  jouyront  des 
Privileges,  franchises  et  exemptions  de  tailles,  empruntz  et  autres, 
dont  par  l'ordonnance  jouyssent  lez  chevaulcheurs  qui  tiennent  a 
present  lesdictes  postes. 

Les  adiudications  se  feront  pour  neuf,  dix  ou  douze  ans. 

Les  commissaires  depputez  pour  le  bail  desdictes  postes  adviseront 
avec  les  juges  et  officiers  des  provinces  des  lieux  ausquelz  sera  besoing 
et  commode  avoir  des  postes,  assises  et  y  en  establyront  et  les 
bailleront  au  plus  ofFrant  et  dernier  encherisseur  en  la  forme  dessusdicte. 

Pour  faciliter  Texpedition  du  faict  desdictes  postes  fault  que  le 
contreroolleur  des  postes  baille  par  escript  les  chemins  et  lieux  aus- 
quelz y  a  postes,  assises,  et  par  cella  sera  bien  ayse  ä  veoir  les 
bonnes  villes  et  lieux  oü  il  n'y  en  a  poinct,  ausquelles  il  conviendra 
en  mectre.  Car  tant  plus  y  aura  des  postes,  assises  par  le  royaulme, 
le  Roy  en   tyrera  plus   de   deniers,   et  cella  facilitera  tant  les  atferes 
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du  Roy,  que  le  cours  de  marchandise,  parce  que  des  lieux,  ou  de 
preseiit  il  n'y  a  poinct  de  postes  ordinaires  assises,  le  Roy  aura  pliis- 
tost  nouvelles  et  advertissemens  et  semblablement  les  marchans  et 
autres  de  leiirs  afFayres,  et  poiir  ce  qii'il  sera  fort  difficile  pouvoir  si 
promptement  adviser  ä  tous  les  lieiix  ou  il  est  besoing  d'en  avoir, 
l'ou  en  pourra  cy  apres  mectre  a  ceulx  que  l'on  aura  oubliez  et  qui 
se  trouverent  propres  pour  y  en  avoir. 

Pour  le  faict  de  Fespic;  rye. 

Fiuilt  que  le  Roy  face  regarder  en  la  chambre  des  comptes  la  plus 
urande  annee  dont  Ton  aye  compte  puys  douze  aus  et  adjuster  les 
viiigt  cinq  mil  livres  offertes  par  Benevento  et  de  tout  faire  une  somme 
sur  laquelle  les  euclieres  seront  receues, 

Le  formier  pourra  avoir  autant  d'associez  et  aux  mesmes  charges 
et  conditions  qu'il  a  este  dict  pour  le  bail  ä  ferme  ou  fournissement 
du  sei  aux  estrangers. 

Ledict  fermier  aura  huict  commys  et  pour  le  moings  autant  qu'il 
aura  de  lieux  ouverts  en  France  pour  y  faire  descendre  espiceries. 

Sera  garde  la  mesme  forme  au  surplus  qui  est  declairee  pour 
ledict  bail  ä  sei. 

Ce  sera  aux  charges,  paynes,  confiscatious  et  amendes  contenues 
par  les  ordonnauccs  faictes  sur  le  faict  desdictes  espiceries. 
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5*^  inemoriale  del  Massone.    V  esportazione  del  sale,  vrno,  e  special- 

mente  ^    del  pastello  c  dellu   carta   francesi.     Modo   di   disciplinarla  per 

emtare   danno  cd  siiddüi  e  procurare  vantaggio  all'  erario.    Proposta  di 

un  ufßcio  per  le  tratte  ed  espedienti  all'  uopo. 

{Id.  cc.  201-4.) 

«Cinquiesme  des  ouvertures  de  Jehan  Leonard  de  Benevento. 

Le  sage  et  prudent  monarque  doit  sur  tout  avoir  troys  choses  en 
recoramandation.  La  premiere  d'enrichir  et  soullaiger  de  tout  son 
pouvoir  ses  subiects,  pour  ce  que  oultre  le  commandement  de  Dieu, 
qui  ainsy  le  veult,  et  le  droict  de  nature  que  nous  ordonne  aymer  et 
bien  faire  a  ceulx  qui  nous  ayment,  defFendent  et  obeyssent,  la  richesse 
du  prince  cousiste  en  celle  de  ses  subiectz,   et  aussi   que   cella   invite 
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les  voysins  estrangiers,  qui  n'unt  de  leurs  princes  pareil  et  semblable 
traictement  ä  desirer  et  par  apres  se  rendre  d'eulx  mesraes  ä  la 
subiection  et  obeyssance  celluy  qui  si  bien  traicte  sesdicts  subiects. 

La  seconde  de  se  tenir  tousioiirs  ses  subiectz  en  exercice  et  la- 
beur  Sans  oysivite,  specialement  le  commun  populace,  ce  qu'il  fera 
ayseement  et  indiibitableraeut,  quant  du  labeur  et  travail  sortira 
prouffict  et  non  dommage.  Pour  ceste  cause  ne  doit  jamais  un  prince 
augarier  les  raarchandises  qui  sont  de  la  manufacture  de  ses  subiectz, 
quand  les  estotfes  se  prennent  en  pays  estranges,  ou  qu'il  y  eu  a 
pareille  abondauce  aux  autres  royaulmes  et  pays  comme  au  sien.  Car 
tant  plus  Festranger  a  bon  marche  de  telles  manifactures,  plus  il  en 
prend  et  consomme  et  d'autant  vient  plus  d'argent  ä  ceulx  qui  tra- 
vaillent.  Et  pour  ce  bon  marche  l'estranger  se  aveant  eust  demeure 
oysif,  delicat  et  plus  facile  ä  domter,  comme  au  contraire  si  telles 
manufactures  luy  estoient  angariez  et  tenues  cheres,  il  se  accommo- 
deroit;  et  ses  subiectz  aussi,  a  en  faire  pour  la  commodite  qu'il  auroit 
d'avoir  les  estoffes  ä  aussi  bon  marche  et  pareille  abondance  que 
ceulx  qui  les  fönt,  qui  feroit  que  ceulx  qui  soulloient  tyrer  grand 
prouffict  desdicts  manufactures  n'ayans  plus  moyen  de  se  desfaire  de 
leurs  manufactures  tourueroient  ä  l'oysifvete  de  tant  que  le  travail 
lenr  seroit  inutile  et  dommageable.  Et  tout  ainsi  que  ce  qui  tient  le 
subiect  sur  piedz  et  en  exercice  se  doit  favoriser,  aussi  fault  il 
empescher  que  ce  qui  n'est  pour  volupte  et  delicatesse  ne  parvienne 
aux  subiectz,  ou  pour  le  moingt  que  le  coust  leur  en  face  hayr  ou 
abhorrer  le  goust.  De  ceste  derniere  sorte  sont  les  soyes  et  la  plus- 
part  des  epiceries  qui  d'ailleurs  viennent  au  royaulme,  lesquelles, 
quant  elles  entrent  et  apres  qu'elles  sont  entrees,  Ton  ne  scauroit  trop 
charger  de  daces  et  impositions. 

Le  troysiesme  est  que  le  prince  regarde  par  tous  les  moyens  de 
tyrer  ä  luy  et  ses  subiects  sans  injure  l'or  et  l'argent  des  estrangers 
et  leur  faire  bien  cherement  achapter  les  commoditez  de  son  royaulme, 
doiit  ses  subiects  usent  ä  bon  compte  et  marche,  moyen  pour  encores 
plus  inviter  l'estranger  de  se  rendre  ä  luy.  Cella  ce  fera,  quant  il 
tiendra  cheres  ä  l'estranger  le  plus  qu'il  pourra  les  choses  qui  sont 
du  creu  de  son  royaulme  et  qu'il  les  chargera  si  fort  et  si  raysonnable- 
ment  aussi,  que  l'estranger  n'en  puisse  ailleurs  recouvrer  en  teile 
quantite  et  bonte,  ne  a  si  bon  marche  et  prix  qu'en  son  royaulme. 
Et  encores  cella  aura  bien  meilleure  grace,  quant,  sans  apparente  im- 
position  de  daces,  tributz,  gabelies  ou  exactions,  cella  se  fera,  comme 
il  sera  dict  cy  apres. 
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Toutesfoys  qni  a  veu  comme  Ton  c'est  conduict  par  le  passe  en 
ce  royaulrae,  il  a  congneu  tout  le  contraire  avoir  este  faict  et  practique 
en  France  avec  une  incredible  perte  et  diminution  des  richesses  du 
royaulme,  fouUe  et  oppression  des  subiectz  d'icelluy.  Est  ce  par  ung 
desreigle  et  indiscret  establyssement  d'imposition  foraine,  qui  autant 
de  foys  a  este  cliange,  corrige  et  defforme,  comme  ceulx  qui  s'en  sont 
entremys  avoient  le  cerveau  peu  arreste  et  nulle  congnoyssance  des 
moeurs  et  facon  de  faire  des  estrangers,  desquelz  sans  aucun  jugement 
ilz  faisoient  leur  estat,  raais  c'estoit  en  pappiers  de  tyrer  Targent, 
n'ayans  autre  but  que  de  charger  de  grandes  daces  et  impositions 
les  marchandises  yssantes  de  France,  sans  regarder  s  11  se  trouverroit 
marchans  qui  en  prinsent  ä  leur  prix  richesses  imaginaires  de  telles 
gens  qui  tiennent  pour  argeut  comptant  tout  ce  qu'ilz  ont  conceu  en 
leur  entendement  et  pour  receu  ce  qu'ilz  pensent  recevoir. 

Venant  donques  ä  la  practique  de  tyrer  argent  de  l'estranger  des 
marchandises  de  France  sans  apparente  imposition  ou  charge  de  daces 
et  tributz  fault  congnoistre  quelles  sont  les  especes  qui  croyssent  en 
France,  dont  l'estranger  ne  se  peult  passer,  ne  en  recouvrer  en  teile 
quantite,  ne  de  si  bonnes,  ne  ä  si  bon  prix,  que  en  France. 

De  ceste  quallite  sont  le  sei  et  le  vin,  lesquelz,  usez  en  France 
par  les  subiectz,  sont  chargez  de  si  dures  gabelies,  peages,  passaiges, 
huictiesme,  quatriesmes,  vingtiesmes  et  infiniez  autres  tributz  et  exactions 
que  Ton  y  a  mises  et  que  Ton  impose  chacun  jour  soyt  en  gros,  en 
detail  et  menu,  ou  en  quelque  autre  facon  que  on  les  achapte,  et  au 
contraire  l'estranger  les  a  tousiours  eues  et  les  a  encores  de  presente 
exemptes  de  toutes  charges,  molesties  et  impositions,  specialeraent  le 
sei,  duquel  ä  l'yssue  il  ne  paye  ung  seul  denier,  et  du  vin  il  paye 
pour  l'imposition  foraine  et  pour  toutes  choses  que  quattre  solz  pour 
muy.  Et  en  la  pluspart  du  royaulme  ne  se  boit,  use,  ne  destribue 
vin,  que  les  impositions  ne  viennent  ä  plus  de  cent  solz  et  six  frans 
le  muy,  et  le  plus  soullaige  paye  quarante  solz,  de  maniere  qu'il  n'y 
a  estranger  ores,  qu'il  ne  soit  gueres  mieux  et  peult  estre  plus  mal 
traite  de  son  prince,  qui  voulsist  avoir  change  de  seigneur,  ayant 
meilleur  prix  et  rayson  jes  biens  de  France,  que  s'il  en  estoit  propre 
et  naturel  subiect.  Pour  ä  quoy  remedier  ont  cy  devant  este  baillees 
par  escript  deux  ouvertures  l'une  pour  le  bled  et  vin,  et  Tautre  pour 
le  sei,  parquoy  u'en  sera  icy  plus  parle. 

L'autre  marcliandise  de  ceste  mesmes  espece  est  le  pastel,  lequel 
ne  croist  en  nul  autre  pays  si  bon,  ne  en  teile  quantite  qu'il  faict  en 
France:  encores  ce  n'est  que  en   ung   certain   quartier   de  Languedoc, 
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qui  en  fournist  quasi  toute  l'Europpe.  Lequel  prins  pour  l'usage  de 
France  est  charge  de  qninze  ou  vingt  solz  pour  balle  et  tyre  hors 
pour  l'estranger  ne  paye  que  troys  ou  quattre  solz  pour  le  plus,  qui 
faict  que  les  tainctures,  fautes  des  propres  denrees  de  France,  sont 
meilleures  et  a  meilleur  marche  hors  le  royaulme  que  en  France  mesmes. 
Semblablement  la  France  fournist  de  pappier  quasi  toute  l'Europpe, 
qui  ne  paye  ä  l'yssue  du  royaulme  que  vingt  deniers  de  cent  pesant, 
qui  n'est  pas  la  moictie  de  ce  que  le  recteur  de  l'üniversite  prend 
pour  son  droict  ä  Paris,  sans  les  daces  et  droictz  du  Roy  en  divers 
lieux  et  manieres,  de  sort  qu'il  est  si  fort  enchery  aux  imprimeurs, 
que  Ton  a  meilleur  prix  et  marche  des  livres  imprimez  en  Allemagne 
et  hors  le  royaulme,  que  l'on  n'a  pas  de  ceulx  qui  sont  imprimez  en 
France,  et  est  une  marchandise  de  teile  importance  ä  l'estranger,  qui 
ailleurs  n'en  recouvre,  que,  depuys  la  paix  deruiereraent  faicte,  se  sont 
presentez  au  Roy  d'Espaigne,  estant  encores  aux  Pays  bas,  aucuns 
marchans  qui  luy  ont  offert  cent  mil  escuz  tous  les  ans  de  revenu 
ordinaire  et  qu'il  n'y  eust  que  eulx  qui  en  ses  pays  peust  tyrer  et 
vendre  du  pappier  de  France. 

Or  de  tant  que  l'on  tyre  de  France  troys,  voyre  quattre  foys,  plus 
de  pastel  et  de  pappier  qu'il  ne  s'en  use  en  France,  il  y  a  moyen 
d'exerapter  de  toutes  daces  et  impositions  ce  qui  en  est  consomme  en 
France  au  grand  soullagement  du  peuple,  et  neantmoins  sans  charge 
apparente  de  daces  et  ne  impositions  quelzconques,  mais  plustost  avec 
extinction  de  celles  qui  y  sont  de  present  tyrer  de  l'estranger  pour 
lesdicts  deux  especes  de  pastel  et  pappier  troys  et  quattre  foys  plus 
d'argent  que  le  Roy  n'a  eu  par  le  passe  et  qu'il  n'a  encores  de  tout 
ce  qu'il  a  prins  et  prend  sur  son  subiect  et  sur  l'estranger  ensemble. 

Cella  se  fera  en  reduysant  le  traffic  du  pastel  et  du  pappier  de 
France  avec  l'estranger  en  traicte  ordinaire  comme  il  a  este  dit  du 
bled  et  du  vin. 

C'est  assavoir  que  le  Roy  face  ung  edict  narratif  que,  pour  avoir 
este  le  transport  du  pastel  et  du  pappier  qui  se  faict  en  France  si 
desreigle  et  abandonne  a  ung  chacun  par  le  passe,  en  est  advenu  teile 
Charte  et  necessite  en  son  royaulme,  que  ses  propres  subiectz  ont 
este  souvent  contrainct  pour  le  faict  du  pastel  retourner  achapter  bien 
cherement  aux  pays  estranges,  ce  que  de  son  propre  royaulme  estoit 
sorty  ä.bon  marche,  qui  a  apporte  une  grande  et  incredible  Charte  ä 
toutes  sortes  de  marchandises  qui  usent  de  tainctures.  Et  la  charte 
du  pappier  a  faict  que  l'impression,  qui  se  soult  faire  plus  belle  et 
meilleure   et   en   plus   grande  quantite  en  France,  que  en  nulle  aultre 
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province  ou  contree  de  la  chrestiente,  s'est  depuys  quelque  temps 
commence  ä  diminuer  et  discontinuer  au  grand  dommage  des  artz  et 
Sciences  que  ung  chaeun  doit  favoriser.  A  ceste  cause  desivant  relever 
son  peuple  de  telles  charte,  estant  raisonnable,  que  des  choses  qui 
croyssent  et  se  fönt  en  son  royaulme  ses  vrayz  et  naturelz  subiects 
soient  raysonnablement  et  avant  tous  aultres  fournys  et  du  surplus 
ses  bons  voysins  et  amys  aydez  et  secouruz,  declairera  ce  qui  ensuyt. 

Premierement  que  jusques  ä  ce  que  les  choses  soient  reduictes  a 
leur  Premier  prix  et  valleur,  ayant  raesmement  vegard  aux  charges 
que  durant  les  guerres  ses  subiectz  ont  supportees,  declairera  qu'il 
surseoye  toutes  daces,  exactions  et  impositions  tant  anciennes  que 
nouvelles,  qui  ont  este  par  ses  predecesseurs  mises  et  imposees  sur 
le  pastel  et  pappier  usez  et  consommez  en  son  royaulme. 

Sek-undo  que  doresuavant  il  fera  regarder  de  quelle  quantite  de 
l'ung  et  l'autre  il  pourra  ayder  et  recourir  sesdicts  voysins  et  amys 
Sans  grandement  incommoder  sesdicts  subiectz,  dont  il  fera  ä  tous 
ceulx  qui  en  vouldront  transporter  hors  le  royaulme  expedier  lettres 
de  traictes,  congez  et  permissions  par  certains  personnages  que  ä  ces 
fins  il  commectra  au  bureau  des  traictes  ä  Paris  jusques  ä  la  concur- 
reiice  de  la  quantite  qu'il  aura  advise  de  permectre  tyrer  par  chaeun 
an,  Sans  que  nulz  autres  que  ceulx  qui  dudict  buicau  auront  en 
congez  et  permission  en  puissent  tyrer,  ne  que  ceulx  qui  auront  eu 
lesdictes  permissions  en  tyrent  en  plus  avant,  ne  par  autres  lieux  et 
endroictz  que  ceulx  qui  auront  faict  le  contraire  que  ceulx  qui  Tauront 
souffert,  perniiz  ou  tollere  de  confiscation  de  biens  appartenant  a 
l'accusateur  ou  Tautre  tiers  au  Roy,  comme  il  a  este  dit  en  la  traicte 
de  bled  et  vin. 

Tertio  qu'il  entend  que  ceulx  qui  auront  eu  dudict  bureau  lesdicts 
congez,  traictes  et  permissions  tyreront  la  quantite  ä  eulx  permise 
quicte  et  franche  et  exempte  ä  l'yssue  du  royaulme  de  toutes  daces 
et  impositions  foraines. 

Cest  establyssement  de  traicte  ordinaire  et  de  bureau  produict 
les  effectz  et  biens  qui  ensuyvent.  Premierement  le  Roy,  en  se  faysant, 
non  seullement  ne  charge  point  ä  l'yssue  lesdictes  marchandises 
d'aucuues  daces  ou  impositions,  mais  au  contraire  les  descharge  de  ce 
qu'elles  soulloient  payer  ausdictes  yssues.  Et  ueantmoins  ne  layssera 
avoir  troys  ou  quattre  foys  plus  qu'il  n'en  avoit,  par  ce  que  la  summe 
qu'il  vouldra  perdre  et  augmenter  par  chaeun  an  se  prendra  pour  la 
permission,  et  ne  sera  pas  dict  que  c'est  tant  pour  balle  ou  pour 
Cent,    mais    sera    d'une    seuUe    somme    en    grus,    laquelle    tonlesfoys 
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reviendra   ä   ce   que   le   Roy   aura   pour   l'annee    advise    prendre    par 
chacun  cent  ou  par  balle. 

Le  second  c'est  qu'elle  ferrae  la  bouclie  ä  l'estranger  de  s'en 
plaindre  et  dire  que  c'est  une  imposition  nouvelle  mise  sur  marchandise, 
car  nul  estranger  se  peult  plaindre  de  quelque  prince  que  se  soyt, 
quand  il  veult  que  de  ce  que  Dieu  et  natture  ont  donne  et  faict 
croystre  de  special  et  particulier  en  son  royaulme,  ceux  qui  Tont 
cultive,  laboure  et  quasi  produict  en  soyeut  les  premiers  fourniz  et 
sutisfais,  voyre  quant  il  vouldroit  qu'il  n'y  eust  que  eulx  qui  se 
resentissent  du  fruict  de  leurs  labeurs.  Si  donques  pour  accommoder 
l'estranger  le  Roy  luy  en  eslargist  et  permect  de  tyrer,  c'est  une  pure 
grace,  a  hiquelle  le  Roy  n'est  poinct  tenu.  Parquoy  ne  se  peult 
plaindre,  si  pour  ladicte  grace  et  permission  le  Roy  peult  avoir  quelque 
prouffict  et  ne  peult  legitimement  appeller  cella  dace  ou  imposition 
mise  sur  marchandise,  car  c'est  plustost  une  recongnoissauce  que 
l'estranger  faict  au  Roy  de  la  grace  ä  luy  faicte  d'estre  secouru  et 
accommode  des  biens  de  son  royaulme. 

Le  troyziesme  est  que  estant  tenu  registre  en  ung  seul  bureau  de 
tout  ce  qui  se  tyrera  hors  de  son  royaulme  desdictes  marchandises 
il  peult  scavoir  du  jour  au  leudemain,  combien  au  vrai  et  sans  larcin 
il  en  a  este  tyre,  au  lieu  que  pour  le  scavoir  aujourd'huy  il  fault 
actendre  ung  long  temps  et  en  escrire  ä  plus  de  troys  cens  officiers 
des  passaiges  pour  avoir  leurs  estatz,  ausquelz  ilz  couchent  en  couscience 
ce  que  bon  leur  en  semble. 

Le  quatriesme  est  que  en  troys  ans  le  Roy  scaura  a  peu  pres 
combien  de  l'une  et  l'autre  marchaudise  l'on  tyre  ordinairement  et  par 
chacun  an  de  son  royaulme,  de  maniere  que  quant  il  luy  surviendra 
besoing  d'une  certaine  somme,  il  scaura,  sans  faillir  et  sans  estre  en 
cella  desrobbe,  combien  il  fauldra  adjouster  sur  chacune  traicte  du 
bled,  voir  pastel,  pappier  et  autres  marchandises,  qui  se  reigleront 
par  traicte  et  ne  fallira  jamais  par  ce  moyen  a  recouvrer  la  somme 
dont  il  aura  besoing,  qu'est  ung  playsir  et  commodite  grande  au 
respect  des  choses  que  l'on  par  cy  devant  imposez  ä  l'advanture  sans 
scavoir  ä  combien  elles  pourroient  revenir  au  certain.  En  quoy  ses 
predecesseurs  ont  par  le  passe  este  ordinairement  deceus  et  infiniment 
desrobbez  et  leurs  subiectz  pillez  et  travaillez  ou  par  officiers,  qui 
en  ont  eu  plus  que  le  Roy  et  rendu  tel  compte  que  bon  leur  a  semble, 
ou  par  les  fermiers  qui  souvent  n'en  ont  pas  donne  la  quarte  partie 
de  ce  que  valloit  l'imposition  aussi  mise  ä  l'adventure. 

Le   cinquiesme   est   que   cella   ferme   la   porte  ä  toutes  falsitez  de 
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lettres  de  traictes  et  saufconduictz  que  Ton  a  veu  souvent  et  quasi 
ordiuairemeut  estre  faictes  en  France.  Car  n'y  ayant  personne  qui 
ayt  tenu  registre  des  lettres  de  traictes  que  par  cy  devant  se  sont 
donnes  pour  apres  les  conferer  aux  registres  de  ceulx  qui  gardent 
les  yssues  du  royaulme,  Ton  a  ayseement  falsiffie  lettres  desdictes 
traictes,  en  quoy  les  officiers  des  lieux  ont  este  les  ungs  voluntairement, 
les  autres  par  ignorance  et  comme  l'on  dict  ä  la  bonne  foy  deceuz  et 
trompez,  ce  qui  ne  se  pourra  faire,  qu'il  ne  soyt  au  bout  de  Tan  au 
plus  tard  descouvert  et  veriffie  par  le  moyen  dudict  bureau.  Car 
envoyant  les  officiers  des  passaiges  par  chacun  an  au  gens  dudict 
bureau  ung  ( stat  au  vray  de  ce  que  aura  passe  par  leurs  destroictz 
et  passaiges,  l'on  verra  aysement  s'il  y  en  a  eu  plus  avant  que  ce  qui 
aura  este  enregistre  au  greffe  dudict  bureau  et  si  Ton  se  sera  ayde 
des  lettres  de  traictes  du  tout  taulses  ou  seuUement  falsiffiees  en  la 
quantite  de  la  traicte  pour  en  faire  et  poursuyvre  la  pugnition. 

Et  quant  ä  ce  que  le  edict  contient,  que  Roy  fera  regarder  quelle 
quantite  de  pastel  et  de  pappier  il  fauldra  pour  la  fourniture  de  son 
royaulme,  cella  n'est  mys  que  pour  donner  couUeur  ä  Testablissement 
de  ladicte  traicte  ordinaire  et  ä  lever  argent  par  ladicte  permission. 
Gar  l'on  entend  que  au  bureau  se  donneront  inditi'ereiument  lettres  de 
traictes  lesdicts  deux  marchandises  a  qui  en  vouldra  pnur  de  l'argent, 
au  payement  du  quel  le  marchant  sera  accommode  de  temps  et  delay 
en  baillant  bonne  seurete  et  cauxion,  comme  il  a  este  dict  de  la 
traicte  du  bled  et  vin,  selon  laquelle  les  gens  dudict  bureau  se  con- 
duyront  en  tout  et  par  tout  en  la  presente  ti'aicte  de  pastel  et  pappier. 

II  n'y  a  nuUes  autres  marchandises  en  France  que  l'on  peust 
adapter  k  ce  reglement.  Car  qui  y  vouldroit  comprendre  les  toilles, 
elles  sont  de  si  grande  manufacture  par  tout  le  royaulme,  que  Ton 
fairoit  plus  de  tort  au  peuple,  que  de  pruuffict  au  Ftoy. 


Miszellen. 


Eine  Episode  aus  der  (jeschichte  von  Amalfi. 

Von 
Ludo  M.  Hartmann. 

Vorbemerkung-  Wer  immer  sich  mit  der  Geschichte  Amalfis  befassen 
will,  muß  von  der  fleißigen  Materialsauimluug  ausgehen,  die  Matteo  Cameka 
in  seinem  Buche :  Memorie  storico-diplomatiche  dell'antica  cittä  e  ducato  di 
Amalfi  (2  vol.,  Salerno  1876)  verwertet  hat.  Bei  meinem  Versuche,  festzu- 
stellen, was  sich  noch  erhalten  hat,  wurde  mir  der  Weg  zuerst  durcli  einen 
genauen  Kenner  der  Verhältnisse,  Prof.  P.  FEDELE-Turin,  gewiesen.  In 
Neapel  enthält  das  R.  Archivio  di  Stato  im  ganzen  27  Originale  vom  .Jahr 
986 — 1377  aus  Amalfi,  die  selbstverständlich  dank  der  liebenswürdigen  Ver- 
waltung des  Archives  (Dii'ektor  Ca.saxova)  leicht  zugänglich  sind.  Die  unter 
der  Leitung  des  Prof.  de  Blashs  stehende  Societä  Napoletana  di  storia 
patria  enthält  in  ilirer  schönen  Bibliothek  unter  dem  Namen  Cartularium 
Amalfitanum  eine  im  Jahr  1900  vom  Avv.  R.  Beveke  gemachte  Abschrift  des 
sogenannten  Codice  Perris,  der  sich  im  Privatbesitze  befindet  und  Kopien  der 
Urku.uden  des  Klosters  S.  Lorenzo  von  Amalfi  enthält;  eine  andere  Abschrift 
soll  sich  in  der  Bibliotheca  Braucacciana  befinden  (vgl.  Camera  a.  a.  0.  p.  12). 
Durch  Herrn  Niccolini  vom  Staatsarchive  und  Hen-n  Ant.  Guerritore, 
den  Verfasser  einer  Studie  über  den  Patriziat  von  Ravello,  weiterempfohlen, 
öffneten  sich  mir  auch  die  Sammlungen  im  Gebiete  von  Amalfi.  Im  Museo 
Camera  in  Amalfi  selbst  werden  ausser  einigen  von  Matteo  Camera  erwor- 
benen Originalen  dessen  Abschriften  und  Sammlungen  von  den  jetzigen  Be- 
sitzern, dem  Avv.  LuiGi  und  Salv.  Camera,  pietätvoll  aufbewahrt.  Die 
Abschriften  sind  in  folgenden  Sammelbänden  zusammengefasst :  1.  „Archivium 
Ravellense  sive  Membranae  quae  in  Capitiilari  Archivio  Ravellensi  asservantur. 
Cura,  studio  ac  solertia  Mathei  Camera  Amalphitani  sedulo  ab  originali 
transscripta.  Anno  Domini  1844",  also  aus  den  Originalen  und  einem  „an- 
tiquum  chartularium"  der  Kirche  von  Ravello.  2.  „Chartolarium  Amalphi- 
tauum  sive  veterum  instrumeutorum  coUectio  a  s.  X  ad  s.  XVI,  olim  uobilibus 
sanctimonialium  coenobiis  Amalphieusium  pertinentibus,  nunc  apud  moniales 
SSmae  Triuitatis  depositis  et  ex  originalibus  maembranis  exscriptis  et  in 
seriem  digestis :  cura,  studio  et  diligentia  Mathaei  Camera  1846" ;  die 
Originale  sollen  sich  immer  noch  in  S»  Trinitä,  einem  alten,  jetzt  angeblich 
nur  von  einer  Nonne  bewohnten  Kloster  neben  dem  Dome  befinden.  3.  „Char- 
tolarium Amalphitanum  seu  Nova  veterum  variorumque  documenta  .  .  .  studio 
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et  Labore  Matthaei  Caaieka  ex  originalihus  conscripta  et  in  ordinem  redacta. 
Auuo  Domiui  1852"  ;  u.  A.  mit  Urkunden  aus  Minori.  Diese  drei  Sammlungen 
wurden  von  Camera  vor  der  Drucklegung  seines  Werkes  angelegt  und  be- 
nützt. Nicht  mehr  benützen  konnte  er  dagegen  die  erst  später  vonlihm  ge- 
machten Abschriften,  die  meist  aus  Scala  stammen  (s.  unten),  zusammen- 
gefaßt in  dem  Sammelbaudr :  4.  „Membrana  medii  aevi  Amalphita[na]".  — 
Das  mir  von  dem  Sakristane  D.  Nicola  Milano  freundlichst  zugänglich  ge- 
machte Kapitulararchiv  im  Dome  von  Amalfi  enthält  mehrere  Hundert  Originale, 
nur  wenige  ältere,  die  meisten  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts ; 
das  Archiv  soll  mit  der  Kirche  im  Jahr  1254  verbrannt  sein.  —  Das  erz- 
bischöfliche Archiv  von  Amalfi  enthält  außer  einigen  Bullen  keine  Pergamente 
und  beginnt  erst  im  16.  Jahrhundert.  —  In  Ravello  steht  das  Kapitulararchiv 
unter  der  Leitung  des  Paroccho  D.  LiuGi  Mansi  und  wurde  mir  durch  dessen 
Bruder,  den  Notar  und  Sindaco  Mansi,  freundlichst  zugänglich  gemacht;  es 
enthält  eine  grosse  Anzahl  von  Urkunden,  die  Cameua  (s.  o.  sub  1)  schon 
benützt,  aber  wohl  nicht  vollständig  abgeschrieben  hat.  Eine  Privatsammlung, 
welche  das  von  K.  A.  Kehr  (Urkunden  der  normannisch-sizilischen  Könige, 
1902,  S,  427)  veröffentlichte  Diplom  Rogers  enthält,  besitzt  Herr  Attilio 
Max.st;  seine  übrigen  Urkunden  sind  Privaturkunden  aus  später  Zeit.  Herr 
Attilio  Mansi  führte  mich  in  liebenswürdigster  Weise  zum  Nonnenkloster 
S»  Chiara,  das  über  20  Urkunden  besitzt,  von  denen  nur  eine  in  das 
12.  Jahrhundert  zurückreicht.  —  Wichtiger  ist  die  Privatsammlung  des  Cav. 
LoiiENzo  Maxsi  in  Scala;  sie  enthält  ca.  200  Urkunden,  die  von  dem  Be- 
sitzer in  liebenswürdigster  Weise  zur  Verfügimg  gestellt  werden.  Die  Samm- 
lung geht  auf  einen  Vorfahren  des  gegenwärtigen  Besitzers  zurück,  der  sie 
in  der  Absicht  anlegte,  eine  Geschichte  von  Amalfi  zu  schreiben.  Cajiera 
hat  von  ihr  erst  nach  dem  Erscheinen  seines  Buches  Kenntnis  erhalten,  und 
deshalb  dürften  sie  alle  noch  uupubliziert  sein;  sie  reichen  bis  ins  10.  Jahr- 
hundert zurück.  Camera  hat  sie  chronologisch  bestimmt  und  mit  Eegesten 
versehen.     Über  die  Bestände  von  Minori  bin  ich  nicht  unterrichtet. 


Herzog  Sergius  verkauft  dem  Erzhischof  Leo  von  Amalfi  für  das 
Frauen/doster  des  h.  Simeon  in  Atrani  und  dem  Äbte  Petrus  für  das 
Kloster   des    h.  Benedikt   in  Scala  eine  Mühle  um  insgesamt  300  solidi. 

1009,  März  28. 

Original  im  Besitze  des  Cav.  LORENZO  Mansi  in  Scala,  (mit  der 
Doppelnummer  130  und  7h'(J). 

Abschrift  von  M.  Camera  im  Museo  Camera  in  Amalfi  (in  Mem- 
brana medii  aevi  Amalphitafna]  p.  <>7  ff.). 

f  In  nomine  domini  dei  salvatoris  nostri  Jesu  Christi.  Die  vicesima 
octaba  mensis  martii  indictione  septima  Amalfi.  Nos  denique  Sergius 
domini  Providentia  dux  |  Amalfitanorum.  Cum  pro  peccatis  multum 
nos  opprimeret  gens  Saracenorum  et  nimium  super  poneret  nobis  in 
censum  tollere  |  et  multa  necessaria  uostre  civitatis  nos  undique  con- 
stringerent  et  non  haberemus  unde  talia  complere,  quoniam  bone 
memorie  |  noster  abus  et  genitor  et  nos  pariter  cum  ipsis  fuimus  com- 
preensi   et   omnia   nostra   depredata   sunt   et   exivimus  nudi  |  et  vacui,  5 

Vierteljahrschr.   f.  Social-  u.  Wiitsebaftsgeschichte.  VII,  33 
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nunc  autem,  sicut  diximus,  propter  nimiam  necessitatem  nostre  civitatis 
et  expendiura  quod  habemus  in  omnibus  |  gentibus  pro  utilitate  civi- 
tatis istius,  Ideoque  prona  atque  spontanea  voluntate  cum  consilio 
parentum  uostrorum  venundedimus  |  vobis  domino  Leoni  domini  gratia 
archiepiscopo  sancte  sedis  Amalfitane  ecclesie  et  per  vos  in  ipso  mo- 
nasterio  vestro  puellario  beati  Simeonis  |  quod  constructum  habetis  in 
Atrano  pariterque  vobis  domino  Petro  presbitero  et  abbati  monasterii 
beati  Benedicti  confessoris  quod  |  dedicatum  est  in  ipso  monte  de  Scala. 
Idest  plenaria  et  integra  ipsa  mola  aquaria  huius  publici  nostri  hie  in 

10  Amalfi  posita  |  subtus  ipse  cammare  qui  dicitur  ospitario  de  ipso  mo- 
nasterio  de  Pasitano,  sicut  ipsa  suprascripta  mola  fabricata  et  ordinata 
est  I  cum  ipso  cubucello  ibique  at  latus  couiuncto  et  cum  mole  et  fer- 
ramenta  et  canale  et  aquaria  sua  et  cum  omnibus  intrinse[cus  et 
extricsecus  (sie!)  sibi  habentibus  et  pertinentibus,  cum  salue  vie  sue 
at  ingrediendum  et  ad  egrediendum.  Unde  nobis  de  plenaria  supra- 
scripta I  mola  neque  de  tota  sua  pertinentia  nichil  remansit  aut  aliquod 
vobis  exinde  exceptuavimus.  Unde  accepimus  a  vobis  exinde  plena- 
riam  |  nostram  sanationem.  Idest  aureos  solidos  tricentos  ana  tari 
quattuor  per  solidum  sicut  inter  nos  et  vos  convenit ;  de  quibus  solidis 

15  centum  dedisti  |  vos  suprascriptus  dominus  Leo  veneravilis  arcbiepis- 
copus  parte  suprascripti  monasterii  vestri  sancti  Simeonis  et  solidos 
ducentos  dedisti  vos  suprascriptus  dominus  Petrus  presbiter  et  |  abbas 
pro  parte  suprascripti  monasterii  sancti  Benedicti ;  set  de  ipsos  predictos 
ducentos  solidos  fuerunt  solidi  centum  nonaginta  de  Musco  tio  nostro 
filio  domini  habii  nostri,  et  ipisos  decem  solidos  fuerunt  de  causa  supra- 
scripti monasterii  sancti  Benedicti ;  et  nos  totos  ipsos  solidos  expedimus 
(sie!)  in  utilitate  et  salvatione  istius  |  nostre  civitatis,  in  omnem  deli- 
verationem  et  in  omnem  decesitionem.  Ut  a  nunc  die  presenti  et  in 
perpetuis  temporibus  plenaria  ipsa  suprascripta  mola  |  aquaria  cum 
omnibus  sibi  pertinentibus,  sicut  superius  legitur,  sit  tradita  et  venum- 
data   in   suprascripta  amba  monasteria  sancti  Simeonis  et  sancti  Bene- 

20  dicti  at  frugiendum  et  doiminandum  in  perpetuum  et  pro  utilitatem 
suprascripta  monasteria  faciendum  exinde  omnia  que  volueritis ;  verum- 
tamen  quomodo  per  ordinem  ipsos  solidos  pro  parte  suprascripta  mo[ 
nasteria  pargiastis,  sie  per  ordinem  amba  ipsa  monasteria  ipsa  supra- 
scripta mola  frugiare  debeant,  tertiam  partem  exinde  dominare  et 
frugiare  debeat  suprascriptus  monasterius  |  puellaris  sancti  Simeonis  et 
duas  partes  exinde  dominare  et  frugiare  debeat  suprascriptus  monaste- 
rius sancti  Benedicti  usque  in  sempiternum  absque  omni  nostra  et  de 
posteri  nostri  |  successores  contrarietatem  aut  requesitionem  in  per- 
petuum; et  si  quolivet  tempore  sive  nos  aut  posteri  nostri  successores 
vel  quavis  alia  liumana  persona  aliquod  exin|de  at  suprascripta 
monasteria  tollere  aut  subtraere  aut  contrare  (sie!)  aut  minuare  ausus 
fuerit,    illa    persona    habeat    anathemam    et   maledictionem   a   patre  et 

26  filio  I  et  spiritu  sancto  et  partem  habeat  cum  Juda  traditore  domini 
nostri  Jesu  Christi,  insuper  componere  debeat  in  suprascripta  monasteria 
auri  solidos  mille  byzantios  et  hec  venditio,  de  qua  duas  Chartas 
similes  |  fecimus  at  tenendum  ex  ipsas  ana  singulas  unusquisque 
monasterius,  firmas  atque  s<o>taviles  permaneant  in  perpetuum.  | 
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■|-  Sergius  domini  gratia  dux  subscripsi.  | 

-|-  .  .  J)  -j-  Eg-<"  i\[auro  filio  Sergio  de  Constantino  de  Leopardo  testis 
sum.  I 

f  Ego  Ursus  tilius  den.  ^)  testis  sum.  f  Ego  Leo  filius  Sergii  de 
Leone  de  Constantino  comite  testis  | 

-j-  Ego  Pando  filius  Johannis  de  Pando  testis  sum.  |  30 

f  Ego  Johannes  filius  Pulcari  Canella  testis  sum.  | 

-|-  Ego  Leo  scriva  huius  civitatis  Amalfi  hanc  chartam  vinditionis 
manu  propria  scripsi,  anno  septimo  dueatus  suprascripte  gloriose  po- 
testatis.  | 

L 

Aus  der  vorstehenden  Urkunde  lernen  wir  einige  bisher  unbekannte 
Tatsachen  der  Geschichte  von  Amalfi  kennen.  In  der  Arenga  wird 
das  Geldbedürfnis  des  Dogen,  das  ihn  zum  Verkaufe  der  Mühle  drängt, 
motiviert.  Der  jetzige  Doge  Sergius  ist  nämlich  einmal  mit  seinem 
seligen  Vater  und  Großvater  in  die  Hände  der  Sarazenen  gefallen, 
ihr  Besitz  ist  verwüstet  worden;  und  als  sie  dann  entkamen  oder  von 
den  furchtbaren  Feinden  nudi  et  vacui  entlassen  wurden,  mussten  sie 
sich  einen  schweren  Tribut  gefallen  lassen  und  ausserdem  den  schweren 
Schaden,  den  die  feindliche  Invasion  in  ihrem  Staate  verursacht  hatte, 
wieder  gutzumachen  versuchen.  Die  „nimia  necessitas",  die  außer- 
ordentliche Notlage  des  amalfitanischen  Gebietes,  erscheint  nach  einem 
sarazenischen  Plünderungszuge  begreiflich;  inwiefern  aber  dem  Dogen 
Ausgaben  für  den  Staat  „in  omnibus  gentibus",  also  nicht  nur  den 
Sarazenen  gegenüber  erwachsen  waren,  bleibt  unklar ;  vielleicht  waren 
es   irgendwelche  Bundesgenossen,    deren  Hilfe   bezahlt  werden   mußte. 

Die  Urkunde  ist  vom  28.  März  1009  datiert  •') ;  das  Jahr  ist  durch 
die  Indiction  und  durch  das  Regierungsjahr  in  der  Schlußdatierung 
bestimmt,  da  Sergius  IL,  der  Zeitgenosse  des  ersten  Erzbischofs  von 
Amalfi,  Leo,  allein  nach  dem  Tode  seines  Vaters  Johannes,  etwa  seit 
Ende  1007  oder  1008,  und  bis  zum  Jahre  1014  regierte,  in  welchem  er 
seinen  Sohn  zum  Mitregenten  ernannte.  Bezeichnend  ist  es  auch,  daß 
Sergius  den  Patriziertitel,  den  er  später  führte,  noch  nicht  vom  byzan- 
tinischen Kaiser  erhalten  liatte.  —  Die  Ereignisse,  von  denen  die  Ur- 
kunde erzählt,  liegen  aber  um  einige  Jahre  zurück.  Denn  der  Groß- 
vater, dessen  ({efangennahme  erwähnt  wird,  Herzog  Manso,  starb  schon 
im  Jahre  1004.  Dadurch  ist  ein  terrainus  ante  quem  gegeben;  ein  brauch- 
barer terminus  i)ost  quem  felilt  uns.  .ledoch  wird  man  mit  gi'ößter  Wahr- 
scheinlichkeit annehmen  können,  dal]  die  sarazenische  Invasion,  deren 
Wirkungen  sich  noch  so  unmittelbar  fühlbar  machten,  nicht  allzu  lange 
vor  der  Ausstellung  der  Urkunde  stattgefunden  hat,  und  man  wird  sie 
am  ehesten  in  die  Zeit  kurz  vor  1004  anzusetzen  haben. 

Allerdings  sind  unsere  Quellen  für  diese  Zeit  so    ungenügend,    daß 


1)  Diese  Zeugenunterschrift  ist  völlig  unleserlich. 

2)  den  (sie!). 

3)  Zur  DatieiTing  vgl.  Camera  a.  a.  0.  I,  139  und  die  Urkunden  I,  220 


490  Ludo  M.  Hartmann 

wir  von  einem  Sarazeneneinfall  in  Amalfi  bisher  überhaupt  nichts  ge- 
wußt haben.  Nichtsdestoweniger  wird  man  die  neue  Tatsache  mit 
einem  sehr  bekannten  Ereignis  vielleicht  in  Zusammenhang  bringen 
können,  nämlich  mit  jener  Belagerung  von  Salerno,  bei  welcher  zuerst 
normannische  Ritter  in  Italien  den  Kampf  mit  den  Ungläubigen  auf- 
genommen haben.  Die  Datierung  schwankt  zwischen  1000  und  1016 ; 
aber  ScHrPA^)  hat,  wie  mir  scheint,  mit  Recht,  das  frühere  Datum 
verteidigt. 

Denn  alle  drei  Ableitungen  von  Amatus,  die  französische  Über- 
setzung, Leo  von  Ostia  und  die  Zusätze  in  den  Aunales  Casinenses-) 
führen  auf  das  Jahr  1000 — 1001.  Wenn  dagegen  Lupus  protospatharius  ^) 
u.  A.  das  Jahr  1016  einsetzen,  so  geschieht  es  deshalb,  weil  durch  die 
Einfügung  der  Erzählung  von  der  Einladung,  die  an  die  Normannen 
in  ihre  Heimat  ergangen  sein  soll,  das  erste  Erscheinen  der  Normannen 
bei  der  Belagerung  von  Salerno  mit  der  Hilfe,  Avelche  andere  Nor- 
mannen dem  Mehls  16  Jahre  später  brachten,  künstlich  in  einen  ur- 
sächlichen Zusammenhang  gebracht  wurde,  wie  er  der  legendenspinnenden 
Phantasie  entsprach.  Die  nächste  Folge  war,  wenn  der  Feldzug  des 
Melus  gegen  die  Griechen  auf  das  Jahr  1017  chronologisch  fixiert  war, 
daß  die  Belagerung  von  Salerno  und  das  erste  Erscheinen  von  Nor- 
mannen in  Italien  durch  einen  Rückschluß  zum  Jahr  1016  angesetzt 
wurde '^). 

Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  daß  sich  der  große  Zug  der  Sara- 
zenen nicht  auf  Salerno  beschränkte,  sondern  die  Nachbarstadt  Amalfi 
in  Mitleidenschaft  zog.  Salerno  wurde  von  der  feindlichen  Macht  über- 
zogen, weil  es,  wie  Amatus  berichtet,  den  früher  ausbedungenen  Tribut 
verweigerte.  Amalfi  wurde  jetzt,  vielleicht  während  der  Belagerung 
Salernos,  heimgesucht  und  zur  Tributzahlung  gezwungen,  die  es  auch 
dann  noch  über  sich  ergehen  lassen  mußte,  als  sich  Salerno  infolge 
des  Sieges,  welchen  die  Normannen  über  die  Sarazenen  vor  seinen 
Toren  erfochten  hatten,  von  seiner  Verpflichtung  befreit  hatte. 

n.  !«* 

Eine  zweite  Tatsache,  die  unmittelbar  aus  der  Urkunde  hervorgeht, 
ist  die,  daß  der  dux  selbst  mit  seinem  Vermögen  für  die  schier  un- 
erschwinglichen Lasten  aufkommen  muß,  die  dem  Staate  Amalfi  von 
seinen  Feinden  auferlegt  werden.  Er  hilft  sich,  indem  er  um  den  be- 
trächtlichen  Preis   von  300  solidi   eine  Mühle,  die  „seinem  publicum", 


1)  In  Archiv  stör.  Napol.  XII,  255. 

2)  AiME,  L'ystoire  de  li  Normaut  (ed.  Chami)ollion-Figeac  1835)  I  c.  17; 
Leo  Ostiensis  II  c.  37  (M.G.  VH  p.  652)  ;  Annal.  Casin.  z.  J.  1000  (M.G.  XIX 
p.  305). 

3)  Lupus  protospath.  z.  J.  1016  (M.G-.  V  p.  5). 

4)  Anderer  Ansicht  insbesondere  Amari,  Storia  dei  Musulmani  di  Sicilia 
II,  340  ff. ;  F.  HiKSCH  in  Forscliungen  VIII,  238  und  Bresslau  in  Jahrbücher 
des  D.  E.  unter  Heinrich  IL,  Bd.  IH,  322  ff.  (Exkurs  IV).  —  Übrigens  ist 
Lupus,  der  nach  Amatus  schrieb,  auch  sonst  chronologisch  nicht  zuverlässig. 
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also  dem  Fiskus,  gehörte,  an  solche  Personen  verkauft,  denen  Geld 
zur  Verfügung  steht,  nämlich  zu  einem  Drittel  an  den  Erzbischof  von 
Amalfi  für  dessen  Kloster  und  zu  zwei  Dritteln  au  das  Kloster  des 
h.  Benedikt  in  Scala,  dem  ein  Angehöriger  des  Herrschergeschlechtes 
selbst  den  Großteil  der  Summe  zur  Verfügung  stellt. 

Das  publicum  spielt  überhaupt  in  den  Urkunden  von  Amalfi  eine 
große  Rolle.  Es  ist  seinem  Ursprünge  nach  sicherlich  verschieden 
vom  eigentlichen  Erbgute  des  dux  und  seiner  Familie,  allein  gerade 
unsere  Urkunde,  in  welcher  der  dux  nur  „cum  consilio  parentum 
nostrorum"  über  publicum  verfügt,  zeigt,  wie  sich  selbstverständlich 
der  Unterscliied  zwischen  publicum  und  Familiengut  vervischte,  da  es 
ja  eine  Staatsgewalt  losgelöst  vom  dux  nicht  gab.  Daß  es  sich  aber 
ursprünglicli  um  Staatseigentum  des  römischen  Reiches  („ex  parte  d. 
imperatoris" )  handelte,  das  in  spätbyzantinischer  Zeit  in  den  Besitz  des 
dux  gekommen  war,  kann  u.  a.  aus  der  Analogie  mit  Zuständen  ge- 
schlossen werden,  die  in  einer  Urkunde  vom  Anfange  des  9.  Jahr- 
hunderts für  Istrien  geschildert  werden.  Hier  heißt  es  vom  dux,  daß 
er  „ad  suam  tenet  manum"  Grundbesitz  des  Fiskus,  dessen  Kolonen 
ihm  Naturalabgaben  liefern;  Fischereien,  aus  denen  er  Geldzinse  be- 
zieht; ferner  macht  er  namens  des  publicum  für  sich  Anspruch  aiif 
das  unbebaute  Land,  Wälder  und  Weiden  i).  So  verfügt  auch  der  dux 
von  Neapel  über  Fischereien  und  Flußläufe  etc.  2).  Nach  römischem 
Rechte  ist  eben  Meer  und  Fluss,  aber  auch  der  Strand  und  das  un- 
verteilte  Ödland  öffentlicher  Besitz,  publicum,  und  als  die  duces  in 
den  ursprünglich  byzantinischen  Provinzen  immer  weniger  Beamte  und 
immer  mehr  Süzeräne  Herrscher  wurden,  betrachteten  sie  es  immer 
mehr  wie  ihr  Eigentum,  aus  dem  sie  Einkünfte,  z.  B.  in  der  Form  von 
Hafengeldern  (portuatica),  Strandgeldern  (littoralica),  die  einst  zu  den 
Staatseinnahmen  gehört  und  die  Stelle  von  indirekten  Steuern  ver- 
treten hatten,  zogen  oder  die  sie  auch  veräußerten,  während  dies  im 
römischen  Staate  ausgeschlossen  gewesen  war^).  Die  Erben  des  publicum 
sind  die  duces :  allein  die  Auffassung  vom  publicum  wird  dadurch,  dass 
es  im  Besitze  der  duces  steht,  eine  andere. 

Die  durch  den  Besitz  des  publicum  begründete  oder  verstärkte  wirt- 
schaftliche Macht  des  dux  hat  jedenfalls  —  diesen  Eindruck  gewinnt 
man  aus  den  Amalfitaner  Urkunden  des  10.  und  11.  Jahrhunderts  — 
zur   Hebung   seiner  Stellung  wesentlich  beigetragen^).     Vielleicht  dass 


1)  Placitum  von  Rizzaao :  Ughelli,  Italia  sacra  V,  1098  f. ;  vgl.  meine 
Untersuchungen  z.  Gesch.  der  byzant.  Vorwaltung  in  Italien  S.  76.  166. 

2)  Vgl.  CiccAGLiONE,  Le  istituzioni  politiche  e  social!  dei  ducati  Napoli- 
tani  (Napoli  1892)  p.  96. 

3)  Vgl.  CiccAGLTONE  a.  a.  0.  126  ff. 

4)  Interessant  für  den  Begriff  des  „publicum"  oder  „puhlicus"  ist  auch 
die  Urk.  hei  Camera  I,  221  ff.  v.  J.  1007,  in  der  ein  Testator  der  Äbtissin 
den  Klosterbesitz  überlässt  „ad  faciendum  exinde  pro  utilitatem  predicti 
monasterii  per  consensum  et  absolutionem  deipsopuplicohuius 
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geradezu  tatsächliche  Monopole  geschaffen  wurden.  Es  scheint  z.  B., 
daß  alle  Wassermühlen  im  (rebiete  von  Amalfi  ursprünglich  zum  pu- 
blicum gehört  haben,  offenbar,  weil  die  wenigen  Flufiläufe,  die  zur  Ver- 
fügung standen,  als  publicum  vom  dux  für  sich  in  Anspruch  genommen 
wurden  1).  Wir  können  freilich  auf  einen  solchen  Zustand  nur  zurück- 
schließen aus  den  Urkunden  späterer  Zeit,  in  welchen,  wie  z.  B.  in 
der  vorliegenden  Urkunde,  von  Veräußerungen  aus  dem  publicum  die 
Rede  ist.  —  Vielleicht  noch  größere  Bedeutung  hatte  für  den  dux  das 
Recht  auf  die  Meeresküste,  nicht  nur,  weil  es  ihm  ermöglichte  —  in 
Amalfi  gewiss  so  gut  wie  in  Neapel  — ,  Zölle  und  Hafengelder  einzu- 
heben  und  weil  schon  dadurch  der  Handel,  den  er  mit  eigenen  Schiffen 
betreiben  konnte,  begünstigt  war,  sondern  auch  deshalb,  weil  die 
Magazine  und  öffentlichen  Verkaufsstände,  die  apothecae,  sich  auf  dem 
Strande  befanden.  Gewiß  war  der  Handel,  wie  in  römischer  Zeit, 
unter  öffentlicher  Beaufsichtigung  und  konnte  nur  von  denen  betrieben 
werden,  die  im  Besitze  von  Verkaufsständen  auf  öffentlichem  Grunde 
waren;  von  diesen  scheint  das  plateaticum  gezahlt  worden  zu  sein-'). 
Schon  in  der  Mitlc  des  10.  .Jahrhunderts  aber  schenkte  der  patricius 
Mastalo  der  Kirclie  von  Amalfi  den  ganzen  Strand  von  Maiori;  die 
späteren  Herzoge  bestätigten  diese  Verleihung,  und  Roger  fügte  im 
Jahr  1091  noch  die  Verleihung  des  ganzen  ins  publicum  an  dem  Flusse 
Maiori  von  Vecite  bis  zur  Küste  hinzu  •^).  Derselbe  Mastalo  verschenkte 
aus  dem  publicum  den  Strand  von  Minori  an  die  später  zum  Bistum 
erhobene  Kirche  der  h.  Trofimena;  am  Ende  des  11.  .Jahrliuuderts 
schenkte  oder  bestätigte  ihr  Roger  aus  dem  publicum  den  Besitz  der 
apotheca  ad  vendendum  et  negotiandum,  sowie  der  öffentlichen  Wage 
nebst  allen  zugehörigen  Abgaben  (consuetudines).  Bei  einer  Revision 
der  aus  dem  publicum  gemachten  Verleihungen  zog  dann  Roger  die  apo- 
theca ein  und  vergab  sie  an  die  Bewohner  von  Ravello  gegen  einen 
jährlichen  Zins  von  100  sol. ;  bald  gereute  es  ihn  aber  wieder,  seine 
fromme  Stiftung  nicht  aufrechterhalten  zu  haben,  und  so  wies  er 
Avenigstens  den  Zins  der  Kirche  von  Minori  zu.  Später  muß  die 
apotheca  wieder  in  den  vollen  Besitz  der  Kirche  gekommen  sein;  denn 
in  einem  Judikate  vom  12.  Januar  1247  wird  ein  Sorrentiner,  der  eine 
eigene  Verkaufsstätte  eröffnet  hatte,  auf  Grund  der  Privilegien  der 
Kirche  von  Minori  verurteilt,  weil  er  nicht  haben  dürfe  „aliquara 
apothegam  ad  negotiandum  in  Minoro  nisi  in  apothega  dicte  ecclesie", 
so   daß    also    das   Monopol    der   Kirclie   auf  die   Errichtung   und  Ver- 


predicte  civitatis  Amaltie  omnia  que  voluerit" ;  diese  Äbtissin  solle  noch 
ihre  Nachfolgerin  ernennen;  dann  aber  „reddeat  predictum  locum  in  pote- 
statera  de  ipso  puplico  ad  ordinandum  illuin;  et  non  se  mictat 
sub  protestatem   de   episcopis  aut  sub  monasterium  vel  sub  cappella  palatii". 

1)  Vgl.  auch  CiccAGLiONE  a.  a.  0.  126  Anm.  7. 

2)  Vgl.  CiccAGLiONE  a.  a.  0.  126  Anm.  3.  Urk.  Camera  a.  a.  0.  I,  290; 
Cai'ASso,  Diplom,  duc.  Neapol.  13.  —  Verschieden  davon  ist  wohl  die  eigent- 
liche Verkaufsabgabe,  das  siliqnaticum,  wie  sie  anderswo  heißt. 

3)  Camera  I,  138.  287. 
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Wertung  von  Kaufläden  anerkannt  wurde  i).  Zusammengehalten  mit 
den  übrigen  vielen  Schenkungen  zu  frommen  Zwecken,  mit  den  Apa- 
nagen, welche  an  Mitglieder  der  regierenden  Dynastie  vergeben  werden 
mußten,  und  mit  den  Veräußerungen,  zu  welchen,  wie  im  Falle  der 
Urkunde  vom  Jahr  1009,  die  Herzoge  durch  die  Not  getrieben  wurden, 
ergeben  diese  Vorgänge  ein  ungefähres  Bild  von  der  Bedeutung  des 
materiellen  Besitzes  der  Herzoge  und  von  der  Art  und  Weise,  in  welcher 
dieser  im  10.  und  11.  Jahrhundert  geschmälert  wurde. 

HL 

Die  innere  Entwicklung  der  Herrschermacht  scheint  sich  in  allen 
ursprUnglicli  byzantinischen  und  dann  Süzeränen  Dukaten  Italiens 
analog  uud  parallel  zur  materiellen  Stellung  des  Dogates  vollzogen  zu 
haben,  nur  daß  sie  durch  äußere  Eingriffe  in  den  verschiedenen  Staaten 
an  verschiedenen  Punkten  unterbrochen  und  eigentlich  nur  in  Venedig 
zu  Ende  geführt  worden  ist. 

Die  Grundlage  ist  überall  die  Befreiung  der  tribunizischen,  mili- 
tärisch-grundherrlichen Aristokratie  aus  den  Fesseln  der  byzantinischen 
Bureaukratie,  die  in  der  großen  Revolution  im  Anfange  des  8.  Jahr- 
hunderts durchgeführt  wird;  die  comites  in  Amalfi  sind  otfenbar  nichts 
anderes  als  z.  B.  in  Venedig  die  tribuni.  Es  folgt  dann  eine  Periode 
der  Verfassungskämpfe,  deren  Zweck  es  ist,  sich  auch  der  byzantinischen 
dicio,  die  in  der  Person  des  dux  oder  magister  militum  verkörpert  ist, 
zu  entledigen;  es  tritt  nach  mannigfachem  Wechsel  an  die  Stelle  des 
vom  Kaiser  ernannten  jährlichen  oder  beliebig  abberuf  baren  Beamten, 
der  besoldet  war,  ein  von  den  lokalen  (lewalten  aus  der  eigenen  Mitte 
erwählter,  lebenslänglicher  dux,  dessen  Stellung  dadurch  gefestigt  ist, 
dass  ihm  erst  jetzt  oder  schon  früher  die  Einkünfte  und  das  Ver- 
fügungsrecht über  den  fiscus,  das  publicum,  zusteht,  so  daß  sich  auf 
einer  höheren  Stufe  nach  mehr  oder  weniger  als  einem  Jahrhundert 
der  Vorgang  der  Vergrundherrlichung,  der  einst  die  Tribunen  ergriffen 
hatte,  wiederholt.  Die  Oberherrschaft  des  Kaisers  drückt  sich  nur 
noch  —  und  auch  dies  nicht  regelmäßig  —  in  der  Verleihung  gewisser 
hoher  Titel  aus,  die  eine  Anerkennung  des  Herrschers  in  sich  schließt, 
und  auch,  wenigstens  prinzipiell,  in  der  Verpflichtung  zur  Waffenhilfe. 
In  Rom,  zeitweise  auch  in  Neapel  wird  dieser  Prozeß  durch  die  Ver- 
bindung der  geistlichen  mit  der  weltlichen  Macht  kompliziert;  in  Amalfi 
und  den  kleinen  Staaten  des  Dukates  von  Neapel  dadurch,  daß  zu 
gleicher  Zeit  die  Loslösung  dieser  und  ihrer  praefecti  vom  Gesamt- 
dukate  vor  sich  geht.  Die  lebenslängliche  Dauer  ihrer  Stellung  und 
ihre  wirtschaftliche  Macht  ermöglicht  es  den  Gewalthabern  seit  dem 
9.  und  10.  Jahrhundert,  zunächst  durch  die  Bestellung  ihrer  Söhne  als 
Mitregenten,  Dynastien  zu  begründen  und  auf  diese  Weise  mit  der 
wirtschaftlichen   die   von   ihr   kaum  geschiedene  staatliche  Macht  erb- 


1)  Vgl.  Camera  I,  138   und  die  Urk.  Ughelli,  Italia  sacra  VII,  p.  292 
und  295;  femer  Neapel,  K.  Arch.  di  Stato,  Pergamene  di  Amalfi  n"  14  (a.  1247). 
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lieh  zu  übertragen.  In  dieser  Zeit  mußte  in  den  Seestädten  auch  im 
Handel  der  Doge  als  Handelsunternehmer  besonders  hervortreten,  um 
so  mehr  als  doch  kriegerische  Expeditionen  und  Handelsunternehmungen, 
Beute  und  Handelsgewinn  niclit  immer  strenge  geschieden  wurden. 
Die  Dogen  beginnen  selbständig  Münze  zu  schlagen.  Auch  ist  es  be- 
zeichnend, daß  sich  die  Dogen  von  Venedig  für  ihren  persönlichen 
Handel  Zollfreiheit  von  den  Kaisern  des  Westreiches  ausbedingen. 
Allmählich  muß  diese  überragende  Stellung  der  duces  geschwächt 
worden  sein:  die  übrigen  Grundherren  —  tribuni,  comites,  nobiles, 
iudices  —  nehmen  ja  ebenfalls  am  Handel  teil  und  bereichern  sich 
durch  ihn,  während  die  wirtschaftliche  Macht  der  duces  durch  Vor- 
gänge, wie  sie  in  unserer  Urkunde  geschildert  werden,  durch  die 
großen  Aufwendungen  für  den  Staat,  durch  Vergabungen  und  Zer- 
splitterung des  publicum  zurückgeht,  ähnlich  wie  die  Herrschermacht 
in  den  eigentlich  feudalen  Staaten. 

In  Araalti  verschafft  sich  der  dux  durch  Verkauf  an  kapitalkräftigere 
Große  das  Geld,  dessen  er  für  die  Bedürfnisse  des  Staates  bedarf '^), 
während  in  dem  vorgeschritteneren  Venedig  zu  Beginn  des  12.  Jahr- 
hunderts Ähnliches  vorkommt,  in  der  Regel  aber  die  Großen  zu  An- 
leihen herangezogen  werden. 

Die  wirtschaftlich  erstarkte  Klasse  der  Grnndherren  sucht  sich  auch 
politiscli  in  Revolutionen  zur  Geltung  zu  bringen ;  der  dux  muß  ihnen 
verfassungsrechtliche  Zugeständnisse  machen,  muß  seine  Herrscher- 
rechte mit  ihnen  teilen ;  in  Venedig  entsteht  der  Rat  der  sapientes,  und 
z.  B.  Sergius  von  Neapel  garantiert  durch  das  pactum  iuratum  seinen 
zu  einer  societas  vereinigten  nobiles,  sie  weder  ohne  gemeinsames  Ge- 
richt zu  strafen,  noch  ohne  ihre  Zustimmung  neue  Abgaben  aufzu- 
erlegen, noch  ohne  ihren  Rat  Krieg  zu  führen  oder  Frieden  zu  schließen  -). 
In  den  Staaten  Kampaniens  ist  dann  die  Verfassungsentwicklung  durch 
die  normannische  Eroberung  abgeschnitten  worden. 


1)  Ein  ähnlicher  Fall,  wie  in  unseren  Urk.,  liegt,  wie  mich  Frl.  M.  Merores 
aufmerksam  macht,  in  der  Urk.  vom  J.  1113  (Camera  I,  p.  306^  vor,  in  der 
von  einer  Veräußerung  aus  dem  puplicum  aus  den  letzten  Jahren  des  11.  Jahrh. 
die  Rede  ist,  in  der  der  Kaufpreis  (lOüO  sol.)  ebenfalls  ad  utilitatem  ipsius 
civitatis  Amalfi  gezahlt  wird,  was  sich  freilich  auch  übersetzen  lässt  „auf 
das  Konto  des  Staates  Amalfi",  d.  h.  des  publicum. 

2)  Capah.so,  der  dies  pactum  zuerst  veröffentlichte,  schreibt  es  Sergius  IV. 
zu  und  datiert  es  vom  J.  1030  (Arch.  stör.  Nap.  IX) ;  Ciccagltone  a.  a.  0. 
109  lif.  will  es  Sergius  I.  (Mitte  des  9.  Jahrh.)  zuschreiben,  sieher  mit  Unrecht ; 
vielmehr  scheint  man  an  einen  noch  späteren  Sergius  (VII.)  denken  zu  müssen: 
vgl.  ScHiPA  in  Arch.  stör.  Napol.  XXXI  (1906)  p.  396  ff.  (nach  Brandileüne). 
t^ber  Venedig  vgl.  die  Ausführungen  von  Lenel,  Die  Entstehung  der  Vor- 
herrschaft Venedigs  an  der  Adria  (1897),  insbes.  S.  40  ff.  144  f. 
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Schuppose  und  mansus  servilis. 

Von 
G.  Caro  (Zürich). 

Gegen  den  von  Beyerle  ^)  unternommenen  Versuch,  aus  späten 
Urbaren  den  ursprünglichen  Bestand  einer  Grundherrscliaft  (der  Höfe 
des  Bischofs  von  Konstanz  im  Arbongau)  zu  ermitteln,  hatte  ich  in 
meinem  Aufsatz  „Zur  Urbarforschung''  -)  eine  Reihe  von  Bedenken 
geltend  gemacht,  indem  icli  Itetonte,  daß  Rückschlüsse  i  us  jüngeren 
Zuständen,  die  bereits  tiefgreifenden  Veränderungen  unterlegen  haben, 
auf  das  8.  und  9.  Jahrhundert  wenig  Gewähr  für  zutretfeude  Ergeb- 
nisse bieten.  Gerade  die  „Rekonstruktion"  der  karolingischen  „villi- 
catio  Arbonensis",  die  den  Zielpunkt  jener  Untersuchungen  bildet, 
mußte  ich  als  schlechthin  verfehlt  bezeichnen,  weil  sie  den  Fronhöfen 
als  dienende  Güter  Schupposen  zuweisen  will,  da  doch  nach  den  Ur- 
kunden und  Urbaren  der  Karolingerzeit  Hufen  3)  das  Zubehör  der  Höfe 
bildeten,  und  Schupposen^)  damals  überhaupt  noch  nicht  erwähnt 
werden.  Dem  Gewicht  dieses  Grundes  ist  Beyerle  in  seiner  Erwide- 
rung^) ausgewichen,  indem  er  die  Schupposen  höher  hinaufsetzt,  als 
die  älteste  urkundliche  Überlieferung  reicht,  und  sie  zur  „Urform  hörigen 
Grundbesitzes"  stempelt,  „der  gegenüber  schon  die  Hufen  der  Karo- 
lingerzeit als  spätere  Formen  zu  betrachten  wären."  Allerdings  steht 
ein  „vielleicht"  vor  der  kühnen  Hypothese;  aber  zu  ihrer  Stütze  wird 
eine    noch   kühnere   Behauptung    gewagt.     Weil    nämlich    Güter,    die 


1)  „Ergebnisse  einer  alamanuischeu  Urbarforschung'-,  Festgabe  für  Felix 
Dahx  (Breslau  1905)  S.  67  ff.,  und  „Grimdherrschaft  und  Hoheitsrechte  des 
Bischofs  von  Konstanz  in  Arbon"  (Fortsetzung),  in  den  Schriften  des  Vereins 
für  Geschichte  des  Bodensees  und  seiner  Umgebung,  H.  34,  Lindau  1905, 
S.  25  ff. 

2)  Historische  Vierteljahrschiift,  herausg.  von  G.  Seeliger,  Jahrg.  9, 
1906,  S.  163  ff. 

3)  Über  die  Hufe  vgl.  jetzt  J.  Reichel,  Die  Hufenverfassung  zur  Zeit 
der  Karolinger,  Leipz.  Diss.  1907,  der  (S.  68)  zu  dem  Ergebnis  gelangt,  daß 
„in  der  Karolingerzeit  mit  den  Ausdrücken  hoba  und  mansus  eine  normale, 
hintersässige  Bauernstelle  im  Verband  der  Großgrundherrschaft  bezeichnet" 
wird,  und  „auch  der  mansus  ingenuilis  ist  eine  grundherrliche  Bildung  und 
keine  ursprüngliche  Fi-eibauernstelle".  Das  Zubehör  der  Fronhöfe  an  dienst- 
und abgabepflichtigen  Gütern  bestand  regelmäßig  in  einer  Anzahl  von  Hufen, 
vgl.  ibid.  S.  18  f. 

4)  Zm'  Literatur  über  die  Schuppose,  die  Beyerle  Schriften  1.  c.  S.  49 
u.  2  angeführt  hat,  ist  zuzufügen  L.  A.  Burckhardt,  Die  Hofrödel  von 
Dinghöfen  baselischer  Gotteshäuser  (Basel  1860)  S.  10  ff.,  und  J.  Meyer, 
Geschichte  des  schweizerischen  Bundesrechts  Bd.  1  (Winterthur  1878)  S.  223  f., 
s.  auch  Anzeiger  f.  Schweiz.  Gesch.  u.  Altertumskunde  1859,  S.  22  ff.  für 
das  Größenverhältnis  von  Schuppose  und  Hufe  (4 :  1). 

5)  „Neuere  Forschungen  zur  Wirtschaftsgeschichte  der  Ostschweiz  und 
der  oberrheinischen  Lande,"  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Überrheins  N.  F.  Bd.  22 
(1907),  s.  S.  195. 
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Beyerle  für  Scliupposen  ansieht,  in  seinem  Urbar  von  1302  ^)  Lehen 
genannt  werden,  meint  er,  daß  diese  Bezeichnung  aus  der  Zeit  stamme, 
„ehe  der  Sprachgebraucli  die  Bezeichnung  Lehen  (beneficium)  für 
Bodenüberlassung  höherer  Art  reservierte",  —  als  ob  es  nicht  noch  im 
18.  Jahrhundert  genug  Bauernlehen  gegeben  hätte-). 

Beyerles  Auffassung  der  Schuppose  hat  Anklang  gefunden.  Ein 
sonst  so  bedächtiger  Forscher  wie  Heck  ist  durch  ihn  zu  der  Annahme 
bewogen  worden,  daß  die  Scliupposen  mit  den  mansi  serviles  der  Karo- 
lingerzeit identisch  seien  •*).  Demnach  wird  es  gerechtfertigt  erscheinen, 
noch  ehe  die  Untersuchungen  Beyerles  über  Arbon  abgeschlossen 
vorliegen^),  einige  für  die  Schupposenfrage  entscheidende  Mitteilungen 
zu  bringen,  die  aus  längerer  Beschäftigung  mit  der  Geschichte  der 
Grundlierrschaft  gewonnen  sind.  Eine  konzentrische  Untersuchung,  wie 
er  sie  verlangt^),  würde  allerdings  ebenso  weitschichtig  als  nutzlos 
sein.  Nicht  darauf  kann  es  ankommen,  all  die  zahllosen  Quellenstellen 
zu  sammeln,  an  denen  Schupposen  erwähnt  sind,  sondern  das  Verhält- 
nis der  Schupposen  zu  den  Hufen  ist  zu  ermitteln,  wie  es  sich  im 
Verlauf  der  Entwicklung  herausgebildet  hat.  Deswegen  müssen  einzelne 
Höfe  ins  Auge  gefaßt  werden,  und  da  nun  einmal  die  von  Beyerle 
für  Arbon  verwerteten  Urbare  erst  aus  den  Jahren  1302  und  ca.  1546 
stammen,  sind  andere  Grundherrschaften  in  Betracht  zu  ziehen,  für 
die  älteres  Material  vorliegt. 

Die  in  den  Acta  Murensia*^)  enthaltenen  urbarialen  Aufzeichnungen 
geben  von  Organisation  und  Verwaltung  der  Fronhöfe  Kunde,  wie  sie 
im  alemannischen  Stammesgebiet  unmittelbar  vor  den  grundstürzenden 
Umwälzungen  der  Stauferzeit  sich  gestaltet  hatte.  So  steht  diese 
äußerst  wertvolle  Quelle  gerade  in  der  Mitte  zwischen  den  älteren 
Zeugnissen   für   die  karolingischen  Villikationen  und  den  jüngeren  für 


1)  So  besonders  die  14  Lehen  des  Hofes  Hörn,  Schriften  1.  c.  S.  75,  für 
die  übrigens  der  deutsche  Ausdruck  im  lateinischen  Text  gebraucht  ist. 

2)  Über  das  bäuerliche  Erblehen  vgl.  Th.  Ludwig,  Der  badische  Bauer 
im  18.  Jahrb.,  Straßburg  1896,  S.  53  ff. ;  s.  auch  Tu.  Knapp,  Ges.  Beiträge 
zur  Rechts-  und  Wirtschaftsgesch.  (Tübingen  1902)  S.  186  ff.  und  S.  391  ff. 
Über  „Hand-  und  Erblehen"  s.  auch  Hoppeler  in  Anz.  f.  Schweiz.  Gesch.  1907, 
H.  3  S.  456  ff 

3)  Heck  äußert  sich  in  der  Untersuchung  über  „Die  kleinen  Grund- 
besitzer der  brevium  exempla",  Vierteljahrschr.  f.  Social-  u.  Wirtschaf tsgesch., 
Bd.  4  (1905)  S.  349  ff.,  dahin  (S.  353),  daß  die  „Identität"  der  Schupposen 
„mit  den  mansi  serviles  der  Karolinger  nach  den  neuesten  Forschungen 
Beyerles  keinem  Zweifel  unterliegen"  könne. 

4)  Nachdem  Beyerle,  Z.G.O.R.  1.  c.  S.  116,  meine  Einwände  gegen  seine 
Untersuchungen  über  Arbon  voreilig  befunden  hatte,  muß  ich  nun  wohl  in 
(4eduld  deren  Abschluß  erwarten,  ehe  ich  nochmals  im  Zusammenhange  darauf 
zurückkomme. 

5)  Z.G.O.E.  l  c.  S.  195. 

6)  Ediert  von  M.  Kiem  in  Quellen  zur  Schweizer  Geschichte  Bd.  3 
(Basel  1883)  Abt.  3.  Die  Fortsetzung  der  Kontroverse  zwischen  Hirsch  und 
Steinacker,  vgl.  Hist.  Vierteljahrsschr.  1906  S.  168  n.  4,  s.  Jahrb.  f. 
Schweiz.  Gesch.  Bd.  31  (1906)  S.  69  ff.  und  Z.G.O.E.  N.  F.  Bd.  23  S.  387  ff., 
dazu  H.  Bloch,  ibid.  S.  640  ff". 
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deren  Verfall  und  Auflösung.  In  der  Gi-undherrschaft  Muri  finden 
sich  nun  Hufen  und  Schupposen  nebeneinander,  sowohl  am  Orte  Muri 
selbst  als  anderM'ärts  1).  Als  Inhaber  beider  Gattungen  von  dienenden 
Gütern  kijnnen,  zumal  in  Muri  und  dessen  näherer  Umgebung,  nur 
Unfreie  in  Betracht  kommen-).  Die  Belastung  mit  Fronden  und  Ab- 
gaben ist  durch  das  Ilofrecht-^)  eingehend  geregelt.  So  läßt  sich  hier 
der  Unterschied  zwischen  Hufen  und  Schupposen  besonders  deutlich 
erkennen,  und  nicht  die  letzteren,  sondern  die  ersteren  entsprechen 
den  mansi  serviles.  Nach  dem  Hofrecht  von  Muri  ruhte  auf  dem 
huobarius  die  bereits  in  der  lex  Alamannorum  *)  erwähnte  Pflicht  des 
servus  ecclesiae,  drei  Tage  Frondienst  in  der  Woche  zu  leisten;  er 
arbeitete  die  halbe  Zeit  für  sich  und  die  halbe  für  den  Herrn,  während 
die  unangesiedelten  Unfreien,  denen  auf  dem  Wirtschaftshof  Verrich- 
tungen zugewiesen  waren,  ihre  ganze  Arbeitskraft  in  den  Dienst  des 
Klosters  stellten  und  dafür  (als  praebendarii)  alle  Lebensbedürfnisse 
empfangen  sollten  •'^).  Die  Frondienstpflicht  der  Hufner  war  allerdings 
nicht  mehr  eine  ganz  einheitliche,  sondern  den  Bedürfnissen  der  grund- 
herrlichen Eigenwirtschaft  entsprechend  modifiziert.  In  der  Erntezeit 
(24.  Juni  bis  1.  Oktober)  dienten  sie  täglich,  außer  an  Festtagen.  Drei- 
mal im  Jahre,  wenn  gepflügt  wurde,  im  Juni,  Herbst  und  Frühjahr, 
im  ganzen  an  sechs  Wochen,  dienten  sie  nur  je  einen  Tag  und  konnten 
auch  an  diesem  zur  Stellvertretung  eine  Magd  schicken,  mußten  aber 
jeweils  5  Joch  (Salland)  pflügen.  Außerdem  hatten  die  huobarii  vom 
80.  November  bis  2.  Februar  umschichtig  Nachtwachen  zu  leisten,  wo- 
bei sie  Beköstigung  empfingen,  und  sie  waren  zu  bestimmt  geregelten 
Fuhrfronden  verpflichtet. 

Die  Frondienstpflicht  der  huobarii  von  Muri  gleicht  in  allen  wesent- 
lichen Stücken  der  den  Inhabern  von  mansi  serviles  zur  Karolingerzeit 
obliegenden.     Dagegen    dienten    „rustici",    die    eine    Schuppose    inne 


1)  S.  Acta  Mur.  I.  c.  S.  64  ff.,  vgl.  u.  S.  498  f. ;    die  hier  und  sonst  in  den 
A.M.  angewandte  Bezeichnung   diumalis   ist   identisch  mit  scoposa,   s.  S.  64. 

2)  S.  Acta  Mur.  S.  17. 

3)  Ibid.  S.  60  ff. 

4)  Tit.  21,   M.G.  Leg.  Sect.  1  Bd.  5  T.  1  S.  82  f.,   vgl.  Heck  1.  c.  S.  352. 
6)  Wegen   der   „servi,   qui   in   cella   per  officinas  morantur  et  serviuut", 

s.  Acta  Mur.  S.  61.  Die  „cella"  ist  der  zum  Kloster  gehörige  Wirtschafts- 
hof, von  dem  aus  die  drei  großen  Äcker  bestellt  wurden,  s.  ibid.  S.  34  f. 
Der  dort  betriebene  Eigenbau  hat  nach  einer  Bemerkung  des  Herausgebers 
der  A.M.  (S.  35  n.  1)  bis  zur  Aufhebung  des  Klosters  im  Jahre  1841  fort- 
bestanden. Rochholz,  Des  Benediktinerstiftes  Muri  Grundbesitz,  Landbau, 
Haushalt  und  Gesindeordnung  von  1027  bis  1696,  in  Argovia  Bd.  2  (1861), 
S.  1  ff'.,  führt  au  (S.  112i,  daß  1839  das  Kloster  au  Arbeiteni  und  Werkleuten 
täglich  gegen  80  Personen,  und  während  der  Erntezeit  sogar  140  beschäftigte. 
Nach  den  Gesindeordnuugen  des  17.  Jahrhunderts  waren  sowohl  Handwerker 
(Schmiede,  Schlosser,  Küfer,  Schneider  S.  88  ff.),  als  auch  landwirtschaftliches 
Personal  f Ackermeister,  Unterackermeister,  Rinder-  oder  Ackerknaben,  Fuhr- 
knechte, Kälber-,  Schweine-,  Schafhirten  etc ,  S.  9.5)  gegen  Jahreslohn  ständig 
angestellt.  Es  ist  also  gemietetes  Gesinde  in  die  Funktionen  der  unfreien 
familia  eingetreten. 
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hatten,  nur  einen  Tag  in  der  AVoche,  und  die  eine  halbe  Schuppose 
liatten,  jede  zweite  Woche  einen  Tag,  oder  aber  sie  entrichteten  einen 
Zins  an  die  Grundherrschaft,  dessen  Betrag,  weil  olfenbar  ungleich- 
mäßig normiert,  nicht  angegeben  ist ;  außerdem  lag  ihnen  eine  Abgabe 
an  den  villicus  ob.  Es  gab  also  Schupposen,  von  denen  nur  Fronden, 
und  solche,  von  denen  nur  Zins  entrichtet  wurde.  Die  Hufen  waren 
außer  mit  Fronden  auch  mit  erheblichen  Abgaben  belastet:  je  4  Malter 
Spelt  und  6  Malter  Hafer  i),  1  Leinwandtuch,  2  Schweine  und  5  oder 
4  Hühner.  Deutlicher  können  die  Unterschiede  zwischen  den  beiden 
Arten  von  dienenden  Gütern  im  Fronhofsverband  nicht  bezeugt  sein, 
und  nicht  die  Schuppose,  sondern  eben  die  Hufe  entspricht  dem  mansus 
servilis  der  Karolingerzeit. 

Wenn  Beyerle  -)  die  bereits  im  8.  und  9.  Jahrhundert  ausgebildete 
Grundherrschaft  St.  Gallen  als  sekundären  Ursprungs  bezeichnen  will, 
so  müßte  die  noch  jüngere  des  Klosters  Muri  für  tertiär  gelten.  Es 
würden  also  in  der  tertiären  Grundherrschaft  sowohl  die  seiner  An- 
sicht nach  der  primären  angehörigen  Schupposen  als  die  sekundären 
Hufen  neu  angelegt  worden  sein,  was  an  sich  möglich  wäre,  aber 
allein  schon  beweisen  würde,  daß  nicht  eine  jede  Schuppose  aus  der 
Urzeit  stammt.  Die  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  zum  Hofe  Muri 
gehörigen  Schupposen  sind  zum  mindesten  nicht  älter  als  die  gleich- 
zeitig dort  erscheinenden  Hufen.  Bei  der  damals  bestehenden  Ver- 
teilung des  an  Hintersassen  ausgetanen  Landes  unter  Hufen  und 
Schupposen  ist  es  jedoch  nicht  auf  die  Dauer  geblieben.  Die  Besit- 
zungen von  Muri  sind  im  Habsburger  Urbar  ^^)  einzeln  aufgeführt,  da 
die  Grafen  von  Habsburg,  als  Vögte  des  Klosters,  von  ihnen  das  Vogt- 
recht bezogen,  und  es  verhalten  sich  die  Angaben  der  Acta  Murensia 
zu  denen  des  Habsburger  Urbars  folgendermaßen: 

A.  M,  Hufen  Schupposen  H.  U.  Schupposen 

S.  65  Muri  16  19         S.  142    an  die  80 

„     Egg  V2  22  „  33 

„      Hasli  —  41/2  „  4  und  1  Acker 

„      Wil  1/2  4  „  7  „taglen"-i) 

„      Langenmatt         1  3  „  4  dazu  dort  und  in 

Itental    „gütter, 
die  gegen  4 
schüppüzen    ge- 
ahtet  sint" 


1)  Nach  Acta  Mur.  1.  c.  S.  62  entrichtete  die  hohe  Getreideabgabe  der 
huobarius,  „qui  plenum  habet  mansum" ;  es  könnte  also  auch  Hufner  gegeben 
haben,  die  nicht  eine  volle  Hufe  inue  hatten  und  demgemäß  weniger  zinsten. 

2)  Z.G.O.R.  N.  F.  22,  108. 

3)  Ediert  von  R.  Maag,  Quellen  zur  Schweizer  Geschichte,  Bd.  14 
(Basel  1894),  vgl.  in  den  Erläuterungen  von  P.  Schweizer,  ibid.  B.  15  T.  2 
S.  599  tt". 

4)  Nach  der  Erklärung  im  Glossar,  Quellen  15.  2,  292,  „Lehen  auf 
unbestimmte  Zeit". 
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A.  M.  Hufen  Schupposen  H.  U.  Schupposen 

S.  65  Niding-en  —  3V-'      S.  142  —  i) 

.,      Isenbergswil        2  2  „  — 

S.  67  Geldwil  6  1  Ö.  141  24  und  2  „taglen" 

..     Buttwil  2  curtes  1  22  „  44. 

Der  Vergleich  zeigt,  daß  Beyerle  mit  seiner  Annahme-),  die 
Schupposen  seien  „keineswegs  jüngere  Teilgüter  aus  zerschlagenen 
Hufen",  völlig  fehlgeht.  Eine  Anzahl  der  am  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts in  Muri  vorhandenen  Schupposen  muß  aus  den  früher  dort 
nachweisbaren  Hufen  hervorgegangen  sein.  Es  entfallen  vugefähr  auf 
eine  Hufe  je  vier  Schupposen,  doch  sind  wohl  auch  die  beiden  früher 
im  Eigentum  der  Grundherrschaft  befindlichen  Höfe  zu  Buttwil  in 
Schupposen  zerteilt  und  manche  Schupposen  neu  angelegt  worden,  wie 
denn  überhaupt  der  Auflösungsprozeß  sich  schwerlich  mit  strenger 
Regelmäßigkeit  vollzogen  hat.  Als  Ursache  bezeichnet  eine  Stelle  der 
Acta  Murensia''),  die  eben  deswegen,  weil  sie  auf  die  Zersplitterung 
der  dienenden  Güter  hinweist,  als  späterer  Zusatz  zum  ursprünglichen 
Text  angesehen  werden  muß,  außer  der  besseren  Nutzbarkeit  auch 
die  starke  Bevölkerungsvermehrung. 

Die  Schuppose  kann  nicht  mit  dem  mansus  servilis  identisch  sein, 
weil  beide  Arten  von  dienenden  Gütern  nebeneinander  vorkommen*). 
Wenn  aber  die  Schuppose  „als  Urform  hörigen  Grundbesitzes"  älter 
wäre  als  die  Hufe,  so  hätte  sich  die  Entwicklung  der  Grundherrschaft 
in  höchst  eigentümlichen  Bahnen  bcAvegt;  denn  da  nun  einmal  un- 
zweifelhaft die  Schuppose  erheblich  kleiner  ist  als  die  Hufe''),  so 
würden  die  Grundherrn  ursprünglich,  obgleich  Boden  im  Übermaß 
vorhanden  war,  den  Hörigen  Kleingüter  zugewiesen  haben,  später 
wären  sie  freigebiger  geworden  und  hätten  ganze  Hufen  gegeben,  die 
schließlich  wieder  in  Schupposen  aufgelöst  wurden.  Bei  Anlage  der 
tertiären  Grundherrschaft  Muri  hätte  eine  Mischung  von  Formen  der 
primären  Grundherrschaft   (Schupposen)   und   der   sekundären  (Hufen) 


1)  Nach  H.  U.  S.  143  hatte  die  Herrschaft  (Habsburg)  in  Nidiugen  und 
Isenbergswil  „ze  ribtenne  dAbe  und  vrefel".  Nach  dem  Habsburgischen  Pfand- 
rodel von  1281  war  „1  mark  gelts"  zu  Isenbergswil  verpfändet,  Quellen  15.  1, 
110;  nach  dem  „Rodel  um  1300",  ibid.  S.  214  f.,  waren  je  1  Mark  Einkünfte 
in  Nidingen  und  Isenbergswil  als  Burglehen  vergabt.  Vielleicht  sind  des- 
wegen die  speziellen  Angaben  für  die  beiden  Orte  im  H.  U.  weggeblieben. 

2)  Z.G.O.R.  N.  F.  22,  19.5. 

3)  S.  65,  „mansi  autem  isti  sive  diurnales  raulti  divisi  sunt  sive  propter 
utilitatem,  se[u]  ob  multitudineni  hominum".  In  dem  Weistura  von  Muri  vom 
Jahre  1413,  Argovia  Bd.  4  (1866)  S.  292  ff.,  auch  Grimm,  Weistümer  5,  77  ff., 
werden  freilieb  Hufen  und  Hufner  erwähnt. 

4)  Die  Schuppose  unterscheidet  sich  auch  dadurch  vom  mansus  servilis, 
daß  sie  gar  nicht  ursprünglich  mit  einem  Unfreien  besetzt  gewesen  sein  muß. 
In  Wolen  gehörten  dem  Kloster  Muri  2  Höfe,  22  Schupposen  und  freie  Zins- 
leute mit  ihren  Gütern,  Acta  Mur.  S.  70;  nach  dem  Habsburger  Urbar  1.  c. 
S.  167  sollten  dort  50  Schupposen  sein. 

5)  Vgl.  die  0.  S.  496  n.  4  angeführte  Literatur. 
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stattgefunden ;  hernach  aber  wäre  alles  auf  die  primäre  Form  reduziert 
worden.  Solche  Schlußfolgerungen,  die  sich  aus  Beyerles  Hypothese 
ergeben,  werden  überflüssig,  wenn  man  einfach  den  unmittelbar  durcli 
die  Quellen  bezeugten  Tatbestand  in  Betracht  zieht.  Die  Existenz  von 
Schupposen  ist  zur  Karolingerzeit  weder  im  Arbongau  noch  sonst 
irgendwo  nachweisbar,  wohl  aber  finden  sich  damals  allerwärts  Hufen 
als  Zubehör  der  Fronhöfe;  demnach  sind  die  Schupposen  jüngeren 
Ursprungs  und  verdanken  ihre  Entstehung  einer  Erweiterung  der  Villi- 
kation  oder  auch  der  Hufenzersplitterung. 

Es  darf  nicht  als  Regel  gelten,  daß  die  Hufen  in  Schupposen  auf- 
gelöst wurden.  Die  16  zu  dem  St.  GaUer  Hofe  Wangen  ^)  gehörigen 
Hufen  waren  nach  einer  Aufzeichnung  des  14.  Jahrhunderts  bis  auf 
Achtel  geteilt;  aber  die  Hufenteile  wurden  nicht  Schupposen  genannt. 
Zu  dem  Hofe  Mundelfingen-)  gehörten  im  12.  «Jahrhundert  13  Hufen 
und  9  Schupposen;  —  noch  ein  (Vogt)  Urbar  von  1523  führt  am 
Orte  Mundelfingen  Viertelhufen  und  Schupposen  nebeneinander  auf  3). 
Zu  dem  St.  Galler  Hofe  Kirchdorf^)  freilich  gehörten  im  12.  Jahr- 
hundert 6'/;.'  Hufen,  hingegen  betrug  nach  einer  Urbaraufnahme  vom 
Jahre  1200  die  Zahl  der  Hufen  5,  und  außerdem  waren  10  Schupposen 
vorhanden.  In  diesem  Falle  ist  es  um  so  wahrscheinlicher,  daß 
6  Schupposen  an  Stelle  von  1^/2  Hufen  getreten  sind,  als  jede  Hufe 
einen  Zins  von  5  Malter  Weizen  entrichtete,  während  von  den  6  Schup- 
posen 5  je  1^/2  Malter  und  die  sechste  1  Malter  Weizen  gaben.  Durch 
die  Parzellierung  wäre  also  der  Ertrag  gesteigert  worden^). 

Bei  manchen  Höfen,  über  deren  Bestand  Aufzeichnungen  aus  ver- 
schiedenen Zeiten  vorliegen,  ist  eine  Vermehrung  der  Schupposen  nach- 
weisbar, ohne  daß  deswegen  die  Zahl  der  Hufen  zurückgegangen  wäre. 
Die  Grundzinse  des  Hofes  Mönchaltorf '')  sind  in  einem  St.  Galler 
Urbar  des  12.  Jahrhunderts  und  im  Habsburger  Urbar  aufgeführt. 
Aus  ersterem  sind  allerdings  die  Hufen  nicht  ganz  deutlich  erkennbar'), 


1)  Als  Zubehör  des  (neben  der  Stadt  Wangen  fortbestehenden)  Hofes 
sind  in  der  Aufzeichnung  bei  Wartmann,  Urkundenbuch  der  Abtei  St.  Gallen, 
Bd.  3  S.  758,  Anh.  Nr.  59.  2,  s.  12/13,  16  Hufen  genannt,  die  Teilstticke 
sind  ibid.  S.  762,  Anh.  Nr.  59.  6,  s.  14,  aufgeführt. 

2)  In  Baden,  Bezirksamt  Donaueschingen,  s.  ibid.  S.  751  Nr.  59. 

3)  S.  Mitteilungen  aus  dem  F.  Fürstenbergischen  Archive  Bd.  1  (Tü- 
bingen 1894)  S.  89  ff. 

4)  lu  Baden,  B.A.  Villingeu,  s.  St.  Galler  U.B.  3,  751,  Anh.  Nr.  69, 
und  ibid.  S.  748  f. 

5)  Die  anderen  4  Schupposen  entrichteten  anscheinend  keinen  Zins, 
eine  war  zu  Lehen  gegeben,  eine  mit  dem  Kelnhof  verbunden  und  je  eine 
hatten  der  Sakristan  (der  Kirche)  und  der  Weibel  inne,  s.  ibid.  S.  748. 

6)  Im  Kanton  Zürich. 

7)  St.  G.  U.B.  3,  754,  Anh.  Nr.  59.  Die  Überlieferung  des  Textes  ist 
fehlerhaft,  wie  gerade  der  Vergleich  mit  dem  H.  ü.  zeigt.  Nicht  „60  mod." 
entrichteten  die  3  Schupposen  in  Seegräben  am  Pfäffiker  See,  sondern  „60  ele" 
(Aale),  H.  U.  1.  c.  S.  274,  ebenso  nach  dem  Rodel  des  Schultheißen  Wezilo 
ca.  1279,  Quellen  15.  1,  81.  Demnach  kann  wohl  auch  in  St.  G.  U.  ,.panni  7 
scüpüzarum"  verschrieben  sein;  nach  H.  ü.  1.  c.  S.  272  gab  jede  der  7  Hufen 
24  Ellen  Leinentuch. 
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letzteres  ^)  nennt  deren  7.  Scliupposen  gab  es  nach  St.  G.  U.  am  Orte 
Mönchaltorf  selbst  15,  nach  H.  U.  IS^/a  (und  dazu  des  Sennen  Schup- 
pos-).     Letztere  Zahl  läßt  sich  nicht  auf  erstere  reduzieren. 

Es  entrichteten  von  den  15  in  St.  G.  U.  aufgeführten  Schupposen 
an  Zins  eine  4  mod.,  5  je  2  mod.,  2  je  6  quart.,  4  je  1  mod.,  2  zu- 
sammen 1  mod.  (Weizen)  und  eine  1  mod.  Gerste ;  nach  H.  U. 
zinsten  10  Schupposen  je  2  mut  kernen,  7  je  6  viertel  kernen,  eine 
5  viertel  kernen  und  die  halbe  1  mut  kernen.  Sollte  die  nach  St.  G.  U. 
mit  4  Scheffel  belastete  Schuppose  geteilt  worden  sein,  so  müßte  doch 
eine  Zusammenlegung  der  beiden  mit  nur  1  Scheffel  belasteten  statt- 
gefunden haben,  und  da  nun  die  Gesamtsumme  des  Wei '.enzinses  in 
H.  U.  diejenige  in  St.  G.  U.  nicht  unerheblich  übersteigt,  erscheint  die 
Annahme  gerechtfertigt,  daß  nicht  nur  Veränderungen  der  bestehenden 
Schupposen  stattgefunden  haben,  sondern  auch  neue  angelegt  wor- 
den sind. 

Viel  deutlicher  noch  ist  das  Wachstum  der  Schupposenzahl  bei 
einem  anderen  St.  Galler  Hofe  zu  verfolgen.  Zu  der  curia  Frommern  ^) 
gehörten  im  12.  Jahrhundert  12  „buringeshübe"  weniger  ^/s,  2  (oder  3?) 
plani  mansus  und  außerdem  6  Schupposen.  Nach  der  im  J;ihre  1200 
veranstalteten  Urbaraufnahme  lagen  von  den  buringeshübe  in  Laufen  7, 
in  Endingen  3V-^  und  in  Zillhausen  V/i,  plani  mansus  (in  Frommern 
selbst)  sind  hier  3  aufgeführt.  Die  Zahl  der  Schupposen  und  ihre 
Lage  ist  folgendermaßen  angegeben:  Balingen  1,  Weiler  2,  Hart  2, 
Frommern  9  und  2  scupuse  tabernariorum.  Die  Belastung  der  Schup- 
posen mit  Weizenzins  erscheint  als  durchaus  ungleichmäßig.  Die  in 
Balingen  entrichtete  in  2  von  3  Jahren  je  2  Malter,  von  denen  in 
Weiler  die  eine  7  modii,  die  zweite  nichts,  die  beiden  in  Hart  zu- 
sammen 3  Malter,  ebenso  zwei  in  Frommern,  eine  dritte  dortselbst 
2  Malter,  die  vierte  2^/2  Malter,  die  fünfte  und  sechste  je  3  modii, 
die  siebente  1  Malter  2  Viertel,  die  achte  und  neunte  je  2  Malter,  die 
beiden  zur  Schenke  gehörigen  zusammen  4  Malter.  Da  bereits  die 
ältere  Aufzeichnung  umfangreiche  Rodungen  erkennen  läßt^),  kann  es 
keinem  Zweifel  unterüegen,  daß  in  Frommern  nicht  lange  vor  1200 
Schupposen  neu  eingerichtet  worden  sind,  denen  auch  die  VerpÜichtung 
zu  Fronden  zufiel.  Die  von  ihnen  zu  stellenden  Schnitter  fanden  offen- 
bar bei  der  Ernte  auf  dem  Sallaud  Verwendung. 

Eine  Aufzeichnung  des  14.  Jahrhunderts  ^)  beziffert  die  Schupposen 
zu  Frommern  auf  17,  von  denen  15  je  3  mod.  Weizen  entrichteten 
und  2  je  2  Malter.  Die  Hufen  am  Orte  waren  damals  wohl  bereits 
gänzlich  zerstückelt,  in  geringerem  Maße  die  zu  Laufen,  Zillhausen  und 


1)  Quellen  14,   272,   die    „Vorder-"   und   die    „Hinder  Hube"  in   Mönch- 
altorf selbst,  je  eine  Hufe  in  Vollikon  und  Sulzbach,  und  3  in  Riedikon. 

2)  Ibid.  274. 

3)  In  Württemberg,  Oberamt  Balingen,  s.  St.  G.  U.B.  3,  760  u.  749  f. 

4)  Ibid.  750   „ex   diversis   etiani   locis   et  novalibus   dantur  ibi  40  mald. 
tritici". 

5j  Ibid.  759,  Anh.  Nr.  59,  3. 
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Endingen  ^) ;  immerhin  würde  es  nicht  möglich  sein,  aus  der  jüngsten 
Aufzeichnung  den  älteren  Bestand  der  Villikation  zu  erschließen.  Weil 
die  Entwicklung  sich  nicht  in  starrer  Regelmäßigkeit  vollzogen  hat, 
ist  sie  nur  aus  der  fortlaufenden  Reihe  von  Nachricliten  erkennbar. 
Diese  zeigen,  daß  zwar  bei  weitem  nicht  sämtliche  Schupposen,  wohl 
aber  die  Hufen  von  vornherein  zum  Hofe  gehörten.  Es  wäre  also 
verfehlt,  aus  dem  Umstände,  daß  die  zuletzt  nachweisbaren  17  Schup- 
posen in  Frommern  selbst  und  die  Hufen  zum  großen  Teil  an  Nachbar- 
orten lagen,  ein  höheres  Alter  der  ersteren  zu  folgern. 

Ganz  älmlich  steht  es  mit  dem  Verhältnis  von  Hufen  und  Schup- 
posen oder  Lehen  bei  den  Konstanzer  Höfen  Arbon  und  Hörn  -').  Eine 
Umwandlung  von  Hufen  in  Lehen  ist  für  den  nicht  weit  entfernten 
St.  Galler  Hof  Wittenbach  bezeugt"*);  wenn  also  nach  dem  Urbar  von 
1302  zum  Hofe  Hörn  14  Lehen  und  4  Hufen  gehörten^),  so  mag  sich 
die  ursprüngliche  Hufenzahl  nicht  mehr  berechnen  lassen;  aber  auch 
zum  Hofe  Arbon  gehörten  nach  dem  Urbar  von  1302  Hufen  neben 
den  Schupposen  und  Lehen  ^),  und  mit  dem  römischen  Ursprünge  von 
Arbon  können  die  Schupposen  nicht'  das  geringste  zu  tun  haben.  In 
der  ehemaligen  Römerstadt  Äugst  hat  König  Arnulf  891  einem  gewissen 
Anno  eine  Kirche  und  „hobas  7  cum  aedificiis  et  curtilibus  mancipiisque 
Omnibus  utriusque  sexus"  geschenkt '').  Es  ist  gar  nicht  abzusehen, 
weswegen  die  1302  in  Arbon  auftauchenden  Schupposen  älter  gewesen 
sein  sollen  als  die  891  in  Angst  nachweisbaren  Hufen,  da  doch  so  viele 
Möglichkeiten  jüngeren  Ursprungs  vorhanden  sind. 

Gegen  Beyeeles  Annahme,  daß  im  Arbongau  die  Hufe  gegenüber 
der  Schuppose  das  sekundäre  Element  sei,  spricht  des  ferneren  „eine 
Aufhellung  der  karolingischen  Zustände",  die  tatsächlich  „aus  den 
reicher  fließenden  Quellen  des  12./13.  Jahrhunderts  möglich"  isf). 
Wie  von  den  Hufen  des  Hofes  Frommern  die  meisten  auf  Laufen, 
Endingen  und  Zillhausen  verteilt  waren,  so  lagen  auch  von  den  15  Hufen 
des  Hofes  Truchtelfingen ")  jedenfalls  mehrere  in  Tailfingen  und  Pfäf- 


1)  S.  ibid.,  in  der  Aufzeichnung  vom  Ende  rles  13.  Jahrhunderts,  ibid. 
S.  761,  Anh.  Nr.  59,  4,  werden  die  Hufen  noch  erwähnt. 

2)  Wenn  nach  dem  Urbar  von  1302,  Schriften  1.  c.  S.  75,  drei  zum 
Hofe  Hörn  gehörige  Hufen  in  Goldach  lagen,  so  war  die  Gnindherrschaft 
von  Konstanz  hier  keiue  geschlossene,  denn  es  hatte  auch  St.  Gallen  in 
Goldach  Besitzungen,  vgl.  die  Rechtsquellen  des  Kautons  St.  Gallen,  herausg. 
von  M.  Gmüi:,  Bd.  1  S.  114  f. 

3)  St.  G.  U.B.  3,  754,  Anh.  Nr.  59  (aus  dem  12.  Jahrb.),  in  Witan- 
bach  11  (!)  mansus;  ibid.  S.  786,  Anhang  Nr.  68,  in  Witanbach  17  feodi, 
deren  Namen  in  der  Urkunde  ibid.  S.  331  f.  Nr.  1147,  1303,  und  auch  ibid. 
S.  800,  Anh.  Nr.  73,  aufgeführt  sind,  darunter  Laithübe,  Ramisbube  und 
Geroltshube. 

4)  Schriften  1.  c.  S.  75. 

5)  Ibid.  S.  70  ff.,  vgl.  S.  48. 

6)  St.  G.  U.B.  2,  284,  Nr.  682,  vgl.  ibid.  S.  295  Nr.  694. 

7)  Z.G.O.R.  N.  F.  22,  196. 

8)  Württemberg,  OA.  Balingen,  s.  St.  G.  U.B.  3,  750  f.,  Anh.  Nr.  59 ,  und 
ibid.  S.  760  f.,  Anh.  Nr.  69,  3. 
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fingen.  Wenn  also  793 ')  der  Ahilolfinger  Peratolcl  unter  anderem 
Besitz  zu  Pfäffingpu,  Tailfingen,  Zillhausen,  Laufen,  Frommem,  En- 
dingen und  „Trulitinga"  (Truchtelfingen)  an  St.  Gallen  tradiert  hat, 
den  er  zu  Prekarie  zurückem])iing,  so  waren  in  der  Tradition  die 
beiden  Höfe  Frommern  und  Truchtelfingen  mit  ihrem  Zubehör  im 
wesentlichen  bereits  inbegriften,  ebenso  wie  1403 -)  von  dem  Grafen  Mülli 
von  Zollern  mit  dei-  Herrschaft  Schalksburg  nicht  nur  die  beiden  Höfe 
als  Lehen  von  St.  Gallen,  sondern  auch  ihr  Zubehör  an  den  Nachbar- 
orten dem  Grafen  Eberhard  von  Württemberg  verkauft  worden  ist. 
Ein  dritter  in  der  Tradition  des  Peratold  von  793  einbegriffen  er  Hof 
war  Vilsingen  •'),  von  dessen  12  Hufen  jedenfalls  mehrere ,-^"n  Engelswies 
und  vielleicht  auch  anderwärts  gelegen  haben.  Die  „sekundäre"  Grund- 
herrschaft des  Klosters  St.  Gallen  geht  also  in  diesen  Fällen  auf  eine 
ältere  zurück,  die  mindestens  mit  dem  gleichen  Recht  wie  die  des 
Bischofs  von  Konstanz  zu  Arbon  als  „primär"  bezeichnet  werden  darf. 
Gerade  hier  war  alter  im  12.  Jahrhundert  bei  dem  einen  Hofe  die 
Schupposenzahl  sehr  gering,  wälirend  sie  bei  den  anderen  beiden  Höfen 
damals  kleiner  erscheint  als  später^).  Zu  der  Auffassung  der  Schuppose 
als  „Urform  hörigen  Grundbesitzes"  konnte  Beyerle  nur  gelangen, 
weil  ihm  für  die  alte  Grundherrschaft  kein  altes  Urbar  zur  Verfügung 
stand,  und  er  weder  die  bisherigen  Ansichten  über  die  Schuppose^), 
noch  die  Quellenzeugnisse  für  andere  Höfe  genügend  berücksichtigt  hat. 
Daß  bereits  zur  Zeit  des  Tacitus  die  Hufe  den  Normalbesitz  des 
Hörigen  bildete,  ist  wenig  wahrscheinlich;  mit  der  damals  üblichen 
wilden  Feldgraswirtschaft  ließ  sich  wohl  die  Zuweisung  einer  bestimmten 
Ackerfläche  überhaupt  nicht  vereinbaren.  Erst  als  nach  der  Völker- 
wanderung unter  fränkischem  Einfluß  die  P^'ronhöfe  allmählich  zu 
festerer  Organisation  gelangten,  wird  die  Ausbildung  der  Hufen  be- 
gonnen haben,  denen  später,  als  nicht  mehr  so  reichlich  Land  zur 
Verfügung  stand,  die  Schupposen  zur  Seite  traten,  aus  zerteilten  Hufen 
hervorgegangen,  von  größeren  Höfen  abgesplittert  oder  auch  neu  auf 
Rodung  angelegt.  Indem  auf  den  Scliupposen  vielfach  Fronden  lasteten, 
nahmen  sie  wohl  in  der  Grundherrschaft  des  12.  Jahrhunderts  eine 
ähnliche  Stellung  ein  wie  die  mansi  serviles  zur  Karolingerzeit;  nur 
können  eben  die  beiden  Arten  von  dienenden  Gütern  nicht  identifiziert 
werden.    „Die  kleinen  Grundbesitzer  der  brevium  exempla"  hatten  zum 


1)  St.  G.  U.B.  1 ,  126  f.  Nr.  136 ,  vgl.  Jahrb.  f.  Schweiz.  Gesch.,  Bd.  27 
S.  207. 

2)  S.  Monumenta  Zollerana,  Bd.  1  S.  377  £f.  Nr.  480. 

3)  In  Hohenzollern,  s.  St.  G.  U.ß.  3,  751,  Anh.  Nr.  59.  Es  gehörte  damals 
mir  eine  Schuppose  zum  Hofe,  von  der  Frondienste  entrichtet  wurden.  Engels- 
wies und  Vilsingen  erscheinen  auch  St.  G.  U.B.  1,  223,  Nr.  230,  817,  neben- 
einander ;  im  Habsburger  Urbar,  Quellen  14,  427  ff.,  sind  Besitzungen  zu 
Engelswies  (5  Hufen,  12  Güter  etc.)  als  Lehen  von  St.  Gallen  aufgeführt. 

4)  Zum  Hofe  Truchtelfingen  gehörten  nach  St.  G.  U.B.  3,  751,  7  Schup- 
posen, ibid.  S.  760  sind  deren  8  aufgeführt. 

5)  Vgl.  0.  S.  496  n.  4.  Eine  Auflösung  von  Hufen  in  Schupposen 
hat  schon  Burckhart  I.  c.  S.  12  angenommen. 
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Eigenbau  auf  ihrem  Salland  Fronden  zur  Verfügung,  die  durch  Inhaber 
von  mansi  serviles,  nicht  aber  von  Schupposen  geleistet  wurden.  Das 
zeigt  gerade  diejenige  Quellenstelle,  die,  von  Heck^)  außer  acht  ge- 
lassen, im  übrigen  den  durchschlagenden  Nachweis  liefert,  daß  die  von 
ihm  gegen  Wittich  angenommene  Eigenwirtschaft  vorhanden  gewesen 
sein  muß.  Nach  den  brevium  exempla-)  hat  Hartwic  presbiter  dem 
Kloster  Weißenburg  die  Hälfte  der  Kirche  in  Heßheim 3)  „cum  casa 
dominicata,  mansos  vestitos  serviles  4  et  de  vineis  picturas  5"  tradiert. 
Diese  kleine  Villikation  ist  im  Weißenburger  Urbar  ^)  wieder  zu  finden 
als  „domus  cum  curt.  dorn.,  de  terra  salica  iurn.  59,  vinea  ad  carr.  2", 
^/2  zur  Kirche  gehörige  Hufe,  2^/i  mansi  vestiti,  1  mansus  absus  (im 
ganzen  also  4  Hufen).  Nach  dem  Urbar  lasteten  auf  den  Hufen  nur 
Fronden,  3  Tage  in  jeder  Woche,  und  eine  „scara",  die  Frauen  hatten 
jährlich  1  „sarcile",  10  Ellen  lang  und  4  Ellen  breit,  zu  liefern^).  Es 
stand  also  tatsächlich  Salland  mit  der  casa  dominicata  in  Verbindung; 
der  kleine  Grundherr  war  nicht  RentenbezUger,  sondern  Landwirt. 
Auf  großen  Höfen  von  Großgrundherrschaften  näherte  sich  wohl  die 
Sallandwirtschaft  zur  Karolingerzeit,  wenn  nicht  einem  modernen  Groß- 
betrieb, so  doch  einem  recht  ansehnlichen  mittleren*^),  und  es  ist  wohl 
möglich,  daß  eine  Verkleinerung  des  Eigenbaus  seinem  gänzlichen  Auf- 
hören voranging,  wobei  vielleicht  eine  teilweise  Abwälzung  der  Fronden 
auf  die  Schupposen  und  Belastung  der  dienenden  Hufen  mit  Getreide- 


1)  Vierteljahrschr.  f.  Soc-  u.  Wirtschaftsgesch.  4,  349  ff. 

2)  M.G.  Capit.  1,  252  ff. 

3)  In  der  Rheinpfalz,  BA.  Frankenthal,  s.  W.  Harster,  Der  Güter- 
besitz des  Klosters  Weißenburg  i.  E.,  T.  2,    Gymn.Progr.  Speier  1893/4  S.  78. 

4)  Ediert  von  Zeuss,  Traditiones  possessionesque  Wizenburgenses,  Speier 
1842,  s.  S.  286  Nr.  105,  de  Hesseheim. 

5)  Auf  Heßheim  beziehen  sich  noch  im  Weißenburger  Urbar  die  Stelleu 
S.  281  Nr.  33,  S.  286  f.  Nr.  106—109,  S.  301  Nr.  295,  299,  300,  deren  aus 
verschiedenen  Zeiten  herrührende  Angaben  zu  den  Traditionen  des  Motvvinus 
und  Unroh,  brevium  exempla  1.  c,  in  Beziehung  zu  bringen  sein  werden  und 
eine  Umwandlung  der  Dienste  in  Abgaben  erkennen  lassen.  Übrigens  sind 
aus  dem  Weißenburger  Urbar  mit  Hilfe  der  Untersuchungen  von  Harster 
noch  weitere  Erläuterungen  zu  den  br.  ex.  zu  gewinnen. 

6)  Der  von  Beverle  ,  Schriften  1.  c.  S.  64  f. ,  angenommene  geringe 
Umfang  des  SaUands  (Arbon  50  Morgen,  Hörn  60  Juchart)  ist  nicht  schlecht- 
hin unmöglich.  Allerdings  gehörte  zu  den  Weißenhurger  Höfen,  für  die 
eben  im  Urbar  direkte  Zeugnisse  aus  der  Karolingerzeit  vorliegen,  viel  mehr 
Salland,  vgl.  Harster  1.  c.  S.  30  ff.,  und  der  Hof  Staffelsee  in  den  brev.  ex. 
1.  c.  S.  251  hatte  740  iurnales.  Kleinere  Zahlen  gibt  das  im  Reichsgutsurbar 
von  831  enthaltene  Urbar  des  Klosters  Pfäfers,  vgl.  Mitt.  d.  Inst.  f.  österr. 
Gescbichtsforscb.  Bd.  28  S.  262,  so  für  den  Hof  Ragatz  133  iugera,  Tuggen 
100  iugera,  Wäggis  (am  Vierwaldstätter  See)  60  iugera.  Zu  dem  St.  Galler 
Hofe  Kirchdorf  (in  Baden,  BA.  Villingen)  gehörten  an  Salland  im  Jahre  1200 
nur  „17  iugera  et  12  inutiles",  St.  G.  U.B.  3,  748,  Anh.  Nr.  59.  Wenn  eine 
gewisse  Relation  zwischen  dem  Umfang  des  SaUands  und  der  Zahl  der 
dienenden  Güter  bestand,  vgl.  Reichel  1.  c.  S.  32  f.,  so  müßten  ursprünglich 
die  Koustanzer  Höfe  im  Arbongau  sehr  klein  gewesen  sein,  und  das  ist, 
wenigstens  für  Arbon  selbst,  nicht  gerade  wahrscheinlich. 
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Zinsen  stattfand.  Jedenfalls  lassen  sich  die  überaus  mannigfaltigen 
Veränderungen,  denen  die  Hofverfassung  vor  und  während  der  stau- 
fischen Epoche  unterlag,  nicht  aus  Jüngeren  Urbaren  berechnen,  sondern 
müssen  aus  einer  fortlaufenden  Reilie  von  Zeugnissen  festgestellt  werden ; 
nur  wo  dazu  genügendes  Material  vorhanden  ist,  kann  der  von  Beyerle 
eingeschlagene  Weg  lokalgeschichtlicher  Untersuchung  zu  Ergebnissen 
führen ;  andernfalls  sind  Trugschlüsse,  wie  die  auf  das  hohe  Alter  der 
Schupposen  im  Arbongau,  unvermeidlich. 


Die  hansischen  Handelsgesellschaften. 

Von 
F.  Keutgen  (Jena). 

In  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht,  Bd.  62  (1908) 
S.  289 — 327,  veröffentlicht  Karl  Lehmann  einen  erweiterten  Vortrag 
über  „Altnordische  und  hanseatische  Handelsgesellscliaften".  Nachdem 
er  die  Entwicklung  des  Gesellschaftsrechts  im  nordischen  und  im 
hansischen  Gebiet  zur  Darstellung  gebracht  hat,  soweit  darüber  unter 
den  Forschern  Übereinstimmung  bestehe,  setzt  er  sich  zum  Schluß  in 
der  Kürze  mit  dem  Hauptergebnis  meines  Aufsatzes  über  „Hansische 
Handelsgesellschaften,  vornehmlich  des  14.  Jahrliunderts"  auseinander 
(in  dieser  Vierteljahrschrift,  Bd.  VI  S.  278—324,  461—514,  567—632). 

Lehmann  erklärt,  zwei  Gründe  seien  es  von  juristischer  Tragweite, 
die  die  Anhänger  der  Ansicht  von  der  überwiegenden  Bedeutung  der 
offenen  Handelsgesellschaft  vom  14.  Jahrhundert  ab  vorbringen :  ein- 
mal die  Behauptung  des  Auftretens  einer  Firma,  das  hergeleitet 
werde  von  der  Verwendung  einer  Sozietätsmarke  (S.  314  ff.).  Er  führt 
dann  aus,  daß  darin  noch  kein  irgendwie  sicheres  Zeichen  für  eine 
Sozietätsfirma  liege;  nur  die  Entwicklung  aus  der  Marke  zum  Hand- 
zeichen der  Gesellschaft,  zur  Firma,  sei  möglich. 

Mehr  habe  ich  aber  auch  wirklich  nicht  behauptet.  Im  Gegenteil, 
ich  habe  ausdrücklicli  konstatiert:  „Es  fehlt  nur  noch  die  Firma" 
(S.  608) ;  „dies  Fehlen  der  Firma"  (S.  609).  „Doch  lassen  sich  bereits 
vielsagende  Ansätze  entdecken,  die  das  Bedürfnis  beweisen,  die  für 
eine  Rechnung  tätigen  Personen  als  eine  Einheit  zum  Ausdruck  zu 
bringen"  (S.  608).  Und  bloß  für  ein  „Anzeichen  für  dieses  Bedürfnis, 
ein  Mittel,  die  Gesellschaft  sichtbar  zu  machen",  habe  ich  „die  Ver- 
wendung einer  bestimmten  Handelsmarke  für  die  Gesellschaftsgüter" 
erklärt  (S.  608  f.).  Indes  könnte  ja  auch  das  Vorhandensein  einer  Firma 
gar  nichts  für  die  offene  Handelsgesellschaft  entscheiden,  weshalb  ich 
eben  „dies  Fehlen  der  Firma  nur  noch  eine  Äußerlichkeit"  nennen  konnte 
(S.  609) :  gehört  doch  eine  Firma  heute  auch  zur  Kommanditgesellschaft ! 
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Es  betrifft  das  also  vielmehr  die  freilich  oft  mit  jener  verquickte  Frage: 
Gelegenheits-  oder  Gewerbsgesellscliaft. 

Unverständlich  ist  daher  Lehmanns  Satz  von  der  „Firma  und  der 
daraus  resultierenden  Gesamthaftung  und  Vertretungsmacht  jedes  Ge- 
sellschafters" (S.  321).  Das  heißt  das  Äußere  zum  Kern  und  die 
Wirkung  zur  Ursache  machen.  Aus  der  dauernden  Vergesellschaftung 
resultiert  das  Bedürfnis,  eine  Firma  zu  führen,  und  nicht  umgekehrt. 
Freilich  könnte  man  an  sich  auch  argumentieren ;  gegeben  eine  Firma, 
so  macht  sich  das  Bedürfnis  der  Gesamthaftung  und  Verti-etung  geltend. 
Allein  das  wäre  eine  Deduktion  aus  abstrakten  Begriffen.  Denn  wie 
sollte  wohl  die  Firma  das  Prius  sein?  Lehmann  aber  operiert  über- 
haupt gern  mit  dem  Begriff  der  „Firmengesellschaft".  Freilich  wäre 
die,  wie  wir  ja  auch  gesehen  haben,  in  den  hansischen  Gebieten  etwas 
Neues,  sich  erst  Bildendes,  mag  im  Süden  früher  zustande  gekommen 
sein.  Allein  das  hat  mit  der  Frage  gar  nichts  zu  tun,  ob  unter  den 
hansischen  Handelsgesellschaften  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  neben 
ihrem  Kerne  nacli  als  Kommanditgesellschaften  zu  charakterisierenden 
auch  Gesellschaften  verbreitet  waren,  die  als  offene  anzusprechen  sind. 

Ausschlaggebend  allein  ist  denn  auch  in  dieser  Streitfrage  die 
zweite  Behauptung,  die  Lehmann  zu  widerlegen  sucht,  nämlich  daß 
im  14.  und  15.  Jahrhundert  bereits  Vertretung  und  Gesamt- 
haftung aller  Teilnehmer  bestanden  hat.  Die  Behauptung,  daß  auch 
das  Gesetz  bereits  diese  wesentliche  Eigenschaft  der  offenen  Handels- 
gesellschaft anerkannt  habe,  stützt  sich,  wie  Lehmann  richtig  bemerkt, 
zu  einem  großen  Teil  auf  eine  Bestimmung  des  lübischen  Rechts: 

Welk  man  mit  euem  anderen  selscop  maken  wil,  de  se  wol 
to,  weme  he  sines  gudes  belovet;  wente  wat  de  ene  koft  ofte 
vorgift,  dat  mot  de  ander  betalen, 

U8W.1). 

Die  Beweiskraft  dieser  Stelle,  die  Lehmann  an  sich  durchaus  an- 
erkennt, sucht  er  indes  durch  den  Hinweis  zu  entwerten ,  daß  der 
Segeberger  Kodex,  in  dem  sie  sich  findet,  erst  dem  16.  Jahrhundert 
angehört.  Allein  mag  das  auch  den  Zeitpunkt  der  Abschrift  be- 
zeichnen (Jahreszahl  in  dem  Leder  des  Einbandes  1532,  Hach  S.  119), 
so  erklärt  der  Herausgeber  Hach  (S.  121),  der  einstweilen  als  der  zu- 
ständigste Beurteiler  gelten  muß,  daß  das  lübische  Recht  in  diesem 
Kodex,  „so  viel  die  inneren  Merkmale  betrifi't,  zu  den  ältesten 
deutschen  Rezensionen"  stimmt.  Auch  findet  sich  dieselbe  Vorschrift 
noch  in  dem  Kodex  Brokes  III  (Bc,  vgl.  Konkordanztafel  III  bei 
Hach  S.  608  und  Lesarten  S.  554),  dessen  Inhalt  ebenfalls  alt  ist 
(Hach  S.  127  ff.).  Bei  der  Aufnahme  des  Kapitels  in  das  revidierte 
lübische  Recht  von  1586  (Lehmann  S.  318  f.)  aber  zeigt  die  Ein- 
schiebung  der  römischrechtlicheu  Formel  „gemeine  Gesellschaft  aller 
Güter"  an  Stelle  des  früheren  bloßen  „selscop"  gerade  den  einheimischen, 
deutschrechtlichen  Ursprung  der  früheren  Fassung-). 

1)  Hach,    Das    alte   lübische    Recht ,   S.  663  f.     Auch    bei    mir   S.  604 ; 
Lehmann  S.  318. 

2)  Auch   die   altertümliche,   naive  Fassung'  zeigt,   daß    es   sich  um  altes 
lübisches  Recht  handelt. 
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Übrigens  bildet  die  Berufung  auf  den  Segeberger  Kodex,  in  dem 
die  Sache  nur  am  klarsten  gefaßt  ist,  bei  mir  lediglich  den  Schluß 
einer  langen,  auf  vielen  Stücken  beruhenden  Beweisführung,  auf  die 
Lehmann  niclit  weiter  eingeht. 

Dagegen  führt  er  aus  der  Praxis  des  15.  Jahrhunderts  einen  Fall 
an,  der  aber  klar  beweist,  daß  die  voUe  Haftung  der  Teilnehmer  da- 
mals in  der  Tat  im  kaufmännischen  Leben  und  auch  vor  Gericht  weit- 
geliende  Anerkennung  gefunden  hatte  (Lehmann  S.  319  ff.;  die  zugrunde 
liegenden  Urkunden  dankenswerterweise  abgedruckt  S.  323 — 327). 

Ein  Partner,  Dirk  Johannsen,  hatte  1463 
vor  zyck  unde  synen  masscup  Gert  Ghirink 
in    dessen   Abwesenheit    ihr   Haus    mit   Zubehör   zu   Bergen   vor   den 
Sechsmaunen    des   Kaufmanns   der  Deutschen  Hanse   dort   verpfändet. 
Die  Verpfändung  wurde  von  dieser  Behörde  für  rechtsgültig  erklärt,  da 

de  gesechten  Dirk  unde  Gert  uppe  de  tijt,  do  de  vorpandinge 
Schach,  vulkomen  masschuppe  weren  unde  noch  iegenwardigen 
zijn, 

unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Verpfändung  im  Gesellschaftsinter- 
esse, also  nicht  zum  Privatnutzen  des  Handelnden,  geschehen  sei.  Gert 
aber  appellierte  an  den  Rat  zu  Lübeck,  der  entschied: 

nademe  yd  liggende  gründe  unde  stände  erve  zin,  unde  wowoU 
Gerd  Ghirinck  unde  Diderik  Johansson  vulle  selschopp  weren, 
mochte  doch  Diderik  Johansson  nicht  meer  vorpanden  in  den 
erscrevenen  erven,  dan  allene  zin  part,  id  en  were,  dat  he  van 
Gerde  Ghiringes  zines  deles  sulker  erven  halven  ghemechtiget 
were. 

Daraus  ergibt  sich  allerdings,  daß  der  Lübecker  Rat  ein  Vertretungs- 
recht des  Teilhabers  bei  Verfügungen  über  Gesellschaftsgrundstücke 
nicht  anerkannte.  Es  folgt  jedoch,  und  ist  nicht  bloß  „möglich" 
(Lehmann  S.  320),  daß  er  bei  Mobilien  anders  urteilte.  Und  es  ist 
ausgeschlossen,  daß  er  hierbei  mit  dem  Gesichtspunkt  der  Bevoll- 
mächtigung operiert  haben  würde,  wie  Lehmann  erklärt-,  da  er  ja  diese 
auch  bei  Immobilien  zuläßt. 

Wesentlich  für  die  Beantwortung  der  Gesamtfrage  in  ihrem  Kern 
ist  aber  doch,  daß  die  kaufmännische  Behörde  in  Bergen  selbst  auch 
in  bezug  auf  Grundstücke  der  freieren  Auffassung  huldigte.  Man  kann 
nicht  umhin,  anzunehmen,  daß  sie  damit  dem  unter  Kaufleuten  all- 
gemein gültigen  Rechtsbr;uich  Ausdruck  verlieh:  denn  wie  sollte  sie 
davon  abgewichen  sein? 

Was  demgegenüber  den  Rat  zu  seiner  reaktionären  Stellung  ver- 
anlaßt hat,  muß  der  Vermutung  verbleiben :  ein  Motiv  könnte  gewesen 
sein,  seinem  Recht  als  Berufungsinstanz  Nachdmick  zu  verleihen.  Denn 
das  Kaufmannsgericht  in  Bergen  hatte  anfänglich  unter  Hinweis  auf 
einen  Präzedenzfall  die  Zulässigkeit  der  Berufung  abgelehnt.  Erst 
nachdem  Gert  die  Behauptung  vorgebracht  hatte,  sein  Associe  und 
der   Pfandinhaber   Hermann  Schotteier   hätten,   um   ihn   zu   schädigen 
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und   hinauszudräugeii,    die   Scliiild   in   betrügerischer   Absicht   fingiert, 
erst  da  wurde  die  Berufung  vergönnt,  weil  es 

unerlike  zake 

wäre, 

die  dar  esscheden  mer  strengheckeit  des  rechtis,  wenne  deme 
kopraanne  borde  to  richtende  (Lehmann  S.  327). 
Da  nun  aber  der  Rat  zu  Lübeck  das  Urteil  der  Vorinstanz  nicht  aus 
diesem  Grunde  aufhob,  sondern  mit  einer  Begründung,  durch  die  er 
in  die  Sphäre  eingriff,  die  die  Bergener  Kaufmannschaft  geglaubt 
hatte,  ihrer  eigenen  endgültigen  Entsclieiduug  vorbehalten  zu  sollen: 
so  ergibt  sich,  daß  er  die  Selbständigkeit  des  Bergencr  Gerichts  ein- 
zuschränken entschlossen  war  und  deshalb  ein  abweichendes  Erkennt- 
nis fällen  mußte.  Dieses  Mittel  zur  Machterweiterung  war  in  jenen 
.Jahrhunderten  an  hohen  Stellen  viel  zu  beliebt,  als  daß  man  an  der 
Wahrscheinliclikeit  seiner  Anwendung  auch  in  diesem  Fall  irgend  An- 
stoß nehmen  dürfte. 

Übrigens  hatte  selbst  der  Kläger  die  Verpfändung  nicht  bloß  etwa  des- 
halb angefochten,  weil  sie  in  seiner  Abwesenheit  und  ohne  sein  Wissen 
geschehen  sei,  sondern  außer  aus  dem  schon  angeführten  Grund  auch 
deshalb,  weil  er  dasselbe  Haus  inzwischen  vor  Schöffen  und  Gericht 
zu  Deventer  verpfändet  hatte  (Lehmann  S.  324).  Ein  ungemein  inter- 
essanter Umstand,  der  ein  grelles  Streiflicht  auf  die  Schwierigkeit 
mancher  Kreditoperatiouen  vor  der  Zeit  der  Telegraphie  wirft  (aber 
nicht  etwa  bloß  vor  der  Übernahme  romanischen  Handelsrechts!),  und 
der  uns  zugleich  eine  ausreichende  Begründung  für  die  befremdliche 
Unterscheidung  zwischen  der  Haftbarkeit  von  Mobilien  und  Immobilien 
in  dem  Lübecker  Urteil  an  die  Hand  gibt.  Der  kaufmännische  Ver- 
kehr verlangte  volles  Recht  für  jeden  aktiven  Teilhaber  einer  Handels- 
gesellschaft, die  ganze  Gesellschaft  haftbar  zu  ma<'lien.  Eine  andere 
Modalität  wäre  in  der  Praxis,  sobald  der  Handel  nur  einige  Aus- 
dehnung und  Lebhaftigkeit  gewonnen  hat,  undurchführbar,  eine  un- 
mögliche Beschränkung  jeder  Bewegungsfreiheit.  Gemeinsamer  Betrieb 
und  allseitige  Haftung  bedingen  einander,  wie  schon  früher  ausgeführt 
(Bd.  IV,  S.  579  f.).  Solange  es  sich  nun  dabei  um  die  Verpfändung 
unter  der  Hand  habender  Waren  oder  Einsetzung  des  allgemeinen 
Kredites  handelte,  so  mochte  auch  der  steifste  Vertreter  des  säclisischen 
Landrechts  nicht  umhin  können,  sich  mit  dem  Anspruch  des  einzelnen, 
das  Ganze  haftbar  zu  machen,  abzufinden.  Führte  das  aber  dazu,  das 
geheiligte  Grundeigentum  in  Mitleidenschaft  zu  ziehen,  zu  der  Möglich- 
keit, daß  ein  und  dasselbe  „Erbe"  von  zwei  Gesellschaftern  zwiefach 
verpfändet  wurde,  so  mochten  die  Hüter  des  Gesetzes  sich  wohl  für 
befugt  erachten,  einen  Unterschied  zu  konstatieren  und  das  Grund- 
eigentum gegen  die  gar  zu  freie  Beweglichkeit  kaufmännischer  Kredite 
einigermaßen  sicherzustellen.  Als  offene  Gesellschaft  aber  wird  man 
auch  die  so  beschränkte  wohl  oder  übel  gelten  lassen  müssen  i). 


1)  Übrigens  hat  die  Bestimmung  des  Segeberger  Kodex  über  die  offene 
Gesellschaft  bei   dem  haftenden  „Gut"  in  erster  Linie  wohl  auch  nur  Fahr- 
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Solche  Widersprüclie  oder  Inkonsequenzen  in  der  Rechtsauslegung 
werden  keinen  Kenner  der  älteren  deutschen  Rechtsaufzeichnungen 
wundern  1).  Hach  teilt  mit,  daß,  wenn  an  Lübeck  von  einer  Tochter- 
stadt die  Bitte  um  Rechtsmitteilung  erging,  man  gar  nicht  stets  eine 
Abschrift  der  letzten  Revision  des  heimischen  Rechts  übersandte,  sondern 
manchmal  auch  die  einer  älteren  Rezension  (S.  5).  Und  in  Lübeck 
selbst  verband  man  im  14.  und  15.  Jahrhundert  mit  dem  lübischen 
ein  zum  Teil  widersprechendes  Hamburger  Recht.  Aber  selbst  die 
Revisoren  des  Jahres  1586  scheinen  „keine  Ahnung  gehabt  zu  haben", 
„daß  besonders  hieraus  die  große  Verwirrung  herrühre,  weshalb  man 
von  allen  Seiten  zu  dieser  Revision  drängte"  (Hach  S.  2,\ 

Es  herrscht  eben  in  der  wissenschaftlichen  Verwendung  der  älteren 
deutschen  Rechtsquellen  immer  noch  die  falsche  Voraussetzung  der 
„Kanzleimäßigkeit",  wie  mau  in  der  Diplomatik  sagen  würde.  Mit 
dieser  Voraussetzung  aber  ist  endgültig  zu  brechen.  Es  wird  immer 
wieder  vergessen,  was  schon  so  oft  und  von  Griißeren  gefordert  worden 
ist,  daß  wir  das  Recht  aus  dem  Leben  herauswachsen  sehen  und  nicht 
an  Formeln  kleben  müssen.  Auf  unser  Problem  angewandt:  die 
vollendete  juristische  Formulierung  mag  zwar  unseren  Handelsgesell- 
schaften erst  aus  dem  romanischen  Rechtsgebiet  überkommen  sein,  die 
Gesellschaften  selbst  aber  sind  daheim  erwachsen  aus  den  Bedürf- 
nissen des  Handels,  und  zwar  gilt  beides  sowohl  von  der  Kommandit- 
wie  von  der  offenen  Gesellschaft.  Denn  das  scheint  Lehmann  ganz 
zu  übersehen,  daß  die  wederlegginge  auf  keinen  Fall  den  Anforderungen 
der  heutigen  Kommanditgesellschaft  entsprochen  hat:  und  zwar  des- 
halb nicht,  weil  der  angebliche  Kommanditist  regelmäßig  Leiter  des 
Geschäftes  war'"). 

Nun  aber  findet  sich  auch  in  dem  Teil  seines  Aufsatzes,  wo  nach 
Lehmann  Übereinstimmung  aller  Forscher  herrschen  soll,  eine  doppelte 
Behauptung,  gegen  die  ich  Verwahrung  einlegen  muß.  In  bezug  auf 
das  „sendeve"  bleibt  Lehmann  auf  dem  alten  Standpunkt,   wie  er  zu- 


habe  im  Auge.    Dasselbe   würde   dann   aber   noch   von   dem   römisch  beein- 
flußten Revidierten  Recht  zu  gelten  haben. 

1)  Ich  erinnere  noch  einmal  (vgl.  oben  Bd.  IV  S.  491)  daran,  daß  gerade 
die  Gesellschaft  mit  einseitiger  Kapitaleinlage,  also  die  als  älteste  geltende 
Form  der  Vergesellschaftung,  in  lübischen  Rechtskodices  überhaupt  nicht  vor 
dem  Revidierten  Recht  von  1586  vorkommt. 

2)  Ganz  ähnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Testament,  bei  dem,  vor 
dem  Eindi'ingeu  des  römischen  Rechtes,  in  deutschen  städtischen  Rechts- 
quellen Formen  und  Bezeichtiungen  ebenfalls  schwanken,  aber  das  Institut 
selbst  gleichwohl  verbreitet  und  anerkannt  ist.  (Otto  Loening,  Das  Testa- 
ment im  Gebiet  des  Magdeburger  Stadtrechtes.  1906.)  —  In  bezug  auf  die 
Kommanditgesellschaft  verweise  ich  auch  noch  einmal  auf  die  Ent- 
scheidung Kaiser  Friedrichs  IIL  für  Nürnberg  von  1464  (oben  Bd.  IV 
S.  606  f.),  durch  die  erst  neu  bestimmt  wurde,  daß  am  Betrieb  Nichtbeteiiigte 
auch  für  ihre  Einlage  haftbar  sein  sollten.  Unbeschränkte  Haftung  auch 
der  Kommanditisten  war  in  Nürnberg  beansprucht  worden,  sofern  sie  sich  nicht 
durch  besondere  Abmachung  (geding)  dagegen  geschützt  hatten.  Die  Zulässig- 
keit   der  Beschränkung   wurde   der  Stadt   als   besonderes  Privileg  verliehen! 
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letzt  von  Silberschmidt  vertreten  war,  stehen,  ohne  die  geringste 
Notiz  von  den  abweichenden  Ansfiihrnngen  von  Koppmann  (Hansische 
Geschichtsblätter  1900,  S.  203  f.)  nnd  mir  (oben  Bd.  IV  8.  479  ff.)  zu 
nehmen,  —  außer  daß  er  das  Wort  jetzt  wenigstens  seiner  Bedeutung 
als  Seudegut  gemäß  als  Neutrum  gebi-aucht. 

Lehmann  erklärt  (S.  308),  daß  zwar  das  sendeve  [lies:  Geschäft 
mit  sendeve;  denn  selbst  ist  es  ja  keine  Geschäftsart]  Kommission, 
nicht  Gesellschaft  gewesen  sei ;  aber  „so  bestand  das  Äquivalent  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  in  einer  Gewinnquote,  und  dies  war  das  sozietäts- 
mäßige  Element.  Hieraus  erklärt  sich  die  Zusammenstellung  von 
sendeve  und  wedderlegginge  oder  geradezu  die  hin  und  wieder  vor- 
kommende Bezeichnung  des  sendeve  als  societas".  Es  würde  sehr 
dankenswert  sein,  wenn  Lehmann  auch  nur  einen  Beleg  dafür 
anführen  wollte,  daß  das  Äquivalent  bei  der  Übernahme  von  sendeve 
in  einer  Gewinnquote  bestand,  und  nur  einen  Beleg  für  die  Bezeich- 
nung des  sendeve  als  societas.  Koppmann,  dem  das  eigentliche  Ver- 
dienst der  Aufklärung  hierüber  zukommt,  hat  auch  nicht  einen  finden 
können.  Es  mag  ja  aber  sein,  daß  Lehmann  neues  Material  be- 
kannt ist. 

Die  Frage  ist  von  allgemeiner  handelsgeschichtlicher  Bedeutung. 
Denn  es  handelt  sich,  wie  früher  schon  angeführt  (Bd.  IV  S.  486),  um 
nichts  Geringeres  als  darum :  ob  im  14.  Jahrhundert  und  vorher  man 
zuverlässige  Gehilfen  für  den  Handel  auswärts  nur  vermittelst  Gewinn- 
beteiligung erhalten  konnte,  oder  ob  die  Zustände,  auch  die  inter- 
nationalen Rechtszustände,  schon  geordnet  und  gesichert  genug  waren, 
daß  man  den  Verkauf  in  die  Ferne  gesandter  Waren  einem  Angestellten 
oder  einem  Geschäftsfreund  gegen  ein  Entgelt  anderer  Art  überlassen 
konnte,  ohne  ihn  in  jener  Weise  an  dem  Gewinn  unmittelbar  zu 
interessieren. 

Und  das  führt  mich  auf  einen  weiteren  Funkt :  die  AVichtigkeit  der 
Klarstellung  der  rechtlichen  Formen,  in  denen  sich  der  Handel  voll- 
zog, für  die  Aufhellung  der  Handelsgeschichte  selbst  als  Wirtschafts- 
•  geschichte. 

Eulenbürg,  in  der  Festschrift  zu  Schmollers  siebzigstem  Geburts- 
tag, will  zwar  meine  These  über  die  offene  Handelsgesellschaft  im 
Gebiete  der  Hanse  akzeptieren^).  Er  macht  jedoch  ein  Fragezeichen 
zu  meinem  Satz  (oben  Bd.  IV  S.  612),  nur  so  sei  die  bedeutende  Aus- 
dehnung des  hansischen  Handels  zu  verstehen,  und  erklärt :  „Es  kommt 
nicht  auf  die  Formen  der  Handelsgesellschaften  an,  sondern  auf  deren 
Umfang  und  Inhalt."  Natürlich  hängt  die  Ausdehnung  des  Handels 
ab  von  dem  Umfang  der  Geschäfte!  Doch  ist  es  zu  bedauern,  wenn 
auch  ein  Nationalökonom  den  Zusammenhang  von  Form  und  Inhalt 
nicht  verstehen  kann.  Freilich  läßt  sich  nicht  beweisen,  daß  der 
hansische  Handel    unmöglich    die   gleiche  Ausdehnung  hätte  gewinnen 


1)  Die  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre  im  19.  Jahr- 
hundert. Gustav  Schmolle u  zur  70.  Wiederkehr  seines  Geburtstags  .  .  . 
dargebracht.  Leipzig  1908.  Bd.  II,  Abhandlung  XXVI  S.  39  f.  Vgl.  Viertel- 
jahrschr.  f.  Social-  und  Wirtschaftsgesch.  1909,  S.  206. 
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können,  falls  das  Gesetz  oder  ein  eigentiimliclies  Rechtsempfinden  die 
Entstehung  der  offenen  Handelsgesellschaft  verhindert  hätte.  Aber  so- 
lange in  diesem  Punkte  Freiheit  war,  würde  man  berechtigt  sein,  aus 
einem  Fehlen  der  elastischeren  Form  kaufmännischer  Vergesellschaftung 
auf  die  Dürftigkeit  des  Handelsbetriebes  zu  schließen.  Umgekehrt 
aber  Avird  die  Bedeutung  dieses  Handels,  die  wir  aus  überliefertem 
Zahlenmaterial  erkennen  und  aus  der  Größe  der  politischen  Aktionen 
folgern,  erst  verständlich  durch  den  Nachweis  des  Vorhandenseins  an- 
gemessener Rechtsnormen. 

Auf  EuLENBüRGs  Sonstige  Anwürfe  gegen  den  Betrieb  der  Wirt- 
schaftsgeschichte durch  die  Historiker,  die  es  sich  „außerordentlich 
leiclit  gemacht"  und  die  wirklichen  Probleme  nicht  erkannt  haben, 
erübrigt  es  sich,  einzugehen.  Das  Aufstellen  von  Systemen  aus  all- 
gemeinen Kategorien  ist  nicht  unserer  Wissenschaft  Ziel.  Allgemein- 
begritfe  sind  uns  nur  Mittel  zum  Zweck  schärferer  Beleuchtung 
konkreter  Befunde.  I'nd  das  bequeme,  aber  trügerische  Jonglieren 
mit  Abstraktheiten  hat  daher  bei  uns  —  auch  in  der  Wirtschafts- 
geschichte —  mit  gutem  Grund  keine  anerkannte  Stätte. 

Jena.  F.  Keutgen. 


Das  Inventar  eines  deutschen  Marschbauernhofes  aus 
dem  letzten  Jahre  des  30jährigen  Krieges. 

Von 
Wilh.  Ramsauer. 

Der  hohe  sandige,  vergleicJisweise  unfruchtbare,  mit  dem  Namen 
„die  Geest"  bezeichnete  Boden  im  Herzogtum  Oldenburg  senkt  sich 
von  Delmenhorst  bis  Oldenburg  und  von  Oldenburg  bis  Varel  und 
weiter  fast  nirgends  direkt  zur  Marsch  hinab,  sondern  zuvörderst  ins 
Moor,  und  erst  an  das  Moor  schließt  sich  die  Maisch.  Diese  ist  hier 
entstanden  durch  Nebenarme,  Balgen  und  Prielen  der  Weser  und  Jade. 
Sie  nahm  uisprünglich  noch  mehr  Raum  ein,  denn  weite  Strecken  unter 
dem  ?\Ioorboden  enthalten  auch  Marschboden.  Diese  Marsch,  in  Etappen 
etwa  von  1000 — 1600  eingedeicht  oder  durch  Deiche  gesichert,  lockte 
zur  Ansiedlung.  Das  Problem  war,  wie  das  Land  am  besten  nutzbar 
gemacht  werden  könnte,  und  es  wurde  so  gelöst,  daß  man  die  ßauern- 
stellen  aus  langen,  schmalen  nebeneinander  liegenden  Streifen  bildete, 
die  Häuser  auf  Moorboden  setzte,  doch  an  der  Grenze  der  Marsch, 
wo  sie  auf  jeden  Fall  vor  dem  Wasser  sicher  waren,  auch  ungefähr 
in  der  Mitte  des  Streifens  lagen.  Einen  solchen  Streifen,  der  durch 
zwei  Gräben  von  den  beiden  Nachbarstreifen  getrennt  ist,   nennt  man 
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eine  Bau'),  ist  sie  unbehaust,  eine  wüste  Bau-),  sind  zwei  Streifen 
zusammengelegt  (wobei  oft  der  trennende  Graben  beseitigt  wurde), 
eine  doppelte  Bau'').  Der  Besitzer  heißt,  wie  meist  im  Oldenburgischen, 
ein  Hausmann,  der  Bewohner  eines  Hauses,  im  Unterschied  von  Köter, 
dem  Bewohner  einer  Kate.  Die  einzelnen  Bauen  sind  dann  wieder 
durch  Quergräben  in  verschiedene  Stücke  Landes  abgeteilt  (Kämpe 
oder  Hämme  genannt),  deren  Größe  im  allgemeinen  zwischen  2  und 
4  ha  schwankt. 

So  erstrecken  sich  denn  die  sogenannten  Moormarschen  in  vielfachen 
Windungen,  veranlaßt  je  nachdem  durch  eine  Ausbuchtung  des  Moores 
oder  durch  ein  Astuarium  von  der  Weser  oder  dem  Jadebusen  her, 
von  Moorhausen,  8  km  östlich  von  Oldenburg,  bis  Seefelderaußendeich 
im  Amt  Butjadingen,  wieder  zurück  bis  zum  Jader  Vorwerk  und 
wieder  hinauf  bis  Hohelucht  im  Amt  Varel.  Bauernhaus  neben  Bauern- 
haus, Bau  an  Bau,  im  Prinzip  alle  im  rechten  Winkel  die  vor  der 
Häuserreihe  herlaufende  Chaussee  schneidend,  das  Haus  ungefähr  in 
der  Mitte  der  Bau  gelegen,  vor  dem  Hause  die  Marsch  (oder  der  Klei), 
hinter  dem  Hause  das  Moor. 

Natürlich  sind  die  Bauen  in  den  einzelnen  Bauerschaften  verschieden 
an  Bonität  und  hinsichtlich  ihrer  praktischen  Anlage.  Moorhausen 
z.  B.  hat  nur  einen  Kamp  schlechten  Klei  (roten  Knick)  an  der  Hunte, 
alles  andere  ist  Moorland.  Sonst  sind  dort  die  Stellen  wenigstens  breit. 
Die  Bauen  der  nächstfolgenden  Bauerschaft  Gellen  sind  zu  schmal. 
Überhaupt  sind  die  Stellen  im  ganzen  sogenannten  Moorriem  (zu  dem 
Moorhausen  und  Gellen  gehören)  durchgängig  für  die  Länge  zu  schmal 
(drei  Acker  breit,  und  wo  sie  sich  auf  dem  Moore  zuspitzen,  in  einen 
„Kiel"  auslaufen,  oft  nur  einen  Acker  breit,  so  daß  ein  guter  Werfer 
über  drei  Bauen  werfen  kann).  Daß  die  Bewirtschaftung  eines  so 
langen,  schmalen  Streifens  schwierig  ist,  daß  das  entfernteste  Land 
oft  nicht  die  nötige  Pflege  erhält,  leuchtet  ein  und  muß  ohne  weiteres 
zugegeben  werden.  Die  natürliche  Lage  macht,  daß  diese  Art  der 
Besiedlung  doch  die  einzig  richtige  war:  nur  so  konnte  das  Moor 
nutzbar   gemacht   werden.     Um   einen  Begriff  von   dem  verschiedenen 


1)  Dieser  Ausdruck  beschränkt  sich  heutzutage  auf  diese  in  Streifen 
liegenden  Besitzungen.  Er  muß  aber  ursprünglich  allgemeiner  gewesen  sein : 
wenigstens  rühmte  ein  alter  Schäfer  auf  der  Delmenhoreter  Geest  von  der 
väterlichen  Stelle,  sie  wäre  eine  geschlossene  Bau.  Ebenda,  sowie  in  den 
Gemeinden  Hatten  (Amt  Oldenburg)  und  Dötlingen  (Amt  Wildeshausen)  ist 
der  Titel  für  den  vollen  Bauern  Baumann,  den  halben  Halbbaumann. 

2)  Da  hauptsächlich  Weidewirtschaft  getrieben  wurde  und  wird,  das 
Land  leicht  stückweise  zu  verpacbten  ist  und  die  Gebäude  auf  der  behausten 
Bau  ja  nur  um  so  größer  zu  sein  brauchen,  sind  solche  wüsten  Bauen  nicht 
selten.  Im  Verkaufsfalle  ist  die  Differenz  zwischen  einer  behausten  und 
wüsten  Bau  ganz  gering,  auf  das  Haus  wird  nur  etwa  Ys — 1  ha  gerechnet. 

3)  Ein  einziges  Mal  begegnete  mir  aus  dem  Munde  eines  alten  altmodisch 
sprechenden  Knechts  der  Ausdruck  „eine  Breede"  für  doppelte  Bau.  Für 
den  einfachen  Streifen  findet  sich  urkundlich  meist  der  Ausdruck  „Stück". 
Zwei  Stücke  auf  dem  Esch  der  Geest,  wo  ein  Stück  aber  fast  nie  die  Größe 
von  1  ha  erreicht,  heißen  nun  aber  auch  eine  Breede. 
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Werte  der  Bauen  zu  geben,  sei  erwähnt,  daß  um  1880  herum  eine 
wenigstens  große  Bau  im  mehrerwälmten  Moorhausen  (von  83  ha)  für 
33000  Mk.  verkauft  wurde,  während  etwas  später  die  beste  Stelle  in 
Frieschenmoor  (Gem.  Strückliausen)  von  121  ha  315000  Mk.  kostete. 
Übrigens  sind  nicht  die  zuletzt  eingedeichten  Ländereien  in  unserm 
Bezirk  allemal  die  besten,  woran  neben  dem  Umstand,  daß  das  Wasser 
seine  eigenen  Gesetze  hat  und  die  Aufschlickung  sich  nicht  allemal 
der  Erwartung  entsprechend  vollzog,  wolil  besonders  auch  die  Begehr- 
lichkeit schuld  war,  die  nicht  abwarten  konnte,  bis  das  Land  hoch 
genug  aufgeschlammt  war^). 

Die  allgemeine  Charakteristik  einer  Moormarschenbi  u  dürfte  so 
lauten.  Vor  dem  Hause  zuerst  der  Warf  (ein  grüner,  zuweilen  etwas 
erhöhter  Hofplatz),  dann  zuerst  geringeres  Marschland  (oft  sogenannte 
Pulvererde;  die  ersten  beiden  Kämpe  vor  dem  Hause  heißen  das 
erste  und  zweite  Höft,  doch  ist  der  Ausdruck  vielerwärts  schon  ver- 
gessen), allmählich  besser  und  höher  werdend,  zum  wechselweisen 
Gebrauch  (Weiden  und  Mähen),  im  günstigsten  Falle  endigend  mit  den 
am  höchsten  gelegenen,  oft  seit  100  und  mehr  Jahren  beständig  ge- 
weideten Fettweiden.  I3iese  liegen  an  den  alten  Flußläufen,  wo  das 
Land  am  meisten  aufgeschlammt  ist,  und  brauchen,  da  der  Dünger  des 
Weideviehs  stets  dableibt,  keine  besondere  Pflege,  nur  daß  bei  der 
Picinigung  der  Gräben  die  Erde  wegen  der  Entfernung  vom  Hofe  nicht 
stets  verfahren  wird,  mithin  die  Ufer  oft  zu  hoch  werden  und  so  dem 
Charakter  einer  rechten  Ochsenweide,  die  rund  sein  soll  und  nicht 
liohl,  Eintrag  geschieht.  Geht  man  von  Hause  nach  diesen  Weiden 
zu,  so  heißt  es,  wohl  in  Erinnerung  an  die  vormaligen  Verhältnisse, 
er  ist  „nedden"  (unten)  oder  „hendahl"  (hinunter,  zutal),  obgleich 
das  Land  das  höhere  ist  und  auch  vor  Anlage  von  Schöpfmühlen  durch 
Winterwasser  nie  überschwemmt  wurde.  —  Hinter  dem  Hause  zunächst 
der  Garten  (mit  dem  Warf  zusammen  oft  von  einer  breiten  Graft  um- 
geben) und  der  Busch  (Gehölz).  Dann  ursprünglich  hohes  unkulti- 
viertes Moor;  dies  bei  der  Besiedelung  zunächst  in  Ackermoor  ver- 
wandelt und,  als  dies  durch  Torfgraben,  Abwässerung  durch  Gruppen 
und  beständige  Bearbeitung  reichlich  niedrig  wurde,  in  Grünlandsmoor 
verwandelt.  Derselbe  Vorgang  wiederholte  sich  immer  wieder,  so  daß 
heute  hinter  den  Häusern  meist  eine  weite  Fläche  grünes  Moor,  teils 
Moorweiden,  teils  Heulandsmoor  liegt,  an  welches  sich  dann  erst  das 
Ackermoor  schließt.  Hinter  diesem  kann  dann  noch  völlig  unange- 
griffenes wildes  Moor  folgen.  Da  nun  aucli  vor  dem  Hause  manchmal 
dieser  oder  jener  Hamm  unter  den  Pflug  genommen  wird,  so  sieht 
man,  daß  an  Älannigfaltigkeit  kein  ]\Lingel  ist:  es  gibt  nasses  und 
trockenes  Land,  ja  nasses  und  trockenes  Moor,  nasse  und  trockene 
Marsch,  sowie  dünnerdige  und  tiefgründige  Marsch.     Sogar  das  wilde 


1)  Schon  vor  der  letzten  Gewinnung  des  Landes  hat  eine  Besiedlung 
hie  und  da  stattgefunden.  Dieser  scheint  durch  Fluten  ein  Ende  gemacht 
zu  sein.  Dies  Gebiet  der  lokalen  Geschichte  ist  aber  so  wenig  geklärt,  daß 
nur  die  Tatsache  erwähnt  werden  soll.  Hier  kann  nur  oberflächlich  und  im 
allgemeinen  von  den  Grundzügen  der  Gegend  gehandelt  werden. 
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Moor  j^ibt  Futtcrlieide  her.  An  eine  völlige  Mißernte  ist  also  bei  einer 
solchen  Bau  kaum  zu  denken,  und  dies  mag  einer  von  den  Gründen 
sein,  daß  in  den  sogenannten  bösen  Jahren  (1832  ff.)  die  Stellen  in 
der  Moorraarsch  weit  besser  bezahlt  wurden  als  die  der  Wesermarsch 
und  Butjadingens,  die  viel  einseitiger  sind  und  höchstens  den  Unter- 
schied von  tieferdigem  und  dünnerdigem  Boden  aufweisen. 

Wohl  unbestritten  die  besten  Bauen  in  der  ganzen  Moormarsch 
sind  die  12  Bauen  von  Colmar,  Grcmeinde  Strückliausen,  Amt  Brake 
(ca.  30  km  nördlich  von  Oldenburg).  Sie  erstrecken  sich  nebeneinander 
in  der  Richtung  von  WNW.  auf  ONO.  in  einer  Länge  von  ca.  8  km, 
davon  etwa  3  vor,  etwa  5  km  hinter  den  Häusern  liegen,  mit  einer 
Breite  von  etwa  100  m  bei  den  Häusern,  die  aber  nach  Westen  zu 
größer  wird.  Die  Größe  der  Stellen  nimmt  nach  Norden  zu;  die 
kleinsten  sind  pl.  m.  85  ha,  die  größte,  jetzt  herrschaftlich,  ist  153  ha, 
doch  haben  die  kleineren  südlichen  Stellen  reichlich  so  gutes  Land. 
Schon  die  Größe  zeichnet  diese  Stellen  aus:  es  gibt  Bauerschaften 
genug,  wo  4  Bauen  dazu  gehören  würden,  um  die  Größe  einer  Colmar- 
bau  zu  erreichen,  wenig,  wo  eine  doppelte  Bau  diese  Größe  erreicht, 
und  nur  in  den  Bauerschaften  Frieschenmoor,  Jader  Bollenhagen  und 
Jader  Kreuzmoor  finden  sich  bei  einfachen  Bauen  annähernd  solche 
Maße,  doch  stehen  diese  Bauerschaften,  im  ganzen  angesehen,  in 
sonstiger  Hinsicht  hinter  den  Colmarbauen  zurück.  Sodann  ist  die 
Breite  eine  angemessene:  an  sich  sind  die  Hämme  nicht  zu  schmal. 
Was  aber  den  vorzüglichsten  Vorzug  dieser  Bauen  ausmacht,  ist,  daß 
sicli  unter  dem  Moore  ein  ganz  vortrefflicher  Klei  (Marschboden)  findet. 
Dies  haben  sich  die  Besitzer  seit  hundert  und  mehr  Jahren  zunutze 
gemacht:  sie  „schießen  das  Moor  mit  Klei  über",  d.  h.  graben  den 
Klei,  so  viel  sie  haben  wollen  zum  „Umschießen",  aus,  werfen  das 
entstandene  Loch  (das  „Spitt",  d.  h.  das  mit  dem  Spaten  ausgehobene; 
vgl.  Späte  =  abgegrabenes  Torfmoor)  mit  der  daranliegenden  oberen 
Schicht  des  (mehr  wertlosen)  lockeren  Torfes  dicht  („bunken  den 
weißen  Torf  ab";  Bunke  =  Erdkloß),  nehmen  die  dann  folgende  bes- 
sere Schicht  des  Torfes  zum  eigenen  Bedarf  und  zum  Verkauf,  lassen 
auch  wohl  eine  Bank  davon  stehen,  wenn  das  Land  zu  niedrig  zu 
werden  droht,  fahren  den  ausgegrabenen  Klei  über  das  abgegrabene 
Moor  und  verwandeln  so  nach  und  nach  das  ganze  Moor  in  herrliches 
Marschland.  Die  Kuhweiden  hinter  den  Häusern  gelten  für  die  besten 
der  ganzen  Stelle.  Diese  Arbeit  lassen  die  Hausleute  nicht  selbst  be- 
sorgen, sondern  haben  auf  dem  Moore  ein  oder  mehrere  Köterhäuser, 
deren  Pächter  dies  tun  und  die  bei  dieser  mühsamen,  aber  einträg- 
lichen Arbeit  (auf  den  ans  Tageslicht  gebrachten  KJei  pflanzen  sie  zu- 
erst Kopfkohl  und  dergl.  mit  bestem  Erfolg)  neben  der  gewöhnlichen 
Landwirtschaft  (es  gibt  Köter  mit  2  Pferden  und  ca.  20  Stück  Horn- 
vieh) es  oft  zu  einem  gewissen  Wohlstand  gebracht  haben.  Durch 
diese  Kötereien  auf  dem  Moore  wird  der  Betrieb  der  ganzen  Bauen 
wesentlich   erleichtert.     Man   rechnet   auf   1  Jück^)    ein   großes   Stück 


1)   1  Juck   als  V^i  ha  gerechnet ;   sonst  ist  ein  Kataster  Juck  B6  ar,   ein 
Juck  neue  Maße  (sogen,  kleine  Juck)  45  ar. 
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Hornvieh  für  den  Sommer  und  das  gleiclie  für  den  Winter:  Pferde, 
Kälber,  Schafe  und  Schweine  (letztere,  soweit  sie  auf  die  Weide  gehen) 
sind  dann  nicht  gezählt,  finden  ihre  Nahrung  mit:  somit  müßten  auf 
einer  Colmarliau  von  100  ha  100  große  Beester  jahraus,  jahrein  ge- 
halten werden  können,  Pferde  und  Kleinvieh  dazu.  Das  scheint  aber 
im  Oldenburgischen  nirgends  sich  als  praktisch  erwiesen  zu  haben, 
und  auch  in  Colmar  werden  wohl  in  der  Wohnung  des  Hausmanns 
40  Beester  aufgestallt,  natürlich  im  Sommer  wegen  der  Weidewiitschaft 
mehr,  50  oder  60,  geweidet.  Das  den  Kötereien  naheliegende  Land 
erhält  auch  naturgemäß  mehr  sein  Recht,  als  dies  von  der  Stelle  aus 
geschehen  könnte.  Durch  das  Umschießen  des  Kleis  sind  jetzt  die 
Colmarbauen  fast  alle  in  völlige  Marschstellen  verwandelt;  nur  an  der 
äußersten  Grenze  findet  sich  noch  Moor. 

Noch  einige  Nachrichten  aus  den  Oldenburgischen  Anzeigen  zur 
Vervollständigung.  1843  Nr.  130:  Amtmann  Gramberg  zu  Schwartau 
will  seine  sogenannte  Rathsbau^)  zu  Colmar  verkaufen  (unbehaust, 
11  Hämme  Fettweiden  vom  Neustädter  Wege  bis  zum  Krongraben) ; 
1847  Nr.  8 :  Derselbe  seine  Cohnarbau(wüst)  mit  210  Juck  Klei-,  Moor- 
und  Heideland,  wovon  a)  60  Juck  Fettweiden-),  jetzt  verheuert  für 
940  Tlr.  Gold,  b)  78  Juck  Weideland,  2.  Moorland  17  Juck  Roggen- 
land, 3.  unkultivierte  Heide  55  Juck.  Auf  dem  Moore  sind  zwei 
Kötereien,  so  mit  den  dazugelegten  Ländereien  725  Tlr.  G.  Heuer 
einbringen.  —  1870  Nr.  160:  Koopmann  verkauft  seine  Colmarbau 
(die  dritte  von  Süden  gerechnet),  154  Juck  133  Ruten  80  Fuß  Kat. 
Maß  für  63500  Tlr.  Gold  an  Hermann  Bunnemann  zu  Großenmeer 
(amtlich).  —   Die  Grund-  und  Gebäudesteuer   der  Stellen  betrug  1900 


1)  Vgl.  Old.  wöchentl.  Anz.  1776  Nr.  3B:  Justiz  Rätin  von  der  Loo  ihre 
Bau  im  Colmar  zu  verpachten,  und  1815  Nr.  2:  50  Juck  der  besten  Ochseu- 
weiden  auf  Fräulein  v.  Looen  Bau  zu  Colmar.  Es  ist  die  4te  von  Norden 
gerechnet,  nocli  Eathsbau  genannt. 

2)  Es  kann  nicht  wundernehmen,  wenn  bei  Verpachtungen  und  Ver- 
käufen dieser  schönen  Stellen  das  Land  etwas  zu  sehr  gepriesen  wird.  Die 
60  Juck  sind  altes,  echtes  und  recht  gutes  Marschland,  aber  die  allerschwersten 
Ochsenweiden  finden  sich  hier  nicht,  vielmehr  in  den  Moonnarschen  nur  in 
Moorseite  und  etwas  in  Oberströmische  Seite  (Gem.  Großenmeer),  Oldenbrok, 
StiTickbausen  (Altendorf,  Mittel-  und  Norderhofschlag,  etwas  in  Popkenhöge) 
und  Bollenhageu  und  Kreuzmoor  (Gem.  Jade).  Meist  nur  ein  großer  Hamm 
in  der  Bau  (gewöhnlich  der  letzte),  aber  dann  auch  einige  so  schwer,  „wie 
sonst  in  der  ganzen  Welt  nicht",  wie  ein  alter  Weider  sagte.  Die  durch- 
gängige Bonität  des  Colmarlandes  macht  diesen  Mangel  bei  weitem  gut.  Im 
übrigen  haben  die  besten  Colmarweiden  den  Namen  Fettweiden  immer  in  An- 
spruch genommen  (vgl.  Old.  vv .  Anz.  1753  Nr.  34) :  Peter  Bendes  hat  im 
Kollmer  20  Stück  fette  Ochsen,  bei  Sillens  (in  Butjadingen)  20  fette  Kühe 
in  der  Weide;  1838  Nr.  1:  weil.  Lüder  Cloppenburgs  Bau  zu  Colmar:  die  in 
mehreren  Kämmen  belegenen  20  Juck  besten  Fettweiden.  Nr.  3 :  Reinhard 
Woogen  CoUmarbau  beträgt  115  Juck  Kleiland,  worunter  33  Juck  Fettweiden 
(Nr.  85 :  33*/,  Juck)  und  21  Juck  Roggenmoor.  1842  Nr.  53 :  Egelings  olim 
Folten  Bau  zu  Colmar  120  Juck  Kleiland,  wovon  24  Juck  Fettweiden, 
10  Tonnen  Roggenraoor  und  Torfgräberei.  Desgl.  1844  Nr.  88:  24  Juck 
Fettweiden. 
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von  Süden  an  gerechnet:  342,  371,  400,  384,  427,  416,  443,  445, 
443,  543,  528  und  948  Mk.  —  Schätzt  man  den  Paclitpreis  pro  ha 
auf  140  Mk.,  den  Kaufpreis  auf  3000  Mk.,  beides  „civil"  (d.  i.  niedrig, 
wie  wenn  Geschwister  einem  die  Stelle  zur  Pacht  oder  zum  Eigentum 
überlassen),  so  kann  man  sich  ein  Bild  machen  von  dem  Wert  der 
Stellen. 

In  den  Zustand  einer  solchen  Colmarbau  im  Jahre  1647  werden 
wir  durch  ein  Inventar  aus  diesem  Jahre  versetzt.  Es  ist  von  dem 
Vogt  Claus  Timme  zu  Strückhausen  aufgenommen,  einem  schreib- 
kundigen und  sonst  wohlerfahrenen  Mann.  Dazu  findet  sich  dann 
noch  ein  Ergänzungsprotokoll  aus  dem  Jahre  1648. 

Die  beiden  Protokolle  betreffen  die  weil.  Martin  Rütemanns-Bau  in 
Colmar,  die  5.  von  Norden  an  gerechnet,  welche  zwei  Jahre  später  (1650) 
an  Claus  Timme,  den  Schreiber  des  ersten  Protokolls,  übertragen  wurde. 
In  dem  Besitz  der  Familie  Timme  ist  sie  seitdem  geblieben ;  dem 
jetzigen  Besitzer,  Herrn  Nikolaus^)  Timme,  verdankt  der  Herausgeber 
die  Abschrift.  Die  Bau  war  eine  sogenannte  Herrenbau '•^)  und  mußte 
als  solche  Herrenkorn  (und  wie  das  Hausbuch,  welches  noch  vorhanden 
ist,  ausweist,  Herrengeld)  geben,  d.  h.  etwa,  sie  war  von  den  Grafen 
von  Oldenburg  zu  Meierrecht  ausgetan,  wie  es  öfter  heißt,  Graf  N. 
hätte  zu  N.  Land  eingedeicht  und  „auf  das  Moor  viele  Meier  gesetzt". 

Wenn  es  heißt,  die  Ländereien  liegen  zu  Register  für  60  Juck,  so 
ist  nur  das  Marschland  vor  dem  Hause  gerechnet,  das  ungefähr 
60  Juck  beträgt;  alles  andere  ist  nicht  mitgerechnet.  Diese  60  Juck 
galten  für  die  Steuern,  für  die  Repartition  der  Deich-  und  Siellasten  ^). 
Wahrscheinlich  folgte  dann  auf  die  60  Juck  nach  Warf,  Gärten  (in 
verschiedenen  Abteilungen  im  Norden  und  Süden ;  im  Süden  auch  zwei 
Abteilungen  von  Bäumen,  leicht  möglich  wegen  der  dort  stehenden 
Nebengebäude),  Busch  sogleich  das  Ackermoor  von  572  Tonnen  Roggen 
Einsaat  =  44  Scheffel  Saat  =  pl.  m.  4,4  ha  und  das  Köterhaus.  Das 
andere,  mithin  der  größere  Teil  der  Bau,  heute  meist  umgeschossener 
Klei,  war  noch  wildes  Hochmoor,  sogenannter  Anschuß.  Auf  den 
60  Juck  Klei  und  10  Juck  Ackermoor  müßten  (s.  o.)  35  Beester  ohne 
Kleinvieh  und  Pferde  sommers  und  winters  genug  haben;  es  finden 
sich  aber  nur  (in  beiden  Inventarien)  3x8  oder,  wenn  man  will, 
3x9  Tiere,  die  Kälber  mitgerechnet.  Aber  man  sieht,  es  fehlen  die 
2jährigen   Tiere   und   dies   darum,   dass   diese  (oder  ihre  Zahl)  fettge- 


1)  Man  beachte  die  Identität  des  Vornamens,  die  nicht  zufällig  ist.  Der 
Zuname  ist  Kürzung  von  Timotheus. 

2)  In  dem  Colmar  benachbarten  Neustadt,  wo  die  Besitzungen  ebenfalls 
in  langen  Streifen  liegen,  aber  wegen  späterer  Besiedelung  nicht  Bauen,  son- 
dern Kötereien  heißen  (sie  waren  auch  ursprünglich  gering  und  sind  nur 
durch  Umschießen  des  Kleis  ansehnlich  geworden),  gibt  es  Herrenköter  und 
Köter.     Die  Herrenköter  sind  nicht  etwa  die  größeren. 

B)  Ein  anderer  Modus  war,  eine  Besitzung  auf  sogenannte  Bonitätsstücke 
zu  reduzieren.  Man  nahm  als  Einheit  ein  Juck  besten  Landes  an  und  maß 
danach  das  mittelmäßige,  geringe  und  ganz  geringe;  so  heißt  es  manchmal: 
die  Stelle  ist  108  Juck  groß  (irgendeine,  nicht  in  Kolmar)  oder  41 V«  Boui- 
tätsjücke. 
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macht  wurden  und  zur  Jahreszeit  der  Abfassung  beider  Protokolle 
schon  verkauft  waren.  Dies  bestätigt  das  Hausbuch  i).  1648  den 
26.  August  Jürgen  Ehlers  im  Oldenbrüche  8  feiste  Kühe  verkauft, 
gegen  Bremer  frey  Marekt  zu  lieffern,  umb  100  Rthlr.  Okt.  2.  1648: 
Reiner  Kohlmann  8  stück  fette  Böester  verkauft  a  15  Spec.  Th.  =  60  Rthl. 
„Darauf  einen  Rthl.  auf  den  Kauff  erleget,  so  in  der  Summa  zu 
kürzen."  Und  1650  Aug.  1 :  Schiasse  Mentzen,  zu  Boitwarden  wonhafft, 
meine  feisten  Ochsen  und  Quenen,  als  14  stuecke,  verkaufft  umb 
150  Rthl.  Demnach  ist  wahrscheinlich,  daß  die  doppelte  Zahl  des 
jährlichen  Nachwuchses  auf  der  Stelle  fettgeweidet  wurde  (14 — 16), 
wie  denn  auch  die  über  der  Dornebbe  gelegene  P^'ettweide.  14  Juck  be- 
trägt. Aber  wie  aus  den  Lasten  des  Inventars  hervorgeht,  wurde  da- 
mals viel  mehr  gepflügt-)  als  jetzt,  doch  ist  es  auch  hier  unmöglich, 
Bestimmtes  zu  sagen,  da  sowohl  aus  dem  Inventar  wie  aus  dem  Haus- 
buch hervorgeht,  daß  ein  Pflughamm  auf  einer  benachbarten  Bau  zu- 
gepachtet war.  Überhaupt  zeigt  das  Hausbuch  besonders  im  18.  Jahr- 
hundert, dass  die  Bau  auf  verschiedene  Art  genutzt  wurde:  zuzeiten 
wurden  Beester  von  entfernt  wohnenden  Geestleuten  ins  Gras  genommen, 
dann  die  Fettweiden  an  ausländische  Handelsleute  verpachtet,  dann 
Hämme  zum  Mähen  verheuert  usw.  Dazu  begann  im  18.  Jahrhundert 
das  Kleiumschiessen. 

Das  Haus  ist  das  sächsische,  wie  das  noch  dort  der  herrschende 
Typus  ist.  Die  Dachung  ist  weich  (denn  ein  Nebengebäude  ist  mit 
Pfannen  gedeckt).  Beim  Eintritt  die  Diele,  rechts  die  Kühe,  links  die 
Pferde,  über  den  Tieren  die  Hille.  Dann  die  Hohwand  mit  offenem 
Feuer  (jetzt  überall  verschwunden).  Der  Unterschlag.  Zuletzt  das 
Kammerwerk  mit  einer  Stube  und  2  Kammern.  Das  Kontor  lag  wohl 
noch  im  Hause.  Denn,  darauf  ist  hinzuweisen,  aus  dem  Inventar  geht 
an  mehreren  Stellen  unzweideutig  hervor,  daß  das  Kammerwerk  altem 
Gebrauch  gemäß  nicht  mehr  zum  Hause  gehört  ^) ;  dies  endigt  vielmehr 
mit  der  Mauer  hinter  dem  Feuerherd.  Oben  der  Boden  (Balken). 
Das  Haus  in  Fachwerk  gebaut,  eine  Bauart,  die  für  die  Moormarschen 
ursprünglich  ^\egen  des  morastigen  Untergrundes  die  gewiesene  war  ^). 

Unter  den  Bäumen  werden  die  Haselsträucher  genannt,  und  es  ver- 
dient Erwähnung,  dass  solche  noch  heutzutage  im  ganzen  Colmar  sich 
finden  und  vorzüglicli  fruchtbar  sind. 

In  die  vergangene  Zeit  weisen  die  Hopfen-  und  Hanfgärten,  sowie 


1)  Es  scheint,  als  ob  Timme  vor  der  definitiven  Übertragung  der  Bau 
dieselbe  für  die  alten  bezw.  gebrechlichen  Frauen  schon  verwaltet  habe. 
Erst  1650  (s.  u.)  schreibt  er  von  „seinem"  fetten  Vieh. 

2)  Dies  zeigt  sich  auch  sonst  in  den  Moormarschen.  So  heisst  z.  B. 
auf  verschiedenen  der  9  Bauen  von  Moorseite  der  3.  oder  4.  Kamp  vorm 
Hause  noch  immer  übereinstimmend  der  Bohnenkamp,  obgleich  seit  Menschen- 
gedenken keine  Bohnen  mehr  dort  gebaut  sind. 

3)  „3  Fächer  im  Hause,  über  dem  Feuer" ;  „auf  dem  Balken  im  Hause". 

4)  Wenn  Stellen  verstückt  wurden  und  nur  der  sogenannte  „Rumpf" 
bei  der  Stelle  blieb,  das  Haus  mithin  für  seine  jetzige  Bestimmung  zu  groß 
war,  wurden  manchmal  verschiedene  Fach  des  Hauses  zum  Abbruch  verkauft. 
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die  dazugehörigen  Gerätschaften.  Auch  die  Flachsbearbeitung  hat 
aufgehört.     Desgleichen  das  Brotbacken. 

Die  Zeugen  der  beiden  Akte  sind,  wie  sich  von  selbst  versteht,  an- 
gesehene Leute;  von  einigen  lässt  sich  (mit  Hilfe  von  KirchenbUchernj 
feststellen,  auf  welcher  Bau  sie  gewohnt  haben.  Es  ist  aber  kein  Name 
auf  der  betreifenden  Stelle  geblieben;  dagegen  sind  sowohl  Vor-  als 
Zunamen  in  der  Gegend  noch  durchaus  geläufig.  Dasselbe  gilt  von 
den  unter  den  Schulden  namhaft  gemachten  Personen  hinsichtlich  ihrer 
Vor-  und  Zunamen.  Dies  sind  aber  nicht  alles  Hausleute,  sondern 
zum  Teil  sogenannte  kleine  Leute. 

Besonders  wertvoll  erscheinen  die  beiden  Inventare  in  sprachlicher 
Beziehung  durch  die  Benennung  der  verschiedenartigen  Geräte.  Das 
meiste  erklärt  sich  von  selbst,  manches  ist  erklärt  worden ;  die  Grenze, 
wo  eine  Erklärung  nötig  ist,  ist  nicht  selbstverständlich :  wer  sich  für 
die  Bearbeitung  des  Flachses  interessiert,  dem  ist  eine  Troite  ein  ganz 
geläufiger  Ausdruck,  denn  er  findet  sich  in  ganz  Norddeutschland; 
ein  anderer  darf  ohne  Scheu  bekennen,  er  habe  dies  Wort  nie  gehört. 

Zu  den  Schulden  ist  zu  bemerken,  daß  im  ersten  Inventar  zuerst 
aufgeführt  ist,  was  die  Rütemanns  schulden,  im  ganzen  —  den  Tlr. 
zu  72  Groten  gerechnet  —  7G0  Rtlr.  44  gr.  i  1  Kuh  =  ca.  770  Rtlr. ; 
s(»dann  was  sie  zu  fordern  haben,  zusammen  971  Rtlr.  34  Gr.  (wovon 
20  Rtlr.  einem  Gläubiger  verehrt  und  10  Tlr.  ä  55  Gr.  von  einem 
Schuldner  abgetragen  sind).  Das  zweite  Inventar  gibt  an,  was  die 
Frauen  noch  schulden,  bezw.  was  sie  bezahlt  haben :  man  kann  diese 
Angaben  rechnen,  wie  man  will,  S(»  bleiben  doch  auf  der  Bau  keine 
wirklichen  Schulden.  Die  einzelnen  Posten  aber  sind  teilweise  für  jene 
Zeit  bedeutend  und  zeugen  indirekt  für  eine  gewisse  Wohlhabenheit 
der  Gegend.  Wenn  etwas  später  gegen  lebenslängliche  Ernährung  die 
Bau  auf  Claus  Timme  überging  wegen  Leibesgebrechlichkeit  der  In- 
haberin (oder  Inhaberinnen)  1),  so  ist  der  Grund  glaubhaft,  und  wenn 
die  alte  Frau  auf  ihrem  Bette  mit  vielen  Tränen  sich  bedankte,  so  ist 
das  vielleicht  noch  ein  Stück  mittelalterlicher  Etikette. 

Jedenfalls  ist  von  dem  30jährigen  Kriege  nichts  zu  merken.  Be- 
kanntlich blieben  die  Grafschaften  Oldenburg  und  Delmenhorst  dank 
der  Fürsorge  des  Grafen  Anton  Günter  völlig  verschont.  Aber  zu 
verwundern  ist,  daß  auch  kein  einziges  Anzeichen  im  ganzen  Inventar 
sich  findet,  daß  diese  Gegend  doch  durch  die  Verwüstung  von  ganz 
Deutschland  in  Mitleidenschaft  gezogen  war.  Die  Bau  hat  ihren  vollen 
Beschlag ;  das  Fettvieh  wird  im  Herbst  verkauft  wie  immer ;  an  Dienst- 
personal ist  kein  Mangel:  außer  Johann  Bolte,  der  im  Köterhause 
wohnt  und  dafür  als  ein  Knecht  dient,  finden  wir  im  zweiten  Inventar 
noch  2  Knechte  und  einen  Jungen  (kleinen  Knecht)  und  2  Mägde. 
Colmar  liegt  ca.  30  km  nördlich  von  Oldenburg;  man  sehe  die  ein- 
schlägigen Arbeiten  von  Pfarrer  Willoh  und  Professor  Dr.  Pagensteert  ^), 

1)  Die  Urkunde  muß  ich  aus  dem  Gedächtnis  zitieren,  da  ich  seinerzeit 
versäumte,  eine  Abschrift  davon  zu  nehmen. 

2)  Willoh,  Geschichte  der  katholischen  Pfarreien  i.  0.  Pagensteert,  Die 
Bauernhöfe  im  Amt  Vechta.  Beide  sodann  noch  mit  verschiedeneu  Aufsätzen 
im  Jahrbuch  für  oldenb.  Geschichte  und  Altertumskunde. 
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wie  es  derzeit  30  km  südlich  von  Oldenburg,  im  jetzt  zu  Oldenburg 
gehörigen  Niederstift  Münster,  aussah ;  wie  Bauern  vom  Kriegsvolk, 
Soldaten  von  erbitterten  Bauern  erschlagen  wurden,  wie  die  Bevölkerung 
schwand  1),  wie  große  Bauerstellen  noch  1670  und  später  nur  einige 
Scheffel  Saat  unter  dem  Pfluge  hatten  und  ein  paar  armselige  Kühe 
auf  der  Heide  ihr  Futter  suchten.  Dagegen  denke  man  sich  etwa 
einen  Winterabend  in  dem  Ct)lmarer  Hause :  um  das  Feuer  (und  Feuerung 
an  Torf  und  Holz  genug  für  alle  Zeiten)  die  alte  Mutter,  die  Witwe, 
3  Knechte,  2  Mägde;  die  Diele  warm  vom  Atem  der  Tiere,  6  starke 
Pferde,  2  Enter,  3  Füllen  und  25  schöne  Beester,  klein  und  groß. 

Das  einfache  Volk  knüpft  fast  an  jede  Burgruine  C\e  Sage  von 
vergrabenen  Schätzen  und  lässt  sich  nicht  träumen,  wie  wahrhaft  arm- 
selig zuweilen  die  Inventarieu  mittelalterlicher  Burgen  sind  und  daß 
fast  jeder  Bürger  heute  besser  wohnt.  Klügere  aus  demselben  ein- 
fachen Volke  fragen  wieder  umgekehrt  mit  dem  Roßkamm  auf  dem 
westfälischen  Oberhof:  Ist  es  nicht,  als  ob  man  bei  einem  Grafen  wäre? 
Das  nicht,  antwortet  Immermann,  und  wir  schließen  uns  in  bezug  auf 
das  nun  folgende  Inventar  der  Colmarbau  an,  aber  man  sieht  bäuer- 
lichen Wohlstand   und   einen   Segen,   der   von   keinem  Mangel  weiß-). 

luventarium  über 

Weylandt  Märten  Ruetemans,  des  Jungern,  im  Kolmer,  Strueckhauser 
Voigtey  seßhafft,  nachlaß,  soviel  deßen  von  der  hinterbliebenen  Witti- 
benn  Trihenn^),  unnd  ermelts  Martens  Mutter  Catharinen  an  Eydes 
Stadt  an:  unnd  für  gezeiget  wordenn,  Geschrieben  in  gegenwertigkeit 
Henrich:  unnd  Friederich  Ruetemans,  gebrudere.  Renecke  Buesing, 
Eylert  Schwarting,  Renecke  Buesing,  Claws  Sohne,  unnd  Johaun  Buch, 
im  Neuenbruche,  Imgleichen  Rickleff  Wogen,  Hayecke  Meinards  unnd 
Henrich  Addeckes,  als  zu  diesem  actu  insonderheit  erbetene  gezeugen, 
durch  Clawes  Timmen  ietziger  Zeit  bestalter  Voigt  zu  Strueckhausen, 
als  hierzu  sonderlich  requiriret  unnd  erbetenn.  Im  Jahre  nach  Christi 
unsers  einigen  Erlösers  unnd  sehligmachers  geburt  1647,  den  9  No- 
vembris. 

1 )  Im  Messing:  Kupfern,  E h r n :  unnd  Eisern  G e s c h i e r. 

1  zinnerne  Kante*),  halbgut;  1  klein  Brandtweins  schälichenn, 
halbgut;  1  Butterfaß,  halbgut;  1  Kupffern  Kessell,  von  einem  Zubber 
nasses;  1  Alter  Brau  kessell,  von  einer  Tonnen,  unnd  ein  Eimer  nasses; 


1)  S.  z.  B.  Willoh  a.  a.  0.  unter  Gemeinde  Essen  die  Bauern  von  Her- 
bergen: Flerlage  1  Mann,  1  Frau.  Wille  1  M.,  1  F.  1,  Kind.  Rump  1  M., 
1  Fr.     Hopmann  1    M.,    1  F.,  2  K.     Vaseke  2  K.  allein.     Johaun  beim  Pool 

1  M.     Pool  Hinrich  4  K.     Dessen  Heuermann  1  M.,  1  F.,  1  K.     Elberts  Tobe 

2  K.     Dessen  Heuermann  1  M.,  1  F.     Busse  1  F.,  1  K. 

2)  Dies   ist   kein   Zitat  aus  Immennann,  sondern  der  Sinn  seiner  Worte. 

3)  =  Trine  (Katharine). 

4)  Kanne. 
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1  Klein  alter  messings  Kessell;  2  Eysern  Haven,  oder  Pötte,  welche 
Löcherig  sein,  mit  Eysern  Seylenn  ^) ;  1  Ehrnen  Pott  mit  dem  Seil, 
von  einem  halbenn  Eimer  nasses  gros;  1  Eysern  Feur  Korb;  1  Alt 
Bradt  spieß ;  1  Feur  Zange ;  1  Röste,  von  7  Baleckenn  -) ;  1  Eysen 
Kessel  Hakenn;  1  LänghoeP);  1  Alter  Eysen  ofenn,  in  der  hintern 
Stubenn ;  1  Intzener  -^),  worauf  80  Pfund  Können  gewogen  werden ; 
1  Alte  Eysern  Äxte;  1  Handbeill;  1  Luntzbohr'^),  1  Nagelbohr;  1  Koel- 
stösser^);  1  alte  Röspell,  mit  Eysen  Beschlagenn;  1  alte  Schuppe,  mit 
Eysen  Beschlagenn;  2  beschlagene  Lothenn'');  3  Mistforckenn ;  1  Heu- 
forcke;  1  fertige  Uhr,  ietzo  bey  Henrich  Rueteman  vorhandenn, 
1  Feurbeckenn. 

2)  Hölzerne  gerät  he. 

1  Schap,  mit  Zweyen  Thuren,  nicht  schlössig;  1  Klein  Scliap,  mit 
einer  Thuer,  mit  einem  Schloß;  1  Lade,  mit  einem  Schloß,  Marteu 
sehligen  gehörig;  1  Handtuchstock,  in  der  Stubenn;  1  frauen  Kaste 
unnd  Lade,  der  Mutter  Catharinen  gehörig;  1  Alte  fuß  Kaste,  darin 
allerhandt  alt  Eysenwerck  vorhanden;  1  Fulirlade,  bey  Teichen  unnd 
Dämmen  zum  Proviandt  zu  gebrauchenn;  1  Daunen  Lengligter  Tisch, 
mit  Vier  Beinen;  1  Vier  Kantiger  Buchen  Tisch,   mit  einem  Schappe; 

1  Kleiner  Vier  Kantiger  Eichen  Tisch,  mit  einer  Schlößigen  Zugh 
Lade ;  1  Kleiner  Daunen  Tisch,  mit  vier  Beinen ;  1  fertige  Korn  Kaste, 
von  Eichen  holtze,  wol  verwahrt,  von  Acht  Tonnen  gross;  1  Daunen 
Bordt,  mit  12  Haken,  in  der  hintern  Stubeun;  1  Dannen  Bettstedt, 
hinder    in  der  Schlaff  Cammer;    Noch    1   Dannen    Bettstedt    daselbst; 

2  Nagelfeste  Bettsteden,  im  Hause  gegen  dem  Feurherd;  1  gi-oßer 
Holtzschlitte ;  1  Kleiner  Mist  Schütte ;  1  Hauff  Brake ;  2  Kleine  Flachs 
Brakenn ;    1    Deichtrogh  ^) ;    1  Waschtrogh ;    1  Molde,    so    gebundenn ; 

3  Zubber ;  1  Beschlagener  Scheffeil ;  1  Küpe  oder  Bierfaß,  von  V/2  tonnen; 
1  Bier  Tonne ;  1  fertige  Kleider  Rulle ;  18  Milchbalienn ;  2  beschlagene 
Milch  Eimer ;  1  Klein  Eymer,  mit  höltzern  Bänden ;  2  Butter  Kuvenn ; 


1)  grösserer,  darum  mit  einem  Bügel  (Seil)  zum  Tragen  versehener  Topf, 
Seilpott. 

2)  Balken  =  Querstäbe,  darauf  das  zu  Röstende  gelegt  wird. 

3)  Kesselhaken,  gewöhnlich  Hahl.  Es  gibt  verschiedene,  z.  B.  das  Panu- 
hahl,  mit  einer  Vorrichtung,  die  Pfannkucheupfanne  darauf  zu  stellen :  dies 
Hahl  ist  natürlich  leichter  als  die,  welche  Töpfe  tragen  müssen. 

4)  eine  Wag-e,  saterländisch  Unster.  münsterl.  Ernster. 
6)  Lünse  =  Achsnagel. 

6)  Instrument,  Kohl  zu  zerstosseu  für  das  Vieh;  das  Eisen  hat  oft  die 
Form  eines  S. 

7)  Gerät  zum  Entfernen  des  Schlamms  und  der  Wasserpflanzen  aus  den 
Gräben.  Die  Gräben  werden  zuerst  mit  dem  Haumesser  gerade  geschnitten 
und  dann  mit  der  Lote  gelotet.  Bei  den  sogenannten  Schaugräben  wird  von 
Juraten  nachgesehen,  ob  das  Loten  ordentlich  gemacht  ist,  und  Maugelpöste 
werden  gebrücht.  Die  Loterde  (das  „Loteis")  wird  am  Ufer  abgelagert  und 
muss  von  Zeit  zu  Zeit  abgebracht  werden,  dass  die  Ufer  nicht  zu  hoch  werden. 

8)  Teigtrog,  zum  Backen. 
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2  Brau  Bödenn,  die  eine  von  5:  die  andere  von  6  Tonnen  groß; 
1  fertiger  Rahmen  über  Ein  fach ;  3  Fächer  im  Hause  über  dem  Feur, 
gantz  mit  Diehlenu  bekleidet;  39  Alte  Bretter,  von  einem  alten  Schiffe, 
auff  den  Balcken  im  Hause ;  2  Fhuder  alte  Balckschletenn  ^) ;  1  groß : 
unnd  1  Kleine  Butter  Karne ;  1  Zugh :  oder  Karne  Winde ;  1  großen 
Torffkorb;  7  gemeine  Stuhle;  1  Grütze  Siebe;  6V2  Fach  Pferde  Krippen 
an  der  Suderseiteun ;  1  Hengststall,  mit  Krippen  unnd  Röpffen,  an  sel- 
biger Suderseiten,  mit  einem  brett  forne  unter  den  fussenn ;  1  Altes 
Schiff;  1  Höltzernn  Leuchter,  mit  Vier  Eysern  Pfeiffen-). 

3)  Bau:  unnd  Acker  geräthe. 

3  Wagen,  mit  aller  Zubehörung;  1  Alter  Wagen  Korb,  unnd  Zweeu 
Wagen  Stule;  1  Eysen  Wagen  Tritt;  6  Wagen  Leiternn;  3  Wagen 
Bretter ;  2  Bindelbeume ;  3  Wagen  Reifte  forne  unnd  hintenn ;  2  Touwe, 
mit   Haaren   Sehlenu;    2  alte  Ledern   Halß   Seile;   2  Leinen  Halßseill; 

1  fertige  Pflug,  mit  Ring  unnd  Pflughnagell,  auch  einer  ruhe ;  4  Egden, 
mit  ihren  Eysern  Tinnen;  1  Korn  Wanne;  2  Fuhr  Leithern,  zum 
Reiseun  ^). 

4)  Getreydig,  Item  Vi  et  u  allen  unnd  Esselwahr. 

Rogken;  Gerstenn;  Bohnen  unnd  Habernn;  Diese  Frucht  ist  noch 
mehren  theil  im  Stro,  ohne  was  nacher  Oldenburgk  unnd  Blancken- 
burgk^)  zu  Herren  Korn  gelieftert,  unnd  zur  noth  zur  Haußhaltung 
verwendet  werden  müssen. 

5  Seiten  Speck,  davon  eine  angeschnitten;  1  Stucke  vom  Alten 
Schmeer;    1  Rindtviehe    geschlachtet,    lieget    im    Saltz;    2  alte:    unnd 

2  Junge  Schaff  im  Saltz. 

5)  Pf  er  dt  unnd  Vi  ehe. 

1  Drey  Jähriger  Hengst;  6  Werckhaffte  Mutter  Pferde;  2  Alte 
Vohlenn;  4  Sogvohlenn,  drunter  1  Hengst:  und  3  Muttervohlenn. 

8  Milche   Kühe;  1  Bulle:    8  Ein  Jährige  Biester;   9  Junge  Kälber. 

10  Schaaff". 

4  Mast  Schweine ;  2  Ahrt  Schweine  ^) ;  1  Ever ;  7  Junge  Schweine ; 
18  Sogferckenn. 

10  Alte  Geuse,  mit  einem  Genser;  10  Junge  Gänse. 

13  Alte  Huner;  2  Hanenn. 


1)  Hölzer  zum  Belag  des  Bodens  (Balkens)  über  der  Diele,  worauf  Heu 
und  Stroh  gelagert  wird.  Da  die  Schloten  nicht  genagelt,  sondern  lose  auf- 
gelegt werden,  gehören  sie  zum  beweglichen  Inventar. 

2)  Röhren,  die  Lichter  hineinzustellen,  Tülle,  ductile. 

3)  Wohl  besonders,  wenn  sie  zum  Deichmachen  müssen. 

4)  Ehemaliges  Kloster  unweit  Oldenburg,  vom  Grafen  Anton  Günther 
1632  zum  Armen-  und  Waisenhaus  gemacht. 

5)  --  Zuchtsäue.     „Das  Schwein  will  ich  zur  Art  behalten." 
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6)  Gewehr. 

1  Mußschette,  mit  Bandelier  unnd  was  dar  zu  gehöret ;  1  Feur  Rohr, 
mit  seiner  zubehör;  2  Alte  Degenn. 

7)  Bettegewandt  unnd  Stuel  Küssen. 

6  gemeine  Bette,  drunter  ein  Gastbette;  6  Haupt  Pfuhle;  2  Haupt 
Kussenn;  12  Bettlakenn. 

14  Stuel  Kussenn,  neu  unnd  alt,  der  Mutter  davon  4,  der  Wittibenn 
davon  10  zustendich. 

2  Eysen   Gardinen   Stangen;   2    Grüne   Gardinenn    oder  Vorhänge. 

8)  Unbewegliche  Gueter. 

Das  Wohnhaus  von  17  Fachen,  mit  dem  Cammerwercke,  in  zimb- 
lichen  Baulichen  wesen  erhältig,  zwischen  Eylert  Timmermann  unnd 
Eylert  Schwarting  innen  belegenn. 

hinten  im  Hause  eine  Stube,  drinnen  29  Glasefenster. 

in  der  Kammer  nebest  der  Stube  20  Gläsern  fenster. 

in  dem  Cantorchen  an  der  Suderseiten  4  gläsern  fenster. 

im  Underschlage  24  gläsern  Fenster. 

im  Kämmerchen  an  der  Norderseitenn  5  gläsern  Fenster. 

Forne  im  Hause  8  Gläsern  Fenster. 

Eine  Neue  erbauete  Scheune  von  8  Fachenn,  unnd  mit  einem  zu 
Hamb  i). 

Eine  Scheune  von  5  Fächern  gros. 

Ein  aus  Haus,  oder  Wohnung  für  alte  Leute,  ann  der  Suderseiten 
mit  Thurn  unnd  fertigen  Fenster-Stiepellen  2),  doch  ohne  Fenster. 

Ein  Spiker  von  3  Fachen  gros,  an  selbiger  Suderseiten,  mit  Ziegeln 
behangen,  darin  Backofen  unnd  Darre  vorhandenn. 

Ein  Schwein  Kofen  von  Vier  Fächern,  mit  Thuren  und  aller  Zu- 
behörung. 

Ein  Meste  Kofenn,  an  der  Norderseitenn. 

Ein  Immen:  oder  Binen  Schuer,  mit  funtf  Korb  Immen,  ist  ver- 
schlossen. 

9)  Fruchtbare  Beume  auf  dem  Werffe  der  Hausstedt 
unnd  sonstenn  vorhandenn. 

an  der  Suderseiten  des  Hauses, 

1  Wall  nus  Baum;  1  Bier  Baum 3);  3  Apffell:  Beume  7  Hasseln 
Beume ;  1  Wispelbaum  *) ;  5  Pflaum  Beume. 

1)  Hamm  =  Walm.     Aber  was  ist  ein  Zuhamm  ? 

2)  Stiepel  etwa  =  (hölzerne)  Säule,  z.  B.  bei  Treppen  die  Träger  des 
Geländers.  Erbsen-,  Bohnenstiepeln  =  Bohnenschächte.  Sodann  bei  der 
Kirche  und  beim  Turm  die  Strebepfeiler.     Vgl.  engl,  steeple. 

3)  Birnbaum,  plattd.  Bärboom. 

4)  Mispelbaum.     Der  Wechsel   von  m  und  w  ist   häufig,  vgl.  Wacholder 
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ann  der  Suderseiten  des  Hauses. 

2  Wallnus  Beume;  25  Stämmen  Hasselntisse  Beume;  10  Pflaum 
Beume;  52  Eichen  Beume;  85  Eschen  Beume. 

Für  dem  Wohnhause 

111  Eichen  Beume;  1  Starcke  Linde;  50  Birckenn;  40  Espenn 
Klein  unnd  groß. 

hinterm  Hause,  der  Pusch  genant,  nach  dem  Mohrwerts. 

254  Eichenn,  Klein  unnd  gros;  234  Birchen,  Klein  unnd  gros ;  85  Espen, 
auch  Klein  unnd  gros;  56  Stämme  von  verhauene  Eschen,  davon 
Jungholtz  wieder  ausschlaget. 

Die  Ländereyen  liegen  zu  Register  für  60  Juck 

Ein  Hopff'en  Hoff,  an  der  Norderseitenn ; 
Ein  Koelhoff,  an  der  Suderseitenn ; 
Zween  Hanffhöve  an  der  Norderseitenn. 

Ufm  Mohre 
51/2  Tonne  Rogken  säet 

1  Köterstedte,  ufm  Mohre,  welche  Johann  Bolte  bewohnet,  unnd 
dienet  dafür  als  ein  Knecht. 

1  Tagwerck  Torff  uff  der  Neustadt. 

10)  Aus  Schulde. 

Den  ausgesteureten  Kindern,  Restiret  an  versprochenen  Braudtschatz 
gelderen,  wie  folget. 

Albert  Hullemann  1  Rthlr  52  gr. 

Renecke  Buesing,  Claus  Sohn,  unnd  seiner  Ehefrauen  Annen 
59  Rthlr  4  gr. 

Evlert  Schwarting  unnd  seiner  Ehefrauen  Metckenn  ä  49  groten 
26  thaler  unnd  29  grote  ...  18  Rthl.  7  gr. 

Dethmar  Frederichs  unnd  seiner  Ehefrauen  Geschenn  ä  49  groten 
524  thaler  22  grote  .  .  .  354  Rthl.  14  gr.     Unnd  eine  Kue,  oder  .  .  . 

Friederich  Ruetemann  unnd  seiner  Ehefrauen  ä  49  groten  428  thaler 
17  grote  ...  291  Rthl.  37  gr. 

Derselbe  Weylandt  Marteu  Ruetemann  seinem  Bruder  vorgestreckt 
unnd  geliehenn,  an  bahrem  geldt  36  Rtl.  2  gr. 

Henrich  Hoen,  auf  der  Neustadt,  besage  einem  Memorial  unterm 
dato  Set  Petri  Anno  1630  ...  20  Rthl.  (nachgetragen :  sind  Friederich 
Ruetemann  verehret). 

Johann  Wever,  auff  der  Neustadt,  besage  eines  Vergleiches,  unter 
Herrn  Syabben  Hoddersen  handt,   unterm  dato  den  17.  Octobris  Anno 


und  Machandel,  Wecke  (Gebäck)  und  mnd.  Micke,  Misel  und  Wisel  (Aussatz, 
Rotlauf),  wente  und  minte  (^  bis),  schmelen  und  schwelen  (=  stark  rauchen)  u.  a. 
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1638  ä  55  gl.  26  thaler  ...  19  Rthl.  62  gr.  Unnd  ä  49  grote  30  Thaler  .  . . 
20  Rthl  30  gr.  Vonn  diesen  30  thalern  seint  hintersteUig  i)  10  Jahr 
Zinse  ertragen,  als  vom  Thaler  3  grote  in  wehrender  Zeit  12V2  Rthl. 
Darauf  hat  Debitoris  Sohnu  Johann  genandt,  bezahlt  2  Tonnen  Bier 
mit  4  Rthl.,  bleibt  die  Zinse  8  Rthl  36  gr.  Noch  Anno  1644  auf  das 
Capitall  abgetragenn  unnd  bezahlt  ä  55  grote  10  Tiialer. 

Johann  EUings,  beim  Friesischen  mohre,  laut  obligat:  unterm  dato 
den  24.  February  Anno  1620  ein  Rest  von  50  Rthl.  Unnd  auf  diesen 
nechst  l)evorstehenden  Set  Petri  eins  Jahrs  Zinse  3  Rthl. 

Joliann  Willers,  zu  Rastedt,  vermöge  obligl :  unterm  dato  Dounerstagh 
nach  dem  Nien  Jahr  Anno  1637  14  Rthl. 

Eylert  Storck,  uff  der  Neustadt,  Laut  Rechenbuchs  Anno  1638 
a  55  grotenn  25  Thaler,  unnd  hinterstelUg  Zinse  4^/2  thaler.  20  Rthl. 
IIV2  gr. 

Noch  wegen  Dietrich  Hoyers  unnd  seiner  sehligen  frauen.  Laut 
Syabben  Hoddersen  hern  Voigts  ausgegebenen  Mandat  den  6.  Marty 
Anno  1646  ...  5  Rthl.  Vorberurte  Schuldt  gestehet  unnd  bekennet 
Eylert  Storck  selbsten  Mundtlich. 

Die  Kirche  zu  Struckhausen,  unnd  die  Kirchgeschwornen  sint  wegen 
des  Kirchspiels  schuldig,  so  Weylandt  Märten  Ruetemann  der  Elter 
der  Kirchen  zum  Besten  vorschössen,  vermöge  Herrn  Superintendenti« 
Nicolai  Vismari  ausspruchs  unnd  gegebenen  Bescheits,  den  11.  July 
Anno  1642  ...  47  Rthl  66V  i-  gr. 

Johann  Hennings,  im  Kolmer,  vermöge  verschiedenen  obligationibus 
223  Rthl.  in  specie  48  gr.  Worüber  Johann  Hennings  zuforderst  in 
persohn  gehöret  werden  muß,  ehr  unnd  bevor  es  damit  zur  richtigkeit 
kommen  kann. 

Gerdt  Rueteman,  uff  der  Neustadt  5  Rthl.  15  gr. 
Rencke  Hattermann,   vermöge  Rechen  Buchs  10  Rthl.  gibt  Jährlich 
an   Stadt   der  Zinse  ein  Taghwerck  Torffs,  Unnd  seint  bis  Anno  1647 
inclusive  hintersteilig  geblieben  ...  8  Taghewerck. 

Johann  Bahlmann,  utf  der  Neustadt,  ä  55  gr.  10  Thaler.  7  Rthl  46  gr. 
Eylert  Timmermann,  im  Kolmer,  Laut  einer  Obligation  unterm  dato 
den  15.  Septembris  Anno  1647  .  .  .  502  Rthl.  Aus  welcher  Summa 
der  Gnädigen  Herrschaft  schulden,  als  alte  Restanten  unnd  hintersteiliger 
Weinkautf  zuforderst  abgestattet  werden  sollen,  Allermaßen  solches 
herr  Andreas  Cramerus,  beyder  Rechten  Doctor,  unnd  hochgr :  Olden- 
burgischer wolbestalter  geheimbter  Rath,  mit  sehligen  Märten  bestendig 
veranlasset  unnd  geschlossen  am  31  July  Anno  1647. 

Johann  Cordes,  uff  der  Neustadt,  vermöge  Rechen  Buchs  ä  55  gr. 
—  9  Thaler.  —  6  Rthl.  63  gr. 

Johann   Lösekanne,    uff  der   Neustadt,   Laut   Rechenbuchs   7   Rthl. 

unnd  a  55  gr.  5  Thl.  5  gr 3  Rthl  64  gr. 

Johann  Schnouwer,  besage  Rechenbuchs  3  Rthl  14  gr. 

Summa  Summarum  aller  Austehendenn  Schulden,  ertragen  ä  72  gr  . . . 


1)  Rückständig. 
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12)  [sie!]  Onera 

An  Herrn  Korn,  wirt  bey  wehrendem  Ding  ZahH)  von  der  Baue 
abgetragen«. 

Rogkenn  11  Tonnen  —  Scheffel;  Gersten  12  Tonnen;  Bohnen 
2  Tonnen;  Habern  15  Tonnen;  Kueschatz,  Knechtegeldt  [zusammen] 
8  Rthl  46  gr;  1  Pferdt  Futterung  3  Rthl  —  gr.;  1  Zins  Schwein 
1  Rthl.  36  gl-. ;  1  Hoen  5  gr. ;  Teiche  auf  der  Klipkanne  6  Ruthenn ; 
Teiche  ufi'  der  Keeseborch  1  Ruthenn. 

Voigts  gebühr. 

Freyen  geldt  1  Rthl  60  gr.  -) ;  Habern,  wegen  der  Kurtzen  Wagen 
reisen  1  Rthl.  ' 

Pastoren  gebühr. 

Rogkenn  1  schffl;  1  Brodt  12  gr. 

Güsters  gebühr. 

Habern  1  schffl;  Brodt  1  stucke  12  gr. ;  Eine  Kehle  mit  der  Zunge, 
aus  einem  Schweine  9  gr. 

Das  nun  diese  Inventur  vorhergeschriebenermassen,  also  verrichtet, 
unnd  beschlossen,  dessen  zu  Urkuudt,  haben  alle  oben  zum  aufang 
ernannte  Persohnen,  so  diesem  actu  mit  bey  gewohnet,  dieses  Inven- 
tarium  mit  eigener  handt  Under  geschrieben.  So  geschehenn  wie  oben 
einganges  vermeldet  wordenn. 

Renk  Busink  mine  Handt 

Reueke  Businge  Myne  handt 

Hinrich  Rueteman  m  pr.ia 

Rhickleff  Wogen  Marck  >|~      mit    Egener 

Handt  gezogen  (Als  gezuge) 
Haieke  Meinardus    min   Handt    als   getuge 
Hinrich  Addickes   als  ein  gezuge 
Friedrich  Ruteman 


Claues  Timme  M  pria 


Eilert  Schwartin  g 
Johan  Boch  Mine  handt. 


Anno  1648  den  29.  Xovembris  haben  die  tutores  wegen  Weylandt 
Märten  Reutemans  hinterlassenen  Kinde  Catharina  die  restirende  Poste, 
welche  im  ersten  Inventario  nicht  VorZeichnet  worden  annotiren 
lassen,  unnd  folgents  VorZeichnet  worden  beiseins  der  hernach  ernanten 
gezeugen. 


1)  Wohl  =  festgesetzte  Zahlimg;  vgl.  Grimm,  DWb.  u.  Dingnis:  da  der 
Tag  der  Dingnuß  oder  Zahlung  kam.  Die  Abgaben  der  Herrenbau  standen 
demnacli,  wenn  die  Erklärung  richtig  ist,  nicht  ein  füi*  alle  Mal  fest,  sondern 
der  Vertrag  wurde  periodisch  erneuert  (bei  währendem  Dingzahl). 

2)  Also  nicht  wie  auf  der  Geest :  lüde  und  gud  egen  der  herscup :  die 
Leute  waren  frei. 
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1  Lange  Sage;  1  Bogel  Säge. 
1  Kork  Eysenn. 

1  Wagen   tritte   Von    19   Pfund   bei   Hinrich   Reuteman   zu  finden. 
1  Eysern  Bullenhecke  (mit  einem  schlate  —  nachgetragen). 
1  Hingst   Helle  1)   mit   dem  Blocke;    1  Helle  ohne  schlüßell  so  den 
Knecht  angehörich. 

1  Segett  '■^) ;  1  Lehe ;  1  Houereysern  ^)  ist  Zerbrochen ;  1  Torpspaden ; 

2  Torffforcken. 

1  Scliloß  vorm  Neuwenhause ;  1  Schloß  vom  Seh  wein  ekaven ;  2  Schloße 
vor  der  großen  Scheure. 
1  Stro  Messer. 

1  Isern  Pott  ist  ein  loch  darinne. 
1  Alte  Schive. 

1  Alter   Disch   so  Zerbrochen;   1  Lange  Kiste  in  der  Stauben  Von 

3  wohnunge^)  mit  einem  schloße;  1  Lange  Dannenbanck;  1  Körte 
Daunen  bauck;  1  Lade  in  der  Kleinen  Stauben;  1  Kiste  bei  Hinrich 
Reuteman  Vorhanden  mit  4  fußen  so  gar  Alt  ist. 

2  Ropen. 
1  Kuven. 

1  Kiste  vor  dem  bette  ohne  schloße,  ist  etwas  Zerbrochen ;  1  Kiste 
in  der  Hohewandt,  ist  auch  Alt. 

3  Setze  Bette  Stette  stette  fsic!)  von  Eichenholtze. 
1  Post^')  ligt  uff  der  Kulihilden. 

1  Lange  banck  in  der  hohewandt;    1  Wintfangk  Vor  dem  Herdte; 

1  Banck  hinder  dem  herte. 

1  Holzen  Kanne  von  5  quarten ;  1  Holtzen  Kanne  Von  3  quarten ; 

2  Kleine  Holtzen  Kannen  die  eine  ist  Zerbrochen. 

1  Schriggen'^)  Unter  der  Börden;  1  Jögbanck;  1  Schneidelade,  ist 
auch  Zerbrochen;  1  Groß  holtzen  faß  uff  dem  Bönen  Zu  hopfen. 

1  Holzern  ferdendeF);  1  Holtzerne  flaßhe^)  Von  3  Kannen  nates; 
1  Große  flaße  von  40  kannen. 


1)  Helle,  Kette  au  den  Fuß  eines  Pferdes,  das  sich  nicht  greifen  lassen 
will,  geschlossen.  Älit  einer  Kugel  beschwert,  seltener  (wäe  hier)  mit  einem 
Holzklotz,  weil  die  Tiere  sich  leicht  damit  verletzen. 

2)  Sichel  zum  Getreideschneiden ;  Lehe  =  Sense  zum  Grasmähen. 

3)  Haueisen  zum  Beschneiden  der  Grabenufer  beim  Loten. 

4)  =  Abteilungen. 

5)  Eine  Post,  Treckpost  ist  eine  Brücke,  die  über  Gräben  gelegt  wird, 
wo  es  not  ist,  und  wieder  weggenommen  wird,  wenn  man  ihrer  nicht  mehr 
bedarf.  Auch  über  Sieltiefe  „wirft"  man  zuweilen  eine  Treckpost;  so  aucli 
hier  (s.  u.)  über  die  Dornebbe,  d.  i.  das  Braker  Sieltief.  Die  Ostfriesen  nennen 
eine  Post  Tillfahr  (Tille  =  kleine  Brücke). 

6)  Schrigge  ein  vierbeiniges  hölzernes  Gestell,  etwa  einen  Waschtrog 
darauf  zu  stellen.  Übertragen  „alte  Schrigge",  verächtlich  von  einer  alten 
oder  unschönen  Kuh. 

7)  Ein  Maß. 

8)  Flasche. 
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1  Holtzern   Kesehop  ^)   so   Tyden   Zuhöret ;   2  Holtzern   Kesehecke 
eines  gehöret  Eylert  Schwarting. 
1  Senniff  Mühle. 

1  Milck  Sye;  1  Rohmkuven;  2  Milchstapffen. 
1  Hackt  Block;  3  große  Zimmerblock. 
1  Kuven  darauß  ein  Hingst  trincket. 
1  Holtzern  Schottel  Korb;  1  Brodt  Träge. 
1  Bonen-)  Ledder. 
1  Holtz  Butterfaß. 
1  Sott  Ammer  ^)  mit  eisern  banden. 

1  Welter  Zu  dem  Roggen  molir  mit  eisern  Boltzen  welche  (zur 
Seite:  Bolte)  Eylerten  Schwartingk  angehöret;  1  Mohrpflugh  ohne 
Eysern;  1  Alte  Pflueg. 

2  Leddern  von  12  fueßen;  2  Vohr  Leddern. 
1  Zeertönneken ;  1  Zeerkuven. 

1  Pferdeblock;  1  Göete  zum  Pferdeblock. 

1  Kukenkorpff. 

2  dreyede  gemeine  Stuele;  1  Kinder  Stuell. 

1  Plaß  brake  mit  eysern  beschlagen;  2  andere  Braken;  1  Schwinget 
blocke;  2  Troitenn*)  ohne  stäle. 

1  Bone  mit  der  thuer  oben  dem  feurhert  mit  notholzern  ^)  abge- 
kleidet; Camern  ünndt  stauben  alles  mit  strichenen  bönen. 

1  Kleine  Meßel  Schütte. 

1  Bort  hinter  dem  herte  darinne  25  haken  befunden ;  1  Bort  in 
der  Hohwandt;  2  Bort  in  der  Kuchen  die  1  mit  Sieben  haken. 

1  Post  über  der  Dornebbe. 

2  Touwe  ein  Jeder  mangelt  1  Schwengell  ohne  Seilen. 

2  Flaß  repen  die  1  hat  12  Tinnen  die  ander  10  Tinnen. 

1  Togh  Messer''). 

1  Isern  hangkluchten. 

1  Mißhaken. 

1  Pferdekumb. 

1  Spieker  mit  einem  Strichen  bönen  ist  Alt. 

1  Gaste  mit  2  schloßen  Von  24  Tonnen;  1  Gaste  im  Hause  Von 
12  Tonnen. 


1)  Gewöhnlicher  KäHekopf;  wie  Käseheck  Gerät  zur  Käsebereitung,  die 
aber  auch  aufgehört  hat. 

2)  Bodenleiter. 

3j  Brunneneimer  (Soot). 

4)  Troite,  gerifftes  Holzstück,  mit  einem  spitzwinklig  daran  steckenden 
Stiel,  womit  der  Flachs  gepocht  wird. 

5)  Notholzdielen,  in  früherer  Zeit  auf  dem  Boden  jedes  Bauernhauses, 
um  gegebenenfalls  Sargholz  zu  haben.  Es  wurde  von  den  Geestleuteu  ge- 
kauft. Als  ein  bekannter  Handelsartikel  hat  er  zu  dem  Personennamen 
Notholt  oder  mit  Abstoßung  des  N  Otholt  Anlaß  gegeben. 

6)  Böttchermesser;  bei  dem  damaligen  bäuerlichen  Betriebe  ist  das  Vor- 
handensein eines  solchen  nicht  verwunderlich. 


528  Wilh.  Ramsauer 

1  Neuwen  wagen  ohnbeschlagen,  das  beschlagh  ist  Rencke  Schmit 
schuldig  von  6  RT. 

2  Unter  Holtzer  liggen  im  Neueren  hause  von  3  fake  langk. 
1  Kalber  Krubbe  von  2  faken. 

1  Milchschap  Von  f^ichenholtz. 

10  Eichen  boenen  Breder  liggen  uff  den  obersten  böenen. 

1  Stalfede  Kiste  in  der  Kleinen  Caraern. 

1  Tinnen  Kinder  kanne;  1  Halbe  Tinnen  kanne;  1  Tinnen  Schale, 
so  Tyden  angehöret;  1  Tinnen  Saltzfaß;  1  Tinnen  fatt');  2  Tinnen 
Maete  so  Tyden '-)  zuehoret;  1  Tinnen  Bedde  Pott  •'') ;  1  Tinnen  Larapfe  '^) ; 
1  Bleyen  blackhorn  ^) ;  1  Alten  Tinnen  leuchter ;  1  Tinnen  Butterfatt ; 
1  Röer;  1  Pumpe;  1  Koffern  Keßell. 

2  Korn  Korbe. 

1  Bybell ;  1  Hauß  Postilla ;  1  Spruchebuch ;  1  Psalm  Unnd  bette- 
buch;  1  Neuwe  Testament. 

3  Spinele  Rade. 

1  Spiegel  so  Tyden  zuhöret, 

1  Sylbern  Kinder  Hertz. 

1  Große  Mißchen  leuchte;  1  Holtzern  leuchte  mit  glasefinstern 
ohnbezahlet. 

1  Rive. 

1  Korff  damit  man  die  Speise  nach  dem  Velde  traget;  1  Klein 
Korb  mit  dem  Siele. 

1  Mißchen  Pottstulpe  (nachgetragen:  noch  eine  kleine  stülpe); 
1  Mißchen  Schumkelle. 

1  Leddern  Vor  touw ;  1  Kordt  bitt ;  1  Lang  bitt  mit  leddern  linen. 

1  fertige  quernen. 

1  fleisch  forcke. 

1  Grüne  decke  Uffm  Bette  gehöret  der  Mutter;  1  Kleider  Büste; 
1  beneide  Decke  welche  Tyden  Zuhöret. 

1  Haren  Seven*')  ohne  blick;  1  Peper  Mühle;  1  Spönen  Korb; 
1  Kleyder  Korb  ist  Zerbrochen;  2  Holsters')  der  eine  ist  alt, 

2  Hekelen'^)  die  eine  ist  auch  vorschließen. 
2  Stentheill. 

4  gemeine  Butter  Kuven ;  4  große  Butter  Kuven ;  10  Milch  Ballien. 
1  Kleinen  Alten  Mischen  Kittell. 

1  Alten   Sadel   bei   Hinrich   Reuteman ;    1    Näesebandt  bei   Hinrich 
Reuteman  Vorhanden;  1  Zaum  ohne  Haubtledder. 
1  Schuvekahr;  1  Holtzschlitten. 
1  Breden  Stuel  so  bei  Rencke  Buesing  den  Jungern  steht. 


1)  Die  große  zinnerne  Eßschüssel  (Fatt). 

2)  Tiden  =  Tina,  Trina ;  fehlerhafte  Dehnung. 

3)  matula. 

4)  Lampe. 

5)  Tintenfaß. 

6)  Härenes  Sieb. 

7)  Ranzen,  auch  kleiner  lederner  Behälter  für  den  Tabak,  wörtlich  Halter. 

8)  Flachshecheln. 
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3  Bier  Höneken. 

2  Kurtze  Mißliddern. 

1  Keller,  Dornseni)  Unnd  Camern  mit  floren  beleget  mangeln 
etzliche  floren. 

1  Blauwsteinei-n  Kroß  ohne  liedte;  1  Ferdendell;  4  Hollandische 
Steinen  fäße  davon  B  Tyden  zugehoren;  9  gemeine  Steinern  faße; 
4  Holzeren  faße. 

26  Taffelbrede ") ;  6  Bricken ;  3  Becker. 

1  Brauw  Schöepe '^l ;  1  Brauw  Röer. 

1  Scherledder;  1  Böegel  Unnd  Voringk. 

1  fleischgaffell. 

1  Braaw  Kruke. 

1  Alten  Milch  Ammer. 

Einen  4Jahrigen  Hingst ;  5  Mutter  Pferdte  die  Elteste  von  14  Jahren 
die  ander  Von  11  Jahren  die  Dritte  von  6  Jahren  die  4  von  5  Jahren 
die  5.  Ist  auch  (sie)  Von  8  Jahren ;  2  Mutter  Euterß  *) ;  3  Vahlen 
2  Hingstvahlen  Unnd  1  Mutter  Vahlen,  welche  Pferdte  Unnd  guet  im 
ersten  inventario  auch  Zu  finden. 

8  Kühe  benebest  1  Bullen;  9  einwinterige ^)  Beestere;  9  Kalber 
darunter  2  geringe. 

13  Schatfe  sambt  1  Bocke. 

4  Art  Schweine;  1  Evert;  3  Junge  Schweine;  15  Fercken. 
8  Gänse  Unndt  1  Gäendt. 

12  Höner  neben  1  Hauen. 
6  Syden  Speckes. 

4  Schweine  welche  werden  gemestet,  neben  3  Ecker  schweins  fleisch; 
2  feiste  beestere  fleisch  neben  6  schaffe  fleisch  undt  5  liggen  noch  im 
saltze;  1  Kuve  mit  140  Pfund  Buttern. 

Bette  gewandt, 

5  Bette  daß  eine  ist  nicht  VoUenkohmenn;  der  Mägde  bette  wicht 
94  Pf. ;  daß  ander  bette  wicht  78  Pf. ;  der  Knechte  Bette  wicht  59  Pf. ; 
noch  ein  theil  bette  mit  dichten  buren  wicht  38  Pf. ;  noch  ein  gantzes 
Bette  wicht  98  Pf;  der  Altmutter  Catharinen  Unndt  Tyden  bette  Zeugh 
ist  nicht  gewöegen. 

Außschulde. 
Wilhelm   Dagerath^)   sein  2  beestere   in   betzahlung  gethan  diesen 


1)  Kleine  Stube. 

2)  Tafelbretter,  hölzerne  Teller. 

5)  Große  Gelte,  Schöpfkelle  der  Bierbrauer  mit  langem  Stiel  (vgl.  den 
Strassennamen  Schopenstehl  in  Hambui'g  und  Bremen). 

4)  Enter,  einjähriges  Pferd,  eigentlich  einwintriges  (s.  u.  dem  Hornvieh). 

6)  Der  Name  bedeutet  Morgenrot  (Tagrot).  Die  Dageraths  waren  In- 
haber eines  Wirtshauses  in  Strückhauser  Moor,  welches  derzeit  seiner  Lage 
wegen  von  Viehhändlern  viel  besucht  wurde. 
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Verlauffenen  Sommer  für  Vierzehen  Unnd  einen  halben  Kthlr.  bleibet 
Wilhelm  seine  schuld  ...  7  Rtl.  66  Und  einen  halb  gr. 

Caspar  von  Lingen  restiret  3  RT  19  gr. 

Johan  von  Minden  hat  seine  betzahlunge  gesetzlich  bekohmmen  in 
diesem  Vergangenen  Sommer. 

Gerdten  Reuteman  sein  betzahlt ...  10  RT  mit  körn  Uffen  halrae 
Von  Eylert  Timmermans  Lande,  welche  10  RT  wollen  Catharina  Und 
Tyde  in  saat  Unndt  Pflueglohn  Kurtzen. 

Luder  Sager  sein  auch  an :  Korn  10  RT  Von  Timmermans  lande 
betzahlt,  wollen  auch  Catharina  Unnd  Tyden  gleichermaßen  wie  oben 
geschr.  Kurtzen. 

Dem  Knechte  Märten  Clattenhagen  Rest  an  Lohn  5  Sp.  RT. 

Der  Maget  Alcken  restiret  4  RT  48  gr. 

Der  Maget  Hillen  Bremerß  Rest  1  RT  66  gr. 

Alcken  Muhllerß  restiret  2  RT. 

Dem  Knecht  Härmen  Brorsen  TV-'  RT. 

Dem  Jungen  Hinnichen  1  RT. 

Johan  Holten  3  RT  44  gr. 

1)  Heilchen  Businges  wegen  Laken  und  Fettern  so  sie  der  Mutter 
Catharinen  Vorstrecket  Zugerechnet  werden  so  selbige  sol  empfangen 
als  benentlich  11  in  Sp.  RT. 

2)  Anna  Businges  eine  außbeneyede  wollen  Decke  2  Bette  lachen 
1  haubt  Poels  Lachen  von  2  Breden  schraten  Unndt  1  Poel  mit  dichten 
Buren  Unnd  einen  1/2  RT  noch  20  gr  der  Mutter  Vorstrecket,  Unnd 
7  gr  Unnd  1  Tonne  Roggen. 

3)  Agneta  Hullemans  der  Mutter  Vorstrecket  9  Pfund  Feddern  ist 
taxirt  worden  uf  Anderthalben  RT. 

4)  Catharinen  Böeges  der  Mutter  Reutemans  Catharina  Vorstrecket 
14  Pf.  feddern  machen  an  gelden  2  RT  24  gr. 

5)  Hinrich  Reuteman  eine  Kiste  von  6  RT  der  Mutter  geliehnet, 
welche  sein  Bruder  Friedrich  Reuteman  beKohmmen.  Daiegen  ehr 
eine  Uhr  Klocke  bei  sich  habe,  welche  ehr  bei  einem  Meister  Wyrock 
Ropken  repariren  laßen  dafür  gegeben  18  gr. 

Albert  HuUeman  Unndt  seine  frauwen  Agneten  restire  nach  auß- 
weisunge  des  Rechenbuchs  fürm  Brautschatz  Einhundert  Unndt  54  in 
Sp.  RT  a  72  gr  neben  39  gr. 

Dietrich  Reuteman  empfangen  in  seinem  Weinkauffe  nach  Auß- 
weisunge  des  vorigen  inventarij  27  in  Sp.  RT  Unnd  28  gr  wirt  Zum 
enekelten  ^)  od.  dobbelten  weinkauff  Kohmmen  wirt  sich  bei  dem  Herrn 
beambten  Zur  Ovelgonne  außweisen. 

Daß  diese  vorbeschriebene  Posten  in  dem  ersten  inventario  nicht 
angegeben,  Und  fodderlichest  den  Vormunderen  anbefohlen  VorZeichnen 
Zu    laßen    Als    ist    solches    weiter    in   notam   genohmmen   Unndt   Ulis 


1)  enkelt  =:  einzeln,  hier  einfach. 
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Papier   gebracht,   Unnd   Zeugen   Dieses   mit    eigenen   Handten    Unter- 
geschrieben So  geschehen  wie  oben  einganges  Vermeldet  worden. 

Bernhardus  Zur  Horst  m.  pria. 

Heinrich  Rüteman  m.  pria. 

Rencke  Businge. 

Albertt  Hulleman 

Hinrich  Addickeß  Alß  Einen  gezugeu, 

Hinrich  Businge  ein  gezuge 

Eilertt  Woge  Alles  gezuge 

Eilert  Timmerman  eyu  gezugen 

Hinderich  Ruteman 

Johan  Boch. 


Literatur. 


Ludwig  Schmidt,  Allgemeine  Geschichte  der  germanischen 
Volker  bis  zur  Mitte  des  6.  Jahrhunderts  (=  Handbuch 
der  mittelalterlichen  und  neueren  Gesch.  Herausg.  von  G.  v.  Below  und 
F.  Meinecke.  Abt.  II.  Politische  Gesch.).  München  und  Berlin, 
R.  Oldenbourg,  1909. 
Das  durch  straffe  Anordnung,  knappe  Schreibweise  und  erschöpfende 
Verarbeitung  des  zerstreuten  Stoffes  bemerkenswerte  Buch  verdient 
auch  vom  Sozial-  und  Wirtschaftshistoriker  gekannt  zu  werden.  Die 
politischen  Daten,  die  niemand,  der  in  der  Urgeschichte  arbeitet,  ent- 
behren kann,  sind  zuverlässig  und  durchweg  auf  Grund  eigener  Nach- 
prüfung der  Verfassers  zusammengestellt  und  ersparen  das  Nachschlagen 
einer  ungeheuren,  unübersichtlichen  und  mit  Kontroversen  erfüllten 
Literatur.  Diese  selbst  ist  bis  1909  in  verständiger  Auswahl  (auch 
bibliographisch  besonders  exakt)  verzeichnet.  Die  Stellung  des  poU- 
tischen  Historikers  zu  den  urgeschichtlichen  Ergebnissen  von  Pliilo- 
logie,  Archäologie,  Anthropologie,  Geographie,  Namen-  und  Volkskunde 
ist  (S.  15  ff.)  im  Sinn  weitgehender  Skepsis  gezeichnet,  doch  wohl  etwas 
zu  kurz  und  zu  ablehnend  i).  Für  die  Sozialgeschichte  beachtenswert 
sind  die  Angaben  zur  Bevölkerungsstatistik  (S.  47  f.).  Neben 
wenigen  ziemlich  gesicherten  Zahlangaben  (Wandalen  [429  n.  Chr.] 
80000  Seelen;  Bevölkerungsdichtigkeit  GaUiens  [1.  Jahrh.  v.  Chr.]  bis 
zu  440  S.  auf  die  Quadratmeile)  kann  auch  Schmidt  Vermutungsziffern 
(wie  die  Gesamtzahl  der  Germanen  um  Chr.  Geb. :  5 — 6  Millionen)  nicht 
entbehren.  Die  Ausschaltung  wirtschaftsgeschichtlicher  Momente  aus 
der  Darstellung,  namentlich  der  Besiedelungsvorgänge,  ist  der  Einheit- 
lichkeit des  Textes  zugute  gekommen.  Die  scharfe  Trennung  politischer 
und  Wirtschaftsgeschichte,  wie  sie  iin  Plan  des  Handbuches  liegt,  ist 
für  die  Übersichtlichkeit  der  Forschungsgebiete  ein  Vorteil,  ruft  aber 
gerade  bei  der  Urgeschichte  nach  einer  Ergänzung  durch  das  Zusammen- 
wirken von  Verfassungs-  und  Wirtschaftsgeschichte.  Der  Verfasser 
selbst  sieht  die  wertvollste  Neuerung  seines  Buches  in  der  Anlage,  die 
nicht,  wie  üblich,  nach  der  Geschichte  der  römisch-germanischen  Be- 
ziehungen, sondern  ganz  vom  germanischen  Standpunkt  aus  nacli  der 
ethnographischen  Gruppierung  der  Stämme  angeordnet  ist. 

Kiel.  Fritz  Kern. 


1)  Zum  mindesten  hätte  der  Stand  der  Literatur  eingehender  dargestellt 
werden  können.    Angenehm  berühit  die  kurze  Abfertigung  L.  Woltmaxxs. 
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Charles  DubOis,  Et,ude  sur  V administraUon  et  V exploüation  des  carHh'es, 

marhres,  jjorjjfii/re^  granit  etc.,   dans  le  monde  romain.     These   pour 

le   Doctorat   presentee   a   la   Faculte   des   Lettres   de   Paris.     Paris, 

Fontemoing,  1908.     XLVIII— 178  pages.     Iu-8". 

M.  DuBOis   s'est  propose,    comme  il  noiis  l'annonce  lui-meme  dans 

un  Ävant-projms,  un  triple  but :  d'abord  dresser  l'inventaire  des  textes 

relatifs   ä   l'exploitation   des    carrieres  dans  le  monde  romain,    ensuite, 

douner   les   indications   les   plus   importantes   sur  les  carrieres  memes, 

exploitation ,   transport,    details    du   travail,   coloration   et   qualite   des 

marbres,   tant   d'apres   les  inscriptions  que  d'apres  les  auteurs  auciens 

ou   modernes;   enfin,   fournir   un   tableau  d'ensemble  sur  l'exploitation 

et   Fadministration   des  carrieres.     Ce  travail,  en  un  mot,    devait  etre, 

dans  la  pensee  de  l'auteur,    „un  recueil  de  documents   coordonnees   et 

commentes  de  faQon  ;i  pouvoir  etre  de  quelque  utilite  aux  historiens". 

Dans    VIntroduction,    l'auteur    nous    montre    la    carriere    imperiale 

administree   par   un  procurator,   et  non  affermee  ä  un  conductor.     Le 

procurator  est   entoure  d'ageuts  techniques,   d'experts,    de  comptables, 

de   chefs   militaires    qui   surveillent   les   condamues   ad.   metalla   ou  les 

soldats  qui  travaillent:    condamues  et  soldats,   voila  en  eflfet  les   deux 

grands    groupes    d'ouvriers,    l'homme    libre    s'y    rencontre    rarement. 

Tout   ce   Service   d'exploitation   trouve   a  Rome    comme  correspondant 

un  Service  central  de  reception,  de  parachevement  et  de  mise  en  oeuvre. 

L'uu  et  l'autre  sont  relies  par  une  Organisation  de  transport,  qui  n'est 

d'ailleurs  pas  independante  et  rentre  dans  l'exploitation. 

Dans  le  corps  meme  du  travail  M.  Dübois  s'est  preoccupe  de 
cataloguer  avec  la  plus  complete  precisiou  les  inscriptions  relatives 
aux  carrieres.  II  les  repartit  par  lieu  de  provenance :  Italic,  Gaule, 
Espagne,  Afrique,  Egypte,  Asie,  Grece,  Provinces  du  Danube  et  du 
Rhin;  les  inscriptions  secondaires  restent  groupees  dans  les  deux 
dernieres  sections. 

Pour  chaque  pays,  l'auteur  donne  avec  grand  soin  la  description 
des  carrieres  et  leur  emplacement,  la  date,  l'intensite  et  le  mode  d'ex- 
ploitation, les  noms  et  la  qualite  des  fonctionnaires,  les  moyens  d'ex- 
traction  et  de  transport,  les  mesures  de  surveillance  vis-ä-vis  des 
ouvriers  libres  ou  esclaves  ou  condamues.  Puis  vient  la  üste  des 
inscriptions.  Le  tout  est  facile  ä  consulter  gräce  a  un  index  general 
tres  complet  et  bien  ordonne. 

M.  DuBOis  a  donc  rempli  consciencieusement  ses  engagements  et  il 
serait  injuste  de  ne  point  signaler  d'une  maniere  toute  particuliere 
aux  lecteurs  de  la  „Vierteljahrschrift",  cette  etude  fort  bien  conduite. 
Tous  ceux  qu'interesse  la  question  de  savoir  comment  Rome  et  les 
villes  du  monde  romain  se  procuraieut  tous  ces  marbres,  porphyres, 
grauits  qui  faisaient  l'eclat  et  la  solidite  de  leurs  coustructions,  de 
leurs  palais,  de  leurs  temples,  de  leurs  statues,  trouveront  facilement 
dans  ce  livre  les  renseignements  desirables. 

Le  tableau  d'ensemble  que  l'auteur  dresse  dans  V Introduction  est 
tres  bon  et  complete  heureusement  ce  que  nous  connaissions  deja, 
surtout  par  Hirschfeld.  Et  nous  comprenons  tres  bien  que  M.  Dubois 
ait   ecarte   tout   ce   qui   se  rattache   au   regime   des   mines   et   a   l'ex- 
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ploitation  miniere,  car  c'est  en  somme  im  autre  domaine.  Son  travail 
nous  parait  cependaut  meriter  deux  remarques,  l'une  de  fond,  l'autre 
de  forme. 

D'une  part,  a  propos  de  V IntroducUon ,  nous  reprocherons  a 
M.  DüBOis  une  insuffisance  de  developpement  sur  les  problemes 
juridiques  qui  se  rattachent  ä  la  question  qu'il  etudie,  propriete  des 
carrieres,  dedoublement  de  la  surface  et  du  sous  sol.  Toute  la  legis- 
lation  du  code  Theodosien,  que  l'auteur  expose  rapidement  est  bien 
fragmentaire,  soit;  mais  on  aurait  pu  certainement  y  insister  d'une 
faQon  plus  complete.  Aussi,  en  etoffant  davantage  l'introduction,  dejä 
remplie  de  details  interessants,  M.  Dübois  en  aurait  faite  une  premiere 
partie:  la  partie  juridique;  la  seconde  partie  eut  ete  consacree  ä  l'epi- 
graphie.  A  vrai  dire,  nous  pardonnerons  a  l'auteur  d'etre  surtout  un 
archeologue  et  un  epigrapliiste  et  d'avoir  montre  plus  de  dimidite 
vis-ä-vis  des  questions  juridiques.  II  avoue  lui-meme  qu'il  n'est  pas 
juriste,  en  se  retranchant  volontiers  et  ä  bon  droit  derriere  l'autorite 
de  M.  MispOULET. 

D'autre  part,  dans  la  seconde  partie,  nous  n'avons  pas  trouve 
tres  heureuse  la  disposition  des  notes.  II  y  a  beaucoup  de  renvois, 
soit  ä  des  auteurs  anciens  dont  le  texte  est  meme  rapporte  en  entier, 
soit  a  des  auteurs  modernes.  Mais  pourquoi  avoir  insere  tout  cet 
apparatus  dans  le  texte?  Ce  Systeme  est  d'abord  en  soi  un  peu  in- 
elegant et  ensuite  detourne  l'attention  et  entrave  la  lecture,  surtout 
quand  les  renvois  sont  tres  frequents.  On  se  rend  compte  de  ce  leger 
defaut  notamment  pp.  62,  73,  74,  80,  81,  83,  100,  101,  103,  109,  111, 
116,  127  et  129.  Mais  c'est  la  un  faute  peu  grave  qui  se  reduit  a 
une  question  de  forme  et  d'impression. 

Paris.  J.  Vendeuvre. 


Alfons  Dopsch,   Die  ältere  Sozial-  und  Wirtschaftsverfas- 
sung  der  Alpenslawen  (Weimar,  H.  Böhlau,  1909.     179  S.). 

Die  Herausgabe  der  österreichischen  Urbare  durch  die  Kaiserliche 
Akademie  der  Wissenschaften  in  Wien  erweist  sich  immer  mehr  und 
mehr  als  segensreich  für  die  Vertiefung  der  kulturgeschichtlichen 
Forschung,  da  nunmehr  vergleichende  historisch-statistische  Ermitt- 
lungen über  größere  Räume  hin  ermöglicht  werden.  Eine  solche  Ver- 
wertung der  landesfUrstlichen  Urbare  der  Steiermark,  deren  Herausgabe 
Dopsch  für  den  zweiten  Band  der  Sammlung  österreichischer  Urbare 
besorgte,  stellt  obige  Abhandlung  dar.  Freilich  verspricht  der  Titel 
mehr,  als  er  hält.  Wenn  man  eine  positive  Darstellung  der  älteren 
Einrichtungen  der  Alpenslawen  erwartet,  welche  alle  Quellen  heran- 
zieht, um  ein  Bild  der  Kulturzustände  der  Alpenländer  vor  der  Ger- 
manisation der  Alpenslawen  zu  entwerfen,  so  ist  man  hierin  enttäuscht. 
Dopsch  beschränkt  sich  zumeist  auf  eine  negative  Beweisführung,  wie 
es  nicht  gewesen  sei.  So  wird  seine  Darstellung  zu  einer  durch  ihre 
Schärfe  nicht  anmutenden  Polemik  gegen  die  Theorien  Peiskers   und 
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seiner  Anhänger;  sie  reißt  ein  kühn  aufgebautes  Gedankengebäude 
nieder,  baut  aber  kein  neues  auf. 

Theorien  über  die  Kulturzustände  vorhistorischer  Epochen  anzu- 
stellen, ist  stets  eine  gewagte  Sache;  Wahrscheinlichkeitsbeweise  und 
Rückschlüsse  aus  Archaismen  der  späteren  Entwicklung  bilden  den 
einzigen  sicheren  Weg  der  Beweisführung.  Dagegen  sollte  man  mit 
Analogieschlüssen  aus  räumlich  getrennten  und  klimatisch  anders  ge- 
stalteten Gebieten  sehr  vorsichtig  sein. 

Gerade  letzteren  Weg  haben  Meitzen  und  Peisker  eingeschlagen, 
indem  sie  ihre  Theorien  über  den  Urzustand  der  Germanen  und 
Slawen  auf  Beobachtungen  über  das  Verhältnis  von  Ackerbauern  und 
Nomaden  in  Turkestan  aufbauten. 

Meitzen  nahm  für  die  Germanen  der  Zeit  Cäsars  und  Tacitus'  an, 
daß  sie  sich  im  Stadium  des  Übergangs  vom  Nomadenzustand  zum 
seßhaften  Ackerbau  befunden  hätten.  Während  Meitzen  ein  einheit- 
liches Volk  annimmt,  aber  mit  Interessenverschiedenheit  zwischen  Adel 
und  Gemeinfreien,  liat  Peisker  für  die  Slawen  eine  fremde  noma- 
dische Herrenschicht  von  Ostgermanen  und  Turkotataren  angenommen, 
welche  die  ackerbautreibenden  Slawen  geknechtet  haben  soll.  Er  nimmt 
also  für  die  Slawen  von  Anfang  an  Ackerbau  als  gegeben  an.  Hierin 
besteht  der  Unterschied  zu  Meitzen.  Die  nomadische,  vorwiegend 
viehzuchttreibende  Herrenschicht  wollte  er  in  den  Supanen  Karantaniens 
erhalten  sehen.  Peisker  und  seine  Anhänger  haben  dann  eine  nach- 
trägliche Herabdrückung  der  Supane  auf  bäuerliches  Niveau  durch  die 
Deutschen  und  durch  eine  bäuerliche  Revolution  der  Alpenslawen  im 
8.  Jahrhundert  angenommen,  wobei  aber  die  Abhängigkeit  der  Bauern 
von  den  Supanen  aufrecht  erhalten  blieb  und  die  Bauern  von  den 
deutschen  Grundherren  unter  die  Supane  gleichmäßig  verteilt  wurden. 
Die  Bauernrevolution  erblickten  sie  in  der  Einsetzungszeremonie  des 
Kärntner  Herzogs  symbolisch  angedeutet.  Diese  Theorie  wollte  Peisker 
durch  Rückschlüsse  aus  untersteirischen  Urbaren  des  13.  Jahrhunderts 
stützen. 

Von  diesen  Urbaren  geht  nun  die  Polemik  von  Dopsch  aus,  indem 
er  aus  ihnen  nachweist,  daß  die  Supane  damals  uiclits  anderes  waren 
als  die  Ortsvorstände  mit  hauptsächhch  wirtschaftlichen  Befugnissen, 
die  aber  auch  die  niederste  Gerichtsbarkeit  ausübten,  ein  Ergebnis, 
das  sich  mit  der  Stellung  der  Supane  in  der  Mark  Meißen  deckt.  Auch 
die  von  Peisker  angenommene  gleichmäßige  Aufteilung  der  Bauern  unter 
die  Supane  läßt  sich  nicht  aufrecht  erhalten,  ebenso  bestreitet  DoPSCH,  daß 
mehrere  Supane  in  einem  Dorfe  zusammen  vorkommen ;  dies  geschehe 
nur  dann,  wenn  verschiedene  Grundherrschaften  im  Dorfe  Besitz  haben. 
Die  Supane  erscheinen  in  ihrem  Wirtschaftsbetrieb  weder  in  bezug  auf 
den  Ackerbau  noch  in  der  Viehzucht  gegenüber  den  übrigen  Bauern 
verschieden ;  sie  sind  wohl  meist  im  Besitz  einer  zw^eiten  abgabenfreien 
ganzen  oder  halben  Bauernhufe,  die  mit  der  Inhabung  der  Supanie 
verknüpft  ist,  müssen  dagegen  von  ihrem  Besitz  zinsen  wie  die  übrigen 
Bauern.  Auch  die  Schöffen  der  steirischen  Urbare  sind  grundherrliche 
Wirtsehaftsbeamte,  nicht  Vladiken  im  Sinne  Peiskers.  Vor  allem  ist 
wichtig,   daß    der  Supan   im  13.  Jahrhundert   bisweilen   auch   Getreide 
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zinst,  daß  er  also  Ackerbauer  war  und  daß  die  Gründe  von  Peisker 
und  Levec,  in  ihm  einen  Wanderhirten  zu  erblicken,  nicht  stichhaltig 
sind.  Vor  allem  die  Schweine-  und  Geflügelzucht,  die  Seßhaftigkeit 
erfordern,  sprechen  dagegen.  Dopsch  geht  ferner  aus  von  einer  Be- 
trachtung der  slawischen  Niederlassung  in  den  Alpenländern ;  er  kommt 
hiebei  durch  die  Ortsnamenforschuug  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Tal- 
böden von  den  Alpenslawen  bewohnt  waren ,  was  mit  der  Ansicht 
Kämmels  und  Levecs  in  Widerspruch  steht,  welche  die  Slawen  vor 
allem  an  den  Berghängen  siedeln  lassen ;  ferner,  daß  sich  gar  keine 
Nachrichten  für  die  Bauernrevolution  finden,  und  dafür,  daß  die  Er- 
oberung der  Alpenländer  durch  die  Deutschen  mit  so  tiefgehenden, 
gewaltsamen  Umwälzungen  verknüpft  war. 

Levec  hatte,  weil  die  Talböden  zur  Zeit  der  ersten  Ansiedlung  der 
Alpenslawen  unbewohnt  geblieben  sein  sollen,  eine  spätere  Besiedlung 
der  Talböden  angenommen,  wobei  im  Draufeld  den  slawischen  An- 
siedlern das  Land  in  Bruchteilen  (^/-i)  der  Königshufe  aufgemessen 
wurde ;  die  Königshufe  sei  hiebei  als  Vermessungshufe,  nicht  als  Bied- 
lungshufe  verwendet  worden.  Indem  er  von  der  MEiTZENschen  Be- 
rechnung der  Königshufe  ausging,  dividierte  er  die  Flächengröße  der 
Dörfer  durch  die  Flächengröße  der  Königshufe  und  errechnete  so  die 
Zahl  derselben,  und  durch  weitere  Division  durch  die  vorhandenen 
Hufen  erhielt  er  die  Größe  der  slawischen  Hufe  zu  ^k  der  Königshufe. 
Gegen  diesen  Vorgang  ist  das  Bedenken  geltend  zu  machen,  daß  die 
Flächengrößen  der  Dörfer  durch  spätere  Einverleibung  von  Grund- 
stücken in  die  ursprüngliche  Vermessung  verändert  sein  können,  daß 
man  daher  besser  von  den  feststehenden  Tatsachen  ausgehen  sollte, 
nämlich  von  der  Flurkarte  und  Hufenzahl  der  Katasteraufnahme,  und 
von  hier  aus  rückschreitend  mit  Hilfe  aller  historischer  Nachrichten 
den  Anfangszustand  ermitteln  sollte.  Daß  die  Königshufe  im  Draufeld 
als  Siedlungshufe  nicht  nachweisbar  ist,  deckt  sich  vollkommen  mit 
der  Tatsache,  daß  sie  auch  in  der  niederösterreichischen  Neumark  als 
Siedlungshufe  nicht  erscheint.  Dieser  Umstand  erklärt  sich  nach 
Dopsch  wohl  am  besten  dadurch,  daß  die  Beschenkten  sich  das  Land 
selbst  zumaßen  und  daß  die  Königshufe  nur  eine  ungefähre  Rechnungs- 
hufe war.  Diese  Form  der  Erklärung  dürfte  aber  auch  Levec  gemeint 
haben.  Ich  kann  da  keine  allzu  große  Differenz  in  der  Auffassung  er- 
blicken. Die  Flurverfassung  spricht  aber  hier  jedenfalls  für  eine 
spätere  Umsiedlung  unter  deutschem  Einfluß. 

Dopsch  Avendet  sich  auch  gegen  die  Annahme  einer  Brennwirt- 
schaft bei  den  Alpenslawen,  die  Peisker  daraus  erschloß,  weil  sich 
in  Untersteiermark  Pfluggemeinschaft  innerhalb  des  Dorfes  zeigt  und 
weil  es  in  Obersteiermark  noch  im  19.  Jahrhundert  Landwirtschaft  gab. 
Levec  wollte  diese  Annahme  noch  durch  die  Bienenzucht  stützen. 

Diese  Anschauungen  haben  zur  Wanderhirtentheorie  nur  sehr  lose 
Beziehung,  da  eine  Brennwirtschaft  sich  sehr  gut  mit  Seßhaftigkeit 
und  mit  dem  Besitz  von  Pflügen  verträgt,  wie  die  Verhältnisse  im 
nordöstlichen  Rußland  lehren.  Dopsch  bestreitet  vor  allem  und  mit 
Recht  die  von  Peisker  angenommene  Seltenheit  der  Pflüge.  Jedoch 
halte   ich    die  Beweisführung   von   Dopsch   in   der  Frage   des  Pfluges 
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nicht  für  erschöpfend.  Man  darf  hier  den  Herrendienst  der  3  Pflug- 
tage nicht  mit  dem  Eigenbau  der  Bauern  zusammenwerfen,  wie  dies 
DOPSCH  tut.  DOPSCH  vermengt  ferner  das  karantanische  Pliugrecht 
mit  den  Verhältnissen  in  der  Herrschaft  Groß-Enzersdorf.  In  Groß- 
Enzersdorf  stellt  die  Herrschaft  bei  der  Bestellung  der  Herrscliafts- 
gründe  durch  die  Untertanen  herrschaftliche  Pflüge  bei,  während  in 
den  karantanischen  Beispielen  dem  Grundherrn  ein  Verfügungsrecht  über 
die  bäuerlichen  Pflüge  zusteht.  Dopsch  legt  diese  Stellen  dahin  aus, 
daß  die  Grundherrschaft  direkter  Eigentümer  der  Pflüge  war  und 
diese  den  kleinen  Dörfern  zur  Ackerzeit  zur  Verfügung  stellte.  Auch 
darüber  kann  man  anderer  Meinung  sein.  Wenn  DoPSCH  meint,  mit 
dem  Nachweis  des  Vorhandenseins  der  Pflüge  die  Brandwirtschaft  als 
unhaltbar  erwiesen  zu  haben,  so  sehe  ich  diese  Beweisfühi'ung  nicht 
ein.  Ebensowenig  kann  ich  darin  eine  Widerlegung  Peiskers  er- 
blicken, daß  es  im  19.  Jahrhundert  nur  in  Obersteiermark  Brennwirt- 
schaft gab,  dagegen  nicht  in  Untersteiermark.  Man  muß  da  doch 
zugeben,  daß  die  Landesnatur  bei  der  Konservierung  solcher  Archaismen 
mitspricht.  In  niedrigem,  dicht  besiedeltem  Mittelgebirge  kann  die 
Brandwirtschaft  sehr  rasch  einer  höheren  Betriebsform  weichen,  während 
sie  sich  im  Hochgebirge  länger  erhält.  Die  dichte  Besiedlung  und  die 
Hufenverfassung  üntersteiermarks  im  13.  Jahrhundert  sprechen  dagegen, 
daß  damals  die  Brandwirtschaft  die  einzige  Form  des  Ackerbaus  war. 
Hierin  kann  man  DoPSCH  beipflichten;  ob  sie  nebenher  nicht  doch 
noch  bestand,  hat  Dopsch  nicht  widerlegt.  Auffällig  ist  in  den 
slawischen  Gegenden  die  Stellung  des  Pfluges;  sie  sollte  einmal  syste- 
matisch bearbeitet  werden.  In  den  älteren  böhmischen  und  polnischen 
Urkunden  vertritt  bei  Schenkungen  der  Pflug  die  Hufe,  indem  dem 
Beschenkten  in  dem  betreff'enden  Dorf  eine  Anzahl  Pflüge  geschenkt 
wird.  Es  scheint,  daß  hier  der  Pflug  gleich  einer  Bauernfamilie  ge- 
rechnet wurde.  Vielleicht  erklärt  dies  auch  die  Rechtsstellung  des 
Pfluges  in  Karautanien,  daß  der  Pflug  faktisch  im  Besitz  des  Bauern 
war,  der  Grundherr  schaff  aber  ein  Eigentums-  und  Verfügungsrecht 
zustand.  Der  Ausdruck  pertinere  im  Weistum  des  Klosters  Oberburg 
im  Sanntal  spricht  dafür.  Auch  in  der  Frage  der  Hanskommunion 
hat  Dopsch  meines  Erachtens  über  das  Ziel  hinausgeschossen,  indem 
er  sie  als  bezeichnend  slawische  Einrichtung  leugnet,  weil  kommunistische 
Betriebsformen  auch  auf  nichtslawischem  Boden  vorkommen.  Einen 
gewissen  Familienkommunismus  haben  allerdings  alle  europäischen 
Völker  im  Anfangsstadium  besessen  und  verschieden  lang  behalten ; 
man  darf  ihn  aber  mit  späteren  Konvergenzerscheinungen  nicht  ver- 
mengen und  darf  auch  nicht  übersehen,  daß  die  verschiedenen  Völker 
verschieden  spät  den  Kommunismus  mit  dem  Privateigentum  vertauscht 
haben.  Von  diesem  Zeitpunkte  an  kann  mau  den  Kommunismus  einer- 
seits oder  das  Privateigentum  andererseits  als  bezeichnende  volks- 
tümliche Verfassung  beim  Aneinandergrenzen  beider  ansehen.  Es  fragt 
sich,  ob  die  von  l3oPSCH  auf  südostdeutschem  Boden  nachgewiesenen 
Besitzgemeinschaften  auch  immer  Hausgemeinscliaften  waren.  Das 
Charakteristische  der  Hauskommunion  ist  das  Zusammenwohnen  mehrerer 
verelielichter  Generationen  in  einer  Hauswirtschaft.     Dies  hat  Dopsch 
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nicht  nachgewiesen,  sondern  Grundbesitzgemeinschaften,  wie  sie  auch 
bei  noch  nicht  vollzogener  Erbschaftsteilung  entstehen.  Es  fragt  sich, 
ob  nicht  viele  der  von  Dopsch  namhaft  gemachten  Fälle  vorüber- 
gehende Erscheinungen  nach  dem  Tode  eines  Erblassers  sind,  bei 
welchem  die  teilungsberechtigten  Erben  noch  nicht  alle  das  teilungs- 
fähige Alter  besaßen. 

Die  Fälle  von  Hausgemeinschaft,  die  Dopsch  auf  mitteleuropäischem 
Boden  nachweist,  stammen  aber  entweder  von  romanischen  oder  ehe- 
mals slawischen  Gebieten. 

Dopsch  gibt  für  die  Alpenslawen  das  Vorhandensein  der  Haus- 
kommunion zu,  bestreitet  aber  für  die  Gemeinderschaften  in  den  Alpen, 
daß  sie  als  Überreste  slawischer  Einrichtungen  zu  deuten  seien.  Soweit 
dies  für  Besitzgemeinschaften  gilt,  pflichte  ich  durchaus  bei,  dies  können 
spätere  gelegentliche  Konvergenzerscheinungen  sein;  für  die  Haus- 
gemeinschaften auf  karantanischem  Boden  meine  ich  aber,  wird  man 
die  slawische  Grundlage  beibehalten  können.  Wenn  Dopsch  darauf 
Gewicht  legt,  daß  sich  in  den  Gemeinhausereien  um  Windisch-Matrei 
keine  slawische  Bezeichnung  erhalten  hat,  so  hat  er  nicht  beachtet, 
daß  da  der  Ortsname  Windisch-Matrei  schwer  ins  Gewicht  fällt. 

Ich  muß  hier  hervorheben,  daß  sich  die  Hufenverfassung  mit  der 
Hauskommunion  durchaus  verträgt,  wie  ja  auch  neben  dem  russischen 
Mir  die  Hauskommunion  in  Rußland  fortbesteht,  indem  die  verheirateten 
Kinder  im  Hause  des  Vaters  bleiben.  Der  Nachweis  der  Hufenverfas- 
sung ist  also  kein  Beweis  gegen  das  Vorliandensein  der  Hauskommunion. 
Die  Ausführungen  von  Dopsch  über  die  Supaue  hat  seither  Peisker 
zu  widerlegen  versucht.  Ich  verweise  auf  dessen  Ausführungen  (Viertel- 
jahrschrift f.  Social-  und  Wirtschaftsgesch.  VH  S.  326—337).  Sie  er- 
geben meines  Erachtens  nur  eine  Vermehrung  der  Supane  seit  dem 
13.  Jahrhundert,  weil  die  Supanie  in  vielen  FäUen  erblich  gewesen  zu 
sein  scheint.  Dadurch  und  aus  der  Hauskommuniou  erklärt  sich  die 
spätere  Mehrzahl  von  Supanen  in  einem  Dorfe.  Für  das  13.  Jahr- 
hundert und  vollends  für  die  Frage  der  Wanderhirtentheorie  ist  aber 
diese  spätere  Mehrzahl  belanglos.  A.  Grund. 


Freiburg,    Die   Verfassungsgeschichte    der    Saline   Werl. 
Münstersche   Beiträge   zur   Geschichtsforschung,   in  Verbindung  mit 
den    münsterschen   Fachgenossen    herausgegeben   von  Al.  Meister. 
Neue  Folge,  Heft  20.   (Der  ganzen  Reihe  32.  Heft.)   Münster  i.  W.  1909, 
Universitätsbuchhandlung  F.  Coppenrath.     VI  und  52  S. 
Die  ,, Münsterschen  Beiträge"    haben   schon  eine  ganze  Reihe  nütz- 
licher Arbeiten  zur  „Verfassungs-  und  Wirtschaftsgeschichte  des  Mittel- 
alters und  der  Neuzeit",  unter  besonderer  Berücksichtigung  des  nieder- 
sächsisch-westiälischen  Gebiets,  gebracht  und  verdienen  deshalb  gerade 
auch  in  unserer  Zeitschrift  Berücksichtigung.     Die   vorliegende  Studie 
ist  der  in  der  Rechtsgeschichte  viel  behandelten  Saline  Werl  gewidmet. 
Sie   schildert  nicht  bloß  die  Verfassung  der  späteren  „Pfännerschaft", 
sondern   sucht   namentlich   auch   zu    ermitteln,   wie   die  SäLzer  in   den 
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Besitz  der  Solbrunnen  gekommen  sind  und  in  welchem  Verhältnis  sie 
zu  ihren  späteren  Landesherren ,  den  Kölner  Erzbischöfen ,  standen. 
Die  Arbeit  dürfte,  soweit  es  bei  der  lückenhaften  Überlieferung  mög- 
lich ist,  zu  zuverlässigen  Resultaten  gelangt  sein.  Das  Alter  der  Saline 
Werl  führt  F.  nicht  über  das  11.,  bezw.  die  Wende  des  10.  Jahr- 
hunderts zurück.  Eigentümer  der  in  Betracht  kommenden  Brunnen 
waren  die  Grafen  von  Werl,  bezw.  von  Arnsberg,  bezw.  die  Erzbischöfe 
von  Köln  (S.  13  und  17  f.).  Die  Bewirtschaftung  der  Saline  lag,  so- 
weit urkundliche  Nachrichten  zurückreichen,  in  Händen  von  Privat- 
personen, die  in  genossenschaftlicher  Verbindung  das  Salzsieden  als 
ihr  erbliches  und  ausschließliches  Recht  gewerbsmäßig  betrieben.  Die 
Sole  war  Gemeingut  der  Genossenschaft,  nicht  aber  die  Siedeanlagen, 
die  von  jeher  im  Privateigentum  einzelner,  sowohl  Sälzer  wie  Nicht- 
sälzer,  standen.  Die  Berechtigung  zum  Sieden  war  keineswegs  mit 
dem  Besitze  eines  Siedehauses  verbunden,  sondern  beide  waren  ge- 
trennt vergeben  (S.  10).  Wie  die  Sälzer  zu  dem  Recht  der  Ausbeute 
gekommen  sind,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis.  F.  hält  es  für  wahr- 
scheinlich (S.  21),  daß  sie  von  Anfang  an  als  freie  Bürger  die  Pacht 
der  Brunnen  und  Koten  übernommen  haben.  Unentschieden  muß 
ferner  bleiben,  welcher  Umstand  die  Sälzer  veranlaßte,  zur  genossen- 
schaftlichen Unternehmungsform  überzugehen  (S.  23).  Der  Siedebetrieb 
war  Kleinbetrieb  und  Einzelbetrieb :  jeder  Sälzer  gewann  aus  dem  ihm 
zugewiesenen  Anteil  Sole  selbständig  sein  Salz.  Nicht  aber  hatten, 
wie  schon  angedeutet,  alle  ihr  eigenes  Siedehaus.  Die  Siedehäuser 
befanden  sich  nur  in  den  Händen  einzelner,  die  sie  den  Nichtkoten- 
besitzern  gegen  eine  Entschädigung  zur  Mitbenutzung  überließen  (S.  27). 
Anders  war  es  bei  der  Saline  Neuwerk:  da  hier  die  Betriebsanlagen 
von  Anfang  an  Gemeingut  der  Genossenschaft  waren,  so  hat  hier 
niemals  Sonderwirtschaft  der  einzelnen  Berechtigten,  sondern  aus- 
schließlich genossenschaftlicher  Betrieb  stattgefunden  (S.  37).  Im  Laufe 
der  Zeit  trat  in  Werl  eine  kapitalistische  Umbildung  des  Betriebes  ein. 
Es  wurde  jetzt  dem  einzelnen  Sälzer  gestattet,  neben  seinem  eigenen 
auch  noch  ein  fremdes  „Wasser"  zu  pachten  und  damit  zu  wirtschaften. 
Wiewohl  von  der  Erlaubnis,  fremde  „Wässer"  mitversieden  zu  dürfen, 
an  sich  jeder  Gebrauch  machen  konnte,  so  werden  doch  in  erster  Linie 
die  Kotenbesitzer  dies  Recht  ausgenutzt  haben,  da  ihnen  vor  allem  die 
nötigen  Anlagen  dafür  zu  Gebote  standen.  So  kam  es  weiter  dahin, 
daß  die  Siedehausbesitzer  allein  als  die  eigentlichen  Salzproduzenten 
auftreten,  während  die  Nichtkotenbesitzer  ihre  Anteile  an  diese  ver- 
heuern (S.  35).  Eingehende  Berücksichtigung  widmet  F.  dem  Auf- 
kommen des  Salzregals  und  zeiget,  wie  die  Ansprüche,  die  in  späterer 
Zeit  sich  auf  dieses  stützen,  zu  den  älteren  grundherrlichen  sich  ver- 
halten. Im  letzten  Kapitel  erörtert  er  die  Frage,  ob  die  Erbsälzer 
adligen  Ursprungs  seien.  Sie  ist  natürlich  zu  verneinen.  Der  Sälzer 
ist  ursprünglich  nichts  weiter  als  der  coctor  salis  (S.  50).  Interessant 
ist  aber  die  Geschichte  der  Bemühungen  der  Erbsälzer,  eine  höhere 
Stellung  zu  erlangen,  und  der  innerstädtischen  Kämpfe,  die  sich  damit 
verknüpfen. 

Freiburg  i.  B.  G.  V.  Below. 
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K.  Dändliker,  G  e s  c li  i  c li  t  e  d  e r  S  t  a  d  t  u  n  d  d  e  s  K an t o ii s  Z ü r  i c li. 
1.  Band.     Zürich  1908,  Schultheß  &  Co.     VIII  und  405  S. 

In  Wackernagels  Geschichte  der  Stadt  Basel  (Bd.  1,  Basel  1907) 
haben  wir  vor  einigen  Jahren  ein  ausgezeichnetes  Werk  erhalten.  Es 
dürfte  die  beste  deutsche  Städtegeschichte  sein,  die  wir  besitzen.  Sie 
steht  ebenso  hoch  durch  die  Gediegenheit  des  Inhalts  wie  durch  die 
Beherrschung  der  Form;  man  nimmt  wahr,  daß  der  Verfasser  über 
eine  künstlerische  Anlage  verfügt.  Nicht  auf  derselben  Höhe  wie 
Wackernagels  Werk  stehend,  aber  auch  vortrefflich  ist  die  hier  an- 
zuzeigende Geschichte  von  Stadt  und  Kanton  Zürich  von  K.  Dändliker, 
einem  in  der  Schweizer  Geschichte  bereits  bewährten  Forscher.  Es 
ist  ein  Stoff  von  beträchtlichem  Umfang,  den  der  Verfasser  zu  be- 
wältigen unternimmt,  da  er  mit  der  Geschichte  der  Stadt  die  des 
Kantons  verbindet ,  ländliche  wie  städtisclie  Verhältnisse  schildert, 
sachlich  seiner  Darstellung  die  weiteste  Ausdehnung  gibt  und  sich  zum 
Zweck  setzt,  auch  dem  Bedürfnis  nach  Information  über  die  spezielle 
Ortsgeschichte  Rechnung  zu  tragen.  Unter  diesen  Umständen  mußte 
er  bei  dem  Reichtum  an  Quellen,  über  die  diese  Schweizer  Landschaft 
verfügt,  sich  wesentlich  auf  die  Mitteilung  des  Tatsächlichen  beschränken, 
und  seine  Arbeit  hat  so  ungefähr  den  Charakter  eines  belehrenden 
Handbuchs  erhalten,  was  schon  durch  den  Wechsel  der  großen  und 
kleinen  Lettern  angedeutet  ist.  Die  Brauchbarkeit  des  Buches  wird 
durch  die  klare  und  nirgends  schwerfällige  Ausdrucksweise  erhöht. 
Von  treffenden  Beobachtungen  erwähnen  wir  die  über  den  religiösen 
Sinn  des  Mittelalters  (S.  118)  und  über  die  Schwierigkeit,  den  sittlichen 
Charakter  eines  Zeitalters  genauer  zu  bestimmen  (S.  207).  Wenn  D. 
S.  129  und  S.  370  die  Annahme  von  Nitzsch  ablehnt,  daß  bei  der 
Staatsumwälzung  von  1336  italienische  Einflüsse  sich  geltend  gemacht 
hätten,  so  hat  er  damit  vollkommen  recht.  Der  vorliegende  erste 
Band  schildert  uns  die  Zeit  bis  1400.  Recht  unbequem  ist  die  räum- 
liche Trennung  des  Textes  und  der  Anmerkungen.  Beim  zweiten 
Band,  den  der  tätige  Forscher  uns  gewiß  bald  schenken  wird,  sollten 
zur  Erleichterung  des  Lesers  in  den  Kolumnenüberscliriften  des  Textes 
wenigstens  die  Nummern  der  Abschnitte  notiert  werden. 

Freiburg  i.  B.  G,  v.  Below. 


H.  Widmann,  Geschichte  Salzburgs.  II.  Band  (1270—1519). 
Gotha  1909. 
Die  Vorzüge,  welche  wir  an  dem  ersten  Bande  dieses  Werkes  ge- 
rühmt liatten,  sorgfältige  Verwertung  der  Quellen  und  Literatur  und 
Genauigkeit  in  der  Ermittlung  der  einzelnen  Daten,  treten  auch  im 
zweiten  Band  in  rühmenswerter  Weise  zutage.  Allerdings  liaften  diesem 
auch  dieselben  Mängel  der  Disposition  und  Darstellung  zum  Teil  noch 
an,  aber  es  freut  uns,  feststellen  zu  können,  daß  W.  in  diesem  Teil 
seines  Werkes  erfolgreicher  bestrebt  war,  die  Zusammenhänge  heraus- 
zuarbeiten.   Dies  kommt  vor  allem  den  rechts-  und  wirtschaftsgeschicht- 
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liehen  Partien  des  Werkes  zugute.    Icli  möchte  hier  beispielsweise  auf 
die   ausführliche  Darstellung  hinweisen,   welche  W.  S.  180  ff.  der  salz- 
burgischen Berggesetzgebung   widmet.     Ganz   richtig    erkennt    er   den 
Zusammenhang   der    salzburgischen   Bergordnungen    mit    den    übrigen 
Rechtsdenkmälern    des    alpenländischen    Bergrechts.      Sie    bilden    mit 
diesen   eine   selbständige  Gruppe   in   der  allgemeinen  deutschen  Berg- 
gesetzgebung  und   erhalten   schließlich    in   den  großen  Bergordnuugen 
Maximilians  I.,  Matthäus  Längs  und  der  bayrischen  Herzoge  aus  dem 
Anfange  des  16.  Jahrhunderts  eine  einheitliche  Zusammenfassung.    Eine 
Spezialuntersuchung  dieser  Entwicklung  des  alpenländischen  Bergrechts 
von  den  Trienter  Ordnungen  des  13.  Jahrhunderts  bis  zu  der  zusammen- 
fassenden Kodifikation  im  16.  Jahrhundert  wäre  eine  ungemein    dank- 
bare Aufgabe.     Aber   auch   eine   allgemeine   salzburgische  Bergwerks- 
geschichte,    für    welche    ein    schönes    Material    an    gedruckten    und 
ungedruckten  Quellen  vorliegt,  müssen  wir  mit  W.  als  wünschenswert 
bezeichnen.     Zu  W.s  Darstellung  der  Steuerverwaltung,  welche  meinen 
Ausführungen  im  Archiv  für  österreichische  Geschichte  Bd.  92  S.  481  ff. 
folgt,   möchte   ich   bemerken,    daß   ich   micli   nunmehr  durch  die  Aus- 
führungen G.  V.  Belows   im  25.  Bande   der  Mitteilungen  des  Instituts 
für  österreichische  Geschichtsforschung  veranlaßt  finde,  meine  Anschau- 
ung von  dem  Ursprung  der  ordentlichen  Steuer  in  Salzburg  zu  modifizieren. 
Sie  ist  keine  gi-undherrliche  Abgabe,  sondern  entspringt  dem  Grafschafts- 
bezw.  Immunitätsrecht  der  Erzbischöfe,   wurde  von  diesen  aber  schon 
vor  Ausbildung   der   eigentlichen  Landeshoheit   eingehoben   und   blieb 
ihnen    auch    dort,   wo   sie    die  Landeshoheit  nicht  erwarben,    in  unge- 
wöhnlicher Ausdehnung  erhalten.    Die  von  W.  S.  193  angeführte  Weih- 
steuer wurde  ebenfalls  noch  im  15.  und  16.  Jahrhundert  nicht  bloß  im 
Territorium  Salzburg,  sondern  auch  in  den  salzburgischen  Herrschaften 
unter   österreichischer    und    bayrischer   Landeshoheit    eingehoben    und 
wurde  im  15.  Jahrhundert  die  Grundlage  bei  der  Bewilligung  und  Ein- 
hebung der  landständischen  Steuern.    Die  Stände  bewilligten  bei  außer- 
ordentlichen  Anlässen   einfach   eine   oder   mehrere  Weihsteuern.     Die 
Entwicklung  der  landständischen  Verfassung  gibt  W.  im  Anschluß   an 
die  Abhandlung  R.  Mells  in  den  Mitteilungen  für  Salzburger  Landes- 
kunde  1904,    aber    auch   mit    wertvollen    selbständigen   Bemerkungen 
gut    wieder.      Interessant    ist    die    Darstellung    des    ersten    Landtags 
von  1473,   zu   welcher,   wie  W.  S.  302  A.  1  richtig   vermutet,   die  Be- 
stände  des   Wiener   Staatsarchivs,   insbesondere   die   Handschrift   cod. 
suppl.  1154,  welche  die  Ausschreiben  zu  diesem  Landtag  enthält,  wert- 
volle Ergänzungen  bringen  würden. 

Wien.  Ludwig  Bittner. 


Die    Kölner   Zunft  Urkunden    nebst    anderen    Kölner    Ge- 
werbeurkunden bis  zum  Jahre  1500.    Bearbeitet  von  Hein- 
rich  VON  Lcesch.     (Publikationen   der   Gesellschaft    für  Rheinische 
Geschichtskunde  XXII.)     2  Bände.     Bonn,  P.  Hanstein,  1907. 
Die  Herausgabe   der  Kölner  Zunfturkunden   bedeutet   eine  wesent- 
liche  Förderung   der   Wirtschaftsgeschichte.     Das    bis    zum   Sieg    der 
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Demokratie  reichende  Urkundenmaterial  ist  allerdings  nur  dürftig  und 
war  zum  größten  Teil  schon  bisher  bekannt.  Aber  von  1396  ab 
entfaltet  sich  das  Schriftwesen  der  Zünfte  sowohl  wie  der  mit  ilirer 
Beaufsichtigung  betrauten  Behörden  sehr  schnell.  Die  reichen  Be- 
stände des  Kölner  Stadtarchivs  zur  Gewerbegeschichte  dieser  Zeit 
werden  durch  die  vorliegende  Publikation  zum  erstenmal  der  Forschung 
zugänglich  gemacht.  Mit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  gebot  das 
immer  mehr  anschwellende  Material  leider  Halt  und  macht  für  die 
Folge  eine  andere  Form  der  Behandlung  nötigt).  Der  gesamte  Stoff 
ist  in  zwei  Bände  geschieden.  Der  erste  umfaßt  als  allgemeinen  Teil 
die  Stiftungsurkunden  und  umfassenden  Ordnungen  für  die  einzelnen 
Zünfte,  die  Namenlisten  und  ferner  diejenigen  Stücke,  die  mehrere 
oder  sämtliche  Zünfte  angehen.  Dem  zweiten  Band  ist  der  Rest  der 
Urkunden  und  Akten,  die  die  einzelnen  Zünfte  betreffen,  zugewiesen. 
Durch  diese  Anordnung  des  Stoffs  wird  der  Gebrauch  des  Werkes 
nicht  eben  erleichtert.  Denn  es  ist  kaum  eine  Art  der  Benützung  der 
großen  Zunftordnungen  denkbar,  bei  der  ihre  Ergänzung  und  Er- 
läuterung durch  die  zugehörigen  Urkunden  des  speziellen  Teils  ent- 
behrt werden  könnte.  Der  Bearbeiter  eines  einzelnen  Gewerbes  aber 
wird  es  bedauern,  seinen  Stoff  nicht  vereinigt  zu  finden.  Glücklicher- 
weise wird  dieser  Übelstand  durch  die  Beigabe  eines  chronologischen 
Registers  über  sämtliche  Stücke  zum  Teil  ausgeglichen. 

Soweit  die  wiedergegebenen  Stücke  schon  in  älteren  Drucken  vor- 
liegen, zeigt  der  Vergleich,  namentlich  mit  den  „Quellen"  von  Ennen 
und  EcKERTZ,  den  großen  Fortschritt,  den  die  neue  Edition  darstellt. 
Der  Überblick  über  die  zum  Teil  recht  umfangreichen  Urkunden  wird 
durch  ausführliche  Überschriften  und  Randregesteu  erleichtert.  Bei 
der  langen  Dauer  des  Druckes  war  es  nicht  zu  vermeiden,  daß  zum 
Schluß  Nachträge  und  Berichtigungen  sachlicher  Art  notwendig  wurden. 
Dankbar  wird  man  es  deshalb  begrüßen,  daß  die  von  Hashagen  be- 
arbeiteten Register  auf  solche  Zusätze  besonders  hinweisen.  Das  Sach- 
register und  Glossar  umfaßt  allein  gegen  100  Seiten  und  macht  ein 
reiches  Material  von  großem  sachlichen  und  sprachlichen  Wert  zu- 
gänglich. Bei  häufigem  Gebrauch  erwiesen  sich  die  Register  als  sorg- 
fältig und  zuverlässig.  Einige  kleine  Versehen  können  dieses  Urteil 
nicht  beeinträchtigen.  (So  sind  II  S.  682  die  textores  peplorum  unter 
die  Wollenweber  geraten.) 

Dem  Text  der  Urkunden  hat  v.  L(ESCH  eine  Einleitung  voraus- 
geschickt, die  nach  einem  Überblick  über  die  Quellen  und  die  Literatur 
eine  zusammenfassende  Darstellung  des  Kölner  Gewerbes  und  Zunft- 
wesens gibt.  Der  Verfasser  legt  darin  den  Ertrag  zehnjähriger  Be- 
schäftigung mit  dem  Stoff  nieder.    Vergleichende  Hinweise  auf  ähnliche 


1)  Für  ein  einzelnes  Gewerbe  ist  das  jüngere  Material  benützt  von 
Hans  Koch,  Geschichte  des  Seideugewerbes  in  Köln  vom  13.  bis  zum 
18.  Jahrhundert,  1907  (Schmoli.ers  Forschungen ,  Heft  128).  Hier  ist  der 
wichtige  Transfixbrief  des  Seidmacheramts  von  1506  abgedruckt.  Die  Arbeit 
ist  für  die  ältere  Zeit  wertvoll  durch  die  Heranziehung  von  Nachrichten  über 
den  Kölner  Handel. 
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Verhältnisse  in  andern  Städten  sind  sparsam  eingestreut,  zeigen  aber 
überall  die  sorgsam  wählende  Hand.  Wir  wollen  hier  versuchen, 
einige  Punkte  hervorzuheben,  an  denen  die  Ergebnisse  des  Verfassers 
sich  mit  den  allgemeinen  Problemen  der  Gewerbegeschichte   berühren. 

Das  Kölner  Gewerbe  ist  von  Anfang  an  vornehmlich  Preiswerk, 
Arbeit  für  den  Markt.  Das  Lohnwerk  geht  nebenher,  je  nach  der  Art 
des  betreffenden  Gewerbes  in  verschiedenem  Umfang.  Preiswerk  und 
Lolmwerk  sind  meist  in  einer  Person  vereinigt.  Zu  beachten  ist  die 
Unzüuftigkeit  der  Störarbeiter  in  den  Nahrungsmittelgewerben.  Ver- 
schiedene Kölner  Gewerbe,  namentlich  der  Textilindustrie,  beschäftigen 
mit  der  Zurichtung  des  Rohstoffs  Hilfsarbeiter  gegen  Lohn;  unter 
diesen  befinden  sich  besonders  viele  Frauen.  Das  Verlagssystem  ist 
im  15.  Jahrhundert  in  der  Seidenindustrie  und  der  Kupferschlägerei 
ausgebildet;  die  andern  Gewerbe  weisen  nur  unbedeutende  ^Ansätze 
dazu  auf^).  Den  Kölner  Handwerkern  ist  die  Neigung  eigentümlich, 
mit  ihrem  Gewerbe  einen  Handel  mit  fremden  Produkten  zu  verbinden, 
obwolil  dem  manche  gesetzliche  Schranken  entgegenstanden.  Wo  sich 
bei  manchen  Handwerkerfamilien  der  Aufstieg  zum  Reichtum  beobachten 
läßt,  liegt  die  Quelle  des  Wohlstandes  in  diesem  Handel.  Dagegen 
scheint  sich  bei  der  großen  Masse  der  Handwerker  die  Vermögenslage 
eher  verschlechtert  zu  haben ;  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts  sind 
sie  nur  noch  zum  allerkleinsten  Teil  Hausbesitzer.  Auch  in  Köln 
zeigt  sich,  me  anderwärts,  die  Erscheinung,  daß  die  einzelnen  Hand- 
werke in  bestimmten  Gassen  eng  zusammenwohnen.  Diese  Pland- 
werkerstraßen  sind  über  alle  Stadtteile  zerstreut;  es  ist  deshalb  un- 
möglich, sie  allgemein  auf  Marktbudeureihen  zurückzuführen.  Dagegen 
nimmt  v.  LcESCH  an,  daß  diese  Ansiedlungen  allein  durch  das  Be- 
streben der  Handwerker  selbst,  neben  Fachgenossen  zu  wohnen,  zu- 
stande gekommen  sind.  Nun  ist  allerdings  kein  Fall  obrigkeitlicher 
Einwirkung  bekannt.  Gleichwohl  bleibt  es  auch  unter  Voraussetzung 
eines  starken  Zusammengehörigkeitsgefühls  der  Fachgenossen  schwer 
erklärbar,  wie  dieser  Trieb  ohne  planmäßige  Unterstützung  durch  die 
städtischen  Gewalten  befriedigt  werden  konnte.  Bei  den  öifentlichen 
Verkaufsplätzen  glaubt  v.  Lcesch  einen  Unterschied  zwischen  den  An- 
gehörigen der  Nahrungsmittelgewerbe  einerseits,  den  andern  Hand- 
werkern und  den  Händlern  andererseits  feststellen  zu  können.  Während 
die  letzteren  ihre  Marktstände  nach  freier  Entschließung  käuflich  er- 
warben, wurden  den  Fleischern,  Fischern,  Fischhändlern  und  Bäckern 
zur  besseren  Durchführung  der  Lebensmittelkontrolle  von  der  Obrig- 
keit auf  städtischem  Grund  und  Boden  Verkaufsplätze  angewiesen. 

Einen  Zusammenhang  der  obrigkeitlichen  Gewerbeüberwachung  mit 
der  Entstehung  des  Zunftwesens  leugnet  der  Verfasser  in  lebhafter 
Polemik  gegen  Keutgen.  In  Köln  hat  sich  die  Zunftautonomie  bei 
den  Nahrungsmittelgewerben   überhaupt  nie   auf  die  Marktpolizei   er- 


1)  Wenn  Koch  a.  a.  0.  S.  23  sagt,  daß  „die  Hausindustrie  im  Auftrag 
des  Verlegers  wie  überall,  so  auch  in  Köln  die  älteste  und  zunächst  aus- 
schließliche Betriebsform  gewesen"  sei,  so  ist  das  nicht  einmal  für  das 
Seidengewerbe  unzweifelhaft  nachgewiesen,  im  übrigen  aber  sicher  falsch. 
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streckt,  sondern  blieb  stets  in  der  Hand  von  Gemeiudebeamten.  Bei 
den  andern  Gewerben  aber  lassen  sich  für  die  mutmaßliche  Entstehungs- 
zeit  der  Zünfte  keine  Spuren  einer  von  der  Obrigkeit  ausgeübten 
Warenp rüfung  nachweisen. 

Die  technische  Benennung  für  die  Zunft  ist  in  Köln  in  älterer  Zeit 
das  Wort  „Brüderschaft".  Es  bezeichnet  die  Zunft  nach  allen  ihren 
Funktionen.  Unter  dem  Einfluß  politischer  Umwälzungen  wird  es 
durch  „Amt"  verdrängt,  das  vorher  sowohl  die  gewerbliche  Tätigkeit 
des  einzelnen  wie  die  Gesamtheit  der  Berufsgenossen  bezeichnet  hatte. 
Die  Entstehungszeit  der  ältesten  Kölner  Zünfte  liegt  im  Dunkeln.  Mau 
wird  V.  LcESCH  zustimmen  können,  wenn  er  aus  den  dürftigen  Nach- 
richten von  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  den  Schluß  zieht,  daß  da- 
mals die  Zünfte  der  Grundgewerbe  schon  bestanden  haben ;  für  das 
11.  Jahrhundert  fehlt  jeder  Anhaltspunkt. 

Das  bei  der  Zunftgründung  angestrebte  Ziel  ist  die  Verleihung  des 
Zunftzwangs  (im  engeren  Sinne)  und  der  Rechtskraft  für  die  Zunft- 
beschlüsse. Der  Verfasser  hebt  stark  die  egoistischen  Antriebe  hervor, 
die  zum  Zusammenschluß  der  Berufsgenossen  drängten:  von  Anfang 
an  lag  auf  den  wirtschaftlichen  Zwecken  der  Zunft  das  Hauptgewicht. 
Immerhin  räumt  v.  LCESCH  den  religiösen  Motiven  bei  der  Gründung 
mancher  Handwerkerbrüderschaften  einen  größeren  Anteil  ein  als 
Keutgen,  insofern  mit  Recht,  als  man  sich  von  der  Denkweise  des 
Mittelalters  entfernt,  sobald  man  das  Verhältnis  zwischen  der  gewerb- 
lichen und  der  kirchlichen  Seite  der  Zunft  wie  den  Unterschied  von 
Inhalt  und  Form  auffaßt.  Dagegen  scheint  mir  in  keinem  Fall  be- 
wiesen und  auch  an  sich  unwahrscheinlich,  daß  irgendwo  die  Sorge 
für  Begräbnis  und  Leichenfeier  als  die  wichtigste  gemeinsame  Hand- 
werkssache empfunden  wurde. 

Die  Verfassungsgeschichte  der  Kölner  Zünfte  zeigt  die  bemerkens- 
werte P^rscheinung ,  daß  mit  der  Zunahme  an  politisclien  Rechten 
keineswegs  zugleich  die  Abhängigkeit  der  Zünfte  von  den  städtischen 
Behörden  sich  lockert.  Vielmehr  greift  der  von  den  Gaffeln  gewählte 
Rat  häufiger  und  nachdrücklicher  in  die  Angelegenheiten  der  Zünfte 
ein  als  früher  die  Amtleute  der  Richerzeche.  Aber  da  der  Rat  dabei 
die  Interessen  des  Handwerks  im  Auge  hatte,  ließ  man  sich  solche 
Eingriffe  gerne  gefallen.  Von  Anfang  an  besitzen  die  Zünfte  das 
Recht,  sich  selbst  Statuten  zu  geben.  Seitdem  man  aber  angefangen 
hatte,  die  Bestimmungen  der  Statuten  in  die  vom  Rat  ausgestellten 
Zunftbriefe  zu  übernehmen,  waren  sie  autonomer  Abänderung  durch 
die  Zunftvei-sammlung  entzogen.  Diese  Rechtslage  gestattete  dem  Rat, 
seinen  Einfluß  auf  die  Ausbildung  des  Gewerberechts  allmählich  zu 
steigern.  Die  strafrechtlichen  Bestimmungen  des  Gewerberechts  ver- 
anlassen die  Frage  nach  dem  Motiv  derjenigen  Maßregeln,  die  die 
Güte  der  Handwerksprodukte  zu  sicliern  bezwecken.  Man  hat  sie 
bisher  meist  auf  die  dem  Pflichtbewußtsein  der  Handwerker  ent- 
springende Sorge  für  die  Konsumenten  zurückgeführt.  Keutgen  und 
V.  LcESCH  beurteilen  diese  Ansicht  als  eine  unhaltbare  Idealisierung 
des  mittelalterlichen  Handwerkers.     Nun  lehren  die  Quellen,  daß  Pro- 
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(luktionsordnimgen  und  Arbeitskontrolle  von  vielen  Zünften  völlig  frei- 
willig-, ohne  Druck  von  oben,  eingerichtet  worden  sind.  Es  waren  also 
wohl  die  wirtschaftlichen  Interessen,  die  diesen  Zünften  selbst  den  An- 
stoß gegeben  haben,  die  Produktion  ihrer  Mitglieder  zu  regeln  und 
einer  Aufsicht  zu  unterwerfen.  Die  dahin  zielenden  Bestrebungen  sind 
nach  V.  LCESCH  aus  dem  Bedürfnis  hervorgegangen,  dem  Kölner  Hand- 
werksprodukt seinen  guten  Ruf  und  damit  den  Absatz  nach  außen 
zu  erhalten.  Es  sollte  „Kaufmannsgut"  von  gleichmäßiger,  auf  den 
auswärtigen  Märkten  bekannter  Beschatfenheit  sein.  Deshalb  mußte 
der  einzelne  Handwerker  daran  gehindert  werden,  durch  Herstellung 
von  minderwertiger  Exportware  den  guten  Paif  der  Kölner  Erzeugnisse 
überhaupt  und  damit  die  Gesamtheit  der  Fachgenossen  zu  schädigen  ^). 
Die  Rücksicht  auf  die  Ausfuhr  betont  der  Verfasser  meines  Erachtens 
zu  einseitig.  Da  die  Einfuhr  auswärtiger  Produkte  nach  Köln  bis  ins 
späte  Mittelalter  wenig  beschränkt  war,  hatte  das  kölnische  Handwerk 
allen  Grund,  auf  den  heimischen  Markt  nur  tadellose  Erzeugnisse  zu 
bringen.  Schlechte  Arbeit  einzelner  konnte  auch  hier  zur  Folge  haben, 
daß  das  Mißti-auen  der  Konsumenten  sich  gegen  ein  ganzes  Handwerk 
wandte  und  auf  diese  Weise  der  Gesamtabsatz  des  einheimischen  Ge- 
werbes zugunsten  der  fremden  Konkurrenz  herabgedinickt  wurde.  Mit 
dieser  Erweiterung  kann  die  Ansicht,  daß  die  Sorge  für  die  Produzenten 
das  Gew^erberecht  beherrschte,  aucli  für  das  Handwerk  von  Städten 
ohne  nennenswerte  Exportindustrie  fruchtbar  werden.  Übrigens  wird 
das  ethische  Moment  bei  v.  L(ESCH  zwar  zurückgestellt,  aber  keines- 
wegs vergessen;  es  wird  nur  zu  etwas  Sekundärem.  Indem  sich  der 
Handwerker  an  die  Einhaltung  der  von  der  Zunft  auferlegten  Vor- 
schriften gewöhnte,  bildete  sich  mit  der  Zeit  eine  bestimmte  Handwerks- 
ehre aus,  die  dem  Egoismus  des  einzelnen  gewisse  innere  Schranken 
setzte.  Die  sittlichen  Anschauungen,  die  sich  so  entwickelten,  wirkten 
dann  auch  auf  solche  Gewerbe  hinüber,  die  an  der  Ausfuhr  unbeteiligt 
und  daheim  von  der  Konkurrenz  fremder  Arbeit  unabhängig  waren. 
Im  einzelnen  unterscheiden  sich  die  Bestimmungen  des  Kölner  Ge- 
werberechts wenig  von  den  in  anderen  Städten  beobachteten  Normen. 

Stuttgart.  Erich  Kober. 


1)  Leider  setzt  sich  Koch  mit  diesen  Anschauungen  v.  Lieschs  nicht 
auseinander.  Daß  vor  dem  16.  Jahrhundert  im  Seideugewerbe  eine  zünftische 
Organisation  nicht  zu  erkennen  ist,  bringt  Koch  in  Zusammenhang  mit  dem 
Charakter  des  .Seidengewerbes  als  Exportgewerbe.  ..Die  vorzugsweise  Arbeit 
für  den  Fernhandel  verlangte  eine  größere  Freiheit  des  Gewerbes"  (S.  22). 
Daß  die  Zünfte  unfähig  waren,  sich  den  Bedürfnissen  des  Exports  anzu- 
passen, wird  sich  aber  nur  füi-  die  Verfallzeit  des  Zunftwesens  behaupten 
lassen.  Eben  in  Köln  beweisen  eine  Reihe  von  Gewerben  das  Gegenteil. 
Koch  lierücksichtigt  an  dieser  Stelle  zu  wenig  die  eigenartige  Betriebsform 
des  Kölner  Seidengewerbes,  die  durch  die  schwierige  Beschaffung  des  hoch- 
wertigen Rohstotfs  bedingt  ist.  Es  ist  eine  überwiegend  von  Frauen  aus- 
geübte Hausindustrie,  die  von  kapitalkräftigen  Verlegern  abhängig  ist.  Hier 
konnten  sich  die  Formen  der  Zunft  natürlich  nur  schwer  durchsetzen. 
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Ulrich  Schrecker,  Das  landes fürstliche  Beamtentum  in 
Anhalt  von  seinen  ersten  Anfängen  bis  zum  Erlaß  be- 
stimmter Verwaltungsordnungen  (ungefähr  1200 — 1574). 
(Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  herausg. 
von  0.  GiERKE,  86.  Heft.)  Breslau  1906,  M.  u.  H.  Marcus.  VIII  und 
152  S. 

Der  schöne  Vorrat  von  edierten  Quellen,  der  für  die  Geschichte 
des  Territoriums  Anhalt  vorliegt,  erfährt  hier  eine  sehr  fleißige  Be- 
arbeitung; für  das  15.  und  16.  Jahrhundert  hat  der  Verfasser  auch 
noch  eigene  archivalische  Forschungen  hinzugefügt.  Zwar  bestehen 
die  Nachrichten,  die  wir  über  den  Amterorganismus  der  älteren  Zeit 
besitzen,  der  Hauptsache  nach  nur  aus  der  Erwähnung  von  Beamten- 
namen. Aber  auch  aus  solchem  ]\Iaterial  läßt  sich  eine  Verwaltungs- 
geschichte schreiben,  und  der  Verfasser  hat  sich  dieser  Aufgabe  ge- 
wachsen gezeigt.  Seine  Arbeit  möge  die  Anregung  zu  verwandten 
Studien  für  andere  Territorien  geben.  Anhalt  bietet  in  seiner  Ämter- 
geschichte manches  Bemerkenswerte.  So  ist  die  geringe  Entwicklung 
der  ministerialischen  Hofämter  auffallend.  So  erlischt  sehr  früh  das 
Truchsessenamt,  während  es  sonst  in  norddeutschen  Territorien,  auch 
in  kleineren,  das  Mittelalter  hindurch  eine  große  Rolle  spielt,  und  wird 
auch  nicht  durch  das  Hofmeisteramt,  das  in  Süddeutschland  sich  be- 
deutend entwickelt,  abgelöst.  Eine  solche  Ablösung  fand  in  der  Mark 
Brandenburg  statt  (Spangenberg  ,  Hof-  und  Zentralverwaltung  der 
Mark  Brandenburg  im  Mittelalter  S.  55),  und  zwar  dürfte  sie  durch 
den  Einzug  der  Witteisbacher  herbeigeführt  sein,  die  ihre  süddeutschen 
Anschauungen  von  der  Notwendigkeit  eines  angesehenen  Hofmeister- 
amts mitbrachten  (vgl.  Spangenberg  S.  46:  „Nach  dem  Aussterben 
der  Askanier  verlor  die  Drostei  ihre  alte  Bedeutung").  Im  einzelnen 
kann  man  zu  der  vorliegenden  Arbeit  einige  Ausstellungen  machen. 
Mit  Recht  tadelt  Spangenberg,  Deutsche  Literaturzeitung  1909,  Sp.  1644 
es,  daß  Schrecker  mit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  „ein  fast  ganz 
neues  Beamtentum"  aufkommen  läßt.  Die  betreffenden  Neuerungen  liegen 
ein  Jahrhundert  später,  was  Schrecker  übrigens  indirekt  anzuerkennen 
nicht  umhin  kann.  S.  3  liest  man,  der  letzte  Inhaber  des  Truchsessen- 
amts  begegne  1288 ;  S.  4  aber  ist  der  Truchseß  noch  1289  tätig.  Daß 
„das  Truchsessenamt  in  seinem  alten  Umfang  überflüssig  geworden" 
sein  soll,  wie  S.  5  Anm.  4  behauptet  wird,  leuchtet  nicht  ein.  Das 
Küchenmeisteramt  kann  es  schwerlich  überflüssig  gemacht  haben,  da 
dieses  erst  später  auftaucht.  Mehrfach  (z.  B.  S.  5,  13)  scheint  der  Ver- 
fasser einen  Ritterstand  von  einem  Knappenstand  zu  unterscheiden. 
Ritter  im  Gegensatz  zu  Knappen  bilden  ja  aber  keinen  besonderen 
Stand  oder  umgekehrt.  Es  gab  sehr  viele  ritterbürtige  Personen,  die 
nicht  den  Ritterschlag  erhalten  hatten  und  deshalb  Knappen  waren; 
sie  bildeten  aber  mit  den  Ritterbürtigen,  die  zum  Ritter  geschlagen 
worden  waren,  den  einen  Ritterstand,  dem  kein  Knappenstand  gegen- 
übersteht. Im  Anhang  werden  einige  Aktenstücke  zur  Geschichte  der 
Hof-  und  Zentralverwaltung  aus  dem  16.  Jahrhundert  mitgeteilt,  leider 
ohne  Normalisierung  der  Orthographie.  Bei  A.  Kern,  Deutsche  Hof- 
ordnungen des  16.  und  17.  Jahrhunderts,  2.  Bd.,  S.  23  ff.  sind  jene  nicht 


Referate.  547 

berücksichtigt.  Zu  meiner  Besprechung  dieser  Edition  in  den  Gott. 
Gel.  Anz.  1908,  S.  864  ft".  ist  nachzutragen  die  von  Gundlach  in  der 
Ztschr.  des  Vereins  f.  hessische  Gesch.  und  Landeskunde  Bd.  41  S.  307 f.; 
vgl.  auch  die  Besprechung,  die  V.  Ernst  in  dieser  Zeitschrift  (s.  unten) 
veröffentlicht. 

Freiburg  i.  B.  G.  v.  Below. 


R.  Jecht,  Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt  Görlitz  bis  1600. 
Görlitz  1909,  Rud.  Worbs  &  Co.     248  S. 

R.  Jecht,  der  kundige  und  tätige  Forscher  auf  dem  Gebiet  der 
Geschichte  der  Lausitz,  bietet  uns  hier  eine  Quellenübersicht  für  die 
Stadt  Görlitz  bis  zum  Jahre  1600.  Es  ist  zum  größeren  Teil  ein  In- 
ventar des  Görlitzer  Stadtarchivs,  was  wir  erhalten;  doch  geht  die 
Publikation  noch  erheblich  darüber  hinaus.  Zweifellos  gehört  Görlitz 
zu  den  quellenreichsten  unter  den  Städten  des  kolonialen  Deutschland; 
speziell  auch  das  Ratsarchiv  hat  im  Laufe  der  Jahrhunderte  nur 
wenig  Verluste  erlitten.  Es  ist  demgemäß  ein  sehr  mannigfaltiges 
Material,  über  das  uns  J.  unterrichtet.  Umfangreich  sind  z.  B.  die 
Handschriften  von  Stadtbüchern.  Bei  der  Berichterstattung  über  diese 
wünschte  man  eine  mehr  systematische  Anlage  nach  den  Gesichts- 
punkten, die  HOMEYER  geltend  gemacht  hat.  Auch  für  die  Innungs- 
geschichte liegt  viel  Quellenstoff  vor  (S.  165  ff.),  obwohl  gerade  hier 
manches  verloren  gegangen  ist,  besonders  im  Zusammenhang  mit  dem 
„Pönfall"  von  1547.  S.  2  f.  gibt  J.  knappe,  aber  das  Verhältnis  durch- 
aus klarlegende  Daten  über  die  Geschichte  des  Ratsarchivs  und  die 
Vorgeschichte  des  Rathauses.  Über  die  weit  zurückreichenden,  wert- 
vollen Görlitzer  Ratsrechnungen  habe  ich  schon  im  Jahrgang  1908, 
S.  281  ff.  referiert ;  zu  den  daselbst  angezeigten  drei  ersten  Lieferungen 
der  von  J.  besorgten  Edition  ist  inzwischen  die  vierte,  umfassend  die 
Jahre  1406 — 13,  hinzugekommen. 

Freiburg  i.  B.  G.  v.  Below. 


E.V.Möller,    Die  Elendenbruderschaften.     Ein   Beitrag   zur 
Geschichte     der    Fremdenfürsorge    im    Mittelalter.      Leipzig    1906, 
J.  K.  Hinrichs.     176  S. 
Der  Verfasser  dieser  Schrift  hat  sich  durch  eine  sehr  törichte  Art, 
Polemik  zu  treiben,  seine  wissenschaftliche  Stellung  beeinträchtigt  (vgl. 
die  Beispielsammlung,    die  Käntorowicz   in   der  Deutschen  Literatur- 
zeitung 1908,   Sp.  2866  f.  gibt).     Es   gibt  nichts  Törichteres,   als  wenn 
ein  Autor  jeden  Gegner,    der  einen  sachlichen  Einwand  macht,   sofort 
für    wissenschaftlich    ganz    minderwertig    erklärt.      Eine    Abart    einer 
solchen  unsachlichen  Polemik  zeigt  auch  die  vorliegende  Arbeit,  insofern 
E.  V.  Möller  die  Art  der  mittelalterlichen  Frömmigkeit  auf  eine  nicht 
bloß  das  religiöse  Gefühl,  sondern  jeden  historischen  Sinn  verletzende 
Art   verhöhnt.     Alles   dieses   ist  um  so  mehr  zu  bedauern,   als  M.  ein 
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Autor  von  höchst  anerkennendem  Fleiß  und  sehr  weitgehenden  wissen- 
schaftlichen Interessen  ist.  Seine  Arbeiten  hätten  unzweifelhaft  die 
Forschung  stärker  gefördert,  wenn  er  sich  strengerer  Sachlichkeit  be- 
fleißigt und  übrigens  auch ,  was  ich  gegenüber  seiner  Schrift  „Die 
Trennung  der  deutschen  und  der  römischen  Rechtsgeschichte"  einmal  im 
Literarischen  Zentralblatt  (Jahrgang  1907,  Sp.  540)  angedeutet  habe, 
sich  stofflich  engere  Grenzen  gezogen  hätte.  Die  hier  anzuzeigende 
Schrift  ist  wiederum  ein  Produkt  emsigen  Fleißes.  Sie  hat  zum  mindesten 
das  Verdienst,  zum  erstenmal  die  Frage  der  Verbreitung  der  Elenden- 
b ruderschaften  klargestellt  zu  haben.  Es  macht  dabei  nichts  aus,  daß 
einzelne  Nachträge  seine  Listen  noch  vervollständigen  können:  so  will- 
kommen sie  sind,  so  dürften  sie  doch  die  Ermittlungen  M.s  in  der 
Hauptsache  nur  vervollständigen.  Ich  notiere  hier  einige  Rezensionen, 
die  solche  Berichtigungen  gebracht  haben,  und  füge  zugleich  weitere 
Äußerungen,  die  zu  M.s  Buch  laut  geworden  sind,  bei:  Nirrnheim, 
Jahresberichte  der  Geschichtswissenschaft  1906,  II,  S.  229;  Falk, 
Histor.  Jahrbuch  der  Görresgesellschaft  1909,  S.  322  ff. ;  K.  Bücher, 
Ztschr.  f.  d.  gesamte  Staatswissenschaft  1908,  S.  381  ff. ;  Curschmann, 
Histor.  Ztschr.  99,  S.  569  ff. ;  Histor.  Vierteljahrschrift  1909,  Bibliographie 
S.  17.  Nicht  ganz  so  glücklich  wie  bei  der  Ermittlung  der  Verbreitung 
der  Elendenbruderschaften  dürfte  M.  bei  der  Bestimmung  ihres  Wesens 
sein,  wie  von  verschiedenen  Seiten  schon  bemerkt  worden  ist.  Indessen 
bringt  auch  der  systematische  Teil  seines  Buchs  mancherlei  Belehrung. 
Freiburg  i.  B.  G.  v.  Below. 


Denkmäler   der    deutschen   Kulturgeschichte.      Herausgeg. 

von  Prof.  Dr.  Georg  Steinhausen.     Zweite  Abteilung:   Ordnungen. 

Deutsche   Ilofordnungen    des  16.  und  17.  Jahrhunderts.     Herausgeg. 

von   Dr.  Arthur   Kern.     Zwei  Bände,   1905  und   1907.     315  und 

263  Seiten. 
Aus  dem  reichen  Material,  das  wohl  die  meisten  fürstlichen  Archive 
für  die  Geschichte  der  deutschen  Höfe  liefern,  greift  A.  Kern  die  Hol- 
ordnungen des  16.  und  17.  Jahrhunderts  heraus  und  vereinigt  sie  in 
zwei  Bänden,  von  denen  der  erste  vier  nordostdeutschen,  der  zweite 
zehn,  meist  süddeutschen  Höfen  gewidmet  ist.  Der  überwiegende  In- 
halt dieser  Ordnungen  rechtfertigt  den  Gedanken,  sie  in  erster  Linie 
der  Kulturgeschichte  im  engeren  Sinn  dienstbar  zu  machen,  obwohl 
dabei  auch  für  die  politische  Geschichte,  besonders  für  die  Entwick- 
lung des  Beamtentums,  manches  von  Bedeutung  ist.  Als  Ganzes  ge- 
nommen wirkt  der  angesammelte  Stoff  trotz  vieler  interessanter  Einzel- 
heiten einförmig  und  ermüdend,  andererseits  hat  doch  gerade  die 
Zusammenstellung  der  Ordnungen  aus  weit  zerstreuten  Gebieten  ein 
wertvolles  Vergleichsmaterial  geliefert. 

Vergleicht  man  nun  aber  bei  einem  einzelnen  Territorium  das  von 
Kern  Gebotene  mit  der  archivalischen  Überlieferung  und  stellt  man 
seiner  Leistung  die  wirklich  zu  lösende  Aufgabe  gegenüber,  so  erheben 
sich  gegen  die  Anlage  des  Werkes  mannigfache  Bedenken.  Für  Württem- 
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herg,  das  ich  hierbei  zugrunde  lege,  gibt  Kern  drei  Stücke,  eine  aus- 
führliche Hofordnung  des  Herzogs  Johann  Friedrich  von  1614  und 
dann  zwei  kurze  Aufzeichnungen  von  Herzog  Christoph  aus  der  Zeit, 
da  er  als  Statthalter  seines  Vaters  in  Mömpelgard  Hof  hielt  (1549, 
1550).  Das  zweite  dieser  Stücke  trägt  die  Überschrift  „Verzaichnus, 
waß  morgen  (nicht:  morgens)  den  hofgesinden  furgehalten  soll  werdeu", 
ist  also  zunächst,  wie  auch  der  Anfang  zeigt,  nur  zur  einmaligen  Ver- 
kündigung am  andern  Tag  bestimmt  und  darf  nicht  als  „Hofordnuug" 
bezeichnet  werden.  Bei  der  Hofordnung  von  1614  gibt  Kern  noch 
die  Abweichungen  zweier  Ordnungen  desselben  Herzogs  von  1611 
und  1618  und  fügt  am  Schluß  auch  die  Änderungen  der  Hofordnungen 
von  1660,  1685,  1696  an.  Dagegen  fallen  die  wichtigen  Ordnungen 
für  den  Stuttgarter  Hof  aus  dem  16.  Jahrhundert  völlig  unter  den  Tisch; 
einmal  eine  Hofordnung,  die  ein  (noch  nachzuprüfender)  älterer  Archiv- 
vermerk dem  Herzog  Ulrich  zuschreibt;  ferner  eine  Hofordnung  des 
Herzogs  Christof  von  1556,  von  der  auch  das  Konzept  mit  vielen 
eigenhändigen  Notizen  des  Herzogs  erhalten  ist,  weiter  eine  Hoford- 
nung des  Herzogs  Ludwig  von  1587,  die  mit  der  bei  Kern  gedruckten 
von  1614  größtenteils  wörtlich  übereinstimmt.  Neben  diesen  Gesamt- 
ordnungen hegen  eine  Reihe  von  SpezialOrdnungen:  so  eine  Ordnung 
für  das  Mahlen  und  Backen  am  Hof  von  1540,  zwei  Bestimmungen, 
wie  es  auf  der  edlen  und  der  unedlen  Jungfrauen  im  Frauenzimmer 
Hochzeiten  gehalten  werden  soll;  eigenhändige  Aufzeichnungen  des 
Herzogs  Christoph  über  die  Verteilung  der  Trinkgelder  unter  „die  vier 
Ämter"  (Silberkammer,  Lichtkammer,  Kellerkammer,  Küche)  von  1552, 
Setzordnung  von  1569  usw.  Den  Mömpelgarder  Ordnungen  Christophs 
stehen  noch  eine  Stallordnung,  eine  Kellerordnung,  eine  Bäckerordnung 
und  anderes  zur  Seite.  Diese  eigentUchen  Ordnungen  sind  aufs  engste 
verwachsen  mit  einem  sehr  reichen  Bestand  von  Akten  über  Anstellung 
und  Entlassungen  von  Hofbeamten,  Dienstinstruktionen,  Verhandlungen 
über  Reform  des  Hofes,  Verzeichnissen  der  Hofbeamten  usw.,  welche 
um  so  weniger  ignoriert  werden  durften,  als  sie  zum  Teil  viel  weiter 
zurückreichen  als  die  Ordnungen  selbst.  Schon  für  das  15.  Jahrhundert 
ließe  sich  aus  diesen  Quellen  ein  genaues  Bild  des  württembergischen 
Hoflebens  gewinnen.  Was  Kern  aus  diesem  überreichen  StotF  heraus- 
gegriffen hat,  ist  keineswegs  das  wichtigste;  es  sieht  aus,  als  hätte 
der  reine  Zufall  die  Wahl  geleitet. 

Daß  sich  Kern  mit  dieser  Auswahl  begnügen  konnte,  hängt  mit 
der  unzureichenden  Verarbeitung  seiner  Stücke  zusammen.  Solche 
Ordnungen  sind  von  jeher  großenteils  nach  Vorlage,  teils  eigener,  teils 
fremder,  gearbeitet,  und  die  Aufgabe  des  Herausgebers  ist  es,  so  weit 
als  möglich  die  neuen  Zutaten  von  den  übernommenen  Sätzen  zu 
unterscheiden.  So  ließe  sich  die  von  Kern  gedruckte  württembergische 
Ordnung  von  1614  in  Stücke  von  sehr  verschiedenem  Alter  auflösen. 
Wenn  S.  114  eine  badische  Ordnung  gegeben  wird,  die  als  Überarbei- 
tung einer  württembergisclien  bezeichnet  ist,  so  müßte  der  württem- 
bergische und  der  badische  Anteil  im  Druck  unterschieden  werden, 
und  wenn  nicht  selten  von  einem  Hof  mehrere,  sich  eng  berührende 
Ordnungen  vorUegen,  so  müßte  auch  hier  der  Fortschritt  von  der  einen 
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zur  andern  deutlich  gekennzeichnet  sein.  Nur  für  ihre  Entstehungszeit 
sind  die  einzehien  Bestimmungen  in  vollem  Umfang  charakteristisch. 
Deshalb  liegt  in  der  Sonderuug  der  jedesmaligen  Zutaten  von  dem 
mechanisch  sich  fortschleppenden  alten  Bestände  der  eigentliche  Schlüssel 
zur  historischen  Verwertung  dieser  Ordnungen. 

Würden  die  beiden  Bände  Kerns  das  volle  Material  für  nur  zwei 
Höfe,  etwa  einen  norddeutschen  und  süddeutschen,  in  genügender  Ver- 
arbeitung bringen,  so  wäre  der  Ertrag  auch  für  die  „Kulturgeschichte" 
reicher  als  bei  dem  jetzigen  Werke.  Je  mehr  sich  die  „Kulturgeschichte" 
in  der  Darbietung  ihres  Stoffes  den  bewährten  Methoden  der  „politi- 
schen" Geschichte  anpaßt,  desto  leichter  wird  sie  sich  vor  dem  Ver- 
sinken in  öde  Altertümelei  bewahren. 

Stuttgart.  Viktor  Ernst. 


H.  E.  Becht,  Statistische  gegevens  betreffende  den  haudels- 
omzet   van   de  Republiek  der  Vereenigde  Neder landen 
gedurende    de    17^    eeuw    (1579 — 1715).     Academisch   pruef- 
schrift.     s'Graveuhage,  Firma  L.  J.  C.  Boucher.    1908.    206  S.    8". 
Der  Verfasser  dieser  Amsterdamer  Dissertation  hat  sich  die  mühe- 
volle, aber  lohnende  Aufgabe  gestellt,  aus  den  in  holländischen  Archiven 
bewahrten  Abrechnungen  über  die  Erträge  der  Schiffsgelder  den  jähr- 
lichen Umsatz  herauszurechnen.    Die  vorliegende  Abhandlung,  die  den 
Zeitraum  von  1579—1715  umfaßt,  bietet  leider  noch  keinen  Abschluß 
der  Untersuchungen,  sie  will  nur  eine  Grundlage  für  weitere  Arbeiten 
auf  diesem  Gebiete  schaffen.    Mit  großem  Fleiß  hat  B.  das  ungedruckte 
Material  der  Stadtarchive  von  Amsterdam  und  Rotterdam,  der  Reichs- 
archive im   Haag   und   in   Middelburg,    wo   sich   überraschend   reiche 
Funde   ergaben,    durchforscht   und   die   gewonnenen  Resultate   in   drei 
gut  geordneten  Tabellen  niedergelegt. 

Für  eine  Statistik  des  niederländischen  Handelsumfangs  vom  Aus- 
gang des  16.  bis  zum  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  bilden  die  zum 
großen  Teil  noch  erhaltenen  Rechnungsabschlüsse  der  Convoi-  und 
Lizentgelder  die  Hauptquelle.  Neben  den  Steuern  der  Generalitätslande 
waren  diese  in  der  ganzen  Republik  erhobenen  Gebühren  bis  tief  ins 
17.  Jahrhundert  hinein  die  einzigen  selbständigen  Einnahmen  der  nieder- 
ländischen Union.  Alle  Kauffahrer,  die  sich  zur  Zeit  des  spanischen 
Krieges  dem  Schutzgeleit  von  Kriegsschiffen  anvertrauten,  mußten 
eine  bestimmte  Convoiabgabe  an  die  Admiralitäten  entrichten,  während 
man  von  Seglern,  die  den  Kurs  nach  den  südlichen  Niederlanden  oder 
nach  der  iberischen  Halbinsel  lenkten,  ein  Lizentrecht  forderte.  Beide 
Auflagen  wurden  vom  Wert  der  ein-  und  ausgehenden  Waren  erhoben 
und  dienten  zum  Unterhalt  der  Kriegsflotte.  Auch  nach  dem  west- 
fälischen Friedensschlüsse  behielt  die  Republik  die  Convois  und  Li- 
zenten  bei;  als  mäßige  Finanzzölle  haben  sie  bis  zum  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  fortbestanden.  Im  zweiten  Kapitel  seines  Buches 
widmet  Becht  ihrer  Geschichte  eine  eingehende  Betrachtung.  Er  er- 
läutert Ursprung,  Beschaffenheit   und  Zweck    der  beiden  Schiffsgelder, 
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schildert  Art  und  Weise  der  Erhebung  und  stellt  Vergleiche  zwischen 
den  mehrfach  modifizierten  Tarifen  an.  Eine  gute  Vorstellung  von 
dem  Schwanken  der  Sätze  gibt  uns  der  Verfasser,  indem  er  die  Ab- 
änderung der  Tarife  an  verschiedenen  Beispielen  erläutert.  So  waren 
—  um  einen  Artikel  herauszugreifen  —  für  100  Pfund  holländischen 
Süßmilchkäse,  wenn  er  nach  Deutschland,  England  etc.  ausgeführt 
wurde,  1603  =  2  fl.,  1605  =  0,75  fl.,  1625  =  2  fl.,  1651—55  =  1  fl. 
zu  zahlen. 

Den  Betrachtungen  über  die  historische  Entwicklung  der  Convois 
und  Lizenten  läßt  B.  die  Geschichte  der  „kleineren"  Auflagen  folgen, 
unter  denen  die  Last-  und  Veilgelder  die  Hauptrolle  spielen.  Auch 
hier  führt  er  die  Untersuchung  in  der  oben  angedeuteten  Weise,  aber 
seine  Darlegungen  haben  lediglich  dekorativen  Zweck,  da  eine  Ver- 
arbeitung der  in  den  Last-  und  Veilgeldrechriungen  enthaltenen  Ziffern 
nicht  vorgenommen  ist,  sondern  erst  für  später  in  Aussicht  gestellt 
wird. 

Die  schon  erwähnten  drei  Tabellen  umfassen  daher  nur  Zahlen, 
die  B.  aus  den  Registern  der  Convoi-  und  Lizenteinnahmen  gezogen 
hat.  Nr.  I  gibt  eine  Übersicht  über  die  jährlichen  Einnahmen  der 
Admiralitäten  von  Amsterdam,  Rotterdam,  Hoorn-Enkhuizen,  von  See- 
land und  Friesland  (1579 — 1715).  In  der  zweiten  Tabelle  stellt  der 
Verfasser  die  Beträge  zusammen,  die  im  Jahre  1627  monatlich  auf 
allen  Haupt-  und  Nebenkontoren  gebucht  wurden,  während  die  dritte 
Liste  die  Summen  der  Jahr  für  Jahr  in  Amsterdam,  Arnheim,  Rotter- 
dam, Dordrecht,  Nymwegen,  Herzogenbusch,  Enkhuizen,  Zwolle,  Middel- 
burg,  Vlissingen,  Harlingen  und  Groningen  bezahlten  Abgaben  anzeigt. 
Wir  erhalten  also  eine  Ziffernmenge,  die  zwar  große  Lücken  aufweist, 
aber  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin  zu  näherer  Untersuchung 
Anregung  bietet.  Leider  hat  B.  darauf  verzichtet,  das  mit  so  vieler 
Mühe  ans  Licht  gezogene  Material  sofort  nach  Kräften  auszunutzen. 
Mit  fast  verdächtigem  Eifer  versichert  er  dem  Leser  immer  wieder, 
ihm  sei  es  zunächst  nur  darum  zu  tun  gewesen,  statistische  Angaben 
zu  sammeln  und  sie  in  den  Gebrauch  der  wissenschaftlichen  Welt  zu 
stellen.  An  eine  Verwertung  der  Funde  könne  erst  gedacht  werden, 
wenn  das  ganze  in  den  Archiven  noch  vorhandene  Zahlenmaterial  bis 
ins  Detail  verarbeitet  dem  Forscher  vorliege.  Eine  Auffassung,  über 
deren  Berechtigung  sich  angesichts  der  reichen  Ergebnisse  streiten 
läßt,  zumal  da  es  sehr  zweifelhaft  ist,  ob  weitere  Nachforschungen 
noch  einmal  solche  Resultate  erzielen  werden.  Die  in  den  Tabellen 
zusammengefügten  Zifferreihen  bieten  so  viel  Neues,  daß  wenigstens 
ein  Versuch,  ihnen  Leben  abzugewinnen  und  Fragen  von  allgemeiner 
Natur  an  sie  zu  richten,  gemacht  werden  mußte.  Einen  schwachen 
Anlauf  hat  B.  ja  auch  genommen,  aber  seine  „vorläufigen  Schluß- 
folgerungen" sind  nur  dürftige  Skizzen  und  erwecken  unwillkürlich 
den  Eindruck,  als  habe  dem  Verfasser  die  Kraft  gefehlt,  sich  über 
sein  Material  zu  stellen.  Mögen  auch  die  Zahlen  nicht  absolut  ein- 
wandfrei sein  —  Deklarationen  unter  dem  Werte  und  Umgehungen 
der  Vorschriften  waren  damals  an  der  Tagesordnung  — ,  mögen  die 
Totalziffern   vielleicht   nur   75  "/n  der  wirklich  umgesetzten  Werte  ent- 
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sprechen,  gegenüber  den  phantastischen  Schätzungen,  die  sich  in 
Chroniken  und  bei  zeitgenössischen  Schriftstellern  finden,  geben  uns 
die  Rechnungen  über  die  Convois  und  Lizenten  ziemlich  sichere  An- 
haltspunkte. 

Im  Interesse  seines  Buches  ist  es  jedenfalls  bedauerlich,  daß  B. 
sich  mit  der  Fertigstellung  des  Stoffes  für  den  Gebrauch  begnügte. 
Hätte  er  die  weitschweifigen  Kapitel  über  die  Geschichte  der  ver- 
schiedenen Gebühren  in  einen  einleitenden  Abschnitt  zusammengefaßt, 
die  Tabellen  in  die  Mitte  gestellt  und  nun  an  Hand  der  Ziffern  das 
Auf-  und  Niedergehen  der  Handelsbewegung  einer  gründlichen  Prüfung 
unterzogen,  seine  Arbeit  hätte  ein  ganz  anderes  Ansehen  gewonnen  und 
wäre  vielleicht  ein  Markstein  in  der  handelsgeschichtlichen  Forschung 
geworden.  Ergaben  spätere  Untersuchungen  genauere  Resultate,  so  wäre 
es,  da  die  Grundlinien  feststanden,  leicht  gewesen,  Lücken  auszufüllen 
oder  Verbesserungen  anzubringen.  Dann  hätte  B.  auch  den  Lohn  für 
seinen  Fleiß  erhalten.  Jetzt  aber  wird  er  zusehen  müssen,  wie  andere 
die  schönen  Funde  für  sich  ausbeuten  werden. 

Heidelberg.  Wätjen. 


A.  RfiBiLLON,   Les  Anc'iennes  Corporations  Ouvrih-es   et  Marchandes   de 
la  ville  de  Rennes.    In-S",  247  pp.    Paris,  Picard;  Rennes,  Plihon,  1902. 

L'ouvrage  de  M.  Rebillon  semble  etre  l'essai  d'un  debutant.  On 
s'en  apergoit  ä  quelque  Üottement  dans  la  composition  et  u  quelque 
gaucherie  dans  l'execution  de  son  travail.  Mais  ce  sont  de  bien 
minimes  defauts  dans  une  oeuvre  qui  par  la  conscience  des  recherches, 
la  precision  des  renseignemens  et  la  clarte  de  l'ensemble,  se  classe 
parmi  les  meilleures  auxquelles  ait  donne  lieu  l'histoire  des  corporations 
ouvrieres.  On  y  sont  deja  la  trace  d'une  methode  excellente,  l'action 
d'une  veritable  education  scientifique,  c'est-ä-dire  les  qualites  qui  fönt 
defaut  a  la  plupart  des  etudes  analogues  entreprises  jusqu'ici  dans  un 
grand  nombre  de  nos  provinces.  En  resume,  le  debut  de  M.  R^billon 
est  de  ceux  qui  sont  pleins  de  promesses,  et  montrent  qu'il  a  un 
teraperament    de   veritable   historien   des  faits  economiques  et  sociaux. 

L'auteur  a  conduit  son  enquete  avec  un  soin'scrupuleux,  ne  negligeant 
aucune  source  accessible.  Les  archives  municipales  de  Rennes  et  les 
archives  departementales  d'IUe  et  Vilaine  ont  ete  minutieusement  ex- 
plorees  par  lui.  Statuts  corporatifs,  livres  de  comptes  et  registres  de 
communautes;  dossiers  des  proces;  actes  et  arrets  divers;  correspon- 
dance  des  intendans,  ont  ete  analyses  et  utilises.  Les  nombreux  docu- 
ments  qu'il  a  etudies  sont  mis  ä  profit  dans  un  expose  dont  la  trame 
est  serree  et  oü  il  n'y  a  pas  de  developpement  inutile.  On  souhaiterait 
meme  parfois  que  le  jeune  historien  eut  ^te  moins  sobre  de  renseigne- 
ments  sur  certains  points. 

C'est  ainsi  que  la  premiere  partie,  sorte  de  tableau  de  la  for- 
mation    des  corporations  rennaises,   apparait  un  peu    etrique:   l'expose 
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ilevrait  etre  plus  nourri.  II  y  avait  la  matiere  ä  2  ou  3  chapitres, 
en  distinguant  les  periodes.  C'est  par  exces  de  discretiou,  pour 
ne  pas  paraitre  alourdir  sou  expose,  que  l'auteur  n'a  pas  profite  de 
tous  les  Clements  d'information  dont  il  disposait.  Quoique  trop  bref, 
ee  chapitre  fournit  de  precieux  details.  On  y  assiste  au  developpe- 
ment  economique  de  la  capitale  bretonne.  Ses  relatious  commerciales 
avec  la  Flaudre,  l'AugleteiTe,  l'Espagne,  l'Allemagne,  la  Normandie, 
la  Guienne  y  sont  brievement  indiijuees.  L'activite  de  ses  marchands 
et  leur  role  dans  le  commerce  provincial  y  sont  fidelement  notes. 
Au  milieu  des  metiers  industriels,  on  aper^-oit  l'importance  que  prennent 
deux  Industries,  celles  de  la  tannerie  et  de  la  teinturerie,  nees  des 
circonstances  favorables  du  milieu  agricole.  Puis,  avec  la  centrali- 
sation  administrative  et  ia  concentration  industrielle  naissante,  on 
voit  se  produire  la  decadence  de  l'industrie  et  du  commerce  rennais 
au  XVIIö  et  au  XVIIP  siecle.  Rennes  devient  une  ville  administrative  et 
judiciaire,  dont  les  sept  tbires  ne  suffisent  pas  ä  ranimer  l'activite 
commerciale  et  dont  le  mouvement  industriel  se  restreint  a  l'appro- 
visionnement  du  marclie  local.  Dans  la  seconde  moitie  du  18«  siecle, 
quelques  grands  etablissemens  de  faiencerie  et  de  chapellerie  s'y 
organisent.  Ils  ne  suffisent  pas  a  donner  ä  la  capitale  de  la  Bretagne 
l'aspect  d'une  ville  de  grande  Industrie^). 

Les  communautes  industrielles  et  marchandes  de  Rennes  appai-tiennent 
donc  au  groupe  de  la  petite  Industrie  et  du  petit  commerce,  predominant, 
meme  ä  la  veille  de  la  Revolution,  dans  l'ancienne  France.  L'ouvrage 
de  M.  Rebillon  prouve  l'exactitude  du  fait  general  expose  dejä  ailleurs 
par  l'auteur  du  present  compte-rendu  -).  II  montre  qu'en  Bretagne  comme 
en  Poitou  la  forme  corporative  a  ete  au  Moyen-Age  limitee  ä  un  petit 
nombre  de  communautes  de  metiers,  et  qu'elle  est  i-est^e,  meme  aux 
temps  modernes,  restreinte  ä  une  proportion  plus  ou  moins  grande  de 
groupemens  industriels  ou  commer^-ans  privilegies.  Avant  1340,  aucun 
document  ne  mentionne  a  Rennes  de  communaute  organise  en^iw-awc^e; 
les  Premiers  Statuts  que  l'on  possede  pour  cette  ville  sont  ceux  des 
boursiers-gantiers-blanconniers  (1395).  Lorsque,  au  XV"  et  au  XVP  siecle, 
les  artisans  se  groupent,  tantot  spontanement,  tantot  contraints,  en 
corporations  jurees,  la  plupart  des  metiers  restent  cependant  libres. 
Successivement,  30  metiers  rennais  re^oivent  la  forme  corporative.  Au 
milieu  du  XVIII"  siecle  (1755),  on  compte  seulement  24  metiers  jures 
ä  Rennes  et  64  metiers  non  jures.  Les  constatations  de  M,  Rebillon 
concordent  avec  les  notres  sur  un  autre  point.  EUes  demontrent  que 
les  Privileges  corporatifs  appartinrent  surtout  aux  metiers  de  premiere 
necessite  (alimentation,  habillement  et  equipement,  bätiment),  soit  que 
ceiix-ci  les  aient  sollicites,  soit  qu'on  les  ait  concedes,  en  leur  imposant 
originairement  des  charges  equivalentes.  La  liberte  du  travail,  d'ailleurs 
bornee,  dont  on  pouvait  avoir  alors  l'idee,  aurait  donc  et6  sous  l'ancien 


1)  A.  Rebillon,  pp.  IB  ä,  20. 

2)  P.  BoissoNNADE,   Histoirc   de  V Organisation  du  Travail  en  Poitou, 
torae  II,  chap.  1". 
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regime  plus  repandue  qu'on  ne  le  croit  d'ordinaire,  et  le  regime 
corporatif  semble  avoir  ete  lirnite  ä  la  partie  la  moins  nombreuse  du 
monde  industriel,  du  moins  avant  la  generalisation  du  Systeme  regle- 
mentaire  tentöe  par  Colbert. 

Limitant  son  sujet  ä  l'etude  des  anciennes  corporations  rennaises, 
M.  Rebellon  a  et6  amene  ä  montrer  quelle  etait  l'organisation  du 
regime  corporatif  ä  Rennes,  et  quels  avaient  ete  les  rapports  de  ces 
communautes  avec  le  milieu  politique  ou  social  representö  par  les 
pouvoirs  locaux  ou  par  le  pouvoir  central.  Deux  idees  generales,  qui 
ne  sont  pas  assez  nettement  6noncees  dans  cet  expose  et  qui  se  de- 
gagent  plutöt  des  faits  analyses  par  l'auteur,  dominent  toute  la  seconde 
et  la  troisieme  section  du  travail  de  M.  Rebillon^).  Le  caractere 
oppressif  de  l'organisation  corporative  ressort  avec  force  des  chapitres 
oü  sont  decrits  les  traits  essentiels  des  communautes  jurees.  C'est  la 
meilleure  partie  du  livre,  et  ces  10  chapitres,  tres-nourris  dans  leur 
precision,  sont  extremement  instructifs-).  Les  dures  regles  de  l'ap- 
prentissage  et  de  la  maitrise  apparaissent  ä  Rennes  combinees  de 
maniere  ä  reserver  le  patronat  ä  un  petit  nombre  de  privilegies. 
L'apprenti ,  auquel  on  impose  des  conditions  de  religion ,  d'origine, 
d'honorabilite,  est  astreint  de  plus  ä  faire  enregistrer  son  brevet  sur 
le  registre  {deal)  de  la  communaute  et  ä  payer  un  droit  assez  onereux 
(10 1  pour  les  apprentis  marchands).  La  limitation  du  nombre  des 
apprentis  restreint  celui  des  candidats  a  la  maitrise.  L'apprenti  qui 
a  pu  resister  au  regime  de  travail  (12  ä  14  lieures  par  jour  de  besogne, 
interrompue  seulement  par  les  repas),  impose  par  les  Statuts,  est  juge 
apte  a  devenir  maitre,  sans  passer  par  le  compagnonnage.  Mais  s'il 
possede  en  principe  le  droit  d'aspirer  a  la  mattrise,  il  s'en  faut  de 
beaucoup  qu'il  arrive  aisement  ä  la  dignite  de  mattre.  II  se  heurte 
en  eflet  aux  Privileges  des  fils  et  des  gendres  de  mattres,  a  ceux  des 
titulaires  de  lettres  de  maitrise,  aux  difficultes  du  chef  d'oeuvre,  oii 
eclatent  les  sentiments  malveillans  des  mattres  ä  l'egard  des  aspirants  ^). 
L'etroitesse  d'esprit  et  l'egoisme  des  corporations  apparaissent  encore 
plus  clairement  dans  les  reglemens  qui  les  r^gissent.  A  Rennes,  on 
observe  comme  ailleurs,  l'existence  de  ces  monopoles  favorables  aux 
metiers  jures  urbains  et  qui  leur  permettent  d'exploiter  leur  specialite 
sans  concurrents,  ainsi  que  ces  ordonnances  qui  multiplient  les  precautions 
contre  les  marchands  ou  les  industriels  forains.  EUes  donnent  lieu  ä 
des  querelles  interminables  entre  forains  et  domicilies,  entre  metiers 
jures  et  metiers  non  jures,  entre  negocians  en  gros  et  marchands  au 
detail,  entre  marchands  jures  et  marchands  privilegies  des  voütes  du 
Palais  du  Parlement.     Comme   ran^on   du   monopole,   les   corporations 


1)  L'auteur  a  divise  son  travail  en  4  parties  qu'il  eut  pu  rameuer  ä,  3 
(formation  —  organisatiou  des  corporations  —  rapports  avec  le  pouvoir  et 
chute  du  regime  corporatif). 

2)  Malheureuseinent,  il  y  a  de  proportion  entre  cette  partis  qui  compte 
10  chapitres  (pp.  53  ä  120)  et  la  l^re  et  la  2^  qui  a'en  ont  chacune  qu'l. 

3)  Rebillon,  pp.  55 — 78. 
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rennaises  sont  astreintes  ä  une  foule  de  reglemens  d'hygiene,  de  fabri- 
ration,  de  vente,  de  police  generale,  qiii  ont  pour  corollaire  tout  un 
Systeme  de  controle  et  de  surveillance,  de  marques  de  fabrique  et  de 
vente,  de  visites  a  I'atelier  et  ä  la  halle  ou  au  mai'che  ou  au  bureau 
des  marchands,  de  saisies  et  de  confiscations  ^). 

M.  Rebillon  decrit  avec  la  meme  precision  les  institutions  admini- 
stratives et  charitables  des  corporations.  Avec  lui,  on  peut  remarquer 
que  cette  autonomie  corporative,  dont  le  principe  presentait  tant 
d'avantages,  se  trouva,  dans  la  pratique,  entachee  de  nombreux  abus. 
Les  assemblees  des  communautes  sont  plus  ou  moins  irregulieres ;  les 
elections  des  officiers  de  la  Corporation  {eins  ou  r/'säeicrs-examinateurs 
—  prevots  ou  jures)  parfois  entachees  d'illegalite ;  l'irregularite  de  leur 
gestion  financiere  est  maintes  fois  signalee.  Les  corporations  rennaises 
apparaissent,  surtout  au  XVIIP  siecle,  pietrement  administrees,  et,  malgre 
ieurs  ressources,  reduites  par  leur  manie  processive  on  par  les  exigences 
du  fisc  ä  un  etat  voisin  de  la  detresse.  Le  deficit  devient  chronique, 
et  c'est  par  voie  de  taxes  directes  {esgail)  sur  les  membres  de  la 
Corporation  qu'on  est  force  de  le  combler  annuellement. 

Des  le  milieu  du  XIV''  siecle,  les  metiers  rennais  s'etaient  groupes 
en  confreries  dont  la  formation  prepara  l'organisation  des  jurandes. 
Ayant  Ieurs  chapelles,  Ieurs  autels,  leui's  fonds  de  reserve,  Ieurs  ad- 
ministrateurs,  elles  ont  Jone  dans  la  vie  des  corporations  un  role  qui 
fut  d'abord  actif,  mais  qui  se  limite  depuis  le  XVP  siele  ä  des  pratiques 
de  devotion  formaliste  et  etroite.  Les  communautes  de  Rennes  ont 
egalement  tente  de  creer  une  sorte  d'assistance  mutuelle,  sous  forme 
de  secours  aux  patrons  et  ouvriers  indigens,  de  rentes  alloues  aux 
veuves  de  maitres,  d'allocations  aux  orphelins,  fils  de  maitres.  Toute- 
fois,  il  convient  de  remarquer  encore  ä  cet  egard  que  cette  assistance 
ne  semble  pas  avoir  ete  organisee  d'une  maniere  tres-forte,  qu'elle 
n'a  pas  ete  exercee  par  l'ensemble  des  corporations,  mais  seulement 
par  quelques-unes,  et  qu'elle  a  ete  limitee  en  general  aux  familles  de 
patrons  ^')- 

Au  reste,  celles-ci  vegetaient  souvent  dans  la  gene.  Si  l'on  en  excepte 
quelques-unes,  telles  que  les  communautes  des  marchands  merciers  et 
des  bouchers,  les  corporations  rennaises,  du  moins  au  XVIIP  siecle,  ne 
renfermaient  guere  que  des  maitres  dont  la  condition  etait  voisine  de 
la  raisere.  Tel  etait  le  cas  de  15  metiers  jures  sur  24,  et  de  50  metiers 
libres  sur  55.  La  Situation  des  ouvriers  se  trouvait  encore  plus  precaire. 
Opprimes  par  les  reglemens,  sans  protection  contre  l'arbitraire,  exclus 
des  assemblees  de  metiers,  obliges  pour  se  faire  embaucher  de  recourir 
ä  l'intervention  capricieuse  et  partiale  des  prevots,  ils  sont  astreints  ä  un 
labeur  epuisant  de  11  ä  15  heures  par  jour,  peuvent  etre  transferes,  par 
decision  des  patrons  assembles,  d'un  atelier  ä  l'autre,  sont  traites  en 
criminels  quand  ils  osent  se  mettre  en  greve^).    Dans  l'organisation  du 


1)  Rebillox,  pp.  78—92. 

2)  Rebillon,  35,  107—109. 

3)  Rbbillon,  109,  114. 
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travail  comme  dans  l'organisation  de  la  societ6,  l'ancien  regime,  depiiis  le 
XV«  siecle,  n'a  su  aboutir  qu'ä  recrasement  du  faible  et  qu'a  la  consoli- 
dation  du  mouopole  de  quelques  privilegies.  Teile  est  la  conclusion 
qu'on  peut  retirer  de  l'etude  de  M.  Rebillon. 

A  la  tyrannie  corporative  s'ajoute  le  despotisme  du  pouvoir.  II 
est  en  germe  dans  les  deux  siecles  qui  precedent  le  colbertisme,  et 
s'il  n'a  pas  et6  alors  tres-genant,  c'est  que  le  pouvoir  central  represente 
d'abord  par  les  ducs  de  Bretagne,  puis  par  les  reis  de  France,  manquait 
de  continuite  dans  les  desseins  et  d'energie  dans  Taction.  Mais,  nos 
propres  recherches  sur  les  origines  et  les  progres  du  Systeme  regle- 
mentaire  permettent  d'affirmer  que  Intervention  de  l'Etat  dans  la  vie 
industrielle  et  en  general  dans  la  vie  economique  remonte  ä  la  naissance 
meme  des  temps  modernes.  M.  Rebillon  a  decouvert  un  regleraent 
du  duc  Jean  V  de  Bretagne  qui  des  1424  fixe  les  conditions  du  travail 
et  du  commerce,  determine  les  salaires,  et  astreint  les  ouvriers  ä  des 
obligations  precises.  Des  le  XIV«  siecle,  on  trouve  des  ordonnances 
royales  analogues.  Ce  fait  c'est  donc  pas  isole.  Au  XV*^  et  au 
XVI«  siecle,  il  est  vrai,  le  pouvoir  central  en  Bretagne  se  borne  a 
approuver  les  Statuts  ou  Privileges  corporatifs,  a  interdire  les  confreries 
ou  congregations  illicites,  a  favoriser  l'organisation  des  jurandes,  et  ä 
creer  des  lettres  de  maitrise^).  Toutefois,  il  ne  faut  pas  oublier  qu'ä 
plusieurs  reprises,  les  Valois  et  les  premiers  Bourbons  ont  essaye  de 
reglementer  d'une  maniere  generale  le  travail.  Si  les  documents 
speciaux  ä  la  Bretagne  ne  fönt  pas  mention  de  ces  ordonnances,  il 
n'en  est  pas  moins  certain  que  dans  cette  province  comme  dans  les 
autres,  s'est  produit  un  essai  de  reglementation,  dont  la  trace  s'est 
effacee,  parce  que  la  royaute  ne  sut  pas  vaincre  la  resistance  ou 
l'inertie  des  organisations  locales.  Avec  Louis  XIV  et  avec  Colbert, 
le  Systeme  reglementaire  triomphe.  M,  Rebillon  a  expose  dans  une 
Serie  de  chapitres  tres  nourris  la  plupart  des  formes  que  revetit  l'inter- 
vention  royale.  II  explique  clairement  quels  furent  les  effets  de  la 
politique  des  reglements  pour  trois  principaux  raetiers,  ceux  des  orfevres, 
des  chirurgiens  barbiers,  des  libraires  et  imprimeurs-).  II  est  regrettable 
qu'il  n'ait  pas  pousse  plus  loin  ses  recherches,  qu'il  ne  les  ait  pas 
etendues  aux  autres  communautes,  dont  certaines,  celles  des  textiles 
et  de  l'habillement,  par  exemple,  subirent  tout  autant  les  exigences 
du  pouvoir  central. 

Parfois  ces  exigences  furent  inspirees  par  le  souci  de  l'interet 
public,  bien  ou  mal  entendu.  On  n'en  saurait  dire  autant  des  creations 
(Voffices  et  des  lettres  de  maitrise'^),  simples  expediens  fiscaux  qui 
contribuerent  ä  la  ruine  des  metiers  plus  encore  que  la  mauvaise  ad- 
ministration  des  maitres.  A  l'extension  croissante  de  la  tuteile  ad- 
ministrative sur   les   communautes  se  rattache  la  question  de  la  juri- 


1)  Rkbillon,  33 — 52;   ce  chapitre  aurait  du  etre  place,   semble-t-il,   au 
flebut  de  la  3'-  partie. 

2)  Rebillon,  pp.  120—156. 

3)  Rebillon,  pp.  156—160. 
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diction^),  qui  avant  1669  est  partagee  en  Bretagne  entre  les  tribunaux 
ordinaires  et  le  senechal,  et  qui,  depuis  Colbert  ou  ses  successeiirs,  est 
attribuee  aux  tribunaux  munieipaux  et  aux  intendans,  sauf  appel  au 
Parlement  et  au  Conseil  du  roi.  De  lä,  des  conflits  entre  les  juges 
de  police  de  Rennes  et  les  intendans  de  Bretagne  qui  se  poursuivent 
pendant  une  partie  du  XVIIP  siecle. 

Au  milieu  de  ce  siecle,  on  commence  a  apercevoir  les  vices  du 
regime  corporatif  et  du  Systeme  reglementaire.  L'idee  des  reformes 
nait  dans  la  haute  administration  elle-meme.  D'apres  M.  Rebillon, 
des  1755  on  projette  la  reorganisation  des  communautes  d'arts  et  metiers 
en  Bretagne.  Puis  apparaissent  les  projets  de  Bertin  (1761),  l'edit  de 
mai  1767,  l'edit  de  fevrier  1776.  Le  plus  interessant  de  ces  plans 
pour  la  Bretagne  est  celui  de  Tolosan  (1781) :  il  tendait  ä  autoriser  le 
cumul  des  metiers  et  ä  faciliter  la  liquidation  des  dettes  des  com- 
munautes. Mais  comme  il  renforgait  l'autorite  des  intendans  sur  les 
corporations,  il  se  heurta  ä  l'opposition  entet6e  du  Parlement  de  Rennes 
et  des  Etats  de  Bretagne.  Ces  derniers  en  vinrent  (21  janvier  1783), 
par  haine  pour  le  pouvoir  central,  ä  se  reclamer  des  maximes  de  la 
liberte  ecnnomique  absolue,  a  proclamer  que  la  „concurrence  est  la 
base  des  arts  et  du  commerce",  et  ä  demander  l'abolition  des  privileges, 
des  monopoles  et  des  reglemens-)  au  point  de  vue  economique. 
C'etaient  d'etranges  theories  dans  la  bouche  des  privilegies  qui  com- 
posaient  les  Etats,  et  il  est  permis  de  suspecter  la  sincerite  de  ceux 
qui  les  mettaient  en  avant.  En  tout  cas,  elles  ne  representaient  nulle- 
ment  l'opinion  des  communautes  rennaises,  qui,  dans  leurs  cahiers  de 
doleances  en  1789,  se  bornent  ä  recriminer  contre  le  regime  politique, 
fiscal  et  social,  saus  emettre  le  moindre  voeu  pour  la  transformation 
du  Systeme  industriel-^).  Condamne  par  l'opinion,  aussi  bien  que  les 
autres  privileges,  le  monopole  des  jurandes  ne  devait  pas  d'ailleurs 
tarder  a  disparaitre,  et  les  corporations  jur6es  de  Rennes  furent 
dissoutes  apres  la  loi  du  17  mars  1791,  sans  que  leur  disparition  ait 
provoque  en  Bretagne  la  plus  petite  protestation.  A  vrai  dire,  elles 
n'avaient  jamais  ete  populaires,  et  les  classes  ouvrieres  n'avaient,  au 
moins  pendant  les  trois  derniers  siecles  de  l'ancien  regime,  jamais  eu 
ä  se  louer  d'un  Systeme  plus  favorable  ä  l'egoisme  de  quelques  patrons 
et  a  l'action  de  l'Etat  qu'aux  interets  des  masses  laborieuses  et  qu'ä 
l'esprit  d'initiative  individuelle.  Ces  conclusions  ressortent  de  l'ouvrage 
de  M.  Rebillon.  8oIide,  bien  informe,  clair,  il  merite  d'etre  siguale, 
malgre  quelques  legers  defauts,  comme  l'une  des  plus  importanta  essais 
ecrits  pendant  ces  dernieres  annees  sur  l'histoire  de  l'organisation  du 
travail  dans  les  provinces  de  l'ancienne  France. 

P.    BOISSONNADE. 


1)  M.  Rebillox  a  place  ce  chapitre  plus  haut,  pp.  114  et  suiv.,  de  sorte 
que  8on  exposö  reste  isol6  sans  lien  süffisant  avec  les  developpemens  qui 
precedent  et  qui  suivent  immediatement. 

2)  Rebillon,  4^  partie  chap.  VI,  166—184. 

3)  Ibid.  pp.  185  et  sq. 
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TT  ei  11  r  i  c  li  11  i  1 1  e  r  von  S  r  b  i  k  ,  Der  s  t  a  a  1 1  i  c  li  e  E  x  p  o  r  t  li  a  n  d  e  I 
Österreichs  von  Leopold  I.  bis  Maria  Theresia.  Unter- 
suchungen zur  Wirtschaftsgeschichte  Österreichs  im  Zeitalter  des 
Merkantilismus.  Mit  Unterstützung  der  Kaiserlichen  Akademie  der 
Wissenschaften  in  Wien.  Wien  und  Leipzig.  Wilhelm  Braumüller, 
K.  und  K.  Hof-  und  üniversitätsbuchhändler.  1907. 
Das  vorliegende,  aus  archivalisciiem  Quellenmaterial  herausgearbeitete, 
gründliche  und  den  wissenschaftlichen  Anforderungen  entsprechende 
Werk  behandelt  den  fiskalischen  Exporthandel  Österreichs  mit  dem 
Produkte  der  Qutcksilbergruben  von  Idria,  wozu  später  auch  das  der 
Siebenbürger  Grube  von  Zalakna  kam,  und  dem  Erzeugnis  der  ober- 
ungarischen ^)  Kupfergruben  von  Neusohl,  später  auch  der  von  Schmöl- 
nitz  an  der  Tatra  und  einiger  Banater  Gruben.  Es  ist  also  ein  Stück 
der  österreichischen  Finanzgeschichte  und  Domanialverwertung.  Der 
Verfasser  gibt  seiner  Darstellung  jedoch  einen  weiteren  Hintergrund, 
indem  er  sich  nicht  nur  in  theoretischen  Auseinandersetzungen  über 
den  Merkantilismus  ergeht,  sondern  auch  von  Zeit  zu  Zeit  Übersichten 
über  die  staatlichen  Bemühungen  um  die  Hebung  der  Volkswirtschaft 
im  Sinne  des  Merkantilismus  unter  Leopold  I.,  Joseph  L,  Karl  VI.  und 
den  Anfängen  Maria  Theresias  gibt,  die  unstreitig  zu  den  anziehendsten 
Partien  seines  Buchs  gehören,  aber  mit  dem  eigentlichen  Gegenstande 
seines  Buchs  nur  in  sehr  losem  Zusammenhang  stehen,  insofern  der 
Exporthandel  mit  Quecksilber  und  Kupfer  mit  dem  Merkantilismus  nur 
das  Streben  nach  Hereinziehung  fremden  Kapitals  in  das  Land  gemein 
hatte,  ohne  daß  dasselbe  für  die  Hebung  der  Volkswirtschaft  benutzt 
wurde.  Man  kann  also  nur  von  einer  Gleiclizeitigkeit,  einem  Parallelis- 
mus der  finanzpolitischen  und  der  volkswirtschaftlichen  Bemühungen 
der  Regierung,  nicht  von  einem  Ineinanderwirken  beider  sprechen. 
Der  eigentliche  Gegenstand  des  an  sich  vorzüglichen  Werks  führt  den 
Leser  in  das  Gebiet  von  Finanzoperationen,  deren  Darstellung  für  den 
im  Bank-  und  Finanzwesen  geschulten  Leser  großes  Interesse  hat,  für 
Jeden  andern  aber  überaus  anstrengend  und  dadurch  ermüdend  zu 
lesen  ist.  Für  die  österreichische  Staats-  und  Finanzgeschichte  ist  das 
SRBiKsche  Werk  in  hohem  Grade  wertvoll  durch  den  Einblick  in  die 
unsägliclien  Schwierigkeiten,  die  die  stete  Finanznot  der  österreichischen 
Politik  und  Kriegführung  bereitete,  und  darf  von  keinem  Geschichts- 
darsteller des  österreichischen  Staats  und  der  Zeit,  von  der  es  handelt, 
unbeachtet  bleiben. 

Als  Quellen  haben  dem  Verfasser  gedient  das  Hofkammerarchiv, 
Archiv  der  K.  und  K.  Statthalterei  in  Graz,  dessen  acht  Abteilungen 
besonders  zitiert  werden,  das  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv  in  Wien, 
insbesondere  die  Abteilung  HoUandica,  und  das  Archiv  der  K.  K.  Berg- 
direktion in  Idria,  das  dem  Verfasser  Abschriften  seiner  Akten  ge- 
sandt hat. 

Die  älteste  Form  der  Verwertung  der  fiskalischen  Bergwerkspro- 
dukte war  der  Appalt,   d.  h.  die  staatliclie  Verpachtung  der  Kameral- 


1)  Amtlich  jedoch  als  niederungarische  bezeichnet. 
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einnalimsquellen.  Die  Qnecksilhergruben  von  Idria  waren  seit  1580 
vollkommenes  Eigentum  des  Landesherrn  und  standen  seit  1619  unter 
der  Verwaltung  der  innerösterreichischen  Hofkaramer  in  Graz  für 
Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  das  Littorale.  Den  Appalt  hatte  zu- 
erst Albertinelli,  dann  Overholz,  von  1631 — 1648  Bartholomäus  Balbi 
von  Wolfsdorf  aus  Genua,  dann  Johann  Balbi.  Der  Gewinn  belief 
sich  jährlich  auf  80000  11.  bei  einem  Verkauf  von  3000  Ztr.,  beim 
Verkauf  von  1500—1800  Ztr.  auf  40000—45000  fl.  für  die  Hofkammer, 
für  den  Pächter  80 — 100  p.  Ct.  Die  Quecksilbertransporte  genossen 
Mautfreiheit,  was  bei  den  vielen  binnenländischen  Mauten  sehr  ins 
Gewicht  fiel.  Das  Schlimme  war  die  fortwährende  Geldnot  der 
kaiserlichen  Kasse,  die  bei  den  Appaltatoren  immer  neue  Anleihen 
machte;  sie  hatte  1646  bei  .Johann  Balbi  schon  215000  fl.  Schulden. 
Da  machte  1658  der  Hofkammerrat  bei  der  innerösterreicliischen 
Kammer  Inzaghi  den  Vorschlag,  den  Quecksilberhundel  in  fiskalische 
Regie  zu  nehmen  und  versprach  eine  Einnahme  von  150000  fl.  brutto 
jährlich  gegen  90000  beim  Appalt  und  100  fl.  Einnahme  vom  Zentner 
anstatt  50  fl.  Er  wurde  mit  dem  Hofkammerrat  Brenner  zum  Inspektor 
des  Quecksilberhandels  ernannt  und  brachte  ihn  auch  zur  Blüte;  die 
Produktion  wurde  auf  2000  Zti-.  jährlich  gesteigert;  der  tjberschuß 
vom  Verkauf  belief  sich  1663  und '1664  auf  105387  fl.,  etwa  100  p.  Ct. 
Der  Schaden  des  ganzen  Geschäfts  lag  in  den  sogenannten  Antizi- 
pationen, den  Vorausbezahlungen  der  Verlagskosten,  und  in  den  be- 
sonderen Anleihen,  die  die  Kammer  bei  Inzaghi  nicht  anders  als  bei 
den  Appaltatoren  machte.  Die  wichtigsten  Verlagsplätze  waren  Amster- 
dam, wo  1658  das  Bankhaus  Deutz  die  Faktorei  erhielt,  und  Venedig, 
wo  die  früheren  Faktoreien  der  Häuser  Cernezzi  und  Rezzonico  bei- 
behalten wurden.  Trotz  der  großen  Verdienste,  die  sich  Inzaghi  um 
den  Quecksilberhandel  erworben  hatte,  wurde  er  infolge  einer  Anklage 
des  Geschäftsführers  in  Passau,  Triangl,  daß  er  durch  einen  Kontrakt 
den  Venezianern  den  ganzen  Gewinn  habe  zuschanzen  wollen  und  den 
ganzen  Handel  mehr  zu  eigenem  Vorteil,  als  zu  dem  der  Hofkammer 
geführt  habe,  1668  gestürzt  und  als  Hofkammerrat  abgesetzt.  Nun 
wurde  die  Kameralverwaltung  des  Quecksilberhandels  energisch  durch- 
geführt. Dies  war  hauptsächlich  das  Verdienst  des  Wiener  Großkauf- 
manns oder  Niederlagsverwandten  Hans  Ludwig  Mittermayer,  später 
geadelt  als  v.  Waff"enberg,  auf  dessen  Vorschlag  in  Wien  eine  „Queck- 
silberkorrespondenz und  -Inspektion  unter  ihm  und  .Johann  Jakol) 
Knopf,  an  dessen  Stelle  nach  seinem  baldigen  Tode  Michael  ZoUikofer 
trat,  eingerichtet  wurde.  Sie  wurde  dem  Kaiser,  d.  h.  der  öster- 
reichischen Hofkanzlei  und  der  innerösterreichischen  Kammer,  der 
aber  nicht  viel  mehr  als  der  leere  Titel  der  Direktion  verblieb,  unter- 
stellt. In  Amsterdam  behielt  Jean  Deutz  die  Faktorei  gegen  Herab- 
setzung seiner  Provision  auf  2"/o,  in  Venedig  Rezzonico  gegen  Ver- 
ringerung des  Zinsfußes  seiner  Forderung  von  6  auf  5'^/o.  Für  die 
Erblande  wurde  eine  Faktorei  in  Steyr,  für  das  Reich  in  Regens- 
burg eine  eingerichtet,  zum  Kommissionär  für  beide  Gebiete  die  Firma 
Luckner  &  Mittermayer  in  Steyr  bestellt,  der  auch  die  Spedition 
des    Quecksilbers     von    Idria     nach    Amsterdam     anvertraut     wurde. 
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Jean  Deutz  erhöhte  den  Preis  für  das  Quecksilber,  bewog  die  ost- 
indische Kompanie  zur  Abnahme  von  54000  Pfund  und  streckte  der 
Hofkammer  zweimal  je  150000  fl.  zu  4"/o  vor.  Vierteljährlich  mußte 
er  nach  Graz  und  an  die  Wiener  Kommission  berichten.  1670  war 
die  Neuordnung  der  Quecksilberverwaltung  durchgeführt.  Das  Berg- 
werk in  Idria  sollte  sich  selbst  erhalten,  der  Ertrag  des  Quecksilbers 
sollte  zur  Ablösung  verpfändeter  innerösterreichischer  Ämter  und  Mauten 
verwendet  werden. 

Anfänglich  ließ  sich  die  staatliche  Administration  sehr  gut  an. 
Mittermayer  machte  Ersparnisse  an  allen  Kosten;  die  ersten  15  Jahre 
betrug  angeblicli  der  Gewinn  aus  dem  Quecksilberhandel  IV2  Millionen 
Gulden.  Dennoch  entging  Mittermayer  nicht  den  Anklagen  seiner 
Gegner  wegen  Unredlichkeit  seiner  Verwaltung ;  er  bewirkte  aber  durch 
ein  Darlehen  von  100000  fl.  an  den  Hof,  daß  sie  nicht  gehört  wurden. 
Er  wurde  1690  zum  Quecksilberinspektor  ernannt  und  von  der  Handels- 
direktion entbunden;  er  starb  schon  1692;  seine  Nachkommen  wurden 
1702  in  den  Freiherren-,  1718  in  den  Grafenstand  erhoben.  Unter 
seiner  Verwaltung  betrugen  die  staatlichen  Quecksilbereinnahmen  i/h 
der  Kameral-,  1/22 — ^/25  der  gesamten  Staatseinnahmen;  sie  wurden 
meistens  von  der  Hof-  und  Zivilverwaltung,  1683  jedoch  von  den 
Kriegsbedürfnissen  in  Anspruch  genommen.  AllmähHch  schlichen  sich 
aber  wieder  Schäden  in  der  Verwaltung  ein;  Mangel  an  Aufsicht 
setzte  die  Faktoren  instand,  unberechtigten  Gewinn  zu  ziehen  teils  aus 
der  Verschiedenheit  des  Gewichts,  teils  durch  die  Wechselkurse;  es 
fielen  aber  auch  Entwendungen  von  Erz  vor.  Dazu  kam  nun  das 
Schuldenwesen.  Dieses  bewirkte,  daß  der  fiskalische  Handel  ganz  in  die 
Hand  Hollands  kam.  1695  wurde  eine  Staatsanleihe  in  Holland  von 
1550  000  fl.  holländisch  (620000  Taler)  auf  das  Quecksilber  aufgenom- 
men, deren  Bezahlung  aber  große  Schwierigkeiten  machte,  bald  darauf 
eine  zweite  von  IV2  MilHonen  Gulden,  1701 — 02  eine  dritte,  1704 
eine  vierte  von  je  1  Million  Gulden  rheinisch;  da  aber  die  Queck- 
silberlieferungen nach  Amsterdam  unregelmäßig  geschahen,  so  sank 
der  österreichische  Staatskredit,  und  von  der  letzten  Anleihe  gelangten 
nur  340  000  fl.  in  die  Staatskasse ;  in  Idria  wurde  ein  Kommissar  von 
Seiten  der  Interessenten  bestellt.  Diese  erlangten  dadurch  das  Mit- 
besitzrecht an  den  Gruben  von  Idria.  Durch  verfehlte  Handelspolitik, 
hauptsächlich  eine  ungegrüudete  Preissteigerung  war  der  Quecksilber- 
handel auf  einen  tiefen  Stand  herabgedrückt  worden.  1696  schon 
wurde  die  Legestätte  Venedig  aufgegeben,  und  von  1706  an  war  der 
ganze  Exporthandel  mit  Quecksilber  auf  Amsterdam  und  die  Firma 
Deutz'.  beschränkt  oder  vielmehr  konzentriert.  Der  ganze  Ertrag  des 
Handels  wurde  von  den  Zinsen  und  Spesen  aufgezehrt.  Der  Bergbau- 
betrieb in  Idria  wurde  eingeschränkt.  Die  Regierung  kam  ihren 
Lieferungsverpflichtungen  nicht  nach  und  stellte  sie  1721  ganz  ein. 
Diese  Sachlage  führte  zum  Plane  einer  Ablösung  der  Quecksilber- 
schulden. Schon  1719  kam  ein  Kontrakt  zustande,  wonach  die  Gläu- 
biger jährlich  1500  Ztr.  Quecksilber  anstatt  der  Geldzahlung  nehmen 
wollten,  was  jedoch  nicht  ausgeführt  und  1722  in  Barzahlung  zunächst 
durch  die  Universalbancalität  in  Wien,   dann  durch  die  Wiener  Stadt- 
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bank  ersetzt  wurde,  die  in  die  Rechte  der  Holländer  eintrat.  Es  wurde 
mit  Ablösuno^  der  rückständigen  Zinsen  begonnen.  Dem  Erben  von 
.Johann  Deutz,  Gedeon  Deutz,  wurde  ein  Kommissar,  Alderwerelt,  zur 
Seite  gestellt,  der  1724  feste  Anstellung  als  Kontrollor  erhielt.  Der 
Grubenbetrieb  wurde  nach  Bedarf  eingerichtet,  seit  1725  auf  300  Lagel 
(450  Ztr.)  bestimmt.  Der  alte  Lagervorrat  in  Amsterdam  war  bis  An- 
fang 1734  verbraucht;  es  kamen  neue  Lieferungen  als  Hypothek  für 
eine  neue  Anleihe  von  2  400  000  fl.  dahin ;  der  Rest  der  alten  Schuld 
war  im  Dezember  1784  abgetragen,  1735  war  die  letzte  Obligation  in 
den  Händen  des  Legationssekretärs  Siegmann.  Der  Quecksilberhandel 
nahm  nun  nach  der  Befreiung  von  der  holländischen  Herrschaft  einen 
gToßen  Aufschwung;  er  belief  sich  1741  auf  1664  Ztr.  und  brachte, 
unter  Einrechnung  des  Siebenbürger  Quecksilbers  von  Zalakna 
249242  fl.  36  kr.  in  Brutto  und  200—240000  fl.  in  Netto.  1739  wurde 
in  Holland  eine  neue  Anleihe  von  800000  fl.  gemacht. 

Der  staatliche  Handel  mit  Kupfer  von  den  fiskalischen  Gruben  von 
Neusohl,  nachher  auch  von  Schraölnitz  litt  sehr  durch  die  immer 
wiederholten  Aufstände  der  Ungarn,  1604  unter  Bocskai,  1619 — 20 
unter  Bethlen  Gabor,  1644  unter  Georg  Rakoczy,  später  unter  Tököly 
und  Franz  I.  Rakoczy;  in  langen  Perioden  ging  dadurch  der  ganze 
Ertrag  der  Kupfergruben  der  Regierung  verloren.  Aber  auch  davon 
abgesehen  waren  die  Produktionskosten  und  der  Verlag  so  kostspielig, 
daß  wenig  oder  nichts  an  die  niederösterreichische,  nachher  an  die 
Wiener  Hofkammer  kam,  unter  der  die  oberungarischen  Bergwerke 
standen.  1642  wurde  der  Appalt  des  Kupferverlags  an  die  Brüder 
Vinzenz  und  Benedikt  Joanelli,  zwei  Wiener  Großkaufleute,  übergeben, 
in  deren  Familie  er  an  40  Jahre  blieb;  1648  wurden  sie  von  dem 
Verlage  entbunden  und  wurden  dafür  Kupferkäufer  mit  der  Verpflich- 
tung, monatlich  1000  Taler  ohne  Interessen,  bald  darauf,  vierteljähr- 
lich 4000  Taler  dem  Ärar  vorzustrecken.  Die  Hofkammer  geriet  durch 
die  Antizipationen  und  besondere  Anleilieu  in  immer  größere  Ver- 
schuldung, während  die  .Joanellis  einen  nicht  unbeträchtlichen  Ge- 
winn, 1651—1667  von  300000—400000  fl.  rhein.,  zogen.  Triangl 
bewirkte,  daß  Johann  Andreas  Joanelli  gleichzeitig  mit  Inzaghi  zur 
Untersuchung  gezogen  wurde;  jedoch  konnte  ihm  und  seineu  Eltern 
keine  Verletzung  des  Vertrags  nachgewiesen  werden.  Es  folgte  nach 
kurzer  Appaltperiode  eines  gewissen  Kriechbaum  Hieronymus  Joanelli, 
unter  dem  der  Kupferhandel  die  schwerste  Zeit  wegen  des  Tököly- 
schen  Aufstandes  erlebte;  .Joanelli  geriet  selbst  in  Schulden,  300000  fl. 
an  seine  Vettern,  während  der  Hof  ihm  40000  fl.  schuldete.  1677 
lagen  15000  Ztr.  Neusohler  und  Schmölnitzer  Kupfer  unverkauft. 
Joanelli  kündigte  1679,  ließ  aber  den  Kontrakt  noch  zweimal  verlängern. 
Nach  Ablauf  desselben  befahl  der  Kaiser  Leopold,  daß  die  Direktion 
des  Kupferhandels  in  AVien  durch  Mittermayer  und  Zollikofer  geführt 
werden  sollte;  Faktoreien  wurden  in  Wien,  Regensburg,  Breslau  und 
Triest  errichtet.  Die  Schuld  an  Joanelli  wurde  abgetragen.  Die  neuen 
Direktoren  ließen  sich  die  Erhöhung  des  Ivupferpreises  um  2  Taler 
pro  Zentner  gefallen.  Sie  begnügten  sich  mit  2'^/o  Provision  und  er- 
hielten  keine  Besoldung.     Der  Vorteil   der   eigenen  Regie   stellte   sich 
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auf  30*Vo  heraus  gegen  die  Joanellische  Verwaltung.  Die  Nachfrage 
nahm  nach  dem  Frieden  von  Nymwegen  zu;  der  Kupferpreis  hob  sich 
bis  auf  48  fl.  rhein.  pro  Zentner.  Man  zahlte  auch  mit  Ware  anstatt 
Geldes.  Neusohl  konnte  nicht  genug  produzieren.  Anweisungen  zur 
Zahlung  ergingen  weit  über  den  Kassenüberschuß.  Für  die  Admini- 
stration verblieben  nur  noch  Wien  und  Breslau  Legestätten.  1700 
wurde  nun  auch  das  Kupfer  als  Hypothek  für  Anleihen  benutzt;  es 
gelang,  8200000  fl.  rhein.  in  Holland  auf  Neusohler  und  Schmölnitzer 
Kupfer  zu  5'Vo  mit  Verpflichtung  zur  Rückzahlung  nach  8  Jahren 
gegen  Lieferung  von  2000  Ztr.  sogleich  und  4000  Ztr.  jährlich  aufzu- 
nehmen; Hamburg  wurde  Filiale  des  Kupferhandels  von  Amsterdam. 
Das  Ärar  konnte  aber  seine  Verpflichtungen  nicht  erfüllen;  es  suchte 
deshalb  den  inländischen  Verkauf  durch  unmäßige  Preissteigerung 
einzuschränken.  1702  wurden  neue  Anleiheverhandlungen  in  Holland 
aufgenommen,  die  1703  zu  einer  Anleihe  von  2  Millionen  fl.  hoUänd. 
=  800  000  fl.  rhein.  führten  gegen  Lieferung  von  6000  Ztr.  Neusohler 
und  Schmölnitzer  Kupfer  und  300  Ztr.  siebenbürgischen  und  ober- 
ungarischen Quecksilbers  unter  Aufsicht  eines  holländischen  Bevoll- 
mächtigten, die  Hälfte  in  Losrenten  zu  5*^/0,  die  Hälfte  in  Leibrenten 
zu  12  'Vo.  Die  Lieferungen  konnten  aber  wieder  nicht  geleistet  werden, 
da  die  Gruben  in  Rakoczys  Hände  fielen  und  erst  1708  Neusohl  und 
1710  Schmölnitz  wieder  in  die  der  Hofkammer  kamen.  Es  traten  nun 
aber,  da  die  Gruben  fast  zugrunde  gerichtet  waren,  unglaubliche  Ver- 
hältnisse ein.  Anstatt  6000  Ztr.  konnten  nur  2000  Ztr.  jährlich  nach 
Holland  geliefert  werden ;  Deutz  mußte  die  Interessen  der  Kupferschuld 
von  2  Millionen  Gulden  vorschießen ;  die  Leib-  und  Losrenten  wurden 
nicht  mehr  bezahlt.  1714  kam  ein  Kontrakt  zustande,  nach  dem  eine 
Kameralkommission  die  Verwaltung  unter  Direktion  des  Breslauer  Ver- 
legers Schreyvogel  im  Auftrage  der  Gläubiger  und  der  Hofkammer 
erhielt,  und  Deutz  Käufer  des  Kupfers  anstatt  Verleger  wurde;  er 
zahlte  für  die  Wiederherstellung  des  Betriebes  monatlich  10000  fl. 
Der  Kontrakt  wurde  von  Schreyvogel  und  der  Hofkammer  gebrochen. 
Die  Hälfte  der  Deutzschen  Zahlung  wurde  zur  Schuldenzahlung  ver- 
wendet, da  eine  neue  Schuld  bei  den  Gebrüdern  Palm  in  Wien  auf- 
genommen worden  war.  Schreyvogel  brachte  die  Produktion  der 
Grube  von  Neudorf  (Iglo)  an  sich  und  benutzte  auch  die  Mehrerzeugung 
von  Neusohl  und  Schmölnitz  in  seinem  Interesse.  Jedoch  hob  sich 
die  Produktion;  es  wurde  eine  Anzahl  Gewerkschaftsgruben  der  so- 
genannten Waldbürger  angekauft,  andere  Gruben  wurden  eingelöst,  so  daß 
der  Gewinn  sich  auf  200  'Vo  steigerte,  der  des  Schmölnitzer  Bergbezirks 
jährlich  um  80*^/0.  So  konnte  die  Kupferschuld  getilgt  werden;  die 
Wiener  Stadtbank  schoß; das  Leib-  und  dann  auch  das  Losrentenkapital 
vor;  im  Frühjahr  1736  war  die  ganze  Schuld  amortisiert.  Nach  Ab- 
lösung der  Schulden  konnte  die  Produktion  hoch  gesteigert  werden  bei 
geringen  Kosten;  schon  seit  1719  waren  im  Banat  zwei  fiskalische 
Kupfergruben  und  eine  walachische,  die  verpachtet  wurde,  dazugetreten. 
Seit  1736  wurde  oberungarisches  Kupfer  über  Triest  ausgeführt.  Schon 
1738  wurden  3  Millionen  Gulden  auf  Neusohl  und  Schmölnitz  in  Leib- 
und  Losrenten  neu  aufgenommen  bei  den  Gebrüdern  Palm,  denen  man 
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die  Bestellung  von  Vertretern  in  den  Gruben  zugestand.  Die  Kupfer- 
produktion hob  sich  1740  auf  11 135  Ztr.,  um  66 'Vo  in  zwei  Jahren.  So 
war  denn  nach  zahlreichen  Mißgriffen  in  der  Führung  des  fiskalischen 
Handels  und  nach  den  größten  Bedrängnissen  infolge  der  Verschuldung 
ein  normaler  Zustand  eingetreten,  bei  dem  die  Bergwerke  gediehen  und 
ihre  Produkte  eine  gute  und  sichere  Hypothek  für  staatliche  Anleihen 
abgaben.  Die  Umgestaltung  des  ganzen  österreichischen  Staatswesens 
und  seiner  inneren  Politik  unter  Maria  Theresia  bewirkte  jedoch,  daß 
der  Exporthandel  des  Staats  mit  Quecksilber  und  Kupfer  nicht  mehr 
die  hervorragende  Stelle  in  den  Kameraleinnahmen  behaupten  konnte, 
wie  vorher.  Statistische  Übersichten  über  die  Quecksilber-  und  Kupfer- 
preise, sowie  über  den  Handel  und  die  Produktion  machen  den  Schluß 
des  gründlichen  und  für  die  österreichische  Finanzgeschichte  hoch 
verdienstlichen  SRBiKschen  Werkes.  Man  kann  nur  wünschen,  daß 
der  Verfasser  seine  hervorragende  wissenschaftliche  Kraft  nur  bald 
auf  eine  Arbeit  wendet,  die  seiner  Kenntnis  und  Neigung  für  den 
Merkantilismus  entspricht,  nämlich  einer  Geschichte  der  österreichischen 
Staats-  und  Volkswirtschaft  von  Leopold  I.  bis  auf  Joseph  H.  Die  Vor- 
liebe für  das  System  verleitet  ihn  jedoch  einmal  zu  einer  Behauptung, 
die  wohl  nicht  aufrecht  erhalten  werden  kann.  Er  sagt  nämlich  S.  115: 
„Der  Handel  war  auch  in  diesem  Falle  (dem  Einstellen  der  Zinnober- 
fabrikation in  Idria)  der  Feind  des  Gewerbes ;  der  unmittelbar  gewinn- 
bringende Absatz  der  Rohprodukte  verhinderte  die  Entwicklung  einer 
mit  Opfern  für  die  Staatskasse  verbundenen  Industrie."  Wenn  dieser 
Vorwnirf  auch  gegenüber  den  Wiener  Niederlagsverwandten  berechtigt 
ist,  so  gilt  er  doch  nicht  für  den  damaligen  schlesischen  Großhandels- 
stand, der  durch  seine  Tätigkeit  die  Blüte  der  schlesischen  Tuch-  und 
Leinenindustrie  bewirkt  hat;  an  anderer  Stelle  nennt  Srbik  ja  Schlesien, 
das  damals  zu  Österreich  gehörte,  den  Großfabrikanten  von  ganz 
Österreich. 

Breslau.  Prof.  Dr.  phil.  H.  Fechner. 


Anton  OvERMANN,  Die  Entwicklung  der  Leinen-,  Woll-  und 
Baumwollindustrie  in  der  ehemaligen  Grafschaft  Mark 
unter    brau  de nburgisch -preußisch  er    Herrschaft.     Ein 
Beitrag   zur  Wirtschaftspolitik  der  preußischen  Könige  im  18.  Jahr- 
hundert.   Münstersche  Beiträge  zur  Geschichtsforschung,  Neue  Folge 
XIX.     Münster  1909,  F.  Coppenrath.     128  S. 
Die  teilweise   heute   bestehende   wirtschaftliche  Einheit,   die  wir  in 
dem  ehemaligen  rheinischen  Ilerzog-tum  Berg  und  in  der  westfälischen 
Grafschaft  Mark  beobachten,   finden  wir  in  ihren  Anfängen  bereits  in 
früheren  Jahrhunderten.     Fließen  die  ältesten  Zeugnisse  für   die   wirt- 
schaftliche Erschließung  häufiger   aus   der  von  den  kulturellen  Mittel- 
punkten entfernter  gelegenen  märkischen  Grafschaft^),  so  tritt  uns  das 


1)  Vgl.  Ilgen,  Die  Landzölle  im  Herzogtum  Berg,  Ztschr.  d.  Bergischen 
Geschichtsvereins  1905,  S.  227. 
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entwickelte  und  in  Zünften  organisierte  städtische  Leben  früher  in 
dem  von  der  Natur  zwar  weniger  gesegneten,  indes  durch  eine  lange 
Tradition  hindurch  als  arbeitsam  bewährten  bergischen  Lande  ent- 
gegen i).  Den  im  13.  Jahrhundert  nicht  mehr  bedeutungslosen  ber- 
gischen Städten  Lennep  und  AVipperfürth  kann  keine  gleichwertige 
Ansiedlung  in  der  Mark  zur  Seite  gestellt  werden.  Die  Lage  dieser 
Orte  an  der  Ostgrenze  des  Landes  beförderte  die  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen zwischen  beiden  Territorien.  Besonders  rege  wurden  diese 
in  der  neueren  Zeit,  so  zwischen  den  Wupperorten  Elberfeld,  Gemarke, 
Barmen  und  dem  westfälischen  Schwelm.  Dem  in  beiden  Ländern 
im  17.  Jahrhundert  beobachteten  wirtschaftlichen  Niedergang  folgte  im 
18.  ein  bedeutender  Aufschwung,  der  Berg  und  Mark  nur  noch  fester 
miteinander  verkettete.  Wie  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahr- 
hunderts der  Zuzug  von  Industriellen  aus  dem  Bergischen  namentlicii 
nach  Köln  bemerkenswert  war,  so  hatte  bereits  im  18.  eine  ähnliche 
Abwanderung  nicht  nur  in  die  klevischen  Lande,  so  nach  Duisburg, 
sondern  auch  in  die  Mark  stattgefunden,  die  nicht  zum  kleinsten  Teil 
der  Neubegründung  der  Textilindustrie  zugute  kam.  Die  im  18.  Jahr- 
hundert auf  märkischem  Boden  ansässigen  Familien  Wichelhaus,  Wupper- 
mann,  Rittershaus,  Hardt,  MoU  stammen  aus  dem  Bergischen.  Es  ist 
somit  verständlich,  wenn  eine  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung der  Mark  häufig  auf  die  Verhältnisse  in  dem  rheinischen 
Nachbarlande  zurückgreifen  muß :  auch  in  der  vorliegenden  Arlieit 
wird  die  Darstellung  dieser  Wechselwirkungen  nicht  vernachlässigt. 

OvERMANN  schildert  uns  ausführlich  und  anzieliend  die  Bemühungen 
der  brandenburg-preußischen  Fürsten  für  die  Förderung  der  bei  der 
Besitzübernahme  des  Landes  in  kleinen  Anfängen  steckenden  Textil- 
industrie. Dieselbe  hatte,  erklärlich  durch  das  Vorherrschen  des  Hof- 
systems wie  im  Münsterlande  und  im  Bergischen,  einen  starken  länd- 
lichen Einschlag.  Jedenfalls  hatte  das  Kölner  und  das  bergische 
(Lenneper)  Textilgewerbe  an  dem  märkischen  keinen  ernsthaften 
Rivalen.  Von  einer  bedeutenden  Tätigkeit  der  Kommunen  bei  der 
Regelung  des  gewerblichen  Lebens  konnte  bei  dem  wenig  entwickelten 
Stand  des  Städtewesens  im  Gegensatz  etwa  zu  Kleve  kaum  die  Rede 
sein.  Die  preußischen  Könige,  zunächst  Friedrich  Wilhelm  I.,  konnten 
deshalb  ihre  Bestrebungen  entfalten,  ohne  auf  eine  selbstherrliche 
Opposition  im  Lande  zu  stoßen.  Sie  gingen  darauf  aus,  die  märkische 
Textilindustrie  durch  die  Ansiedlung  fremder  kapitalkräftiger  Manu- 
iakturisten  konkurrenzfähig  und  dadurch  die  Einfuhr  ausländischer 
Produkte  überflüssig  zu  machen.  Dabei  mußte  den  Existenzbedingungen 
des  ländlichen  Handwerks  Rechnung  getragen  werden,  während  die 
Städte  durch  Auferlegung  der  Zunftpflicht  und  des  Meisterstücks  das 
Land  abgabepflichtig  zu  machen  suchten.  Namentlich  den  Landleine- 
Avebern  gab  König  Friedrich  IL  eine  bevorzugte  Stellung.  Nach  seiner 
Ansicht  mußten  sie  eher  vermehrt  als  vermindert  werden.  Der  heimischen 
Industrie  sollten  l'^infuhrverbote,  wie  das  des  französischen  Tuches  im 


1)  Ilgen  S.  238;  Ovei{Mann  8.5. 
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Jahre  1676,  und  strenge  Kleiderordnungen  zugute  kommen.  Das 
bergische  Tuch  wurde  indes  nicht  als  ausländisch  angesehen.  Neben 
dieser  Fürsorge  des  Landestursten  gingen  noch  andere  Bestrebungen, 
wie  die  einheitliche  Festsetzung  der  Garnhaspel  auf  zwei  Berliner 
Ellen,  die  Regelung  der  Lohnverhältnisse. 

Einen  wesentlichen  Abschnitt  des  Heftes  füllen  die  Bemühungen 
für  die  Einführung  von  Maschinen  und  für  die  somit  vereinfachten 
Arbeitsbedingungen  aus.  Aus  dem  bergischen  Ratingen  wurde  die 
Überführung  der  ersten  Maschine  im  Jahre  1786  nach  Hattingen  an 
der  Ruhr  bewirkt.  Die  Versuche,  die  namentlich  von  Nikolai  gemacht 
wurden,  waren  mannigfach,  aber  nicht  immer  glücklich.  Wiewohl  die 
Regierung  im  allgemeinen  gegen  Monopole  war  und  mit  der  Erteilung 
von  Privilegien  häufig  zögerte,  so  gewährte  sie  doch  bei  der  Anlage 
von  Bleichereien,  z.  B.  in  Schwelm,  Vergünstigungen,  um  den  an  der 
Wupper  im  Bergischen  zuerst  entwickelten  Anstalten  ein  wirksames 
Gegengewicht  schaffen  zu  können.  Wurde  doch  der  Gedanke,  eine 
Bleichereisozietät  mit  einem  Aktienkapital  von  50  000  Rtlr.  zu  gründen, 
von  der  Regierung  ernstlich  erwogen.  Diese  Konkurrenzbestrebungen 
hatten  dann  freilich  seitens  der  pfälzischen  Regierung  die  zeitweise 
Unterbindung  des  mutuum  commercium,  d,  h.  der  Freiheit  der  wirt- 
schaftlichen Wechselbeziehungen,  zur  Folge,  so  daß  z.  B.  kein  bergischer 
Kaufmann  im  Märkischen  Garn  bleichen  durfte. 

Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  die  märkische  Textilindustrie  am 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  eine  verhältnismäßige  Blüte  erreichte. 
Namentlich  Plettenberg  und  Herdecke  wiesen  größere  Betriebe  auf. 
In  Iserlohn  diente  das  1773  errichtete  Arbeits-  und  W^aisenhaus  dem 
Textilgewerbe.  Wenn  es  sich  auf  diesem  Stand  nicht  behaupten  konnte, 
so  wird  man  die  Gründe  nicht  nur  in  seiner  allzu  künstlichen  Schöpfung 
erblicken,  sondern  auch  in  der  regen  Konkurrenz  in  den  rheinischen 
Städten  Duisburg,  Kettwig,  Aachen,  Burtscheid,  Düren,  Eupen,  Montjoie 
und  Verviers,  die  in  manchem  dieser  Orte  gerade  am  Ende  des  Jahr- 
hunderts sehr  bedeutend  und  leistungsfähig  war  und  sich  daher  bei 
den  veränderten  politischen  Verhältnissen  weithin  bemerkbar  machen 
konnte. 

Die  von  Overmann  auf  S.  1  gegebene  Umgrenzung  der  Grafschaft 
Mark  ist  insofern  ungenau,  als  doch  nicht  nur  der  kleine  Kreis  (nicht 
Landki-eis)  Schwelm,  sondern  auch  die  Kreise  Hattingen  und  Altena 
sowie  der  Landkreis  Hagen  die  langgestreckte  Grenze  gegen  das 
Herzogtum  Berg  bilden.  Häufig  werden  auch  die  Namen  von  Personen 
und  von  Orten  unrichtig  geschrieben.  So  heißt  die  vielfach  erwähnte 
Ruhrstadt  Herdecke,  nicht  Herdicke.  Ebenso  lese  man  Meinerzhagen, 
Kettwig,  das  übrigens  nicht  zur  Mark,  sondern  dem  Abte  von  Werden 
gehörte.  Irreführend  ist  der  Satz  auf  S.  34,  daß  die  Krämer  „die 
Parasiten  des  Handwerks"  gewesen  seien,  die  „unaufhörlich  bemüht 
waren,  auf  Kosten  der  anderen  Zünfte  das  Feld  ihrer  Gewerbetätigkeit 
zu  erweitern",  da  doch  im  allgemeinen  von  einer  Gewerbetätigkeit  der 
Krämer  nicht  gut  die  Rede  sein  kann. 

Köln.  Walther  Tuckermann. 
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Joseph  Hirn,  Tirols  Erhebung  im  Jahre  1809.  Innsbruck, 
Heinrich  Schwiele,  1909.    XVI  und  871  8.  mit  einer  Beilage.    10  K. 

H.  gibt  in  seinem  genannten  Werke  unter  anderem  auch  eine  sehr 
verdienstvolle  Vorgeschichte  ^)  des  tirolischen  Aufstandes,  den  man  mit 
Recht  als  einen  vorzüglich  bäuerlichen  bezeichnen  darf.  Das  städtische 
Element  spielte  in  demselben  eine  untergeordnete  Rolle,  wie  das  schon  die 
geringe  Bedeutung  des  tirolischen  Städtewesens  an  sich  bedingte.  Die 
Vorgeschichte  des  Jahres  1809  hat  schon  seinerzeit  bei  Egger  (Ge- 
schichte Tirols,  III.  Band)  eine  ausführliche  und  vielfach  sehr  tüchtige 
Bearbeitung  erfahren.  H.  vermag  nun  die  Darstellung  Eggers  in  vielen 
Punkten  zu  ergänzen,  manches  in  ein  ganz  neues  Licht  zu  rücken. 
Egger  hat  sich  im  Wesen ,  was  Benützung  ungedruckten  Materials 
betrifft,  an  das  allerdings  sehr  wertvolle,  aber  doch  unvollständige 
Material  des  Museum  Ferdinandeum  in  Innsbruck  gehalten.  H.  aber 
war  in  der  Lage,  vor  allem  aus  den  sehr  reichhaltigen  Beständen  des 
Kreisarchivs  und  des  Staatsarchivs  in  München  zu  schöpfen.  Außerdem 
durchforschte  H.  für  seine  Zwecke  mit  Erfolg  eine  Reihe  tirolischer 
Archive  sowie  das  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv  in  Wien.  In  aus- 
giebigerem Maße  als  bei  H.  sind  hingegen  von  Egger  die  zahlreichen 
Gesetze  und  Verordnungen,  in  deren  Erlaß  die  bayrisclie  Regierung 
eine  nur  allzu  große  Tätigkeit  entfaltete,  herangezogen.  Man  kann 
mit  einiger  Berechtigung  behaupten,  bei  Egger  kommt  zum  Ausdruck, 
was  die  bayrische  Regierung  erreichen  wollte,  bei  H.,  was  sie 
tatsächlich  erreichte. 

H.,  der  mit  seiner  Schilderung  nicht  nur  von  den  Fachgenossen 
sondern  auch  von  weiteren  Kreisen  vernommen  sein  will,  konnte  selbst- 
verständlich nicht  eine  Geschichte  der  bayrischen  Verwaltung  in  Tirol 
bieten,  sondern  mußte  sich  darauf  beschränken,  dieselbe  nur  insoweit 
zu  charakterisieren,  als  ihre  Beschaffenheit  die  Erhebung  von  1809 
beeinflußte.  Da  bring-t  nun  gleich  die  Darstellung  der  Richtlinien  der 
bayrischen  Finanz  Verwaltung  viel  von  neuen  und  wertvollen  Beobach- 
tungen. Die  Bemühungen  der  bayi'ischen  Regierung,  Tirol  zu  einer 
„aktiven  Provinz"  zu  machen,  traten  in  fühlbarsten  Gegensatz  zu  den 
Grundsätzen,  welche  seinerzeit  die  österreichische  Finanzpolitik  gegen- 
über Tirol  geleitet  hatten.  Österreich  sah  in  Tirol  vor  allem  die 
natürliche  Festung,  legte  daher  auf  den  Besitz  des  Landes  Wert  aus 
militärischen  und  politischen  Gründen;  in  finanzieller  Hinsicht  nahm 
es  auf  das  arme,  Avenig  steuerkräftige  Land  weitgehendste  Rücksicht 
und  räumte  demselben  gegenüber  andern  Provinzen  manche  Vor- 
rechte ein.  Die  bayrische  Finanzpolitik,  die  dem  Lande  allzu  schwere 
Lasten  auflegte,  fand  bei  keinem  Geringeren  Verurteilung  als  bei  dem 
obersten  bayrischen  Beamten  Tirols,  dem  Hofkommissär  Grafen  Arco. 
Eingehend  und  mit  Heranziehung  wertvollen  Materials  werden  von  H. 
eine  Reihe  einzelner  Operationen  auf  finanziellem  Gebiet  besprochen, 
so  die  Abwürdigung  des  von  Österreich  allzu  leichtfertig  ausgegebenen 


1)  Auf  eine  Besprechung  der  von  H.  gebotenen  schönen  Darstellung  der 
kriegerischen  Ereignisse  von  1809  muß  ich  au  dieser  Stelle  verzichten. 
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Papiergeldes,  welche  dem  Lande  nach  Berechnung  Aretins  einen  Ver- 
lust von  fünf  Millionen  seines  Barvermögens  brachte,  die  Herabsetzung 
der  Schwazer  Obligationen  und  die  Erhöhung  des  Zinsfußes  für  Stiftungs- 
kapitalien. In  den  Anmerkungen  ist  hier  reichliches  und  wertvolles 
Material  aufgehäuft  und  die  Anregung  für  künftige  Forschung  geboten, 
diesen  Fragen  nocli  weiter  nachzugehen.  Üble  Wirkungen  für  den 
bisher  bedeutsamen  tirolischen  Transithandel  zeitigte  die  napoleonische 
Handelspolitik,  insbesondere  die  Kontinentalsperre. 

Wie  die  bayrische  F  i  n  n  n  z  Verwaltung  in  Gegensatz  zu  jener  Öster- 
reichs trat,  so  läßt  sich  Ähnliches  hinsichtlich  der  politischen  Ver- 
waltung beobachten.  ^Venn  auch  in  Österreich  seit  den  Tagen  Maria 
Theresias  und  Josephs  H.  der  zentralistische  Gedanke  die  Reorgani- 
sation der  Verwaltung  beherrscht  hatte,  so  waren  derartige  Ideen  doch 
nicht  in  jener  Schärfe  geltend  gemacht  worden  wie  jetzt  unter  der 
bayrischen  Regierung.  Der  Erlaß  der  bayrischen  Verfassung  vom 
1.  Mai  1808  suchte  Neubayern,  wie  es  durch  Napoleons  Gnade  ge- 
schaffen worden  war,  zu  einem  einheitlichen  Staatsgebilde  zu  formen 
und  die  Verschiedenheiten  partikularer  Verwaltung,  wie  sie  sich  in 
der  an  Altbayern  angegliederten  Läudermasse  vorfanden,  auszugleichen. 
Als  Vorbild  hatte  dem  MoNTGELASschen  Verfassungswerk  der  hoch- 
entwickelte Zentralismus  des  napoleonischen  Polizeistaates  gedient. 
Daß  diese  schärfste  Geltendmachung  zentralistischer  Ideen,  welche  die 
tirolische  Landeseinheit  zerriß  und  an  ihre  Stelle  (in  Nachahmung  der 
französischen  Departementsverfassung)  drei  Kreise  setzte,  in  Tirol,  das 
wie  alle  Gebirgsländer  stark  autonomistische  Neigungen  besaß,  Un- 
willen erregte,  ist  unschwer  einzusehen.  Weniger  fühlbar  machte  sich 
in  weiteren  Kreisen  die  Beseitigung  der  landständischen  Verfassung. 
Die  Mißwirtschaft  der  Landstände  auf  finanziellem  Gebiet  erklärt  es 
hinreichend,  warum  im  Bürger-  und  Bauernstand  der  Untergang  der 
tirolischen  Verfassung  anfangs  so  wenig  beklagt  wurde.  Erst  1809 
beginnt  die  Aufhebung  der  Verfassung  unter  den  verschiedenen  Be- 
schwerden der  Tiroler  hervorzutreten.  Das  hatte  aber  seinen  Grund 
nicht  so  sehr  in  einer  Wertschätzung  der  Verfassung  an  sich ;  es  hat 
vielmehr  den  Anschein,  daß  von  außen  her  aus  politischen  Gründen 
Stimmung  für  die  Wiederherstellung  derselben  gemacht  wurde  ^). 

In  weiterer  Darstellung  der  Vorgeschichte  behandelt  H.  in  einzelnen 
Kapiteln  den  Kirchenkonflikt,  die  Militärstellung  und  die  Vorbereitung 


1)  HoRMAYR  zumal  war  es,  der  mit  Erfolg  darauf  ausging,  die  Tiroler 
über  die  Bedeutung  de.^  Verlustes  ihrer  „Verfassung"  aufzuklären.  Mau 
wollte  von  österreichischer  Seite  die  Aufhebung  der  Verfassung  als  eine  Ver- 
letzung des  Preßburger  Friedens  hinstellen  und  so  einen  Vorwand  erlangen, 
um  einerseits  in  die  tirolischen  Verhältnisse  eingreifen,  andererseits  den 
Tirolern  eine  rechtliche  Grundlage  zur  Erhebung  gegen  ihre  Regierung  bieten 
zu  können.  Die  staatsrechtliche  Begründung  der  Widerrechtlichkeit  der  Ver- 
fassungsaufhebung ist  allerdings  eine  ganz  unzureichende,  weil  auf  einer  un- 
richtigen Auslegung  von  Artikel  4  des  Preßburger  Friedens  beniheud.  Vgl. 
v.  VoLTELiNi,  Forschungen  und  Beiträge  zur  Geschichte  des  Tiroler  Auf- 
staudes  1809,  S.  28  ff. 

Vierteljahisclir.  f.  Social-  u.  Wirt8chaft^■geschichte.  VII.  38 
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des  Aufstandes.  Letztere,  als  rein  politische  Aktion,  interessiert  uns 
hier  weniger.  Die  strenge  Geltendmachung  der  staatlichen  Kirchen- 
hoheit Bayerns  führte  zu  einer  Reihe  von  Konflikten,  obwohl  die  Kirchen- 
politik Maria  Theresias  und  noch  mehr  die  Josephs  IL  seinerzeit  ganz 
ähnUche  Ziele  verfolgt  hatte  wie  jetzt  jene  Bayerns.  Das  findet  aber 
zum  Teil  schon  darin  seine  Erklärung,  daß  nach  dem  Tode  Josephs  IL 
die  österreichische  Regierung,  was  kirchliche  Fragen  anbelangt,  wieder 
in  konservative  Bahnen  eingelenkt  war.  Die  strenge  Geltendmachung 
des  placetum  i-egium  sowie  die  Forderung  unbedingten  Gehorsams  der 
Seelsorggeistlichkeit  gegenüber  Anordnungen  der  Regierung  rief  eine 
lebhafte  Opposition  der  Geistlichkeit  hervor,  namentlich  in  den  beiden 
Diözesen  Trient  und  Chur,  wo  es  schließlich  zur  Deportation  der 
Bischöfe  kam.  Das  mitunter  recht  kleinliche  Vorgehen  der  bayrischen 
Regierung  gegen  volkstümliche  Andachtsformen  zog  die  breitesten 
Volksschichten  unmittelbar  in  den  Kirchenkampf  herein. 

Die  Einleitung  der  Militärstellung  endlich  stieß  auf  umso  heftigeren 
Widerstand,  als  Tirol  bisher  sein  Landesregiment  nur  durch  freiwillige 
Anwerbung  oder  strafweise  Rekrutenzuweisung  ergänzt  hatte.  Bedeutete 
die  Einführung  der  Rekrutierung  nur  die  Gleichstellung  Tirols  mit  den 
übrigen  zu  Bayern  gehörigen  Gebieten,  so  war  doch  der  Zeitpunkt  für 
ihre  Einführung  angesichts  des  bevorstehenden  Krieges  mit  Oster- 
reich höchst  unglücklich  gewählt.  Der  Umstand  aber,  daß  man  seitens 
Bayerns  in  Ansehung  des  heftigen  Widerstandes,  der  gegen  die  Re- 
krutierung zutage  trat,  deren  weitere  Durchführung  verschob,  er- 
schütterte das  moralische  Ansehen  der  Regierung  erheblich  und  er- 
munterte die  Anhänger  gewaltsamen  Umsturzes. 

Die  tirolische  Erhebung  ist,  nach  ihren  Ursachen  und  ihren  Zielen 
betrachtet,  eine  wesentlich  im  konservativen,  ja  noch  richtiger  im  re- 
aktionären Sinn  wirkende  Revolution  und  in  dieser  Hinsicht  vergleich- 
bar mit  andern  bäuerlichen  Revolutionen,  so  jener  des  Jahres  1525. 
Man  kann  diese  Bewegungen  insofern  als  reaktionäre  bezeichnen,  als 
sie  nicht  so  sehr  auf  eine  Neugestaltung  des  politischen  oder  des 
sozialwirtschaftlichen  Lebens  gerichtet  waren,  sondern  vielmehr  auf  eine 
Wiederherstellung  vergangener,  zum  Teil  auch  überlebter  Zustände  und 
Verhältnisse.  Die  Wiederherstellung  der  guten  alten  Zeit  ist  das  Ziel 
solcher  Erhebungen;  „stara  pravda",  das  alte  Recht,  wollten  die  slo- 
wenischen Bauern  Innerösterreichs  im  Jahre  1519  mit  gewaffneter  Hand 
wiederhergestellt  wissen;  die  alte  Kirchenverfassung,  die  Wiederher- 
stellung der  bisherigen  politischen  Verhältnisse  sowie  der  äußeren  Be- 
dingungen für  das  Wirtschaftsleben  verlangten  in  ähnlicher  Weise  die 
tirolischen  Bauern  im  Jahre  1809.  Ebensowenig  wie  die  Bauern- 
erhebung zu  Beginn  der  Neuzeit  vermochte  der  Aufstand  der  Tiroler 
sein  Ziel  in  dieser  Hinsicht  vollständig  zu  erreichen.  Was  veraltet 
und  überlebt  war,  vermochte  auch  die  zähe  Anhänglichkeit  der  Bauern 
nicht  wieder  zu  beleben  selbst  die  so  heiß  ersehnte  Rückkehr  der  öster- 
reichischen Herrschaft  war  nicht  imstande,  die  bäuerlichen  Erwartungen 
vollkommen  zu  erfüllen,  obwohl  das  Regiment  Kaiser  Franz  I.  einer 
Vorliebe  für  Neuerungen  wahrlich  nicht  geziehen  Averden  konnte. 
Innsbruck.  Hermann  Wopfnee. 
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A.  LoTZ,  Geschichte  des  deutschen  B  e  a  m  t  e  u  t  u  m  s.  Mit  Buch- 
schmuck und  zahlreichen  kulturhistorischen  Abbildungen  versehen 
von  J.  ScHLATTMANN  und  E.  Strach.  Berlin  1909 ,  R.  v.  Deckers 
Verlag  (G.  Schenck).  683  S. 
In  Jahrgang  1908  S.  601  f.  unserer  Zeitschrift  haben  wir  die  ersten 
Lieferungen  dieses  Werkes  angezeigt  und  daselbst  auch  bereits  die 
Grenzen  der  Darstellung  augedeutet.  Das  jetzt  vollendete  Buch  führt 
uns  seinen  Gegenstand  bis  zur  unmittelbarsten  Gegenwart  vor.  Bei 
der  Schilderung  der  neueston  Zeit  verweilt  L.  mit  Vorliebe  bei  der 
Persönlichkeit  der  leitenden  Männer  der  Verwaltung.  Das  Buch  ist 
danach  zu  beurteilen,  daß  es  in  erster  Linie  den  Wünsclien  des  prak- 
tischen Beamten  dienen  will.  Unter  allen  Umständen  aber  wird  man 
ihm  das  Zeugnis  geben,  daß  sehr  viel  Information  in  ihm  steckt  und 
daß  der  Verfasser  sich  um  ein  gerechtes  Urteil  bemüht.  Über  die 
Verhältnisse  der  brandenburgischen  Instruktion  für  den  Geheimen  Rat 
von  1604  wird  nicht  ganz  zutreffend  berichtet  (S.  87) ;  vgl.  was  ich 
darüber  in  der  Zeitscliiüft  für  Sozialwissenschaft  1909  S.  493  bemerkt 
habe.  Auch  an  der  Darstellung  der  Entstehung  des  Landratsamts 
(S.  119)  kann  man  wohl  etwas  aussetzen;  doch  ist  dies  ja  ein  schwieriges 
und  auch  noch  niclit  vollkommen  gelöstes  Problem.  Zu  den  Mit- 
teilungen über  das  Prüfungswesen  im  Beamtentum  mag  jetzt  Rosen- 
thal, Geschichte  des  Gerichtswesens  und  der  Verwaltungsorganisation 
Bayerns  II,  S.  462  ff.  liinzugenommen  werden.  Die  Charakteristik  des 
Kultusministers  Raumer  (S.  421)  hätte  sich  noch  präziser  gestalten 
lassen,  wenn  die  Schilderung  bei  Vaerentrapp,  Joh.  Schulze  S.  545  ff. 
berücksichtigt  worden  wäre. 

Freiburg  i.  B.  G.  v.  Below. 


Histoire  des  doctrines  economiqites  par  Joseph  Rambaud.  2"  edition. 
Paris,  Larose;  Lyon,  Ettantin.  1902.  In-8". 
M.  Joseph  Rambaud  public  une  seconde  edition  de  son  Histoire  des 
doctrines  economiques  qui,  comme  la  premiere,  est  destinee  aux  etudiants. 
11  a  entrepris  la  fache  singulieremeut  lourde  de  condenser  ä  leur  usage, 
en  un  seul  volume  de  700  pages,  l'histoire  de  toutes  les  idees  econo- 
miques qui  ont  ete  mises  en  circulation  „depuis  qu'il  y  a  des  econo- 
mistes  et  (jui  pensent",  et  il  a  reussi  a  ecrire  un  ouvrage  qui  re- 
presente  une  somme  de  travail  considerable ,  dont  la  lecture  sera 
oertainement  tres  profitable  au  public  auquel  il  est  destine,  et  qui 
d'ailleurs  constitue  pour  tous  ceux  qui  s'occupent  d'economie  politique, 
un  bon  Instrument  de  travail,  bien  documente,  muni  de  tables  bien 
faites  et  contenant  d'utiles  references. 

L'auteur  a  divise  son  ouvrage  en  quatre  livres.  Dans  le  l«"",  qui 
porte  le  titre  un  peu  paradoxal  de  r„economie  politique  avant  les 
economistes",  il  etudie  des  ecrivains  qui  traitent  de  questions  economiques, 
mais  qui,  selon  lui,  ne  sont  pas  cependant  des  economistes,  parceque, 
dit-il  (Sans  songer  peut-etre  a  ce  momeut-la  a  Aristote,  ä  Nicolas  Oresme 
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et  ä  bien  d'autres)  ils  n'ont  pas  la  notion  des  lois  economiques.  II 
1"  successivement  sous  ce  titre  parle  des  philosophes  grecs  en  quelques 
pages  seulement :  2*^  des  jurisconsultes  romains  qu'on  ne  voit  guere  figurer 
habituellement  dans  un  traite  d'histoire  des  doctrines  economiques, 
il  nous  les  presente  d'ailleurs  comme  n'ayant  rien  ajoute  aux  idees  de 
leurs  predecesseurs,  mais  il  emet  cependant  ä  leur  sujet  d'interessantes 
considerations  juridico-economiques ;  3"  du  moyen-äge,  ä  l'occasion 
du  quel  il  traite  assez  longuement  du  role  du  christianisme  ä  l'^gard 
de  l'economie  politique,  du  capital  et  du  pret  ä  int^ret,  de  la  Philo- 
sophie scolastique  et  de  S*  Thomas  d'Aquin.  Enfin,  dans  l'avant  dernier 
chapitre  qui  est  le  plus  important  de  ce  premier  livre,  il  etudie  le 
Mercantilisme,  en  insistant  plus  qu'on  ne  le  fait  habituellement,  et  avec 
raison  d'ailleurs,  sur  Thomas  Mun.  Dans  le  dernier  chapitre,  il  s'occupe 
des  6conomistes  financiers  predecesseurs  des  Physiocrates. 

Dans  un  livre  IP,  intitule  „les  theories  des  lois  economiques", 
M.  Rambaud  etudie  les  Physiocrates  auxquels  il  consacre  d'assez  longs 
developpements,  les  economistes  de  l'ecole  classique,  leurs  successeurs 
immediats,  leurs  disciples  de  l'ecole  mathematique  et  Autrichienne  et 
meme  certains  de  ceux  qui  les  ont  combattus  ou  ignores,  tels  que 
Sismondi,  List,  Carey  ou  Le  Play  et  qui  ne  se  seraient  pas  attendus 
sans  doute  ä  figurer  en  cette  compagnie  sous  un  pareil  titre.  Le 
troisieme  livre,  que  M.  Rambaud  intitulerait  peut-etre  volontiers  l'econo- 
mie politique  ajirh  les  economistes,  parcequ'il  y  traite  d'auteurs  qui 
ne  croient  plus  ä  des  lois  „absolues"  au  sens  oü  il  l'entend,  est 
consacre  ä  l'Historisme  et  au  Socialisme  d'etat,  qu'il  confond  sous  le 
meme  titre  et  dans  la  meme  etude,  ces  ecoles  etant  inspirees,  selon 
sou  opinion  du  moins,  qui  ne  serait  peut-etre  pas  facilement  acceptee 
par  certains  de  leurs  representants  tels  que  Brentano,  et  Wagner,  par 
des  tendances  ou  des  principes  communs.  Enfin,  dans  le  quatrieme 
et  dernier  livre,  l'auteur  s'occupe  du  socialisme :  il  etudie  assez  longue- 
ment les  precurseurs  du  coUectivisme,  le  socialisme  chretien  et,  trop 
brievement  a  notre  gi'e,  le  socialisme  scientifique,  dans  lequel  il  fait 
rentrer  ä  notre  gi*and  etonnemeut  les  diverses  theories  de  la  nationali- 
sation  du  sol,  et  d'oii  il  n'exclut  pas,  semble-t-il,  les  ouvrages  de 
SCHÄFFLE  qui  ne  parait  pas  l'avoir  convaincu  „qu'il  n'est  pas  socialiste". 
II  lui  concede  seulement  qu'il  est  „d'un  socialisme  moins  violent  que 
„celui  de  Lassalle". 

Si  l'on  cherche  parmi  toutes  ces  ecoles  celle  ä  laquelle  M.  Rambaud 
parait  se  rattacher  ou  du  moins  dont  il  se  rapproche  le  plus,  on  trouve 
que  c'est  peut-etre  encore  l'ecole  classique  qu'il  aime  tont  a  la  fois 
pour  sa  conception  scientifique  des  lois  economiques  et  pour  son 
liberalisme,  et  ä  laquelle  il  ne  reproche  guere  qu'une  tendance  a 
envisager  l'economie  politique  ä  un  point  de  vue  trop  exclusivement 
„chrematistique".  —  Mais  il  est  deliberement  hostile  a  l'historisme 
qu'il  considere  comme  une  theorie  dangereuse,  antiscientifique,  parce- 
qu'elle  proscrit  l'absolu  du  domaine  de  la  science  et  meconnait  ainsi 
la  notion  de  loi;  eile  „renferme  mille  fois  plus  ä^immoralites,  que 
les  historistes  n'en  ont  jamais  trouve  ä  reprocher  au  classicisme  des 
disciples    d'Adam  Smith".     II   condamne   uon   moins  energiquement  le 
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socialisme  d'etat,  dont  les  doctrines  lui  paraissent  „inspiree  par  l'il- 
lusion  de  croire  que  l'etat  peut  conduire  a  son  gre  la  nation".  Et  il 
est  ä  peine  utile  d'aj outer  qu'il  se  montre  tres  dur  pour  le  collectivisme, 
auquel  il  reproche  tout  ä  la  fois  ses  tendances  evolutionistes  et  inter- 
ventionistes.  —  Les  disciples  modernes  des  classiques  eux  memes  ne 
trouvent  pas  completement  gräce  ä  ses  yeux :  aux  uns,  ceux  de  Tecole 
Autrichienue,  il  reproche  le  caractere  „metaphysique"  de  leurs  doctrines, 
aux  autres,  ceux  de  l'ecole  mathematique,  „la  sterilite"  de  leurs  calculs. 

II  semble  donc  bien,  ä  en  juger  du  moins  par  la  position  que  prend 
M.  Rambaüd  vis-ä-vis  de  ces  ecoles,  et  par  les  appreciations  qu'elles 
lui  inspirent,  qu'il  doit  etre  considere  comme  un  liberal  modere.  Mais 
son  liberalisme,  et  par  le  il  se  difFerencie  des  autres  membres  de 
r^cole  liberale,  est  fortement  teinte  de  christianisme,  et  plus  precise- 
raent  encore,  de  catholicisme.  Bien  qu'il  critique  assez  volontiers  le 
caractere  „metaphysique"  de  certaines  doctrines,  qu'il  parait  confondre 
quelquefois  (quand  il  parle  de  l'ecole  Autrichienue  par  exemple)  avec 
le  caractere  alstrait,  il  est,  parmi  les  auteurs  modernes.  Tun  de 
ceux  chez  qui  les  tendances  „metaphysiques"  au  sens  precis  du  mot, 
s'affirment  le  plus  fortement,  au  point  de  ne  diiferer  de  celles  des 
Physiocrates  que  par  leur  caractere  plus  nettement  religieux  ou  meme 
th^ologique.  Non  seulement  il  pretend  etablir  entre  la  religion  et  la 
science,  en  particulier  l'economie  politique,  une  Subordination,  que 
beaucoup  meme  dans  l'Eglise  tendent  ä  remplacer  aujourd'hui  par  une 
Separation  complete,  mais  il  croit  aux  lois  economiques  parceque,  sans 
elles,  le  monde  des  phenomenes  economiques  manquerait  de  „cet  ordre 
et  de  cette  beaute"  que  Dieu  ä  mis  partout  dans  le  monde.  Et  parce- 
que ces  lois  economiques  sont  l'oeuvre  de  Dieu,  il  les  croit  „bonnes 
et  bienfaisantes",  en  ce  sens  que  les  interets  des  irulividus  s'accordent 
avec  ceux  de  la  collectivite,  de  teile  sorte  que  „dans  la  majorite  des 
cas,  la  recherche  honnete  et  morale  de  l'interet  prive  de  chacun  r^alise 
promdentiellement  le  bien  general  de  tous".  II  est  a  peine  utile  de  faire 
remarquer  que  ce  physiocratisme  attarde  qui  revet  chez  M.  Rambaüd 
la  forme  optimiste,  pourrait,  avec  autant  de  logique,  en  s'appuyant 
sur  le  meme  fondement  religieux  et  surtout  catholique,  c'est  ä  dire  sur 
l'idee  de  faute  et  de  reparation,  aboutir  ainsi  qu'il  en  est  d'ailleurs 
chez  les  socialistes  catholiques,  ä  une  conception  pessimiste  des  lois 
economiques,  impliquant  une  certaine  contradiction  entre  les  interets 
prives  et  ceux  de  la  collectivite,  et  la  necessite  de  subordonner  volon- 
tairement  ou  par  la  contrainte  les  uns  aux  autres.  —  Mais,  qu'il  se 
se  rattache  ä  son  point  de  depart  avec  plus  ou  moins  de  necessite  ou  de 
logique,  le  liberalisme  de  M.  Rambaüd  n'est  pas  du  moins  exclusivement 
fonde  sur  des  raisons  d'ordre  scientifique,  et  c'est  pourquoi  nous  lui 
avons  applique  le  qualificatif  de  „chretien". 

Toutefois  il  faut  se  garder  sur  ce  point  de  toute  confusion.  Le 
catholicisme  de  M.  Rambaüd  n'a  rien  de  commun  avec  ce  qu'on  appelle 
aujourd'hui  „le  catholicisme  social"  et  ä  plus  forte  raison  avec  le 
socialisme  chretien ;  il  est  meme  en  antagonisme  avec  eux.  M.  Rambaüd, 
en  effet,  se  montre  tres  severe  pour  certain  catholiques  de  notre 
siecle,    „qui   ont   fait,   dit-il,   de   regrettables  et  danger  eux  emprunts  ä 
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divers  systemes  socialistes.  II  leiir  reproche  de  vouloir  tonjoiirs  donner 
comme  contrepartie  aux  droits  individuels,  des  fonctions  sociales,  dont 
le  controle  ou  merae  l'accomplissement  serait  confie  ;i  l'etat,  et  il  se 
refuse  energiquement  a  admettre  (ju'ils  puissent  trouver  dans  les  doetrines 
des  Premiers  chretiens  et  des  Peres  de  l'Eglise,  „un  point  d'appui  pour 
leurs  forraules  qui,  sous  pretexte  de  rajeunir  et  de  legitimer  la  propriete, 
ne  seraient  pas  allees  ä  moins  qu'ä  autoriser  la  spoliation".  C'est  donc 
a  l'ecole  catholiqiie  liberale  qu'il  faut  rattaclier  M.  Rambaud,  et  encore 
son  liberalisme  catholique,  comme  celiii  de  beaiicoup  d'aiitres  membres 
de  son  ecole,  ne  differe-t-il  du  liberalisme  pur  et  simple,  quant  aux 
consequences  pratiques  auxquelles  il  conduit,  que  par  des  nuances 
fugitives  bien  diflficiles  a  saisir,  car  il  declare  lui-meme,  et  en  cela,  il 
a  pleinement  raison,  qu'il  n'y  a  pas  uue  economic  politique  chretienne 
pas  plus  qu'il  n'y  a  une  medecine  cbretienne.  Aussi  meriterait-il  plutot, 
nous  semble-t-il,  lui  et  les  autres  membres  de  l'ecole  catholique  liberale, 
le  qualificatif  de  cliretien  economiste  plutot  que  celui  d'economiste 
chretien. 

Ceci  soit  dit  d'ailleurs  non  pas  ä  titre  de  critique,  mais  de  consta- 
tation,  car  les  idees  personnelles  de  M.  Rambaud  sur  l'economie 
politique  ne  l'empechent  nuUement  d'analyser  les  idees  des  autres  eu 
pleine  liberte  d'esprit  et  de  les  exposer  souvent  d'une  fagon  fort  exacte 
et  interessante.  Nous  avons  lu  notamment  avec  beaucoup  de  plaisir  les 
pages  qu'il  a  consacrees  au  mercantilisme,  dont  il  eut  pu  cependant 
marquer  plus  nettement  l'evolution,  aux  corporations,  au  Systeme  de 
Law,  aux  doetrines  des  Physiocrates  et  de  .1.  B.  Say,  au  socialisme 
chretien.  Mais  sur  un  certain  uombre  de  points  nous  sommes  cn 
desaccord  avec  lui.  II  ne  nous  parlait  pas  qu'il  ait  mis  assez  en 
lumiere  les  origines  du  collectivisme,  dont  il  parle  cependant  assez 
longuement,  et  qu'il  l'ait  suffisamment  distingue,  d'une  part,  du  socialisme 
utopique,  et  de  l'autre,  du  marxisme.  II  eut  pu  aussi,  nous  semble-t-il, 
exprimer  plus  nettement  en  les  degageant  de  la  forme  un  peu  ab- 
straite  et  convenue  qu'on  leur  donne  habituellement  dans  les  ouvrages 
destines  ä  une  refutation  sommaire  faite  pour  des  lecteurs  convaincus 
d'avance,  les  objections  des  marxistes  contre  l'organisation  economique 
actuelle.  Ce  que  M.  Rambaud  nous  dit  de  plus  net  ä  cet  egard,  c'est 
que  Marx  .,n'a  jamais  voulu  reconnaitre  que  des  Instruments  possedes 
par  un  entrepreneur  aient  du  figurer  au  nombre  des  causes  economiques 
de  la  valeur  et  du  produit".  —  Or  ce  n'est  pas  precisement  ce  que 
nie  Karl  Marx,  il  admet  bien  que  les  Instruments  sont  la  cause  de 
la  valeur  des  produits;  mais  cette  valeur  n'etant  selon  lui  que 
du  travail  cristallise,  doit  aller  tout  entiere  ä  ceux  qui  fournissent 
le  travail,  et  non  rester  partiellement  entre  les  mains  du  capitaliste 
((ui,  comme  tel,  n'a  pas  travaille.  Ce  qu'il  n'admet  pas  en  realite,  c'est 
qu'une  classe  sociale,  par  le  seul  fait  qu'elle  detient,  sous  le  nom  de 
capitaux,  le  raonopole  du  pouvoir  de  Commander  du  travail,  puisse 
operer  des  prelevements  sur  le  produit  de  ce  travail.  C'est  cette 
objection  de  parasitisme  dirigee  contre  la  classe  bourgeoise  que 
M.  IkAMBAUD  a  notre  sens  n'a  pas  assez  nettement  formulee  et  discutee.  — 
Ajoutons  qu'il  a  completement  passe  sous  silence  l'evolution  du  marxisme 
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et  la  lutte  tres  vive  qui  s'est  engagee  au  sein  du  parti  socialiste,  daus 
tous  les  pays,  entre  les  tendances  revolutionnaires  et  les  tendances 
reformistes. 

N0U8  ne  sommes  pas  non  plus  tout  ä  fait  d'accord  avec  M.  Rambaud 
sur  la  conception  qu'il  se  fait  de  l'economie  politique  classique,  des 
bis  qu'elle  a  pretendu  formuler  et  des  eeoles  qui  deriveut  directement 
o'elle.  Les  reponses  qu'il  oppose  ä  cet  egard  aux  objections  de  ses 
alversaires  de  l'ecole  classique  ne  nous  paraissent  pas  plus  concluantes 
qie  les  arguments  par  lesquels  il  combat  les  theories  de  ses  continuateurs 
de  l'ecole  Autricliienne  et  de  l'ecole  mathematique.  Au  reproche 
qm  l'ecole  historique  fait  a  l'ecole  classique  d'avoir  abuse  de  l'ab- 
straction  en  echafaudant  sur  des  donnees  empruntees  aux  caracteres 
generaux  de  l'homme  et  de  la  nature  une  conception  de  la  vie  econo- 
mique  degagee  de  tout  element  contingent,  avec  la  pretention  cepen- 
dant  d'en  tirer  des  regles  de  conduite  pour  la  vie  pratique,  M.  Rambaud 
reponc^  en  disant  que  l'ecole  classique  n'a  pas  perdu  de  vue  autant 
qu'on  le  pretend  la  realite  vivante,  que  d'ailleurs  l'abstraction  est 
inseparjble  de  la  science,  qu'il  n'y  a  pas  de  science  sans  abstraction. 
Cela  est  entendu;  on  pourrait  meme  dire  avec  Chevreul  que  tout  fait 
est  une  abstraction,  mais  la  question  est  de  savoir  quel  usage  on  peut 
faire  de  Tabstraction,  quels  correctifs  et  quel  controle  il  faut  lui  faire 
subir  avant  de  s'en  servir  dans  la  vie  reelle.  Or,  sur  ce  point,  il 
semble  bien  que  l'ecole  classique  et  l'ecole  historique  se  soient  egale- 
ment  trompees,  la  premiere  en  prenant  des  hypotheses  pour  des  verites 
acquises  et  des  abstractions  pour  des  realites,  la  seconde  en  n'appreciant 
pas  ä  leur  juste  valeur  les  Services  que  peut  rendre  l'hypothese  pour 
atteindre  la  verite  et  l'abstraction  pour  atteindre  la  realite.  C'est  lä 
ce  que  M.  Rambmjd  ne  semble  pas  avoir  aper9u.  II  n'a  pas  remarque 
non  plus,  semble-t-il,  que  precisement  l'ecole  mathematique  et  l'ecole 
Autrichienne  ont  pretendu  reagir  contre  ces  deux  tendances  opposees 
et  egalement  vicieuses,  en  creant  deux  domaines  separes.  Tun  pour 
riiypothese  et  l'abstraction,  l'autre  pour  les  verites  demontrees  et  la 
realite.  On  peut  d'ailleurs  discuter  l'opportunite  de  separer  des  donnees 
concretes  ou  celle  de  compliquer  encore  les  abstractions  de  l'ecole 
classique.  Mais  quand  on  admet,  comme  M.  Rambaud,  la  legitimite  de 
l'abstraction  poussee  aussi  loin  que  l'ont  fait  les  economistes  classiques, 
on  ne  saurait  opposer  avec  lui  une  fin  de  non  recevoir  absolue  a 
la  methode  de  l'ecole  Autrichienne  et  de  l'ecole  mathematique.  De 
Sorte  qu'en  derniere  analyse,  si  les  arguments  qu'invoque  M.  Rambaud 
nous  paraissent  iusufßsants  pour  defendre  l'ecole  classique  contre  ses 
adversaires  de  l'ecole  historique,  ils  nous  paraissent  en  revanche  pleine- 
ment  suffisants  pour  defendre  contre  M.  Rambaud  lui  meme  les  heritiers 
de  l'ecole  classique.  Observons  d'ailleurs  en  passant  que  la  methode 
de  l'ecole  mathematique,  qui  se  rattache  par  les  liens  les  plus  etroits, 
que  M.  Rambaud  ne  parait  pas  non  plus  avoir  remarques,  ä  celle  de 
l'ecole  Autrichienne  est  comme  eile,  dans  le  domaine  de  l'economie 
politique  pure  tout  au  moins,  essentiellement  deductive,  qu'elle  n'a  rieu 
de  commun  par  consequent,  sinon  l'emploi  des  chiffres  et  des  formules, 
avec  la  methode  statistique  qui  est  au  contraire  une  des  formes  de  la 
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methode  d'observation,  et  qu'il  ne  convient  paB  par  consequent,  C(tmme 
l'a  fait  M,  Rambaud,  de  confondre  ces  deux  methodes  sous  le  meme 
titre,  dans  le  meme  expose  et  la  meme  critique. 

Quant  a  I'ecole  liistorique  eniin  et  aux  critiques  que  formiüe  contre 
eile  M.  Rambaud,  nous  aurions  beaiicoup  ä  dire.  Mais  il  nous  per- 
mettra  de  ne  pas  prendre  trop  au  serieux,  en  raison  meme  de  leur 
gravite,  les  objections  dout  il  pretend  l'accabler.  Que  I'ecole  liistorique 
se  soit  livree  a  des  exagerations  dans  la  critique  (pi'elle  a  faite  de? 
theories  classiques,  qu'elle  ait  cede  plus  d'une  fois  a  la  tentation  ce 
demolir  au  lieu  de  mettre  au  point,  d'opposer  trop  vivement  le  rela:if 
de  ses  conceptions  a  l'absolu  de  Celles  des  classiques,  c'est  ce  que  tout 
le  monde  commence  ä  admettre  aujourd'hui.  Mais  qu'elle  n'ait  aucun 
caractere  scientifique  ni  meme  „ethique",  eile  qui  a  invente  ou  du 
moins  vulgarise  le  mot,  sinon  la  chose,  M.  Rambaud  aura  beau'-oup 
de  peine  ä  le  faire  accepter.  En  tous  cas,  nous  avouons  nc  pas 
comprendre  du  tout  pourquoi  le  fait  que  I'ecole  historique  allemande 
ne  s'est  pas  inspiree  de  considerations  religieuses  lui  enleve  le  droit 
de  reprocher  a  I'ecole  anglaise  d'avoir  neglige  dans  son  analyse  des 
plienomenes  economiques  les  mobiles  autres  que  l'interet  personnel  et 
l'egoisme.  Lucien  Brocard. 

W.  Langenbeck,  Geschichte  des  deutschen  Handels  (Aus 
Natur  und  Geisteswelt,  Band  237).  B.  G.  Teubner,  Leipzig  1909. 
Geb.  1,25  Mk. 

Das  vorliegende  Bändchen  bildet  eine  Ergänzung  zu  der  in  der 
gleichen  Sammlung  veröffentlichten  Arbeit  des  Referenten  über  die 
Geschichte  des  Welthandels.  Ein  Überblick  über  das  Literatur- 
verzeichnis zeigt  ebenso  wie  der  Gang  der  Darstellung,  daß  Verfasser 
das  umfangreiche  Quellenmaterial  sorgfältig  verarbeitet  hat ;  auch  weiß 
er  den  oft  spröden  Stoff  anschaulich  und  fesselnd  zu  formen.  Der 
allgemeine  Verlauf  der  Entwicklung  ist  treffend  charakterisiert;  doch 
scheint  es,  als  ob  der  zweite  Abschnitt  über  die  Zeit  vom  Ausgang 
der  Karolinger  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  zu  skizzenhaft  behandelt 
ist.  Insbesondere  hätte  wohl  für  eine  eingehendere  Würdigung  der 
tiefen  wirtschaftlichen  Gegensätze  zwischen  Städten,  Rittern  und 
Landesherren  Platz  geschaffen  werden  können.  Auch  scheint  die 
Wirksamkeit  der  Territorialherren  für  die  Hebung  des  Handels  im 
späteren  Mittelalter  etwas  unterschätzt  zu  sein.  Recht  dankenswert 
sind  die  Ausführungen  über  die  Organisation  des  städtischen  Marktes 
und  des  Binnenhandels  (Transport-,  Straßen-  und  Zollwesen).  Auch 
hier  zeigt  sich,  daß  der  Verfasser  über  die  neueren  Forschungen  und 
die  sich  widersprechenden  Anschauungen  gut  unterrichtet  ist.  Bei  der 
Erörterung  der  Kolonialpläne  des  Großen  Kurfürsten  hätte  vielleicht 
auch  der  geniale  Versuch  Augusts  des  Starken  von  Sachsen,  durch 
Beteiligung  am  portugiesischen  Pfeffermarkt  Einfluß  auf  den  Welt- 
handel zu  gewinnen,  erwähnt  werden  können.  Doch  beeinträchtigen 
solche  Einzelwünsclie  den  Gesamtwert  des  Buches  nicht. 

Marburg  i.  H.  Max  Georg  Schmidt. 
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F.  Friedensburg,  D  i  e  M  ii  n  />  e  i  n  d  e  r  K  u  1 1  u  r  g  e  s  c h  i  c h  t  e.  Berlin  1 909, 
Weidmannsche  Buchhandlung.     VIII  und  241  S. 

In  A.  LüscHiN  V.  EBENGREUTH8  „Allgemeiner  Münzkunde  und  Geld- 
geschichte" (München  1904)  besitzen  wir  ein  Werk,  das  sich  nicht  nur 
durch  eine  gewaltige  Fülle  von  Gelehrsamkeit  auszeichnet,  sondern 
auch  noch  auf  lange  hinaus  mannigfache  wissenschaftliche  Anregungen 
geben  wird.  Aber  neben  ihm  haben  noch  mancherlei  Arbeiten  zur 
Münzgeschichte,  die  ein  spezielles  Ziel  verfolgen,  Platz.  So  begrüßen 
wir  denn  die  vorliegende  Arbeit  eines  Münzkenners  und  Münzforschers, 
der  seit  langem  einen  Namen  in  der  Disziplin  der  Münzgeschichte  be- 
sitzt. Dieses  Buch  über  „Die  Münze  in  der  Kulturgeschichte",  das  F. 
der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  Breslau  als  Dank  für  die 
Verleihung  des  Ehrendoktorats  darbringt,  sucht  darzustellen,  wie  die 
Münze  zugleich  Erzeugnis,  Werkzeug  und  Denkmal  der  allgemeinen 
Kultur  ist,  indem  es  in  besonderen  Abschnitten  ihre  Beziehungen  zur 
Wissenschaft,  zur  Religion,  zum  Verkehr  zur  Kunst,  zur  öffentlichen 
Meinung  und  zum  Volksleben  darlegt.  F.  bemerkt  selbst,  daß  er  hier- 
mit kein  Lehrbuch  bieten  wolle;  wie  man  aus  den  eben  über  den  In- 
halt gemachten  Andeutungen  ersieht,  ist  auch  eine  strenge  Systematik 
der  Disposition  nicht  beabsichtigt.  Es  handelt  sich  aber  jedenfalls  um 
eine  Schrift,  die  in  anziehender  Form  sehr  viel  Belehrung  gewährt. 
Wenn  F.  erklärt,  er  sage  den  Fachgenossen  nichts  Neues,  so  trifft  dies 
nur  für  den  speziellen  Münzforscher  zu ;  der  große  Kreis  der  historisch 
interessierten  Personen,  die  für  Münzgeschichte  auch  etwas  übrig  haben, 
wird  ihm  für  seine  Mitteilungen  und  Anregungen  sehr  dankbar  sein. 
Um  auf  ein  paar  Einzelheiten  einzugehen,  so  kann  man  nicht  erwarten, 
daß  eine  Erscheinung  wie  die  der  „Kipper  und  Wipper"  im  Rahmen 
des  vorliegenden  Buches  allseitig  gewürdigt  wird  (vgl.  dazu  übrigens 
Hist.  Ztschr.  102,  S.  547  f. ;  Kiezler  ,  Gesch.  Bayerns  6 ,  S.  48).  Es 
handelt  sich,  wie  auch  F.  richtig  darlegt,  hierbei  nicht  um  etwas 
Isoliertes :  die  Herabsetzung  des  Feingehalts  der  Münzen  kommt  vorher 
wie  nachher  wiederholt  vor.  Man  meinte  von  oben  her  ihren  Wert 
einfach  dekretieren  zu  können.  Betrügerische  Absicht  kann  neben 
dieser  Anschauung  hergehen.  Die  Kleinstaaterei  Deutschlands  machte 
solche  Dinge  stets  besonders  unerquicklich.  Alles,  was  von  diesen 
Voraussetzungen  aus  möglich  war,  wurde  aber  damals  gesteigert  durch 
die  große  Not  der  Zeit,  und  es  kam  zugleich  etwas  wie  eine  geistige 
Epidemie  hinzu,  ähnlich  wie  es  sich  bei  dem  Südseeschwindel  von  1720 
(vgl.  diese  Ztschr.  1908,  S.  559)  verhält.  Übrigens  würden  die  Dar- 
stellungen der  Kipper-  und  Wipperzeit  wohl  in  manchen  Beziehungen 
eine  Änderung  erfahren,  wenn  der  bekannte  Aufsatz  von  Opel  (Hist. 
Ztschr.  Bd.  16),  auf  den  man  sich  noch  immer  wesentlich  stützt,  eine 
Ergänzung  durch  Studien  in  süddeutschen  Archiven  erhielte.  S.  77 
verwendet  F.  das  Wort  „Gesta  Dei  per  Francos"  zur  Charakterisierung 
der  Sinnesweise  der  alten  Franken.  Das  dürfte  doch  nicht  ganz  zu- 
lässig sein. 

Freiburg  i.  B.  G.  v.  Below. 
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Beschreibung?  des  0  b  e  r  a  m  t  s  l'  r  a  c  h.  Herausgegeben  vom 
K.  Statistischen  Landesamt.  2.  Bearbeitung.  Mit  Höhenkurvenkarte, 
Entfernungskarte  und  mit  Stadtplan  von  Urach.  Stuttgart  1909, 
W.  Kohlhammer.  X  und  788  S. 
Durch  den  Besitz  seiner  Oberamtsbeschreibungen  zeichnet  sich 
Württemberg  seit  langem  vor  andern  deutschen  Staaten  aus.  Wir  haben 
hier  von  der  zweiten  Auflage  die  Darstellung  des  Oberarats  Urach 
anzuzeigen  und  machen  auf  sie  um  so  lieber  aufmerksam,  als  das 
Unternehmen  außerhalb  Württembergs  noch  keineswegs  genügend  be- 
kannt ist.  Der  Band  enthält  zunächst  einen  „Allgemeinen  Teil",  mit 
den  Unterabteilungen:  1.  Natürliche  Verhältnisse;  2.  Altertümer;  3.  Ge- 
schichte; 4.  Volkstümliche  Überlieferungen  und  I^Iundart;  5.  Wirtschaft- 
liche Verhältnisse;  6.  Öffentliche  Verhältnisse  (Rechtspflege,  Finanz- 
verwaltung, Kataster-  und  Steuerwesen  usw.).  Dann  folgt,  den  kleineren 
Teil  bildend,  die  Beschreibung  der  einzelnen  Orte,  wiederum  mit 
historischen  Rückblicken.  Die  Mitarbeiter  sind  aus  dem  Kreise  be- 
währter Sachkenner  ausgewählt,  wie  wir  denn  unter  ihnen  einen  so 
trefflichen  Forscher  auf  dem  Gebiet  der  historischen  Pflanzengeographie 
wie  Gradmann  finden.  Neben  seinen  Beiträgen  kommen  für  uns 
namentlich  die  von  V.  Ernst,  dem  eigentlichen  Historiker  des  Bandes, 
in  Betracht.  Er  hat  für  die  verschiedenen  Seiten  der  Wirtschafts- 
geschichte selbständige  arcliivaliche  Forschungen  angestellt  (vgl.  z.  B. 
den  Abschnitt  über  Verkehrsgeschichte).  Von  den  mancherlei  inter- 
essanten Ausführungen,  die  er  uns  gibt,  seien  die  über  die  Konstanz 
der  Wohnplätze  und  die  doch  nur  wenigen  Verlegungen  von  Gehöften 
in  die  Mitte  des  Arbeitsfeldes  (S.  189),  über  die  Geschichte  der  Leib- 
eigenschaft (S.  231  ff.)  erwähnt.  S.  188  bespricht  Ernst  die  Verfügung 
des  Grafen  Eberhard,  daß  die  Einwohner  schwören  sollen,  nicht  von 
der  Herrschaft  Württemberg  zu  verziehen.  Meines  Erachtens  geht  es 
zu  weit,  sie  mit  einer  allgemeinen  Landflucht  in  Zusammenhang  zu 
bringen.  Es  liandelt  sich  wohl  wesentlich  nur  um  eine  Beschränkung 
der  Freizügigkeit,  wie  sie  auch  in  solchen  Territorien  vorkommt,  bei 
denen  von  einer  großen  Landflucht  nicht  die  Rede  sein  kann.  Be- 
merkenswerte Tatsachen  anderer  Art,  die  die  Annahme  einer  Land- 
flucht nahelegen  könnten,  hat  E.  allerdings  beigebracht. 

Freiburg  i.  B.  G.  v.  Below. 


Minden-Ravensberg    unter    der    Herrschaft    der    Hohen- 
zollern.      Festschrift    zur   Erinnerung    an    die    dreihundertjährige 
Zugehörigkeit    der    Grafschaft    Raveusberg    zum     brandenburgisch- 
preußischen  Staat.    Bielefeld  und  Leipzig  1909.    Velhagen  &  Klasing. 
379  S. 
Dieser  Sammelband  enthält  folgende  Beiträge :  H.  Tümpel,  Politische 
Geschichte   (bis   zur  Gegenwart);    H.  Eickhoff,    Kirchen-   und   Schul- 
geschichte ;  0.  Schulz,  Die  Entwicklung  der  Landwirtschaft ;  H,  Pott- 
hoff,  Geschichte  von   Gewerbe  und  Handel ;   H.  Blocks,   Geschichte 
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des  Post-  und  Telegraphenwesens;  W.  Micke,  Die  Entwiokhing  der 
Eisenbahnen ;  H.  Jellinghaüs,  Volkskunde ;  E.  Magnus,  Das  Biuiern- 
haus  in  der  Grafschaft  Ravensberg ;  W.  Engels,  Ravensbergisches  und 
minden-ravensbergisches  Münzwesen  von  1609 — 1706.  Aus  der  in 
jeder  Hinsicht  trefflichen  Darstellung  von  Tümpel  (der  zugleich  Heraus- 
geber der  ganzen  Festschrift  ist)  möchten  wir  namentlich  hervorheben, 
daß  die  Geschichte  der  politischen  Parteien  eingehend  behandelt  wird. 
Es  ist  zu  wünschen,  daß  sie  darin  Nachahmung  findet:  dieser  Teil 
der  inneren  Geschichte  wird  noch  viel  zu  wenig  gepflegt.  Eickhoffs 
Beitrag  ist  bei  der  Bedeutung,  die  der  kirchlichen  Entwicklung  Ravens- 
bergs  im  19.  Jahrhundert  zukommt,  besonders  willkommen.  Der  Artikel 
von  Schultz  entbehrt  nicht  des  Belehrenden;  doch  vermißt  man  teil- 
weise die  Benutzung  der  neueren  Literatur.  Die  Darstellung  von 
Potthoff,  einem  Schüler  von  K.  Bücher,  zeigt  die  Vorzüge  dieser 
Schule.  Aber  Büchers  Lohnwerktheorie  hätte  doch  mit  mehr  Zurück- 
haltung vorgetragen  werden  sollen  (S.  181);  vgl.  mein  „Territorium 
und  Stadt"  und  Histor.  Ztschr.  Bd.  86.  Die  Schilderung  von  Magnus 
ist  dankbar  aufzunehmen,  insofern  sie  gegenwärtige  Verhältnisse  be- 
handelt. Die  historische  Erörterung  läßt  manches  zu  wünschen  übrig. 
Es  mag  bei  dieser  Gelegenheit  auf  ein  Urteil  hingewiesen  werden,  mit 
dem  Edward  Schröder  in  den  Streit  über  die  Herkunft  des  Einzel- 
hofsystems  eingegriffen  hat.  Er  bemerkt,  „Stadt  und  Dorf  in  der 
dcutsclien  Sprache  des  Mittelalters" ,  Sonderabdruck  aus  den  Nacli- 
richten  der  Gott.  Gesellschaften  d.  Wiss.  Geschäftl.  Mitteilungen  190(i, 
2.  Heft,  S.  4 :  „Das  Wort  Dorf  besitzen  die  Germanen  mit  den  Kelten 
gemeinsam:  auch  auf  deutschem  Boden  ist  es  mehrfach  in  keltischer 
Form  als  Ortsname  überliefert  (Trebra,  Drever,  Drebber,  Tribur),  und 
hierin  haben  wir  einen  bedeutungsvollen  Hinweis  darauf,  daß  bei  den 
Kelten  Nord-  und  Westdeutschlands  das  Zusammenwohnen  in  Dörfern 
nicht  das  Gewöhnliche  war.  Von  dieser  Seite  her  erhält  die  schlecht 
bewiesene  These  Meitzens  von  den  Einzelhöfen  der  nordwestdeutschen 
Kelten  eine  gewiß  beachtenswerte  Stütze." 

Nehmen  wir  die  andern  Beiträge  des  Sammelbandes  hinzu,  so  haben 
wir  in  ihm  im  ganzen  eine  erfreuliche  Bereicherung  auch  der  wirt- 
schaftsgeschichtlichen Literatur  zu  begrüßen. 

Freiburg  i.  B.  G.  v.  Below. 


Erwiderung. 

Meine  Schrift  über  die  friesischen  Standesverhältnisse  in  nach- 
fränkischer Zeit  ist  in  dieser  Zeitschrift  i)  von  Höfflinger  in  einer 
Weise  besprochen  worden,  die  einer  Antwort  bedarf. 

Mein  Rezensent  hat  es  nicht  für  erforderlich  gehalten,  zu  den  von 
mir   behandelten   Fragen   sachlich   Stellung  zu   nehmen.     Er    begnügt 


1)  Bd.  VU  S.  328,  büd. 
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sich  damit,  in  sechs  Einzelfällen  meine  Arbeitsmethode  zu  beanstanden 
und  daraufhin  ein  näheres  Eingehen  abzulehnen.  Trotz  dieser  Zurück- 
haltung hat  er  genug  gesagt,  um  eine  Ivlarlegung  seiner  Rezensions- 
methode zu  ermöglichen.  Sie  besteht  in  Verwechslungen,  Ich  will 
mit  dem  SchlußangrifF  beginnen,  weil  er  der  ausführlichste  ist  und  von 
HÖFFLINGER  als  besonders  vernichtend  vorgetragen  wird. 

I.  Die  Verwechslung  von  Text  und  Konjektur. 

HÖFFLINGER  verspricht  ein  bedauerliches  Beispiel  .,für  Hecks  ge- 
waltsame Art,  die  Belegstellen  nach  seinem  Bedarf  zu  interpretieren", 
und  gibt  nun  von  meinem  Fehlgriff  die  nachfolgende  Schilderung: 
„Da  wird  auf  zwei  Seiten  (208,  209)  ein  wichtiges  Novum  angekündigt, 
das  sich  —  als  eine  Wiederaufnahme  einer  schlechten  Lesart  Herolds 
herausstellt.     Im  Epilog  zu  tit.  XXII  der  lex  Fris.  heißt  es: 

.  .  .  nobilis  vero  hominis  compositio,  sive  in  vulneribus  et  percussioni- 
bus  et  Omnibus,  que  superius  scripta  sunt  .  .  . 

.  .  .  liti  vero  compositio,  sive  in  vulneribus,  sive  in  percussionibus, 
sive  in  mancationibus  et  in  omnibus  superius  descriptis  .  .  . 

Hier  setzt  Heck  beide  Male  mulieribus  statt  vulneribus.  Es  wäre 
also  zu  übersetzen :  bei  Frauen,  Schlägen,  Verstümmelungen  etc.  Doch 
genug  damit."  —  „Es  dürfte  schwerlich  jemand  Lust  fühlen,  auf  solche 
Argumente  eingehend  zu  entgegnen." 

Ein  mit  den  friesischen  Quellen  vertrauter  Leser  wird  ohne  weiteres 
erkennen,  auf  welchem  Fehler  das  Urteil  des  Rezensenten  beruht.  Für 
Fernerstehende  sei  bemerkt,  daß  wir  von  der  lex  Frisionum  nur  eine 
einzige  Überlieferung  besitzen,  nämlich  nur  jenen  Druck  Herolds, 
den  der  Rezensent  so  nichtachtend  behandelt.  Es  existiert  Aveder  eine 
Handschrift  noch  ein  nicht  auf  Herold  zurückführender  Druck.  Das 
ist  allgemein  anerkannt i).  Es  gibt  daher  überhaupt  „keine  Lesarten", 
wie  mein  Rezensent  meint,  sondern  nur  einen  Text,  den  Text  Herolds 
und  daneben  Konjekturen  neuerer  Schriftsteller.  In  diesem  einzigen 
Texte  steht  nun  an  den  beiden  fraglichen  Stellen  mulieribus.  Die 
Worte  vulneribus,  welche  HöFFLINGER  für  Textworte  hält,  stammen 
von  GÄRTNER,  der  sie  .1730  in  seiner  Ausgabe  von  Siccama  bringt"). 
RiCHTHOFEN  hat  diese  Änderung  als  Emendatiqn  aufgefaßt  und  über- 
nommen mit  der  dürftigen  Begründung,  daß  die  Überlieferung  mulieribus 
sinnlos  sei. 

Diese  Eraendation  ist  schon  aus  allgemeinen  textkritischen  Gründen 
bedenklich.  Es  handelt  sich  um  ein  zweimaliges  Vorkommen  desselben 
Ausdrucks.  Auch  mußte  jedem  sclilecht  orientierten  Schreiber  oder 
Drucker  die  Kombination  von  vulneribus  und  percussionibus  näher 
liegen    als    die    von   mulieribus    und   percussionibus.     Mein    „Novum" 


1)  Vgl.  z.  B.  R.  Schröder,   Lehrbuch    der    deutsch.  Rgsch.   §31,    11. 
Brunner,  Handbuch  I  §  47  usw.    Dissentienten  gibt  es  nicht. 

2)  Die  Änderung  ist  weder  hervorgehoben  noch  motiviert.     Es  muß  da- 
hingestellt bleiben,  ob  sie  vom  Herausgeber  herrührt  oder  vom  Korrektor. 
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besteht  nun  in  einer  früher  nicht  gemachten  Beobachtung,  welche  jeden 
Anlaß  zu  der  Textkorrektur  beseitigt.  Die  Bußen  des  Titels  XXII 
beziehen  sich  allerdings  überwiegend  auf  Wunden,  aber  dieser  Titel 
handelt  tatsächlich  auch  von  Frauen,  und  zwar  stehen  diese  Beschlüsse 
gerade  am  Ende  des  Titels  unmittelbar  vor  dem  Epilogus^).  Der 
Epilogus  enthält  eine  rückschauende  Erläuterung.  Er  sagt,  daß 
die  vorhergehenden  Bußzahlen  für  den  liber  gelten.  Es  ist  nun  psycho- 
logisch durchaus  möglich  und  bei  einem  Rechtsprotokoll  besonders 
naheliegend,  daß  die  Verfasser  einer  solchen  Rückschau  die  zuletzt 
stattgehabten  Verhandlungen  zuerst  ins  Auge  fassen  und  erwähnen. 
Diese  letzten  Beschlüsse  stehen  ja  noch  frisch  im  Bewußtsein.  Da 
nun  die  zeitlich  letzten  Verhandlungen  sich  auf  die  Frauen  bezogen 
haben,  so  ist  es  nicht  sinnlos,  sondern  vollkommen  verständlich,  wenn 
bei  der  Aufzählung  der  Bußfälle  uns  au  erster  Stelle  die  Frauen  be- 
gegnen. Mit  dieser  einfachen,  von  keiner  Streitfrage  abhängigen  Be- 
obachtung entfällt  jeder  Anlaß  zu  der  Konjektur-). 

Das  ist  derjenige  Sachverhalt,  der  auf  Höfflinger  so  abschreckend 
gewirkt  hat.  Wie  kommt  nun  mein  Rezensent  dazu,  in  dieser  Resti- 
tution des  Textes  ein  bedauerliches  Beispiel  für  gewaltsame  Inter- 
pretation zu  finden?  Er  ist  auf  die  Gründe  gar  nicht  eingegangen, 
sondern  meint,  wie  sein  Gedankenstrich  beweist,  schon  mit  der  bloßen 
Mitteilung,  daß  ich  mich  auf  Hei'old  berufe,  einen  Trumpf  auszu- 
spielen. Er  erwartet,  daß  jeder  Leser  ein  solches  Verhalten  als  un- 
methodisch auffassen  würde.  Wie  erklärt  sich  eine  so  merkwürdige 
Erwartung?  Wie  kann  ferner  der  Rezensent  seinen  Lesern  die  Emen- 
dation  Gärtners  ohne  jede  Einschränkung  und  Ursprungsangabe  als 
den  Text  der  lex  Frisionum  mitteilen  und  den  wirklichen  Text  als 
eine  von  mir  vorgeschlagene  Veränderung?  Eine  solche  Vertauschung 
würde,  wissentlich  vorgenommen,  eine  Fälschung  des  Sachverhalts  sein. 
Das  Bedenkliche  der  Doppelemendation  scheint  der  Rezensent  erkannt 
zu  haben  („beide  Male"),  aber  er  legt  dies  Bedenken  mir  zur  Last  und 
nicht  den  Vertretern  der  Gegenansicht.  Für  das  ganze  Verhalten  gibt 
es  nur  eine  Erklärung :   Der   Rezensent   weiß   gar   nicht,    daß 


1)  Der  Zusammenhang  ist  folgender: 

Titel  XXn  §  88.  Si  quis  Hb  er  am  fem  in  am,  et  non  suam,  per 
maxillam  strinxerit,  duobus  solid,  comp,  et  duos  solid,  pro  freda. 

§  89.  Si  per  verenda  ejus  comprehenderit ,  IV  solid,  comp,  et  duos 
solidoe  pro  freda. 

Epilogus. 

Haec  omnia  ad  liberum  hominem  pertinent ,  nobilis  veo  hominis 
compositio  sive  in  mulieribus  et  percussionibus  et  in  Omnibus,  quae  superius 
scripta  sunt  .  .  . 

2)  Das  Ergebnis  ist  für  die  Ständekontroverse  wichtig.  Es  bestätigt 
meine  schon  vor  Jahren  unter  Verwendung  des  emendierten  Textes  aus  der 
Untersuchung  der  Bußzahlen  gezogene  Folgerung,  daß  die  Verfasser  des 
Epilogus  gerade  den  Schlußteil  des  Tit.  XXII  im  Auge  hatten.  Die  gegen- 
teilige Ansicht  spielt  unter  den  Gründen  meiner  Gegner  eine  Haupt- 
rolle. 
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die  Ausgabe  Herolds  die  einzige  Überlieferung  der  lex 
Frisionuni  ist.  Er  meint,  daß  ich  mich  gegen  eine  anderweit  ge- 
sicherte Überlieferung  auf  einen  alten  Druck  berufe.  Infolge  dieser 
Unwissenheit  hat  mein  Rezensent  die  Parteirollen  verwechselt.  Er 
hält  micli  für  einen  Konjekturalkritiker  und  fühlt  sich  selbst  als 
konservativen  Textverteidiger.  Deshalb  ist  HöFFLINGER  allerdings  von 
dem  Vorwurf  der  F.älsehung  freizusprechen,  aber  dafür  treffen  ihn 
andere  Vorwürfe.  Schwerer  noch  als  die  Unkenntnis  wiegt  die  über- 
raschende Leichtigkeit  des  Urteils,  Mein  Rezensent  bringt  es  fertig, 
über  eine  textkritische  Ansicht  abzuurteilen,  ohne  von  der  Über- 
lieferung Kenntnis  zu  nehmen. 

II.  Die  übrigen  Verwechslungen. 

1.  HÖFFLINGER  lehnt  von  vornherein  die  Wergeldgleichungen  als 
unzuverlässig  ab  und  beruft  sich  dabei  „gegen  Heck"  auf  Rietschel. 
Er  kann  die  Ansicht  Rietschels  nur  vom  Hörensagen  kennen.  Deuu 
Rietschel  hat  an  der  einzigen  Stelle,  an  der  er  sich  äußert  ^),  die 
allein  in  Frage  stehende  Vergleichung  der  friesischen  Wergelder 
untereinander  gebilligt  und  bei  dem  mittelfriesischen  Prol)lem  als  sehr 
beweiskräftig  anerkannt.  Nur  die  Vergleichung  der  Wergelder  ver- 
schiedener Stämme,  wie  sie  von  meinen  Gegnern  Brunner,  Vinogradoff, 
Hilliger  und  Jaekel  als  Grundlage  ihrer  Ansicht  verwendet  wird, 
hat  Rietschel  abgelehnt.  2.  Mein  Rezensent  meint,  daß  die  Unzu- 
verlässigkeit  meiner  Wergeldgleichungen  gleich  bei  dem  ersten  Teil 
meiner  Arbeit,  bei  der  Frage  der  Einheitsbußen,  zutage  trete.  Ich 
habe  diese  These  auf  sehr  verschiedene  Gründe  gestützt,  aber  nirgends 
auf  eine  Wergeldgleichung.  Nur  Jaekel  hat  sich  auch  bei  diesem 
Problem  auf  eine  Gleichung  berufen,  die  ich  lediglich  ablehne.  3.  Mein 
Rezensent  führt  ein  Beispiel  für  die  Kombination  von  Quellen  ver- 
schiedener Zeit  (500  Jahre  Abstand)  an,  das  meine  Arbeitsmethode 
verdächtigen  soll.  Aber  die  angeführte  Zusammenstellung  rührt  nicht 
von  mir,  sondern  von  Jaekel  her  und  wird  von  mir  an  der  ange- 
führten Stelle  gerade  wegen  des  zeitlichen  Abstands  verworfen-).  4.  Nach 
meinem  Rezensenten  soU  ich  „an  mehreren  Stellen"  kundtun,  daß 
„Friling"    durch    das  Suffix   einen   verächtlichen  Sinn  bekomme,    „was 


1)  Göttinger  Gelehrte  Anzeigen  1902  S.  100  ff.  Rietschel  polemisiert 
gegen  die  Schlüsse,  die  Britnner  aus  der  Übereinstimmung  der  Wergelder 
der  verscliiedeuen  Stämme  zieht,  und  fügt  hinzu:  „Viel  wichtiger  ist  der 
(Heck)  gelungene  Nachweis,  daß  das  spätere  mittelfriesische  Werg-eld  genau 
mit  dem  alten  mittelfriesischen  Wergeid  des  nobilis  übereinstimmt.  Sicher- 
lich ein  starkes  Argument  dafür,  daß  der  nobilis  und  nicht  der  über  der 
gemeine  Freie  war." 

2)  Jaekel  hatte  sich  bei  Auslegung  der  Oldenburger  Handschrift  auf 
das  Recht  der  lex  Frisionum  berufen.  Ich  wende  ein:  „Die  Lähmuugsbuße 
betrug  allerdings  nach  der  lex  Frisionum  Vt  Wergeid,  aber  sie  ist  seitdem 
in  allen  Gebieten  diifcreuziert  worden."  Dann  ziehe  ich  meinerseits  für  die 
Auslegung  der  Öldenburger  Handschrift,  niclit  aber  der  lex  Frisionum,  die 
sehr  nahestehende  Handschrift  von  1327  heran. 
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zu  weitgehenden  Schlüssen  Anlaß  bietet".  Tatsächlich  bin  ich  nur 
an  einer  einzigen  Stelle  auf  die  Suffixbedeutung  eingegangen,  um  einen 
positiven  Schluß  BrüNNERs  abzulehnen,  ohne  meinerseits  einen  positiven 
Schluß  aus  dem  Suffix  zu  ziehen  ^).  Die  „weitgehenden  Schlüsse"  sind 
Phantasiegebilde  des  Rezensenten.  5.  Der  Rezensent  findet  ein 
zweites  „bedauerliches  Beispiel  für  gewaltsame  Quellenverwertung" 
auch  in  der  Anmerkung  1  S.  203.  Tatsächlich  habe  ich  die  fraglichen 
Stellen  überhaupt  nicht  verwertet,  sondern  ihre  Verwertung  abgelehnt  -'). 
Damit  sind  die  Einwendungen  des  Rezensenten  erschöpft.  Es 
bleibt  gar  nichts  übrig.  Ph.  Heck. 


Nochmals  die  ältere  Sozial-  und  Wirtschaftsverfassung  der 
Alpenslawen  (Berichtigung). 

Im  letzten  Hefte  dieser  Zeitschrift  hat  J.  Peisker  unter  dieser 
Überschrift  einen  Aufsatz  veröffentlicht  (S.  326 — 37),  der  gegen  mein 
Buch  „Die  ältere  Sozial-  und  Wirtsch  afts Verfassung  der 
Alpenslawen"  gerichtet  ist.  Hatte  ich  darin  den  Nachweis  ange- 
treten, daß  die  von  Peisker  in  verschiedenen  Abhandlungen,  besonders 
dieser  Zeitschrift,  aufgestellten  Hypothesen  über  die  älteren  Kultur- 
zustände  der   Slowenen   unbegründet,    weil   mit    den   Quellen    absolut 


1)  Die  einzige  Stelle,  an  der  ich  von  der  Bedeutung  des  Suffixes  rede, 
lautet  vollständig:  „Das  Suffix  kann  verschiedene  Beziehungen  ausdrücken, 
sowohl  die  Eigenschaft  wie  die  Abstammung  und  eine  Deminution.  Nicht 
selten  gibt  es  dem  Worte  den  Nebensinn  einer  Nichtachtung.  (lu  der  An- 
merkung 3  zitiere  ich  Kluge  :  „Häufig  verbindet  sich  im  Westgeniiauischeu 
das  Gefühl  des  Bedauernswerten  oder  Verächtlichen  mit  diesen  Bildungen".) 
Wenn  Brunner  in  der  neuen  Auflage  seiner  Rechtsgeschichte  zu  Friling 
lediglich  hinzufügt  „(der  von  Freien  abstammende)",  so  läßt  sich  die  Allein- 
berechtigung dieser  Deutung  nicht  dm'ch  sprachliche  Erwägungen  nachweisen. 
Die  8i)rachUchen  Erwägungen  sind  eher  ungünstig.  Die  altfreien  Elemente 
bildeten  innerhalb  der  persönlichen  Freien  eine  höhere  Schicht.  Es  ist  nicht 
wahrscheinlich,  daß  zur  technischen  Bezeichnung  dieser  Oberschicht  eine 
Wortform  verwendet  wurde,  welche  die  Nebenbedeutung  der  Geringschätzung 
nahelegte.  Ausschlaggebend  ist  freilich  dieser  Gesichtspunkt  nicht.  Die 
definitive  Entscheidung  der  etymologischen  Frage  kann  nur  induktiv 
aus  dem  sachlichen  Inhalt  der  vorhandenen  Fundstelle  ge- 
wonnen werden."  A.  a.  0.  S.  189,  90.  Das  Resultat  aus  der  Induktion  wird 
S.  198  gezogen.  „Deshalb  ist  die  Etymologie  Brunneks  abzulehnen  und  die 
geringschätzige  Bedeutung  des  Worts  als  die  ursprüngliche  aufzufassen." 

2)  Mein  Urteil  lautet  hinsichtlich  der  fraglichen  Stellen:  „Allenfalls 
siud  zwei  Nachrichten  anzuführen,  die  höchstens  eine  1  e i s e  Unterstützung 
der  Fredeilstheorie  ergeben,  aber  keine  selbständige  Bedeutung 
besitze  n." 
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unvereinl>;ir  sind,  so  will  er  nun  an  einer  Stichprobe  die  Unrichtigkeit 
meiner  Darlegungen  erweisen. 

Er  entnimmt  zu  diesem  Zweck  meinem  Buche  einzelne  Stellen 
und  dichtet  mir  im  Anschluß  daran  Dinge  an,  die  sich  beim  Ver- 
gleich mit  dem  Buche  selbst  teils  als  sachlich  ganz  haltlose 
Behauptungen,  teils  als  Verdrehungen  des  Sachverhalts 
herausstellen.  Auf  diese  Weise  sucht  er  seinen  wissenschaftlichen 
Gegner  vor  dem  Leser  in  eine  Position  zu  versetzen,  der  gegenüber 
er  dann  mit  scheinbar  sachlicher  Widerlegung  leichtes  Spiel  zu  haben 
glaubt.  Und  —  seine  Theorie  ist  gerettet !  Obwohl  der  Aufsatz  selbst 
nur  einen  bescheidenen  Umfang  hat  —  12  Seiten  —  und  sich  auf  zwei 
miteinander  in  näherem  Zusammenhang  stehende  Fragen  aus  den  in 
meinem  Buche  behandelten  Problemen  beschränkt,  ist  die  Zahl  dieser 
Verdrehungen,  Ausflüchte  und  Winkelzüge  doch  eine  so  verblüffend 
große,  daß  ich  sofort  dagegen  Protest  erheben  und  eine  tatsächliche 
Berichtigung  hier  folgen  lassen  muß: 

1.  Es  ist  völlig  unrichtig,  daß  ich  „im  allgemeinen  ...  die  Ge- 
biete, die  zu  untersuchen  sind,  nicht  abgesteckt"  habe  (Peisker  a.  a.  0. 
S.  326). 

Wahr  ist  vielmehr,  daß  ich  Ausdehnung  und  Ziele  meiner  Unter- 
suchungen schon  im  Vorworte  meines  Buches  (p.  VI)  ganz  genau  ab- 
gegrenzt und  auch  in  der  Disposition  desselben  klar  zum  Ausdruck 
gebracht  habe,  indem  jeder  der  neun  Paragraphen  desselben  einen 
ganz  bestimmten  Komplex  von  Problemen  behandelt.  Den  besten 
Beweis  für  die  Unrichtigkeit  dieser  Behauptung  Peiskers  liefert  die 
eben  erschienene  ausführliche  Besprechung  meines  Buches  von 
Felix  Rachfahl  in  Schmollers  Jahrbüchern  für  Volkswirtschaft  etc. 
Bd.  XXXIII. 

2.  Es  ist  völlig  unrichtig,  daß  „die  entscheidende  Quelle, 
auf  die  ich  mich  wie  auf  einen  Kronzeugen  berufe",  das  Urbar  von 
Liechtenwald  vom  Jahre  1448  sei  (Peisker  S.  326  und  337). 

Wahr  ist  vielmehr,  daß  ich  meine  Ausführungen  vornehmlich  auf  die 
landesfürstlichen  Gesamturbare  der  Steiermark  aus  dem  13.  Jahrhundert, 
welche  die  Hauptquelle  für  Peiskers  Annahmen  bildeten,  aufbaue 
und  dem  genannten  jüngeren  Urbar  nur  eine  ganz  untergeordnete  Be- 
deutung einräume  (vgl.  mein  Buch  S.  40). 

Peisker  bemerkt  in  der  Hitze  des  Gefechts  gar  nicht,  wie  wider- 
sinnig seine  Behauptung  ist,  da  er  mir  in  einem  Atem  doch  zugleich 
vorwirft,  ich  hätte  dieses  Urbar  „bis  auf  einen  einzigen  Satz  nicht  zu 
Worte  kommen"  lassen  (a.  a.  0.  S.  326).  Ein  sonderbarer  Kronzeuge, 
der  nahezu  gar  nicht  zu  Worte  kommt! 

3.  Es  ist  völlig  unrichtig,  daß  ich  aus  einem  einzigen  Satz 
dieses  Urbars  alle  möglichen  Folgerungen  gezogen  hätte  (Peisker 
a.  a.  0.  S.  336). 

Wahr  ist  vielmehr,  daß  ich  die  Stellung  der  Supane,  um  welche 
es  sich  da  handelt,  aus  einer  großen  Anzjihl  verschiedener  Quellen 
zu  erklären  suchte  (vgl.  mein  Buch  S.  30 — 52j,  daß  gerade  im  Gegen- 
teil Peisker  selbst  sich  dieses  schweren  Fehlers  schuldig  gemacht 
hat,   indem    er   aus   denselben   zwei  Quellen  —  dem    landesfürstlichen 
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Urbar  von  1265  und  dem  Salzburger  Urbar  von  1309  —  zwei  ganz 
verschiedene  Arten  von  Supanen  herauskonstruiert  hat  (vgl.  unten 
Nr.  i). 

Peisker  gerät  auch  hier  wieder  mit  sich  selbst  in  bösen  Wider- 
spruch, da  er  an  einer  andern  Stelle  seines  Aufsatzes  (S.  328)  eben 
das,  was  er  mir  hier  zum  Vorwurf  macht,  die  Annahme  einer  ver- 
schiedenen Bedeutung  von  Supan,  dort  als  Unterlassung  anrechnet. 

Und  damit  komme  ich  zu  einer  4.  Behauptung  Peiskers,  die 
von  derselben  Qualität  ist.  Während  er  ursprünglich,  bei 
der  ersten  Formulierung  seiner  Theorie  (Zeitschr.  f.  Social-  und 
Wirtschaftsge-ich.  5.  Bd.),  nur  eine  Klasse  von  Supanen  annahm  — 
die  Nachkommen  des  altslowenischen  Hirtenadels,  eine  (auch  im 
13.  Jahrhundert)  noch  immer  privilegierte  Bevölkerungsschicht  — ,  hat 
er  nach  den  Darlegungen  von  W.  Levec  zwei  Arten  unterscheiden 
wollen  —  neben  jenen  noch  Dorfschulzen  im  angeblich  jüngeren 
Kolonisatiousgebiete.  Ich  wies  nach ,  daß  die  Supane  der  Urbare 
nichts  anderes  sind  als  niedere  grundherrliche  Wirtschaftsbeamte  — 
Dorfschulzen,  Meier,  Schatfer  — ,  welche  aus  den  bäuerlichen  Zinsleuten 
selbst  auf  Zeit  bestellt  wurden. 

Und  nun  stellt  Peisker  (a.  a.  0.  S.  326 f.),  indem  er  sich,  ganz 
ebenso  wie  seinerzeit  Levec  gegenüber,  den  Anschein  gibt,  als  ob 
diese  Unterscheidung  von  ihm  herrührte,  —  drei  Kategorien  von 
Supanen  auf.  Als  dritte  kommt  jetzt  neu  hinzu  jene  von  Dörfern, 
„in  denen  es  überhaupt  keine  ständigen  Supane  gibt,  sondern  einer 
der  Bauern  auf  eine  gewisse  Zeit  zum  Supan  bestellt  wird". 

Mit  dieser  Ausflucht  meint  Peisker  nun  seine  Theorie  retten  zu 
können.  Es  gebe  eben  verschiedene  Arten  von  Supanen,  die  „nur 
den  Titel  gemeinsam"  hätten.  „Von  dem  Supan  der  einen  Kategorie 
kann  —  so  erklärt  er  uns  jetzt  —  auf  den  einer  anderen  nicht  ge- 
schlossen werden  .  .  .  „der  altslowenische  Supan  ist  schon  a  priori 
etwas  ganz  anderes  als  der  Supan  einer  erst  von  Deutschen  angelegten 
slowenischen  Kolonie,  ebenso  wie  der  fränkische  Pferdeknecht  mares- 
calcus  etwas  anderes  ist  als  der  deutsche  Staatswürdenträger  Marschall. 
Es  könnte  heute  niemandem  mehr  einfallen,  von  diesem  auf  jenen 
Rückschlüsse  zu  wagen"  (S.  327  f.).  Unmittelbar  darauf  behauptet 
Peisker  (S.  328):  „Diese  Tatsachen  läßt  Prof.  Dopsch  über- 
haupt nicht  gelten."  Man  muß  wirklich  über  die  Kühnheit 
staunen,  mit  welcher  derartiges  vorgebracht  wird!  Wer  war  es 
denn,  der  von  den  Supanen  jüngerer  Quellen  (Urbar  von  1265  und  1309) 
auf  altslowenische  Supane  Rückschlüsse  gemacht  und  nur  aus  diesen 
relativ  späten  Zuständen,  welche  die  Urbare  allein  bezeugen,  eine 
ganz  phantastische  Welt  der  Vorzeit  rein  willkürlich  konstruiert  hat? 
Daß  eben  Peisker  damit  das  ABC  aller  historischen  Ki-itik  und 
Forschungsmethode  gröblichst  verletzt  hat,  ist  ja  die  durch  mein 
ganzes  Buch  ziehende  und  immer  wieder  betonte  Hauptanschuldigung 
meinerseits!     (Vgl.  bes.  S.  85.) 

Er  hat  bis  jetzt  für  die  sozialen  und  wirtschaftlichen  Zustände 
der  Alpenslawen  tatsächlich  überhaupt  keine  älteren  Quellen  vor- 
gebracht,  als   die   mehrfach  zitierten  Urbare  von  1265  und  1309,   be- 
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ziebimgsweise  noch  jüngerer  Zeiten.  Die  älteren  Urkunden  und 
Traditionsbücher,  die  Ortsnamen-  und  Flurkartenforschung  aber  hat 
er  nicht  berücksichtigt! 

Ich  lasse  selbstverständlich  gelten,  daß  der  altslowenische  Supan 
etwas  ganz  anderes  gewesen  ist,  als  der  Supan  einer  erst  von  den 
Deutschen  angelegten  slowenischen  Kolonie,  aber  Peisker  muß  für 
jene  erst  ältere  Quellennachweise  erbringen.  Er  hätte  eben  selbst 
sich  „nicht  einfallen  lassen"  sollen,  von  diesen  jüngeren  Supanen  des 
13.  Jahrhunderts  auf  jene  so  weitgehende  Schlüsse  zu  wagen.  Sie 
hängen  bis  dato  gänzlich  in  der  Luft  .  .  . 

Ich  bin  Peisker  für  die  so  kräftige  Einschärfung  jenes  obersten 
Grundsatzes  aller  historischen  Forschung,  der  strengen  chronologischen 
Scheidung  nach  den  verschiedenen  Quellen,  herzlich  dankbar.  Er  hat 
seiner  Theorie  damit  selbst  den  Strick  gedreht ! 

Ebenso  wie  hier  hat  Peisker  auch  bei  seiner  Polemik  wider  meine 
Ausführungen  über  dieBevölkerungsstatistik  eine  Reihe  direkter 
Unwahrheiten  vorgebracht. 

5.  Es  ist  völlig  unrichtig,  daß  ich  von  der  Drei-  und  Vierzahl 
der  Supane  an  einem  Orte  überhaupt  keine  Notiz  nahm  (Peisker 
a.  a.  0.  S.  332). 

Wahr  ist  vielmehr,  daß  ich  alle  von  Peisker  dafür  vorgebrachten 
Stellen  genau  erörtert  habe  (vgl.  mein  Buch  S.  35  ff.).  Peisker  hatte 
sie  freilich  vollkommen  irrig  aufgefaßt,  was  zum  Teil  auch  schon 
F.  Rachfahl  vor  mir  festgestellt  hatte  (ebenda  S.  36). 

6.  Es  ist  völlig  unrichtig,  daß  ich  das  Urbar  von  1448 .  .  ., 
„in  welchem  es  von  mehrsupanigen  Dörfern  wimmelt",  bis  auf  eine 
Stelle  „gar  nicht  in  Betracht  gezogen"  habe  (Peisker  a.  a.  0.  S.  333). 

7.  Es  ist  völlig  unrichtig  und  durch  nichts  belegt,  daß  ich 
das  Urbar  von  1528  für  Liechtenwald  „gründlich  mißverstanden"  hätte 
(Peisker  ebenda). 

Wahr  ist  vielmehr,  daß  ich,  um  die  Mehrzahl  von  Supanen 
an  einem  Orte  zu  erklär en(!),  zuerst  auf  diese  beiden  Urbare 
selbst  aufmerksam  gemacht  und  darauf  hingewiesen  habe,  daß  die 
Verwendung  des  Ausdruckes  „Supp"  hier  noch  eine  andere  Bedeutung 
erkennen  lasse,  indem  hier  einerseits  Supane  oft  neben  einzelnen  Hufen 
nur  Teile  einer  Supp,  andererseits  aber  auch  Nichtsupane,  Zinsbauern 
sonst,  Suppen  oder  Teile  davon  innehaben.  Diese  Tatsachen  legen, 
so  folgerte  ich,  die  Auffassung  von  Supp  im  Sinne  der  sonst  bezeugten 
Höfe  (curie)  nahe,  womit  dann  auch  die  Mehrzahl  von  Supanen  (=  villici) 
an  einem  Orte  sich  erklären  würde  (vgl.  mein  Buch  S.  39  f.). 

Es  lag  für  mich,  da  ich  meine  Ausführungen  prinzipiell  (vgl.  mein 
Buch  S.  17)  auf  die  jemals  ältesten  Quellen  stützte  und  den  jüngeren 
Urbaren  durchweg  nur  akzessorische  Bedeutung  zuerkannte,  hier  gar 
kein  Grund  vor,  im  Detail  des  weiten  und  breiten  auf  diese  zwei 
späten  Urbare  selbst  einzugehen.  Indem  ich  gegen  die  Annahmen 
Peiskers  von  einer  Mehrzahl  von  Supanen  an  einem  Orte  polemisierte, 
hatte  ich  um  so  weniger  Anlaß,  mich  darüber  näher  zu  verbreiten,  als 
ja  Peisker  diese  beiden  Urbare  ebenso  wie  jenes  vom  Jahre  1322  — 
gar   nicht   kannte!     Ich    durfte,   von   den    älteren   Urbaren    handelnd. 
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tatsächlich  zu  Recht  hervorheben,  daß  die  Fälle,  in  welchen  zwei 
Supane  an  einem  Ort  nachgewiesen  werden  konnten,  die  seltenen  Aus- 
nahmen darstellen,  daß  es  „bis  jetzt  bloß  vier  von  mehreren  Hundert" 
seien  (S.  40).  Peisker  (S.  333)  moniert  auch  dies  somit  zu  Unrecht 
und  entstellt  damit  den  tatsächlichen  Sachverhalt.  Tatsächlich  kommt 
in  den  ganzen,  sehr  umfangreichen  landesfürstlichen  Gesamturbaren 
der  Steiermark  nicht  ein  Ort  vor,  wo  mehr  als  ein  Supan  erwähnt 
würde;  jene  von  mir  als  Ausnahmen  erklärten  vier  Fälle  beziehen 
sich  auf  das  jüngere  Salzburger  Teilurbar  vom  Jahre  1309  (vgl  mein 
Buch  S.  38). 

Peisker,  der  selbst  seine  Darstellung  meist  sehr  breit  zu  halten 
pflegt  und  alle  ihm  bekannten  Quellen  gewöhnlich  auch  mit  zum  Ab- 
druck bringt,  wird  freilich  kaum  verstehen,  daß  man  eine  Quelle  sehr 
wohl  in  Betracht  gezogen  haben  kann,  auch  wenn  man  nur  einen  Satz 
daraus  abdruckt.  Vgl.  übrigens  S.  105  n.  5.  Ich  kann  ihm  verraten, 
daß  ich  noch  eine  stattliche  Reihe  von  solch  jungen  Urbaren  —  die  er 
vermutlich  auch  nicht  kennt  —  sehr  genau  durchgearbeitet  habe,  ohne 
daß  in  meinem  Buche  auch  nur  mit  einem  Wort  davon  die  Rede  ist. 
Er  braucht  nur  die  Benützungsausweise  des  Grazer  Landesarchivs  und 
Wiener  Staatsarchivs  durchzusehen;  einiges  wird  auch  aus  meiner 
Edition  der  steiermärkischen  landesf.  Urbare  ersichtlich. 

8.  Es  ist  völlig  unrichtig,  daß  „diese  Schlußfolgerung"  — 
welche  ich  aus  den  Urbaren  von  1448  und  1528  betreffs  des  Aus- 
druckes Supp  hier  zog  —  „eine  der  Hauptstützen"  meines  ganzen 
Buches  bilde  und  zusammenstürze,  wenn  man  den  Sachverhalt  vom 
Jahre  1528  mit  jenem  von  1309  und  1448  vergleicht  (Peisker  S.  336 
Note). 

Wahr  ist  vielmehr,  daß  diese  Annahme  überhaupt  nur  in  einer 
Unterabteilung  eines  von  den  neun  Paragraphen  meines  Buches,  §  3b 
(S.  39 — 40),  vorkommt  und  auch  hier  wiederum  nur  als  eine  von  ver- 
schiedenen Erklärungsmöglichkeiten  für  das  Auftreten  mehrerer  Supane 
an  einem  Orte  vorgebracht  wird.  Letzteres  ergibt  sich  übrigens  auch 
schon  aus  dem  von  Peisker  S.  332  gebotenen  Zitat  aus  meinem  Buche ! 

Selbst  wenn  sie  unrichtig  wäre  —  angenommen,  aber  nicht 
zugegeben  — ,  würde  sich  tatsächlich  nichts  an  meinen  Dar- 
legungen ändern.  Denn  was  ergibt  sich  denn  Positives  aus  dem 
nun  von  Peisker  gebotenen  Abdruck  einer  Reihe  von  Urbarstellen? 
Was  versteht  denn  er  hier  unter  Supp?  Es  genügt  doch  wohl  nicht, 
die  Annahme  des  wissenschaftlichen  Gegners  einfach  als  unrichtig  hin- 
zustellen, ohne  selbst  eine  bessere,  ja  überhaupt  eine  Erklärung  dafür 
zu  geben.  Oder  sollen  wir  vielleicht  deshalb,  weil  in  einem  Urbar  von  1448 
an  verschiedenen  Orten  eine  Mehrzahl  von  Supaneu  genannt  wird,  nun 
ernstlich  glauben,  daß  dies  zur  Rekonstruktion  der  altslowenischen 
Supane  —  eines  Hirtenadels  von  Nachkommen  turkotatarischer  Reiter- 
nomaden —  genüge  ?  „Es  könnte"  —  um  Peiskers  neuesten  Lehrsatz 
nun  praktisch  anzuwenden  —  „heute  niemandem  mehr  einfallen",  von 
diesen  Salzburger  Zinsleuten  des  15.  Jahrhunderts,  die  von  fest- 
bemessenen Hufen  dienen,  auf  jene  solche  Rückschlüsse  zu  wagen. 
Das  ginge  ja  weit  über  die  von   ihm   mit  Recht   gerügte  Monstrosität 
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einer  Zusammenstellung  des  fränkischen  Pferdeknechtes  mit  dem 
deutschen  Staatswürdenträger  Marschall  noch  hinaus.  Oder  meint 
Peisker,  daß  die  von  ihm  mit  so  viel  Emphase  betonten  methodischen 
Grundsätze  nur  dort  gelten,  wo  es  ihm  gerade  paßt? 

9.  Es  ist  völlig  unzutreffend,  daß  der  von  mir  gegen  die 
PEiSKERsche  Supanenstatistik  erhobene  Einwand  bezüglich  der  Besitz- 
gemeinschaften „unrichtig"  sei  (Peisker  a.  a.  0.  S.  332). 

Wahr  ist  vielmehr,  daß  Peisker  die  von  mir  zuerst  nachgewiesene 
Tatsache,  daß  auf  einer  Hufe  nicht  selten  mehrere  Bauern  saßen, 
Gemeinderschaften  an  diesen  anzunehmen  sind,  bisher  in  all  seinen 
zahlreichen  Aufsätzen  übersehen  hat,  daß  die  Beachtung  derselben 
aber  die  ganze  Statistik  zu  seinen  Ungunsten  erheblich  ändert,  da  er 
stets  nur  eine  Bauernfamilie  für  eine  Hufe  annahm.  Wenn  Peisker 
jetzt  behauptet:  „Von  diesen  socii  weiß  ich  übrigens  schon  längst" 
(a.  a.  0.  S.  332),  so  läßt  dies  seine  Forschuugsmethode  nur  in  einem 
um  so  bedenklicheren  Lichte  erscheinen.  Er  hätte  also  eine  entschieden 
gegen  seine  Aufstellungen  sprechende  Tatsache  bewußt  ver- 
schwiegen? 

Warum  aber  ist  mein  Einwand  unrichtig  ?  Die  Hufe,  sagt  Peisker, 
repräsentiere  ursprünglich  nur  eine  Wirtschaftseinheit,  eine  Bauern- 
familie, und  nur  für  diese  Zeit  gelte  seine  Statistik ;  „ob  und  wieviele 
socii  später  da  waren,  sei  gleichgültig".  Man  traut  seinen  Ohren 
kaum.  Für  welche  Zeit  soll  also  Peiskers  Statistik  denn  gelten? 
Doch  wohl  nicht  gar  für  die  altslawische?  Was  meint  denn  Peisker 
mit  dem  „ursprünglich"  ?  Er  kann  doch  nach  seinen  oben  zitierten 
Ausführungen  über  den  Marschall  seiner  aus  einer  Quelle  des  13.  Jahr- 
hunderts entnommenen  Statistik  unmöglich  für  eine  viel  frühere  Zeit 
Geltung  vindizieren?  Da  die  socii  aber  nicht  erst  später,  sondern 
damals  bereits  nachweisbar  sind  (vgl.  mein  Buch  S.  27),  ist  seine 
Statistik  wegen  Nichtberücksichtigung  dieser  eben  tatsächlich  fehlerhaft. 

Ebensowenig  konsequent  wie  hier  ist  Peiskers  Forschungsmethode 
auch  in  der  Quellenbenützung  für  die  spätere  Zeit.  Man  höre:  „das 
von  DOPSCH  gründlich  mißverstandene  Urbar  vom  Jahre  1528  kommt 
hier  überhaupt  nicht  in  Betracht,  weil  sich  die  Verhält- 
nisse seit  1448  gänzlich  geändert  haben"  (Peisker  S.  333). 
Ja,  glaubt  denn  Peisker,  daß  dies  in  dem  so  viel  längeren  Zeitraum 
von  1265  bis  1448  nicht  der  Fall  war?  Auch  hier  gerät  er  mit  sich 
selbst  in  argen  Widerspruch,  da  er  an  einer  andern  Stelle  (S.  336) 
doch  selbst  konstatiert,  daß  von  1309  bis  1448  eine  sehr  bedeutende 
Veränderung  hinsichtlich  der  Supane  eingetreten  sei.  Also  —  könnte 
man  nach  Peiskers  Rezept  konsequenterweise  sagen  —  kommt  das 
Urbar  von  1448  hier  gar  nicht  in  Betracht! 

Man  sieht:  gerade  Peisker  macht  sich  in  eminentem  Maße  eben 
jenes  Fehlers  schuldig,  den  ich  nach  seiner  Behauptung  (S.  336)  be- 
gangen haben  soll.  Peisker  ist  es,  der  die  Quellen  auswählt,  ,.je 
nachdem  es  zu  seiner  Auffassung  paßt"  .  .  . 

Die  „ganz  willkürliche  Auswahl  der  Beispiele"  hatte  ich  ja  der 
von  ihm  aufgestellten  Statistik  hauptsächlich  zum  Vorwurf  gemacht. 
Was   entgegnet   er  darauf?     „Der  Prozentsatz  zwischen  Supanen    und 
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Bauernhuben  in  den  einzelnen  Gruppen  ist  zwar  verschieden,  aber  in 
vier  Gruppen  derselbe.  Daher  nehme  ich  [Peisker]  diese  als 
die  unversehrten  an;  die  abweichenden  sind  durch  Neurodungen 
und  Vermehrung  der  Bauernhuben  in  einzelnen  Dörfern  vergrößert 
worden"  (Peisker  S.  831),  Eine  sachliche  Begründung  für  dieses  Vor- 
gehen fehlt  auch  jetzt  wieder  gänzlich.  Warum  sind  denn  gerade  in 
diesen  vier  Gruppen  die  ;Utslowenischen  Verhältnisse  bis  zum  Jahre  126.5 
„unversehrt"  geblieben,  in  allen  anderen  —  will  sagen  mehr  als 
hundert  —  aber  nicht?? 

Als  dritten  und  letzten  Punkt  bat  Peisker  die  Frage  der  Be- 
siedelung  berührt.  Um  wenigstens  einen  Teil  der  in  den  Urbaren 
des  13.  Jahrhunderts  erwähnten  Supane  als  altslawische  ausgeben  zu 
können,  unterscheidet  Peisker  zwei  verschiedene  Kolonisationsgebiete. 
Die  Weilersiedelungen  um  TüfFer  sollen  altslawisch,  die  Marburger 
und  Pettauer  großen  Gewanndörfer  spätdeutsch  sein  (S.  329).  Ich 
bestritt  dies  auf  Grund  einer  Reihe  von  urkundlichen  Belegen  der 
älteren  Zeit  (9. — 12.  Jahrhundert)  aus  dem  Gebiete  der  Alpenslawen. 
Und  Peiskers  neue  Begründung  ?  Weil  die  Nachrichten  des  Prokopios 
über  die  Siedelungsart  der  alten  Slawen  höchstens  Weiler,  aber  keine 
großen  Dörfer  voraussetzten  und  die  Serben,  Russen  und  Elbeslawen 
ebenso  hausten,  könne  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Tüfferer 
Siedelungsart  nach  Supanenweilern  in  Untersteiermark  vordeutsch  sei. 
„Alles  das  übersieht  Prof.  Dopsch",  sagt  Peisker  (S.  328).  Nun, 
auf  den  Bericht  des  Prokopios  habe  ich  naturgemäß  keinen  Wert  ge- 
legt, da  er  sich  gar  nicht  auf  das  von  mir  behandelte  Gebiet  der 
Alpenslawen  bezieht,  sondern  auf  die  Slawen  in  den  Ebenen  an  der 
unteren  Donau.  Wollte  man  nach  der  vorschnellen  und  gänzlich  un- 
wissenschaftlichen Methode  Peiskers  Schlußfolgerungen  ziehen,  dann 
könnte  man  auch  das  gerade  Gegenteil  eben  hier  beweisen:  da  die 
auch  Peisker  sehr  wohl  bekannten  Berichte  Cäsars  über  die  Siedelungs- 
art der  alten  Germanen  Einzelhöfe  oder  höchstens  Weiler  voraussetzen, 
in  einer  Reihe  deutscher  Gegenden,  und  zwar  gerade  in  den  Alpen 
und  deren  Vorland,  auch  heute  noch  diese  Siedelungsart  vorherrscht, 
können  die  Tüfferer  Weilersiedelungen  in  Untersteiermark  also  nur 
altgermanisch,  somit  vorslawisch  sein !  Will  Peisker  etwa  diese  Argu- 
mentation nicht  gelten  lassen?  Sie  ist  genau  nach  dem  von  ihm  auf- 
gestellten Muster  fabriziert  .  .  . 

Tatsächlich  entspricht  die  Einzelhof-  und  Weilersiedelung  hier  unil 
auch  in  nichtslawischen  Gebieten  der  Bodenkonfiguration  (Gebirge); 
sie  ist,  wie  Urkunden  und  jüngere  Urbare  dartun,  vielfach  jüngeren 
Ursprungs  (vgl.  Österr.  Urbare  I,  2,  Einl.  LXVIII  und  Kartenbeilage  3). 
Peisker  hat  aber  auch  noch  eine  weitere  Ausflucht  vorgebracht,  um 
den  von  mir  nachgewiesenen  urkundlichen  Zeugnissen  für  die  Siedelung 
der  Slawen  in  der  Ebene  zu  entkommen :  „Dieser  scheinbare  Wider- 
spruch löse  sich  leicht,  wenn  man  das  Schalten  und  Walten  der  Reiter- 
nomaden, insbesondere  der  Awaren,  Bulgaren  und  Magyaren,  in  Betracht 
zieht,  waren  sie  doch  der  Hauptfaktor  in  unseren  Landen!  Von 
diesem  Hauptfaktor  nimmt  Prof.  Dopsch  überhaupt  keine 
Notiz"  (Peisker  a.  a.  0.  S.  329j.    „Die  slawischen  Siedelungen  in  den 
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höheren  Lagen  blieben  nämlich  von  den  durchrasenden  Nomaden  eher 
verschont  .  .  .  aber  die  Ebenen  wurden  entvölkert  und  konnten  erst 
nach  längerer  Ruhepause  von  den  Deutschen  .  .  .  neu  besiedelt  werden" 
(Peisker  a.  a.  0.  S.  330). 

10,  Es  ist  tatsächlich  unrichtig,  daß  ich  von  diesen  Dingen 
keine  Notiz  genommen  habe.  Wahr  ist  vielmehr,  daß  ich  gerade  bei 
meinen  Ausftlhrungen  über  die  Besiedelung  nicht  nur  wiederholt  (vgl. 
mein  Buch  S.  57,  60,  86,  91)  der  Einfälle  von  Awaren  und  Magyaren  ge- 
dacht, sondern  insbesondere  auch  selbst  betont  habe,  daß  die  breiten 
Plußtäler  und  Felder  hierbei  die  stets  benützten  Einfallsbahnen  bildeten 
(vgl.  PpnsKER  S.  329),  speziell  aber  das  von  Peisker  S.  330  zitierte 
Mur-  und  Draufeld  (vgl.  mein  Buch  S.  56).  Abgelehnt  habe  ich  freilich 
die  phantastische  Konstruktion  Peiskers,  daß  die  Supane  der  Urbare 
des  13.  Jahrhunderts  Nachkommen  turkotatarischer  Reiternomaden 
sein  sollen,  denn  dafür  fehlt  jeder  Anhaltspunkt  in  den  Quellen. 

Schließlich  berührt  Peisker  jetzt  auch  noch  die  Ortsnamen- 
forschung. Er  hatte  sie  bei  Aufstellung  seiner  Theorie  —  so  un- 
glaublich dies  klingen  mag  —  gänzlich  unberücksichtigt  gelassen.  Daß 
ich  diesen  schweren  Unterlassungsfehler  hervorhob,  hat  nun  augen- 
scheinlich Peiskers  Ärger  ganz  besonders  entfacht.  Es  regnet  nur 
so  zum  Teil  auch  ganz  persönliche  Vorwürfe:  „Die  Ortsnamenkunde 
setzt  tiefe  Kenntnisse  der  Laut-  und  Sprachgesetze  voraus;  Prof. 
DOPSCH  selbst  versteht  aber  nicht  slawisch,  ließ  sich  Stellen  aus 
slawischen  Literaturen  erst  durch  andere  ad  hoc  übersetzen,  hält  sogar 
eine  französische  Form  für  slawisch  (siabrynage)  und  vermag  nicht 
einmal  ein  nomen  topicum  von  einem  Patronymikum  oder  Possessivum 
zu  unterscheiden"  (Peisker  S.  330). 

Offenbar  sollen  diese  persönlichen  Spitzen  ersetzen,  was  Peisker 
an  sachlichen  Argumenten  fehlt.  Tatsächlich  hat  er  für  diese 
Anwürfe  keinen  einzigen  Beleg  vorgebracht.  Ich  fordere 
Peisker  hiermit  auf,  die  Stellen  zu  nennen,  welche  ilin 
dazu  berechtigen.  Denn  das,  was  er  hier  vorgebracht  hat,  be- 
zieht sich  in  einem  Teil  gar  nicht  auf  die  Alpenslawen,  sondern  auf 
Böhmen  (S.  330)  und  deckt  sich  auch  im  zweiten  Teil  (S.  331)  voll- 
kommen mit  meinen  Darlegungen !  Auch  ich  habe  tatsächlich  die  von 
Peisker  angeführten  Ortsbezeichnungen  als  Personennamen  erklärt, 
und  zwar  selbstverständlich  als  Namen  von  zur  Abfassungszeit  der 
Urbare  lebenden  Personen  (Osterr.  Urbare  I,  2,  16  und  18;  vgl.  mein 
Buch  S.  37").  Nirgends  aber  habe  ich  „die  patronymen  Ortsnamen 
als  alt,  vordeutsch"  angesehen,  wie  man  nach  Peiskers  Darstellung 
meinen  müßte  ^). 

Peisker  macht  sich  hier  einer  ganzen  Reihe  von  Verdrehungen 
des    wahren    Sachverhalts    schuldig.     Ich    konstatiere   weiters:    Tat- 


l)  In  meiner  Edition  der  steiermärkischen  Urbare  habe  ich  an  einer  be- 
reits vor  meinem  Buche  (Herbst  1908)  gedruckten  Stelle  (Einl.  p.  LXXXIj 
gerade  die  aus  Personennamen  abgeleiteten  Ortsnamen  als  jüngere  Kolon i- 
aationen  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  erklärt! 
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sachlich  habe  ich  selbst  gar  keine  eigenen  Ortsnamen- 
forschungen angestellt,  sondern  mich  durchaus  auf  die  Ergeb- 
nisse fremder  Untersuchungen,  und  zwar  von  deutschen  und  slawischen 
Forschern,  gestützt  und  dieselben  bloß  wirtschaftsgeschichtlich  ver- 
wertet. Peisker  scheint  dies  in  seinem  Ärger  ganz  übersehen  zu 
haben,  und  insbesondere  auch  die  Tatsache,  daß  ich  mich  gerade  für 
das  von  ihm  berührte  Pettauer  Feld  auf  die  Forschungen  eines 
slawischen  Autors  (Levec)  stützte  (vgl.  mein  Buch  S.  55),  dem  Peisker 
bisher  wenigstens  eine  hohe  Autorität  zumaß. 

Ich  hebe  besonders  hervor:  Meine  Untersuchungen  beruhen 
auf  Quellen,  von  denen  keine  einzige  slawisch,  alle  vielmehr 
lateinisch  oder  deutsch  abgefaßt  sind. 

Ich  habe  ausdrücklich  schon  im  Vorwort  meines  Buches  und  später 
wiederholt  abgelehnt,  mich  auf  Fragen  einzulassen,  denen  ich  als  Nicht- 
slawist  fachmännisch  fernstehe.  Ich  war  bei  meinen  Quellen- 
studien tatsächlich  nirgends  auf  Übersetzungen  aus 
dem  Slawischen  angewiesen.  Denn  auch  die  Ortsnamenfor- 
schungeu,  auf  welche  ich  mich  stützte,  sind,  soweit  sie  von  slawischen 
Forschern  herrühren,  entweder  selbst  in  deutscher  Sprache  veröffent- 
licht worden  (Miklosich,  Levec,  Orozen)  oder  in  deutscher  Über- 
tragung zugänglich  (Strekelj). 

Das,  was  ich  mir  übersetzen  ließ,  war  eine  Anzahl  von  Aufsätzen 
aus  der  cechischen,  polnischen,  russischen  und  slowenischen  Literatur, 
welche  selbst  die  hier  vorliegenden  Probleme  (Alpenslawen)  gar  nicht 
unmittelbar  berührten.  Sie  können  auch  ganz  ausgeschaltet 
werden,  ohne  daß  sich  an  meinen  Darlegungen  auch  nur 
das  geringste  ändern  würde.  Ich  habe  auf  sie  meist  nur  neben- 
her verwiesen  als  analoge  Ergebnisse  der  Forschung  in  anderen 
slawischen  Gebieten.  Peisker  hatte  sich's  freilich  leichter  gemacht, 
indem  er  sich  darum  —  wie  ich  ihm  vorwarf  —  einfach  nicht  kümmerte. 
Nun  aber  frage  ich  Peisker,  der  dieses  Moment  zuerst  berührt  hat, 
umgekehrt:  Wie  steht  es  denn  mit  den  „tiefen  Kenntnissen 
der  Laut- und  Sprach gesetze",  die  ich  nirgends  für  mich 
in  Anspruch  genommen  habe,  bei  ihm  selb  st? 

Peisker  mußte  schon  früher  zugeben,  daß  er  in  Philologicis  Laie 
sei,  daß  er  die  etymologischen  Annahmen,  welche  die  Grundlage  seiner 
weit  ausgreifenden  Konstruktionen  bilden,  bloß  mit  Hilfe  fremder,  meist 
deutscher  Forscher  kompiliert  habe  (vgl.  diese  Ztschr.  3,  244).  Sie 
sind  heute  zum  Teil  als  schwere  Mißverständnisse  Peiskers,  im  ganzen 
aber  als  völlig  unbegründete  Schlußfolgerungen  von  slawischen  Ge- 
lehrten selbst  abgelehnt  worden  (z.  B.  von  Niederle  und  J.  Janko  in 
Prag)^;.  Ein  solcher  von  hohem  Ptuf  (A.  Brückner,  Berlin)  hat 
Peiskers  Deutung  eben  des  vielberufenen  Supan  und  Supa  geradezu 


1)  Vgl.  jetzt  auch  Jankos  neueste  Darlegungen  „Über  die  Berührungen 
der  alten  Slawen  mit  Turkotartaren  und  Germanen"  in  der  neuen  Zeitschrift 
„Wörter  und  Sachen"  1,  109  (1909),  wo  er  zu  dem  Schlußergebuis  kommt, 
daß  Peijskers  Methode  verfehlt,  seine  Quellenerklärung  aber  „eigenmächtig"  sei. 
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in  (las  Kapitel  der  „Etymologischen  Anarchie"  eingereiht! 
(Indogerm.  Forsch.  1908,  23,  217).  Will  Peisker  diese  Slawisten  von 
Fivch,  denen  sich  noch  ein  hervorragender  slawischer  Rechtshistoriker, 
Oswald  Balzer  in  Lemberg,  ebenso  ablehnend  anreiht,  auch  nicht 
gelten  lassen?  Wo  sind  denn  die  fachmännischen  Kory- 
phäen, welche  sich  für  seine  Theorien  ausgesprochen 
haben?? 

Auf  den  übrigens  nicht  hierhergehörigen  und  nichts  besagenden 
Vorwurf  wegen  Verwendung  des  Wortes  siabrynage  brauche  ich  nicht 
näher  einzugehen.  Jeder  Leser,  der  mein  Buch  aufschlägt,  sieht  so- 
fort, daß  ich  diese  französische  Transkription  für  das  Rechtsverhältnis 
der  Sjabri  aus  der  französisch  geschriebenen  Arbeit  Loutchiskys,  auf 
welche  ich  mich  ebendort  stützte  (S.  171),  übernommen  habe,  und 
zwar  aus  dem  sehr  einfachen  Grunde,  weil  mir  keine  ebenso  kurze 
deutsche  Transkription  dafür  bekannt  ist.  Weiß  mir  vielleicht  Peisker 
eine  solche  zu  nennen?  Sjabr  wird  aber  auch  er  wohl  kaum  für  ein 
französisches  Wort  ansehen  wollen? 

Man  hat  den  Eindruck,  als  ob  Peisker  mit  so  naiven  Vorwürfen 
in  Nebensachen  nur  Staub  aufwirbeln  wollte,  um  den  wahren  Sach- 
verhalt, das  volle  Debäcle  seiner  ganzen  Theorie,  einigermaßen  ver- 
schleiern zu  können. 

Genug  für  diesmal.  Der  unbefangene  Leser  wird  sich,  wenn  er 
mein  Buch  selbst  mit  den  Behauptungen  Peiskers  vergleicht,  leicht 
überzeugen  können,  auf  welcher  Seite  die  Unrichtigkeit  liegt.  Will 
Peisker  weitere  „Stichproben"  solcher  Ai-t  folgen  lassen,  so  werde 
ich  ihm  auch  weiters  keine  Antwort  schuldig  bleiben.  Schon  heute 
aber  bin  ich  ihm  aufrichtig  dankbar  dafüi',  daß  sein  Aufsatz  mir  Ge- 
legenheit geboten  hat,  seine  ganze  Forschungsmethode  auch  vor  den 
Lesern  dieser  Zeitschrift,  in  welcher  er  seine  Theorien  vornehmlich 
veröffentlicht  hat,  kritiscli  zu  beleuchten. 

Igls  bei  Innsbruck,  den  10.  Aug.  1909.  Alfons  Dopsch. 
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